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Entwurf eines Gesetzes, 
betreffend Aenderungen des Oerichtsverfassungsgesetzes. 



Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
was folgt: 

Das Gerichtsverfassungsgesetz erhält die 
Fassung, die sich aus den nachbezeichneten Aen- 
derungen, Aufhebungen und Einschaltungen er- 
gibt: 

I. Der § 22 wird dahin geändert: 

Die Amtsgerichte werden mit einem oder 
mehreren Richtern besetzt. Jeder Amtsrichter er- 
ledigt, soweit nicht die Zuziehung von Schöffen 
vorgeschrieben ist, die ihm obliegenden Geschäfte 
als Einzelrichter. 

Ist ein Amtsgericht mit mehreren Richtern 
besetzt, so wird einem von ihnen von der Landes- 
justizverwaltung die allgemeine Dienstaufsicht 
übertragen; ist die Zahl der Richter größer als 
fünfzehn, so kann die Dienstaufsicht zwischen 
mehreren von ihnen geteilt werden. 

II. Als §§ 23 1 bis 23* werden folgende 
Vorschriften eingestellt : 

§ 23 K Die Zuständigkeit der Amtsgerichte 
in Strafsachen umfaßt: 

1. alle Übertretungen, 

2. diejenigen Vergehen, welche nur mit Ge- 
fängnis von höchstens drei Monaten oder 
Geldstrafe von höchstens sechshundert 
Mark, allein oder neben Haft oder in Ver- 
bindung miteinander oder in Verbindung 
mit Einziehung bedroht sind, ... » 

3. die Vergehen der Körperverletzung in den 
Fällen des § 223 und des § 230 Abs. 1, 
des Hausfriedensbruch^ im Falle des § 123 
Abs. 3 und der Bedrohung im Falle des 
§ 241 des Strafgesetzbuchs, 

4. die Vergehen des strafbaren Eigennutzes 
in den Fällen des § 286 Abs. 2 und der 
§§ 290, 291, 298 des Strafgesetzbuchs so- 
wie das nach § 93 Abs. 3 der Seemanns- 
ordnung vom 2. Juni 1902 strafbare Ver- 
gehen, 

5. die Vergehen des Diebstahls im Falle des 
§ 242 und der Unterschlagung im Falle 
des § 246 des Strafgesetzbuchs, wenn der 
Wert des Gestohlenen oder Unterschlage- 



nen einhundertundfünfzig Mark nicht über- 
steigt, 

6. die Vergehen des Betrugs im Falle des 
§ 263 und der Sachbeschädigung im Falle 
des § 303 des Strafgesetzbuchs, wenn der 
Schaden einhundertundfünfzig Mark nicht 
übersteigt, 

7. die Vergehen der Begünstigung im Falle 
des § 257 und der Hehlerei in den Fällen 
des § 258 Nr. 1 und des § 259 des Straf- 
gesetzbuchs, wenn die Handlung, auf die 
sich die Begünstigung oder die Hehlerei 
bezieht, zur Zuständigkeit der Amtsgerichte 
gehört, . 

8. die Vergehen der Sachbeschädigung im 
Falle des § 303 des Strafgesetzbuchs, auch 
wenn die unter Nr. 6 vorgesehene Voraus- 
setzung nicht vorliegt, der Körperver- 
letzung 1 in den Fällen des §223a und des 
§ 230 Abs. 2, sowie der Beleidigung in 
den Fällen der §§ 185 bis 187, 189 des 
Strafgesetzbuchs, sofern diese Vergehen im 
Wege der Privatklage verfolgt werden. 

§ 23 2 . Soweit das Amtsgericht nicht schon 
nach § 23 x zuständig ist, kann der Staatsanwalt 
dessen Zuständigkeit dadurch begründen, daß er 
bei ihm Anklage erhebt: 

1. wegen eines Vergehens, das nur mit Ge- 
fängnis von höchstens sechs Monaten oder 
Geldstrafe von höchstens eintausendfünf- 
hundert Mark, allein oder neben Haft oder 
in Verbindung miteinander oder in Ver- 
bindung mit Einziehung bedroht ist, 
2\ wegen Widerstandes gegen die Staatsge- 
walt in den Fällen der §§ 113, 114, des 
§ 117 Abs. 1 und des § 120 oder wegen 
Vergehens wider die öffentliche Ordnung 
im Falle des § 137 des Strafgesetzbuchs, 

3. wegen Vergehens wider die Sittlichkeit in 
den Fällen der §§ 180, 183, 184 des Straf- 
gesetzbuchs, 

4. wegen Beleidigung in den Fällen der §§ 185 
bis 187, 189, soweit nicht § 197 Anwendung 
findet, oder wegen Körperverletzung in den 
Fällen des § 223 a und des § 230 Abs. 2 
des Strafgesetzbuchs, 

5. wegen Nötigung im Falle des § 240 des 
Strafgesetzbuchs, 
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6. wegen Diebstahls in den Fällen des § 242 
und des § 244 in Verbindung mit § 242 
oder wegen Unterschlagung im Falle des 
§ 246 des Strafgesetzbuchs, 

7. wegen Begünstigung im Falle des § 257 
oder wegen Hehlerei in den Fällen des 
§ 258 Nr. 1 und des § 259 des Straf- 
gesetzbuchs, 

8. wegen Betrugs in den Fällen der §§ 263, 
264 oder wegen Untreue im Falle des 
§ 266 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs, 

9. wegen strafbaren Eigennutzes in den Fällen 
des § 286 Abs. 1 und der §§ 288, 289 
des Strafgesetzbuchs, 

10. wegen Sachbeschädigung in den Fällender 
§§ 303, 304 des Strafgesetzbuchs, 

11. wegen gemeingefährlichen Vergehens in 
den Fällen der §§ 309, 316, 318, 318 a, des 
§ 327 Abs. 1 und des § 328 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuchs, 

12. wegen Bestechung im Falle des § 333 
d£S Strafgesetzbuchs, 

13. wegen eines Vergehens gegen die Vor- 
schriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle, dessen Strafe in dem 
mehrfachen Betrag einer hinterzogenen Ab- 
gabe oder einer anderen Leistung besteht. 

Hatte der Angeschuldigte zur Zeit der Tat 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, 
so kann die Zuständigkeit des Amtsgerichts wegen 
aller Vergehen, wegen aller im § 73 Nr. 2 bis 8 
bezeichneten Verbrechen, wegen des Verbrechens 
des Raubes in den Fällen der §§ 249, 250, 252 
und wegen der gemeingefährlichen Verbrechen 
in den Fällen der §§ 308, 315 des Strafgesetz- 
buchs begründet werden. 

Der Staatsanwalt soll die Anklage bei dem 
Amtsgerichte nur erheben, wenn anzunehmen ist, 
daß wegen der strafbaren Handlung auf keine 
schwerere als die im Abs. 1 Nr. 1 bezeichnete 
Strafe und auf keine höhere Buße als eintausend- 
fünfhundert Mark zu erkennen sein wird. 

Im Falle des Abs. 1 Nr. 13 kann die Zu- 
ständigkeit des Amtsgerichts auch dadurch be- 
gründet werden, daß die Verwaltungsbehörde bei 
ihm die öffentliche Klage erhebt. Die Vorschrift 
des Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 

§ 23 3 . Zur Entscheidung von Strafsachen 
sind die Amtsgerichte in der Hauptverhandlung 
mit einem Amtsrichter als Vorsitzenden und mit 
zwei Schöffen zu besetzen. 

Die Zuziehung der Schöffen unterbleibt bei 
Übertretungen und bei solchen Vergehen, die nur 
mit Haft oder mit Geldstrafe von höchstens drei- 
hundert Mark, allein oder in Verbindung mit- 
einander oder in Verbindung mit Einziehung be- 
droht sind, sowie bei den nach § 146 a der Ge- 
werbeordnung strafbaren Vergehen. 

§ 23 4 . Die Schöffen üben während der 
Hauptverhandlung das Richteramt im vollen Um- 
fang und mit dem gleichen Stimmrechte wie der 



Amtsrichter aus und nehmen auch an denjenigen 
in der Hauptverhandlung zu erlassenden Ent- 
scheidungen teil, welche in keiner Beziehung zu 
der Urteilsfällung stehen oder ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erlassen werden können. 

III. Der § 24 und der vierte Titel (§§ 25 
bis 57) fallen weg. 

IV. An die Stelle der §§ 61, 64, 65 
treten folgende Vorschriften: 

§ 61. Den Vorsitz im Plenum führt der 
Präsident, den Vorsitz in den Kammern führen 
der Präsident und die Direktoren. Vor dem Be- 
ginne des Geschäftsjahrs bestimmt der Präsident 
die Kammer, der er sich anschließt. Ober die 
Verteilung des Vorsitzes in den übrigen Kammern 
sowie über die Bestellung der regelmäßigen Ver- 
treter für die Vorsitzenden der Kammern ent- 
scheiden der Präsident und die Direktoren nach 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Präsidenten den Ausschlag. 

§•64. Der Präsident kann bestimmen, daß 
einzelne Untersuchungen von dem Untersuchungs- 
richter auch nach dem Ablaufe des Geschäfts- 
jahrs, für das er bestellt ist, zu Ende geführt 
werden, sowie daß in einzelnen Sachen, in denen 
eine Verhandlung bereits stattgefunden hat, die 
Kammer unter Mitwirkung derselben Richter auch 
nach dem Ablaufe des Geschäftsjahrs verhandelt 
und entscheidet. 

§ 65. Im Falle der Verhinderung des Vor- 
sitzenden und seines regelmäßigen Vertreters führt 
den Vorsitz in der Kammer dasjenige Mitglied 
der Kammer, welches dem Dienstalter nach und 
bei gleichem Dienstalter der Geburt nach das 
älteste ist. 

Der Präsident wird in den übrigen ihm ob- 
liegenden Geschäften durch denjenigen Direktor 
vertreten, welcher dem Dienstalter nach und bei 
gleichem' Dienstalter der Geburt nach der älteste ist. 

V. Die §§ 74, 75 fallen weg; an die 
Stelle der §§ 72, 73, 76, 77 treten folgende 
Vorschriften : 

§ 72. Die Strafkammern erlassen diejenigen 
die Voruntersuchung und deren Ergebnisse be- 
treffenden Entscheidungen, die nach den Vor- 
schriften des dritten Abschnitts des zweiten 
Buches der Strafprozeßordnung von dem Gerichte 
zu treffen sind ; sie entscheiden über Beschwerden 
gegen Entscheidungen des Untersuchungsrichters 
und der Amtsgerichte. 

Die Strafkammern erledigen außerdem die in 
der Strafprozeßordnung dem Landgerichte zuge- 
wiesenen Geschäfte. 

§ 73. Die Strafkammern sind als erkennende 
Gerichte zuständig: 

1. für alle Vergehen, soweit nicht nach §23* 
die Amtsgerichte zuständig sind, 

2. für diejenigen Verbrechen, welche mit 
Zuchthaus von höchstens fünf Jahren, allein 
oder in Verbindung mit anderen Strafen 
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bedroht sind, mit Ausnahme der Fälle der 
§§ 86, 100 und 106 des Strafgesetzbuchs, 

3. für das Verbrechen der Unzucht im Falle 
des § 176 Nr. 3 des Strafgesetzbuchs, 

4. für die Verbrechen des Diebstahls in den 
Fällen der §§ 243, 244 und des Betrugs 
im Falle des § 264 des Strafgesetzbuchs, 

5. für die Verbrechen der Hehlerei in den 
Fällen der §§ 260, 261 des Strafgesetzbuchs, 

6. für die Verbrechen der Urkundenfälschung 
in den Fällen des § 268 Nr. 2 und der 
§§ 272, 273 des Strafgesetzbuchs, 

7. für die Verbrechen im Amte in den Fällen 
der §§ 349, 351 des Strafgesetzbuchs, 

8. für die nach den §§ 239, 242 der Konkurs- 
ordnung und die nach § 11 oder § 12 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes, betreffend die 
Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere, vom 5. Juli 1896 
strafbaren Verbrechen, 

9. für alle anderen Verbrechen einer Person, 
die zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hatte, soweit nicht 
die Zuständigkeit des Reichsgerichts be- 
gründet ist. 

§ 76. Die Strafkammern sind außerdem zu- 
ständig für die Verhandlung und Entscheidung 
über das Rechtsmittel der Berufung gegen Ur- 
teile der Amtsgerichte. 

§ 77. Die Kammern entscheiden in der Be- 
setzung von drei Mitgliedern einschließlich des 
Vorsitzenden. 

Die Strafkammern sind in der Hauptverhand- 
lung erster Instanz mit zwei Mitgliedern einschließ- 
lich des Vorsitzenden und mit drei Schöffen zu 
besetzen. Die Vorschriften des § 23 * finden ent- 
sprechende Anwendung. 

VI. Die §§ 84 bis 97 und der § 98 
Abs. 2 fallen weg. 

VII. Hinter dem sechsten Titel wird fol- 
gender neuer Titel eingestellt: 

Titel 6a. 

Beruflingssenate für Strafsachen. 

§ 99 *. Für die Verhandlung und Entschei- 
dung über das Rechtsmittel der Berufung gegen 
Urteile der Strafkammern werden bei den Land- 
gerichten Berufungssenate gebildet. 

Die Berufungssenate entscheiden in der Be- 
setzung von fünf Mitgliedern einschließlich des 
Vorsitzenden. 

§ 99 2 . Zum Vorsitzenden des Beruf ungs- 
senats wird der Präsident des Landgerichts oder 
ein Mitglied des Oberlandesgerichts oder einer 
der Direktoren des Landgerichts, zum regel- 
mäßigen Vertreter des Vorsitzenden ein Mitglied 
des Oberlandesgerichts oder einer der Direktoren 
des Landgerichts bestimmt. Die Bestimmung er- 
folgt durch den Präsidenten des Oberlandes- 
gerichts auf die Dauer eines Geschäftsjahrs. 



Im übrigen finden die Vorschriften der §§ 62 
bis 66, 68 und des § 69 Abs. 1 mit der Maßgabe 
entsprechende Anwendung, daß im Falle des § 64 
die Bestimmung durch den Präsidenten des Ober- 
landesgerichts erfolgt. Die Mitglieder der Be- 
rufungssenate dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder 
einer in erster Instanz erkennenden Strafkammer 
sein. 

Die richterlichen Geschäfte an den Berufungs- 
senaten dürfen nur von ständig angestellten Rich- 
tern wahrgenommen werden. 

§ 99 8 . Durch Anordnung der Landesjustiz- 
verwaltung können für mehrere Landgerichte bei 
einem von ihnen ein Berufungssenat oder mehrere 
Berufungssenate gebildet werden. 

Der Vorsitzende eines Berufungssenats und 
sein regelmäßiger Vertreter sind, soweit hierzu 
nicht Mitglieder des Oberlandesgerichts bestimmt 
werden, demjenigen Landgerichte zu entnehmen, 
bei welchem der Senat gebildet ist. 

Die übrigen Mitglieder und ihre regelmäßigen 
Vertreter werden den zu dem Bezirke der Be- 
rufungssenate gehörenden Landgerichten ent- 
nommen. Die Landesjustizverwaltung setzt die 
Zahl der auf die einzelnen Landgerichte ent- 
fallenden Mitglieder fest; nach Maßgabe dieser 
Festsetzung werden die Mitglieder und für jedes 
Mitglied ein regelmäßiger Vertreter durch das 
Präsidium des einzelnen Landgerichts bestimmt 
Im Falle der Verhinderung des regelmäßigen 
Vertreters wird ein zeitweiliger Vertreter durch 
den Präsidenten desjenigen Landgerichts be- 
stimmt, welchem der verhinderte Richter angehört. 

Im übrigen erfolgen die im § 62 bezeichneten 
Anordnungen durch das Präsidium desjenigen 
Landgerichts, bei welchem der Berufungssenat ge- 
bildet ist. 

VIII. Hinter dem siebenten Titel wird fol- 
gender neuer Titel eingestellt: 

Titel 7a. 

Schöffen und Geschworene. 

1. Gemeinsame Vorschriften. 

§ 118 *. Das Amt eines Schöffen sowie das 
eines Geschworenen ist ein Ehrenamt. Es kann nur 
von einem Deutschen versehen werden. 

§ 118 2 . Unfähig zu dem Amte eines Schöffen 
oder Geschworenen sind: 

1. Personen, die infolge strafgerichtlicher Ver- 
urteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Amter verloren haben oder gegen die 
das Hauptverfahren , wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens eröffnet ist, das 
den Verlust dieser Fähigkeit zur Folge haben 
kann, 

2. Personen, die infolge gerichtlicher Anord- 
nung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beschränkt sind. 

§ 118 s . Zu dem Amte eines Schöffen oder 
Geschworenen sollen nicht berufen werden : 
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1. Personen, die bei Beginn des Geschäfts- 
jahrs das dreißigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben würden, 

2. Personen, die zur Zeit der Aufstellung der 
Urliste den Wohnsitz in der Gemeinde noch 
nicht zwei volle Jahre haben, 

3. Personen, die für sich oder ihre Familie 
Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln 
empfangen oder in den letzten drei Jahren, 
von der Aufstellung der Urliste an gerechnet, 
empfangen haben, 

4. Personen, die wegen geistiger oder körper- 
licher Gebrechen zu dem Amte nicht ge- 
eignet sind, 

5. Dienstboten. 

§ 118 4 . Zu dem Amte eines Schöffen oder 
Geschworenen sollen ferner nicht berufen werden : 

1. Minister, 

2. Mitglieder der Senate der Freien Hanse- 
städte, 

3. solche Reichsbeamte und Staatsbeamte, 
welche jederzeit einstweilig in den Ruhe- 
stand versetzt werden können, 

4. richterliche Beamte und Beamte der Staats- 
anwaltschaft, 

5. gerichtliche und polizeiliche Vollstreckungs- 
beamte, 

6. Religionsdiener, 

7. Volksschullehrer, 

8. Militärpersonen, die dem aktiven Heere, der 
aktiven Marine oder einer der Schutztruppen 
angehören. 

Die Landesgesetze können bestimmen, daß 
höhere Verwaltungsbeamte, die nicht zu den vor- 
bezeichneten Beamten gehören, zu dem Amte eines 
Schöffen oder Geschworenen nicht berufen werden 
sollen. 

§ 118 5 . Die Berufung zu dem Amte eines 
Schöffen oder Geschworenen dürfen ablehnen: 

1. Mitglieder einer deutschen gesetzgebenden 
Versammlung, 

2. Personen, die im letzten Geschäftsjahre die 
Verpflichtung eines Geschworenen oder an 
wenigstens fünf Sitzungstagen die Verpflich- 
tung eines Schöffen erfüllt haben, 

3. Arzte, 

4. Apotheker, die keine Gehilfen haben, 

5. Personen, die das fünfundsechzigste Lebens- 
jahr zur Zeit der Aufstellung der Urliste 
vollendet haben oder bis zum Ablaufe des 
Geschäftsjahrs vollenden würden. 

§ 118 6 . Niemand soll für dasselbe Geschäfts- 
jahr als Geschworener und als Schöffe oder zu 
einem dieser Amter für mehrere Gerichte berufen 
werden. 

Ist eine mehrfache Berufung erfolgt, so hat 
der Berufene dasjenige Amt zu übernehmen, zu 
welchem er zuerst einberufen wird. 

§ 118 7 . Die Schöffen und Geschworenen er- 
halten Vergütung der Reisekosten sowie für jeden 
Tag der Dienstleistung Tagegelder. 



Die Höhe der Reisekosten und Tagegelder 
wird durch allgemeine Anordnung des Bundesrats 
bestimmt. 

Eine Zurückweisung der Tagegelder ist nicht 
statthaft. 

. 2. Schöffen. 

§ 118 8 . Die Zahl von Hauptschöffen und 
Hilfsschöffen, die für jedes Amtsgericht, jedes 
Landgericht und jede gemäß § 78 bei einem Amts- 
gerichte gebildete Strafkammer erforderlich ist, so- 
wie die Verteilung der für ein Landgericht oder eine 
Strafkammer der vorbezeichneten Art erforder- 
lichen Schöffen auf die einzelnen Amtsgerichts- 
bezirke wird durch die Landesjustizverwaltung be- 
stimmt.. 

Die Bestimmung der Zahl der Hauptschöffen 
erfolgt in der Art, daß voraussichtlich jeder höch- 
stens zu fünf ordentlichen Sitzungstagen im Jahre 
herangezogen wird. 

§ 118 9 . Der Vorsteher jeder Gemeinde hat 
alljährlich ein Verzeichnis derjenigen darin woh- 
nenden Personen aufzustellen, welche zu dem 
Schöffenamte berufen werden können (Urliste). 
Als Gemeinde gilt auch jeder nach Landesgesetz 
ihr gleichstehende Verband. 

Die Urliste ist in der Gemeinde eine Woche 
lang zu jedermanns Einsicht auszulegen. Die Zeit 
der Auslegung ist vorher öffentlich bekanntzu- 
machen. 

Während dieser Zeit kann gegen die Richtig- 
keit oder Vollständigkeit der Urliste schriftlich 
oder zu Protokoll Einsprache erhoben werden. 

§ 118 10 . Der Gemeindevorsteher sendet die 
Urliste sowie die erhobenen Einsprachen nebst den 
ihm erforderlich erscheinenden Bemerkungen an 
den Amtsrichter des Bezirkes. 

Wird nach Absendung der Urliste deren Be- 
richtigung erforderlich, so hat der Gemeinde- 
vorsteher hiervon dem Amtsrichter Anzeige zu 
machen. 

§ 118 n . Der Amtsrichter stellt die Urlisten 
des Bezirkes zusammen und bereitet den Beschluß 
über die erhobenen Einsprachen vor. Er hat zu 
prüfen, ob die Vorschriften des § 1 18 9 Abs. 2 
beobachtet sind, und die Abstellung etwaiger 
Mängel zu veranlassen. 

§ 118 12 . Bei dem Amtsgerichte tritt alljährlich 
ein Ausschuß zusammen. 

Der Ausschuß besteht aus dem Amtsrichter 
als Vorsitzenden und einem von der Landes- 
regierung zu bestimmenden Staatsverwaltungs- 
beamten sowie sieben Vertrauensmännern als Bei- 
sitzern. 

Die Vertrauensmänner werden aus den Ein- 
wohnern des Amtsgerichtsbezirkes gewählt; sie 
erhalten Vergütung der Reisekosten. 

Die Wahl erfolgt nach näherer Bestimmung 
der Landesgesetze durch die Vertretungen der 
Kreise, Amter, Gemeinden oder ähnlicher Ver- 
bände. Sind Vertretungen solcher Verbände nicht 
vorhanden, so erfolgt die Wahl durch den Amts- 
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richter; dieser hat die Wahl vornehmlich auf die 
Vorsteher solcher Verbände zu richten. 

Zur Beschlußfähigkeit des Ausschusses ge- 
nügt die Anwesenheit des Vorsitzenden, des Staats- 
verwaltungsbeamten und dreier Vertrauensmänner. 
Der Ausschuß faßt seine Beschlüsse nach Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 118 18 . Der Ausschuß entscheidet über die 
gegen die Urlisten erhobenen Einsprachen. Die 
Entscheidungen sind zu Protokoll zu vermerken. 
Beschwerde findet nicht statt. 

§ 118 u . Aus den berichtigten Urlisten hat 
der Ausschuß zunächst diejenigen Personen aus- 
zuwählen, welche er zu Landgerichtsschöffen für 
das nächste Geschäftsjahr vorschlägt Die Zahl 
der Vorgeschlagenen ist nach dem dreifachen Be- 
trage der auf den Amtsgerichtsbezirk verteilten 
Zahl der Landgerichtsschöffen zu bemessen. Die 
Namen der Vorgeschlagenen sind in ein Ver- 
zeichnis einzutragen (Vorschlagsliste). 

Ferner wählt der Ausschuß aus den berich- 
tigten Urlisten die für das Amtsgericht bestimmte 
Zahl von Hauptschöffen und Hilfsschöffen. Die 
Wahl der Hilfsschöffen ist auf Personen zu richten, 
die am Sitze des Amtsgerichts oder in dessen 
nächster Umgebung wohnen. Die Reihenfolge, in 
der die Hilfsschöffen an die Stelle wegfallender 
Hauptschöffen treten, ist von dem Ausschusse fest- 
zusetzen. 

§ 118 lö . Die Vorschlagsliste sowie solche Ein- 
sprachen, welche sich auf darin aufgenommene 
Personen beziehen, werden nebst den von dem 
Ausschusse hierüber getroffenen Entscheidungen 
dem Präsidenten des Landgerichts übersendet. 

Der Präsident bestimmt eine Sitzung des 
Landgerichts, an der fünf Mitglieder einschließlich 
des Präsidenten teilnehmen. Das Landgericht ent- 
scheidet endgültig über die Einsprachen und wählt 
sodann aus der Vorschlagsliste die für die Straf- 
kammern bestimmte Zahl von Hauptschöffen und 
Hilfsschöffen. Die Wahl der Hilfsschöffen ist auf 
Personen zu richten, die am Sitze der Strafkammer 
oder in dessen nächster Umgebung wohnen. Die 
Reihenfolge, in der die Hilfsschöffen an die Stelle 
wegfallender Hauptschöffen treten, ist in der 
Sitzung festzusetzen. 

Besteht eine gemäß § 78 bei einem Amtsge- 
richte gebildete Strafkammer, so erfolgt die Wahl 
für diese Strafkammer besonders. Sie ist auf Per- 
sonen zu richten, die in dem Bezirke wohnen, für 
welchen die Strafkammer gebildet ist. 

§ 118 16 . Bei jedem Amtsgerichte, jedem Land- 
gericht und jeder gemäß § 78 bei einem Amts- 
gerichte gebildeten Strafkammer werden die Namen 
der erwählten Hauptschöffen und Hilfsschöffen in 
gesonderte Verzeichnisse aufgenommen (Jahres*- 
listen). 

§ 118 17 . Die Tage der ordentlichen Sitzungen, 
zu denen Schöffen zugezogen werden sollen, 
werden für das ganze Jahr im voraus festgestellt. 



Die Reihenfolge, in der die Hauptschöffen 
an den einzelnen ordentlichen Sitzungen teil- 
nehmen, wird durch Auslosung bestimmt. Die 
Auslosung erfolgt für die Landgerichte und für 
eine gemäß § 78 bei einem Amtsgerichte ge- 
bildete Strafkammer in einer von dem Präsidenten 
des Landgerichts anzuberaumenden öffentlichen 
Sitzung, an der drei Mitglieder einschließlich des 
Vorsitzenden teilnehmen, für die Amtsgerichte in 
öffentlicher Sitzung des Amtsgerichts. Das Los 
wird bei dem Landgerichte von dem Vorsitzenden, 
bei dem Amtsgerichte von dem Amtsrichter ge- 
zogen. 

Ober die Auslosung wird von dem Gerichts- 
schreiber ein Protokoll aufgenommen. 

§ 118 18 . Auf Anordnung des Vorsitzenden 
der Strafkammer, bei den Amtsgerichten auf An- 
ordnung des Amtsrichters werden die Schöffen 
von ihrer Auslosung und von den Sitzungstagen, 
an denen sie in Tätigkeit zu treten haben, unter 
Hinweis auf die gesetzlichen Folgen des Aus- 
bleibens in Kenntnis gesetzt. 

In gleicher Weise werden die im Laufe des 
Geschäftsjahrs einzuberufenden Schöffen benach- 
richtigt. 

§ 118 19 . " Eine Änderung in der bestimmten 
Reihenfolge kann auf übereinstimmenden Antrag 
der beteiligten Schöffen von dem Vorsitzenden 
der Strafkammer, bei den Amtsgerichten von dem 
Amtsrichter bewilligt werden, sofern die in den 
betreffenden Sitzungen zu verhandelnden Sachen 
noch nicht bestimmt sind. Der Antrag und die 
Bewilligung sind aktenkundig zu machen. 

§ 118 *°. Machen die Geschäfte die An- 
beraumung außerordentlicher Sitzungen erforder- 
lich, so werden die einzuberufenden Schöffen vor 
dem Sitzungstage nach den Vorschriften des 
§118" ausgelost. 

Erscheint dies wegen Dringlichkeit untunlich, 
so erfolgt die Auslosung durch den Vorsitzenden 
der Strafkammer, bei den Amtsgerichten durch 
den Amtsrichter lediglich aus der Zahl der am 
Sitze des Gerichts wohnenden Hilfsschöffen. Die 
Umstände, welche diese Maßnahme veranlaßt 
haben, sind aktenkundig zu machen. 

§ 118 n . Wird zu einzelnen Sitzungen die Zu- 
ziehung anderer als der zunächst berufenen 
Schöffen erforderlich, so erfolgt sie aus der Zahl 
der Hilfsschöffen nach der Reihenfolge der Jahres- 
liste. Die nicht am Sitze des Gerichts wohnenden 
Hilfsschöffen sind zu übergehen, wenn ihre Be- 
rufung eine erhebliche Verzögerung des Beginns 
der Verhandlung oder eine Vertagung notwendig 
machen würde. 

§ 118 22 . Erstreckt sich die Dauer einer Sitzung 
über die Zeit hinaus, für die der Schöffe einbe- 
rufen ist, so hat er bis zur Beendigung der 
Sitzung seine Amtstätigkeit fortzusetzen. 

Findet eine Unterbrechung der Hauptverhand- 
lung statt, so ist der Schöffe zur Mitwirkung 
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auch bei der Fortsetzung der Verhandlung ver- 
pflichtet. 

§ 118 » Die Vereidigung der Schöffen erfolgt 
bei ihrer ersten Dienstleistung in öffentlicher 
Sitzung. Sie gilt für die Dauer des Geschäftsjahrs. 

Der Vorsitzende richtet an die Schöffen die 
Worte: 

„Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen 
und Allwissenden, die Pflichten eines 
Schöffen getreulich zu erfüllen und Ihre 
Stimmen nach bestem Wissen und Gewissen 
abzugeben". 

Die Schöffen leisten den Eid, indem jeder 
einzeln die Worte spricht: 

„Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe". 

Der Schwörende soll die rechte Hand erheben. 

Ist ein Schöffe Mitglied einer Religionsgesell- 
schaft, der das Gesetz den Gebrauch gewisser Be- 
teuerungsformeln an Stelle des Eides gestattet, so 
wird der Eidesleistung gleichgeachtet, wenn der 
Schöffe eine Erklärung unter der Beteuerungs- 
formel dieser Religionsgesellschaft abgibt. 

Ober die Vereidigung wird von dem Gerichts- 
schreiber ein Protokoll aufgenommen. 

§ 118 ". Wird eine als Schöffe in die Jahres- 
liste aufgenommene Person unfähig zum Schöffen- 
amt oder wird die Unfähigkeit nachträglich be- 
kannt, so ist ihr Name auf der Liste zu streichen. 

Schöffen, bei denen nach der Aufnahme in die 
Jahresliste solche Umstände eintreten oder nach- 
träglich bekannt werden, unter welchen eine Be- 
rufung zum Schöffenamte nicht erfolgen soll, sind 
zur Dienstleistung ferner nicht heranzuziehen. 

Die Entscheidung erfolgt nach Anhörung der 
Staatsanwaltschaft und des beteiligten Schöffen. 
Beschwerde findet nicht statt. 

§ 118 25 . Ablehnungsgründe sind nur zu be- 
rücksichtigen, wenn der Schöffe sie innerhalb einer 
Woche, nachdem er von seiner Einberufung be- 
nachrichtigt worden ist, geltend macht. Treten 
Umstände, die eine Ablehnung rechtfertigen, erst 
in einem späteren Zeitpunkt ein oder werden sie 
dem Schöffen erst später bekannt, so ist die Frist 
von diesem Zeitpunkt an zu berechnen. 

Die Entscheidung über die Ablehnung erfolgt 
nach An hörung der Staatsanwaltschaft. Beschwerde 
findet nicht statt 

§ 118 * 6 . Der Vorsitzende der Strafkammer, 
bei den Amtsgerichten der Amtsrichter, kann einen 
Schöffen auf dessen Antrag wegen eingetretener 
Hinderungsgründe von der Dienstleistung an be- 
stimmten Sitzungstagen befreien. 

Die Befreiung des Schöffen kann davon ab- 
hängig gemacht werden, daß ein anderer für das 
Geschäftsjahr bestimmter Schöffe für ihn eintritt. 

Der Antrag und die Bewilligung sind akten- 
kundig zu machen. 

§ 118 27 . Schöffen und Vertrauensmännern 
des Ausschusses, die ohne genügende Entschul- 



digung zu den Sitzungen nicht rechtzeitig er- 
scheinen oder $ich in anderer Weise ihren Ob- 
liegenheiten entziehen, sind die hierdurch verur- 
sachten Kosten sowie eine Ordnungsstrafe von 
fünf bis zu eintausend Mark aufzuerlegen. 

Vor der Entscheidung ist die Staatsanwalt-^ 
schaft zu hören. Erfolgt nachträglich genügende 
Entschuldigung, so kann die Entscheidung ganz 
oder teilweise zurückgenommen werden. Gegen 
sie steht dem Betroffenen die Beschwerde nach 
den Vorschriften der Strafprozeßordnung zu. 

§ 118 * 8 . Die in dem § 118** Abs. 3, dem 
§ 118 » Abs. 2 und dem § 118 27 bezeichneten 
Entscheidungen werden für die Landgerichts- 
schöffen von der Strafkammer, für die Amts- 
gerichtsschöffen und die Vertrauensmänner des 
Ausschusses von dem Amtsrichter erlassen. Werden 
sie im Laufe einer Hauptverhandlung erforderlich, 
so ist zu diesem Zwecke die Verhandlung zu unter- 
brechen. 

§ 118 * 9 . Die Landesjustizverwaltung bestimmt 
die Tage, bis zu welchen die Urlisten aufzustellen 
und an den Amtsrichter zu senden sind, der Aus- 
schuß zu berufen und die Auslosung der Schöffen 
zu bewirken ist. 

§ 118 80 . Die Landesjustizverwaltung kann be- 
stimmen, daß bei einzelnen Amtsgerichten für die 
Verhandlung von Strafsachen gegen Personen, die 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben (Jugendliche), besondere Abteilungen ge- 
bildet werden. 

Die Zahl der für diese Abteilungen (Jugend- 
gerichte) erforderlichen Hauptschöffen und Hilfs- 
schöffen wird durch die Landesjustizverwaltung 
festgesetzt. Nach Maßgabe dieser Festsetzung wählt 
der Ausschuß aus den berichtigten Urlisten die 
Hauptschöffen und Hilfsschöffen für die Jugend- 
gerichte. Die Wahl ist auf Lehrer, Lehrherren, 
Mitglieder von Fürsorgevereinen oder auf sonstige 
Personen zu richten, die auf dem Gebiete der 
Jugenderziehung besondere Erfahrung besitzen. 
Die Namen der erwählten Hauptschöffen und 
Hilfsschöffen werden in eine gesonderte Jahres- 
liste eingetragen. 

3. Geschworene. 

§118 81 . Die Urlisten für die Wahl der 
Schöffen dienen zugleich für die Auswahl der 
Geschworenen. 

§ 118 82 . Die Zahl der für jedes Schwurgericht 
erforderlichen Geschworenen und die Verteilung 
dieser Zahl auf die einzelnen Amtsgerichtsbezirke 
wird durch die Landesjustizverwaltung bestimmt. 

§ 118 83 . Der alljährlich bei dem Amtsgerichte 
für die Wahl der Schöffen zusammentretende Aus- 
schuß (§ 118 12 ) hat gleichzeitig diejenigen Per- 
sonen aus den berichtigten Urlisten auszuwählen, 
welche er zu Geschworenen für das nächste Ge- 
schäftsjahr vorschlägt 

Für die Bildung der Vorschlagsliste und der 
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Jahreslisten finden die Vorschriften der §§ 118 u 
bis 118 16 entsprechende Anwendung. 

Wird für einzelne Sitzungen des Schwur- 
gerichts gemäß § 98 Bestimmung getroffen, so 
ist für diese Sitzungen eine besondere Liste von 
Hilfsgeschworenen zu bilden. 

§ 118 34 . Spätestens zwei Wochen vor dem 
Beginne der Sitzungen des Schwurgerichts werden 
in einer von dem Präsidenten anzuberaumenden 
öffentlichen Sitzung des Landgerichts, an der drei 
Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden teil- 
nehmen, zweiundzwanzig Hauptgeschworene aus- 
gelost. Das Los wird von dem Vorsitzenden ge- 
zogen. 

Auf Geschworene, die in einer früheren 
Sitzungsperiode desselben Geschäftsjahrs ihre 
Verpflichtung erfüllt haben, erstreckt sich die Aus- 
losung nur dann, wenn dies von ihnen beantragt 
wird. 

Über die Auslosung wird von dem Gerichts- 
schreiber ein Protokoll aufgenommen. 

§ 118 85 . Wird eine als Geschworener in die 
Jahresliste aufgenommene Person unfähig zum Ge- 
schworenenamt oder wird die Unfähigkeit nach- 
träglich bekannt, so ist ihr Name auf der Liste 
zu streichen. 

Das Gleiche gilt, wenn bei einem Geschwore- 
nen solche Umstände eintreten oder nachträglich 
bekannt werden, unter welchen eine Berufung zum 
Geschworenenamte nicht erfolgen soll. 

Über die Streichung entscheiden die zur Aus- 
losung der Spruchliste berufenen Mitglieder des 
Landgerichts nach Anhörung des Staatsanwalts und 
des beteiligten Geschworenen. Beschwerde findet 
nicht statt. 

§ 118 36 . Das Landgericht übersendet das 
Verzeichnis der ausgelosten Hauptgeschworenen 
(Spruchliste) dem Vorsitzenden des Schwurgerichts. 

Die in die Spruchliste aufgenommenen Ge- 
schworenen werden auf Anordnung des Vorsitzen- 
den des Schwurgerichts zur Eröffnungssitzung 
unter Hinweis auf die gesetzlichen Folgen des Aus- 
bleibens geladen. 

Zwischen der Zustellung der Ladung und der 
Eröffnungssitzung soll eine Frist von mindestens 
drei Tagen und tunlichst einer Woche liegen. 

§ 118 87 . Über die von den Geschworenen 
geltend gemachten Ablehnungs- und Hinderungs- 
gründe wird nach Anhörung der Staatsanwalt- 
schaft von den richterlichen Mitgliedern des 
Schwurgerichts und, solange dieses nicht zu- 
sammengetreten ist, von dem Vorsitzenden ent- 
schieden. Beschwerde findet nicht statt. 

An Stelle der wegfallenden Geschworenen hat 
der Vorsitzende, wenn es vor dem Beginne der 
Sitzungen noch rechtzeitig geschehen kann, aus 
der Jahresliste durch Auslosung andere Geschwo- 
rene auf die Spruchliste zu bringen und deren 
Ladung anzuordnen. Über die Auslosung wird von 
dem Gerichtsschreiber ein Protokoll aufgenommen. 



§ 118 38 . Erstreckt sich eine Sitzungsperiode 
des Schwurgerichts über das Ende des Geschäfts- 
jahrs hinaus, so bleiben die Geschworenen, die 
zu dieser Periode einberufen sind, bis zum Schlüsse 
der Sitzungen zur Mitwirkung verpflichtet. 

§ 118 8 *. Die Vorschriften des § 118 * 7 finden 
auf Geschworene mit der Maßgabe entsprechende 
Anwendung, daß die dort vorgesehenen Ent- 
scheidungen von den richterlichen Mitgliedern des 
Schwurgerichts zu erlassen sind. 

§ 118 40 . Sind gemäß § 99 die Bezirke meh- 
rerer Landgerichte zu einem Schwurgerichtsbezirke 
zusammengelegt worden, so sind für den Umfang 
dieses Bezirkes die Geschäfte, die in den §§ 118 8S 
bis 118 37 , 118 39 dem Landgericht oder dessen 
Präsidenten zugewiesen werden, von demjenigen 
Landgerichte, bei welchem die Sitzungen des 
Schwurgerichts abgehalten werden, oder von dem 
Präsidenten dieses Landgerichts wahrzunehmen. 

IX. Der § 123 wird dahin geändert: 
Die Oberlandesgerichte sind zuständig für die 

Verhandlung und Entscheidung über die Rechts- 
mittel: 

1. der Berufung gegen die Endurteile der Land- 
gerichte in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 

2. der Revision gegen Urteile der Strafkammern 
in der Berufungsinstanz, 

3. der Revision gegen Urteile der Berufungs- 
senate 

a) wenn die Revision ausschließlich auf die 
Verletzung einer in den Landesgesetzen 
enthaltenen Rechtsnorm gestützt wird, 

b) wenn die Revision ausschließlich eine 
der im § 23 8 Abs. 2 bezeichneten straf- 
baren Handlungen betrifft, 

4. der Beschwerde gegen Entscheidungen der 
Landgerichte in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten, 

5. der Beschwerde gegen strafrichterliche Ent- 
scheidungen erster Instanz, soweit nicht die 
Zuständigkeit der Strafkammer begründet 
ist, gegen Entscheidungen der Strafkam- 
mern in der Beschwerdeinstanz und Be- 
rufungsinstanz sowie gegen Entscheidungen 
der Berufungssenate. 

X. Als § 123 1 wird folgende Vorschrift 
eingestellt: 

§ 123 *. Die Zuständigkeit eines Oberlandes- 
gerichts wird auch dadurch begründet, daß ihm 
die Verhandlung und Entscheidung über das 
Rechtsmittel der Revision gemäß § 136 * vom 
Reichsgericht überwiesen wird. 

XL Der § 136 wird dahin geändert: 
In Strafsachen ist das Reichsgericht zuständig: 
1. für die Untersuchung und Entscheidung in 
erster und letzter Instanz in den Fällen des 
Hochverrats und des Landesverrats, sofern 
diese Verbrechen gegen den Kaiser oder das 
Reich gerichtet sind, 
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2. für die Verhandlung und Entscheidung 
über das Rechtsmittel der Revision gegen 
Urteile der Berufungssenate, insoweit nicht 
die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte 
begründet ist, und gegen Urteile der 
Schwurgerichte. 
* Das Reichsgericht ist auch zuständig für die 
Verhandlung und Entscheidung über das Rechts- 
mittel der Revision in den Fällen des § 123 Nr. 2 
und 3 b, sofern die Revision eine Zuwiderhand- 
lung gegen die Vorschriften über die Erhebung 
öffentlicher in die Reichskasse fließender Abgaben 
und Gefälle betrifft und die Staatsanwaltschaft 
die Entscheidung des Reichsgerichts bei der Ein- 
sendung der Akten beantragt. 

XII. Als § 136 * wird folgende Vorschrift 
eingestellt: 

§ 136 *. Das Reichsgericht kann die Verhand- 
lung und Entscheidung über das Rechtsmittel der 
Revision gegen Urteile der Berufungssenate, für 
die es nach § 136 Nr. 2 zuständig ist, dem Ober- 
landesgericht überweisen, wenn für die Entschei- 
dung im wesentlichen solche Rechtsnormen in 
Betracht kommen, die in Landesgesetzen ent- 
halten sind. 

XIII. An die Stelle der §§ 143, 146 treten 
folgende Vorschriften: 

§ 143. Das Amt der Staatsanwaltschaft wird 
ausgeübt : 

1. bei dem Reichsgerichte durch den Ober- 
Reichsanwalt und durch Reichsanwälte, 

2. bei den Oberlandesgerichten und den Land- 
gerichten sowie bei den Berufungssenaten 
und den Schwurgerichten durch einen oder 
mehrere Staatsanwälte, 

3. bei den Amtsgerichten durch einen oder 
mehrere Amtsanwälte. 

Die Zuständigkeit der Amtsanwälte erstreckt 
sich nicht auf das amtsrichterliche Verfahren zur 
Vorbereitung der öffentlichen Klage in denjenigen 
Strafsachen, welche zur Zuständigkeit anderer Ge- 
richte als der Amtsgerichte gehören. 

§ 146. Die ersten Beamten der Staatsanwalt- 
schaft bei den Oberlandesgerichten und den Land- 
gerichten sind befugt, bei allen Gerichten ihres 
Bezirkes die Amtsverrichtungen der Staatsanwalt- 
schaft selbst zu übernehmen oder mit deren Wahr- 
nehmung einen anderen als den zunächst zu- 
ständigen Beamten zu beauftragen. 

Amtsanwälte können das Amt der Staats- 
anwaltschaft nur bei den Amtsgerichten versehen. 

XIV. Als § 172 1 wird folgende Vorschrift 
eingestellt: 

§ 172 K In Strafsachen kann das Gericht 
nach freiem Ermessen die Öffentlichkeit für die 
Verhandlung oder für einen Teil der Verhandlung 
ausschließen, wenn das Verfahren sich gegen 
einen Jugendlichen richtet. 



Das Gleiche gilt, wenn das Verfahren eine 
nach den §§ 185 bis 187, 189 des Strafgesetz- 
buchs strafbare Beleidigung betrifft und einer 
der Beteiligten die Ausschließung der Öffentlich- 
keit beantragt. 

XV. Der § 174 fällt weg; als § 175 * wird 
folgende Vorschrift eingestellt: 

§ 175 *. Die Verkündung des Urteils erfolgt 
öffentlich. 

Soweit für die Verhandlung die Öffentlich- 
keit ausgeschlossen war, kann durch einen be- 
sonderen Beschluß des Gerichts, ohne daß eine 
weitere Verhandlung erforderlich ist, auch für 
die Verkündung der Begründung des Urteils die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, wenn hier- 
von eine Gefährdung der Staatssicherheit oder 
eine Gefährdung der Sittlichkeit zu befürchten 
ist oder wenn das Verfahren sich gegen einen 
Jugendlichen richtet. 

XVI. An die Stelle der §§ 179, 193, 195, 
199, 203 treten folgende Vorschriften: 

§ 179. Das Gericht kann gegen Parteien, 
Beschuldigte, Zeugen, Sachverständige oder bei 
der Verhandlung nicht beteiligte Personen, die 
sich in der Sitzung einer Ungebühr schuldig 
machen, vorbehaltlich der strafgerichtlichen Ver- 
folgung, als Ordnungsstrafe Haft bis zu drei 
Tagen oder Geldstrafe bis zu einhundert Mark 
und für den Fall, daß diese nicht beigetrieben 
werden kann, Haft bis zu drei Tagen festsetzen 
und sofort vollstrecken lassen. 

§ 193. Auf den Dolmetscher finden die Vor- 
schriften über die Ablehnung der Sachverständi- 
gen entsprechende Anwendung. Die Entschei- 
dung erfolgt durch das Gericht oder den Richter, 
von dem der Dolmetscher zugezogen ist. 

§ 195. Bei der Beratung und Abstimmung 
dürfen außer den zur Entscheidung berufenen 
Richtern nur die dem Gerichte zur juristischen 
Ausbildung oder Beschäftigung überwiesenen Per- 
sonen zugegen sein, soweit der Vorsitzende deren 
Anwesenheit gestattet. 

§ 199. Die Reihenfolge bei der Abstimmung 
richtet sich unter den Richtern nach dem Dienst- 
alter, bei gleichem Dienstalter nach dem Lebens- 
alter, unter den Handelsrichtern und den Schöffen 
nach dem Lebensalter; der jüngere stimmt vor 
dem älteren. Die Schöffen stimmen vor den 
Richtern. Ist ein Berichterstatter ernannt, so gibt 
dieser seine Stimme zuerst ab. Der Vorsitzende 
stimmt zuletzt 

Bei der Abstimmung der Geschworenen 
richtet sich die Reihenfolge nach der Auslosung. 
Der Obmann stimmt zuletzt. 

§ 203. Zur Erledigung der Feriensachen 
können Ferienkammern und Feriensenate gebildet 
werden. 

Urkundlich usw. 

Gegeben usw. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
was folgt: 

Erstes Buch. 

Allgemeine Vorschriften. 

Erster Abschnitt. 

Zuständigkeit der Gerichte. 

§ 1. Das Gericht hat seine Zuständigkeit 
von Amts wegen zu prüfen. 

Untersuchungshandlungen eines Gerichts, 
dem die Zuständigkeit fehlt, sind nicht schon aus 
diesem Grunde ungültig. 

Bei Gefahr im Verzuge hat auch ein un- 
zuständiges Gericht sich Untersuchungshandlun- 
gen zu unterziehen, die in seinem Bezirke vor- 
zunehmen sind. 

§ 2. Der Gerichtsstand ist bei dem Ge- 
richte begründet, in dessen Bezirke die Tat be- 
gangen ist. 



Beruht die Strafbarkeit der Tat auf dem In- 
halt einer im Inland erschienenen Druckschrift, 
so ist der Gerichtsstand der begangenen Tat bei 
dem Gerichte begründet, in dessen Bezirke die 
Druckschrift erschienen ist; doch ist für Beleidi- 
gungen, die im Wege der Privatklage verfolgt 
werden, auch das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirke die Druckschrift verbreitet worden ist, 
sofern daselbst der Beleidigte seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Ist die Tat auf einem deutschen Schiffe im 
Ausland oder auf offener See begangen, so ist 
der Gerichtsstand der begangenen Tat bei dem 
Gerichte begründet, in dessen Bezirke der Heimat- 
hafen oder der Hafen liegt, den das Schiff nach 
der Tat zuerst erreicht. 

§ 3. Der Gerichtsstand ist auch bei dem 
Gerichte begründet, in dessen Bezirke der An- 
geschuldigte zur Zeit der Erhebung der Klage 
seinen Wohnsitz hat oder seinen letzten inländi- 
schen Wohnsitz gehabt hat; dem Wohnsitze steht 
der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts gleich. 

Für Deutsche, die von der Gerichtsbarkeit 
des Staates, in dem sie den Wohnsitz haben, be- 
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freit sind, kommt es auf den Wohnsitz an, den 
sie im Heimatstaate hatten. Hatten sie dort keinen 
Wohnsitz, so gilt die Hauptstadt des Heimat- 
staats, haben sie keinen Heimatstaat, so gilt Berlin 
als ihr Wohnsitz. Ist der hiernach maßgebende 
Ort in mehrere Gerichtsbezirke geteilt, so wird 
der als Wohnsitz geltende Bezirk durch allgemeine 
Anordnung der Landesjustizverwaltung und für 
Deutsche, die keinen Heimatstaat haben, durch 
allgemeine Anordnung des Reichskanzlers be- 
stimmt. 

Die Vorschriften des Abs. 2 finden auch auf 
die im Ausland angestellten Beamten des Reichs 
oder eines Bundesstaats, mit Ausnahme der Wahl- 
konsuln, sowie auf die Beamten in den Schutz- 
gebieten Anwendung. 

§ 4. Der Gerichtsstand ist ferner bei dem 
Gerichte begründet, in dessen Bezirke der Ver- 
dächtige ergriffen oder dem ein vorläufig Fest- 
genommener vorgeführt wird. 

§ 5. Der Gerichtsstand ist endlich auch bei 
dem Gerichte begründet, in dessen Bezirke der 
Angeschuldigte zur Zeit der Erhebung der Klage 
sich nur vorübergehend aufhält. 

Der Erhebung der Klage in diesem Gerichts- 
stande kann jedoch der Angeschuldigte wider- 
sprechen; der Widerspruch ist, falls eine Vor- 
untersuchung stattfindet, spätestens drei Tage 
nach der ersten Vernehmung, anderenfalls spä- 
testens drei Tage nach der Zustellung der La- 
dung zur Hauptverhandlung erster Instanz oder, 
sofern die Hauptverhandlung vor dem Ablaufe 
dieser Frist stattfindet, bis zur Verlesung der 
Anklageformel geltend zu machen. Der Ange- 
schuldigte soll auf diese Befugnis hingewiesen 
werden. 

Wird rechtzeitig Widerspruch erhoben, so 
verliert das Gericht seine Zuständigkeit. 

§ 6. Ist ein Gerichtsstand nach den §§ 2 
bis 5 nicht begründet oder nicht ermittelt, so 
wird das zuständige Gericht durch das Reichs- 
gericht bestimmt. 

§ 7. Zusammenhängende Strafsachen, die 
zur Zuständigkeit von Gerichten verschiedener 
Ordnung gehören, können verbunden bei dem 
Gericht anhängig gemacht werden, dem die 
höhere Zuständigkeit zukommt. 

Sind die Sachen einzeln bei den Gerichten 
verschiedener Ordnung anhängig geworden, so 
kann das Gericht höherer Ordnung die Verbin- 
dung anordnen, falls das Gericht niederer Ord- 
nung zu seinem Bezirke gehört; anderenfalls be- 
darf es einer Vereinbarung der Gerichte unter 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft. Kommt die 
Vereinbarung nicht zustande, so kann das gemein- 
schaftliche obere Gericht die Verbindung der 
Sachen anordnen. 

Auf demselben Wege können die verbun- 
denen Sachen getrennt werden. 

§ 8. Das Verfahren vor dem Gerichte 



höherer Ordnung bestimmt sich auch für die 
durch Verbindung dahin gelangten Sachen nach 
den für dieses Gericht maßgebenden Vorschriften. 

§ 9. Zusammenhängende Strafsachen, die 
zur Zuständigkeit verschiedener Gerichte gleicher 
Ordnung gehören, können verbunden bei jedem 
Gericht anhängig gemacht werden, das für eine 
der Sachen zuständig ist. 

Sind die Sachen einzeln bei den verschiedenen 
Gerichten anhängig geworden, so können sie 
durch eine Vereinbarung der Gerichte unter Zu- 
stimmung der Staatsanwaltschaft bei einem von 
ihnen verbunden werden. Kommt die Verein- 
barung nicht zustande, so kann das gemeinschaft- 
liche obere Gericht die Verbindung der Sachen 
anordnen. 

Auf demselben Wege können die verbun- 
denen Sachen getrennt werden. 

§ 10. Ein Zusammenhang ist vorhanden, 
wenn eine Person mehrerer strafbarer Hand- 
lungen verdächtig ist oder wenn bei einer den 
Gegenstand der Untersuchung bildenden Tat 
mehrere Personen als Täter, Teilnehmer, Be- 
günstiger oder Hehler verdächtig sind. 

§ 11. Ist dieselbe Sache bei mehreren Ge- 
richten verschiedener Ordnung anhängig ge- 
worden, so gebührt die weitere Entscheidung 
dem Gerichte höherer Ordnung. 

§ 12. Ist dieselbe Sache bei mehreren Ge- 
richten gleicher Ordnung anhängig geworden, so 
gebührt der Vorzug dem Gerichte, das die Unter- 
suchung zuerst eröffnet hat. Doch kann das ge- 
meinschaftliche obere Gericht die Untersuchung 
und Entscheidung einem anderen dieser Gerichte 
übertragen. 

§ 13. Besteht zwischen mehreren Gerichten 
gleicher Ordnung Streit über die Zuständigkeit, 
so bestimmt das gemeinschaftliche obere Gericht, 
welches der Gerichte die Untersuchung und Ent- 
scheidung zu übernehmen hat. 

Das Gleiche gilt, wenn mehrere Gerichte 
gleicher Ordnung, von denen eines zuständig ist, 
durch nicht mehr anfechtbare Entscheidungen 
ihre Unzuständigkeit ausgesprochen haben. 

§ 14. Ist das zuständige Gericht an der Aus- 
übung des Richteramts rechtlich oder tatsäch- 
lich verhindert oder ist von der Verhandlung 
vor dem zuständigen Gericht eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit zu befürchten, so hat 
das zunächst obere Gericht die Untersuchung 
und Entscheidung einem anderen zu seinem Be- 
zirke gehörenden Gerichte gleicher Ordnung zu 
übertragen. 

Zweiter Abschnitt. 

Ausschließung und Ablehnung. 
§ 15. Von der Ausübung des Richteramts 
ist ausgeschlossen: 

1. wer durch die strafbare Handlung unmittel- 
bar verletzt ist, 
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2. wer Ehemann oder Vormund der verdäch- 
tigen oder der verletzten Person ist oder 
gewesen ist, 

3. wer mit dem Verdächtigen oder dem Ver- 
letzten in gerader Linie verwandt oder ver- 
schwägert oder in der Seitenlinie im zweiten 
oder dritten Grade verwandt oder im 
zweiten Grade verschwägert ist, 

4. wer in der Sache als Beamter der Staats- 
anwaltschaft oder des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes, als Verteidiger oder Beistand 
des Verdächtigen oder als Vertreter des 
Verletzten tätig gewesen ist, 

5. wer in der Sache als Zeuge oder Sach- 
verständiger vernommen worden ist. 

Das Gleiche gilt von der Ausübung des Amtes 
eines Geschworenen. 

§ 16. Wer bei einer durch ein Rechtsmittel 
angefochtenen Entscheidung als Richter mitge- 
wirkt hat, ist von der Mitwirkung bei der Ent- 
scheidung in höherer Instanz ausgeschlossen. 

Wer die Voruntersuchung führt oder geführt 
hat, ist von der Mitwirkung bei einer Entschei- 
dung des Gerichts ausgeschlossen. 

§ 17. Wer zur Ausübung des Richteramts 
berufen ist, kann sowohl aus Gründen, die seine 
Ausschließung rechtfertigen, als wegen Befangen- 
heit abgelehnt werden. 

Die Ablehnung wegen Befangenheit ist be- 
gründet, wenn Tatsachen vorliegen, die geeignet 
sind, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit bei 
der Ausübung des Richteramts zu rechtfertigen. 

§ 18. Die Ablehnung steht allen Prozeß- 
beteiligten zu. Auf Verlangen sind ihnen die zur 
Ausübung des Richteramts berufenen Personen 
namhaft zu machen. 

Die Ablehnung ist bei dem Gerichte geltend 
zu machen, dem der Abgelehnte angehört; soll 
der Untersuchungsrichter, ein beauftragter Richter 
oder der Amtsrichter abgelehnt werden, so ist 
die Ablehnung bei diesem geltend zu machen. 

Der Grund der Ablehnung ist glaubhaft zu 
machen. Zu diesem Zwecke kann der Ablehnende 
sich auf das Zeugnis des Abgelehnten beziehen; 
durch Eid oder Versicherung an Eidesstatt kann 
er den Grund der Ablehnung nicht glaubhaft 
machen. 

§ 19. In der Hauptverhandlung ist die Ab- 
lehnung wegen Befangenheit in der ersten In- 
stanz nur bis zur Verlesung der Anklageformel, 
in der Berufungsinstanz nur bis zur Verlesung 
des angefochtenen Urteils, in der Revisionsinstanz 
nur bis zur Berichterstattung zulässig. 

§ 20. Wird die Ablehnung verspätet oder 
ohne Angabe eines Grundes oder ohne Glaub- 
haftmachung des Grundes geltend gemacht, so 
ist sie als unzulässig zu verwerfen. 

Das Gleiche gilt, wenn die Ablehnung offen- 
bar nur in der Absicht geltend gemacht wird, das 
Verfahren zu verschleppen. 



Die Verwerfung erfolgt durch das Gericht, 
ohne daß der Abgelehnte ausscheidet; im Falle 
des Abs. 2 bedarf es eines einstimmigen Be- 
schlusses. Ist die Ablehnung gegen den Unter- 
suchungsrichter, einen beauftragten Richter oder 
den Amtsrichter gerichtet, so erfolgt die Ver- 
werfung durch diesen. 

§ 21. Wird die Ablehnung nicht als unzu- 
lässig verworfen, so hat darüber, ob sie be- 
gründet ist, das Gericht zu entscheiden, dem der 
Abgelehnte angehört. Der Abgelehnte hat sich 
über den Grund der Ablehnung zu äußern; bei 
dem Beschlüsse darf er nicht mitwirken. Ist die 
zum Beschluß erforderliche Zahl von Richtern 
nicht zu erlangen, so entscheidet das zunächst 
obere Gericht. 

Wird der Untersuchungsrichter oder der 
Amtsrichter abgelehnt, so entscheidet das Land- 
gericht oder, wenn der Untersuchungsrichter von 
dem Präsidenten des Reichsgerichts bestellt ist, 
der erste Strafsenat des Reichsgerichts; einer Ent- 
scheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte 
die Ablehnung für begründet erklärt. 

Wird die Entscheidung im Laufe einer Haupt- 
verhandlung erforderlich, so ist die Verhandlung 
zu unterbrechen. 

§ 22. Der Beschluß, durch den die Ab- 
lehnung für begründet erklärt wird, unterliegt 
keiner Anfechtung. 

Gegen den Beschluß, durch den die Ablehnung 
als unzulässig verworfen oder als unbegründet 
zurückgewiesen wird, ist sofortige Beschwerde zu- 
lässig. Betrifft die Ablehnung eine Person, die 
zur Ausübung des Richteramts in der Haupt- 
verhandlung berufen ist, so kann der Beschluß 
nur mit dem Rechtsmittel angefochten werden, 
das gegen die Entscheidung in der Hauptsache 
zulässig ist. 

§ 23. Ein abgelehnter Richter hat vor der 
Entscheidung über die Ablehnung nur solche 
Handlungen vorzunehmen, die keinen Aufschub 
gestatten. 

§ 24. Das Gericht, dem die Entscheidung 
über die Ablehnung zusteht, hat auch dann zu 
entscheiden, wenn ein Mitglied des Gerichts von 
einem Verhältnis Anzeige macht, das seine Ab- 
lehnung rechtfertigen kann, oder wenn Zweifel 
darüber entstehen, ob es von der Ausübung des 
Richteramts ausgeschlossen ist. 

§ 25. Auf Gerichtsschreiber finden die Vor- 
schriften der §§ 15, 17 bis 24 entsprechende 
Anwendung. Über die Ausschließung oder Ab- 
lehnung entscheidet das Gericht oder der Richter, 
dem der Gerichtsschreiber beigegeben ist. 

Dritter Abschnitt. 

Gerichtliche Entscheidungen. 

Zustellungen. 
§ 26. Entscheidungen, die im Laufe einer 
mündlichen Verhandlung ergehen, werden nach 
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Anhörung der Beteiligten, andere Entscheidungen 
nach schriftlicher oder mündlicher Erklärung der 
Staatsanwaltschaft erlassen. 

§ 27. Entscheidungen, die durch ein Rechts- 
mittel angefochten werden können oder durch 
die ein Antrag abgelehnt wird, sind zu begründen. 

§ 28. Jede Entscheidung ist den Personen 
bekanntzumachen, die von ihr betroffen werden. 
Die Bekanntmachung erfolgt, falls der Betroffene 
gegenwärtig ist, durch Verkündung, anderenfalls 
durch Zustellung der Entscheidung. Auf Ver- 
langen ist eine Abschrift der verkündeten Ent- 
scheidung zu erteilen. 

Eine Entscheidung, die einem nicht auf freiem 
Fuße Befindlichen zugestellt wird, soll ihm vor- 
gelesen werden, wenn er sie nicht lesen kann, 
und übersetzt werden, wenn er der deutschen 
Sprache nicht mächtig ist. Das Gleiche gilt bei 
der Zustellung von Schriftstücken anderer Art. 

§ 29. Entscheidungen, die einer Zustellung 
oder Vollstreckung bedürfen, sind der Staats- 
anwaltschaft zu übergeben; diese hat das Er- 
forderliche zu veranlassen. Diese Vorschrift findet 
keine Anwendung auf Entscheidungen, die ledig- 
lich den inneren Dienst der Gerichte oder die 
Ordnung in der Sitzung betreffen. 

Der Untersuchungsrichter, ein beauftragter 
Richter und der Amtsrichter können Zustellungen 
jeder Art sowie die Vollstreckung von Beschlüssen 
und Verfügungen unmittelbar veranlassen. Die 
gleiche Befugnis hat in dringenden Fällen der 
Vorsitzende des Gerichts. 

§ 30. Die bei dem Verfahren beteiligten Per- 
sonen, denen die Befugnis beigelegt ist, Zeugen 
und Sachverständige unmittelbar zu laden, haben 
mit der Zustellung der Ladung den Gerichtsvoll- 
zieher zu beauftragen. 

§ 81. Auf das Verfahren bei Zustellungen 
finden, soweit nicht in den §§ 32 bis 36 ein an- 
deres bestimmt ist, die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechende Anwendung. 

Für den Nachweis von Zustellungen, die von 
Amts wegen erfolgen, können durch Anordnung 
der Landesjustizverwaltung einfachere Formen zu- 
gelassen werden. 

§ 32. Schriftstücke, die der Staatsanwaltschaft 
zuzustellen sind, werden ihr in Urschrift vor- 
gelegt. Beginnt mit der Zustellung der Lauf einer 
Frist, so hat die Staatsanwaltschaft den Tag der 
Vorlegung auf der Urschrift zu vermerken. 

§ 33. Die öffentliche Zustellung von Schrift- 
stücken an eine bei dem Verfahren beteiligte Person 
ist zulässig, wenn deren Aufenthalt unbekannt ist 
oder wenn bei einer im Auslande zu bewirkenden 
Zustellung die Befolgung der hierfür bestehenden 
Vorschriften unausführbar ist oder keinen Erfolg 
verspricht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Zustellung nicht 
bewirkt werden kann, weil deren Ort die Wohnung 



einer Person ist, die der inländischen Gerichts- 
barkeit nicht unterworfen ist 

§ 34. Die öffentliche Zustellung von Schrift- 
stücken an den Verdächtigen, dem die Ladung 
zur Hauptverhandlung noch nicht zugestellt 
worden ist, erfolgt durch Bekanntmachung des In- 
halts des Schriftstücks in einem deutschen oder 
ausländischen Blatte; die Auswahl des Blattes steht 
dem Beamten zu, der die Zustellung veranlaßt. 
Das Gleiche gilt, wenn an andere bei dem Ver- 
fahren beteiligte Personen Schriftstücke, die eine 
Ladung enthalten, öffentlich zugestellt werden. 

Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Erscheinen des Blattes zwei Wochen ver- 
strichen sind. 

§ 35. Die öffentliche Zustellung der Ladung 
des Angeklagten zur Hauptverhandlung wird auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft vom Gerichte be- 
willigt. Die Ladung ist an die Gerichtstafel anzu- 
heften ; außerdem ist ein Auszug aus der Ladung 
in das für amtliche Bekanntmachungen des Be- 
zirkes bestimmte Blatt und nach dem Ermessen 
des Gerichts noch in andere Blätter dreimal einzu- 
rücken. 

Die Ladung gilt als zugestellt, wenn seit der 
letzten Einrückung ein Monat verstrichen ist 

§ 36. Ist dem Angeklagten eine Ladung zur 
Hauptverhandlung bereits zugestellt worden, so 
erfolgt die öffentliche Zustellung weiterer Schrift- 
stücke an ihn durch Anheftung des Schriftstücks 
an die Gerichtstafel ; die Gründe einer zuzustellen- 
den Entscheidung werden nicht angeheftet Das 
Gleiche gilt, wenn an andere bei dem Verfahren 
beteiligte Personen Schriftstücke, die eine Ladung 
nicht enthalten, öffentlich zugestellt werden. 

Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit 
der Anheftung zwei Wochen verstrichen sind. 

Vierter Abschnitt. 

Fristen und Wiedereinsetzung. 

§ 37. Erklärungen der Prozeßbeteiligten 
außerhalb eines Termins können schriftlich oder 
zu Protokoll des Gerichtsschreibers abgegeben 
werden, soweit nicht ein anderes bestimmt ist 

Ist die Erklärung an eine Frist gebunden, so 
genügt zur Wahrung der Frist, wenn vor deren 
Ablauf die Erklärung an eine Gerichtsperson ge- 
langt, die zu ihrer Entgegennahme dienstlich be- 
rufen ist 

§ 38. Für die Berechnung der Fristen gelten 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag, so endigt die Frist mit 
dem Ablaufe des nächsten Werktags. 

§ 39. Gegen die Versäum ung einer Frist kann 
der Beteiligte die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand verlangen, wenn er ohne sein Verschulden 
an der Einhaltung der Frist verhindert gewesen ist 

Dem Verschulden des Beteiligten steht das 
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Verschulden der Person gleich, die zu seiner Ver- 
tretung im Verfahren berufen ist. 

§ 40. Die Wiedereinsetzung kann nur binrten 
einer Woche nach der Beseitigung des Hindernisses 
bei dem Gerichte, bei dem die Frist wahrzunehmen 
war, unter Angabe und Glaubhaftmachung der 
Versäumungsgründe beantragt werden. 

Innerhalb derselben Frist ist die versäumte 
Handlung nachzuholen. 

§ 41. Über den Antrag entscheidet das Ge- 
richt, das bei Einhaltung der Frist zur Entscheidung 
in der Sache berufen gewesen wäre. 

Die Wiedereinsetzung kann auch ohne einen 
förmlich hierauf gerichteten Antrag bewilligt 
werden. 

Der Beschluß, durch den die Wiedereinsetzung 
bewilligt wird, unterliegt keiner Anfechtung. Gegen 
den Beschluß, durch den der Antrag als unzu- 
lässig verworfen oder als unbegründet zurückge- 
wiesen wird, ist sofortige Beschwerde zulassig. 

§ 42. Durch den Antrag auf Wiederein- 
setzung wird die Vollstreckung einer gerichtlichen 
Entscheidung nicht gehemmt; doch kann das Ge- 
richt, bei dem der Antrag gestellt wird, sowie 
das Gericht, das über den Antrag zu entscheiden 
hat, anordnen, daß die Vollstreckung aufzuschieben 
oder zu unterbrechen ist. 

Fünfter Abschnitt. 

Zeugen. 
§ 43. Die Zeugen werden unter Hinweis auf 
die gesetzlichen Folgen des Ausbleibens geladen. 
Um die Ladung von Personen des Soldaten- 
standes, die dem aktiven Heere, der aktiven Marine 
oder einer der Schutztruppen angehören, ist die 
Militärbehörde zu ersuchen. 

§ 44. Der Reichskanzler, die Minister eines 
Bundesstaats, die Mitglieder der Senate der Freien 
Hansestädte, die Vorstände der obersten Reichs- 
behörden und die Vorstände der Ministerien sind 
an ihrem Amtssitz oder, solange sie sich an einem 
anderen Orte aufhalten, auf ihr Verlangen an 
diesem Orte zu vernehmen. Die Mitglieder des 
Bundesrats sind an dessen Sitze, die Mitglieder 
einer anderen gesetzgebenden Körperschaft, wäh- 
rend sie versammelt ist, am Orte der Versammlung 
zu vernehmen, solange sie sich dort aufhalten. 
Zu einer Abweichung von diesen Vorschriften 
bedarf es: 

für den Reichskanzler der Genehmigung des 

Kaisers, 
für Minister eines Bundesstaats und für Mit- 
glieder des Bundesrats, die nicht Beamte 
sind, der Genehmigung des Landesherrn, 
für Mitglieder der Senate der Freien Hanse- 
städte der Genehmigung des Senats, 
für Mitglieder des Bundesrats, die Beamte 
sind, und für Vorstände der obersten 
Reichsbehörden und der Ministerien der 
Genehmigung des ihnen unmittelbar Vor- 
gesetzten, 



für Mitglieder einer gesetzgebenden Körper- 
schaft der*Genehmigung der Körperschaft. 

§ 45. Bleibt der Zeuge auf ordnungsmäßige 
Ladung ohne genügende Entschuldigung aus, so 
sind ihm die hierdurch verursachten Kosten so- 
wie Geldstrafe bis zu dreihundert Mark und für 
den Fall, daß diese nicht beigetrieben werden kann, 
Haft bis zu drei Wochen aufzuerlegen ; auch kann 
die Vorführung des Zeugen angeordnet werden. 
Das Gleiche gilt bei wiederholtem Ausbleiben des 
Zeugen, doch darf ihm Geldstrafe nur noch ein- 
mal, und zwar bis zu sechshundert Mark und für 
den Fall, daß diese nicht beigetrieben werden kann, 
Haft bis zu sechs Wochen auferlegt werden. 

Die Maßregeln werden von dem Gericht oder 
dem Richter verhängt, von dem der Zeuge zu 
vernehmen ist 

Um die Verhängung der Maßregeln gegen 
Militärpersonen, die dem aktiven Heere, der ak- 
tiven Marine oder einer der Schutztruppen ange- 
hören, ist die Militärbehörde zu ersuchen. 

§ 46. öffentliche Beamte dürfen, auch wenn 
sie nicht mehr im Dienste sind, über Tatsachen, 
auf die sich ihre amtliche Pflicht zur Verschwiegen- 
heit bezieht, nur mit Genehmigung der ihnen vor- 
gesetzten oder zuletzt vorgesetzt gewesenen Be- 
hörde als Zeugen vernommen werden. Für den 
Reichskanzler bedarf es der Genehmigung des 
Kaisers, für Minister eines Bundesstaats der Ge- 
nehmigung des Landesherrn, für Mitglieder der 
Senate der Freien Hansestädte der Genehmigung 
des Senats. 

Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn die Ablegung des Zeugnisses dem Wohle 
des Reichs oder eines Bundesstaats Nachteil be- 
reiten würde. 

§ 47. Ein Geistlicher darf als Zeuge nicht 
über solche Tatsachen vernommen werden, über 
die er nach der Annahme des Gerichts oder nach 
seiner ausdrücklichen Versicherung nicht aussagen 
kann, ohne die ihm als Seelsorger obliegende 
Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen. 

§ 48. Verteidiger, Rechtsanwälte und Arzte 
dürfen die Auskunft über solche Tatsachen ver- 
weigern, die ihnen bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben oder der Ausübung ihres Amtes oder Berufs 
anvertraut worden sind, soweit sie nicht von der 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit befreit sind. 

§ 49. Redakteure, Verleger und Drucker 
einer periodischen Druckschrift sowie die bei der 
technischen Herstellung der Druckschrift beschäf- 
tigten Personen dürfen die Auskunft über die 
Person des Verfassers oder Einsenders eines darin 
enthaltenen Artikels strafbaren Inhalts verweigern, 
sofern rechtlich und tatsächlich kein Hindernis 
besteht, wegen des Inhalts des Artikels die Be- 
strafung eines Redakteurs der Druckschrift als 
Täter herbeizuführen. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung, 
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wenn der Inhalt des Artikels den Tatbestand eines 
Verbrechens begründet. * 

§ 50. Zur Verweigerung des Zeugnisses im 
vollen Umfang ist berechtigt : 

1. der Verlobte des Verdächtigen, 

2. der Ehegatte des Verdächtigen, auch wenn 
die Ehe nicht mehr besteht, 

3. wer mit dem Verdächtigen in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder in der 
Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade 
verwandt oder im zweiten Grade verschwä- 
gert ist 

§ 51. Die Tatsachen, auf die der Zeuge die 
Verweigerung des Zeugnisses in den Fällen der 
§§ 48 bis 50 stützt, sind auf Verlangen glaubhaft 
zu machen ; es genügt die Versicherung an Eides- 
statt. 

§ 52. Jeder Zeuge kann die Auskunft auf 
einzelne Fragen verweigern, wenn er, auf Er- 
fordern an Eidesstatt, versichert, daß deren Be- 
antwortung ihm selbst oder einem seiner Ange- 
hörigen (§ 50) die Gefahr strafgerichtlicher Ver- 
folgung zuziehen würde. 

§ 53. Jeder Zeuge wird einzeln und in Ab- 
wesenheit der später zu hörenden Zeugen ver- 
nommen. 

Der Zeuge kann anderen Zeugen sowie .dem 
Verdächtigen gegenübergestellt werden; vor der 
Hauptverhandlung findet die Gegenüberstellung 
nur statt, wenn sie nicht bis dahin ohne Nachteil 
für die Sache ausgesetzt bleiben kann. 

§ 54. Vor der Vernehmung wird der Zeuge 
von dem Gegenstande der Untersuchung und der 
Person des Verdächtigen in Kenntnis gesetzt und, 
falls nicht bereits feststeht, daß die Vereidigung 
unzulässig ist oder der Eid verweigert werden 
kann, darauf hingewiesen, daß er seine Aussage 
auf Erfordern beeidigen muß. 

Die Vernehmung des Zeugen beginnt damit, 
daß er über seine persönlichen Verhältnisse befragt 
wird; die Befragung erfolgt nur, soweit sie zur 
Feststellung der Person des Zeugen und der Zu- 
lässigkeit seiner Vernehmung zur Sache oder seiner 
Vereidigung erforderlich ist. 

Gehört der Zeuge zu den im § 50 bezeich- 
neten Angehörigen des Verdächtigen, so ist er 
auf sein Recht zur Verweigerung des Zeugnisses 
hinzuweisen. 

§ 55. Der Zeuge wird aufgefordert, im Zu- 
sammenhanganzugeben, was ihm von dem/Gegen- 
stände seiner Vernehmung bekannt ist. 

Zur Vervollständigung der Aussage, zur Er- 
forschung des Grundes, auf dem das Wissen des 
Zeugen beruht, und zur Ermittelung solcher Um- 
stände, die seine Glaubwürdigkeit in der Sache 
betreffen, insbesondere zur Feststellung seiner 
Beziehungen zu dem Verdächtigen oder dem Ver- 
letzten, sind nötigenfalls weitere Fragen zu stellen. 

Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen 
oder einem seiner Angehörigen (§ 50) zur Un- 



ehre gereichen kann, dürfen nur gestellt werden, 
wenn das Gericht die Befragung für unerläßlich 
erachtet. Die Frage, ob der Zeuge gerichtlich 
bestraft sei, darf, soweit sie nicht zur Beseitigung 
von Zweifeln über die Zulässigkeit seiner Ver- 
eidigung geboten ist, nur in Beziehung auf eine 
bestimmte Bestrafung und nur dann gestellt 
werden, wenn das Gericht die Feststellung, ob 
der Zeuge die Bestrafung erlitten hat, zur Beur- 
teilung der Glaubwürdigkeit seiner Aussage für 
unerläßlich erachtet. 

§ 56. Zeugen, die zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigt sind, können dieses Recht 
noch während oder nach der Vernehmung geltend 
machen sowie einen Verzicht auf das Recht jeder- 
zeit widerrufen. 

Hat der Zeuge zur Zeit der Geltendmachung 
des Rechtes bereits ausgesagt, so darf der Inhalt 
der Aussage im weiteren Verfahren nicht berück- 
sichtigt werden. 

§ 57. Jeder Zeuge ist, soweit nicht ein an- 
deres bestimmt ist, zu vereidigen. 

Zeugen, die das Recht zur Verweigerung des 
Zeugnisses nicht geltend gemacht haben, können 
die Beeidigung der Aussage verweigern. Die im 
§ 50 bezeichneten Angehörigen des Verdächtigen 
sind auf diese Befugnis hinzuweisen. 

§ 58. Nicht zu vereidigen sind : 

1. Personen, die zur Zeit der Vernehmung das 
sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder wegen mangelnder Verstandes- 
reife oder wegen Verstandesschwäche von 
dem Wesen und der Bedeutung des Eides 
keine genügende Vorstellung besitzen, 

2. Personen, die nach den Vorschriften der 
Strafgesetze unfähig sind, als Zeugen eidlich 
vernommen zu werden, 

3. Personen, die hinsichtlich der den Gegen- 
stand der Untersuchung bildenden Tat der 
Täterschaft, Teilnahme, Hehlerei oder einer 
vor der Vernehmung begangenen Begün- 
stigung verdächtig »der deswegen bereits 
verurteilt sind. 

§ 59. Nach richterlichem Ermessen können 
unvereidigt gelassen werden : 

1. Personen, die zum Verdächtigen in einem 
Verhältnisse stehen, das sie nach § 50 zur 
Verweigerung des Zeugnisses berechtigt, 

2. im Verfahren auf Privatklage auch solche 
Personen, die zum Privatkläger in einem 
Verhältnisse der im § 50 bezeichneten Art 
stehen, 

3. jeder Zeuge hinsichtlich der Auskunft auf 
solche Fragen, deren Beantwortung ihm oder 
einem seiner Angehörigen (§ 50) die Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung hätte zuziehen 
oder zur Unehre hätte gereichen können. 

§ 60. Unbeschadet der Vorschriften der 
§§ 58, 59 unterbleibt die Vereidigung der Zeugen 
in Sachen, die in erster Instanz vor den Amtsge- 
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richten zu verhandeln sind, soweit die Vereidigung 
nicht vom Vorsitzenden für erforderlich erachtet 
oder vor dem Schlüsse der Beweisaufnahme von 
einem Mitgliede des Gerichts oder einem Prozeß- 
beteiligten verlangt wird; die anwesenden Prozeß- 
beteiligten sind zu befragen, ob sie die Vereidigung 
verlangen. 

Auch in anderen als den im Abs. 1 bezeich- 
neten Sachen darf die Vereidigung eines Zeugen 
unterbleiben, wenn seine Aussage von allen Mit- 
gliedern des Gerichts und den anwesenden Prozeß- 
beteiligten für unerheblich erachtet wird. 

§ 61. Die Vereidigung des Zeugen erfolgt 
nach seiner Vernehmung. Sie kann bis zum 
Schlüsse der Beweisaufnahme ausgesetzt werden. 
Mehrere beugen können gleichzeitig vereidigt 
werden. 

Vor der Vereidigung ' hat der Richter den 
Zeugen, soweit es angemessen erscheint, über das 
Wesen und die Bedeutung des Eides zu belehren. 
Wird der Zeuge nur hinsichtlich eines Teiles seiner 
Aussage vereidigt, so ist er hierauf hinzuweisen. 

§ 62. Die Vereidigung geschieht in der 
Weise, daß der Richter an den Zeugen die Worte 
richtet (Eidesnorm): 

„Sie schwören bei Gott, dem Allmächtigen 
und Allwissenden, daß Sie nach bestem 
Wissen die reine Wahrheit gesagt, nichts 
verschwiegen und nichts hinzugesetzt haben" 
und daß der Zeuge hierauf die Worte spricht 
(Eidesformel) : 

„Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe". 
Der Schwörende soll die rechte Hand erheben. 
Bei gleichzeitiger Vereidigung mehrerer Zeu- 
gen wird die Eidesformel von jedem Zeugen ein- 
zeln gesprochen. 

§ 63. Stumme leisten den Eid durch Nieder- 
schreiben und Unterschreiben der die Eidesnorm 
enthaltenden Eidesformel ; können sie nicht schrei- 
ben, so leisten sie den Eid mit Hilfe eines Dol- 
metschers durch Zeichen. 

§ 64. Der Eidesleistung wird gleichgeachtet, 
wenn ein Mitglied einer Religionsgesellschaft, der 
das Gesetz den Gebrauch gewisser Beteuerungs- 
formeln an Stelle des Eides gestattet, eine Er- 
klärung unter der Beteuerungsformel dieser Reli- 
gionsgesellschaft abgibt. 

§ 65. Die Vereidigung der Zeugen erfolgt 
in der Regel erst in der Hauptverhandlung. 

Der Zeuge kann schon vorher vereidigt wer- 
den, wenn vorauszusehen ist, daß ihm das Er- 
scheinen in der Hauptverhandlung unmöglich 
oder besonders erschwert sein wird, oder wenn 
von einer wahrheitsgemäßen Aussage des Zeugen 
der Fortgang des Verfahrens oder eine Entschei- 
dung über die Verhaftung oder die Auslieferung 
des Beschuldigten oder über dessen Unterbringung 
in einer öffentlichen Irrenanstalt pder über eine 
Beschlagnahme, Durchsuchung oder körperliche 



Untersuchung abhängt; der Grund der Vereidigung 
ist im Protokoll anzugeben. 

Vor der Hauptverhandlung ist der Zeuge zu 
vereidigen, wenn Beweise gegen einen Abwesen- 
den gesichert werden sollen. 

§ 66. Wird ein eidlich vernommener Zeuge 
in demselben Verfahren oder in einem anderen 
Verfahren, das dieselbe Tat zum Gegenstande hat, 
nochmals vernommen, so kann der Richter den 
Zeugen, statt ihn zu vereidigen, die Richtigkeit 
der Aussage unter Bezugnahme auf den früher ge- 
leisteten Eid versichern lassen. 

§ 67. Wird das Zeugnis oder die Beeidigung 
der Aussage ohne gesetzlichen Grund verweigert, 
so sind dem Zeugen die hierdurch verursachten 
Kosten sowie Geldstrafe bis zu dreihundert Mark 
und für den Fall, daß diese nicht beigetrieben 
werden kann, Haft bis zu drei Wochen aufzuer- 
legen. Die Maßregel wird von dem Gericht oder 
dem Richter verhängt, von dem der Zeuge zu 
vernehmen ist. 

Verharrt der Zeuge nach der Vollstreckung 
der Maßregel bei seiner Weigerung, so darf ihm 
Geldstrafe nur noch einmal, und zwar bis zu 
sechshundert Mark und für den Fall, daß diese 
nicht beigetrieben werden kann, Haft bis zu sechs 
Wochen auferlegt werden. Auch kann an Stelle 
wiederholter Bestrafung, um die Erfüllung der 
Zeugnispflicht zu erzwingen, Zwangshaft ange- 
ordnet werden. Diese Maßregeln sind im Ver- 
fahren auf Privatklage und in Sachen, die in 
erster Instanz vor den Amtsgerichten ohne Schöffen 
zu verhandeln sind, unzulässig. Die Verhängung 
der Maßregeln steht nur dem Gericht oder dem 
Richter zu, von dem die Vernehmung ange- 
ordnet ist. 

Die Zwangshaft darf sich nicht über die Zeit 
der Beendigung des Verfahrens in der Instanz 
hinaus erstrecken und die Dauer von drei Mo- 
naten nicht überschreiten. Ist diese Dauer er- 
reicht, so darf die Zwangshaft in demselben Ver- 
fahren oder in einem anderen Verfahren, das die- 
selbe Tat zum Gegenstande hat, nicht wiederholt 
werden. 

Um die Verhängung der Maßregeln gegen 
Militärpersonen, die dem aktiven Heere, der ak- 
tiven Marine oder* einer der Schutztruppen ange- 
hören, ist die Militärbehörde zu ersuchen. 

§ 68. Den von der Staatsanwaltschaft oder 
auf Anordnung des Richters geladenen Zeugen 
werden die Gebühren, die ihnen nach der Ge- 
bührenordnung zustehen, auf Verlangen aus der 
Staatskasse gezahlt. 

§ 69. Die Landesherren, die Mitglieder der 
landesherr.-ichen Familien und der Fürstlichen 
Familie Hohenzollern sowie die Mitglieder des 
vormaligen Hannoverschen Königshauses, des vor- 
maligen Kurhessischen, des vormaligen Herzog- 
lich Nassauischen und des Herzoglich Holsteini- 
schen Fürstenhauses sind in ihrer Wohnung zu 
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vernehmen. Sie leisten den Eid durch Unter- 
schreiben der die Eidesnorm enthaltenden Eides- 
formel. Zur Hauptverhandlung werden sie nicht 
geladen. Das Protokoll über ihre Vernehmung 
wird in der Hauptverhandlung verlesen. 

Sechster Abschnitt. 
Sachverständige und Augenschein. 

§ 70. Auf Sachverständige finden die Vor- 
schriften des vorangehenden Abschnitts ent- 
sprechende Anwendung, soweit nicht in diesem 
Abschnitt ein anderes bestimmt ist. 

Sind zum Beweise vergangener Tatsachen, 
zu deren Wahrnehmung eine besondere Sach- 
kunde erforderlich war, sachkundige Personen zu 
vernehmen, so kommen die Vorschriften über 
Zeugen zur Anwendung. 

§ 71. Soweit die Zuziehung von Sachver- 
ständigen gesetzlich vorgeschrieben ist oder vom 
Richter für erforderlich erachtet wird, steht die 
Auswahl der Sachverständigen und die Be- 
stimmung ihrer Zahl dem Richter zu. 

Sind für gewisse Arten von Gutachten Sach- 
verständige öffentlich bestellt, so sollen andere 
Personen nur gewählt werden, wenn besondere 
Umstände dies erfordern. 

An Stelle der Vernehmung eines Sachver- 
ständigen kann in geeigneten Fällen das Gutachten 
einer Fachbehörde eingeholt werden. 

§ 72. Der Sachverständige kann aus den- 
selben Gründen, die zur Ablehnung eines Rich- 
ters berechtigen, jedoch nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil er in der Sache bereits als Sach- 
verständiger oder Zeuge vernommen worden ist. 

Ober die Ablehnung entscheidet das Gericht 
oder der Richter, von dem die Vernehmung des 
Sachverständigen angeordnet ist; gegen die Ent- 
scheidung ist sofortige Beschwerde zulässig. Die 
Vorschriften der §§ 18, 23, 24 finden ent- 
sprechende Anwendung. ■ 

§ 73. Der als Sachverständiger Berufene hat 
der Berufung Folge zu leisten, wenn er zur Er- 
stattung von Gutachten der erforderten Art 
öffentlich bestellt ist oder wenn er die Wissen- 
schaft, die Kunst oder das Gewerbe, deren Kennt- 
nis zur Abgabe des Gutachtens befähigt, öffent- 
lich zum Erwerb ausübt oder wenn er zu deren 
Ausübung öffentlich bestellt oder ermächtigt ist. 

Zur Erstattung eines Gutachtens ist ferner 
verpflichtet, wer sich dem Richter gegenüber 
hierzu bereit erklärt hat. 

§ 74. Wer nach § 73 zur Erstattung eines 
Gutachtens verpflichtet ist, kann aus denselben 
Gründen, die einen Zeugen zur Verweigerung 
des Zeugnisses berechtigen, die Abgabe des Gut- 
achtens verweigern. Auch aus anderen Gründen 
kann der Sachverständige auf seinen Antrag von 
der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens 
befreit werden. 

öffentliche Beamte werden als Sachverstän- 
dige nicht vernommen, wenn die ihnen vorge- 



setzte Behörde erklärt, daß die Vernehmung den 
dienstlichen Interessen Nachteil bereiten würde. 

Wer bei einer richterlichen Entscheidung mit- 
gewirkt hat, soll über Fragen, die den Gegenstand 
der Entscheidung gebildet haben, nicht als Sach- 
verständiger vernommen werden. 

§ 75. Der Richter hat, soweit erforderlich, 
die Tätigkeit des Sachverständigen zu leiten. 

Dem Sachverständigen kann auf sein Ver- 
langen zur Vorbereitung des Gutachtens durch 
Vernehmung von 'Zeugen und Beschuldigten 
weitere Aufklärung verschafft werden ; auch kann 
ihm gestattet werden, die Akten einzusehen, bei 
der Vernehmung von Zeugen und Beschuldigten 
zugegen zu sein und unmittelbar Fragen an sie 
zu richten. f 

§ 76. Der Richter kann anordnen, daß der 
Sachverständige das Gutachten schriftlich zu er- 
statten hat. 

Mehrere Sachverständige können gleichzeitig 
vernommen werden. 

Erachtet der Richter ein Gutachten nicht für 
ausreichend, so kann er dessen Ergänzung oder 
eine neue Begutachtung durch einen anderen 
Sachverständigen anordnen. 

§ 77. Die Vereidigung des Sachverständigen 
erfolgt vor oder nach der Erstattung des Gut- 
achtens. Die Eidesnorm geht dahin, daß der Sach- 
verständige das von ihm erforderte Gutachten 
unparteiisch und nach bestem Wissen und Ge- 
wissen erstatten werde oder erstattet habe. 

Ist der Sachverständige für die Erstattung 
von Gutachten der erforderten Art im allgemeinen 
vereidigt, so genügt die Bezugnahme auf den 
geleisteten Eid. 

Auch in anderen als den im § 60 Abs. 1 
bezeichneten Sachen unterbleibt die Vereidigung 
eines Sachverständigen, sofern sie nicht vom Vor- 
sitzenden für erforderlich erachtet oder vor dem 
Schlüsse der Beweisaufnahme von einem Mit- 
gliede des Gerichts oder einem Prozeßbeteiligten 
verlangt wird; die anwesenden Prozeßbeteiligten 
sind zu befragen, ob sie die Vereidigung ver- 
langen. 

§ 78. Bleibt der zur Erstattung des Gut- 
achtens verpflichtete Sachverständige auf ord- 
nungsmäßige Ladung ohne genügende Entschul- 
digung aus oder verweigert er ohne gesetzlichen 
Grund die Erstattung oder die Beeidigung des 
Gutachtens, so sind ihm die hierdurch verursach- 
ten Kosten sowie Geldstrafe bis zu dreihundert 
Mark aufzuerlegen. Bei wiederholtem Ausbleiben 
oder wiederholter Weigerung kann ihm Geldstrafe 
nur noch einmal, und zwar bis zu sechshundert 
Mark auferlegt werden. 

§ 79. Liegt der Verdacht eines Münzver- 
brechens oder Münzvergehens vor, so ist über 
die Frage, ob die Münzen oder Papiere nach- 
gemacht oder verfälscht sind und wie die Fäl- 
schung mutmaßlich begangen worden ist, nötigen- 
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falls ein Gutachten der Behörde einzuholen, von 
der echte Münzen oder Papiere derselben Art 
in Umlauf gesetzt werden. 

Handelt es sich um ausländische Münzen oder 
Papiere, so kann an Stelle der ausländischen Be- 
hörde eine deutsche Behörde um das Gutachten 
ersucht werden. 

§ 80. Ist zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über den Geisteszustand des Beschuldigten nach 
der Erklärung des Sachverständigen eine längere 
Beobachtung erforderlich, so hat der Richter dem 
Sachverständigen, soweit tunlich, hierzu Gelegen- 
heit zu geben. 

Erklärt der Sachverständige, daß die erforder- 
liche Beobachtung außerhalb einer Irrenanstalt 
nicht ausführbar ist, und wird sie dem Sachver- 
ständigen auch nicht dadurch ermöglicht, daß 
der Beschuldigte sich freiwillig in eine solche 
Anstalt aufnehmen läßt, so kann, sofern die öffent- 
liche Klage bereits erhoben ist, das Gericht an- 
ordnen, daß der Angeschuldigte in einer öffent- 
lichen Irrenanstalt unterzubringen ist; die An- 
stalt ist vom Gerichte zu bezeichnen. Vor der 
Anordnung ist der Verteidiger zu hören; hat 
der Angeschuldigte keinen Verteidiger, so ist ihm 
ein solcher für das Verfahren über die Unter- 
bringung zu bestellen. Gegen die Anordnung 
ist sofortige Beschwerde zulässig; die Beschwerde 
hat aufschiebende Wirkung. 

Sobald die Beobachtungen zur Abgabe des 
Gutachtens ausreichen, hat der Sachverständige 
dem Gericht Anzeige zu machen. Die Unter- 
bringung* in der Anstalt darf, auch wenn sie in 
demselben Verfahren oder in einem anderen Ver- 
fahren, das dieselbe Tat zum Gegenstande hat, 
wiederholt angeordnet wird, ohne Einwilligung 
des Angeschuldigten in ihrer Gesamtdauer sechs 
Wochen nicht überschreiten. 

Die Vorschriften der Abs. 2, 3 finden keine 
Anwendung im Verfahren auf Privatklage und 
in Sachen, die in erster Instanz vor den Amts- 
gerichten ohne Schöffen zu verhandeln sind. 

§ 81. Eine körperliche Untersuchung des 
Verdächtigen darf zum Zwecke der Feststellung 
von Tatsachen, die für die Untersuchung von 
Bedeutung sind, angeordnet werden. 

Die Anordnung steht dem Richter, bei Ge- 
fahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft zu. 
Weigert sich der Verdächtige, sich der von der 
Staatsanwaltschaft angeordneten Untersuchung 
zu unterwerfen, so bedarf es richterlicher An- 
ordnung. Gegen die richterliche Anordnung ist 
sofortige Beschwerde zulässig. Die Vornahme 
der Untersuchung ist, sofern dadurch nicht der 
Zweck der Maßregel gefährdet wird, bis zur Ent- 
scheidung über die Beschwerde auszusetzen. 

Die körperliche Untersuchung einer weib- 
lichen Person ist einem Arzte zu übertragen; 
bei Gefahr im Verzuge darf sie einer Frau über- 
tragen werden. Der Arzt kann eine weitere 
Medizinalperson oder eine Frau zuziehen. Andere 



Personen dürfen bei der Untersuchung nicht zu- 
gegen sein; doch soll auf Verlangen der von 
der Untersuchung Betroffenen oder ihres gesetz- 
lichen Vertreters eine andere weibliche Person 
oder ein Angehöriger zugelassen werden. 

§ 82. Eine körperliche Untersuchung einer 
nicht verdächtigen Person ist ohne deren Ein- 
willigung nur zulässig, wenn sie zum Zwecke 
der Feststellung, ob eine bestimmte Spur oder 
Folge einer strafbaren Handlung an dem Körper 
der Person sich befindet, unerläßlich ist. 

Die Vorschriften des § 81 Abs. 2, 3 finden 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Beschwerde 
gegen die Anordnung der Untersuchung auf- 
schiebende Wirkung hat. 

§ 83. Findet außerhalb der Hauptverhand- 
lung die Einnahme eines richterlichen Augen- 
scheins statt, so sind dessen Ergebnisse im Pro- 
tokolle festzustellen. 

Nötigenfalls sind Abbildungen anzufertigen 
und dem Protokolle beizufügen. 

§ 84. Bei einer richterlichen Leichenschau 
soll ein Arzt, soweit tunlich der Gerichtsarzt, 
zugezogen werden. 

§ 85. Die Öffnung eines Leichnams ist einem 
Gerichtsarzt in Gemeinschaft mit einem zweiten 
Arzte zu übertragen. Dem Arzte, der den Ver- 
storbenen in einer dem Tode unmittelbar vor- 
ausgegangenen Krankheit behandelt hat, ist die 
Leichenöffnung nicht zu übertragen; doch kann 
er behufs Vernehmung über die Krankheit des Ver- 
storbenen zugezogen werden. Die Leichenöffnung 
erfolgt in Gegenwart des Richters. 

Vor der Leichenöffnung ist auf die Fest- 
stellung der Persönlichkeit des Verstorbenen, ins- 
besondere durch Vernehmung von Personen, die 
ihn gekannt haben, und durch Vorführung des 
Verdächtigen vor den Leichnam, Bedacht zu 
nehmen. 

Die Öffnung des Leichnams ist, soweit dessen 
Zustand es gestattet, auf die Kopf-, Brust- und 
Bauchhöhle zu erstrecken. 

Bei der Öffnung des Leichnams eines neu- 
geborenen Kindes ist die Untersuchung auch 
darauf zu richten, ob das Kind nach oder während 
der Geburt gelebt hat und ob es reif oder wenig- 
stens fähig gewesen ist, das Leben außerhalb 
des Mutterleibs fortzusetzen. 

§ 86. Der Leichnam oder einzelne Teile 
des Leichnams dürfen zurückbehalten werden, so- 
lange der Zweck des Verfahrens dies erfordert. 

Zum Zwecke einer Leichenschau . oder 
Leichenöffnung darf ein Leichnam, dessen Be- 
stattung durch Beerdigung erfolgt ist, wieder- 
ausgegraben werden. 

Siebenter Abschnitt. 

Beschlagnahme und Durchsuchung. 
§ 87. Sachen, die als Beweismittel für die 
Untersuchung von Bedeutung sind oder der Ein- 
ziehung, Vernichtung oder Unbrauchbarmachung 
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unterliegen, sind in Beschlag zu nehmen. Die 
Beschlagnahme der Sachen geschieht in der Weise, 
daß sie in amtliche Verwahrung genommen oder 
sonst sichergestellt werden. 

Befinden sich die Sachen in dem Gewahrsam 
einer Person, die deren Vorlegung oder Aus- 
lieferung verweigert oder der Beschlagnahme 
widerspricht, so können sie zwangsweise in Be- 
schlag genommen werden. Auch kann die Person 
zu der Vorlegung und Auslieferung der Sachen 
nach Maßgabe des § 67 angehalten werden. 

§ 88. Gegen Personen, die als Zeugen nicht 
vernommen werden dürfen oder zur Verweigerung 
des Zeugnisses berechtigt sind, dürfen die im 
§ 67 vorgesehenen Maßregeln nicht verhängt 
werden. 

Schriftliche Mitteilungen zwischen solchen 
Personen und dem Verdächtigen sowie ihre Auf- 
zeichnungen über Mitteilungen des Verdächtigen 
dürfen auch nicht zwangsweise in Beschlag ge- 
nommen werden, sofern sich die Papiere in ihrem 
Gewahrsam befinden und sie nicht selbst der Täter- 
schaft, Teilnahme, Begünstigung oder Hehlerei 
verdächtig sind. 

§ 89. Die Beschlagnahme darf zwangsweise 
nur auf Grund einer Anordnung des Richters 
erfolgen, ohne eine solche nur bei Gefahr im 
Verzug und nur auf Anordnung der Staatsan- 
waltschaft oder eines Beamten des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes, der Hilfsbeamter der Staats- 
anwaltschaft ist. 

Ist die Beschlagnahme nicht vom Richter an- 
geordnet worden, so soll binnen drei Tagen die 
richterliche Bestätigung eingeholt werden. 

§ 90. Wird vor der Erhebung der öffent- 
lichen Klage die Freigabe einer in Beschlag ge- 
nommenen Sache beantragt, so bedarf es richter- 
licher Entscheidung, sofern die Staatsanwaltschaft 
dem Antrage nicht binnen drei Tagen stattgibt. 

§ 91. Wird eine Beschlagnahme wegen einer 
strafbaren Handlung, deren Verfolgung nur auf 
Antrag eintritt, vor der Stellung des Antrags vor- 
genommen, so ist der Antragsberechtigte, von 
mehreren wenigstens einer, sofort zu benach- 
richtigen. 

Die Beschlagnahme ist aufzuheben, wenn der 
Antrag nicht binnen zwei Wochen eingeht. 

§ 92. Sachen, die sich in amtlicher Ver- 
wahrung befinden, insbesondere Akten und andere 
Schriftstücke, unterliegen nicht der Beschlag- 
nahme, wenn die oberste Dienstbehörde erklärt, 
daß das Bekanntwerden der Sachen oder des 
Inhalts der Schriftstücke dem Wohle des Reichs 
oder eines Bundesstaats Nachteil bereiten würde. 

Das Gleiche gilt von Schriftstücken und an- 
deren Sachen, die sich in Verwahrung einer ge- 
setzgebenden Versammlung befinden, wenn die 
Erklärung von dem Vorsitzenden der Versamm- 
lung oder seinem Stellvertreter abgegeben wird. 

§ 93. Die Beschlagnahme von Briefen und 



anderen Postsendungen sowie von Telegrammen 
ist, solange die Sendungen sich in dem Gewahr- 
sam einer Behörde des Post- und Telegraphen- 
dienstes befinden, nur zulässig: 

1. wenn die Sendungen an den Verdächtigen 
gerichtet sind oder wenn Tatsachen vor- 
liegen, aus denen zu schließen ist, daß sie 
vom Verdächtigen herrühren oder für ihn 
bestimmt sind, 

2. wenn sie der Einziehung, Vernichtung oder 
Unbrauchbarmachung unterliegen. 

Auskunft über die Beförderung einer Sen- 
dung und deren Inhalt kann von den Behörden 
des Post- und Telegraphendienstes nur gefordert 
werden, wenn die Voraussetzungen vorliegen, 
unter denen eine Sendung in Beschlag genommen 
werden darf. 

§ 94. Die Beschlagnahme der Sendungen 
wird vom Richter angeordnet; sofern sie nicht 
nur wegen einer Übertretung erfolgt, kann sie 
bei Gefahr im Verzug auch von der Staatsan- 
waltschaft angeordnet werden. Das Gleiche gilt 
von der Erteilung von Auskunft über die Be- 
förderung einer Sendung oder deren Inhalt. 

Die Anordnung der Staatsanwaltschaft tritt 
außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen 
vom Richter bestätigt wird. 

Die Staatsanwaltschaft hat die ihr ausgeliefer- 
ten Sendungen sofort dem Richter zur Entschei- 
dung über deren Eröffnung und Zurückbehaltung 
vorzulegen. 

§ 95. Von der Auslieferung, Eröffnung und 
Zurückbehaltung einer Sendung sind die Betei- 
ligten zu benachrichtigen, sobald dies ohne Ge- 
fährdung des Zweckes der Untersuchung ge- 
schehen kann. 

Sendungen, die vom Verdächtigen an den 
Verteidiger oder vom Verteidiger an den Ver- 
dächtigen gerichtet sind, dürfen weder eröffnet 
noch zurückbehalten werden, es sei denn, daß 
der Verdächtige flüchtig ist. 

Sendungen, deren Eröffnung oder Zurück- 
behaltung nicht angeordnet wird, sind den Be- 
teiligten sofort auszuhändigen; ist die Vorent- 
haltung eines Teiles einer schriftlichen Mitteilung 
erforderlich, so ist der andere Teil dem Empfangs- 
berechtigten abschriftlich mitzuteilen. 

§ 96. Solange die öffentliche Klage nicht 
erhoben ist, stehen die im § 89 Abs. 2, im § 90 
und im §,94 Abs. 2, 3 vorgesehenen Entschei- 
dungen dem Amtsrichter zu, in dessen Bezirke 
die Beschlagnahme stattgefunden hat. 

§ 97. Bei dem Verdächtigen können zum 
Zwecke seiner Ergreifung die Wohnung und 
andere von ihm innegehabte Räume durchsucht 
werden; zum Zwecke der Auffindung von Be- 
weismitteln oder Einziehungsstücken können 
außer den bezeichneten Räumen auch die Person 
des Verdächtigen und die Sachen durchsucht 
werden, die er bei sich führt. 
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Das Gleiche gilt für Personen, die unter 
Polizeiaufsicht stehen. 

Die Durchsuchung einer weiblichen Person 
und der Kleidung, die sie an sich trägt, darf 
ohne ihre Einwilligung nur von einer Frau aus- 
geführt werden. 

§ 98. Bei anderen als den im § 97 ange- 
führten Personen sind Durchsuchungen der dort 
bezeichneten Art nur zum Zwecke der Ergrei- 
fung des Verdächtigen, der Verfolgung bestimm- 
ter Spuren einer strafbaren Handlung oder der 
Beschlagnahme bestimmter Sachen und nur dann 
zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen 
zu schließen ist, daß der Verdächtige, die Spuren 
oder die in Beschlag zu nehmenden Sachen sich 
vorfinden werden. 

Diese Beschränkungen finden keine Anwen- 
dung auf Räume, in denen der Verdächtige er- 
griffen wird oder die er während der Verfolgung 
betreten hat. 

§ 99. Bei Nacht darf zur Durchsuchung 
der Wohnung, der Geschäftsräume und des be- 
friedeten Besitztums ohne Einwilligung des In- 
habers nur bei Verfolgung auf frischer Tat, bei 
Gefahr im Verzug oder zum Zwecke der Wieder- 
ergreifung eines entwichenen Gefangenen ge- 
schritten werden. 

Als Nacht gelten in dem Zeiträume vom 
ersten April bis zum dreißigsten September die 
Stunden von neun Uhr abends bis vier Uhr 
morgens, in dem Zeiträume vom ersten Oktober 
bis zum einunddreißigsten März die Stunden von 
neun Uhr abends bis sechs Uhr morgens. 

§ 100. Die im § 99 vorgesehenen Beschrän- 
kungen finden auf Räume einer Person, die unter 
Polizeiaufsicht steht, sowie auf solche Räume 
keine Anwendung, die bei Nacht jedermann zu- 
gänglich sind. Das Gleiche gilt von Räumen, 
von denen der Polizei bekannt ist, daß darin 
bestrafte Personen sich aufzuhalten pflegen oder 
Sachen, die mittels strafbarer Handlungen er- 
langt sind, aufbewahrt werden oder gewerbs- 
mäßig Glücksspiel oder Unzucht getrieben wird. 

§ 101. Die Anordnung von Durchsuchungen 
steht dem Richter zu, bei Gefahr im Verzug 
auch der Staatsanwaltschaft und solchen Beamten 
des Polizei- und Sicherheitsdienstes, die Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltschaft sind. 

Ist bei einer Durchsuchung der Wohnung, 
der Geschäftsräume oder des befriedeten Be- 
sitztums der Richter oder der Staatsanwalt 
nicht zugegen, so sollen, sofern dadurch der 
Zweck der Durchsuchung nicht gefährdet wird, 
ein Beamter der Gemeinde oder zwei Mitglieder 
der Gemeinde, in deren Bezirke die Durch- 
suchung stattfindet, zugezogen werden; die Ge- 
meindemitglieder dürfen nicht Polizei- und Sicher- 
heitsbeamte sein. Von der Zuziehung des Ge- 
meindebeamten oder der Gemeindemitglieder 
kann abgesehen werden, wenn der Inhaber der 
Räume zustimmt. 



Die Durchsuchung von Räumen der im § 100 
bezeichneten Art kann, auch wenn Gefahr im 
Verzuge nicht vorliegt, von der Staatsanwaltschaft 
sowie von jedem Beamten des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes angeordnet werden ; die Vorschriften 
des vorangehenden Absatzes finden keine An- 
wendung. 

§ 102. Der Inhaber der Räume oder Sachen 
darf bei der Durchsuchung zugegen sein. Ist 
er nicht zur Stelle, so soll, sofern dadurch der 
Zweck der Durchsuchung nicht gefährdet wird, 
als Vertreter des Inhabers ein erwachsener An- 
gehöriger, Hausgenosse oder Nachbar oder eine 
andere Person zugezogen werden. Dem Inhaber 
oder dem Vertreter ist der Zweck der Durch- 
suchung vor deren Beginn mitzuteilen, sofern 
nicht der Inhaber zu den im § 97 angeführten 
Personen gehört oder Räume der im § 100 be- 
zeichneten Art durchsucht werden sollen. 

§ 103. Papiere des von der Durchsuchung 
Betroffenen dürfen ohne dessen Einwilligung nur 
vom Richter durchgesehen werden. 

Wird von anderen Beamten eine Durchsicht 
der Papiere für geboten erachtet, so sind die 
Papiere in Gegenwart des Inhabers oder des 
Vertreters zu versiegeln und an den Richter ab- 
zuliefern; der Inhaber oder der Vertreter darf 
sein Siegel beidrücken. Wird die Durchsicht vom 
Richter angeordnet, so soll, sofern dadurch der 
Zweck der Maßregel nicht gefährdet wird, der 
Inhaber oder der Vertreter aufgefordert werden, 
der Entsiegelung und Durchsicht beizuwohnen. 

§ 104. Der von der Durchsuchung Be- 
troffene kann nach deren Beendigung verlangen, 
daß ihm der Zweck der Durchsuchung schrift- 
lich mitgeteilt, auch ein Verzeichnis der in Be- 
schlag genommenen Sachen oder, falls keine 
Sachen in Beschlag genommen worden sind, eine 
Bescheinigung hierüber erteilt wird. 

Wird die Durchsuchung bei dem Verdäch- 
tigen vorgenommen, so ist die strafbare Hand- 
lung, deren er verdächtig ist, ihm oder dem 
Vertreter spätestens bei der Beendigung der 
Durchsuchung mitzuteilen. 

§ 105. Werden bei Gelegenheit einer Durch- 
suchung Schriftstücke oder andere Sachen ge- 
funden, die zu dem Verfahren in keiner Beziehung 
stehen, aber auf die Verübung einer anderen straf- 
baren Handlung hindeuten, so sind sie einst- 
weilen in Beschlag zu nehmen und der zuständigen 
Staatsanwaltschaft zur Verfügung zu stellen. 

§ 106. Sind Beschlagnahmen oder Durch- 
suchungen in militärischen Dienstgebäuden oder 
auf Kriegsfahrzeugen auszuführen, so hat die Be- 
hörde, welche die Maßregel anordnet, die Militär- 
behörde um deren Ausführung zu ersuchen und, 
sofern es ihr geboten erscheint, hierbei mitzu- 
wirken. Diese Vorschrift findet keine Anwendung, 
soweit die Beschlagnahme oder Durchsuchung in 
Räumen vorzunehmen ist, die ausschließlich von 
Zivilpersonen bewohnt werden. 
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§ 107. Sachen, die durch die strafbare Hand- 
lung dem Verletzten entzogen und in amtliche 
Verwahrung genommen sind, sollen, sobald ihre 
Verwahrung nicht mehr erforderlich ist, diesem 
ausgehändigt werden, sofern nicht Ansprüche 
Dritter entgegenstehen. 

Das Gleiche gilt von dem aus der Veräuße- 
rung der Sachen erzielten Erlöse sowie von Sachen, 
die aus dem dem Verletzten entzogenen Gelde an- 
geschafft worden sind, wenn dieser die Heraus- 
gabe ' des Erlöses oder der Sachen beansprucht. 

Bestehen Zweifel über die Person des Emp- 
fangsberechtigten, so kann die Ablieferung der 
Sachen oder des Erlöses an eine öffentliche Hinter- 
legungsstelle angeordnet werden. 

Den Beteiligten bleibt die Geltendmachung 
ihrer Rechte im Zivilverfahren vorbehalten. 

Achter Abschnitt. 

Vernehmung. Verhaftung. 
Vorführung. 

§ 108. Der einer strafbaren Handlung Ver- 
dächtige ist im Sinne dieses Gesetzes Beschul- 
digter, sobald er als solcher vom Richter ver- 
nommen oder ein Haftbefehl oder Vorführungs- 
befehl gegen ihn erlassen wird. 

§ 109. Wird der Verdächtige als Beschuldigter 
vom Richter vernommen, so ist ihm zu eröffnen, 
welche Tat ihm zur Last gelegt wird und welches 
Strafgesetz Anwendung findet. Hat sich bei einer 
späteren Vernehmung der rechtliche Gesichtspunkt 
verändert, so soll der Beschuldigte hierauf hin- 
gewiesen werden. Bei der ersten Vernehmung des 
Beschuldigten ist ferner auf die Ermittelung seiner 
persönlichen Verhältnisse Bedacht zu nehmen. 

Die Vernehmung soll dem Beschuldigten Ge- 
legenheit geben, die gegen ihn vorliegenden Ver- 
dachtsgründe zu beseitigen und die zu seinen 
Gunsten sprechenden Tatsachen geltend zu machen. 

Der Beschuldigte ist auf die ihn belastenden 
Umstände hinzuweisen und zu befragen, ob er 
auf die Beschuldigung etwas erwidern wolle. Ist 
er hierzu bereit, so ist er zu veranlassen, sich im 
Zusammenhange zu äußern. Macht er Tatsachen 
geltend, die zu seinen Gunsten sprechen, so ist 
er zur Bezeichnung der Beweismittel aufzufordern. 

Im Protokoll ist anzugeben, inwieweit der Be- 
schuldigte die ihn belastenden Umstände zuge- 
standen oder bestritten hat, welche Tatsachen er 
zu seiner Entlastung geltend gemacht und welche 
Beweismittel er bezeichnet hat. 

§ 110. Die Untersuchungshaft darf gegen den 
Verdächtigen nur verhängt werden, wenn der Ver- 
dacht dringend ist und Tatsachen vorliegen, welche 
die Gefahr begründen, daß er sich dem Verfahren 
durch die Flucht entziehen oder durch Vernich- 
tung von Spuren der Tat oder durch Beeinflussung 
von Zeugen oder Mitschuldigen die Ermittelung 
der Wahrheit erschweren werde. 

Ist nach den Umständen des Falles anzu- 



nehmen, daß wegen der Tat auf Todesstrafe, 
Zuchthaus oder eine die Dauer eines Jahres über- 
steigende Freiheitsstrafe anderer Art zu erkennen 
sein wird, so ist zur Begründung der Fluchtgefahr 
die Feststellung weiterer Tatsachen nicht erforder- 
lich. 

§ 111. Bei strafbaren Handlungen, die mit 
keiner schwereren Strafe als Gefängnis bis zu drei 
JVjflnaton oder Geldstrafe bis zu dreitausend IMarE, 
allein oder in Verbindung miteinander oder in 
Verbindung mit Nebenstrafen, bedroht sind, darf - 
die Untersuchungshaft nur wegen Fluchtgefahr 
' verhängt werden. Zur Begründung der Flucht- 
gefahr ist die Feststellung erforderlich, daß der 
Verdächtige sich dem Verfahren durch die Flucht 
bereits entzogen oder Anstalten hierzu getroffen 
hat oder im Inlande keinen dauernden Aufenthalt 
hat oder unter Polizeiaufsicht steht oder daß ein 
Ausweis über seine Person nicht zu erlangen ist. 

Auch bei anderen als den im Abs. 1 be- 
zeichneten strafbaren Handlungen soll die Unter- 
suchungshaft nur unter den daselbst bestimmten 
Voraussetzungen verhängt werden, sofern nach 
Lage der Sache anzunehmen ist, daß gegen den 
Verdächtigen auf keine schwerere Strafe als Ge- 
fängnis von einem Monat oder Haft oder drei- 
tausend Mark Geldstrafe, allein oder in Verbindung 
miteinander oder in Verbindung mit Nebenstrafen 
zu erkennen sein wird. 

Die Vorschriften der Abs. 1, 2 finden bei den 
nach § 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgesetzbuchs straf- 
baren Übertretungen keine Anwendung. 

§ 112. Die Untersuchungshaft wird in einem 
schriftlichen Haftbefehle verhängt. 

Vor der Erhebung der öffentlichen Klage kann 
der Haftbefehl auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
oder bei Gefahr im Verzug auch von Amts wegen 
von dem Amtsrichter erlassen werden, in dessen Be- 
zirk ein Gerichtsstand für die Sache begründet ist. 

Nach der Erhebung der öffentlichen Klage 
wird der Haftbefehl von dem Gerichte, das mit 
der Sache befaßt ist, oder in dringenden Fällen 
von dem Vorsitzenden dieses Gerichts erlassen; 
in der Voruntersuchung wird er vom Unter- 
suchungsrichter erlassen. 

§ 113. Wird der Haftbefehl wegen einer straf- 
baren Handlung, deren Verfolgung nur auf An- 
trag eintritt, vor der Stellung des Antrags erlassen, 
so ist der Antragsberechtigte, von mehreren wenig- 
stens einer, sofort zu benachrichtigen. 

Der Haftbefehl ist spätestens nach dem Ab- 
lauf einer Woche aufzuheben, wenn bis dahin 
der Antrag nicht eingegangen ist. 

§ 114. Im Haftbefehle sind der Beschuldigte, 
die ihm zur Last gelegte Tat unter Hervorhebung 
des Ortes, der Zeit und der Tatsachen, in denen 
die gesetzlichen Merkmale der strafbaren Handlung 
gefunden werden, das anzuwendende Strafgesetz 
und die Tatsachen anzugeben, welche die Gefahr 
der Flucht oder die Gefahr der Erschwerung der 
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Wahrheitsermittelung begründen. Ferner ist an- 
zugeben, ob der Beschuldigte im Falle der Ver- 
haftung in das nächste oder in ein anderes, be- 
stimmt bezeichnetes Untersuchungsgefängnis ein- 
geliefert werden soll. 

Dem Beschuldigten ist der Haftbefehl bei der 
Verhaftung bekanntzumachen. Ist dies nicht tun- 
lich, so ist ihm bei der Verhaftung vorläufig mit- 
zuteilen, welcher strafbaren Handlung er ver- 
dächtig ist; die Bekanntmachung des Haftbefehls 
hat in diesem Falle spätestens an dem Tage nach 
seiner Einlieferung in die im Haftbefehle bezeich- 
nete Anstalt zu erfolgen. 

§ 115. Der Verhaftete ist unverzüglich in die 
im Haftbefehle bezeichnete Anstalt einzuliefern und 
spätestens an dem Tage nach der Einlieferung 

'* von einem Richter zu vernehmen. Ist jedoch vor- 
auszusehen, daß die Einlieferung nicht bis zum 
Ablaufe des auf die Verhaftung folgenden Tages 
geschehen kann, so ist der Verhaftete vorerst dem 

^ nächsten Amtsrichter vorzuführen, es sei denn, 

(daß der Verhaftete die unmittelbare Einlieferung 
in die Anstalt, ungeachtet der damit verbundenen 
Verzögerung seiner Vernehmung, verlangt. Der 
Amtsrichter hat den Vorgeführten spätestens an 
dem Tage nach der Verhaftung zu vernehmen. 

Ergibt sich bei der Vernehmung, daß der 
Haftbefehl aufgehoben oder daß der Ergriffene 
nicht die darin bezeichnete Person ist, so ist un- 
verzüglich die Freilassung anzuordnen. Anderen- 
falls ist der Verhaftete über den Gegenstand der 
Beschuldigung zu vernehmen. 

§ 116. Ist der Richter, der den Verhafteten 
vernimmt, nach § 125 Abs. 1 zur Entscheidung 
berufen, so hat er über Einwendungen, die gegen 
die Verhaftung erhoben werden, sogleich zu be- 
schließen und, wenn sie zurückgewiesen werden, 
dem Verhafteten zu eröffnen, daß ihm das Recht 
der Beschwerde zusteht. 

Erfolgt die Vernehmung durch einen anderen 
Richter, so ist der Verhaftete zu befragen, ob er 
Einwendungen gegen den Haftbefehl zu erheben 
habe; erhebt er Einwendungen, so ist er darauf 
hinzuweisen, daß er verlangen kann, dem zur Ent- 
scheidung berufenen Richter zugeführt zu werden. 

Wird der Verhaftete auf sein Verlangen dem 
zur Entscheidung berufenen Richter zugeführt, so 
ist über die Einwendungen in nicht öffentlicher 
Sitzung nach Anhörung des Verhafteten zu be- 
schließen. Die übrigen Prozeßbeteiligten und der 
Verteidiger sind vom Termine zu benachrichtigen ; 
ihres Erscheinens bedarf es nicht. Werden die 
Einwendungen zurückgewiesen, so ist der Ver- 
haftete darauf hinzuweisen, daß ihm das Recht der 
Beschwerde zusteht. 

§ 117. Die Untersuchungshaft soll lediglich 
dem Zwecke dienen, die Gefahr der Flucht oder 
die Gefahr der Erschwerung der Wahrheitsermitte- 
lung abzuwenden ; sie ist mit möglichster Schonung 
der Person und der Ehre des Gefangenen zu voll- 
ziehen. 



Der Gefangene soll weder mit anderen Unter- 
suchungsgefangenen noch mit Strafgefangenen in 
demselben Räume untergebracht werden. Von 
dieser Vorschrift kann abgewichen werden, wenn 
der Gefangene zustimmt, wenn er sich nicht im 
Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet oder 
wegen Verdachts einer nach § 361 Nr. 3 bis 8 
des Strafgesetzbuchs strafbaren Übertretung in 
Untersuchungshaft genommen ist oder wenn sein 
körperlicher oder geistiger Zustand die Abweichung 
erfordert. 

Dem Gefangenen dürfen nur solche Beschrän- 
kungen auferlegt werden, die zur Sicherung des 
Zweckes der Haft oder zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Anstalt notwendig sind. Bequem- 
lichkeiten darf er sich auf seine Kosten verschaffen, 
soweit sie mit dem Zwecke der Haft vereinbar 
sind und weder die Ordnung in der Anstalt stören 
noch die Sicherheit gefährden ; unter diesen Vor- 
aussetzungen darf er sich seine Beköstigung selbst 
beschaffen und sich nach eigener Wahl beschäf- 
tigen. 

Fesseln dürfen dem Gefangenen nur angelegt 
werden, wenn dies wegen besonderer Gefährlich- 
keit seiner Person erforderlich ist oder wenn er 
einen Fluchtversuch oder einen Selbstmordversuch 
gemacht oder vorbereitet hat. Bei der Hauptver- 
handlung soll er ungefesselt sein. 

Insoweit besondere Anordnungen über die 
Behandlung eines Gefangenen erforderlich sind, 
werden sie vor der Erhebung der öffentlichen 
Klage von dem Amtsrichter, in dessen Bezirke der 
Gefangene untergebracht ist, nach der Erhebung 
der öffentlichen Klage von dem Vorsitzenden des 
Gerichts, in der Voruntersuchung vom Unter- 
suchungsrichter getroffen. In dringenden Fällen 
kann das Erforderliche von den Beamten der An- 
stalt vorläufig angeordnet werden; diese Anord- 
nungen sind unverzüglich zur Kenntnis des Richters 
zu bringen und unterliegen dessen Genehmigung. 

§ 118. Ist die Untersuchungshaft nur wegen 
Fluchtgefahr verhängt, so kann die Vollziehung 
der Haft unterbleiben, wenn der Beschuldigte 
Sicherheit leistet. Die Sicherheit kann durch Hinter- 
legung von Geld oder Wertpapieren, durch Pfand- 
bestellung oder durch Stellung von Bürgen ge- 
leistet werden. Die Art und Höhe der Sicherheit 
wird vom Richter bestimmt; hierbei ist darauf Be- 
dacht zu nehmen, daß genügende Gewähr gegen 
die Flucht des Beschuldigten geboten wird. 

• Erbietet sich der Beschuldigte zur Sicherheits- 
leistung, so hat er eine im Bezirke des Gerichts 
wohnende Person zu dem Empfange der für ihn 
bestimmten Schriftstücke zu bevollmächtigen, so- 
fern er im lnlande keinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt hat. 

§ 119. Der Sicherheitsleistung ungeachtet ist 
der Beschuldigte zur Haft zu bringen, wenn er An- 
stalten zur Flucht trifft, wenn er auf eine Ladung 
ohne genügende Entschuldigung ausbleibt oder 
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wenn neu hervorgetretene Umstände die Voll- 
ziehung der Haft erforderlich machen. 

§ 120. Die Sicherheit wird frei, wenn der 
Haftbefehl aufgehoben oder die Haft vollzogen 
wird oder wenn der Beschuldigte eine in der Sache 
erkannte Freiheitsstrafe antritt. 

Dritte, die für den Beschuldigten Sicherheit 
geleistet haben, erlangen ihre Befreiung, wenn sie 
innerhalb einer vom Gerichte bestimmten Frist 
bewirken, daß sich der Beschuldigte dem Gerichte 
stellt, oder wenn sie von einem Fluchtversuche des 
Beschuldigten so rechtzeitig Anzeige machen, daß 
seine Verhaftung möglich ist. 

§ 121. Die Sicherheit verfällt der Staatskasse, 
wenn sich der Beschuldigte der Untersuchung oder 
dem Antritte der erkannten Freiheitsstrafe entzieht. 

Bevor darüber beschlossen wird, ob die Sicher- 
heit verfallen ist, sind der Beschuldigte sowie Dritte, 
die für ihn Sicherheit geleistet haben, zur Er- 
klärung innerhalb bestimmter Frist aufzufordern. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde zu- 
lässig. Das Beschwerdegericht hat in nicht öffent- 
licher Sitzung zu entscheiden. Die Beteiligten und 
die Staatsanwaltschaft sind vom Termine zu be- 
nachrichtigen; ihres Erscheinens bedarf es nicht. 
Ist der Beschuldigte an dem Sitze des Gerichts 
in Haft, so ist er vorzuführen. 

Wird die Sicherheit für verfallen erklärt, so 
hat die Entscheidung auch gegen Dritte, die für 
den Beschuldigten Sicherheit geleistet haben, die 
Wirkungen eines vom Zivilrichter erlassenen, für 
vorläufig vollstreckbar erklärten Endurteils und, 
wenn sie nicht mehr anfechtbar ist, die eines rechts- 
kräftigen Endurteils. 

§ 122. Außer dem Falle der Leistung ge- 
nügender Sicherheit darf die Vollziehung der Haft 
unterbleiben, solange der Gefahr der Flucht oder 
der Gefahr der Erschwerung der Wahrheitsermitte- 
lung auf andere Weise, insbesondere durch 
Aufenthaltsbeschränkungen oder sonstige dem Be- 
schuldigten gemachte Auflagen, vorgebeugt werden 
kann. 

§ 123. Die Vollziehung der Untersuchungs- 
haft unterbleibt, wenn einem abwesenden Ange- 
schuldigten für die Aburteilung der im Haftbe- 
fehle bezeichneten Tat vom Richter sicheres Geleit 
erteilt worden ist und der Angeschuldigte sich 
daraufhin dem Gerichte stellt 

Der Erteilung des Geleits ungeachtet kann 
der Angeschuldigte zur Haft gebracht werden, 
wenn er Anstalten zur Flucht trifft oder die Be- 
dingungen nicht erfüllt, an welche die Erteilung 
des Geleits geknüpft worden ist, oder wenn ein 
auf Freiheitsstrafe lautendes Urteil ergeht. 

§ 124. Der Haftbefehl ist aufzuheben, so- 
bald der Verdacht gegen den Beschuldigten nicht 
mehr dringend ist oder die sonstigen Voraus- 
setzungen für die Verhängung der Untersuchungs- 
haft nicht mehr vorliegen. 

Das Gleiche gilt, wenn der Angeschuldigte 
freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt wird. 



Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird 
die Freilassung nicht aufgehalten. 

§ 125. Zu den nach §§ 118 bis 124 erforder- 
lichen Entscheidungen ist, wenn die öffentliche 
Klage noch nicht erhoben ist, der Amtsrichter be- 
rufen, der den Haftbefehl erlassen hat; nach d^r 
Erhebung der öffentlichen Klage entscheidet das 
Gericht, das mit der Sache befaßt ist, in der Vor- 
untersuchung der Untersuchungsrichter. 

Nach dem Eingange des Antrags auf Eröff- 
nung des Hauptverfahrens ist in dringenden Fällen 
auch der Vorsitzende des Gerichts zur Entschei- 
dung befugt, falls die Staatsanwaltschaft zustimmt; 
anderenfalls ist unverzüglich, spätestens binnen 
vierundzwanzig Stunden, die Entscheidung des 
Gerichts einzuholen. 

§ 126. Der vor der Erhebung der öffent- 
lichen Klage erlassene Haftbefehl ist auch dann 
aufzuheben, wenn es von der Staatsanwaltschaft 
beantragt wird oder wenn seit der Verhaftung vier 
Wochen verstrichen sind, ohne daß die öffentliche 
Klage erhoben und dies zur Kenntnis des Amts- 
richters gelangt ist. Bei Übertretungen, mit Aus- 
nahme der nach § 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgesetz- 
buchs strafbaren, beträgt die Frist zwei Wochen. 

Beantragt die Staatsanwaltschaft die Auf- 
hebung des Haftbefehls, so kann sie gleichzeitig 
die Freilassung des Gefangenen anordnen. 

§ 127. Hat die Untersuchungshaft während 
einer Voruntersuchung seit deren Eröffnung oder, 
wenn in deren Verlauf eine Einwendung oder Be- 
schwerde des Angeschuldigten gegen den Haft- 
befehl zurückgewiesen wird, seit der Zurückwei- 
sung zwei Monate gedauert, so hat der Unter- 
suchungsrichter eine Entscheidung des Gerichts 
über die Fortdauer der Untersuchungshaft herbei- 
zuführen. 

Wird die Fortdauer der Untersuchungshaft 
angeordnet, so ist nach dem Ablaufe von weiteren 
zwei Monaten die Entscheidung von neuem einzu- 
holen. 

§ 128. Der Verdächtige kann, bevor ein Haft- 
befehl erlassen ist, von der Staatsanwaltschaft und 
jedem Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes 
vorläufig festgenommen werden, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Verhängung der Unter- 
suchungshaft vorliegen und Gefahr im Verzug ob- 
waltet. 

Wer auf frischer Tat betroffen oder verfolgt 
wird, kann von jedermann vorläufig festgenommen 
werden, wenn er der Flucht verdächtig ist oder 
seine Persönlichkeit nicht alsbald festgestellt wer- 
den kann. 

§ 129. Der Festgenommene ist unverzüglich 
dem nackten Amtsrichter vorzuführen, falls die 
öffentliche Klage noch nicht erhoben ist. Anderen- 
falls ist er unverzüglich dem Gerichte, das mit 
der Sache befaßt ist, oder dem Untersuchungs- 
richter zuzuführen ; ist jedoch vorauszusehen, daß 
die Zuführung an demselben Tage nicht mehr 
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geschehen kann, so ist der Festgenommene vor- 
erst dem nächsten Amtsrichter vorzuführen, es 
sei denn, daß der Festgenommene, ungeachtet der 
damit verbundenen Verzögerung seiner Ver- 
nehmung, verlangt, unmittelbar dem Gericht oder 
dem Untersuchungsrichter zugeführt zu werden. 

§ 130. Wird der Festgenommene dem Amts- 
richter vorgeführt, so ist er spätestens an dem 
Tage nach der Vorführung zu vernehmen. Hält 
der Amtsrichter die Verhängung der Unter- 
suchungshaft nicht für gerechtfertigt, so verordnet 
er die Freilassung; anderenfalls hat er den Haft- 
befehl zu erlassen oder, wenn die öffentliche Klage 
bereits erhoben ist, anzuordnen, daß der Festge- 
nommene sofort dem Gericht oder dem Unter- 
suchungsrichter zugeführt wird. 

Wird, der Festgenommene dem Gericht od; a r 
dem Untersuchungsrichter zugeführt, so ist spä- 
testens an dem Tage nach der Zuführung die 
Vernehmung zu bewirken und über die Ver- 
hängung der Untersuchungshaft zu entscheiden. 

Wird der Haftbefehl erlassen, so ist bei dessen 
Bekanntmachung der Verhaftete darauf hinzu- 
weisen, daß ihm das Recht der Beschwerde zusteht. 

§ 131. Auf die Behandlung eines vorläufig 
Festgenommenen finden die Vorschriften des § 117 
entsprechende Anwendung. 

§ 132. Auf Grund eines Haftbefehls kann 
gegen den Beschuldigten, wenn er flüchtig ist oder 
sich verborgen hält, vom Richter sowie von der 
Staatsanwaltschaft ein Steckbrief erlassen werden. 

Das Gleiche gilt, wenn der Verhaftete oder 
ein vorläufig Festgenommener aus der Haft ent- 
weicht oder sich sonst der Bewachung entzieht. 
In diesem Falle sind auch die Polizeibehörden 
befugt, den Steckbrief zu erlassen. 

Im Steckbrief ist der Verfolgte zu bezeichnen 
und, soweit möglich, zu beschreiben, auch die 
ihm zur Last gelegte Tat unter Hervorhebung des 
Ortes und der Zeit anzugeben; außerdem ist die 
Anstalt zu bezeichnen, in die der Ergriffene einge- 
liefert werden soll. 

§ 133. Wird ein Beschuldigter, gegen den die 
Untersuchungshaft verhängt ist, auf Grund eines 
Steckbriefs ergriffen, so finden die Vorschriften 
des § 115, wenn eine Vernehmung nach Maßgabe 
dieser Vorschriften noch nicht stattgefunden hat, 
auch die des § 116 entsprechende Anwendung. 

Im Falle der Wiederergreifung eines vorläufig 
Festgenommenen finden die Vorschriften der 
§§ 129, 130 entsprechende Anwendung. 

§ 134. Die Vorführung des Verdächtigen 
kann angeordnet werden, wenn er auf eine ord- 
nungsmäßige Ladung, in der die Vorführung an- 
gedroht ist, ohne genügende Entschuldigung aus- 
bleibt oder wenn Tatsachen vorliegen, welche die 
Verhängung der Untersuchungshaft rechtfertigen. 

§ 135. Die Vorführung wird vom Richter 
in einem schriftlichen Vorführungsbefehl ange- 
ordnet. 



Im Vorführungsbefehle sind die dem Beschul- 
digten zur Last gelegte Tat, das anzuwendende 
Strafgesetz und die Tatsachen anzugeben, welche 
die Vorführung rechtfertigen. 

Der Vorführungsbefehl ist dem Beschuldigten 
vorzuweisen; er soll dem Beschuldigten vorge- 
lesen werden, wenn dieser ihn nicht lesen kann, 
und übersetzt werden, wenn der Beschuldigte der 
deutschen Sprache nicht mächtig ist. 

§ 136. Der Vorgeführte ist vom Richter so- 
fort zu vernehmen. Ist dies nicht tunlich, so kann 
er bis zu seiner Vernehmung, jedoch nicht über 
den folgenden Tag hinaus festgehalten werden. 

Auf die Behandlung des Vorgeführten finden 
die Vorschriften des § 117 entsprechende An- 
wendung. 

Neunter Abschnitt. 
Verteidigung. 

§ 137. Der Beschuldigte kann sich in jeder 
Lage des Verfahrens der Hilfe eines oder mehrerer 
von ihm gewählter Verteidiger bedienen. 

Auch der gesetzliche Vertreter des Beschul- 
digten ist selbständig zur Wahl eines Verteidigers 
berechtigt. 

Zur Wahl des Verteidigers für einen Abwesen- 
den sind alle Angehörigen berechtigt. 

§ 138. Zum Verteidiger können Rechtsan- 
wälte, die bei einem deutschen Gerichte zuge- 
lassen sind, sowie Rechtslehrer an einer deutschen 
Hochschule gewählt werden. 

Auch andere von einem dazu Berechtigten 
gewählte Personen können vom Gericht als Ver- 
teidiger zugelassen werden. 

Der zum Verteidiger gewählte Rechtsanwalt 
kann die Verteidigung mit Zustimmung der Person, 
die ihn gewählt hat, einem Rechtskundigen über- 
tragen, der die erste Prüfung für den höheren 
Justizdienst bestanden hat und in diesem seit min- 
destens einem Jahre beschäftigt ist. 

Die Wahl eines Verteidigers ist dem Gericht 
anzuzeigen; erfolgt die Anzeige nicht durch den 
zur Wahl Berechtigten, so kanp das Gericht die 
Beibringung einer Vollmacht verlangen. 

Zur Vertretung des Beschuldigten ist der Ver- 
teidiger nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen 
und nur auf Grund einer ausdrücklich hierauf 
gerichteten, schriftlichen Vollmacht befugt. 

§ 139. In Sachen, die in erster Instanz vor 
dem Reichsgericht oder vor den Schwurgerichten 
zu verhandeln sind, muß dem Angeschuldigten 
alsbald nach der Eröffnung der Voruntersuchung 
ein Verteidiger von Amts wegen bestellt werden. 

In Sachen, die in erster Instanz vor den Land- 
gerichten zu verhandeln sind, ist dem Angeschul- 
digten auf seinen Antrag oder auf Antrag seines 
gesetzlichen Vertreters ein Verteidiger zu bestellen, 
wenn die den Gegenstand der Untersuchung bil- 
dende Tat, und zwar nicht nur wegen Rückfalls, 
ein Verbrechen ist. Der Antrag ist spätestens bis 
zum Ablaufe der im § 203 Abs. 3 vorgesehenen 
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Frist zu stellen; er kann in der Berufungsinstanz 
noch bis zum Ablaufe von drei Tagen nach der 
Zustellung der Ladung zur Hauptverhandlung ge- 
stellt werden. 

§ 140. Schon vor der Erhebung der öffent- 
lichen Klage und auch in anderen als den im § 139 
bezeichneten Sachen kann dem Beschuldigten für 
das ganze Verfahren oder für einen bestimmten 
Teil ein Verteidiger bestellt werden. 

Die Bestellung soll erfolgen, wenn der Be- 
schuldigte infolge körperlicher oder geistiger Qe^ 
brechen, insbesondere weil er taub oder stumm 
ist, nicht befähigt erscheint, sich selbst zu ver- 
teidigen. 

§ 141. Als Verteidiger ist, unbeschadet der 
Vorschriften des § 39 Abs. 2, 3 der Rechtsan- 
waltsordnung, ein am Sitze des Gerichts wohnen- 
der Rechtsanwalt zu bestellen. 

Auch Justizbeamte, die nicht als Richter an- 
gestellt sind, sowie Rechtskundige der im § 138 
Abs. 3 bezeichneten Art können als Verteidiger 
bestellt werden. 

§ 142. Solange die öffentliche Klage noch 
nicht erhoben ist, wird der Verteidiger vom Amts- 
richter bestellt. 

Nach der Erhebung der öffentlichen Klage 
steht die Bestellung dem Vorsitzenden zu; bezieht 
sich die Bestellung nur auf eine einzelne Unter- 
suchungshandlung, so steht sie dem Richter zu, der 
die Untersuchungshandlung vornimmt. Wird der 
Verteidiger auf Grund des § 140 bestellt, so be- 
darf es einer Anordnung des Gerichts; doch kann 
die Bestellung in dringenden Fällen auch ohne 
Anordnung erfolgen. 

§ 143. Die Bestellung eines Verteidigers 
unterbleibt, wenn eine der im § 138 Abs. 1 oder 
der im § 141 Abs. 2 bezeichneten Personen zum 
Verteidiger gewählt ist und die Verteidigung über- 
nommen hat. War zur Zeit der Übernahme der 
Verteidigung die Bestellung bereits erfolgt, so 
wird sie zurückgenommen. 

§ 144. Der als Verteidiger bestellte Rechts- 
anwalt hat gegen die Staatskasse Anspruch auf die 
Vergütung, die ihm nach der Gebührenordnung 
zusteht. 

Der Staatskasse verbleibt der Rückgriff an die 
Person, der die Kosten auferlegt werden. 

8 145. Bleibt der bestellte Verteidiger in der 
Hauptverhandlung aus oder entfernt er sich, bevor 
die Aufgaben der Verteidigung erledigt sind, oder 
weigert er sich, die Verteidigung zu führen, so 
hat der Vorsitzende sogleich einen neuen Ver- 
teidiger zu bestellen, safem nicht die Verhand- 
lung ausgesetzt wird. Das Gleiche gilt von dem 
gewählten Verteidiger, wenn mit Rücksicht auf 
dessen Wahl die Bestellung eines Verteidigers 
unterblieben oder zurückgenommen war. Erklärt 
der neue Verteidiger, daß er die Verteidigung 
nicht ohne weitere Vorbereitung führen kann, so 



ist die Verhandlung zu unterbrechen oder aus- 
zusetzen. 

Die durch die Unterbrechung oder Aussetzung 
verursachten Kosten sind dem Verteidiger, der die 
Bestellung eines neuen Verteidigers veranlaßt hat, 
aufzuerlegen, soweit ihm ein Verschulden zur 
Last fällt. 

§ 146. Die Verteidigung mehrerer Beschul- 
digten kann durch einen gemeinschaftlichen Ver- 
teidiger geführt werden, sofern dies den Aufgaben 
der Verteidigung nicht widerstreitet. 

§ 147. Der Verteidiger ist befugt, die gericht- 
lichen Akten, einschließlich der ihnen auf Grund 
richterlicher Anordnung beigefügten anderen 
Akten, sowie die in amtlicher Verwahrung befind- 
lichen Beweisstücke einzusehen. Die Einsicht in 
einzelne Aktenstücke kann ihm, soweit davon eine 
Gefährdung des Untersuchungszwecks zu be- 
fürchten ist, versagt werden, solange die Eröffnung 
des Hauptverfahrens noch nicht beantragt ist. Die 
Einsicht in Gutachten von Sachverständigen so- 
wie in Protokolle über die Vernehmung des Be- 
schuldigten und über solche Untersuchungshand- 
lungen, bei denen dem Verteidiger die Anwesen- 
heit gestattet wurde oder hätte gestattet werden 
müssen, darf ihm in keiner Lage des Verfahrens 
versagt werden. 

Auf Antrag des Verteidigers Jiönn^a, ihm 
Aktenstücke in die Wohnung verabfolgt werden. 

§ 148. Dem Beschuldigten ist, auch wenn 
er sich in Untersuchungshaft befindet, schriftlicher 
und mündlicher Verkehr mit dem Verteidiger ge- 
stattet. 

Solange das Hauptverfahren noch nicht er- 
öffnet ist, kann der Richter anordnen, daß schrift- 
liche Mitteilungen des Verteidigers an den in 
Untersuchungshaft befindlichen Beschuldigten zu- 
rückzuweisen sind, wenn sie nicht dem Richter 
vom Verteidiger übergeben oder mit einem Begleit- 
schreiben übersandt werden. Liegen Tatsachen 
vor, welche die Annahme rechtfertigen, daß der 
Beschuldigte den Verkehr mit dem Verteidiger 
mißbraucht, um durch Vernichtung von Spuren 
der Tat oder durch Beeinflussung von Zeugen oder 
Mitschuldigen die Ermittelung der Wahrheit zu 
erschweren, so kann der Richter anordnen, daß 
schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschul- 
digten und dem Verteidiger, deren Einsicht ihm 
nicht ermöglicht wird, zurückzuweisen sind und 
daß Unterredungen mit dem Verteidiger nur in 
seiner Gegenwart stattfinden dürfen. 

§ 149. Soweit in diesem Gesetz eine Be- 
kanntmachung oder Mitteilung an den Verteidiger 
oder seine Ladung oder Benachrichtigung vor- 
geschrieben ist, genügt es, daß sie an einen Ver- 
teidiger bewirkt wird, auch wenn der Beschuldigte 
mehrere Verteidiger hat; sie hat stets an den be- 
stellten Verteidiger oder, wenn die Bestellung mit 
Rücksicht auf die Wahl eines Verteidigers unter- 
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blieben oder zurückgenommen ist, an diesen zu 
erfolgen. 

§ 150. Der gesetzliche Vertreter des Ange- 
klagten und auf Antrag einer Angeklagten deren 
Ehemann sind in der Hauptverhandlung als Bei- 
stand zuzulassen und auf Verlangen zu hören. Sie 
können schon vor der Hauptverhandlung nach 
freiem Ermessen des Gerichts als Beistand zu- 
gelassen und gehört werden. 

Der Termin zur Hauptverhandlung soll dem 
Beistande besonders mitgeteilt werden, sofern sein 
Aufenthalt dem Gerichte bekannt ist und er sich 
nicht in häuslicher Gemeinschaft mit dem Ange- 
klagten befindet. 



Zweites Buch. 

Verfahren in erster Instanz. 

Erster Abschnitt. ' 

öffentliche Klage. 

§ 151. Die Eröffnung einer gerichtlichen 
Untersuchung ist durch die Erhebung einer Klage 
bedingt. 

Die Untersuchung und Entscheidung erstreckt 
sich nur auf die in der Klage bezeichnete Tat 
und auf die durch die Klage beschuldigten Per- 
sonen. 

Innerhalb der Grenzen, die der Untersuchung 
durch die Klage gezogen sind, ist das Gericht zu 
selbständiger Tätigkeit berechtigt und verpflichtet, 
insbesondere bei der Entscheidung an die Anträge 
der Beteiligten nicht gebunden. 

§ 152. Zur Erhebung der öffentlichen Klage 
ist die Staatsanwaltschaft berufen. 

Die Staatsanwaltschaft ist, soweit nicht ein 
anderes bestimmt ist, verpflichtet, wegen aller 
gerichtlich strafbaren und verfolgbaren Hand- 
lungen einzuschreiten, sofern ausreichende tat- 
sächliche Anhaltspunkte vorliegen. 

Die öffentliche Klage kann nach der Eröff- 
nung der Untersuchung nicht zurückgenommen 
werden. 

§ 153. Die Staatsanwaltschaft kann von der 

\ Erhebung der öffentlichen Klage absehen, wenn 

die Verfolgung des Verdächtigen mit Rücksicht 

\ auf die Schwere der Strafe, die er wegen einer 

i anderen Tat zu verbüßen oder noch zu erwarten 

hat, durch das öffentliche Interesse nicht geboten 

erscheint. 

Ist die öffentliche Klage bereits erhoben, so 
kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft das Verfahren einstellen. Erfolgt die Ein- 
stellung mit Rücksicht auf eine zu erwartende Be- 
strafung des Angeschuldigten, so kann binnen 
drei Monaten nach dem Eintritte der Rechtskraft 
des wegen der anderen Tat ergangenen Urteils 
die Fortsetzung des Verfahrens . von der Staats- 
anwaltschaft beantragt werden. 

§ 154. In Sachen, die vor den Amtsgerichten 



/VW' 

ohne Schäfffelv 'zcl verhandeln sind, kann die / . 
Staatsanwaltschaft von jedem Einschreiten ab- y 
sehen, wenn die Verfolgung des Verdächtigen . 
durch das öffentliche Interesse nicht geboten er- 
scheint. 

Ist die öffentliche Klage bereits erhoben, so 
kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft das Verfahren einstellen. 

§ 155. Auch in anderen als den im § 154 
bezeichneten Sachen kann die Staatsanwaltschaft 
von einem Einschreiten absehen, wenn die Tat 
zugleich im Inland und im Auslande begangen 
ist und inländische Rechtsgüter nicht verletzt sind. 

Sind durch eine strafbare Handlung eines Aus- 
länders inländische Rechtsgüter nicht verletzt, so 
kann die Verfolgung dem Staate, dem der Täter 
angehört oder in dem ein Strafverfahren gegen 
ihn anhängig ist, auf Antrag dieses Staates über- 
lassen werden; des Antrags bedarf es nicht, wenn 
die Tat an Bord eines ausländischen Schiffes be- 
gangen ist. 

Ist in den Fällen der Abs. 1,2 die öffentliche 
Klage bereits erhoben, so kann das Gericht auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft das Verfahren ein- 
stellen, i 

§ 156. Hängt die Strafbarkeit der Tat von 
der Frage ab, ob eine andere Straftat begangen 
oder nicht begangen ist, und bildet diese Frage 
den Gegenstand eines bereits anhängigen Straf- 
verfahrens, so hat die Staatsanwaltschaft die Er- 
hebung der öffentlichen Klage von dem Ausgange 
dieses Verfahrens abhängig zu machen, sofern die 
Sachen nicht gleichzeitig verhandelt werden 
können. Ist die öffentliche Klage bereits erhoben, 
so hat das Gericht das Verfahren bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung der anderen Sache einzu- 
stellen. 

Hängt die Strafbarkeit der Tat von einem 
Rechtsverhältnis ab, das nach bürgerlichem Rechte 
zu beurteilen ist, und bildet dieses Verhältnis den 
Gegenstand eines Zivilverfahrens, so kann die • 
Staatsanwaltschaft die Erhebung der öffentlichen 
Klage von dem Ausgange dieses Verfahrens ab- 
hängig machen. Ist die öffentliche Klage bereits 
erhoben, so kann das Gericht das Verfahren bis 
zur Erledigung des Zivilverfahrens einstellen ; auch 
kann es einem Beteiligten für die Erhebung der 
Zivilklage eine Frist setzen. 

§ 157. Die Staatsanwaltschaft kann von jedem 
Einschreiten absehen, solange dem Verfahren ein 
in der Person des Verdächtigen begründetes Hin- 
dernis entgegensteht, dessen Beseitigung in ab- 
sehbarer Zeit nicht zu erwarten ist. 

Tritt das Hindernis erst nach der Erhebung 
der öffentlichen Klage hervor, so wird das Ver- 
fahren vom Gerichte bis auf weiteres eingestellt. 

§ 158. Die Abwesenheit des Verdächtigen 
steht dem Verfahren nur entgegen, soweit nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes der Angeklagte 
in der Hauptverhandlung gegenwärtig sein muß. 
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Der Abwesende hat keinen Anspruch darauf, über 
den Fortgang des Verfahrens benachrichtigt zu 
werden; die Vorschriften über die Benachrich- 
tigung des Verteidigers bleiben unberührt. 

Kann gegen den Abwesenden die Hauptver- 
handlung nicht stattfinden, so sind alle Unter- 
suchungshandlungen vorzunehmen, die zur Siche- 
rung der Beweise erforderlich sind. 

Als abwesend im Sinne dieses Gesetzes gilt 
der Verdächtige, wenn sein Aufenthalt unbekannt 
ist oder wenn er sich im Ausland aufhält und 
seine Gestellung vor das zuständige Gericht nicht 
ausführbar oder nicht angemessen erscheint. 

§ 159. Ist gegen den Abwesenden die öffent- 
liche Klage bei dem Reichsgerichte, dem Schwur- 
gericht oder dem Landgericht erhoben, so kann 
sein im Inlande befindliches Vermögen in Beschlag 
genommen werden, wenn die Voraussetzungen für 
die Verhängung der Untersuchungshaft vorliegen. 

In jedem Verfahren gegen einen Abwesenden 
können nach der Erhebung der öffentlichen Klage 
einzelne zu seinem Vermögen gehörende Gegen- 
stände zu dem Zwecke in Beschlag genommen 
werden, um die Vollstreckung einer ihn voraus- 
sichtlich treffenden Geldstrafe oder der Kosten 
des Verfahrens sicherzustellen. 

Wird das Verfahren gegen den Abwesenden 
vorläufig eingestellt, so hat das Gericht über die 
Fortdauer der Beschlagnahme zu beschließen. 

Zweiter Abschnitt. 

Ermittel ungsverfahren. 

§ 160. Anzeigen strafbarer Handlungen so- 
wie Anträge auf Strafverfolgung können bei der 
Staatsanwaltschaft, den Behörden des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes und den Amtsgerichten von 
jedermann angebracht werden. 

Ist zur Verfolgung der strafbaren Handlung 
ein Antrag erforderlich, so ist er von dem Berech- 
tigten bei der Staatsanwaltschaft, einer Behörde 
des Polizei- und Sicherheitsdienstes oder einem 
Gerichte schriftlich oder zu Protokoll zu stellen. 
Das von einem Beamten des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes aufgenommene Protokoll ist vom An- 
tragsteller zu unterzeichnen. 

§ 161. Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, 
daß jemand eines nicht natürlichen Todes ge- 
storben ist, oder wird der Leichnam eines Unbe- 
kannten gefunden, so sind die Polizeibehörden 
und die Gemeindebehörden verpflichtet, der Staats- 
anwaltschaft oder dem Amtsrichter sofort Anzeige 
zu machen. 

Die Bestattung darf nur auf Grund einer 
schriftlichen Erlaubnis der Staatsanwaltschaft oder 
des Amtsrichters erfolgen. 

§ 162. Sobald die Staatsanwaltschaft durch 
eine Anzeige oder auf anderem Wege von dem 
Verdacht einer strafbaren Handlung Kenntnis er- 
hält, hat sie behufs der Entschließung darüber, 
ob die öffentliche Klage zu erheben ist, den Sach- 
verhalt zu erforschen. 



Zu diesem Zwecke kann die Staatsanwaltschaft, 
unbeschadet der Vorschrift des § 93 Abs. 2, von 
allen öffentlichen Behörden Auskunft verlangen 
und Ermittelungen jeder Art, mit Ausschluß eid- 
licher Vernehmungen, anstellen oder auch durch 
die Behörden des Polizei- und Sicherheitsdienstes 
anstellen lassen. 

Ist eine richterliche Untersuchungshandlung 
erforderlich, so sind die Anträge bei dem Amts- 
richter des Bezirkes zu stellen, wo die Handlung 
vorzunehmen ist. 

§ 163. Die Staatsanwaltschaft hat nicht nur 
die zur Belastung des Verdächtigen, sondern auch 
die zu seiner Entlastung dienenden Umstände zu 
ermitteln und für die Erhebung solcher Beweise 
zu sorgen, deren Verlust zu befürchten ist. 

§ 164. Die Behörden des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes sind verpflichtet, die von der Staats- 
anwaltschaft verlangten Ermittelungen anzustellen. 
Auch unaufgefordert haben sie strafbare Hand- 
lungen zu erforschen und alle Maßnahmen zu 
treffen, die einen Aufschub nicht gestatten und 
erforderlich sind, um eine Verdunkelung der Sache 
zu verhüten. 

Die Verhandlungen sind unverzüglich der 
Staatsanwaltschaft zu übersenden. Erscheint die 
schleunige Vornahme richterlicher Untersuchungs- 
handlungen erforderlich, so können die Verhand- 
lungen unmittelbar dem Amtsrichter übersandt 
werden. 

§ 165. Der Amtsrichter hat eine von der 
Staatsanwaltschaft beantragte Untersuchungshand- 
lung vorzunehmen, sofern ihre gesetzlichen Vor- 
aussetzungen vorliegen. 

Bei Gefahr im Verzuge hat der Amtsrichter 
die erforderlichen Untersuchungshandlungen von 
Amts wegen vorzunehmen ; die weitere Verfügung 
gebührt der Staatsanwaltschaft. 

§ 166. Bei der Vernehmung des Beschul- 
digten, der Vernehmung von Zeugen oder Sach- 
verständigen und der Einnahme eines Augen- 
scheins hat der Richter einen Gerichtsschreiber 
zuzuziehen; in dringenden Fällen kann er eine 
andere Person als Protokollführer vereidigen und 
an Stelle des Gerichtsschreibers zuziehen. 

Ober die Untersuchungshandlung ist ein Pro- 
tokoll aufzunehmen. Das Protokoll muß den Ort 
und den Tag der Verhandlung sowie die Bezeich- 
nung der Beteiligten und der bei der Verhand- 
lung mitwirkenden Personen enthalten, auch er- 
sehen lassen, daß die für die Untersuchungshand- 
lung gesetzlich vorgeschriebenen Formen beob- 
achtet worden sind. 

Das Protokoll ist den Beteiligten, soweit es 
sie-betrifft, behufs Genehmigung vorzulesen oder 
zur Durchsicht vorzulegen und von ihnen zu unter- 
schreiben. Wird das Protokoll genehmigt, so ist 
dies zu vermerken; wird die Genehmigung versagt 
oder unterbleibt die Unterschrift, so ist der Grund 
anzugeben. 
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Das Protokoll ist von dem Richter und dem 
Gerichtsschreiber zu unterschreiben. 

§ 167. Bei der Vernehmung des Beschul- 
digten kann de r Richter d em Verteidiger die An- 
wesenheit gestafterT Das Gleiche gilt von der 
Vernehmung eines Mitbeschuldigten. 

Insoweit die Anwesenheit dem Verteidiger 
nicht versagt wird, ist auch die Staatsanwaltschaft 
zur Anwesenheit berechtigt. 

§ 168. Bei der Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen hat der Richter dem Beschul- 
digten und dem Verteidiger die Anwesenheit zu 
gestatten, soweit nicht eine Gefährdung des Unter- 
suchungszwecks zu befürchten ist. Wird ihnen 
die Anwesenheit versagt, so ist auch die Staats- 
anwaltschaft zur Anwesenheit nicht berechtigt. Die 
Gründe für die Versagung sind zu den Akten zu 
vermerken. 

Erfolgt die Vernehmung, weil dem Zeugen 
oder Sachverständigen das Erscheinen in der 
Hauptverhandlung voraussichtlich nicht möglich 
oder besonders erschwert sein wird, so darf die 
Anwesenheit dem Beschuldigten und dem Ver- 
teidiger nicht versagt werden. 

Der Beschuldigte kann stets von der Anwesen- 
heit bei der Vernehmung eines Zeugen ausge- 
schlossen werden, wenn zu befürchten ist, daß 
in seiner Gegenwart der Zeuge die Wahrheit nicht 
sagen werde. 

Die Prozeßbeteiligten dürfen dem Zeugen oder 
Sachverständigen Fragen vorlegen lassen, soweit 
diese nach dem Ermessen des Richters zur Auf- 
klärung der Sache dienlich sind. 

§ 169. Bei der Einnahme eines Augenscheins 
ist der Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten und 
dem Verteidiger die Anwesenheit zu gestatten. 
Werden Sachverständige zugezogen, so dürfen 
die vom Beschuldigten zur Stelle gebrachten und 
die von ihm oder auf seinen Antrag geladenen 
Sachverständigen an der Verhandlung und den 
Untersuchungen teilnehmen, soweit hierdurch die 
Tätigkeit der vom Richter gewählten Sachverstän- 
digen nicht behindert wird. 

§ 170. Personen, denen die Anwesenheit bei 
der Untersuchungshandlung gestattet wird, sind, 
soweit tunlich, rechtzeitig vom Termine zu be- 
nachrichtigen. Ist eine dieser Personen an der 
Teilnahme verhindert, so soll auf ihren Antrag 
der Termin verlegt werden, sofern dies ohne Nach- 
teil für die Sache geschehen kann. 

Befindet sich der Beschuldigte nicht auf freiem 
Fuße, so kann seine Vorführung bei solchen Unter- 
suchungshandlungen unterbleiben, die nicht an 
der Gerichtsstelle des Ortes vorgenommen werden, 
wo er sich in Haft befindet. 

Eine Anfechtung der auf Grund der §§ 167 bis 
170 ergehenden Entscheidungen findet nicht statt. 

§ 171. Beantragt der Beschuldigte bei dem 
Amtsrichter, von dem er vernommen wird, die 
Erhebung eines Beweises, so hat der Richter dem 



Antrage stattzugeben, wenn der Beweis erheblich 
erscheint und der Verlust des Beweismittels zu 
befürchten ist oder wenn die unter Beweis ge- 
stellte Tatsache die Freilassung des Beschuldigten 
begründen kann ; ist der Beweis in einem anderen 
Bezirke zu erheben, so kann der Amtsrichter dieses 
Bezirkes hierum ersucht werden. 

Die weitere Verfügung gebührt der Staatsan- 
waltschaft. 

§ 172. Ist eine Untersuchungshandlung 
außerhalb der Amtsstelle vorzunehmen, so kann 
der Beamte, der sie leitet, Personen, die seine 
amtliche Tätigkeit vorsätzlich stören oder sich 
den von ihm innerhalb seiner Zuständigkeit ge- 
troffenen Anordnungen widersetzen, festnehmen 
und bis zur Beendigung der Untersuchungs- 
handlung, jedoch nicht über den folgenden Tag 
hinaus, festhalten lassen. 

§ 173. Ist der Verdacht einer strafbaren 
Handlung begründet, die zur Zuständigkeit des 
Reichsgerichts, der Schwurgerichte oder der Land- 
gerichte gehört, der Täter aber nicht ermittelt, so 
kann auf Antrag der Staatsanwaltschaft das Ge- 
richt dem Untersuchungsrichter oder einem Amts- 
gerichte, das zu seinem Bezirke gehört, aber mit 
dem Untersuchungsrichter nicht den gleichen 
Amtssitz hat, die erforderlichen Ermittelungen 
übertragen. 

Der Richter, dem die Ermittelungen über- 
tragen werden, kann die Behörden des Polizei- 
und Sicherheitsdienstes um einzelne Ermittelungen 
ersuchen. Sind richterliche Untersuchungshand- 
lungen in einem anderen Bezirke vorzunehmen, so 
kann er den Amtsrichter dieses Bezirkes hierum er- 
suchen. Die Staatsanwaltschaft kann jederzeit von 
dem Stande der Ermittelungen Kenntnis nehmen 
und Anträge stellen. 

Haben die Ermittelungen genügenden Ver- 
dacht zur Erhebung der Klage gegen eine be- 
stimmte Person ergeben oder erachtet der Richter 
weitere Ermittelungen für zwecklos, so übersendet 
er die Akten der Staatsanwaltschaft. Dieser ge- 
bührt die weitere Verfügung. 

§ 174. Die Staatsanwaltschaft hat die öffent- 
liche Klage zu erheben, falls das Ermittelungs- 
verfahren hierzu genügende Veranlassung bietet; 
anderenfalls hat sie das Verfahren einzustellen 
und den Beschuldigten hiervon in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 175. Die Erhebung der Klage geschieht 
in der Weise, daß die Staatsanwaltschaft entweder 
die Eröffnung einer Voruntersuchung oder un- 
mittelbar die Eröffnung des Hauptverfahrens be- 
antragt. 

Angeschuldigter im Sinne dieses Gesetzes ist 
der Beschuldigte oder Verdächtige, gegen den 
die öffentliche Klage erhoben ist. 

§ 176. Gibt die Staatsanwaltschaft einem 
Antrag auf Strafverfolgung keine Folge oder ver- 
fügt sie nach dem Abschlüsse der Ermittelungen 
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die Einstellung des Verfahrens, so hat sie den 
Antragsteller unter Angabe der Gründe zu be- 
scheiden. 

§ 177. War der Antrag vom Verletzten ge- 
stellt, so kann dieser gegen den Bescheid binnen 
zwei Wochen nach der Bekanntmachung auf Ent- 
scheidung des vorgesetzten Beamten der Staats- 
anwaltschaft und gegen dessen ablehnenden Be- 
scheid binnen einem Monate nach der Bekannt- 
machung auf gerichtliche Entscheidung antragen. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
muß die Tatsachen, welche die Erhebung der 
öffentlichen Klage rechtfertigen sollen, und die 
Beweismittel angeben, auch von einem Rechts- 
anwalt unterzeichnet sein. 

Der Antrag ist bei dem zur Entscheidung 
berufenen Gericht einzureichen. Zur Entschei- 
dung ist in den zur Zuständigkeit des Reichs- 
gerichts gehörenden Sachen das Reichsgericht, 
in anderen Sachen das Oberlandesgericht be- 
rufen. 

Die Staatsanwaltschaft hat die von ihr ge- 
führten Verhandlungen dem Gericht auf dessen 
Verlangen vorzulegen. 

§ 178. Sind die im § 177 vorgesehenen 
Fristen nicht eingehalten oder ist den sonstigen 
daselbst bestimmten Erfordernissen nicht genügt, 
so hat das Gericht den Antrag als unzulässig 
zu verwerfen; der Antragsteller, die von ihm 
beschuldigte Person und die Staatsanwaltschaft 
sind hiervon in Kenntnis zu setzen. 

§ 179. Wird der Antrag nicht als unzu- 
lässig verworfen, so kann er der Person, gegen 
die er gerichtet ist, unter Bestimmung einer Frist 
zur Erklärung mitgeteilt werden. Das Gericht 
kann zur Vorbereitung der Entscheidung Ermitte- 
lungen anordnen und sie durch den Unter- 
suchungsrichter oder einen anderen Richter vor- 
nehmen lassen. 

Vor der. Entscheidung über den Antrag kann 
das Gericht dem Antragsteller die Leistung einer 
Sicherheit für die Kosten auferlegen, die durch 
das Verfahren über den Antrag und durch die 
Untersuchung voraussichtlich der Staatskasse und 
der vom Antragsteller beschuldigten Person 
erwachsen. Die Sicherheit ist durch Hinterlegung 
von Geld oder Wertpapieren zu leisten; ihre 
Höhe und die Frist für die Leistung der Sicher- 
heit werden vom Gerichte nach freiem Ermessen 
festgesetzt. Wird die Frist nicht eingehalten, so 
gilt der Antrag als zurückgenommen. 

§ 180. Ergibt sich keine genügende Veran- 
lassung, die Erhebung der öffentlichen Klage an- 
zuordnen, so hat das Gericht den Antrag als 
unbegründet zurückzuweisen; der Antragsteller, 
die von ihm beschuldigte Person und die Staats- 
anwaltschaft sind hiervon in Kenntnis zu setzen. 

Ist der Antrag zurückgewiesen worden, so 
kann die öffentliche Klage nur auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel erhoben werden. 



Erachtet das Gericht den Antrag für be- 
gründet, so hat es die Erhebung der öffentlichen 
Klage anzuordnen. Die Ausführung der An- 
ordnung ist Sache der Staatsanwaltschaft. 

Dritter Abschnitt. 

Voruntersuchung. 

§ 181. Die Eröffnung einer Voruntersuchung 
ist von der Staatsanwaltschaft in Sachen, die vor 
dem Reichsgericht oder den Schwurgerichten zu 
verhandeln sind, stets, in Sachen, die vor den 
Landgerichten zu verhandeln sind, dann zu be- 
antragen, wenn es zur weiteren Aufklärung der 
Sache erforderlich erscheint. 

In Sachen, die vor den Amtsgerichten zu 
verhandeln sind, ist die Voruntersuchung un- 
zulässig. 

§ 182. Der Antrag auf Eröffnung einer Vor- 
untersuchung wird an den Untersuchungsrichter 
gerichtet. Im Antrag ist der Angeschuldigte zu 
bezeichnen und die ihm zur Last gelegte Tat 
sowie das anzuwendende Strafgesetz anzugeben. 

§ 183. Der Antrag kann nur vom Gericht 
abgelehnt werden. 

Ist die Voruntersuchung unzulässig, so ist 
der Antrag zu verwerfen. Ist das Gericht sach- 
lich oder örtlich nicht zuständig, so hat es seine 
Unzuständigkeit auszusprechen. Ist die im An- 
trag angegebene Tat nicht strafbar oder nicht 
verfolgbar, so ist der Angeschuldigte außer Ver- 
folgung zu setzen. 

Aus anderen als den im Abs. 2 bezeichneten 
Gründen darf der Antrag nicht abgelehnt werden. 

§ 184. Hält der Untersuchungsrichter die 
Ablehnung des Antrags für geboten, so hat er 
ihn zur Entscheidung an das Gericht abzugeben 
und die Staatsanwaltschaft hiervon in Kenntnis 
zu setzen. 

Sofern das Gericht nicht ohne weiteres die 
Ablehnung des Antrags für geboten erachtet, hat 
es ihn dem Angeschuldigten und dem Vertei- 
diger mitzuteilen; mit der Mitteilung ist die Auf- 
forderung zu verbinden, innerhalb bestimmter 
Frist zu erklären, ob Einwendungen gegen die Er- 
öffnung der Voruntersuchung erhoben werden. 

Die Entscheidung des Gerichts ist den Pro- 
zeßbeteiligten und dem Verteidiger bekanntzu- 
machen. Lehnt das Gericht den Antrag ab, so 
steht der Staatsanwaltschaft die sofortige Be- 
schwerde zu; der Beschluß, durch den die Vor- 
untersuchung eröffnet wird, unterliegt keiner An- 
fechtung. 

Ist der Angeschuldigte durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Beschluß außer Verfolgung 
gesetzt worden, so kann die Klage nur auf Grund 
neuer Tatsachen wiederaufgenommen werden. 

§ 185. Erachtet der Untersuchungsrichter 
die Ablehnung des Antrags auf Voruntersuchung 
nicht für geboten, so hat er deren Eröffnung zu 
beschließen. 
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Der Beschluß ist dem Angeschuldigten und 
* dem Verteidiger unter Mitteilung des Antrags 
der Staatsanwaltschaft bekanntzumachen. Sofern 
alsbald nach der Eröffnung der Voruntersuchung 
dt dringende Untersuchungshandlungen vorzuneh- 
, _ men sind, deren Erfolg durch die sofortige Be- 
Uts kanntmachung des Beschlusses gefährdet würde, 
darf die Bekanntmachung bis zur Beendigung 
" v dieser Untersuchungshandlungen hinausge- 
schoben werden. 

Mit der Bekanntmachung ist die im § 184 
Abs. 2 angebenene Aufforderung zu verbinden. 
Einwendungen des Angeschuldigten sind vom 
Untersuchungsrichter als unzulässig zu verwerfen, 
wenn sie nicht auf einen der im § 183 Abs. 2 
bezeichneten Gründe gestützt sind; Beschwerde 
findet nicht statt. Im übrigen entscheidet über 
die Einwendungen das Gericht; die Vorschriften 
des § 184 Abs. 3, 4 finden Anwendung. 

§ 186. Die Voruntersuchung wird vom 
Untersuchungsrichter geführt. 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft kann das 
Gericht die Führung der Voruntersuchung einem 
zu seinem Bezirke gehörenden Amtsgericht über- 
tragen, das mit dem Untersuchungsrichter nicht 
den gleichen Amtssitz hat. Auf den zur Führung 
der Voruntersuchung berufenen Amtsrichter fin- 
; den die Vorschriften über den Untersuchungs- 
richter entsprechende Anwendung. 

§ 187. Bei dem Reichsgerichte wird der 
Untersuchungsrichter für die einzelne Sache aus 
der Zahl der Mitglieder vom Präsidenten bestellt. 
> ■ Der Präsident kann auch ein Mitglied eines 

\ anderen Gerichts oder einen Amtsrichter als 
Untersuchungsrichter oder für einen Teil der Ge- 
schäfte des Untersuchungsrichters als dessen. Ver- 
treter bestellen. 

§ 188. Die Voruntersuchung ist nicht weiter 
auszudehnen, als erforderlich ist, um eine Ent- 
scheidung darüber zu begründen, ob das Haupt- 
verfahren zu eröffnen oder der Angeschuldigte 
außer Verfolgung zu setzen ist. 

Innerhalb dieser Grenzen sind nicht nur die 
zur Belastung des Angeschuldigten, sondern auch 
die zu seiner Entlastung dienenden Umstände zu 
ermitteln und solche Beweise zu erheben, deren 
Verlust zu befürchten ist. 

§ 189. Die Behörden des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes sind verpflichtet, die vom Unter- 
suchungsrichter verlangten Ermittelungen anzu- 
' stellen. 

Der Untersuchungsrichter kann einen Amts- 
richter um einzelne Untersuchungshandlungen 
ersuchen. Diese Vorschrift findet auf Amtsrichter, 
die mit dem Untersuchungsrichter den gleichen 
Amtssitz haben, nur Anwendung, wenn der 
Untersuchungsrichter von dem Präsidenten des 
Reichsgerichts bestellt ist. 

§ 190. Auf die Vornahme richterlicher 
Untersuchungshandlungen finden die Vorschriften 
der §§ 166 bis 170 entsprechende Anwendung. 



Die Staatsanwaltschaft kann, soweit dadurch 
das Verfahren nicht aufgehalten wird, jederzeit 
von dem Stande der Voruntersuchung Kenntnis 
nehmen und Anträge stellen. 

§ 191. Der Angeschuldigte ist in der Vor- 
untersuchung zu vernehmen. Sofern er nicht 
schon vor deren Eröffnung von einem Richter 
vernommen worden ist, hat die Vernehmung als- 
bald nach der Bekanntmachung der Eröffnung 
zu erfolgen. 

Vor dem Abschlüsse der Voruntersuchung 
hat der Untersuchungsrichter dem Angeschul- 
digten die gegen ihn vorliegenden Verdachts- 
gründe mündlich mitzuteilen, es sei denn, daß 
die Mitteilung bereits erfolgt ist und seitdem neue 
belastende Umstände nicht hervorgetreten sind 
oder daß die Tat vom Angeschuldigten einge- 
standen ist. Die Mitteilung unterbleibt, wenn der 
Angeschuldigte auf Ladung nicht erscheint. 

§ 192. Ergibt sich im Laufe der Vorunter- 
suchung Veranlassung, die Untersuchung auf eine 
in dem Antrage der Staatsanwaltschaft nicht be- 
zeichnete Person oder Tat auszudehnen, so hat 
der Untersuchungsrichter in dringenden Fällen 
die erforderlichen Untersuchungshandlungen von 
Amts wegen vorzunehmen. 

Die weitere Verfügung gebührt der Staats- 
anwaltschaft. 

§ 193. Sobald der Untersuchungsrichter den 
Zweck der Voruntersuchung für erreicht hält, 
übersendet er die Akten der Staatsanwaltschaft. 

Erachtet die Staatsanwaltschaft weitere Er- 
mittelungen oder Beweiserhebungen für geboten, 
so stellt sie ihre Anträge bei dem Untersuchungs- 
richter; dieser hat den Anträgen zu entsprechen 
oder die Entscheidung des Gerichts einzuholen. 

Hält die Staatsanwaltschaft die Hauptverhand- 
lung für geboten, so hat sie die Eröffnung des 
Hauptverfahrens zu beantragen. 

Ist es nach der Ansicht der Staatsanwaltschaft 
geboten, den Angeschuldigten außer Verfolgung 
zu setzen oder das Verfahren aus einem der in 
den §§ 153 bis 157 bezeichneten Gründe ein- 
zustellen, so stellt sie ihren Antrag bei dem 
Untersuchungsrichter. Dieser hat dem Antrage 
zu entsprechen oder die Entscheidung des Ge- 
richts einzuholen. Lehnt das Gericht den Antrag 
ab, so hat es, sofern es die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens für geboten erachtet,, anzugeben, 
wegen welcher strafbaren Handlung sie zu be- 
antragen ist; die Ausführung dieses Beschlusses 
ist Sache der Staatsanwaltschaft. Soll ein An- 
geschuldigter, der Untersuchungshaft erlitten hat, 
außer Verfolgung gesetzt werden, so hat die 
Staatsanwaltschaft dies unmittelbar bei dem Ge- 
richte zu beantragen. 

Ist der Angeschuldigte durch Beschluß des 
Untersuchungsrichters oder des Gerichts außer 
Verfolgung gesetzt worden, so kann die Klage 
nur auf Grund neuer Tatsachen oder Beweis- 
mittel wieder aufgenommen werden. 
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Vierter Abschnitt. 

Eröffnung des Hauptverfahrens. 

§ 194. Die Eröffnung des Hauptverfahrens 
wird von der Staatsanwaltschaft bei dem Vor- 
sitzenden des zuständigen Gerichts oder, wenn 
die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet ist 
oder begründet werden soll, bei dem Amtsrichter 
beantragt; ist das Schwurgericht zuständig, so 
ist der Antrag bei dem Vorsitzenden der Straf- 
kammer zu stellen. 

Mit dem Antrage sind die Akten und eine 
Anklageschrift einzureichen. In der Anklageschrift 
ist die dem Angeschuldigten zur Last gelegte Tat 
unter Hervorhebung des Ortes, der Zeit und 
der Tatsachen, in denen die gesetzlichen Merk- 
male der strafbaren Handlung gefunden werden, 
sowie das anzuwendende Strafgesetz anzugeben 
(Anklageformel); außerdem sind die Beweismittel 
und das zuständige Gericht zu bezeichnen. 

§ 195. Das Gericht kann zur weiteren Auf- 
klärung der Sache Beweiserhebungen vornehmen, 
auch einen Richter hiermit beauftragen oder 
hierum ersuchen. 

Die Anwesenheit bei den Beweiserhebungen 
darf den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger 
nicht versagt werden; die Vorschriften des § 166, 
des § 168 Abs. 3, 4 und der §§ 169, 170 finden 
Anwendung. 

§ 196. Das Gericht hat den Antrag wegen 
Unzuständigkeit abzulehnen, wenn in seinem Be- 
zirk ein Gerichtsstand nicht begründet ist. Gegen 
den Beschluß steht der Staatsanwaltschaft die so- 
fortige Beschwerde zu. 

Ist ein höheres als das in der Anklageschrift 
bezeichnete Gericht zuständig, so ist der Antrag, 
sofern er nach § 194 bei einem anderen Gerichte 
gestellt werden mußte, an dieses abzugeben. Ist 
der Antrag vom Amtsanwalt in einer Sache ge- 
stellt, für welche die Zuständigkeit des Amts- 
gerichts durch den Staatsanwalt begründet werden 
kann, so hat der Amtsrichter diesem Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben, bevor er den An- 
trag an das Landgericht abgibt. 

§ 197. Wird der Antrag weder wegen Un- 
zuständigkeit abgelehnt noch an ein anderes Ge- 
richt abgegeben, so hat das Gericht über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zu entscheiden. 
Dies gilt auch dann, wenn abweichend von der 
Anklageschrift das Gericht ein zu seinem Be- 
zirke gehörendes Gericht niederer Ordnung oder 
die Strafkammer das Schwurgericht für zuständig 
erachtet. 

§ 198. Der Angeschuldigte ist außer Ver- 
folgung zu setzen, falls die ihm zur Last ge- 
legte Tat nicht strafbar oder nicht verfolgbar 
ist oder aus tatsächlichen Gründen der Ange- 
schuldigte für nicht schuldig zu erachten oder 
doch seine Oberführung von der Hauptverhand- 
lung nicht zu erwarten ist. Anderenfalls ist das 
1 lauptverfahren zu eröffnen; in der Entscheidung 



ist lediglich auszusprechen, daß und vor welchem 
Gerichte die Hauptverhandlung stattzufinden hat. 

Die Entscheidung ist den Prozeßbeteiligten 
und dem Verteidiger bekanntzumachen. Einer 
besonderen Bekanntmachung der Eröffnung des 
Hauptverfahrens bedarf es nicht, wenn alsbald 
die Ladung zur Hauptverhandlung erfolgt. 

§ 199. Wird das Hauptverfahren vor einem 
anderen als dem in der Anklageschrift bezeich- 
neten Gericht eröffnet, so ist im Beschluß an- 
zugeben, in welchen Punkten die Anklageformel 
einer Änderung bedarf. 

Ist der Beschluß nicht mehr anfechtbar, so 
hat die Staatsanwaltschaft die Anklageschrift ent- 
sprechend zu ändern. 

§ 200. Gegen die Entscheidung über die 
Eröffnung! des Hauptverfahrens steht der Staats- 
anwaltschaft die sofortige Beschwerde zu, wenn 
der Angeschuldigte außer Verfolgung gesetzt oder 
das Hauptverfahren vor einem Gerichte niederer 
Ordnung eröffnet wird. Im übrigen unterliegt 
die Entscheidung keiner Anfechtung. 

Ist der Angeschuldigte durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Beschluß außer Verfolgung 
gesetzt worden, so kann die Klage nur auf Grund 
neuer Tatsachen oder Beweismittel wiederauf- 
genommen werden. 

Der Angeschuldigte, gegen den das Haupt- 
verfahren eröffnet wird, ist Angeklagter im Sinne 
dieses Gesetzes. 

§ 201. Für das Verfahren vor dem Reichs- 
gerichte, den Schwurgerichten und den Land- 
gerichten gelten außerdem die besonderen Vor- 
schriften der §§ 202 bis 207. 

§ 202. Hat in den vor den Landgerichten 
zu verhandelnden Sachen eine Voruntersuchung 
nicht stattgefunden, so soll der Staatsanwalt, be- 
vor er die Eröffnung des Hauptverfahrens be- 
antragt, dem Verdächtigen die gegen ihn vor- 
liegenden Verdachtsgründe mündlich mitteilen, 
es sei denn, daß die Mitteilung durch den Staats- 
anwalt oder bei einer gerichtlichen Vernehmung 
bereits erfolgt ist und seitdem neue belastende 
Umstände nicht hervorgetreten sind oder daß die 
Tat vom Verdächtigen eingestanden ist. Die Mit- 
teilung unterbleibt, wenn der Verdächtige auf 
Ladung nicht erscheint. 

§ 203. Die Anklageschrift soll eine ge- 
drängte Wiedergabe des Sachverhalts enthalten, 
wie er sich nach dem Ergebnisse der Ermitte- 
lungen darstellt. 

Der Vorsitzende hat die Anklageschrift als- 
bald nach ihrem Eingange dem Angeschuldigten 
und dem Verteidiger mitzuteilen. 

Bei der Mitteilung ist der Angeschuldigte 
unter Bestimmung einer Frist von mindestens 
drei Tagen darauf hinzuweisen, daß er innerhalb 
der Frist Einwendungen gegen die Hauptver- 
handlung erheben, auch die Eröffnung einer 
Voruntersuchung oder, sofern eine solche bereits 
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stattgefunden hat, deren Ergänzung oder einzelne 
Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung 
beantragen kann. 

In Sachen, die vor dem Reichsgericht oder 
den Schwurgerichten zu verhandeln sind, ist der 
Angeschuldigte weiter darauf hinzuweisen, daß 
er zur mündlichen Geltendmachung der Ein- 
wendungen und Anträge die Anberaumung eines 
besonderen Termins innerhalb derselben Frist ver- 
langen kann. 

§ 204. Ist über Einwendungen oder An- 
träge nicht zu entscheiden und trägt der Vor- 
sitzende kein Bedenken, dem Antrage der Staats- 
anwaltschaft zu entsprechen, so hat er das Haupt- 
verfahren vor dem in der Anklageschrift be- 
zeichneten Gerichte zu eröffnen. Anderenfalls 
hat er die Entscheidung des Gerichts herbeizu- 
führen. 

§ 205. Die Eröffnung oder Ergänzung der 
Voruntersuchung ist auf Antrag des Angeschul- 
digten oder auch von Amts wegen zu beschließen, 
wenn sie zur Vorbereitung der Verteidigung er- 
forderlich erscheint. 

§ 206. Wird ein Antrag des Angeschuldigten 
auf Eröffnung der Voruntersuchung abgelehnt, 
so steht diesem die sofortige Beschwerde zu. 

Im übrigen unterliegen die Entscheidungen 
des Gerichts über Einwendungen und Anträge 
des Angeschuldigten, unbeschadet der Vorschrif- 
ten des § 196 Abs. 1 und des § 200 Abs. 1, 
keiner Anfechtung. 

Werden bei der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens Beweisanträge des Angeklagten abgelehnt, 
so ist dieser darauf hinzuweisen, daß er durch 
Wiederholung der Anträge in der Hauptverhand- 
lung eine Entscheidung des erkennenden Gerichts 
hierüber herbeiführen sowie daß er Zeugen und 
Sachverständige zur Hauptverhandlung unmittel- 
bar laden kann. 

§ 207. Die Entscheidung des Gerichts er- 
folgt in einem besonderen Termine (Vortermin), 
wenn der Angeschuldigte dies nach § 203 Abs. 4 
verlangt oder wenn der Vorsitzende oder das 
Gericht deV Ansicht ist, daß durch die Verhand- 
lung in dem Termine die Hauptverhandlung ab- 
gewendet werden kann. 

Die Prozeßbeteiligten und der Verteidiger 
sind vom Termine zu benachrichtigen; der in 
Haft befindliche Angeschuldigte ist vorzuführen. 
Das Gericht beschließt in nicht öffentlicher 
Sitzung nach dem Vortrag eines Berichterstatters 
und nach Anhörung der Beteiligten, soweit sie 
erschienen sind. 

§ 208. Auch nach der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens kann der Angeklagte auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft durch Beschluß des Gerichts 
noch vor der Hauptverhandlung außer Verfolgung 
gesetzt werden, wenn sich herausstellt, daß die 
ihm zur Last gelegte Tat nicht strafbar oder 
nicht verfolgbar ist, oder wenn neu hervorge- 



tretene Tatsachen seine Verurteilung ausge- 
schlossen erscheinen lassen. 

§ 209. Nach der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens darf das Gericht seine örtliche Unzu- 
ständigkeit nur auf Einwand des Angeklagten aus- 
sprechen. Der Einwand ist spätestens bis zum 
Ablaufe von drei Tagen nach der Zustellung der 
Ladung zur Hauptverhandlung erster Instanz oder, 
sofern die Hauptverhandlung vor dem Ablaufe 
dieser Frist stattfindet, bis zur Verlesung der An- 
klageformel zu erheben. Gegen den Beschluß, 
durch den das Gericht seine Unzuständigkeit aus- 
spricht, steht der Staatsanwaltschaft die sofortige 
Beschwerde zu. Wird der Einwand zurückge- 
wiesen, so kann der Beschluß nur mit dem Rechts- 
mittel angefochten werden, das gegen die Ent- 
scheidung in der Hauptsache zulässig ist. 

§ 210. Findet das Gericht nach der Eröffnung 
des rlauptverfahrens, daß ein zu seinem Bezirke 
gehörendes Gericht niederer Ordnung zuständig 
ist, so kann, solange noch nicht in die Haupt- 
verhandlung eingetreten ist, auf Antrag der Staats- 
anwaltschaft die Hauptverhandlung vor diesem Ge- 
richte beschlossen werden. Die Vorschriften der 
§§ 195, 199 finden entsprechende Anwendung. 

Der Beschluß ist den Prozeßbeteiligten und 
dem Verteidiger bekatintzumachen ; er unterliegt 
keiner Anfechtung. 

Durch den Beschluß wird das Hauptverfahren 
vor dem Gerichte niederer Ordnung eröffnet. 

Fünfter Abschnitt. 

VorbereitungderHauptverhandlung. 

§ 211. Der Termin zur Hauptverhandlung 
wird vom Vorsitzenden anberaumt. 

Zum Termine werden die Beteiligten und der 
Verteidiger von der Staatsanwaltschaft schriftlich 
geladen; befindet sich der Angeklagte in Haft, 
so ist seine Vorführung anzuordnen. 

§ 212. Der Angeklagte ist in der Ladung 
darauf hinzuweisen, daß bei unentschuldigtem 
Ausbleiben sein Erscheinen durch einen Vor- 
führungsbefehl oder Haftbefehl erzwungen werden 
kann. 

Befindet sich der Angeklagte nicht auf freiem 
Fuße, so ist er darauf hinzuweisen, daß er zu 
seiner Verteidigung Anträge für die Hauptverhand- 
lung stellen kann. 

In Sachen, die vor den Amtsgerichten oder 
den Landgerichten zu verhandeln sind, ist der 
Angeklagte auch auf die Vorschriften des § 225 
Abs. 1 hinzuweisen. 

§ 213. Mit der Ladung ist dem Angeklagten 
und dem Verteidiger die Anklageschrift mitzu- 
teilen, soweit sie ihnen nicht nach § 203 Abs. 2 
bereits mitgeteilt worden ist. 

Hat die Anklageformel zufolge Gerichtsbe- 
schlusses eine Änderung erfahren, so ist sie mit 
der Ladung in der geänderten Form mitzuteilen. 

§ 214. Wird die Ladung dem Angeklagten 
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öffentlich zugestellt, so soll sie, soweit möglich, 
auch Vornamen, Alter, Stand, Gewerbe und Wohn- 
ort oder Aufenthaltsort des Angeklagten enthalten. 

In Sachen, die vor den Amtsgerichten oder 
den Landgerichten zu verhandeln sind, ist der 
Angeklagte auf die Vorschrift des § 225 Abs. 2 
hinzuweisen. 

An Stelle der Mitteilung der Anklageschrift 
wird die Bezeichnung der dem Angeklagten zur 
Last gelegten strafbaren Handlung in die Ladung 
aufgenommen. 

§ 215. Zwischen der Zustellung der Ladung 
an den Angeklagten und dem Tage der Hauptver- 
handlung muß in Sachen, die vor den Amtsge- 
richten ohne Schöffen zu verhandeln sind, eine 
Frist von mindestens drei Tagen, in anderen Sachen 
eine Frist von mindestens einer Woche liegen. 

§ 216. Die Ladung von Zeugen und Sach- 
verständigen sowie die Herbeischaffung von Be- 
weismitteln anderer Art zur Hauptverhandlung ist 
Sache der Staatsanwaltschaft. 

Die Herbeischaffung von Beweismitteln zur 
Hauptverhandlung kann vom Vorsitzenden auch 
von Amts wegen angeordnet werden. 

Soweit Beweismittel herbeigeschafft werden, 
die. in der Anklageschrift nicht bezeichnet sind 
und deren Herbeischaffung nicht auf Antrag des 
Angeklagten erfolgt, ist dem Angeklagten und dem 
Verteidiger rechtzeitig vor dem Termine Mitteilung 
zu machen. 

§ 217. Der Angeklagte kann die Herbei- 
schaffung von Beweismitteln bei dem Vorsitzenden 
beantragen. Im Antrage sind die Tatsachen an- 
zugeben, über welche Zeugen oder Sachverstän- 
dige vernommen werden sollen oder zu deren 
Beweise Beweismittel anderer Art dienen sollen. 

Über den Antrag entscheidet der Vorsitzende 
nach freiem Ermessen; die Entscheidung ist dem 
Angeklagten und dem Verteidiger bekanntzu- 
machen. Soweit dem Antrage stattgegeben wird, 
ist der Staatsanwaltschaft behufs Herbeischaffung 
der Beweismittel Mitteilung zu machen. Wird der 
Antrag abgelehnt, so findet die Vorschrift des § 206 
Abs. 3 entsprechende Anwendung. 

§ 218. Der Angeklagte kann Zeugen und 
Sachverständige auch unmittelbar laden lassen oder 
zur Hauptverhandlung stellen sowie Beweismittel 
anderer Art, die er in der Verhandlung benutzen 
will, selbst herbeischaffen. 

Ein unmittelbar geladener Zeuge oder Sach- 
verständiger ist zum Erscheinen nur verpflichtet, 
wenn die Gebühren, die ihm nach der Gebühren- 
ordnung zustehen, bar dargeboten werden oder 
wenn nachgewiesen wird, daß sie für ihn bei dem 
Gerichtsschreiber hinterlegt sind. Erweist sich in 
der Hauptverhandlung die Vernehmung des un- 
mittelbar geladenen oder zur Verhandlung ge- 
stellten Zeugen oder Sachverständigen als zur Auf- 
klärung der Sache dienlich, so hat das Gericht 



anzuordnen, daß die Gebühren auf Verlangen aus 
der Staatskasse gezahlt werden. 

Beweismittel anderer Art, die der Angeklagte 
in der Verhandlung benutzen will, sind dem Vor- 
sitzenden rechtzeitig vor dem Termine zu über- 
geben. 

Der Angeklagte hat der Staatsanwaltschaft 
rechtzeitig vor dem Termine die Zeugen und Sach- 
verständigen, die er unmittelbar geladen hat oder 
zur Hauptverhandlung stellen will, unter Angabe 
ihres Wohnorts oder Aufenthaltsorts namhaft zu 
machen und die Beweismittel anderer Art, die er 
in der Verhandlung benutzen will, zu bezeichnen. 
§ 219. Ist einem Zeugen oder Sachverstän- 
digen für eine längere oder ungewisse Zeit das 
Erscheinen in der Hauptverhandlung nicht mög- 
lich oder besonders erschwert, so kann das Ge- 
richt anordnen, daß er vor der Hauptverhandlung 
von einem Richter vernommen wird. Der Zeuge 
oder Sachverständige ist zu vereidigen, soweit 
die Vereidigung zulässig ist; hängt sie vom rich- 
terlichen Ermessen ab (§ 59), so ist das Ermessen 
des vernehmenden Richters maßgebend, sofern 
nicht vom Gericht Anordnung getroffen wird. 

Zur Vorbereitung der Hauptverhandlung kann 
das Gericht auch die Einnahme eines richterlichen 
Augenscheins anordnen. 

Auf die Beweiserhebungen finden die Vor- 
schriften des § 166, des § 168 Abs. 2, 3 und der 
§§ 169, 170, 235 entsprechende Anwendung. 

§ 220. Ist dem Angeklagten das Erscheinen 
in der Hauptverhandlung nicht möglich oder be- 
sonders erschwert oder befindet er sich außerhalb 
des Gerichtssitzes in Haft, so kann er auf seinen 
Antrag in Sachen, die vor den Amtsgerichten oder 
den Landgerichten zu verhandeln sind, von der 
Verpflichtung zum Erscheinen befreit werden, 
wenn nach dem Ermessen des Gerichts voraus- 
sichtlich auf keine schwerere Strafe als vier Monate 
Gefängnis, allein oder in Verbindung mit Geld- 
strafe oder mit Nebenstrafen zu erkennen ist; 
Ehrenstrafen, Zulässigkeit von Polizeiaufsicht und 
Überweisung an die Landespolizeibehörde sind 
hierbei ausgeschlossen. 

Ist der Angeklagte über die Anklage gerichtlich 
noch nicht vernommen worden, so ist vor der 
Beschlußfassung über den Antrag anzuordnen, daß 
der Angeklagte von einem Richter vernommen 
wird. Die Anwesenheit bei der Vernehmung darf 
den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger nicht 
versagt werden; die Vorschriften der §§ 166, 170 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 221. Das Gericht kann in jeder Lage des 
Verfahrens anordnen, daß mehrere bei ihm an- 
hängige Sachen gleichzeitig verhandelt werden. 
Sechster Abschnitt. 
Hauptverhandlung. 
§ 222. In der Hauptverhandlung müssen die 
zur Ausübung des Richteramts berufenen Personen 
dauernd gegenwärtig sein; außerdem bedarf es 
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stets der Gegenwart eines Beamten der Staatsr- 
anwaltschaft und eines Gerichtsschreibers. 

Auch der Angeklagte muß gegenwärtig sein, 
soweit das Gesetz nicht ein anderes bestimmt. 

Das Gericht ist jederzeit befugt, das Erscheinen 
des Angeklagten anzuordnen. 

Bleibt der Angeklagte auf ordnungsmäßige 
Ladung ohne genügende Entschuldigung aus, so 
kann sein Erscheinen durch einen Vorführungs- 
befehl oder Haftbefehl erzwungen werden. 

§ 223. Der Angeklagte darf sich aus der 
Verhandlung nicht entfernen. Erforderlichenfalls 
hat der Vorsitzende Maßregeln zu treffen, um ihn 
hieran zu hindern; während einer Unterbrechung 
der Verhandlung kann der Angeklagte in Gewahr- 
sam gehalten werden. 

Entfernt sich der Angeklagte oder bleibt er 
nach einer Unterbrechung der Verhandlung bei 
deren Fortsetzung aus, so kann die Verhandlung 
ohne ihn zu Ende geführt werden, wenn er über 
die Anklage bereits vernommen worden ist und 
das Gericht seine Gegenwart nicht mehr für er- 
forderlich erachtet. 

§ 224. Ist der Angeklagte von der Verpflich- 
tung zum Erscheinen befreit worden, so gelten 
Erklärungen, die er bei seiner Vernehmung zu 
Protokoll gegeben hat, als zu Beginn der Haupt- 
verhandlung abgegeben, auch wenn die Verlesung 
des Protokolls in einem späteren Zeitpunkt erfolgt. 

Ergibt sich in der Beurteilung der Tat gegen- 
über der Anklageformel eine Veränderung des 
rechtlichen Gesichtspunkts, auf die der Ange- 
klagte bei seiner Vernehmung noch nicht hinge- 
wiesen worden ist (§ 258), so muß die Verhand- 
lung ausgesetzt werden. 

Stellt sich heraus, daß auf eine schwerere als 
die im § 220 Abs. 1 bezeichnete Strafe zu er- 
kennen ist, so ist das Erscheinen des Angeklagten 
anzuordnen. 

§ 225. Bleibt der Angeklagte auf ordnungs- 
mäßige Ladung ohne genügende Entschuldigung 
aus, so kann in Sachen, die vor den Amtsgerichten 
oder den Landgerichten zu verhandeln sind, ohne 
ihn verhandelt werden, wenn das Gericht annimmt, 
^ daß auf keine schwerere Strafe als sechs Wochen 
Gefängnis, allein oder in Verbindung mit Geld- 
strafe oder mit Nebenstrafen zu erkennen sein 
wird; Ehrenstrafen, Zulässigkeit von Polizeiauf- 
sicht und Überweisung an die Landespolizeibehörde 
sind hierbei ausgeschlossen. Stellt sich heraus, daß 
auf eine schwerere Strafe zu erkennen ist, so muß 
die Verhandlung ausgesetzt werden. 

Ist dem Angeklagten die Ladung öffentlich zu- 
gestellt worden, so finden die Vorschriften des 
Abs. 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß ohne 
den Angeklagten nur verhandelt werden kann, 
wenn voraussichtlich auf keine schwerere Strafe 
als Geldstrafe, allein oder in Verbindung mit 
Nebenstrafen zu erkennen ist. Erscheint für den 
Angeklagten ein Verteidiger, so kann die Bei- 



bringung einer Vollmacht nicht verlangt werden; 
als Verteidiger sind auch Angehörige des Ange- 
klagten zuzulassen. 

§ 226. Soweit ohne den Angeklagten ver- 
handelt wird, kann er durch einen Verteidiger 
vertreten werden. Ist der Angeklagte durch einen 
Richter vernommen worden, so ist das Protokoll 
zu verlesen. 

§ 227. Ist der Angeklagte in der Verhandlung 
nicht vertreten gewesen und hat er den Termin 
ohne sein Verschulden versäumt, so kann binnen 
einer Woche nach der Zustellung des Urteils 
bei dem Gerichte, welches das Urteil erlassen 
hat, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt werden. Im übrigen finden die Vor- 
schriften über die Versäumung einer Frist ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 228. Die Leitung der Hauptverhandlung ist 
Aufgabe des Vorsitzenden. 

Wird eine Maßnahme des Vorsitzenden, die 
sich auf die Leitung der Sache bezieht, von einer 
bei der Verhandlung beteiligten Person als un- 
zulässig beanstandet, so entscheidet das Gericht. 

Über Anträge auf Aussetzung der Verhand- 
lung entscheidet das Gericht; kürzere Unter- 
brechungen werden vom Vorsitzenden angeordnet. 

Wird die Verhandlung unterbrochen und nicht 
binnen einer Woche fortgesetzt, so muß mit ihr 
von neuem begonnen werden. 

§ 229. Die Hauptverhandlung beginnt mit 
dem Aufrufe der Sache. Der Vorsitzende stellt 
fest, ob der Angeklagte, der Verteidiger und die 
von der Staatsanwaltschaft geladenen oder vpm 
Angeklagten gestellten oder unmittelbar geladenen 
Zeugen und Sachverständigen erschienen und die 
anderen herbeigeschafften Beweismittel zur Stelle 
sind. 

Ist der vom Angeklagten gewählte Verteidiger I I 
nicht erschienen, so kann auf Antrag des Ange- I , 
klagten die Aussetzung der Verhandlung be- 
schlossen werden; die Vorschriften des § 145 
bleiben unberührt. 

Ist die im § 215 vorgeschriebene Frist nicht 
eingehalten, so kann der Angeklagte bis zur Ver- 
lesung der Anklageformel die Aussetzung der Verr 
handlung verlangen ; der Vorsitzende soll ihn hier- 
auf hinweisen. 

§ 230. Nachdem die Zeugen sich auf An- 
ordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungszimmer 
entfernt haben, wird der Angeklagte über 9eine 
persönlichen Verhältnisse vernommen. Sodann 
wird die Anklageformel von dem Beamten der 
Staatsanwaltschaft verlesen. 

Es folgen die weitere Vernehmung des An- 
geklagten gemäß § 109 Abs. 2, 3, die Aufnahme 
der Beweise und die Schlußvorträge der Prozeß- 
beteiligten. 

Die Verhandlung schließt mit der Verkündung 
des Urteils. 

§ 231. Der Vorsitzende ist befugt, die Ver- 
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nehmung des Angeklagten und die Beweisauf- 
nahme ganz oder zum Teil einem beisitzenden 
Richter zu übertragen; die Ausübung dieser Be- 
fugnis kann nicht beanstandet werden. 

Wird eine Maßnahme des Richters, dem die 
Vernehmung oder die Beweisaufnahme übertragen 
ist, von einer bei der Verhandlung beteiligten 
Person als unzulässig beanstandet, so entscheidet 
das Gericht. 

Nach der Vernehmung des Angeklagten soll 
den Mitangeklagten, nach der Benutzung jedes 
einzelnen Beweismittels allen Angeklagten Gelegen- 
heit zur Äußerung gegeben werden. 

Die Mitglieder des Gerichts sollen sich einer 
Kundgebung ihrer Ansicht über die Schuld oder 
Nichtschuld des Angeklagten enthalten. 

Gerichtliche Bestrafungen, die der Angeklagte 
erlitten hat, sind nur insoweit festzustellen, als 
sie für die Entscheidung von Bedeutung sind. 
Über die Angemessenheit und den Zeitpunkt einer 
solchen Feststellung entscheidet der Vorsitzende; 
werden dessen Maßnahmen beanstandet, so ent- 
scheidet das Gericht. 

§ 232. Die Beweisaufnahme ist auf alle Tat- 
sachen zu erstrecken, die nach dem Ermessen des 
Gerichts für die Entscheidung von Bedeutung sind. 

Wird die Erhebung eines Beweises von einem 
Prozeßbeteiligten beantragt, so kann sie nur ab- 
gelehnt werden, wenn die unter Beweis gestellten 
Tatsachen für die Entscheidung nicht von Bedeu- 
tung sind oder wenn sie offenkundig oder bereits 
zai Gunsten des Angeklagten erwiesen sind oder 
wenn das in dem Beweisantrage bezeichnete Be- 
weismittel unerreichbar oder ungeeignet ist. Die 
Gründe, aus denen eine dieser Voraussetzungen 
für vorliegend erachtet wird, sind in dem Be- 
schlüsse des Gerichts anzugeben. 

Ist das Beweismittel zur Verhandlung herbei- 
geschafft, so ist in der Verhandlung vor dem 
Reichsgericht und dem Schwurgerichte die Ab- 
lehnung des Beweisantrags unzulässig; in der Ver- 
handlung vor dem Landgericht e bedarf es in 
diesem Falle eines einstimmigen Beschlusses. 

§ 233. Sind die Tatsachen, die unter Beweis 
gestellt sind, oder die Beweismittel einem Prozeß- 
beteiligten so spät mitgeteilt worden, daß ihm 
die zu Erkundigungen erforderliche Zeit gefehlt 
hat, so kann das Gericht auf dessen Antrag bis 
zum Schlüsse der Beweisaufnahme die Aussetzung 
der Verhandlung beschließen. 

§ 234. Ist ein Zeuge oder Sachverständiger 
zu vernehmen, dem das Erscheinen an Gerichts- 
stelle nicht möglich oder besonders erschwert ist, 
so kann das Gericht anordnen, daß er außerhalb 
der Gerichtsstelle von einem Richter vernommen 
wird. 

§ 235. Bei der Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen ist den beisitzenden Richtern 
auf ihr Verlangen zu gestatten, unmittelbar Fragen 
an den Zeugen oder Sachverständigen zu richten. 



Auch den übrigen Mitgliedern des Gerichts 
sowie den Prozeßbeteiligten ist auf ihr Verlangen 
die Befragung zu gestatten. Ungeeignete oder nicht 
zur Sache gehörige Fragen hat der Vorsitzende 
zurückzuweisen. Zweifel über die Zulässigkeit einer 
Frage entscheidet das Gericht. 

Sind Fragen eines Prozeßbeteiligten im Laufe 
der Verhandlung wiederholt zurückgewiesen wor- 
den, so kann vom Gericht angeordnet werden, 
daß er weitere Fragen, die er zu stellen beabsich- 
tigt, vorher dem Vorsitzenden mitzuteilen hat. 

§ 236. Ist zu befürchten, daß ein Mitange- 
klagter oder ein Zeuge bei seiner Vernehmung 
in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit nicht 
sagen werde, so kann das Gericht anordnen, daß 
der Angeklagte sich für die Dauer dieser Verneh- 
mung aus dem Sitzungszimmer zu entfernen hat. 

Sobald der Angeklagte wieder vorgelassen 
wird, ist er vom Vorsitzenden über den wesent- 
lichen Inhalt des inzwischen Verhandelten zu 
unterrichten. In gleicher Weise ist zu verfahren, 
wenn die Entfernung des Angeklagten wegen ord- 
nungswidrigen Benehmens erfolgt war. 

§ 237. Die Zeugen und Sachverständigen 
dürfen sich auch nach ihrer Vernehmung nur 
mit Erlaubnis des Vorsitzenden von der Gerichts- 
stelle entfernen. Vor der Erteilung der Erlaubnis 
sind die Prozeßbeteiligten zu hören. 

§ 238. Die unmittelbare Vernehmung der 
von den Prozeßbeteiligten benannten Zeugen und 
Sachverständigen ist der Staatsanwaltschaft und 
dem Verteidiger auf deren übereinstimmenden An- 
trag zu überlassen. 

Die Zeugen und Sachverständigen werden, so- 
weit sie von der Staatsanwaltschaft benannt sind, 
zuerst von dieser, soweit sie vom Angeklagten 
benannt sind, zuerst vom Verteidiger vernommen. 
Der Vorsitzende richtet an die Vernommenen die 
zur Aufklärung^ der Sache weiter erforderlichen 
Fragen. 

Wird die Befugnis zur unmittelbaren Verneh- 
mung von einem Beteiligten mißbraucht, so kann 
sie ihm entzogen werden. Im übrigen finden die 
Vorschriften des § 235 Abs. 2 Satz 2, 3 An- 
wendung. 

§ 239. Urkunden und andere Schriftstücke, 
deren Inhalt zum Beweise dienen soll, sind zum 
Zwecke der Feststellung des Inhalts in der Ver- 
handlung zu verlesen. An die Stelle der Verlesung 
kann, sofern keiner der Prozeßbeteiligten wider- 
spricht, die mündliche Wiedergabe des Inhalts 
durch den Vorsitzenden treten. 

§ 240. Personen, deren Wahrnehmungen 
zum Beweise dienen sollen, sind, soweit das Gesetz 
nicht ein anderes bestimmt, in der Verhandlung 
zu vernehmen; ihre Vernehmung darf insbe- 
sondere nicht durch die Verlesung von Proto- 
kollen über frühere Vernehmungen oder von 
schriftlichen Erklärungen dieser Personen ersetzt 
werden. 
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§ 241. Das Protokoll über die Einnahme 
eines richterlichen Augenscheins kann verlesen 
werden, sofern die für die Vornahme dieser Unter- 
suchungshandlung maßgebenden gesetzlichen Vor- 
schriften beobachtet worden sind. 

§ 242. Das Gericht kann anordnen, daß das 
Protokoll über die richterliche Vernehmung eines 
Zeugen oder Sachverstandigen verlesen wird, wenn 
er verstorben oder sein Aufenthalt nicht zu er- 
mitteln ist oder wenn er sich in einem Zustande 
befindet, der seine Vernehmung für nicht ab- 
sehbare Zeit unmöglich macht. 

Das Gleiche gilt von Protokollen über die 
richterliche Vernehmung eines Mitbeschuldigten 
oder eines bereits verurteilten Mitschuldigen. 

§ 243. Ist einem Zeugen oder Sachverstän- 
digen das Erscheinen nicht möglich oder beson- 
ders erschwert und ist er in Voraussicht dieses 
Umstandes durch einen Richter schon vor der 
Hauptverhandlung vernommen worden, so kann 
das Gericht anordnen, daß das hierüber aufge- 
nommene Protokoll verlesen 'wird. War ein Prozeß- 
beteiligter oder der Verteidiger nicht rechtzeitig 
von dem Termine für die Vernehmung benach- 
richtigt worden, so darf die Verlesung des Pro- 
tokolls nur mit dessen Zustimmung angeordnet 
werden. 

§ 244. Ist ein Zeuge oder Sachverständiger 
früher bereits vernommen worden und hat er da- 
bei Tatsachen bekundet, deren er sich in der Haupt- 
verhandlung nicht mehr erinnert, so kann ihm 
zur Unterstützung seines Gedächtnisses die 
frühere Aussage vorgehalten werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Aussage des Zeugen oder Sach- 
verständigen mit der früheren Aussage in Wider- 
spruch steht. 

Soweit erforderlich, kann das Gericht an- 
ordnen, daß zur Feststellung der von dem Zeugen 
oder Sachverständigen früher gemachten Aus- 
sage das Protokoll über seine Vernehmung ver- 
lesen wird. 

§ 245. Ist der Angeklagte früher bereits 
von einem Richter vernommen worden und hat 
er dabei Tatsachen eingeräumt, die er in der 
Hauptverhandlung bestreitet, so kann ihm die 
frühere Aussage vorgehalten werden. Das Gleiche 
gilt, wenn bei der Vernehmung des Angeklagten 
ein sonstiger Widerspruch mit der früheren Aus- 
sage hervortritt. 

Soweit erforderlich, kann das Gericht an- 
ordnen, daß zur Feststellung der früheren Aus- 
sage des Angeklagten das Protokoll über seine 
Vernehmung verlesen wird. 

§ 246, Die Verlesung ist in den Fällen der 
§§ 242 bis 245 nur zulässig, wenn bei der Ver- 
nehmung die dafür maßgebenden gesetzlichen 
Vorschriften beobachtet worden sind; der Grund 
der Verlesung ist im Beschluß anzugeben. Bei 
der Verlesung ist mitzuteilen, ob der Zeuge oder 
Sachverständige vereidigt worden ist; ist die Ver- 



eidigung unterblieben, so ist der Grund anzu- 
geben. 

§ 247. Schriftliche Erklärungen öffentlicher 
Behörden können auch insoweit verlesen werden, 
als sie ein Zeugnis oder ein Gutachten enthalten. 
Der Verlesung des von einer Fachbehörde ein- 
geholten Gutachtens steht der Umstand nicht ent- 
gegen, daß ein mit der Vertretung des Gut- 
achtens beauftragtes Mitglied der Behörde in der 
Verhandlung als Sachverständiger vernommen 
wird. 

Zeugnisse und andere schriftliche Erklärun- 
gen über den Leumund oder die Führung einer 
Person dürfen, auch wenn sie von öffentlichen 
Behörden herrühren, zum Zwecke der Fest- 
stellung des Leumundes oder der Führung nicht 
verlesen werden. 

Schriftliche Erklärungen eines Arztes über 
das Ergebnis einer Untersuchung können, so- 
weit sie sich nicht auf den Geisteszustand einer 
Person beziehen, verlesen werden; hat jedoch 
das Verfahren ein Verbrechen zum Gegenstande, 
so ist die Verlesung nur zulässig, sofern die 
ärztliche Untersuchung eine Körperverletzung be- 
trifft, die nicht zu den schweren gehört. 

§ 248. Zu den Schlußvorträgen ist der 
Staatsanwaltschaft und sodann dem Angeklagten 
das Wort zu erteilen. Der Staatsanwaltschaft 
steht das Recht der Erwiderung zu. Dem An- 
geklagten gebührt das letzte Wort. 

Auch wenn ein Verteidiger für den Ange- 
klagten gesprochen hat, ist dieser zu befragen, ob 
er noch etwas zu seiner Verteidigung anzuführen 
habe. 

§ 249. Ist der Angeklagte der deutschen 
Sprache nicht mächtig, so sind ihm aus den 
Schlußvorträgen . mindestens die Anträge der 
Staatsanwaltschaft und des Verteidigers durch den 
Dolmetscher mitzuteilen. 

Das Gleiche gilt, wenn der Angeklagte taub 
ist und die Verständigung durch einen Dol- 
metscher erfolgt. 

§ 250. Ergibt sich in der Verhandlung eine 
Veränderung der Sachlage, so kann das Gericht 
die Verhandlung aussetzen, wenn dies zur wei- 
teren Vorbereitung der Anklage oder der Ver- 
teidigung erforderlich erscheint. 

Treten Umstände neu hervor, welche die An- 
wendung eines schwereren als des in der An- 
klageformel bezeichneten Strafgesetzes begründen 
oder die im Strafgesetz als Umstände, welche die 
Strafbarkeit erhöhen, besonders vorgesehen sind, 
so kann in der Verhandlung vor dem Reichs- 
gerichte, dem Schwurgericht und dem Land- 
gerichte die Aussetzung der Verhandlung vom 
Angeklagten verlangt werden, sobald dieser vom 
Vorsitzenden auf die Veränderung des rechtlichen 
Gesichtspunkts hingewiesen worden ist (§ 258). 

§ 251. Stellt sich in der Verhandlung vor 
dem Reichsgerichte, dem Schwurgericht oder dem 
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Landgerichte heraus, daß die Sache nicht genügend 
aufgeklärt ist, so kann das Gericht die Verhand- 
lung aussetzen und anordnen, daß weitere Er- 
mittelungen angestellt und Beweise erhoben 
werden. Hat eine Voruntersuchung stattgefunden, 
so können die Ermittelungen und Beweiserhebun- 
gen auch dem Untersuchungsrichter übertragen 
werden. 

Die Anwesenheit bei den Beweiserhebungen 
darf den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger 
nicht versagt werden; die Vorschriften des § 166, 
des § 168 Abs. 3 und der §§ 169, 170, 235 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 252. Nachdem in die Hauptverhandlung 
eingetreten worden ist, darf die Sache an ein 
Gericht niederer Ordnung nicht mehr verwiesen 
werden. 

Stellt sich heraus, daß die Sache vor ein Ge- 
richt höherer Ordnung gehört, so ist sie an das 
zuständige Gericht zu verweisen. Im Beschluß 
ist die strafbare Handlung nach den für die An- 
klageformel geltenden Vorschriften anzugeben; 
der Beschluß tritt für das weitere Verfahren an 
die Stelle der Anklageformel. 

Wird eine Sache vom Amtsgericht an das 
Landgericht oder an ein höheres Gericht ver- 
wiesen, so ist der Angeklagte bei der Bekannt- 
machung des Beschlusses unter Bestimmung einer 
Frist darauf hinzuweisen, daß er innerhalb der 
Frist Beweiserhebungen vor der Hauptverhand- 
lung beantragen kann. Werden Anträge gestellt, 
so entscheidet über sie der Vorsitzende des Ge- 
richts, an das die Sache verwiesen ist. 

Stellt sich in der Verhandlung vor dem Amts- 
gericht auf eine vom Amtsanwalt erhobene An- 
klage heraus, daß es sich um eine Sache handelt, 
für welche die Zuständigkeit des Amtsgerichts 
durch den Staatsanwalt begründet werden kann, 
so kann das Amtsgericht, sofern es ohne Schöffen 
verhandelt, die Sache an das mit Schöffen ver- 
handelnde Amtsgericht verweisen oder, sofern es 
mit Schöffen verhandelt, selbst entscheiden. 

Durch den Beschluß, durch den die Sache 
an das zuständige Gericht verwiesen ist, wird 
das Hauptverfahren vor diesem Gericht eröffnet; 
die Zurückverweisung an das Gericht niederer 
Ordnung ist unzulässig. Erachtet die Staatsan- 
waltschaft ein höheres als das im Beschlüsse be- 
zeichnete Gericht für zuständig, so steht ihr die 
sofortige Beschwerde zu. Im Falle des Abs. 4 
kann die Beschwerde nur darauf gestützt werden, 
daß die Voraussetzungen nicht vorliegen, unter 
denen die Zuständigkeit des Amtsgerichts durch 
den Staatsanwalt begründet werden kann ; die Be- 
schwerde hat aufschiebende Wirkung. 

§ 253. Das mit Schöffen verhandelnde Amts- 
gericht hat seine Unzuständigkeit auszusprechen 
und die Sache an das Landgericht zu verweisen, 
wenn es Zuchthausstrafe für verwirkt erachtet. 
Die Vorschriften des § 252 Abs. 3 und Abs. 5 
Satz 1, 2 finden Anwendung. 



§ 254. Das Urteil kann nur auf Verur- 
teilung, auf Freisprechung oder auf Einstellung 
des Verfahrens lauten. Die Einstellung ist auszu- 
sprechen, wenn die den Gegenstand der Unter- 
suchung bildende Tat nicht verfolgbar ist, ins- 
besondere wenn der zu ihrer Verfolgung er- 
forderliche Antrag nicht vorliegt. 

§ 255. Über das Ergebnis der Beweisauf- 
nahme entscheidet das Gericht nach seiner freien, 
aus dem Inhalte der Verhandlung gewonnenen 
Oberzeugung. 

Hängt die Strafbarkeit der Tat von einem 
Rechtsverhältnis ab, das nach bürgerlichem Rechte 
zu beurteilen ist, so entscheidet das Gericht auch 
hierüber nach den für den Beweis in Strafsachen 
geltenden Vorschriften. Die Vorschriften des § 156 
Abs. 2 bleiben unberührt. 

§ 256. Zu jeder derri Angeklagten nach- 
teiligen Entscheidung, welche die Schuldfrage be- 
trifft, ist eine Mehrheit von zwei Dritteilen der 
Stimmen erforderlich. 

Die Schuldfrage umfaßt auch solche vom 
Strafgesetze besonders vorgesehene Umstände, 
welche) die Strafbarkeit der Tat ausschließen, ver- 
mindern oder erhöhen. Sie umfaßt nicht die Vor- 
aussetzungen des Rückfalls und der Verjährung. 

§ 257. Gegenstand des Urteils ist die in 
der Anklageformel bezeichnete Tat, wie sie sich 
nach dem Ergebnisse der Verhandlung darstellt. 

Jedoch kann auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft eine weitere, im Laufe der Verhandlung 
hervorgetretene Tat des Angeklagten mit dessen 
ausdrücklicher Zustimmung zum Gegenstande der 
Aburteilung gemacht werden, sofern die sach- 
liche Zuständigkeit des Gerichts gegeben ist oder 
durch den Staatsanwalt hätte begründet werden 
können; an Stelle der Verlesung der Anklage- 
formel wird der wesentliche Inhalt der Anklage 
mündlich von der Staatsanwaltschaft vorgetragen 
und in das Protokoll aufgenommen. 

Die Vorschriften des Abs. 2 finden keine 
Anwendung, wenn die Tat, und zwar nicht nur 
wegen Rückfalls, ein Verbrechen ist. 

§ 258. Das Gericht ist an die rechtliche 
Beurteilung der Tat, die der Anklagetormel zu 
Grunde liegt, nicht gebunden. 

Der Angeklagte darf jedoch auf Grund einer 
von der Anklageformel abweichenden Beurteilung 
der Tat nicht verurteilt werden, wenn er nicht 
ausdrücklich auf die Veränderung des rechtlichen 
Gesichtspunkts hingewiesen und befragt worden 
ist, ob er demgegenüber zu seiner Verteidigung 
etwas anzuführen habe. 

§ 259. Wird der Angeklagte verurteilt, so 
ist im verfügenden Teile des Urteils (Urteils- 
formel) anzugeben, welcher strafbaren Handlung 
der Angeklagte schuldig ist und auf welche 
Strafe erkannt wird. Soweit auf die Strafe Unter- 
suchungshaft angerechnet wird, ist dies anzu- 
geben. 
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In der Begründung des Urteils sind die für 
erwiesen erachteten Tatsachen, in denen die ge- 
setzlichen Merkmale der strafbaren Handlung ge- 
funden werden, und das angewendete Strafgesetz 
anzugeben. Sind in der Anklageformel oder von 
einem Prozeßbeteiligten im Laufe der Verhand- 
lung solche vom Strafgesetze besonders vorge- 
sehene Umstände behauptet worden, welche die 
Strafbarkeit der Tat ausschließen, vermindern 
oder erhöhen oder deren Verfolgung ausschließen, 
so ist auszusprechen, ob sie für erwiesen er- 
achtet sind; sind mildernde Umstände, von denen 
das Gesetz eine geringere Strafe abhängig macht, 
angenommen oder einem Antrag entgegen ver- 
neint worden, so soll die Begründung sich hier- 
über aussprechen. 

Ferner sollen in der Begründung solche Um- 
stände angegeben werden, die für die Bemessung 
der Strafe von besonderer Bedeutung gewesen 
sind; auch die Gründe, aus denen die Anrech- 
nung erlittener Untersuchungshaft unterblieben 
ist, sollen angeführt werden. Dem Ermessen des 
Gerichts bleibt überlassen, inwieweit die Gründe 
anzugeben sind, aus denen Tatsachen für er- 
wiesen oder nicht für erwiesen erachtet sind. 



§ 260. Wird der Angeklagte freigesprochen, 
so frnuß die Begründung ergeben, ob er für 
nicht überführt oder die ihm zur Last gelegte Tat 
für nicht strafbar erachtet ist. 

§ 261. Das Urteil wird durch Verlesung der 
Urteilsformel verkündet; wird die Begründung 
nicht gleichfalls verlesen, so ist ihr wesentlicher 
Inhalt mündlich mitzuteilen. 

Die Verkündung des Urteils darf ausgesetzt 
werden. Die Dauer der Aussetzung soll eine 
Woche nicht übersteigen; doch bedarf es keiner 
Erneuerung der Verhandlung, wenn ausnahms- 
weise die Verkündung für mehr als eine Woche 
ausgesetzt wird. 

§ 262. Das Urteil ist in der Regel binnen 
drei Tagen nach der Verkündung zu den Akten 
zu bringen. Die Qründe sollen schon vor der 
Verkündung des Urteils schriftlich festgestellt wer- 
den, wenn diese ausgesetzt ist. 

Das Urteil ist von den Richtern, die bei der 
Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben. 
Ist ein Richter an der Unterschrift verhindert, 
so wird dies unter Angabe des Grundes vom 
Vorsitzenden oder, sofern auch dieser verhindert 
ist, von dem ältesten Richter unter dem Urteile 
vermerkt. 

In dem Eingange des Urteils sind der Tag 
der Sitzung sowie die Namen der Mitglieder des 
Gerichts, des Beamten der Staatsanwaltschaft und 
des Gerichtsschreibers anzugeben. 

Ausfertigungen und Auszüge des Urteils wer- 
den vom Gerichtsschreiber unterschrieben und mit 
dem Gerichtssiegel versehen. 

§ 263. Ober die Hauptverhandlung ist ein 
Protokoll aufzunehmen. Das Protokoll ist von dem 



Vorsitzenden und dem Gerichtsschreiber zu unter- 
schreiben. 

Ist der Vorsitzende verhindert, so unterschreibt 
für ihn der älteste Richter; im Falle der Ver- 
hinderung des Amtsrichters genügt die Unter- 
schrift des Gerichtsschreibers. 

Ist der Gerichtsschreiber verhindert, so unter- 
schreibt allein der Vorsitzende. 

§ 264. Das Protokoll enthält: 

1. die Bezeichnung des Ortes und des Tages 
der Verhandlung, 

2. die Namen der Mitglieder des Gerichts, des 
Beamten der Staatsanwaltschaft und des Ge- 
richtsschreibers sowie die Namen der etwa 
zugezogenen Dolmetscher, 

3. die Bezeichnung der strafbaren Handlung 
nach der Anklageformel, 

4. den Namen des Angeklagten und die An- 
gabe, ob er erschienen oder ausgeblieben ist, 
sowie die Namen der erschienenen Vertei- 
diger, Vertreter, gesetzlichen Vertreter, Bei- 
stände, Nebenkläger und sonstigen Prozeß- 
beteiligten, 

5. die Angabe, inwieweit öffentlich verhandelt 
oder die Öffentlichkeit ausgeschlossen wor- 
den ist. 

§ 265. Das Protokoll muß den Verlauf und 
den wesentlichen Inhalt der Verhandlung wieder- 
geben und ersehen lassen, daß die vom Gesetze 
vorgeschriebenen wesentlichen Formen des Ver- 
fahrens beobachtet worden sind. 

Anträge, die im Laufe der Verhandlung ge- 
stellt werden, die darauf ergehenden Entschei- 
dungen und im Falle der Ablehnung eines An- 
trags die hierfür maßgebenden Gründe sowie die 
Urteilsformel sind in das Protokoll aufzunehmen; 
der Aufnahme in das Protokoll steht die Auf- 
nahme in eine Schrift gleich, die dem Protokoll 
als Anlage beigefügt und als solche darin aufgeführt 
wird. Schriftstücke, die in der Verhandlung ver- 
lesen werden, sind im Protokolle zu bezeichnen. 
Schriften, die Anträge eines Prozeßbeteiligten ent- 
halten, sind auf dessen Verlangen dem Protokoll 
als Anlagen beizufügen; doch dürfen die Anträge 
mit einer Begründung nicht versehen sein. So- 
weit das Protokoll sich auf Beweisanträge und 
die darauf ergangenen Entscheidungen bezieht, ist 
es zu verlesen. 

Der Vorsitzende kann anordnen, daß die Ein- 
zelheiten eines Vorganges in der Verhandlung oder 
der Wortlaut einer Aussage oder anderen Äuße- 
rung im Protokolle festgestellt werden. Behauptet 
ein Prozeßbeteiligter, daß durch einen Vorgang 
in der Verhandlung die gesetzlichen Vorschriften 
über das Verfahren verletzt sind, so ist auf seinen 
Antrag die Feststellung anzuordnen. Soweit das 
Protokoll eine Feststellung dieser Art enthält, ist 
es zu. verlesen. 

Ist ein Teil des Protokolls verlesen worden, so 
ist zu vermerken, ob die Genehmigung erfolgt 
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ist; werden Einwendungen erhoben, so sind sie 
in das Protokoll aufzunehmen. 

§ 266. Das Protokoll soll spätestens mit dem 
Ablaufe des dritten Tages nach dem Schlüsse der 
Hauptverhandlung fertiggestellt sein. Ist vorausr 
zusehen, daß dies aus besonderen Gründen nicht 
möglich ist, so soll den Prozeßbeteiligten und dem 
Verteidiger alsbald mitgeteilt werden, an welchem 
Tage das Protokoll fertiggestellt sein wird. 

Die Prozeßbeteiligten und der Verteidiger 
können binnen drei Tagen nach dem für die Fertig- 
stellung bestimmten Tage (Abs. 1) die Berichtigung 
des Protokolls beantragen; die Einsicht in das 
Protokoll darf ihnen während dieser Frist nicht 
versagt werden. 

Insoweit ein Antrag zu einer Berichtigung 
keine Veranlassung bietet, ist dies dem Antrag- 
steller mitzuteilen; Beschwerde findet nicht statt. 
Erachten der Vorsitzende und der Gerichtsschreiber 
den Antrag für begründet, so haben sie das Pro- 
tokoll binnen drei Tagen durch einen Nachtrag 
zu berichtigen; der Nachtrag ist von ihnen zu 
unterschreiben. Die Berichtigung des Protokolls 
kann auch von Amts wegen erfolgen. 

Von der Berichtigung ist den Prozeßbeteiligten 
und dem Verteidiger Mitteilung zu machen, wenn 
sie das Protokoll vor der Berichtigung eingesehen 
hatten. 

Ist ein Rechtsmittel gegen das Urteil einge- 
legt und auf die Verletzung einer Rechtsnorm 
über das Verfahren gestützt worden, so darf der 
Teil des Protokolls, der sich auf die den Mangel 
enthaltenden Tatsachen bezieht, nur berichtigt 
werden, soweit dadurch der Mangel bestätigt wird. 

§ 267. Die Beobachtung der vom Gesetze 
für die Hauptverhandlung vorgeschriebenen For- 
men des Verfahrens kann nur durch das Protokoll 
bewiesen werden. Soweit das Protokoll die Beob- 
achtung dieser Formen betrifft, ist gegen seinen 
Inhalt nur der Nachweis der Fälschung zulässig. 

Siebenter Abschnitt. 

Hauptverhandlung vor dem Schwur- 
gerichte. 

§ 268. Auf die Hauptverhandlung vor dem 
Schwurgerichte finden die Vorschriften des vor- 
angehenden Abschnitts insoweit Anwendung, als 
nicht in diesem Abschnitt ein anderes bestimmt ist. 

§ 269. An dem Tage vor der Hauptverhand- 
lung muß die Spruchliste der Geschworenen zur 
Einsicht für den Angeklagten auf der Gerichts- 
schreiberei niedergelegt sein. Befindet sich der 
Angeklagte nicht auf freiem Fuße, so muß ihm 
die Spruchliste spätestens an diesem Tage zuge- 
stellt werden. 

Werden später andere Geschworene auf die 
Spruchliste gebracht, so sind ihre Namen noch 
vor dem Beginne der Hauptverhandlung dem An- 
geklagten und dem Verteidiger mitzuteilen. 

§ 270. Alsbald nach dem Beginne der Haupt- 
verhandlung wird die Geschworenenbank gebildet. 



Sind in der Spruchliste Personen verzeichnet, 
die zum Geschworenenamt unfähig sind, so sind 
sie auf der Liste zu streichen. 

Geschworene, die von der Ausübung des Ge- 
schworenenamts in der Sache ausgeschlossen sind, 
werden ausgeschieden. Die Geschworenen sind 
aufzufordern, etwaige Ausschließungsgründe an- 
zuzeigen. Über die Ausscheidung eines Ge- 
schworenen entscheidet nach dessen Anhörung 
das Gericht; Beschwerde findet nicht statt. 

§ 271. Zur Bildung der Geschworenenbank 
kann geschritten werden, wenn die Zahl der Ge- 
schworenen, die erschienen sind und nicht nach 
§ 270 ausgeschieden werden, mindestens achtzehn 
beträgt. 

Beträgt die Zahl weniger als achtzehn, so 
ist sie durch Auslosung aus der Liste der Hilfs- 
geschworenen auf zweiundzwanzig zu ergänzen . Das 
Los wird vom Vorsitzenden in öffentlicher Sitzung 
gezogen. Die ausgelosten Hilfsgeschworenen wer- 
den unter Hinweis auf die gesetzlichen Folgen des 
Ausbleibens geladen. Ihre Namen sind in die 
Spruchliste aufzunehmen. 

Die Ergänzung der Spruchliste gilt für alle 
Sachen, die in der Sitzungsperiode noch zu ver- 
handeln sind ; doch treten, wenn zu einer späteren 
Hauptverhandlung mehr als zweiundzwanzig Ge- 
schworene erscheinen, die überzähligen Hilfsge- 
schworenen in der umgekehrten Reihenfolge ihrer 
Auslosung zurück. 

Sobald infolge des Erscheinens von Hilfs- 
geschworenen, die nicht nach § 270 ausgeschieden 
werden, die Zahl von achtzehn Geschworenen 
erfüllt ist, kann zur Bildung der Geschworenen- 
bank geschritten werden. 

§ 272. Die Geschworenenbank wird in der 
Weise gebildet, daß zwölf Hauptgeschworene und, 
sofern das Gericht die Zuziehung von Ergänzungs- 
geschworenen anordnet, die bestimmte Zahl von 
Ergänzungsgeschworenen ausgelost wird. Das Los 
wird vom Vorsitzenden in öffentlicher Sitzung ge- 
zogen. 

Sind mehrere Ergänzungsgeschworene zuge- 
zogen worden, so treten sie in der Reihenfolge 
der Auslosung ein. 

§ 273. Von den ausgelosten Geschworenen 
können so viele abgelehnt werden, als die Zahl der 
in der Urne befindlichen Lose zwölf übersteigt. 
Ist die Zuziehung von Ergänzungsgeschworenen 
angeordnet worden, so vermindert sich die Zahl 
der zulässigen Ablehnungen um die Zahl der Er- 
gänzungsgeschworenen. 

Die eine Hälfte der Ablehnungen steht dem 
Staatsanwälte, die andere dem Angeklagten zu; 
ist die Gesamtzahl der Ablehnungen eine un- 
gerade, so gebührt dem Angeklagten eine Ab- 
lehnung mehr. 

§ 274. Sobald ein Los gezogen und der 
Name aufgerufen ist, hat der Staatsanwalt und 
nach ihm der Angeklagte zu erklären, ob der 
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Aufgerufene angenommen oder abgelehnt wird; 
die Angabe von Gründen ist unzulässig. 

Wird eine Erklärung nicht abgegeben, so gilt 
dies als Annahme. 

Die Erklärung kann nicht zurückgenommen 
werden, sobald ein weiteres Los gezogen oder 
die gesamte Auslosung für beendigt erklärt ist. . 

§ 275. Sind bei einer Hauptverhandlung 
mehrere Angeklagte beteiligt, so hatten sie das Ab- 
lehnungsrecht gemeinschaftlich auszuüben. Kommt 
eine Einigung hierüber nicht zustande, so werden 
die Ablehnungen gleichmäßig unter die Ange- 
klagten verteilt; über die Ausübung der Ableh- 
nungen, die sich nicht gleichmäßig verteilen lassen, 
sowie über die Reihenfolge der Erklärungen ent- 
scheidet das Los. 

§ 276. Sind auf denselben Tag mehrere Ver- 
handlungen anberaumt, so bleibt die für eine Ver- 
handlung gebildete Geschworenenbank für die fol- 
gende Verhandlung bestehen, sofern der Staats- 
anwalt und der Angeklagte sich vor der Vereidi- 
gung der Geschworenen hiermit einverstanden er- 
klären. 

§ 277. Muß nach einer Unterbrechung der 
Hauptverhandlung mit dem Verfahren von neuem 
begonnen werden, so ist auch die Geschworenen- 
bank von neuem zu bilden. 

§ 278. Nach der Bildung der Geschworenen- 
bank werden die Geschworenen in öffentlicher 
Sitzung vereidigt. Die Vereidigung erfolgt in 
Gegenwart des Angeklagten oder, sofern die Ge- 
schworenenbank für mehrere Verhandlungen be- 
stehen bleibt, in Gegenwart aller Angeklagten. 

Der Vorsitzende richtet an die Geschworenen 
die Worte : 

„Sie schwören bei Gott, dem Allmäch- 
tigen und Allwissenden, die Pflichten eines 
Geschworenen getreulich zu erfüllen und 
Ihre Stimmen nach bestem Wissen und Ge- 
wissen abzugeben". 

Die Geschworenen leisten den Eid, indem 
jeder einzeln die Worte spricht : 

„Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe". 

Der Schwörende soll die rechte Hand er- 
heben. 

Ist ein Geschworener Mitglied einer Religions- 
gesellschaft, der das Gesetz den Gebrauch gewisser 
Beteuerungsformeln an Stelle des Eides gestattet, 
so wird der Eidesleistung gleichgeachtet, wenn 
der Geschworene eine Erklärung unter der Be- 
teuerungsformel dieser Religionsgesellschaft abgibt. 

§ 279. Nach der Vereidigung der Ge- 
schworenen wird in die Verhandlung der Sache 
eingetreten. 

Die Geschworenen müssen in der Verhand- 
lung dauernd gegenwärtig sein. Ihre Namen sind 
in das Protokoll aufzunehmen. 

Der Vorsitzende hat jedem Geschworenen auf 
Verlangen zu gestatten, Fragen an die Zeugen 
und Sachverständigen zu richten. 



§ 280. Die den Geschworenen vorzulegenden 
Fragen werden vom Vorsitzenden entworfen. 

Die Fragen werden nach dem Schlüsse der 
Beweisaufnahme verlesen. Der Vorsitzende kann 
anordnen, daß jeder Geschworene, der Staatsan- 
walt und der Angeklagte eine Abschrift der Fragen 
erhalten; er soll einem hierauf gerichteten An- 
trage stattgeben. 

Auf Verlangen eines Geschworenen, des Staatsr- 
anwalts oder des Angeklagten hat der Vorsitzende 
zur Prüfung der Fragen die Verhandlung zu unter- 
brechen. 

§ 281. Jeder Geschworene, der Staatsan- 
walt und der Angeklagte sind befugt, Einwen- 
dungen gegen die Fragestellung zu erheben und 
die Änderung oder Ergänzung der Fragen zu be- 
antragen. 

Werden Einwendungen erhoben oder Anträge 
der bezeichneten Art gestellt, so werden die Fragen 
durch das Gericht festgestellt. Das Gleiche gilt, 
wenn die Feststellung von einem Mitgliede des 
Gerichts verlangt wird. 

Hat die Feststellung zu einer Veränderung 
der Fragen geführt, so werden diese von neuem 
verlesen. 

§ 282. Die Fragen sind so zu stellen, daß 
sie mit Ja 'oder mit Nein beantwortet werden 
können. 

Wird eine Frage nur für den Fall gestellt, 
daß eine vorangehende Frage in einem bestimmten 
Sinfie beantwortet wird, so ist dies anzugeben. 

Betreffen die Fragen mehrere Angeklagte oder 
mehrere strafbare Handlungen, so müssen sie für 
jeden Angeklagten und für jede strafbare Hand- 
lung besonders gestellt werden. 

§ 283. Die Hauptfrage beginnt mit den 
Worten: „Ist der Angeklagte schuldig?" Sie muß 
die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat unter 
Hervorhebung der zu ihrer Unterscheidung erfor- 
derlichen Umstände und der gesetzlichen Merkmale 
der strafbaren Handlung bezeichnen. 

§ 284. Hat die Verhandlung Umstände er- 
geben, nach denen eine von der Anklageformel 
abweichende rechtliche Beurteilung der dem An- 
geklagten zur Last gelegten Tat in Betracht kommt, 
so ist eine hierauf gerichtete Frage zu stellen (Hilfs- 
frage). 

Begründet die abweichende Beurteilung eine 
erhöhte Strafbarkeit, so ist die Hilfsfrage der Haupt- 
frage voranzustellen. 

§ 285. Sind in die Anklageformel solche vom 
Strafgesetze besonders vorgesehene Umstände auf- 
genommen, welche die Strafbarkeit der Tat ver- 
mindern oder erhöhen, so ist hierüber eine be- 
sondere Frage zu stellen (Nebenfrage). 

Das Gleiche gilt, wenn Umstände der bezeich- 
neten Art oder solche vom Strafgesetze besonders 
vorgesehene Umstände, durch welche die Straf- 
barkeit wiederaufgehoben wird, in der Verhand- 
lung hervorgetreten sind und die Stellung einer 
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hierauf gerichteten Nebenfrage von dem Staats- 
anwalt oder dem Angeklagten beantragt oder vom 
Gerichte für angemessen erachtet wird. 

Eine Nebenfrage ist auch dann zu stellen, 
wenn die Strafbarkeit der dem Angeklagten zur 
Last gelegten Tat davon abhängt, ob er bei der 
Begehung der Tat die zur Erkenntnis ihrer Straf- 
barkeit erforderliche Einsicht besessen hat. 

§ 286. Droht das Gesetz für den Fall, daß 
mildernde Umstände vorhanden sind, eine ge- 
ringere Strafe an, so ist eine hierauf gerichtete 
Nebenfrage zu stellen, wenn dies von dem Staats- 
anwalt oder dem Angeklagten beantragt oder vom 
Gerichte für angemessen erachtet wird. 

Zur Verneinung der Frage nach mildernden 
Umständen bedarf es einer Mehrheit von min- 
destens sieben Stimmen. 

§ 287. Wird die Stellung einer Hilfsfrage oder 
einer Nebenfrage beantragt, so kann der Antrag 
nur abgelehnt werden, wenn die Frage aus Rechts- 
gründen unzulässig oder bedeutungslos ist. Das 
Gleiche gilt, wenn eine solche Änderung oder Er- 
gänzung einer Frage beantragt wird, in der eine 
Erweiterung der Fragestellung enthalten ist. 

§ 288. Auf die Verlesung der Fragen folgen 
die Ausführungen und Anträge des Staatsanwalts 
und des Angeklagten zur Schuldfrage. 

§ 289. Der Vorsitzende belehrt, ohne in 
eine Würdigung der Beweise einzugehen oder seine 
Ansicht über die Schuld oder Nichtschuld des 
Angeklagten in anderer Weise kundzugeben, die 
Geschworenen über die rechtlichen Gesichtspunkte, 
die sie bei der Abgabe des Spruches in Betracht 
zu ziehen haben. 

Die Belehrung des Vorsitzenden darf von 
keiner Seite einer Erörterung unterzogen werden. 

§ 290. Die Fragen werden vom Vorsitzenden 
unterschrieben und den Geschworenen übergeben. 
Die Geschworenen ziehen sich in das Beratungs- 
zimmer zurück. Gegenstände, die in der Verhand- 
lung den Geschworenen zur Besichtigung vor- 
gelegt worden sind, können ihnen in das Be- 
ratungszimmer mitgegeben werden. 

Der Angeklagte wird bis zur Verkündung des 
Spruches aus dem Sitzungssaal entfernt. 

§ 291. Zwischen den im Beratungszimmer 
versammelten Geschworenen und anderen Per- 
sonen darf keinerlei Verkehr stattfinden. 

Ohne Erlaubnis des Vorsitzenden darf das 
Beratungszimmer von keinem Geschworenen ver- 
lassen und von keiner anderen Person betreten 
werden. 

§ 292. Die Geschworenen wählen ihren Ob- 
mann mittels schriftlicher Abstimmung nach der 
Mehrheit der Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet unter den Gewählten das höhere Lebens- 
alter. 

Der Obmann leitet die Beratung und Ab- 
stimmung. 



Die Geschworenen haben Kiie ihnen vorge- 
legten Fragen mit Ja oder mit Nein zu beantworten. 
Sie können eine Frage zum Teil bejahen, zum 
Teil verneinen. 

§ 293. Beantragen die Geschworenen vor 
der Abgabe des Spruches eine weitere Belehrung, 
so wird sie vom Vorsitzenden erteilt, nachdem 
die Geschworenen zu diesem Zwecke in den 
Sitzungssaal zurückgekehrt sind. 

Ergibt sich Veranlassung, die Fragen zu än- 
dern oder zu ergänzen, so muß der Angeklagte zur 
Verhandlung hierüber zugezogen werden. 

§ 294. Der Spruch ist vom Obmanne neben 
den Fragen niederzuschreiben und zu unter- 
zeichnen. 

Bei der Verneinung mildernder Umstände ist 
anzugeben, daß mehr pls sechs Stimmen, bei jeder 
anderen dem Angeklagten nachteiligen Entschei- 
dung, daß mehr als sieben Stimmen dafür abge- 
geben sind. Im übrigen darf das Verhältnis der 
Stimmen nicht mitgeteilt werden. 

§ 295. Der Spruch wird im Sitzungssaale 
vom Obmanne kundgegeben. Der Obmann spricht 
die Worte: 

„Auf Ehre und Gewissen bezeuge ich als 
den Spruch der Geschworenen" 
und verliest die Fragen mit den darauf gegebenen 
Antworten. 

Der Spruch wird von dem Vorsitzenden und 
dem Gerichtsschreiber unterschrieben. 

§ 296. Ist das Gericht der Ansicht, daß der 
Spruch entweder in der Form den gesetzlichen 
Vorschriften nicht entspricht oder in der Sache 
undeutlich oder unvollständig ist oder einen Wider- 
spruch enthält, so wird vom Vorsitzenden ange- 
ordnet, daß sich die Geschworenen in das Be- 
ratungszimmer zurückbegeben und dem gerügten 
Mangel abhelfen. 

Diese Anordnung ist zulässig, solange das Ge- 
richt auf Grund des Spruches das Urteil noch 
nicht verkündet hat. 

§ 297. Ist nur ein Mangel in der Form des 
Spruches zu berichtigen, so dürfen die Geschwore- 
nen eine sachliche Änderung am Spruche nicht 
vornehmen. 

Ist ein sachlicher Mangel des Spruches zu 
berichtigen, so sind die Geschworenen bei der 
Berichtigung an keinen Teil ihres Spruches ge- 
bunden. Ergibt sich bei der Erörterung des Man- 
gels Veranlassung, die Fragen zu ändern oder 
zu ergänzen, so muß der Angeklagte zur Ver- 
handlung hierüber zugezogen werden. 

Der berichtigte Spruch ist vom Obmann in 
der Weise niederzuschreiben, daß der frühere er- 
kennbar bleibt. 

§ 298. Der Spruch der Geschworenen wird 
dem Angeklagten durch Verlesung verkündet. 

Bevor das Urteil erlassen wird, ist dem Staats- 
anwalt und dem Angeklagten Gelegenheit zu Aus- 
führungen und Anträgen zu geben. 
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§ 299. Das Urteil ist stets am Schlüsse der 
Verhandlung zu verkünden. 

In der Begründung des Urteils ist auf den 
Spruch der Geschworenen zu verweisen. Die Ur- 
schrift des Spruches ist dem Urteil als Anlage 
beizufügen. 

§ 300. Ist das Gericht einstimmig der An- 
sicht, daß die Geschworenen sich bei der Ent- 
scheidung der Schuldfrage zum Nachteile des 
Angeklagten geirrt haben, so verweist es die Sache 
zu erneuter Verhandlung vor das Schwurgericht 
der nächsten Sitzungsperiode; der Beschluß darf 
eine weitere Begründung nicht enthalten. Die 
Verweisung kann nur von Amts wegen und nur 
bis zur Verkündung des Urteils ausgesprochen 
werden. 

Betrifft das Verfahren mehrere strafbare 
Handlungen oder mehrere Angeklagte, so be- 
schränkt sich die Verweisung auf die Handlung 
oder die Person, auf die sich der von dem Ge- 
richt angenommene Irrtum bezieht. 

An der neuen Verhandlung darf kein Ge- 
schworener teilnehmen, der bei dem früheren 
Spruche mitgewirkt hat. 

Auf Grund des neuen Spruches muß das 
Urteil erlassen werden. 



Drittes Buch. 

Rechtsmittel. Wiederaufnahme. 



Erster Abschnitt. 

Allgemeine Vorschriften über 
Rechtsmittel. 

§ 301. Die zulässigen Rechtsmittel gegen 
gerichtliche Entscheidungen stehen, soweit nicht 
ein anderes bestimmt ist, sowohl der Staatsan- 
waltschaft als dem Beschuldigten zu. 

Die Staatsanwaltschaft kann auch zu Gunsten 
des Beschuldigten Rechtsmittel einlegen. Auf 
jedes von ihr eingelegte Rechtsmittel kann die 
Entscheidung zu Gunsten des Beschuldigten ge- 
ändert oder aufgehoben werden. 

§ 302. Von den dem Beschuldigten zu- 
stehenden Rechtsmitteln kann innerhalb der für 
diesen laufenden Frist auch der gesetzliche Ver- 
treter selbständig Gebrauch machen. 

Der gesetzliche Vertreter hat im weiteren 
Verfahren dieselben Rechte, die dem Beschul- 
digten zustehen würden, wenn dieser das Rechts- 
mittel eingelegt hätte. 

§ 303. Zur Einlegung eines Rechtsmittels 
für den Beschuldigten gilt der Verteidiger auch 
ohne ausdrückliche Ermächtigung als befugt; das 
Gleiche gilt von dem Ehemann einer Beschul- 
digten. Ist eine ausdrückliche Ermächtigung nicht 
nachgewiesen, so ist der Beschuldigte von der 
Einlegung des Rechtsmittels zu benachrichtigen, 
sofern er sich in Untersuchungshaft befindet. 

Ist der Beschuldigte abwesend, so gelten alle 



Angehörigen ohne besondere Vollmacht zur Ein- 
legung von Rechtsmitteln als ermächtigt. 

§ 304. Soweit in diesem Gesetze die Be- 
kanntmachung einer Entscheidung sowohl an den 
Beschuldigten als an den Verteidiger vorge- 
schrieben ist, beginnt der Lauf der Frist für die 
Einlegung eines Rechtsmittels mit der Bekannt- 
machung an den Verteidiger, sofern diese zuletzt 
erfolgt ist. 

Das Gleiche gilt für den Beginn der Frist 
zur Anbringung von Berufungsanträgen und Re- 
visionsanträgen. 

§ 305. Mängel und Unrichtigkeiten in der 
Bezeichnung des Rechtsmittels sind unschädlich. 
Das Gleiche gilt von der Begründung des Rechts- 
mittels, soweit sie über die gesetzlichen Erforder- 
nisse hinausgeht. 

Befindet sich der Beschuldigte nicht auf 
freiem Fuße, so kann er Erklärungen, die sich 
auf Rechtsmittel beziehen, bei dem Amtsgericht, 
in dessen Bezirk er untergebracht ist, zu Proto- 
koll des Gerichtsschreibers abgeben, auch wenn 
das Verfahren bei diesem Gerichte nicht an- 
hängig ist 

§ 306. Die Zurücknahme von Rechtsmitteln 
und der Verzicht auf Rechtsmittel können auch 
vor dem Ablaufe der Einlegungsfrist erklärt 
werden; die Erklärung ist unwiderruflich. 

Der Verteidiger und der Ehemann bedürfen 
zur Zurücknahme und zum Verzicht einer aus- 
drücklichen Ermächtigung. 

Jedes zu Gunsten des Beschuldigten einge- 
legte Rechtsmittel kann nur mit dessen Zustim- 
mung zurückgenommen werden. 

§ 307. Ist über ein Rechtsmittel auf Grund 
mündlicher Verhandlung zu entscheiden, so kann 
es nach dem Beginne der Verhandlung nur mit 
Zustimmung des Gegners zurückgenommen 
werden. 

Zweiter Abschnitt. 
Beschwerde. 

§ 308. Beschwerde kann, soweit nicht ein 
anderes bestimmt ist, von den Prozeßbeteiligten 
gegen die vom Gericht in erster Instanz oder 
in der Berufungsinstanz erlassenen Beschlüsse 
und gegen alle richterlichen Verfügungen er- 
hoben werden. 

Auch andere Personen, insbesondere Zeugen 
und Sachverständige, können gegen Beschlüsse 
und Verfügungen, durch die sie betroffen werden, 
Beschwerde erheben. Zu Gunsten dieser Personen 
findet die Vorschrift des § 301 Abs. 2 ent- 
sprechende Anwendung. 

Gegen Entscheidungen der Oberlandes- 
gerichte und des Reichsgerichts findet eine Be- 
schwerde nicht statt 

§ 309. Entscheidungen, die nach der Er- 
öffnung des Hauptverfahrens zur Vorbereitung 
des Urteils erlassen werden, können nur mit dem 
Rechtsmittel angefochten werden, das gegen das 
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Urteil zulässig ist; ausgenommen sind Entschei- 
dungen, durch die gegen den Angeklagten die 
Untersuchungshaft, die Unterbringung in einer 
öffentlichen Irrenanstalt oder eine Beschlagnahme 
angeordnet wird, sowie alle Entscheidungen, von 
denen dritte Personen betroffen werden. 

§ 310. Die Beschwerde wird bei dem Ge- 
richt eingelegt, von dem oder von dessen Vor- 
sitzenden die angefochtene Entscheidung erlassen 
ist. Sie kann in dringenden Fällen auch bei dem 
Gericht eingelegt werden, das zur Entscheidung 
über die Beschwerde berufen ist (Beschwerde- 
gericht). 

Erachtet das Gericht oder der Vorsitzende, 
dessen Entscheidung angefochten ist, die Be- 
schwerde für begründet, so ist ihr abzuhelfen; 
anderenfalls ist sie unverzüglich, spätestens am 
dritten Tage nach ihrem Eingange, dem Be- 
schwerdegerichte vorzulegen. 

Diese Vorschriften finden auf die Entschei- 
dungen des Untersuchungsrichters, eines beauf- 
tragten Richters und des Amtsrichters ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 311. Durch die Einlegung der Beschwerde 
wird die Vollstreckung der angefochtenen Ent- 
scheidung nicht gehemmt; doch kann das Gericht 
oder der Richter, dessen Entscheidung ange- 
fochten ist, sowie das Beschwerdegericht an- 
ordnen, daß die Vollstreckung aufzuschieben oder 
zu unterbrechen ist. 

§ 312. Über die Beschwerde entscheidet das 
Beschwerdegericht ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung. Das Gericht kann vor der Ent- 
scheidung 1 die Beschwerde dem Gegner zur Er- 
klärung mitteilen und, soweit erforderlich, Er- 
mittelungen vornehmen oder einen Richter hier- 
mit beauftragen oder hierum ersuchen. 

Erachtet das Gericht die Beschwerde für be- 
gründet, so hat es die angefochtene Entscheidung 
aufzuheben und die an deren Stelle tretende Ent- 
scheidung selbst zu erlassen. 

§ 313. Durch weitere Beschwerde können 
Entscheidungen des Landgerichts in der Be- 
schwerdeinstanz nur insoweit angefochten werden, 
als sie die Anordnung der Untersuchungshaft, 
der Zwangshaft oder der Unterbringung in einer 
öffentlichen Irrenanstalt betreffen. 

Im übrigen findet eine Anfechtung der in 
der Beschwerdeinstanz ergangenen Entscheidun- 
gen nicht statt. 

§ 314. Die sofortige Beschwerde ist binnen 
einer Woche nach der Bekanntmachung der Ent- 
scheidung einzulegen. Sie kann sowohl bei dem 
Gericht oder dem Richter, dessen Entscheidung 
angefochten wird, als bei dem Beschwerdegericht 
eingelegt werden. Das Gericht oder der Richter, 
dessen Entscheidung angefochten wird, ist zu 
deren Änderung nicht befugt. 

Soweit Entscheidungen, die vor dem Ein- 
tritte der Rechtskraft des Urteils ergehen, vom 



Beschuldigten mit der sofortigen Beschwerde an- 
gefochten werden können, sind sie neben dem 
Beschuldigten auch dem Verteidiger bekanntzu- 
machen. 

Im übrigen finden auf die sofortige Be- 
schwerde die Vorschriften der §§ 308, bis 313 
entsprechende Anwendung. 

Dritter Abschnitt. 

Berufung. 

§ 315. Die Berufung findet statt gegen die 
Urteile der Amtsgerichte und der Landgerichte 
in erster Instanz. 

Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung 
wird die Rechtskraft des Urteils, soweit es an- 
gefochten wird, gehemmt. 

§ 316. Die Berufung muß bei dem Gerichte, 
dessen Urteil angefochten wird, binnen einer 
Woche nach der Bekanntmachung des Urteils 
eingelegt werden. 

Sofern die Berufung nicht von der Staats- 
anwaltschaft oder dem Verteidiger des Ange- 
klagten eingelegt wird, ist der Beschwerdeführer 
durch den Gerichtsschreiber alsbald darauf hinzu- 
weisen, daß bestimmte Beruf ungsan träge recht- 
zeitig und in der vom Gesetze vorgeschriebenen 
Form angebracht werden müssen, wenn die Ver- 
werfung des Rechtsmittels vermieden werden soll. 

Der Gerichtsschreiber hat dem Beschwerde- 
führer das Urteil mit der Begründung zuzustellen, 
sofern dies noch nicht geschehen ist. Wird die 
Berufung von dem Angeklagten oder seinem ge- 
setzlichen Vertreter eingelegt, so ist das Urteil 
auch dem Verteidiger zuzustellen. 

§ 317. Der Beschwerdeführer hat zu er- 
klären, inwieweit er das Urteil anficht und dessen 
Aufhebung beantragt (Berufungsanträge). 

Aus der Erklärung muß hervorgehen, ob die 
im Urteile festgestellten Tatsachen ganz oder zum 
Teil bestritten werden oder ob behauptet wird, 
daß diese Tatsachen rechtlich anders zu beurteilen 
sind, oder ob nur die erkannte Strafe ange- 
fochten wird. 

§ 318. Die Berufungsanträge sind bei dem 
Gerichte, dessen Urteil angefochten ist, binnen 
einer Woche nach dem Ablaufe der Berufungs- 
frist oder, wenn in diesem Zeitpunkte das Urteil 
mit der Begründung noch nicht zugestellt war, 
binnen einer Woche nach der Zustellung anzu- 
bringen. 

Die Anträge müssen, sofern die Berufung 
nicht von der Staatsanwaltschaft eingelegt worden 
ist, in einer von dem Verteidiger oder einem 
Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Pro- 
tokoll des Gerichtsschreibers angebracht werden. 

§ 319. Hatte der Angeklagte den Termin, 
in dem das Urteil ergangen ist, versäumt, so 
beginnt die Berufungsfrist mit der Bekannt- 
machung des Urteils auch dann, wenn gegen die 
Versäumung des Termins die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand beantragt werden kann. 
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Wird der Antrag auf Wiedereinsetzung recht- 
zeitig gestellt und für den Fall der Ablehnung 
innerhalb der gesetzlichen Frist Berufung ein- 
gelegt, so bleibt die Verfügung auf die Berufung 
bis zur endgültigen Erledigung des Antrags auf 
Wiedereinsetzung ausgesetzt. Die Frist zur An- 
bringung der Berufungsanträge beginnt in diesem 
Falle erst mit der endgültigen Erledigung des 
Antrags auf Wiedereinsetzung. 

Nachdem Berufung eingelegt ist, kann- die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht mehr 
beantragt werden. 

§ 320. Wird die Berufung verspätet ein- 
gelegt oder werden die Berufungsanträge nicht 
rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen 
Form angebracht, so hat das Gericht, dessen 
Urteil angefochten ist, die Berufung als unzulässig 
zu verwerfen. 

Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. Ober die Beschwerde entscheidet das 
Berufungsgericht; dieses kann die Entscheidung 
der Hauptverhandlung vorbehalten. 

§ 321. Wird die Berufung von dem Gericht 
erster Instanz nicht als unzulässig verworfen, so 
hat der Gerichtsschreiber die Akten der Staats- 
anwaltschaft vorzulegen. War die Berufung von 
der Staatsanwaltschaft eingelegt, so hat diese die 
Berufung nebst den Berufungsanträgen dem An- 
geklagten und dem Verteidiger zuzustellen. 

Die Staatsanwaltschaft übersendet die Akten 
dem Staatsanwälte bei dem Berufungsgerichte. 
Dieser übergibt die Akten binnen einer Woche 
dem Vorsitzenden des Gerichts. 

§ 322. Erachtet das Berufungsgericht die 
Vorschriften über die Einlegung der Berufung 
oder über die Anbringung der Beruf ungsan träge 
nicht für beobachtet, so hat es, sofern es die 
Entscheidung nicht der Hauptverhandlung vor- 
behalten will, die Berufung als unzulässig zu 
verwerfen. 

Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 

§ 323. Auf die Hauptverhandlung und deren 
Vorbereitung finden die Vorschriften des zweiten 
Buches entsprechende Anwendung, soweit nicht 
in den §§ 324 bis 330 ein anderes bestimmt ist. 

§ 324. Der Angeklagte ist in der Ladung 
zur /Hauptverhandlung auf die nach § 326 bei 
unentschuldigtem Ausbleiben eintretenden Folgen 
hinzuweisen. 

Ist die Berufung von dem gesetzlichen Ver- 
treter des Angeklagten eingelegt, so werden neben 
dem Beschwerdeführer auch der Angeklagte und 
dessen Verteidiger zur Verhandlung geladen; 
bleibt der Angeklagte ohne genügende Entschul- 
digung aus, so kann sein Erscheinen durch einen 
Vorführungsbefehl erzwungen werden. Der Be- 
schwerdeführer kann durch einen mit schrift- 
licher Vollmacht versehenen Verteidiger vertreten 
werden. 



Die Ladung der in erster Instanz ver- 
nommenen Zeugen und Sachverständigen unter- 
bleibt, soweit ihre Vernehmung nach dem In- 
halte der Berufungsanträge für die Entscheidung 
der Sache ohne Bedeutung ist. 

§ 325. Ist die Berufung vom Angeklagten 
oder zu dessen Gunsten eingelegt, so kann, so- 
fern der Angeklagte sich nicht auf freiem Fuße 
befindet oder das Erscheinen ihm nicht möglich 
oder besonders erschwert ist, das Gericht auf 
seinen Antrag beschließen, daß ohne ihn zu ver- 
handeln ist, auch wenn die übrigen Voraus- 
setzungen des § 220 nicht vorliegen. 

§ 326. Bleibt der Angeklagte auf ordnungs- 
mäßige Ladung ohne genügende Entschuldigung 
aus, so kann über die Berufung ohne ihn ver- 
handelt werden, soweit diese von der Staats- 
anwaltschaft eingelegt ist. 

Ober eine vom Angeklagten eingelegte Be- 
rufung kann bei dem Ausbleiben des Angeklagten 
verhandelt werden, falls nach den Vorschriften 
des § 225 die Hauptverhandlung ohne ihn statt- 
finden kann und ein Verteidiger für ihn erschienen 
ist. Anderenfalls ist die Berufung ohne weitere 
Verhandlung zu verwerfen; doch kann, sofern 
es nach Lage der Sache angemessen erscheint, 
die Verhandlung ausgesetzt werden. 

Ist die Berufung von dem gesetzlichen Ver- 
treter des Angeklagten eingelegt, so kann, auch 
wenn der Angeklagte selbst ausgeblieben ist, über 
die Berufung verhandelt werden, falls der Be- 
schwerdeführer oder für ihn ein mit schriftlicher 
Vollmacht versehener Vertreter erschienen ist; 
anderenfalls finden die Vorschriften des Abs. 2 
entsprechende Anwendung. 

Für eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung des Termins sind 
die Vorschriften des § 227 maßgebend. 

§ 327. Nach dem Beginne der Verhandlung 
verliest ein Mitglied des Gerichts das Urteil erster 
Instanz und hierauf die Berufungsanträge. 

Innerhalb der Grenzen, die der Verhandlung 
und Entscheidung durch die Berufungsanträge 
gezogen sind, können die Prozeßbeteiligten auch 
solche Tatsachen vorbringen und solche Beweis- 
mittel benutzen, auf die sich die Verhandlung 
erster Instanz nicht erstreckt hat. 

Bei den Schlußvorträgen wird der Be- 
schwerdeführer zuerst gehört. Ist die Berufung 
von der Staatsanwaltschaft und zugleich von 
einem anderen dazu Berechtigten eingelegt, so 
erhält zuerst der Staatsanwalt das Wort. 

§ 328. Der Prüfung des Gerichts unterliegt 
das Urteil nur, soweit es angefochten ist. Inner- 
halb dieser Grenzen ist das Gericht an die An- 
träge der Prozeßbeteiligten nicht gebunden. 

§ 329. Das Berufungsgericht hat, soweit 
es die Berufung für begründet erachtet, das Urteil 
aufzuheben und in der Sache selbst zu erkennen. 

Leidet das Urteil an einem Mangel, der die 
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Revision wegen Verletzung einer Rechtsnorm über 
das Verfahren begründen würde, so kann das 
Gericht unter Aufhebung des Urteils die Sache 
zur Verhandlung und Entscheidung an das Ge- 
richt, dessen Urteil aufgehoben wird, zurück- 
verweisen. 

Hat das Gericht erster Instanz den Einwand 
der örtlichen Unzuständigkeit zu Unrecht ver- 
worfen oder seine sachliche Zuständigkeit über- 
schritten, so hat das Berufungsgericht unter Auf- 
hebung des Urteils die Sache an das zuständige 
Gericht zu verweisen. 

§ 330. Ist das Urteil nur vom Angeklagten 
oder zu dessen Gunsten angefochten, so darf 
eine schwerere als die früher erkannte Strafe nicht 
verhangt werden; die einer Gesamtstrafe zu 
Grunde liegenden Einzelstrafen dürfen nicht höher 
als in dem aufgehobenen Urteile bemessen werden. 

Vierter Abschnitt. 

Revision. 

§ 331. Die Revision findet statt gegen die 
in der Berufungsinstanz erlassenen Urteile und 
gegen die Urteile der Schwurgerichte. 

Durch rechtzeitige Einlegung der Revision 
wird die Rechtskraft des Urteils, soweit es an- 
gefochten wird, gehemmt. 

§ 332. Die Revision kann nur darauf gestützt 
werden, daß das Urteil auf einer Verletzung des 
Gesetzes beruht. 

Das Gesetz ist verletzt, wenn eine Rechtsnorm 
nicht oder nicht richtig angewendet worden ist. 

§ 333. Das Urteil beruht stets auf einer 
Verletzung des Gesetzes: 

1. wenn das erkennende Gericht oder die Ge- 
schworenenbank nicht vorschriftsmäßig be- 
setzt gewesen ist, 

2. wenn bei der Aburteilung ein Richter, 
Schöffe oder Geschworener mitgewirkt hat, 
der von der Ausübung des Richteramts 
oder des Geschworenen.amts ausgeschlossen 
war, 

3. wenn bei dem Urteil ein Richter oder 
Schöffe mitgewirkt hat, nachdem er wegen 
Befangenheit abgelehnt und die Ablehnung 
entweder für begründet erklärt oder zu 
Unrecht verworfen oder zurückgewiesen 
war, 

4. wenn das Gericht den Einwand der ört- 
lichen Unzuständigkeit zu Unrecht ver- 
worfen oder seine sachliche Zuständigkeit 
überschritten hat, 

5. wenn in der Hauptverhandlung eine Person 
nicht zugegen gewesen ist, die nach dem 
Gesetze gegenwärtig sein mußte, 

6. wenn in der Hauptverhandlung die öffent- 
lichkeit ausgeschlossen worden ist, ohne daß 
ein gesetzlicher Grund hierfür vorlag, 

7. wenn das Urteil keine Begründung enthält, 

8. wenn durch einen auf Rechtsirrtum be- 
ruhenden Beschluß des Gerichts die Ver- 



teidigung in einem für die Entscheidung 
wesentlichen Punkte beschränkt' worden ist. 

§ 334. Die Verletzung yon Rechtsnormen, 
die lediglich zu Gunsten des Angeklagten gegeben 
sind, kann von der Staatsanwaltschaft nicht zu 
dem Zwecke geltend gemacht werden, um eine 
Aufhebung des Urteils zum Nachteile des An- 
geklagten herbeizuführen. 

§ 335. Ist der Angeklagte von den Ge- 
schworenen für nichtschuldig erklärt worden, so 
kann die Revision von der Staatsanwaltschaft nur 
auf Gesetzesverletzungen der im § 333 Nr. 1 
bis 3, 5 bezeichneten Art oder auf Mängel der 
Fragestellung gestützt werden. 

§ 336. Der Beurteilung des Revisionsgerichts 
unterliegen auch Entscheidungen, die dem Ur- 
teile vorangegangen sind, sofern das Urteil auf 
ihnen beruht. 

§ 337. Auf die Einlegung der Revision und 
die Anbringung der Revisionsanträge finden die 
Vorschriften des § 316, des § 317 Abs. 1 und 
der §§318 bis 320 entsprechende Anwendung. 

Die Revisionsanträge sind innerhalb der für 
ihre Anbringung bestimmten Frist zu begründen. 
Aus der Begründung muß hervorgehen, ob das 
Urteil wegen Verletzung einer Rechtsnorm über 
das Verfahren oder wegen Verletzung einer 
anderen Rechtsnorm angefochten wird; soweit 
Mängel des Verfahrens gerügt werden, müssen 
die den Mangel enthaltenden Tatsachen angegeben 
werden. Die Revision ist auch dann als unzu- 
lässig zu verwerfen, wenn die Begründung unter- 
lassen worden ist. • Die vorgeschriebene Hin- 
weisung des Beschwerdeführers ist hierauf zu er- 
strecken. 

§ 338. Wird die Revision von dem Gerichte, 
dessen Urteil angefochten ist, nicht als unzu- 
lässig verworfen, so stellt der Gerichtsschreiber 
die Revisionsanträge und deren Begründung dem 
Gegner des Beschwerdeführers und, sofern der 
Angeklagte der Gegner ist, auch dem Verteidiger 
zu. Dem Gegner steht frei, binnen einer Woche 
eine schriftliche Gegenerklärung einzureichen ; der 
Angeklagte kann die Gegenerklärung auch zu 
Protokoll des Gerichtsschreibers abgeben. 

Nach dem Eingange der Gegenerklärung 
oder dem Ablaufe der Frist hat der Gerichts- 
schreiber die Akten dem Staatsanwälte vorzulegen. 

Der Staatsanwalt übersendet die Akten der 
Staatsanwaltschaft bei dem Revisionsgerichte. 
Diese übergibt die Akten binnen einer Woche 
dem Vorsitzenden des Gerichts. 

§ 339. Findet das Revisionsgericht, daß die 
Verhandlung und Entscheidung über das Rechts- 
mittel zur Zuständigkeit eines anderen Gerichts 
gehört, so hat es seine Unzuständigkeit auszu- 
sprechen. In dem Beschluß ist das zuständige 
Gericht zu bezeichnen. 

Der Beschluß unterliegt keiner Anfechtung 
und ist für das bezeichnete Gericht, soweit es 
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für zuständig erklärt ist, bindend. Die Akten 
werden durch die Staatsanwaltschaft an dieses 
Gericht abgegeben. 

§ 340. Erachtet das ;Revisionsgericht die 
Vorschriften über die Einlegung der Revision oder 
über die Anbringung und Begründung der Revi- 
sionsanträge nicht für beobachtet, so hat es, sofern 
es die Entscheidung nicht der Hauptverhandlung 
vorbehalten will, die Revision als unzulässig zu 
verwerfen. 

§ 341. Der Angeklagte und der Verteidiger 
sind von dem Termine zur Hauptverhandlung 
zu benachrichtigen. 

Auf die Hauptverhandlung finden die Vor- 
schriften des zweiten Buches entsprechende An- 
wendung, soweit nicht in den §§ 342 bis 349 
ein anderes bestimmt ist. 

§ 342. Der Angeklagte kann in der Haupt- 
verhandlung erscheinen oder durch einen Ver- 
teidiger vertreten werden. Der nicht auf freiem 
Fuße befindliche Angeklagte hat keinen Anspruch 
auf Anwesenheit. 

§ 343. Nach dem Beginne der Verhand- 
lung wird von einem Mitgliede des Gerichts über 
die Sache Bericht erstattet. Hierauf werden die 
Staatsanwaltschaft und der Angeklagte mit ihren 
Ausführungen und Anträgen, und zwar der Be- 
schwerdeführer zuerst, gehört. Ist die Revision 
vom Staatsanwalt und zugleich von einem anderen 
dazu Berechtigten eingelegt, so erhält zuerst die 
Staatsanwaltschaft das Wort. 

§ 344. Der Prüfung des Revisionsgerichts 
unterliegen nur die Revisionsanträge und, soweit 
die Revision auf Mängel des Verfahrens gestützt 
ist, nur die Tatsachen, die in der Begründung 
der Revisionsanträge angegeben sind. 

§ 345. Insoweit die Revision für begründet 
erachtet wird, ist das angefochtene Urteil auf- 
zuheben. 

Gleichzeitig sind die dem Urteile zu Grunde 
liegenden Feststellungen aufzuheben, sofern sie 
durch die Gesetzesverletzung, die zur Aufhebung 
des Urteils geführt hat, berührt werden. 

§ 346. Erfolgt die Aufhebung des Urteils 
nur wegen einer Verletzung des Gesetzes bei 
dessen Anwendung auf die dem Urteile zu Grunde 
liegenden Feststellungen, so hat das Revisions- 
gericht in der Sache selbst zu entscheiden, wenn 
ohne weitere tatsächliche Erörterungen entweder 
auf Freisprechung oder auf Einstellung des Ver- 
fahrens oder auf eine durch das Gesetz selbst 
fest bestimmte Strafe oder, entsprechend dem 
Antrage der Staatsanwaltschaft, auf die geringste 
Strafe zu erkennen ist, die nach dem Gesetze zu- 
lässig ist. 

In anderen Fällen ist die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entscheidung an das Gericht, 
dessen Urteil aufgehoben wird, zurückzuver- 
weisen; sofern es angemessen erscheint, kann sie 
an ein anderes zu dem Bezirke des Revisions- 



gerichts gehörendes, benachbartes Gericht gleicher 
Ordnung verwiesen werden. 

Wird die Sache an das Gericht, dessen Urteil 
aufgehoben wird, zurückverwiesen, so kann vom 
Revisionsgericht angeordnet werden, daß sich ein 
anderer Senat oder eine andere Kammer des Ge- 
richts der weiteren Verhandlung und Entscheidung 
zu unterziehen hat. 

Ist für die noch in Frage kommende straf- 
bare Handlung ein Gericht niederer Ordnung zu- 
ständig, so kann die Sache an dieses Gericht ver- 
wiesen werden. 

§ 347. Hat das Gericht, dessen Urteil an- 
gefochten ist, den Einwand der örtlichen Unzu- 
ständigkeit zu Unrecht verworfen oder seine sach- 
liche Zuständigkeit überschritten, so hat das Revi- 
sionsgericht unter Aufhebung des Urteils die 
Sache an das zuständige Gericht zu verweisen. 

§ 348. Wird die Verkündung des Urteils 
ausgesetzt, so ist nicht erforderlich, daß dieselben 
Richter, die bei dem Urteile mitgewirkt haben, 
bei der Verkündung gegenwärtig sind, sofern nur 
das Urteil vor der Verkündung von diesen Richtern 
unterschrieben worden ist. 

§ 349. Wird ein Urteil, das mehrere An- 
geklagte betrifft, wegen Gesetzesverletzung bei 
Anwendung des Strafgesetzes zu Gunsten eines 
Angeklagten aufgehoben und erstreckt es sich, 
soweit es aufgehoben wird, auf andere bei der- 
selben Tat als Täter, Teilnehmer, Begünstiger 
oder Hehler beteiligte Angeklagte, welche die 
Revision nicht eingelegt oder anders begründet 
haben, so ist zu erkennen, als ob auch diese die 
Revision eingelegt und ebenso begründet hätten. 

§ 350. Das Gericht, an das die Sache ver- 
wiesen wird, hat die rechtliche Beurteilung, die 
der Aufhebung des Urteils zu Grunde liegt, auch 
seiner Entscheidung zu Grunde zu legen. 

War das Urteil nur vom Angeklagten oder 
zu dessen Gunsten angefochten, so darf eine 
schwerere als die früher erkannte Strafe nicht 
verhängt werden; die einer Gesamtstrafe zu 
Grunde liegenden Einzelstrafen dürfen nicht höher 
als in dem aufgehobenen Urteile bemessen werden. 

Fünfter Abschnitt. 

Wiederaufnahme des Verfahrens. 
§ 351. Ein durch rechtskräftiges Urteil ge- 
schlossenes Verfahren kann nur unter den in den 
§§ 352 bis 355 bezeichneten Voraussetzungen 
wiederaufgenommen werden. Der Umstand, daß 
die Strafe bereits vollstreckt ist, steht der Wieder- 
aufnahme nicht entgegen. 

Die Wiederaufnahme setzt den Antrag eines 
Prozeßbeteiligten voraus. Auf den Antrag finden 
die Vorschriften der §§ 301 bis 303, 305, 306 
entsprechende Anwendung. Durch den Antrag 
wird die Vollstreckung des Urteils nicht ge- 
hemmt; doch kann das Gericht anordnen, daß 
die Vollstreckung aufzuschieben oder zu unter- 
brechen ist. 
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Zum Zwecke einer Änderung der erkannten 
Strafe auf Orund desselben Strafgesetzes darf das 
Verfahren nicht wiederaufgenommen werden. 

§ 352. Die Wiederaufnahme ist von der 
Staatsanwaltschaft zu beantragen, sobald im Wege 
eines gerichtlichen Strafverfahrens rechtskräftig 
festgestellt ist, daß ein Richter, Schöffe oder Ge- 
schworener, der bei dem Urteile mitgewirkt hat, 
sich in der Sache einer mit öffentlicher Strafe 
bedrohten Verletzung seiner Amtspflichten schul- 
dig gemacht hat; eines vorgängigen gerichtlichen 
Strafverfahrens bedarf es nicht, wenn ein solches 
aus anderen Gründen als wegen Mangels an Be- 
weis nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt 
werden kann. 

Der Antrag kann auch vom Angeklagten ge- 
stellt werden. 

§ 353. Die Wiederaufnahme kann beantragt 
werden, wenn eine fälschlich angefertigte oder 
verfälschte Urkunde in der Hauptverhandlung 
als Beweismittel benutzt worden ist oder wenn 
ein Zeuge oder Sachverständiger, dessen Aussag? 
oder Gutachten in der Hauptverhandlung ab- 
gegeben oder verlesen worden ist, falsch aus- 
gesagt hat, sofern nach Lage der Sache anzu- 
nehmen ist, daß der Inhalt der Urkunde oder 
der Aussage Einfluß auf die Entscheidung aus- 
geübt hat. 

Behauptet der Antragsteller oder muß dem 
Antrage nach Lage der Sache die Behauptung 
entnommen werden, daß durch die Benutzung der 
falschen Urkunde oder durch die falsche Aussage 
eine strafbare Handlung begangen worden ist, 
so muß der Antrag darauf gestützt werden, daß 
wegen der Handlung der Täter rechtskräftig ver- 
urteilt ist, es sei denn, daß ein Strafverfahren 
aus anderen Gründen als wegen Mangels an Be- 
weis nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt 
werden kann. 

§ 354. Die Wiederaufnahme kann ferner 
beantragt werden, wenn neue Tatsachen oder Be- 
weismittel beigebracht werden, die allein oder in 
Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen 
die Unschuld des Verurteilten ergeben oder doch 
dartun, daß ein begründeter Verdacht gegen ihn 
nicht mehr vorliegt. 

Das Gleiche gilt, wenn die neuen Tatsachen 
oder Beweismittel die Unschuld oder den Mangel 
eines begründeten Verdachts hinsichtlich eines 
Umstandes ergeben, auf dem die Anwendung eines 
schwereren Strafgesetzes beruht, sofern der Weg- 
fall dieses Umstandes geeignet ist, eine geringere 
Bestrafung herbeizuführen. 

§ 355. Die Wiederaufnahme kann endlich 
auch dann beantragt werden, wenn der Ange- 
klagte nach dem Eintritte der Rechtskraft des 
Urteils ein glaubwürdiges Geständnis der von ihm 
begangenen Tat abgelegt hat. 

§ 356. In dem Antrag auf Wiederaufnahme 
müssen die gesetzlichen Voraussetzungen, auf die 



er gestützt wird, sowie die Beweismittel ange- 
geben werden. 

Zu Gunsten des Verurteilten kann der An- 
trag, sofern er nicht von der Staatsanwaltschaft 
ausgeht, nur in einer von dem Verteidiger oder 
einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder 
zu Protokoll des Gerichtsschreibers angebracht 
werden. 

§ 357. Der Antrag auf Wiederaufnahme ist 
im Falle des § 352 bei dem Gerichte, bei dessen 
Urteile der schuldige Richter, Schöffe oder Ge- 
schworene mitgewirkt hat, im übrigen bei dem 
Gericht anzubringen, dessen Feststellungen an- 
gegriffen werden. 

§ 358. Wird der Antrag nicht in der vorge- 
schriebenen Form angebracht oder ergeben sich 
aus den aufgestellten Behauptungen nicht die nach 
dem Gesetz erforderlichen Voraussetzungen einer 
Wiederaufnahme oder sind keine oder nur solche 
Beweismittel angegeben, die unerreichbar oder un- 
geeignet sind, so ist der Antrag als unzulässig zu 
verwerfen. 

Das Gleiche gilt, wenn der Antrag ausschließ- 
lich auf Behauptungen oder Beweismittel gestützt 
wird, die bereits durch einen nicht mehr anfecht- 
baren Beschluß zurückgewiesen worden sind. 

Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. Auf die Einlegung der Beschwerde zu 
Gunsten des Verurteilten findet die Vorschrift des 
§ 356 Abs. 2 entsprechende Anwendung. Wird 
die Beschwerde für begründet erachtet, so ist die 
Sache zur weiteren Entscheidung an das Gericht, 
dessen Beschluß aufgehoben wird, zurückzuver- 
weisen; sofern es angemessen erscheint, kann sie 
an ein anderes zu dem Bezirke des Beschwerde- 
gerichts gehörendes, benachbartes Gericht gleicher 
Ordnung verwiesen werden. Die Vorschrift des 
§ 346 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 

§ 359. Wird der Antrag nicht als unzulässig 
verworfen, so ist er dem Gegner des Antragstellers 
unter Bestimmung einer Frist zur Erklärung mit- 
zuteilen; sofern der Antrag von der Staatsanwalt- 
schaft gestellt ist, wird er auch dem Verteidiger 
mitgeteilt. 

Das Gericht hat die beantragten und sonstige 
Beweiserhebungen vorzunehmen, soweit dies für 
die Entscheidung über den Antrag erforderlich 
erscheint; es kann einen Richter hiermit beauf- 
tragen oder hierum ersuchen. Zeugen und Sach- 
verständige sind, unbeschadet der Vorschriften der 
§§ 58, 59, zu vereidigen. Die Anwesenheit bei 
den Beweiserhebungen darf den Prozeßbeteiligten 
und dem Verteidiger nicht versagt werden; die 
Vorschriften des § 166, des § 168 Abs. 3, 4 und 
der §§ 169, 170 finden Anwendung. 

Nach dem Schlüsse der Beweisaufnahme ist 
den Beteiligten unter Bestimmung einer Frist Ge- 
legenheit zu weiteren Erklärungen zu geben. 

§ 360. Der Antrag ist ohne mündliche Ver- 
handlung als unbegründet zurückzuweisen, falls 
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die gesetzlichen Voraussetzungen einer Wieder- 
aufnahme nicht dargetan sind; anderenfalls ist, 
sofern nicht unter den besonderen Voraus- 
setzungen des Abs. 2 ohne weiteres ein frei- 
sprechendes Urteil erlassen wird, die Erneuerung 
der Hauptverhandlung anzuordnen. 

Ohne Erneuerung der Hauptverhandlung darf 
der Verurteilte nur freigesprochen werden, wenn 
seine Unschuld oder der Mangel eines begrün- 
deten Verdachts bereits dargetan ist; im Verfahren 
auf öffentliche Klage bedarf es der Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft. 

Ist für die strafbare Handlung, wie sie sich 
nach den Feststellungen des früheren Urteils dar- 
stellt, ein Gericht niederer Ordnung in erster In- 
stanz zustandig, so kann die Erneuerung der 
Hauptverhandlung vor diesem Gericht angeordnet 
werden. 

Auf die Anfechtung der in den Abs. 1 bis 3 
bezeichneten Beschlüsse finden die Vorschriften des 
§ 358 Abs. 3 Anwendung. 

§ 361. In der erneuten Hauptverhandlung 
hat das Gericht ohne Rücksicht auf die Ergebnisse 
der früheren Hauptverhandlung anderweit in der 
Sache zu verhandeln und zu entscheiden. 

Das Gericht ist an die frühere Entscheidung 
nicht gebunden ; doch darf es, wenn die Wieder- 
aufnahme nur vom Verurteilten oder zu dessen 
Gunsten beantragt worden ist, eine schwerere als 
die früher erkannte Strafe nicht verhängen, auch 
die einer Gesamtstrafe zu Grunde liegenden Ein- 
zelstrafen nicht höher als in der früheren Ent- 
scheidung bemessen. 

Soweit das neue Urteil von der früheren Ent- 
scheidung abweicht, ist deren Aufhebung aus- 
zusprechen; die frühere Entscheidung ist aufrecht 
zu erhalten, soweit sie mit dem neuen Urteil über- 
einstimmt. 

§ 362. Wird infolge der Wiederaufnahme 
auf Freisprechung erkannt, so ist auf Verlangen 
des Freigesprochenen oder der Person, die zu 
seinen Gunsten die Wiederaufnahme beantragt hat, 
die Aufhebung des früheren Urteils im Reichs- 
anzeiger bekanntzumachen; nach dem Ermessen 
des Gerichts kann die Aufhebung noch in an- 
deren Blättern veröffentlicht werden. 

§ 363. Ist der Verurteilte verstorben oder 
wegen unheilbarer Geisteskrankheit oder aus an- 
deren Gründen dauernd verhandlungsunfähig, so 
finden die Vorschriften der §§ 351 bis 362 ent- 
sprechende Anwendung, soweit nicht nachstehend 
ein anderes bestimmt ist. 

Die Wiederaufnahme findet nur zum Zwecke 
der Freisprechung des Verurteilten statt. 

Im Falle des Todes des Verurteilten kann die 
Wiederaufnahme von dem Ehegatten, den Ver- 
wandten gerader Linie und den Geschwistern be- 
antragt werden. Hatte der Verstorbene die Wieder- 
aufnahme bereits beantragt, so kann das Ver- 
fahren von denselben Personen, jedoch nur zum 



Zwecke der Freisprechung des Verurteilten, tort- 
gesetzt werden. 

Ober den Antrag ist, sofern er nicht als un- 
zulässig verworfen wird, ohne Erneuerung der 
Hauptverhandlung durch Urteil zu entscheiden. 
Der Antrag ist abzulehnen, falls die Voraus- 
setzungen der Freisprechung nicht dargetan wer- 
den; anderenfalls hat das Gericht unter Aufhebung 
des früheren Urteils auf Freisprechung zu er- 
kennen. 

Viertes Buch. 

Besondere Arten des Verfahrens. 



Erster Abschnitt. 

Verfahren gegen Jugendliche. 
§ 364. Als Jugendliche im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten Personen, die das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben. 

§ 365. Die Staatsanwaltschaft kann von der 
Erhebung der öffentlichen Klage gegen einen 
Jugendlichen absehen, wenn dessen Bestrafung 
nicht im öffentlichen Interesse liegt. 

Macht die Staatsanwaltschaft von dieser Be- 
fugnis Gebrauch, so hat sie die Akten der Vor- 
mundschaftsbehörde vorzulegen. Das Gleiche gilt, 
wenn sie auf Grund des § 154 von der Erhebung 
der öffentlichen Klage gegen einen Jugendlichen 
absieht und ihr die Anordnung von Erziehungs- 
und Besserungsmaßregeln geboten erscheint. 

§ 366. Erachtet die Vormundschaftsbehörde 
den Jugendlichen der ihm zur Last gelegten straf- 
baren Handlung für schuldig, so hat sie, sofern 
nicht auf Grund reichsgesetzlicher oder landes- 
gesetzlicher Vorschriften die Zwangserziehung 
(Fürsorgeerziehung) angeordnet wird, entweder 
eine Mahnung gegen den Jugendlichen auszu- 
sprechen oder ihn der Zucht seines gesetzlichen 
Vertreters, der Zucht einer Schulbehörde oder, 
falls der Jugendliche bereits unter Zwangser- 
ziehung steht, der Zucht der zustandigen Er- 
ziehungsbehörde zu überantworten. 

Die Vormundschaftsbehörde kann sich die 
Auswahl unter den Maßregeln vorbehalten und 
zunächst für eine bestimmte Frist den Jugend- 
lichen der Aufsicht eines Fürsorgers unterstellen. 
Als Fürsorger sind Personen, die auf dem Ge- 
biete der Jugenderziehung besondere Erfahrung 
besitzen, insbesondere Mitglieder von Fürsorge- 
vereinen, zu bestellen; auch Frauen können als 
Fürsorger bestellt werden. 

Gegen die Entscheidungen der Vormund- 
schaftsbehörde kann die Staatsanwaltschaft von 
denjenigen Rechtsmitteln Gebrauch machen, die 
einem Beteiligten zustehen. 

§ 367. Soweit ein Strafverfahren gegen 
Jugendliche eingeleitet wird, finden die besonderen 
Vorschriften der §§ 368 bis 376 Anwendung. 

§ 368. Die Vollziehung der Untersuchungs- 
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haft unterbleibt, wenn deren Zweck durch die 
Unterbringung des Jugendlichen in einer Er- 
ziehungsanstalt oder durch andere Maßnahmen, 
insbesondere mit Unterstützung eines Fürsorge- 
vereins, erreicht werden kann. 

Von der Verhaftung oder der die Vollziehung 
der Haft ersetzenden Maßnahme soll der gesetz- 
liche Vertreter des Jugendlichen und die Vor- 
mundschaftsbehörde unverzüglich benachrichtigt 
werden. 

Jugendliche, die sich in Untersuchungshaft 
befinden, sollen nicht in demselben Räume mit 
erwachsenen Gefangenen untergebracht werden, 
es sei denn, daß ihr körperlicher oder geistiger 
Zustand vorübergehend ein anderes erfordert. 

§ 369. In Sachen, die in erster Instanz vor 
den Landgerichten zu verhandeln sind, ist dem 
Jugendlichen, ohne daß es eines Antrags bedarf, 
alsbald nach der Eröffnung der Voruntersuchung 
oder, sofern eine solche nicht stattfindet, alsbald 
nach dem Eingange des Antrags auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens ein Verteidiger zu bestellen; 
die Vorschriften des § 143 bleiben unberührt. 

§ 370. In Sachen, die in erster Instanz vor 
den Amtsgerichten zu verhandeln sind, soll in der 
Hauptverhandlung gegen einen Jugendlichen, so- 
fern er keinen Verteidiger hat, ein Beistand zuge- 
zogen werden. Der Beistand hat alle Rechte eines 
Verteidigers. 

Bleibt der Beistand in der Hauptverhandlung 
aus und kann ohne Aussetzung der Verhandlung 
ein anderer Beistand nicht zugezogen werden, so 
kann ohne einen Beistand verhandelt werden, so- 
fern dies ohne Nachteil für die Sache geschehen 
kann. 

§ 371. Als Beistand ist in der Regel der gesetz- 
liche Vertreter zuzuziehen. 

Ist der Aufenthalt des gesetzlichen Vertreters 
dem Gerichte nicht bekannt oder ist dem gesetz- 
lichen Vertreter das Erscheinen in der Hauptver- 
handlung nicht möglich oder besonders erschwert 
oder wird er wegen Verdachts der Beteiligung an 
der dem Jugendlichen zur Last gelegten Tat oder 
aus anderen Gründen vom Vorsitzenden für un- 
geeignet gehalten, so hat dieser für die Hauptver- 
handlung einen besonderen Beistand zu wählen. 

Die Wahl des besonderen Beistandes ist auf 
Mitglieder von Fürsorgevereinen oder andere geeig- 
nete Personen, die zur Übernahme bereit sind, 
insbesondere Angehörige des Jugendlichen, zu 
richten; auch Frauen können gewählt werden. Die 
Wahl soll so zeitig vor der Hauptverhandlung 
erfolgen, daß der Beistand die erforderlichen Er- 
kundigungen über den Jugendlichen einziehen kann. 
Der besondere Beistand hat hinsichtlich der Ein- 
legung von Rechtsmitteln die Befugnisse eines ge- 
setzlichen Vertreters. 

Die Anklageschrift ist dem Beistande spätestens 
bei der Ladung zur Hauptverhandlung mitzuteilen. 

§ 372. Der gesetzliche Vertreter des Jugend- 



lichen soll, sofern er nicht schon als Beistand ge- 
laden wird, von dem Termine zur Hauptverhand- 
lung unter Mitteilung der Anklageschrift rechtzeitig 
benachrichtigt werden, wenn er sich im Inland 
aufhält und sein Aufenthalt dem Gerichte be- 
kannt ist. 

§ 373. Die Hauptverhandlungen gegen 
Jugendliche sollen von den Verhandlungen gegen 
Erwachsene derart gesondert werden, daß eine 
Berührung mit erwachsenen Angeklagten ver- 
mieden wird. 

Zusammenhängende Strafsachen, bei denen 
Jugendliche und Erwachsene beteiligt sind, sollen 
getrennt werden, soweit dies ohne Nachteil für die 
Verhandlung und Entscheidung geschehen kann. 

§ 374. Erachtet das Gericht nach dem Er- 
gebnisse der Hauptverhandlung den Jugendlichen 
der ihm zur Last gelegten strafbaren Handlung 
für schuldig, aber nach der Beschaffenheit der Tat, 
dem Charakter und der bisherigen Führung des 
Jugendlichen für ausreichend, daß an Stelle einer 
Strafe Erziehungs- und Besserungsmaßregeln ein- 
treten, so hat das Gericht durch Beschluß das 
Verfahren einzustellen. 

In dem Beschlüsse hat das Gericht entweder 
den Jugendlichen der Vormundschaftsbehörde zu 
überweisen oder Erziehungs- und Besserungsmaß- 
regeln selbst anzuordnen. Zum Zwecke der Er- 
ziehung und Besserung kann das Gericht entweder 
eine Mahnung gegen den Jugendlichen aussprechen 
oder ihn der Zucht seines gesetzlichen Vertreters, 
der Zucht einer Schulbehörde oder, falls der 
Jugendliche bereits unter Zwangserziehung steht, 
der Zucht der zuständigen ErziehungsSehörde 
überantworten. Das Gericht soll die Erziehungs- 
und Besserungsmaßregeln nur dann selbst anord- 
nen, wenn nach seiner Ansicht die Anordnung 
der Zwangserziehung nicht in Frage kommt und 
weitere Ermittelungen, namentlich eine Beobach- 
tung des Jugendlichen, nicht geboten sind. 

Der Beschluß des Gerichts unterliegt keiner 
Anfechtung. 

§ 375. Wird der Jugendliche der Vormund- 
schaftsbehörde überwiesen, so finden die Vor- 
schriften des § 366 Anwendung. • 

Wird eine Erziehungs- und Besserungsmaß- 
regel vom Gerichte selbst angeordnet, so wird 
sie durch den Vorsitzenden in unmittelbarem An- 
schluß an die Bekanntmachung des Beschlusses 
vollzogen. 

§ 376. Das Urteil oder der auf Grund des 
§ 374 ergehende Beschluß soll auch dem gesetz- 
lichen Vertreter des Jugendlichen bekanntgemacht 
werden, wenn dieser sich im Inland aufhält und 
sein Aufenthalt dem Gerichte bekannt ist. 

Zweiter Abschnitt. 

Privatklage. Nebenklage. 
§ 377. Im Wege der Privatklage können 
ohne vorgängige Anrufung der Staatsanwaltschaft 
verfolgt werden die Vergehen: 
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1. des Hausfriedensbruchs im Falle des § 123 
des Strafgesetzbuchs, 

2. der Beleidigung in den Fällen der §§ 185 
bis 187, 189 des Strafgesetzbuchs, sofern 
nicht eine der im § 197 bezeichneten Körper- 
schaften beleidigt ist, 

3. der Körperverletzung in den Fällen der 
§§ 223, 223 a, 230 des Strafgesetzbuchs, 

4. der Bedrohung im Falle des § 241 des Straf- 
gesetzbuchs, 

5. der Sachbeschädigung im Falle des § 303 
des Strafgesetzbuchs. 

Die öffentliche Klage wird wegen der im 
Abs. 1 bezeichneten Vergehen nur erhoben, wenn 
dies im öffentlichen Interesse liegt. 

§ 378. Die Privatklage steht dem Verletzten 
zu; hat dieser einen gesetzlichen Vertreter, so 
wird die Klage für ihn vom Vertreter erhoben. 
Ferner steht die Privatklage solchen Personen zu, 
die nach den Gesetzen selbständig zur Stellung 
des Strafantrags berechtigt sind. 

Minderjährige sind nicht befugt, selbständig 
die Privatklage zu erheben, auch wenn sie das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben. 

Für Körperschaften und Gesellschaften, die 
als solche in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten kla- 
gen können, wird die Befugnis zur Erhebung der 
Privatklage von denselben Personen wahrgenom- 
men, durch die sie bei solchen Streitigkeiten ver- 
treten werden. ' 

§ 379. Sind Mehrere zur Erhebung der 
Privatklage berechtigt, so ist bei der Ausübung 
des Rechtes jeder von den anderen unabhängig; 
hat einer der Berechtigten die Privatklage erhoben, 
so können die anderen nur dem Verfahren bei- 
treten, und zwar nur in der Lage, in der es sich 
befindet. 

Jede in der Sache selbst ergangene Entschei- 
dung ist zu Gunsten des Beschuldigten auch gegen- 
über solchen Berechtigten wirksam, welche die 
Privatklage nicht erhoben haben. 

§ 380. Hat die .Staatsanwaltschaft einem An- 
trag auf Erhebung der öffentlichen Klage keine 
Folge gegeben oder nach dem Abschlüsse der Er- 
mittelungen das Verfahren eingestellt, so kann die 
Privatklage nur binnen drei Monaten nach der 
Bekanntmachung des dem Antragsteller erteilten 
Bescheids erhoben werden. 

Sind bei den Ermittelungen Erklärungen des 
Verdächtigen oder Aussagen von Zeugen oder 
Sachverständigen schriftlich abgegeben oder amt- 
lich aufgezeichnet worden, so soll die Einsicht 
in diese Schriftstücke innerhalb der im Abs. 1 
bestimmten Frist jedem zur Erhebung der Privat- 
klage Berechtigten gestattet werden. 

§ 381. Der Privatkläger kann durch Per- 
sonen, die im Verfahren auf öffentliche Klage 
als Verteidiger auftreten können, vertreten werden 
oder sich ihrer Hilfe bedienen; auch andere Per- 
sonen können als Vertreter oder als Beistand 
zugelassen werden. 



Der Vertreter bedarf einer schriftlichen Voll- 
macht. Zustellungen an den Privatkläger können 
mit rechtlicher Wirkung an den Vertreter er- 
folgen. 

§ 382. Der Privatkläger hat dem Beschul- 
digten für die Kosten, die diesem voraussichtlich 
erwachsen, unter denselben Voraussetzungen 
Sicherheit zu leisten, unter denen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten der Kläger dern Beklagten 
Sicherheit wegen der Prozeßkosten zu leisten hat. 

Auf die Art und Höhe der Sicherheit, die 
Frist, innerhalb deren sie: zu leisten ist, und die Be- 
willigung des Armenrechts finden die für bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung. 

§ 383. Wegen einer Beleidigung kann, so- 
fern nicht eine Behörde oder eine der im § 196 
des Strafgesetzbuchs bezeichneten Personen be- 
leidigt ist, die Privatklage erst erhoben werden, 
nachdem von der Vergleichsbehörde die Sühne 
erfolglos versucht worden ist; die zuständige Ver- 
gleichsb£hörde wird durch allgemeine Anordnung 
der Landesjustizverwaltung bestimmt. 

Eines Sühneversuchs bedarf es nicht, wenn 
die Beteiligten in verschiedenen Gemeindebezirken 
wohnen oder wenn einem bereits eingeleiteten 
Verfahren ein anderer Berechtigter beitritt. 

Ist vor der Vergleichsbehörde ein Vergleich 
geschlossen worden, so kann nach dessen Aus- 
führung die Klage nicht mehr erhoben, auch ein 
Strafantrag nicht mehr gestellt werden; ein vor- 
her gestellter Strafantrag gilt als zurückgenommen. 

§ 384. Die Privatklage muß den Erforder- 
nissen einer Anklageschrift entsprechen; sie ist 
entweder schriftlich unter Beifügung von zwei 
Abschriften oder zu Protokoll des Gerichts- 
schreibers anzubringen. 

Soweit es eines Sühneversuchs bedarf, ist 
eine Bescheinigung darüber beizufügen, daß er 
erfolglos geblieben ist. 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden ent- 
sprechende Anwendung auf die Erklärung, durch 
die einem bereits eingeleiteten Verfahren ein 
anderer Berechtigter beitritt. 

§ 385. Ist die Klage den Vorschriften des 
§ 384 entsprechend erhoben, so wird sie vom 
Gericht unter Bestimmung einer Frist dem Be- 
schuldigten zur Erklärung mitgeteilt. 

Das Recht, die Akten und Beweisstücke ein- 
zusehen, kann vom Privatkläger nur durch einen 
gemäß § 381 bestellten Vertreter ausgeübt werden. 

Untersuchungshaft darf gegen den Beschul- 
digten nicht verhängt werden. 

§ 386. Der Staatsanwaltschaft soll die Klage 
zur Kenntnis mitgeteilt werden. 

Die Staatsanwaltschaft ist zu einer Mitwirkung 
bei dem Verfahren berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet. 

Stellt die Staatsanwaltschaft Ermittelungen an, 
so hat sie dem Gerichte Nachricht zu geben; 
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nach dem Eingange der Nachricht bleibt die 
weitere Verfügung auf die Privatklage bis zum 
Abschlüsse der Ermittelungen ausgesetzt. 

Nach dem Abschlüsse der Ermittelungen hat 
die Staatsanwaltschaft dem Gerichte Kenntnis zu 
geben, ob sie das Verfahren einstellt oder die 
öffentliche Klage erhebt. Wird das Verfahren 
eingestellt, so hat die Staatsanwaltschaft dem Ge- 
richte die Akten mitzuteilen. Wird die öffentliche 
Klage erhoben, so hat der Amtsrichter den Privat- 
kläger, den Beschuldigten und den Verteidiger 
hiervon zu benachrichtigen; mit der Erhebung 
der öffentlichen Klage erlangt der Privatkläger 
die Rechte eines Nebenklägers, ohne daß es einer 
besonderen Anschlußerklärung oder Zulassung 
bedarf. 

§ 387. Werden vom Privatkläger oder vom 
Beschuldigten Ermittelungen beantragt, so soll 
sie der Amtsrichter anstellen, soweit er sie zur 
Aufklärung der Sache für erforderlich erachtet. 
Er kann die Behörden des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes um einzelne Ermittelungen ersuchen ; 
sind richterliche Untersuchungshandlungen in 
einem anderen Bezirke vorzunehmen, so kann 
der Amtsrichter dieses Bezirkes hierum ersucht 
werden. Soweit der Amtsrichter es für geboten 
erachtet, teilt er das Ergebnis seiner Ermitte- 
lungen der Staatsanwaltschaft mit. 

§ 388. Nachdem die Erklärung des Beschul- 
digten eingegangen oder die dafür bestimmte Frist 
abgelaufen ist, auch die für erforderlich erach- 
teten Ermittelungen abgeschlossen sind, hat der 
Amtsrichter nach den Vorschriften, die für eine 
bei dem Amtsgerichte von der Staatsanwaltschaft 
erhobene öffentliche Klage maßgebend sind, zu 
entscheiden, ob die Privatklage zurückzuweisen 
oder das Hauptverfahren zu eröffnen ist. 

Das weitere Verfahren richtet sich nach den 
Vorschriften, die für das Verfahren auf öffent- 
liche Klage gelten, soweit nicht in den §§ 389 
bis 399 ein anderes bestimmt ist. 

§ 389. Soweit im Verfahren auf öffentliche 
Klage die Staatsanwaltschaft zuzuziehen oder zu 
hören ist, wird im Verfahren auf Privatklage der 
Privatkläger zugezogen oder gehört; alle Ent- 
scheidungen, die dort der Staatsanwaltschaft be- 
kannt gemacht werden, sind hier dem Privat- 
kläger bekanntzumachen. 

Ladungen, die sonst der Staatsanwaltschaft 
obliegen, werden vom Gerichtsschreiber bewirkt. 

§ 390. Zur Hauptverhandlung wird neben 
dem Privatkläger auch der von ihm bestellte Ver- 
treter geladen. Die für die Ladung des Ange- 
klagten maßgebende Frist von mindestens einer 
Woche gilt auch für die Ladung des Privat- 
klägers. 

In der Ladung ist der Privatkläger auf die 
Folgen hinzuweisen, die nach § 396 Abs. 3 bei 
unentschuldigtem Ausbleiben eintreten. 

Der Vorsitzende bestimmt, wer als Zeuge 



oder Sachverständiger zu laden ist. Wie derr 
Angeklagten, so steht auch dem Privatkläger d3> 
Recht der unmittelbaren Ladung zu. 

Der Termin zur Hauptverhandlung ist de: 
Staatsanwaltschaft mitzuteilen. 

§ 391. Das Gericht kann anordnen, daß de: 
Privatkläger in der Hauptverhandlung persönlic. 
zu erscheinen hat. 

Der Angeklagte kann durch einen Vertei- 
diger vertreten werden; doch ist das Gerich: 
jederzeit befugt, sein persönliches Erscheinen an- 
zuordnen und erforderlichenfalls durch einer 
Vorführungsbefehl zu erzwingen. 

Ist die für die Ladung zur Hauptverhandhir,; 
vorgeschriebene Frist nicht eingehalten, so kann 
bis zur Verlesung der Anklageformel die Aus- 
setzung der Verhandlung vom Privatkläger ver- 
langt werden; hierauf soll der Privatkläger hin- 
gewiesen werden. 

Die Anklageformel wird vom Gerick:>- 
schreiber verlesen. 

Vor dem Schwurgerichte dürfen Privatkla^r- 
sachen und Sachen, die auf öffentliche Klage an- 
hängig geworden sind, nicht gleichzeitig ver- 
handelt werden. 

§ 392. Der Antrag auf Zuerkennung eine 
Buße kann vom Privatkläger nur bis zur Ver- 
kündung des Urteils erster Instanz gestellt und 
nur bis zur Verkündung des Urteils in der Be- 
rufungsinstanz zurückgenommen werden; na;h 
der Zurücknahme kann der Antrag nicht erneuen 
werden. 

Der Privatkläger hat den Betrag, den er i.* 
Buße verlangt, anzugeben; auf einen höherer. 
Betrag darf nicht erkannt werden. 

Wird der Angeklagte freigesprochen oirr 
wird das Verfahren eingestellt, so gilt der Antra,. 
als erledigt. 

Der Antrag gilt auch dann als erledigt, \unn 
der Verletzte im Laufe des Verfahrens stirbt. 

§ 393. Ergibt sich nach der Eröffnung de- 
Hauptverfahrens, daß die dem Beschuldigten z*.r 
Last gelegte Tat eine strafbare Handlung dar- 
stellt, die im Wege der Privatklage nicht ver- 
folgt werden kann, so hat das Gericht das Ver- 
fahren durch Beschluß einzustellen und die Akter 
der Staatsanwaltschaft mitzuteilen; gegen den Be- 
schluß ist sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 394. Die Staatsanwaltschaft kann nach de: 
Eröffnung des Hauptverfahrens bis zum Eintritt 
der Rechtskraft des Urteils durch ausdrückliche 
Erklärung die Verfolgung übernehmen; in der 
Einlegung eines Rechtsmittels ist die Übernahm 
der Verfolgung enthalten. 

Übernimmt die Staatsanwaltschaft die Ver- 
folgung, so wird das Verfahren in der Lage fort- 1 
gesetzt, in der es sich befindet. Jedoch ist i , 
Fällen, in denen die Erhebung der öffentlichen I 
Klage bei dem mit der Privatklage befaßten Ge- 
richte wegen sachlicher oder örtlicher Unzusür- 
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digkeit dieses Gerichts unzulässig gewesen wäre, 
die Sache an das für die öffentliche Klage zu- 
ständige Gericht erster Instanz zu verweisen. Ist 
auf die Privatklage bereits ein Urteil erlassen, 
so wird durch die Übernahme der Eintritt der 
Rechtskraft gehemmt; gleichzeitig mit der Ver- 
weisung der Sache an das zuständige Gericht 
ist das Urteil aufzuheben. 

Die Vorschriften des § 386 Abs. 4 Satz 3 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 395. Dem Privatkläger stehen die Rechts- 
mittel zu, die im Verfahren auf öffentliche Klage 
von der Staatsanwaltschaft eingelegt werden 
können; die Vorschrift des § 301 Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt von 
dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Berufungsanträge, Revisionsanträge und An- 
träge auf Wiederaufnahme des Verfahrens kann 
der Privatkläger nur in einer von seinem Ver- 
treter oder einem Rechtsanwalt unterzeichneten 
Schrift oder zu Protokoll des Gerichtsschreibers 
anbringen. 

Wird eine Berufung oder Revision für zu- 
lässig erachtet, so werden die Akten der Staats- 
anwaltschaft vorgelegt und von dieser der Staats- 
anwaltschaft der höheren Instanz übersandt. Die 
vom Privatkläger eingelegte Berufung wird dem 
Gegner durch den Gerichtsschreiber zugestellt. 

§396. Die Privatklage kann zurückgenommen 
werden, auch wenn der zur Verfolgung erforder- 
liche Strafantrag nicht zurückgenommen werden 
darf. Ist die Zurücknahme des Strafantrags zu- 
lässig, so gilt er nach der Zurücknahme der 
Privatklage als zurückgenommen, sofern nicht 
hierbei ein anderes erklärt worden ist. 

Die Zurücknahme der Klage kann bis zur 
Verkündung des Urteils erster Instanz erfolgen; 
soweit Berufung eingelegt und nicht als unzu- 
lässig verworfen wird, ist die Zurücknahme noch 
bis zur Verkündung des Urteils in der Be- 
rufungsinstanz zulässig. 

Bleibt der Privatkläger ohne genügende Ent- 
schuldigung in der Hauptverhandlung aus und 
wird er auch nicht gemäß § 381 vertreten oder 
erscheint er einer Anordnung des Gerichts zu- 
wider in einem Termine nicht persönlich oder 
hält er eine ihm unter Androhung der Ein- 
stellung des Verfahrens gesetzte Frist nicht ein, 
so gilt im Verfahren erster Instanz die Klage 
als zurückgenommen. Das Gleiche gilt im Ver- 
fahren zweiter Instanz, soweit der Angeklagte die 
Berufung eingelegt hatte; soweit der Privatkläger 
selbst die Berufung eingelegt hatte, ist diese, un- 
beschadet der Vorschrift des § 301 Abs. 2, zu 
verwerfen. Gegen die Einstellung des Verfahrens 
und die Verwerfung der Berufung kann der 
Privatkläger die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand beantragen; die Vorschriften des § 227 
finden entsprechende Anwendung. 

Der Beschluß, durch den das Verfahren nach 
der Zurücknahme der Privatklage eingestellt wird, 



ist der Staatsanwaltschaft sowie dem Beschuldigten 
und dem Verteidiger bekanntzumachen. 

Nach der Zurücknahme kann die Privatklage 
nicht von neuem erhoben werden. 

§ 397. Wird von den Prozeßbeteiligten ein 
Vergleich geschlossen und zu gerichtlichem Pro- 
tokoll gegeben, so ist das Verfahren einzustellen. 

Mit dem Abschlüsse des Vergleichs gilt der 
Strafantrag als zurückgenommen, sofern die Zu- 
rücknahme zulässig ist. Der Vergleich ist der 
Staatsanwaltschaft bekanntzumachen. 

Auf Grund des Vergleichs findet nach der 
Einstellung des Verfahrens die Zwangsvoll- 
streckung statt. Für die Vollstreckung sind die 
Vorschriften der §,§ 795, 797 der Zivilprozeß- 
ordnung maßgebend. 

§ 398. Stirbt der Privatkläger, so kann, un- 
beschadet der Vorschrift des § 392 Abs. 4, die 
Klage binnen zwei Monaten durch eine bei dem 
Gericht abgegebene Erklärung von dem Ehe- 
gatten, den Verwandten gerader Linie sowie den 
Geschwistern des Verletzten fortgesetzt werden; 
war die Klage von einem anderen als dem Ver- 
letzten erhoben, so steht die Fortsetzung dem 
Verletzten selbst zu. Geht innerhalb der Frist 
keine Erklärung ein, so wird das Verfahren ein- 
gestellt. 

Der Tod des Privatklägers und die Fort- 
setzung der Privatklage sind der Staatsanwalt- 
schaft sowie dem Beschuldigten und dem Ver- 
teidiger bekanntzumachen. 

Innerhalb der im Abs. 1 bezeichneten Frist 
kann, auch wenn das Verfahren nicht fortgesetzt 
wird, die Verfolgung von der Staatsanwaltschaft 
gemäß § 394 übernommen werden. 

§ 399. Mittels einer Widerklage kann die 
Bestrafung des Privatklägers vom Beschuldigten- 
beantragt werden, wenn die Privatklage vom Ver- 
letzten erhoben ist und der Privatkläger den Be- 
schuldigten gleichfalls durch ein Vergehen der im 
§ 377 Abs. 1 bezeichneten Art verletzt hat. Die 
Vorschrift des § 378 Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung. 

Die Widerklage kann bis zur Beendigung 
der Schlußvorträge in erster Instanz erhoben wer- 
den. Sie muß den Erfordernissen einer Privat- 
klage entsprechen; doch kann sie, sofern sie erst 
in der Hauptverhandlung erhoben wird, auch 
mündlich angebracht werden. Die Leistung einer 
Sicherheit kann der Privatkläger nicht verlangen; 
auch bedarf es keines Sühneversuchs. 

Ober die Zulässigkeit der Widerklage be- 
schließt das Gericht. Sie ist zurückzuweisen, wenn 
ihre gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorliegen. 
Wird sie für zulässig erklärt, so gilt das Haupt- 
verfahren auch für die Widerklage als eröffnet; 
der Beschuldigte hat in dem weiteren Verfahren 
auf die Widerklage die Stellung eines Privat- 
klägers. Auf den Beitritt eines berechtigten 
Dritten zur Widerklage finden die Vorschriften 
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des § 379 und des § 384 Abs. 1, 3 entsprechende 
Anwendung. 

Wird die Widerklage vor der Hauptverhand- 
lung erhoben, so ist sie vor dem Beschluß über 
ihre Zulässigkeit unter Bestimmung einer Frist dem 
Privatkläger zur Erklärung mitzuteilen. Auch der 
Staatsanwaltschaft ist sie zur Kenntnis mitzuteilen ; 
die Vorschriften des § 386 Abs. 3, 4 finden ent- 
sprechende Anwendung. Wird die Widerklage 
erst in der Hauptverhandlung erhoben, so ist 
die Verhandlung auszusetzen, wenn dies vom 
Privatklager beantragt wird oder wenn das Ge- 
richt vor dem Beschluß über die Zulässigkeit der 
Widerklage eine Mitteilung an die Staatsanwalt- 
schaft für angezeigt erachtet. 

Über die Klage und die Widerklage ist gleich- 
zeitig zu erkennen. Das Gericht kann jedoch 
anordnen, daß über die Klagen getrennt zu ver- 
handeln ist, wenn nach seinem Ermessen die Ent- 
scheidung über die Widerklage für die Ent- 
scheidung über die Klage ohne Bedeutung ist 
und diese Entscheidung durch die Verhandlung 
über die Widerklage verzögert würde; das Gleiche 
gilt, wenn der Beschuldigte eine weitere Wider- 
klage erhebt. Der Beschluß unterliegt keiner An- 
fechtung. 

Die Zurücknahme der Klage ist auf das Ver- 
fahren über die Widerklage ohne Einfluß. Wird 
die Verfolgung für das Verfahren über die Privat- 
klage oder über die Widerklage von der Staats- 
anwaltschaft übernommen, so sind die Sachen 
voneinander zu trennen. 

§ 400. Wer nach den Vorschriften der 
§§ 377 bis 379 als Privatkläger aufzutreten be- 
rechtigt ist, kann sich auch als Nebenkläger der 
öffentlichen Klage anschließen. 

Die gleiche Befugnis haben alle Personen, 
die berechtigt sind, die Zuerkennung einer Buße 
zu verlangen, sowie der Verletzte, der durch einen 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung die Er- 
hebung der öffentlichen Klage herbeigeführt hat. 

§ 401. Wer die Zuerkennung einer Buße 
in einem auf öffentliche Klage anhängigen Ver- 
fahren beantragen will, muß sich zu diesem Zwecke 
der Klage als Nebenkläger anschließen. Die Vor- 
schriften des § 392 finden entsprechende An- 
wendung. 

§ 402. Der Anschluß kann von der Erhebung 
der Klage bis zum Eintritte der Rechtskraft des 
Urteils erklärt werden; in der Einlegung eines 
Rechtsmittels durch den zum Anschlüsse Berech- 
tigten ist die Erklärung enthalten. 

Der Anschluß ist in einer bei dem Gericht 
einzureichenden Schrift oder zu Protokoll des Ge- 
richtsschreibers zu erklären. 

Zur Leistung einer Sicherheit ist der Neben- 
kläger nicht verpflichtet. 

Das Gericht hat über die Berechtigung des 
Nebenklägers zum Anschlüsse nach Anhörung der 
Staatsanwaltschaft zu entscheiden. 



§ 403. Der Nebenkläger hat nach der Zu- 
lassung die Rechte eines Privatklägers. 

An den Erklärungen über die Annahme oder 
Ablehnung der Geschworenen nimmt der Neben- 
kläger nicht teil. 

§ 404. Der Fortgang des Verfahrens wird 
durch den Anschluß nicht aufgehalten. 

Ist der Termin zur Hauptverhandlung oder 
ein anderer Termin bereits anberaumt, so findet 
er an dem bestimmten Tage statt, auch wenn der 
Nebenkläger wegen Kürze der Zeit nicht mehr 
geladen oder benachrichtigt werden kann. 

§ 405. Entscheidungen, die schon vor dem 
Anschluß ergangen und der Staatsanwaltschaft be- 
kanntgemacht sind, brauchen dem Nebenkläger 
nicht bekanntgemacht zu werden. Die Anfechtung 
solcher Entscheidungen steht auch dem Neben- 
kläger nicht mehr zu, wenn die Frist zur Anfech- 
tung für die Staatsanwaltschaft abgelaufen ist. 

Das Urteil ist dem Nebenkläger zuzustellen, 
wenn weder er selbst noch für ihn ein Vertreter 
bei der Verkündung zugegen gewesen ist. 

§ 406. Von den Rechtsmitteln kann der 
Nebenkläger unabhängig von der Staatsanwalt- 
schaft Gebrauch machen. Das Gleiche gilt von 
dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Wird auf ein nur vom Nebenkläger eingelegtes 
Rechtsmittel die angefochtene Entscheidung auf- 
gehoben, so ist die Sache wieder von der Staats- 
anwaltschaft zu betreiben. 

§ 407. Die Anschlußerklärung wird unwirk- 
sam, wenn sie widerrufen wird oder wenn der 
Nebenkläger stirbt. 

Dritter Abschnitt. 

Schleuniges Verfahren. 

§ 408. Die schleunige Aburteilung kann 
in Sachen, die zur Zuständigkeit der Amtsgerichte 
gehören, von der Staatsanwaltschaft beantragt wer- 
den, wenn ein Verdächtiger, der auf frischer Tat 
betroffen oder verfolgt ist, vorläufig festgenommen 
und dem Amtsgerichte zur Vernehmung vorge- 
führt wird. Unter den gleichen Voraussetzungen 
kann in Sachen, in denen die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts durch den Staatsanwalt begründet 
werden kann, der Antrag vom Staatsanwälte ge- 
stellt werden. 

Durch den Antrag auf schleunige Aburteilung 
wird die öffentliche Klage erhoben. 

§ 409. Der Antrag ist spätestens am zweiten 
Werktage nach der Vorführung zu stellen. 

Wird die schleunige Aburteilung bei der Vor- 
führung beantragt, so kann der Antrag mündlich 
gestellt werden; der Antrag ist zu Protokoll zu 
nehmen. 

Im Antrag ist die dem Angeschuldigten zur 
Last gelegte Tat unter Hervorhebung des Ortes 
und der Zeit sowie das anzuwendende Strafgesetz 
anzugeben; ferner sind die Tatsachen zu bezeich- 
nen, welche die schleunige Aburteilung recht- 
fertigen. 
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§ 410. Die Hauptverhandlung soll alsbald 
nach der Vorführung stattfinden, sofern die Be- 
weismittel zur Stelle sind. Ist dies nicht tunlich, 
so ist der Termin spätestens auf den nächsten 
Werktag nach der Stellung des Antrags anzube- 
raumen. 

Schöffen werden zur Hauptverhandlung nicht 
zugezogen. 

Wird der Festgenommene vor dem Termine 
freigelassen, so kann er mündlich geladen werden; 
bei der Ladung ist er darauf hinzuweisen, daß er 
bei unentschuldigtem Ausbleiben seine sofortige 
Vorführung oder Verhaftung zu gewärtigen hat. 

Alle Ladungen können durch Beamte des 
Polizei- und Sicherheitsdienstes sowie durch jede 
Gerichtsperson erfolgen; die Gebühren, die den 
Zeugen und Sachverständigen nach der Gebühren- 
ordnung zustehen, werden auf Verlangen aus der 
Staatskasse gezahlt. 

§ 411. In der Hauptverhandlung wird an 
Stelle der Anklageformel der Antrag auf schleunige 
Aburteilung verlesen. Die Verlesung erfolgt durch 
den Gerichtsschreiber, wenn der Antrag bei der 
Vorführung mündlich gestellt war. 

§ 412. Spätestens bei der Vernehmung zur 
Sache ist der Angeklagte zu befragen, ob er gegen 
die schleunige Aburteilung Einwendungen erhebe. 

Über die Einwendungen ist sofort zu ent- 
scheiden. Sind sie begründet, so ist die Sache 
zum ordentlichen Verfahren zu verweisen. 

§ 413. Die Verweisung zum ordentlichen 
Verfahren ist ferner auszusprechen, wenn sich er- 
gibt, daß die Voraussetzungen einer schleunigen 
Aburteilung nicht vorliegen oder wenn das Ge- 
richt nach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung 
den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für ver- 
wirkt hält. 

Wird Zuchthausstrafe für verwirkt erachtet, 
so ist die Sache an das Landgericht zu verweisen. 

§ 414. Macht der Angeklagte glaubhaft, daß 
er auf seine Verteidigung nicht genügend vor- 
bereitet ist, oder erweist sich die Sache aus anderen 
Gründen als nicht spruchreif, so ist die Verhand- 
lung, sofern nicht die Sache zum ordentlichen 
Verfahren verwiesen wird, für höchstens drei Tage 
auszusetzen. Ist die Sache auch dann noch nicht 
spruchreif, so muß sie zum ordentlichen Verfahren 
verwiesen werden. 

§ 415. Wird in den Fällen der §§ 412 bis 
414 die Sache an ein anderes Gericht verwiesen, 
so muß der Beschluß die für die Anklageformel 
vorgeschriebenen Angaben und die Bezeichnung 
des im ordentlichen Verfahren zuständigen Ge- 
richts enthalten. Der Beschluß tritt für das weitere 
Verfahren an die Stelle der Anklageformel. 

§ 416. Die nach den §§ 412 bis 414 ergehen- 
den Beschlüsse unterliegen, unbeschadet der Vor- 
schriften des § 252 Abs. 5 Satz 2, 3, keiner An- 
fechtung. 



§ 417. Wird gegen das im schleunigen Ver- 
fahren erlassene Urteil Berufung eingelegt, so 
finden die Vorschriften des § 329 mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß das Berufungsgericht in 
der Sache selbst erkennen kann, auch wenn es 
annimmt, daß die Voraussetzungen einer schleu- 
nigen Aburteilung nicht vorgelegen haben. 

Macht das Berufungsgericht von der Befugnis, 
in der Sache selbst zu erkennen, keinen Gebrauch, 
so ist die Sache stets an das im ordentlichen 
Verfahren zuständige Gericht zu verweisen. 

Diese Vorschriften finden entsprechende An- 
wendung, wenn bei einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens die Erneuerung der Hauptverhandlung 
angeordnet wird. 

§ 418. Die in den §§ 115, 116, 129, 130 vor- 
gesehenen Vernehmungen und Entscheidungen 
können innerhalb der dort vorgeschriebenen Fristen 
mit der Hauptverhandlung im schleunigen Ver- 
fahren verbunden werden, sofern sie hierdurch 
keine Verzögerung erleiden. 

§ 419. Die schleunige Aburteilung kann in 
den im § 408 bezeichneten Sachen ferner bean- 
tragt werden : 

1. wenn ein Verdächtiger, der nicht auf frischer 
Tat betroffen oder verfolgt ist, vorläufig fest- 
genommen oder auf Grund eines Haftbefehls 
oder eines Steckbriefs ergriffen und dem 
Amtsgerichte zur Vernehmung vorgeführt 
wird, sofern er sich bei der Vernehmung 
der ihm zur Last gelegten Tat schuldig be- 
kennt, 

2. wenn die strafbare Handlung auf einem 
deutschen Schiffe im Ausland oder auf offe- 
ner See begangen ist und der Verdächtige 
dem nach § 2 Abs. 3 zuständigen Gerichte 
zur Vernehmung vorgeführt wird. 

Der Antrag ist spätestens am zweiten Werk- 
tage nach dem Eingange der Verhandlungen über 
die richterliche Vernehmung des Vorgeführten zu 
stellen. Im übrigen finden die Vorschriften der 
§§ 408 bis 418 entsprechende Anwendung. 

§ 420. Die schleunige Aburteilung kann in 
den im § 408 bezeichneten Sachen vom Amts- 
richter auch dann beschlossen werden, wenn sie 
von dem Verdächtigen selbst beantragt wird und 
] die Staatsanwaltschaft dem Antrage zustimmt. 

Der Antrag ist zulässig, auch wenn die öffent- 
i liehe Klage im ordentlichen Verfahren bei dem 
I Amtsgerichte bereits erhoben ist. Im übrigen 
finden die Vorschriften der §§ 408 bis 418 ent- 
sprechende Anwendung. 

Vierter Abschnitt. 

Strafbefehl. 
§ 421. Durch Strafbefehl kann auf schrift- 
lichen Antrag der Staatsanwaltschaft vom Amts- 
richter ohne vorgängige Verhandlung eine Strafe 
festgesetzt werden, wenn die Anschuldigung be- 
trifft: 
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1. eine Übertretung, 

2. ein Vergehen, das nur mit Gefängnis von 
höchstens drei Monaten oder Geldstrafe von 
höchstens sechshundert Mark, allein oder 
neben Haft oder in Verbindung miteinander 
oder in Verbindung mit Einziehung be- 
droht ist, 

3. das Vergehen des Widerstandes gegen die 
Staatsgewalt im Falle des § 113 des Straf- 
gesetzbuchs, 

4. das Vergehen des Hausfriedensbruchs im 
Falle des § 123 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs, 

5. das Vergehen der Beleidigung im Falle des 
§ 185 des Strafgesetzbuchs, 

6. das Vergehen der Körperverletzung in den 
Fällen der §§ 223, 223 a, 230 des Strafgesetz- 
buchs, 

7. das Vergehen der Bedrohung im Falle des 
§ 241 des Strafgesetzbuchs, 

8. das Vergehen der Begünstigung im Falle 
des § 257 des Strafgesetzbuchs, sofern sich 
die Begünstigung auf ein Vergehen bezieht, 
auf das der Strafbefehl Anwendung findet, 

9. das Vergehen des strafbaren Eigennutzes 
in den Fällen der §§ 285, 286 des Strafgesetz- 
buchs, 

10. das Vergehen der Sachbeschädigung im: Falle 
des § 303 des Strafgesetzbuchs. 

Durch den Strafbefehl darf jedoch keine 
schwerere Strafe als sechs Wochen Gefängnis, allein 
oder in Verbindung mit Geldstrafe oder mit Neben- 
strafen ausgesprochen werden; die Überweisung 
an die Landespolizeibehörde ist dabei ausge- 
schlossen. Eine Buße kann durch den Strafbefehl 
nicht festgesetzt werden. 

§ 422. In dem Antrage müssen die für die 
Anklageformel vorgeschriebenen Angaben 9owie 
die Bezeichnung der Beweismittel und der be- 
antragten Strafe enthalten sein. 

Durch den Antrag wird die öffentliche Klage 
erhoben. 

§ 423. Der Amtsrichter kann zur weiteren 
Aufklärung der Sache Ermittelungen anstellen, 
insbesondere den Angeschuldigten vernehmen. Er 
kann die Behörden des Polizei- und Sicherheits- 
dienstes um einzelne Ermittelungen ersuchen ; sind 
richterliche Untersuchungshandlungen in einem 
anderen Bezirke vorzunehmen, so kann der Amts- 
richter dieses Bezirkes hierum ersucht werden. 
Werden Beweiserhebungen vorgenommen, so ist 
vorher der Antrag der Staatsanwaltschaft dem 
Angeschuldigten mitzuteilen. 

Die Anwesenheit bei den Beweiserhebungen 
darf den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger 
nicht versagt werden; die Vorschriften des § 166, 
des § 168 Abs. 3, 4 und der §§ 169, 170 finden 
Anwendung. 

Das Ergebnis der Ermittelungen wird der 
Staatsanwaltschaft mitgeteilt, soweit dies dem 
Amtsrichter geboten erscheint. 



§ 424. Erachtet der Amtsrichter die dem 
Angeschuldigten zur Last gelegte Tat für nicht 
strafbar oder nicht verfolgbar oder hält er die 
Festsetzung einer Strafe wegen Mangels an Be- 
weis nicht für gerechtfertigt, so hat er den An- 
trag abzulehnen. Das Gleiche gilt, wenn er das 
Amtsgericht für sachlich oder örtlich unzuständig 
erachtet; ist jedoch der Antrag vom Amtsanwalt 
in einer Sache gestellt, für welche die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts durch den Staatsanwalt be- 
gründet werden kann, so hat der Amtsrichter 
diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben, bevor 
er den Antrag ablehnt. 

Gegen die Ablehnung des Antrags steht der 
Staatsanwaltschaft sofortige Beschwerde zu. Wird 
diese für begründet erachtet, so beschließt das 
Beschwerdegericht, daß die Hauptverhandlung 
vor dem Amtsgerichte stattzufinden hat; durch 
den Beschluß wird das Hauptverfahren vor dem 
Amtsgericht eröffnet. 

Liegt kein Grund zur Ablehnung des Antrags 
vor, trägt der Amtsrichter aber Bedenken, die 
Strafe ohne eine Hauptverhandlung festzusetzen, 
so hat er Termin zur Hauptverhandlung anzu- 
beraumen. Das Gleiche gilt, wenn der Amts- 
richter eine andere als die beantragte Strafe fest- 
setzen will und die Staatsanwaltschaft bei ihrem 
Antrage beharrt. Durch die Anberaumung des 
Termins wird das Hauptverfahren eröffnet; eine 
Beschwerde findet nicht statt. 

§ 425. Trägt der Amtsrichter kein Bedenken, 
die beantragte Strafe festzusetzen, so hat er den 
Strafbefehl zu erlassen. 

Im Strafbefehle sind außer der Strafe die 
strafbare Handlung, das angewendete Strafgesetz 
und die Beweismittel anzugeben. 

Der Strafbefehl ist dem Angeklagten zuzu- 
stellen; hat der Angeklagte einen gesetzlichen 
Vertreter, so ist der Straf bef eh 1 diesem gleichfalls 
mitzuteilen. 

§ 426. Gegen den Strafbefehl kann der An- 
geklagte binnen einer Woche nach der Zustellung 
bei dem Amtsgericht Einspruch erheben; auf die 
Erhebung des Einspruchs finden die Vorschriften 
der §§ 302, 303, 305, 306 entsprechende An- 
wendung. 

Auf die Befugnis, Einspruch zu erheben, ist 
der Angeklagte im Strafbefehle hinzuweisen. 
Gleichzeitig ist er darauf aufmerksam zu machen, 
daß die festgesetzte Strafe vollstreckbar wird, wenn 
er nicht rechtzeitig oder nicht in der vorge- 
schriebenen Weise Einspruch erhebt. 

§ 427. Wird der Einspruch nicht rechtzeitig 
oder nicht in der vorgeschriebenen Weise er- 
hoben, so ist er vom Amtsrichter als unzulässig 
zu verwerfen. Gegen den Beschluß ist sofortige 
Beschwerde zulässig. 

§ 428. Wird der Einspruch nicht als un- 
zulässig verworfen, so beraumt der Amtsrichter 
Termin zur Hauptverhandlung an. 
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In der Hauptverhandlung kann der Ange- 
klagte durch einen Verteidiger vertreten werden. 
Bleibt der Angeklagte ohne genügende Entschul- 
digung aus und wird er auch nicht durch einen 
Verteidiger vertreten, so wird der Einspruch ohne 
Beweisaufnahme durch Urteil verworfen. 

Bis zur Verkündung des Urteils erster Instanz 
können die Klage und der Einspruch zurück- 
genommen werden, nach dem Beginne der Ver- 
handlung jedoch nur mit Zustimmung des 
Gegners. 

Bei der Entscheidung ist das Gericht an den 
Strafbefehl nicht gebunden. 

§ 429. Hat der Angeklagte Einspruch nicht 
erhoben oder den Einspruch zurückgenommen 
oder hat er auf die Erhebung des Einspruchs 
verzichtet, so erlangt der Strafbefehl die Wirkung 
eines rechtskräftigen Urteils. 

Das Gleiche gilt, wenn der vom Angeklagten 
erhobene Einspruch durch einen nicht mehr an- 
fechtbaren Beschluß verworfen wird. 

§ 430. Stellt sich nach dem Eintritte der 
Rechtskraft des Strafbefehls heraus, daß auf die 
Tat ein schwereres als das im Strafbefehl ange- 
führte Strafgesetz anzuwenden ist, so kann die 
Tat im Wege des ordentlichen Strafverfahrens 
anderweit verfolgt werden. 

Wird die Klage im ordentlichen Verfahren 
erhoben, so kann das Gericht anordnen, daß die 
Vollstreckung des Straf befehls aufzuschieben oder 
zu unterbrechen ist. 

Der Strafbefehl tritt außer Kraft, wenn der 
Angeklagte im ordentlichen Verfahren zu Strafe 
verurteilt wird. Wird auf Geld- oder Freiheits- 
strafe erkannt, so ist im Urteile die durch den 
Strafbefehl festgesetzte Geld- oder Freiheitsstrafe 
in Anrechnung zu bringen, soweit diese bereits 
vollstreckt ist. 

Fünfter Abschnitt. 

Straf Verfügung. Strafbescheid. 

§ 431. Die Befugnis, eine in den Straf- 
gesetzen angedrohte Strafe festzusetzen, kann 
durch die Landesgesetze den Polizeibehörden nur 
für Übertretungen, anderen Verwaltungsbehörden 
nur für Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle eingeräumt werden. 

Durch Straffestsetzung einer Polizeibehörde 
(Strafverfügung) darf keine andere Strafe als Haft 
bis zu vierzehn Tagen, Verweis oder Geldstrafe 
und an deren Stelle Haft bis zu vierzehn Tagen, 
allein oder in Verbindung mit Einziehung, durch 
Straffestsetzung einer anderen Verwaltungsbehörde 
(Strafbescheid) nur Verweis öder Geldstrafe, allein 
oder in Verbindung mit Einziehung ausgesprochen 
werden. 

§ 432. In der Straffestsetzung sind außer 
der festgesetzten Strafe die strafbare Handlung, 
das angewendete Strafgesetz und die Beweismittel 
anzugeben. 



§ 433. Die Festsetzung der Strafe unter- 
bricht die Verjährung wie eine Handlung des 
Richters. 

§ 434. Unter welchen Voraussetzungen 
gegen die Straffestsetzung Beschwerde an die 
höhere Polizei- oder Verwaltungsbehörde ein- 
gelegt werden kann, bestimmt sich nach den 
hierfür maßgebenden reichsgesetzlichen und 
landesgesetzlichen Vorschriften. 

Steht dem Beschuldigten eine Beschwerde 
nicht zu oder macht er von dem Rechte der 
Beschwerde keinen Gebrauch, so kann er gegen 
die Straffestsetzung binnen einer Woche nach der 
Bekanntmachung schriftlich oder zu Protokoll auf 
gerichtliche Entscheidung antragen ; auf diese Be- 
fugnis ist der Beschuldigte in der Straffestsetzung 
hinzuweisen. 

§ 435. Der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung ist bei der Behörde zu stellen, welche 
die Strafe festgesetzt oder die Festsetzung dem 
Beschuldigten bekanntgemacht hat; gegen eine 
Strafverfügung der Polizeibehörde kann der An- 
trag auch unmittelbar bei dem zuständigen Amts- 
gerichte gestellt werden. Für den Antrag gelten 
die Vorschriften der §§ 302, 303, 305, 306. 

Bei einer Versäumung der Antragsfrist finden 
die §§ 39 bis 42 entsprechende Anwendung. 

§ 436. Wird der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gestellt, so hat die Behörde, welche 
die Strafe festgesetzt hat, die Akten an die Staats- 
anwaltschaft abzugeben. 

Die Staatsanwaltschaft legt die Akten dem 
zuständigen Gerichte vor; die Einreichung einer 
Anklageschrift unterbleibt. Unter den im Gerichts- 
verfassungsgesetze bezeichneten Voraussetzungen 
kann der Staatsanwalt durch die Vorlegung der 
Akten bei dem Amtsgerichte dessen Zuständigkeit 
begründen; doch soll er sich vorher der Zu- 
stimmung der Behörde versichern, welche die 
Strafe festgesetzt hat. 

Das Gericht hat den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung als unzulässig zu verwerfen, wenn 
er nicht rechtzeitig oder nicht in der vorge- 
schriebenen Weise gestellt ist oder wenn der Be- 
schuldigte von dem Rechte der Beschwerde an 
die höhere Polizei- oder Verwaltungsbehörde Ge- 
brauch gemacht hat. Gegen den Beschluß ist 
sofortige Beschwerde zulässig. 

Wird der Antrag nicht als unzulässig ver- 
worfen, so ist Termin zur Hauptverhandlung an- 
zuberaumen. 

§ 437. Die Behörde, welche die Strafe fest- 
gesetzt hat, kann die Festsetzung zurücknehmen, 
nach der Abgabe der Akten an die Staatsanwalt- 
schaft jedoch nur mit deren Zustimmung. 

Sind die Akten bereits dem Gerichte vor- 
gelegt, so ist die Zurücknahme dem Gerichte 
von der Staatsanwaltschaft mitzuteilen. Auf Grund 
der Mitteilung hat das Gericht das Verfahren 
einzustellen. 
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Nach dem Beginne der Hauptverhandlung be- 
darf es zur Zurücknahme der Straffestsetzung der 
Zustimmung des Gegners; nach der Verkündung 
des Urteils erster Instanz ist die Zurücknahme 
unzulässig. 

§ 438. Der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung kann zurückgenommen werden; die 
Vorschriften des § 437 Abs. 3 finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 439. War der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gegen einen Strafbescheid gerichtet, 
so kann sich die Verwaltungsbehörde für das 
weitere Verfahren der Verfolgung anschließen. 

Macht die Behörde von dieser Befugnis Ge- 
brauch, so finden die Vorschriften über den An- 
schluß des Verletzten als Nebenkläger ent- 
sprechende Anwendung. Die Verwaltungsbehörde 
wird durch einen Beamten ihres Verwaltungs- 
zweigs oder durch einen Rechtsanwalt vertreten. 

Das Urteil und alle sonstigen Entscheidungen 
sind der Verwaltungsbehörde zuzustellen, auch 
wenn sie bei deren Verkündung vertreten ge- 
wesen ist. Die Fristen zur Einlegung von Rechts- 
mitteln beginnen für die Verwaltungsbehörde erst 
mit der Zustellung. 

Zur Anbringung von Revisionsanträgen und 
zur Gegenerklärung auf solche Anträge steht der 
Verwaltungsbehörde eine Frist von einem Mo- 
nate zu. 

Berufungsanträge, Revisionsanträge und An- 
träge auf Wiederaufnahme des Verfahrens können 
schriftlich von der Verwaltungsbehörde selbst an- 
gebracht werden. 

§ 440. Bei der Entscheidung ist das Ge- 
richt an die von der Behörde festgesetzte Strafe 
nicht gebunden. 

Stellt sich in der Hauptverhandlung heraus, 
daß die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat 
eine strafbare Handlung darstellt, die der Straf- 
befugnis der Behörde entzogen ist, so hat das 
Gericht, ohne in der Sache zu entscheiden, die 
Straffestsetzung durch Beschluß aufzuheben und 
die' Akten der Staatsanwaltschaft mitzuteilen; 
gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde zu- 
lässig. 

§ 441. Die von der Behörde festgesetzte 
Strafe wird, unbeschadet der Vorschrift des § 434 
Abs. 1, vollstreckbar, wenn ein Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung nicht gestellt oder der 
Antrag zurückgenommen oder durch nicht mehr 
anfechtbaren Beschluß verworfen ist. 

Auf die Vollstreckung der festgesetzten Geld- 
strafe finden die Vorschriften des § 477 Abs. 3 
und der §§ 478, 479, 481 entsprechende An- 
wendung. 

§ 442. Kann die durch einen Strafbescheid 
festgesetzte Geldstrafe nicht beigetrieben werden, 
so wird sie auf Antrag der Verwaltungsbehörde 
durch das Gericht in Freiheitsstrafe umgewandelt. 

Die Entscheidung steht dem Gerichte zu, das 



für die Eröffnung des Hauptverfahrens zustän- 
dig gewesen wäre. Vor der Entscheidung sind 
die Staatsanwaltschaft und die Person, gegen 
welche die Strafe festgesetzt ist, zu hören. Gegen 
den Beschluß ist sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 443. Ist die von der Behörde festgesetzte 
Strafe vollstreckbar geworden und stellt sich her- 
aus, daß die Tat eine strafbare Handlung dar- 
stellt, die der Strafbefugnis der Behörde ent- 
zogen ist, so kann die Tat im Wege des ordent- 
lichen Verfahrens anderweit verfolgt werden. 

Die Vorschriften des § 430 Abs. 2, 3 finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 444. Wird wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften über die Erhebung öffent- 
licher Abgaben und Gefälle von der Staatsan- 
waltschaft die öffentliche Klage erhoben, so kann 
sich die Verwaltungsbehörde der Verfolgung an- 
schließen. Macht die Behörde von dieser Be- 
fugnis Gebrauch, so finden die Vorschriften des 
§ 439 Abs. 2 bis 5 Anwendung. 

§ 445. Wegen der vorbezeichneten Zu- 
widerhandlungen kann die Verwaltungsbehörde 
selbst durch unmittelbare Einreichung einer An- 
klageschrift die öffentliche Klage erheben, wenn 
sie einen Strafbescheid nicht erlassen hat und 
die Staatsanwaltschaft den Antrag auf Verfolgung 
ablehnt. 

Die Verwaltungsbehörde hat einen Beamten 
ihres Verwaltungszweigs oder einen Rechtsanwalt 
als Vertreter zu bestellen. Der Vertreter ist in 
der Anklageschrift zu benennen; er hat im wei- 
teren Verfahren die gleiche Stellung wie die 
Staatsanwaltschaft im Verfahren auf öffentliche 
Klage. 

Die Vorschriften des § 439 Abs. 3 bis 5 
finden Anwendung. 

§ 446. Die Staatsanwaltschaft ist zu einer 
Mitwirkung in jeder Lage des Verfahrens berech- 
tigt. Sie hat die zur Hauptverhandlung erforder- 
lichen Ladungen zu bewirken; in der Haupt- 
verhandlung muß sie vertreten sein. Alle im Laufe 
des Verfahrens ergehenden Entscheidungen sind 
auch ihr bekanntzumachen. 

Die Staatsanwaltschaft kann in jeder Lage 
des Verfahrens bis zum Eintritte der Rechtskraft 
des Urteils die Verfolgung durch eine ausdrück- 
liche Erklärung übernehmen; in der Einlegung 
eines Rechtsmittels ist die Übernahme der Ver- 
folgung enthalten. 

Übernimmt die Staatsanwaltschaft die Ver- 
folgung, so wird das Verfahren in der Lage fort- 
gesetzt, in der es sich befindet. Auf die Ver- 
waltungsbehörde finden für das weitere Verfahren 
die für den Nebenkläger geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung; einer besonderen 
Anschlußerklärung oder einer Zulassung bedarf 
es nicht. Die Vorschriften des § 439 Abs. 2 bis 
5 finden Anwendung. 

§ 447. Stellt sich in der Hauptverhandlung 
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heraus, daß die dem Angeklagten zur Last ge- 
legte Tat eine strafbare Handlung darstellt, auf 
die das in den §§ 445, 446 vorgesehene Ver- 
fahren keine Anwendung findet, so hat das Ge- 
richt, sofern nicht die Staatsanwaltschaft die Ver- 
folgung übernimmt, das Verfahren durch Be- 
schluß einzustellen und die Akten der Staats- 
anwaltschaft mitzuteilen; gegen den Beschluß ist 
sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 448. Die Vorschriften des § 435 Abs. 2, 
der §§ 436 bis 438, 440, 443 finden entsprechende 
Anwendung, wenn gegen den Bescheid eines See- 
mannsamts auf gerichtliche Entscheidung ange- 
tragen wird. 

Sechster Abschnitt. 

Verfahren gegen Wehrpflichtige. 
§ 449. In dem Verfahren gegen abwesende 
Wehrpflichtige finden die besonderen Vorschriften 
der §§ 450 bis 455 Anwendung. 

§ 450. Der Gerichtsstand ist bei dem Ge- 
richte begründet, in dessen Bezirke der Ab- 
wesende seinen letzten inländischen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat. Ist 
hiernach ein Gerichtsstand nicht begründet oder 
nicht ermittelt, so ist für das Verfahren das Ge- 
richt zuständig, in dessen Bezirke der Abwesende 
geboren ist. Ist der Geburtsort im Auslande ge- 
legen oder nicht bekannt, so wird das zuständige 
Gericht durch das Reichsgericht bestimmt. 

Das Verfahren kann gleichzeitig gegen 
mehrere abwesende Wehrpflichtige gerichtet 
werden. 

§ 451. Das Verfahren wird auf Grund einer 
Erklärung der mit der Kontrolle der Wehrpflich- 
tigen beauftragten Behörde eingeleitet. 

In der Erklärung ist die dem Abwesenden 
zur Last gelegte Tat unter Hervorhebung der 
gesetzlichen Merkmale der Wehrpflichtsverletzung, 
deren er sich schuldig gemacht haben soll, an- 
zugeben. Die Erklärung muß dahin gehen, daß 
der Aufenthalt des Wehrpflichtigen im Deutschen 
Reiche nicht ermittelt worden ist und daß un- 
geachtet der angestellten Ermittelungen sich keine 
Umstände ergeben haben, welche die Annahme 
ausschließen, daß der Abwesende sich der Wehr- 
pflichtsverletzung schuldig gemacht hat. 

§ 452. In den Fällen des § 140 des 
Strafgesetzbuchs hat der Staatsanwalt auf Grund 
der Erklärung der Kontrollbehörde einen Be- 
schluß des Gerichts herbeizuführen; das Gericht 
hat den Abwesenden für dienstflüchtig zu er- 
klären, sofern nicht Umstände vorliegen, die der 
Erklärung entgegenstehen. Der Beschluß ist im 
Reichsanzeiger bekanntzumachen; er kann nach 
dem Ermessen des Gerichts noch in anderen 
Blättern veröffentlicht werden. 

Das Vermögen des Dienstflüchtigen kann, 
soweit es nach dem Ermessen des Gerichts zur 
Deckung der ihn möglicherweise treffenden höch- 



sten Geldstrafe und der Kosten des Verfahrens 
erforderlich ist, in Beschlag genommen werden. 

Die öffentliche Klage wird gegen den Dienst- 
flüchtigen nicht erhoben, solange er sich durch 
seine Abwesenheit der Verfolgung entzieht; bis 
zur Erhebung der Klage ruht die Verjährung. 

Der im Abs. 1 bezeichnete Beschluß ist auf- 
zuheben, wenn sich nachträglich Umstände er- 
geben, die der Erklärung der Kontrollbehörde 
entgegenstehen, oder wenn nach der Erhebung 
der öffentlichen Klage Freisprechung erfolgt. Die 
Aufhebung ist in denselben Blättern bekanntzu- 
machen, in denen der Beschluß veröffentlicht 
worden ist. 

§ 453. In den Fällen der gemäß § 360 Nr. 3 
des Strafgesetzbuchs strafbaren Übertretungen 
wird auf Grund der Erklärung der Kontroll- 
behörde die öffentliche Klage erhoben und das 
Hauptverfahren eröffnet. 

Der Angeklagte ist in der Ladung zur Haupt- 
verhandlung darauf hinzuweisen, daß er bei un- 
entschuldigtem Ausbleiben auf Grund der Er- 
klärung der Kontrollbehörde verurteilt werden 
wird. 

Die Ladung muß im Falle der öffentlichen 
Zustellung auch die Angabe des letzten inlän- 
dischen Wohnorts oder Aufenthaltsorts des An- 
geklagten enthalten ; einer Bewilligung der öffent- 
lichen -Zustellung durch das Gericht bedarf es 
nicht. 

§ 454. Bleibt der Angeklagte auf ordnungs- 
mäßige Ladung ohne genügende Entschuldigung 
in der Hauptverhandlung aus, so ist ohne ihn 
zu verhandeln. 

Erscheint für den Angeklagten ein Vertei- 
diger, so kann die Beibringung einer Vollmacht 
nicht verlangt werden; als Verteidiger sind auch 
Angehörige des Angeklagten zuzulassen. 

§ 455. Sind die vorgeschriebenen Förm- 
lichkeiten beobachtet worden, so wird der An- 
geklagte auf Grund der Erklärung der Kontroll- 
behörde verurteilt, sofern sich nicht Umstände 
ergeben, die der Erklärung entgegenstehen. 

Gegen mehrere Angeklagte kann gleichzeitig 
verhandelt und entschieden werden. Bedarf es 
für einen Angeklagten einer Beweiserhebung, so 
ist die Sache von den übrigen Sachen zu trennen. 

Siebenter Abschnitt. 

Einziehung und Vermögens- 
beschlagnahme. 

§ 456. Ist im Falle der Verfolgung einer 
bestimmten Person auf Einziehung, Vernichtung 
oder Unbrauchbarmachung von Gegenständen zu 
erkennen, auf die eine andere Person einen recht- 
lichen Anspruch hat, so soll auch diese als Be- 
teiligter zur Hauptverhandlung geladen werden, 
soweit dies ohne Verzögerung der Sache ge- 
schehen kann. 

In der Ladung ist der Beteiligte darauf hin- 
zuweisen, daß über die Einziehung, Vernichtung 
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oder Unbrauchbarmachung der Gegenstände 
auch ihm gegenüber entschieden wird; mit der 
Ladung ist die Anklageformel mitzuteilen. 

§ 457. In der Hauptverhandlung stehen 
dem Beteiligten, unabhängig vom Angeklagten, 
die Rechte eines Angeklagten zu. Er kann durch 
einen Verteidiger vertreten werden. 

Der Beteiligte kann in der Hauptverhandlung 
erscheinen und seine Rechte geltend machen, 
auch wenn er nicht geladen ist. Bleibt der Be- 
teiligte auf ordnungsmäßige Ladung in der Haupt- 
verhandlung aus, so wird ohne ihn verhandelt. 

Das Urteil ist dem geladenen und dem ohne 
Ladung in der Hauptverhandlung erschienenen 
Beteiligten zuzustellen, wenn weder er selbst noch 
für ihn ein Vertreter bei der Verkündung zu- 
gegen gewesen ist. 

§ 458. Die Rechtsmittel gegen das Urteil 
stehen auch dem Beteiligten zu. Für Beteiligte, 
die weder geladen waren noch ohne Ladung in 
der Hauptverhandlung erschienen sind, beginnt 
die* Frist zur Einlegung eines Rechtsmittels mit 
der Verkündung des Urteils. 

§ 459. Soll auf Einziehung, Vernichtung 
oder Unbrauchbarmachung von Gegenständen 
selbständig erkannt werden, so ist der Antrag 
von der Staatsanwaltschaft oder dem Privatkläger 
bei dem Gerichte zu stellen, das im Falle der 
Verfolgung einer bestimmten Person zuständig 
sein würde. Wäre das Schwurgericht zuständig, 
so ist der Antrag bei dem Landgerichte zu stellen. 

Auf den Antrag finden die Vorschriften über 
den Inhalt einer Anklageschrift entsprechende An- 
wendung. 

Die Verhandlung und Entscheidung erfolgt 
in einem Termin, auf den die Vorschriften über 
die Hauptverhandlung entsprechende Anwendung 
finden. 

Die Stellung eines Beteiligten, der auf die 
Gegenstände einen rechtlichen Anspruch hat, 
richtet sich nach den Vorschriften der §§ 456 
bis 458. 

§ 460. Für die Beschlagnahme des Ver- 
mögens in den Fällen des § 159 Abs. 1 und 
des § 452 dieses Gesetzes und in den Fällen der 
§§ 93, 140 des Strafgesetzbuchs gelten die Vor- 
schriften der Abs. 2 bis 4. 

Der die Beschlagnahme aussprechende Be- 
schluß des Gerichts ist im Reichsanzeiger be- 
kanntzumachen; er kann nach dem Ermessen 
des Gerichts noch in anderen Blättern veröffent- 
licht werden. 

Mit der Bekanntmachung des Beschlusses ver- 
liert der darin Bezeichnete das Recht, über das 
von der Beschlagnahme betroffene Vermögen zu 
verfügen; behufs Einleitung einer Pflegschaft ist 
der zuständigen Behörde Mitteilung zu machen. 

Die Beschlagnahme ist aufzuheben, sobald 
ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. Die 
Aufhebung ist in denselben Blättern bekannt- 



zumachen, in denen die Beschlagnahme veröffent- 
licht worden ist. 

§ 461. Auf die Beschlagnahme einzelner Ver- 
mögensstücke in den Fällen des § 159 Abs. 2 
und des § 452 dieses Gesetzes und im Falle des 
§ 140 des Strafgesetzbuchs finden die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die Vollziehung und 
die Wirkungen des dinglichen Arrestes Anwen- 
dung. Die Beschlagnahme ist aufzuheben, sobald 
ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 



Fünftes Buch. 

Vollstreckung. Kosten. 

Erster Abschnitt. 

Vollstreckung. 

§ 462. Strafurteile sind vollstreckbar, so- 
weit sie rechtskräftig sind. 

Die Vollstreckung erfolgt auf Grund einer 
beglaubigten Abschrift der Urteilsformel, auf der 
die Vollstreckbarkeit vom Gerichtsschreiber be- 
scheinigt ist. 

§ 463. Die Vollstreckung herbeizuführen und 
zu überwachen, ist Aufgabe der Staatsanwaltschaft 
(Vollstreckungsbehörde). Den Amtsanwälten steht 
die Vollstreckung nicht zu. 

Für diejenigen Sachen, in denen in erster 
Instanz das Amtsgericht erkannt hat, können 
durch Anordnung der Landesjustizverwaltung die 
Aufgaben der Vollstreckungsbehörde ganz oder 
zum Teil dem Amtsrichter übertragen werden. 

§ 464. Gerichtliche Entscheidungen, die bei 
der Vollstreckung notwendig sind, werden von 
dem Gericht erster Instanz (Vollstreckungsgericht) 
erlassen. 

Die Entscheidungen ergehen nach Anhörung 
der Staatsanwaltschaft und des Verurteilten ohne 
mündliche Verhandlung. Gegen die Entschei- 
dungen ist sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 465. Entstehen Zweifel über die Aus- 
legung eines Strafurteils oder über die Berech- 
nung der erkannten Strafe oder werden Ein- 
wendungen gegen die Zulässigkeit der Strafvoll- 
streckung erhoben, so ist die Entscheidung des 
Vollstreckungsgerichts herbeizuführen. 

Der Fortgang der Vollstreckung wird hier- 
durch nicht gehemmt; doch kann das Gericht 
anordnen, daß die Vollstreckung aufzuschieben 
oder zu unterbrechen ist. 

§ 466. Die Todesstrafe darf nicht vollstreckt 
werden, bevor feststeht, daß vom Begnadigungs- 
rechte kein Gebrauch gemacht wird. 

An schwangeren oder geisteskranken Per- 
sonen darf die Todesstrafe nicht vollstreckt 
werden. 

§ 467. Die Vollstreckung der Todesstrafe 
findet in einem umschlossenen Räume statt. 

Bei der Vollstreckung müssen außer dem zur 
Leitung berufenen Beamten der Staatsanwaltschaft 
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zwei Mitglieder des Gerichts erster Instanz, ein 
Gerichtsschreiber und ein Gefängnisbeamter zu- 
gegen sein. Der Gemeindevorstand des Ortes, an 
dem die Hinrichtung stattfindet, ist aufzufordern, 
zu der Hinrichtung zwölf Personen abzuordnen; 
hierzu sind Vertreter oder andere achtbare Mit- 
glieder der Gemeinde auszuwählen. Ferner ist 
einem Geistlichen von dem Religionsbekenntnisse 
des Verurteilten, dem Verteidiger und nach dem 
Ermessen des Beamten, der die Vollstreckung leitet, 
auch anderen Personen der Zutritt zu gewähren. 

Ober die Hinrichtung ist ein Protokoll aufzu- 
nehmen. Das Protokoll ist von dem Beamten 
der Staatsanwaltschaft und dem Gerichtsschreiber 
zu unterzeichnen. 

Der Leichnam des Hingerichteten ist dessen 
Angehörigen auf ihr Verlangen zur einfachen Be- 
stattung zu überlassen. Bei der Bestattung dürfen 
Feierlichkeiten nicht stattfinden. 

§ 468. Die Vollstreckung einer Freiheits- 
strafe wird von der Vollstreckungsbehörde schrift- 
lich verfügt. In der Verfügung (Aufnahmever- 
f ügung) werden das Urteil, die Straftat, die erkannte 
Strafe und der Zeitpunkt angegeben, von dem an 
die Strafzeit zu berechnen ist. Ist die erkannte 
Strafe schon zum Teil verbüßt oder ist Unter- 
suchungshaft in Anrechnung zu bringen, so ist 
dies in der Aufnahmeverfügung zu vermerken. 

§ 469. Auf die Freiheitsstrafe ist unverkürzt 
die Untersuchungshaft anzurechnen, die der Ver- 
urteilte nach der Verkündung des Urteils erlitten 
hat, sofern das Urteil vom Verurteilten nicht an- 
gefochten oder von ihm ein Rechtsmittel zwar 
eingelegt, aber innerhalb der Einlegungsfrist wieder 
zurückgenommen ist. 

Ist das Rechtsmittel vom Verteidiger oder für 
eine Verurteilte von deren Ehemann eingelegt wor- 
den, so findet die Anrechnung auch dann statt, 
wenn die verurteilte Person das Rechtsmittel erst 
nach dem Ablaufe der Einlegungsfrist, aber noch 
im Laufe des Tages nach der im § 303 vorge- 
schriebenen Benachrichtigung zurücknimmt. 

§ 470. War gegen den Verurteilten wegen 
derselben Tat früher bereits durch rechtskräftigen 
Strafbefehl oder durch vollstreckbare Straffest- 
setzung einer Verwaltungsbehörde oder eines See- 
mannsamts eine Strafe ausgesprochen worden und 
sind im Urteile die Vorschriften über die An- 
rechnung der festgesetzten Strafe auf die neu er- 
kannte Strafe außer Betracht geblieben, so ist die 
Entscheidung des Vollsireckungsgerichts herbeizu- 
führen. 

§ 471. Die Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
ist aufzuschieben, wenn der Verurteilte vor deren 
Beginn in Geisteskrankheit oder in eine andere 
Krankheit verfällt, bei der die Vollstreckung der 
Strafe eine nahe Lebensgefahr für den Verurteilten 
herbeiführen würde. 

Das Gleiche gilt, wenn sich der Verurteilte 
körperlich in einem Zustande befindet, bei dem 



sich die Vollstreckung mit der Einrichtung der 
Strafanstalt nicht vertragen würde. 

§ 472. Wird der Verurteilte nach dem Be- 
ginne der Vollstreckung in eine von der Straf- 
anstalt getrennte Krankenanstalt gebracht, so ist 
die Dauer des Aufenthalts in der Krankenanstalt 
in die Strafzeit einzurechnen, es sei denn, daß 
der Verurteilte die Krankheit vorsätzlich herbei- 
geführt hat. 

Soll die Einrechnung nicht stattfinden, so 
ist die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts 
herbeizuführen. 

§ 473. Die Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
kann auf Antrag des Verurteilten von der Voll- 
streckungsbehörde ausgesetzt werden, wenn sie 
dem Verurteilten oder seinen Angehörigen er- 
hebliche, außerhalb des Strafzwecks liegende 
Nachteile bereiten würde; die Aussetzung kann 
nach dem Ermessen der Vollstreckungsbehörde 
an die Leistung einer Sicherheit oder an andere 
Bedingungen geknüpft werden. Die Dauer der 
Aussetzung soll in der Regel sechs Monate nicht 
übersteigen. 

§ 474. Bleibt der Verurteilte auf die Ladung 
zum Strafantritt aus oder ist er der Flucht ver- 
dächtig, so kann die Vollstreckungsbehörde einen 
Vorführungsbefehl oder Haftbefehl erlassen. 

Ist der Verurteilte flüchtig oder hält er sich 
verborgen, so kann ein Steckbrief erlassen werden. 

§ 475. Ist ein auf Gesamtstrafe lautendes 
Urteil nur hinsichtlich eines Teiles der in die Ge- 
samtstrafe einbezogenen Strafen durch ein Rechts- 
mittel angefochten, so darf das Urteil vor der 
rechtskräftigen Entscheidung über das Rechtsmittel 
auch nicht hinsichtlich der nicht angefochtenen 
Einzelstrafen vollstreckt werden. 

War das Rechtsmittel vom Angeklagten ein- 
gelegt, so ist, wenn es Erfolg hat, die nach der 
Verkündung des angefochtenen Urteils erlittene 
Untersuchungshaft auf die zu vollstreckende Strafe 
bis zur Höhe der nicht angefochtenen Einzel- 
strafen anzurechnen, sofern nicht in dem auf das 
Rechtsmittel ergehenden Urteil ein anderes be- 
stimmt ist. 

§ 476. Sind mehrere Freiheitsstrafen in ver- 
schiedenen Urteilen gegen denselben Verurteilten 
rechtskräftig erkannt worden und sind hierbei die 
Vorschriften des § 79 des Strafgesetzbuchs außer 
Betracht geblieben, so ist die Entscheidung des 
Vollstreckungsgerichts herbeizuführen. 

Waren die Urteile von verschiedenen Ge- 
richten erlassen, so bestimmt sich die Zuständig- 
keit des Vollstreckungsgerichts nach der Sache, 
in der die schwerste Strafart oder bei Strafen 
gleicher Art die höchste Strafe oder bei Strafen 
gleicher Art und Höhe die letzte Strafe ausge- 
sprochen ist; war in einer Sache das Urteil vom 
Reichsgericht in erster Instanz erlassen, so ist 
dieses zuständig. 

Die Vorschriften der Abs. 1, 2 finden ent- 
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sprechende Anwendung, wenn ein auf Gesamt- 
strafe lautendes Urteil nach dem Eintritte der 
Rechtskraft die Vollstreckbarkeit hinsichtlich eines 
Teiles der in die Gesamtstrafe einbezogenen 
Strafen verliert und für den übrigen Teil die 
Festsetzung der noch zu vollstreckenden Strafe 
erforderlich ist. 

§ 477. Die Vollstreckung einer Geldstrafe 
wird von der Vollstreckungsbehörde schriftlich ver- 
fügt. Für die Art und Weise der Vollstreckung, 
insbesondere für die Zuständigkeit zur Entschei- 
dung über die dagegen gerichteten Einwendungen, 
sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung maß- 
gebend. 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auf die 
Vollstreckung einer Buße entsprechende Anwen- 
dung. 

In den Nachlaß des Verurteilten darf eine 
Geldstrafe nicht vollstreckt werden. 

§ 478. Für die Zahlung einer Geldstrafe 
kann dem Verurteilten von der Vollstreckungsbe- 
hörde eine Frist bewilligt oder die Abtragung in 
Teilbeträgen gestattet werden; die Gesamtdauer 
der Fristen soll in der Regel sechs Monate nicht 
übersteigen. 

Längere Fristen können bewilligt werden, wenn 
dem Verurteilten infolge von Krankheit, Arbeits- 
losigkeit oder aus anderen Gründen die Zahlung 
der Geldstrafe zeitweilig unmöglich oder besonders 
erschwert ist. 

§ 479. Ist nach Lage der Sache mit Sicher- 
heit vorauszusehen, daß der Versuch, die Geld- 
strafe beizutreiben, erfolglos bleiben würde, so 
kann die Vollstreckung der Geldstrafe unterbleiben. 

§ 480. Kann eine Geldstrafe nicht beige- 
trieben werden und ist für diesen Fall die an 
die Stelle der Geldstrafe tretende Freiheitsstrafe 
im Urteile nicht festgesetzt worden, so ist die 
Entscheidung des Vollstreckungsgerichts herbeizu- 
führen. 

§ 481. Die Vollstreckung der an die Stelle 
einer Geldstrafe tretenden Freiheitsstrafe kann 
jederzeit dadurch abgewendet werden, daß der 
Gesamtbetrag der noch zu zahlenden Geldstrafe 
entrichtet wird. 

§ 482. Die Vollstreckung eines Verweises 
geschieht in der Weise, daß er dem Verurteilten 
von der Vollstreckungsbehörde mündlich erteilt 
wird. Über die Verhandlung ist ein Protokoll auf- 
zunehmen. 

Bleibt der Verurteilte auf die Ladung zur Ent- 
gegennahme des Verweises aus, so kann er zwangs- 
weise vorgeführt werden. 

Ist dem Verurteilten das Erscheinen vor der 
zuständigen Vollstreckungsbehörde besonders er- 
schwert, so kann eine andere Vollstreckungsbe- 
hörde um die Erteilung des Verweises ersucht 
werden. 

§ 483. Urteile, die auf Einziehung, Ver- 
nichtung oder Unbrauchbarmachung von Gegen- 



ständen lauten, werden auf Anordnung der Voll- 
streckungsbehörde durch Beschlagnahme dieser 
Gegenstände vollstreckt. Die Beschlagnahme ist 
auch dann zulässig, wenn es sich um Sendungen 
handelt, die sich in dem Gewahrsam einer Be- 
hörde des Post- und Telegraphendienstes befinden. 
§ 484. In Sachen, in denen das Reichsge- 
richt in erster Instanz erkannt hat, steht das Be- 
gnadigungsrecht dem Kaiser zu. 

Zweiter Abschnitt. 

Kosten. 

§ 485. Die Kosten des Verfahrens sind vom 
Angeklagten zu tragen, wenn er zu Strafe ver- 
urteilt ist. Die Auslagen können zum Teil der 
Staatskasse auferlegt werden, wenn dies mit Rück- 
sicht auf die Behandlung der Sache, insbesondere 
auf die Vornahme von Untersuchungshandlungen, 
die für die Verurteilung nicht in Betracht kommen, 
zur Vermeidung besonderer Härten angemessen 
erscheint. Soweit die Auslagen von einem Neben- 
kläger verschuldet sind, werden sie diesem auf- 
erlegt. 

Zu den Kosten des Verfahrens gehören auch 
die Kosten des Ermittelungsverfahrens und der 
Vollstreckung sowie die einem Nebenkläger er- 
wachsenen notwendigen Auslagen. 

Wird der Angeklagte nur wegen eines Teiles 
der ihm zur Last gelegten Taten verurteilt, so 
sind die Auslagen, die ausschließlich durch die 
Verfolgung wegen der anderen Taten entstanden 
sind, von der Staatskasse zu tragen, soweit sie 
nicht durch eine schuldhafte Versäumnis des An- 
geklagten verursacht sind. 

Im Sinne dieses Abschnitts steht ein nach 
§ 374 gegen einen Jugendlichen ergehender Ein- 
stellungsbeschluß einem auf Strafe lautenden Ur- 
teile gleich. 

§ 486. Mehrere Angeklagte, die wegen der- 
selben Tat zu Strafe verurteilt sind, haften für 
die Auslagen als Gesamtschuldner, soweit die 
Auslagen nicht durch die Vollstreckung der Strafe 
oder durch Untersuchungshaft entstanden sind; 
doch können Mitangeklagte von der Haftung be- 
freit werden, soweit dies aus Gründen der im 
§ 485 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Art angemessen 
erscheint. 

Wird bei wechselseitigen Beleidigungen oder 
Körperverletzungen ein Angeklagter für straffrei 
erklärt, so können ihm gleichwohl die Kosten 
auferlegt werden, soweit dies angemessen er- 
scheint. 

§ 487. Wird der Angeschuldigte freige- 
sprochen oder außer Verfolgung gesetzt oder 
wird das Verfahren eingestellt, so sind die Kosten 
von der Staatskasse zu tragen; doch sind Aus- 
lagen, die durch schuldhafte Versäumnis des An- 
geklagten entstanden sind, diesem aufzuerlegen. 

Der Staatskasse können, soweit es angemessen 
erscheint, auch die dem Angeschuldigten er- 



Digitized by 



Google 



125 



Entwurf einer Strafprozeßordnung. §§ 488—49*. 



126 



wachsenen notwendigen Auslagen auferlegt 
werden. 

§ 488. War das Verfahren durch eine wider 
besseres Wissen angebrachte oder auf grober 
Fahrlässigkeit beruhende Anzeige eines Dritten 
veranlaßt, so können diesem die Kosten sowie die 
notwendigen Auslagen auferlegt werden, die der 
von ihm beschuldigten Person erwachsen sind. 

§ 489. Wird das Verfahren eingestellt, weil 
der zur Verfolgung erforderliche Strafantrag zu- 
rückgenommen ist, so sind die Kosten und die 
dem Verdächtigen erwachsenen notwendigen Aus- 
lagen dem Antragsteller aufzuerlegen; doch 
können sie dem Angeklagten auferlegt werden, 
soweit er sich zu deren Übernahme bereit er- 
klärt hat. 

§ 490. Im Verfahren auf Privatklage fallen 
Kosten, die im Verfahren auf öffentliche Klage 
von der Staatskasse zu tragen sind, dem Privat- 
kläger zur Last, soweit nicht durch einen zu 
gerichtlichem Protokoll geschlossenen Vergleich 
abweichende Bestimmungen getroffen werden. 
Mehrere Privatkläger haften als Gesamtschuldner. 

Wird den Anträgen des Privatklägers nur 
zum Teil entsprochen oder ist ein Teil der Aus- 
lagen vom Privatkläger verschuldet, so können 
die Kosten angemessen verteilt werden. 

Den Kosten des Verfahrens treten die dem 
Privatkläger und dem Beschuldigten erwachsenen 
notwendigen Auslagen hinzu. Zu diesen Aus- 
lagen gehören die Gebühren und Auslagen des 
Anwalts, soweit sie nach § 91 der Zivilprozeß- 
ordnung von der unterliegenden Partei zu er- 
statten sind. 

§ 491. Wird ein Antrag des Verletzten auf 
Strafverfolgung durch gerichtliche Entscheidung 
abgelehnt, so fallen dem Antragsteller die Kosten 
sowie die notwendigen Auslagen zur Last, die 
der von ihm beschuldigten Person erwachsen sind. 

Wird auf den Antrag die Erhebung der 
öffentlichen Klage angeordnet, so finden auf den 
Antragsteller die für den Privatkläger geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung; doch 
können die hiernach den Antragsteller treffenden 
Kosten, soweit es angemessen erscheint, der 
Staatskasse auferlegt werden. 

§ 492. Wird ein Rechtsmittel zurückge- 
nommen oder hat es keinen Erfolg, so hat der 
Beschwerdeführer die Kosten zu tragen; war das 
Rechtsmittel von der Staatsanwaltschaft eingelegt, 
so können der Staatskasse auch die dem Be- 
schuldigten erwachsenen notwendigen Auslagen 
auferlegt werden, soweit dies angemessen er- 
scheint. Hat ein Rechtsmittel nur zum Teil Er- 
folg, so können die Kosten angemessen verteilt 
werden; das Gleiche gilt, wenn ein zu Gunsten 
des Angeklagten eingelegtes Rechtsmittel zwar Er- 
folg hat, eine Freisprechung aber nicht stattfindet. 

Auf die Kosten, die durch einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens verursacht sind, 



finden die Vorschriften des Abs. 1 entsprechende 
Anwendung. 

Die Kosten einer Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand fallen dem Antragsteller zur Last, 
soweit sie nicht durch unbegründeten Widerspruch 
des Gegners entstanden sind. War die Ver- 
säumung vom Verteidiger verschuldet, so sind 
diesem die Kosten aufzuerlegen. 

§ 493. In den zur Zuständigkeit des Reichs- 
gerichts gehörenden Sachen tritt an die Stelle 
der Staatskasse die Reichskasse. 

§ 494. Über die Kostenpflicht der Prozeß- 
beteiligten ist im Urteil, und zwar in der Urteils- 
formel, sowie in jeder Entscheidung Bestimmung 
zu treffen, durch die das Verfahren eingestellt 
wird. 

Soweit auf Grund der Vorschriften dieses 
Abschnitts einem Dritten Kosten auferlegt wer- 
den, ergeht besondere Entscheidung. Die Ent- 
scheidung steht dem Gerichte zu, das mit der 
Sache befaßt ist; soweit das Urteil bereits rechts- 
kräftig ist, entscheidet das Gericht erster Instanz. 
Vor der Entscheidung ist der Dritte zu hören. 
Gegen die Entscheidung ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 

Ist über Kosten Bestimmung zu treffen, ohne 
daß ein Gericht mit der Sache befaßt ist, so 
steht die Entscheidung dem Gerichte zu, das 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu ent- 
scheiden hätte. 

§ 495. Stirbt eine Person, der durch eine 
gerichtliche Entscheidung Kosten auferlegt sind, 
bevor die Entscheidung unanfechtbar geworden 
ist, so haftet der Nachlaß nicht für die Kosten. 

§ 496. Für die Festsetzung der Auslagen, 
die einem Prozeßbeteiligten zu erstatten sind, 
gelten die Vorschriften der §§ 497 bis 500. 

§ 497. Das Gesuch um Festsetzung ist bei 
dem Gerichtsschreiber des Gerichts erster Instanz 
anzubringen; die Kostenberechnung und die Be- 
lege, die zur Rechtfertigung der einzelnen An- 
sätze dienen, sind beizufügen. In Fällen, in Henen 
sich der Erstattu-ngsanspruch nicht gegen die 
Staatskasse richtet, ist außerdem eine Abschrift 
der Kostenberechnung für den Gegner beizu- 
fügen. 

Richtet sich der Anspruch gegen die Staats- 
kasse, so hat der Gerichtsschreiber das Gesuch 
zunächst der Staatsanwaltschaft zur Erklärung 
vorzulegen. 

§ 498. Ober das Festsetzungsgesuch ent- 
scheidet der Gerichtsschreiber. Er hat .den Fest- 
setzungsbeschluß den Beteiligten zuzustellen; in 
den im § 497 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Fällen 
ist bei der Zustellung an den Gegner des An- 
tragstellers die Abschrift der Kostenberechnung 
beizufügen. 

Zur Berücksichtigung eines Ansatzes genügt, 
daß er glaubhaft gemacht ist. 
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Hält der Gerichtsschreiber eine von der Er- 
klärung der Staatsanwaltschaft abweichende Fest- 
setzung für geboten, so hat er die Entscheidung 
des Gerichts herbeizuführen. Im übrigen kann 
von den Beteiligten binnen einer Woche nach 
der Bekanntmachung der vom Gerichtsschreiber 
getroffenen Festsetzung die Entscheidung des Ge- 
richts beantragt werden; vor der Entscheidung 
über die Erinnerung kann das Gericht anordnen, 
daß die Vollziehung des Festsetzungsbeschlusses 
auszusetzen ist. 

Gegen die Entscheidung des Gerichts ist 
sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 499. Sind im Verfahren auf Privatklage 
die Kosten unter den Prozeßbeteiligten ganz oder 
teilweise nach Bruchteilen verteilt, so hat ein Be- 



teiligter, der die Festsetzung seiner Kosten herbei- 
führen will, vor der Anbringung des Festsetzungs- 
gesuchs den Gegner aufzufordern, binnen einer 
einwöchigen Frist die Berechnung seiner Kosten 
bei dem Gerichtsschreiber einzureichen. Geht die 
Berechnung innerhalb der Frist nicht ein, so er- 
folgt die Festsetzung ohne Rücksicht auf die 
Kosten des Gegners. Diesem bleibt vorbehalten, 
den Anspruch auf Erstattung nachträglich geltend 
zu machen; die hierdurch entstehenden Mehr- 
kosten fallen ihm zur Last. 

§ 500. Auf die Vollstreckung des Fest- 
setzungsbeschlusses finden die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung entsprechende Anwendung. 

Urkundlich usw. 

Gegeben usw. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
was folgt; 

§ 1. Das Gesetz, betreffend Änderungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes, und die Strafprozeß- 
ordnungtreten am in Kraft. Gleich- 
zeitig werden die Strafprozeßordnung vom 
1. Februar 1877 und das Einführungsgesetz dazu 
(Reichs-Gesetzbl. S. 253 ff., S. 346 ff.) aufgehoben. 

Ist in einer zu dieser Zeit anhängigen Sache 
eine Entscheidung bereits erlassen, so regelt sich 
die Frage, wem die Entscheidung bekanntzu- 
machen ist sowie ob und auf welche Weise sie 
durch ein Rechtsmittel angefochten werden kann, 
nach den Vorschriften des bisherigen Rechtes. 
Ist in einer zu dieser Zeit rechtskräftig ent- 
schiedenen Sache die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens bereits beantragt, so bleiben für die Vor- 
aussetzungen, unter denen sie zulässig ist, die 
Vorschriften des bisherigen Rechtes maßgebend. 

§ 2. Die Anordnungen, die erforderlich sind, 
um bis zum Inkrafttreten des Gesetzes, betreffend 
Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, die 
Besetzung der Gerichte nach dessen Vorschriften 
herbeizuführen, werden von der Landesjustizver- 
waltung getroffen. 

§ 3. Gesetz im Sinne der Strafprozeßordnung 
und dieses Gesetzes ist jede Rechtsnorm. 

Als Bundesstaat gilt auch das Reichsland 
Elsaß-Lothringen. 

§ 4. Die Strafprozeßordnung findet auf alle 
Strafsachen Anwendung, die vor die ordentlichen 
Gerichte gehören. 

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vor- 
schriften : 

1. über die Voraussetzungen, unter denen 
gegen Mitglieder einer gesetzgebenden Ver- 
sammlung während der Dauer einer 
Sitzungsperiode eine Strafverfolgung ein- 
geleitet oder fortgesetzt werden kann, 

2. über das Verfahren im Verwaltungswege 



bei Übertretungen, wegen deren die Polizei- 
behörden zur Festsetzung von Strafen be- 
fugt sind, und bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle, soweit 
nicht in den §§ 431 bis 437, 442 der Straf- 
prozeßordnung abweichende Vorschriften 
getroffen sind. 
§ 5. Soweit die Gerichtsbarkeit in Straf- 
sachen, für die besondere Gerichte zugelassen 
sind, durch die Landesgesetzgebung den ordent- 
lichen Gerichten übertragen wird, kann diese ein 
von der Strafprozeßordnung und den prozeß- 
rechtlichen Vorschriften des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes abweichendes Verfahren anordnen. 

Für Forst- und Feldrügesachen können die 
Landesgesetze anordnen, daß sie durch die Amts- 
gerichte in einem besonderen Verfahren sowie 
ohne Schöffen verhandelt und entschieden werden. 
§ 6. Auf die Landesherren, die Mitglieder 
der landesherrlichen Familien und der Fürst- 
lichen Familie Hohenzollern sowie die Mitglieder 
des vormaligen Hannoverschen Königshauses, des 
vormaligen Kurhessischen, des vormaligen Her- 
zoglich Nassauischen und des Herzoglich Hol- 
steinischen Fürstenhauses finden die Vorschriften 
der Strafprozeßordnung nur insoweit Anwendung, 
als nicht besondere Vorschriften der Hausver- 
fassungen oder der Landesgesetze abweichende 
Bestimmungen enthalten. 

§ 7. Die prozeßrechtlichen Vorschriften der 
Reichsgesetze treten nur insoweit außer Kraft, als 
sich aus der Strafprozeßordnung, dem Gesetze, 
betreffend Änderungen des GerichtsverfassungSr- 
gesetzes, und diesem Gesetze die Aufhebung 
ergibt. 

§ 8. Das Gesetz, betreffend die Geltung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes in Helgoland, vom 
4. Juni 1893 (Reichs-Gesetzbl. S. 193) wird auf- 
gehoben. 

Der Bezirk von Helgoland gilt im Sinne der 
Vorschriften über Schöffen und Geschworene als 
Bezirk eines Amtsgerichts. In den Ausschuß 
werden als Beisitzer nur zwei Vertrauensmänner 
gewählt. Zur Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
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genügt die Anwesenheit des Vorsitzenden, des 
Staatsverwaltungsbeamten und eines Vertrauens- 
manns. 

Für den Bezirk von Helgoland findet in Straf- 
sachen, die vor dem Amtsgerichte zu verhandeln 
sind, die Hauptverhandlung auf der Insel statt. 

§ 9. Der § 78 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (Reichs-Gesetzbl. S. 177) erhält 
folgende Fassung: 

Das Hauptverfahren wird durch einen 
Beschluß des Ehrengerichts eröffnet. In 
dem Beschluß ist die dem Angeklagten zur 
Last gelegte Pflichtverletzung durch An- 
gabe der sie begründenden Tatsachen zu 
bezeichnen. 

§ 10. Das Gesetz über die Konsulargerichts- 
barkeit vom 7. April 1900 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 213) wird dahin geändert: 

1. Im § 7 erhält die Nr. 1 folgende Fassung: 

für die durch das Gerichtsverfassungs- 
gesetz, die Prozeßordnungen und die Kon- 
kursordnung den Amtsgerichten zugewie- 
senen Sachen, für Strafsachen jedoch nur, 
soweit nicht die Zuziehung von Schöffen 
vorgeschrieben ist; 

2. Der § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

In Strafsachen sind in der Hauptver- 
handlung vier Beisitzer zuzuziehen, wenn 
das Hauptverfahren wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens eröffnet ist, für 
das die Zuständigkeit der Amtsgerichte 
weder begründet ist noch durch den Staats- 
anwalt begründet werden kann. 

3. Im § 10 erhält die Nr. 1 folgende Fassung: 

für Sachen, die nach dem Gerichtsver- 
fassungsgesetz und den Prozeßordnungen 
vor den Landgerichten in erster Instanz 
oder vor den Amtsgerichten mit Schöffen 
zu verhandeln sind; 

4. Der § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Die Gerichtseingesessenen haben der 
an sie ergehenden Berufung Folge zu 
leisten; die in dem Gerichtsverfassungs- 
gesetze für Schöffen und Geschworene ge- 
gebenen Vorschriften über die Berück- 
sichtigung von Ablehnungsgründen, über 
die bei Pflichtversäumnissen zulässigen Maß- 
regeln und über die Gewährung von Reise- 
kosten finden auf die Beisitzer in den 
Konsulargerichtsbezirken entsprechende An- 
wendung; die Höhe der Bezüge wird vom 
Reichskanzler festgesetzt. 

5. Der § 58 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Der Beschluß, durch den das Haupt- 
verfahren eröffnet wird, hat auch die Be- 



weismittel anzugeben; er tritt an die Stelle 
der Anklageformel. 
6. Als § 69 a wird folgende Vorschrift eingestellt : 
In der Hauptverhandlung vor dem Be- 
rufungsgerichte hält ein Berichterstatter in 
Abwesenheit der Zeugen einen Vortrag über 
die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens; 
das Urteil erster Instanz ist hierbei zu 
verlesen. 

Bei der Berichterstattung und der Be- 
weisaufnahme können Schriftstücke und 
Vernehmungsprotokolle in demselben Um- 
fange wie in der Hauptverhandlung erster 
Instanz verlesen werden. Zulässig ist auch 
die Verlesung der Protokolle über die Aus- 
sagen der in der Hauptverhandlung erster 
Instanz vernommenen Zeugen und Sach- 
verständigen; doch bedarf es hierzu der 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft und des 
Angeklagten, wenn die wiederholte Vor- 
ladung der Zeugen oder Sachverständigen 
• erfolgt ist oder von dem Angeklagten recht- 
zeitig vor der Hauptverhandlung beantragt 
worden war. 
Soweit in Reichsgesetzen auf Vorschriften des 
Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit ver- 
wiesen ist, die durch die im Abs. 1 enthaltenen 
Vorschriften geändert oder ergänzt werden, treten 
an deren Stelle die neuen Vorschriften. 

§ 11. Der Reichskanzler wird ermächtigt, 
den Text des Gerichtsverfassungsgesetzes, wie er 
sich aus den Änderungen ergibt, die in 

dem Gesetze, betreffend das Flaggenrecht 
der Kauffahrteischiffe, vom 22. Juni 1899 
(Reichs-Gesetzbl. S. 319), 
dem Gesetze vom 20. März 1905 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 179), 
dem Gesetze vom 5. Juni 1905 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 533) 
und 
dem Gesetze, betreffend Änderungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes, 
vorgesehen sind, unter fortlaufender Nummern- 
folge der Titel und Paragraphen mit dem Datum 
dieses Gesetzes durch das Reichs-Gesetzblatt be- 
kanntzumachen. 

§ 12. Soweit in Reichsgesetzen auf Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 
1877, des Einführungsgesetzes dazu oder des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes verwiesen ist, treten an 
deren Stelle- die entsprechenden Vorschriften der 
neuen Strafprozeßordnung, dieses Gesetzes und 
des durch den Reichskanzler bekanntgemachten 
Textes des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
Urkundlich usw. 
Gegeben usw. 
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A. Vorgeschichte und allgemeine Ziele 
der Reform. 



Frühere Reformversuche. 

Unter den Reichs- Justizgesetzen des Jahres 1877 
hat von Anfang an die Straf Prozeßordnung am wenigsten 
befriedigt. Die zahlreichen Versuche, die von den ver- 
bündeten Regierungen wie vom Reichstage gemacht 
worden sind, um eine Änderung der am meisten reform- 
bedürftig erscheinenden Vorschriften zu erreichen, 
haben jedoch nicht zum Ziele geführt. Die infolge der 
Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und der 
Reform des Zivilprozesses im Jahre 1900 in Kraft ge- 
tretenen Änderungen der §§ 11, 71 und 149 und die 
Änderungen des § 7 durch das Gesetz vom 13. Juni 
1902 (Reichs-Gesetzbl. S. 227) betreffen nur Einzel- 
heiten; in der grundsatzlichen Gestaltung des Ver- 
fahrens ist die Strafprozeßordnung unverändert ge- 
blieben. 

Die lebhafte Kritik, welche schon bald nach dem 
Inkrafttreten der Strafprozeßordnung einsetzte, betraf 
in erster Linie das System der Rechtsmittel, insbe- 
sondere das Fehlen einer Berufung gegen die Urteile 
der Strafkammern. Der Entwurf der Strafprozeßord- 
nung hatte die bis dahin im größeren Teile Deutsch- 
lands zugelassene Berufung ganz beseitigen wollen und 
sich dabei auf gesetzgeberische Vorgänge in Sachsen, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, Braunschweig, Sach- 
sen-Altenburg, Waldeck und Hamburg berufen. Ent- 
gegen dem Entwürfe sprach sich die Justizkommission 
des Reichstags in erster Lesung für die Beibehaltung der 
Berufung aus, gab aber demnächst diesen Standpunkt 
insoweit auf, als sie ihre Forderung auf die schöffen- 
gerichtlichen Sachen beschränkte. Der Reichstag trat 
diesem Beschlüsse bei. Die damals von vielen Seiten 
geäußerten Bedenken gegen die Beschränkung der Be- 
rufung auf die unterste Stufe der Gerichte sind in- 
dessen unter dem Einflüsse der späteren Erfahrungen 
wieder aufgelebt. Die Überzeugung von der Notwendig- 
keit der Berufung ist in vielen Volkskreisen niemals 
verschwunden; zur Zeit hat sie derart an Boden ge- 
wonnen, daß man die Zulassung der Berufung auch 
gegen die Urteile der mittleren ' Gerichte als eine fast 
allgemeine Forderung der öffentlichen Meinung be- 
zeichnen kann. Auch der Reichstag und die verbün- 
deten Regierungen haben wiederholt in diesem Sinne 
Stellung genommen. 

Bereits im Jahre 1883 wurde von freisinniger Seite 
ein Entwurf zur Änderung der Strafprozeßordnung ein- 
gebracht, der die Einführung der Berufung gegen 
Urteile der Strafkammern verlangte. Die Entscheidung 
über die Berufung sollte den mit sieben Mitgliedern 
zu besetzenden Strafsenaten der Oberlandesgerichte zu- 
stehen. Der Antrag blieb unerledigt, wurde aber mit 
unwesentlichen Änderungen im nächsten Jahre erneut 
eingebracht Auch von Seiten des Zentrums wurde 
durch den Abgeordneten Dr. Reichensperger eine Än- 
derung des Rechtsmittelsystems gefordert, nach welcher 
bei den Landgerichten Beruf ungskammern für Straf- 
sachen gebildet werden sollten, die in der Besetzung 
mit fünf Richtern über die Berufung gegen alle Urteile 
der Schöffengerichte und der erstinstanzlichen Straf- 
kammern zu entscheiden hätten; für letztere wurde 
eine Besetzung mit drei Richtern vorgeschlagen. Beide 
Anträge verlangten ferner einige weniger erhebliche 
Änderungen, die sich namentlich auf die Beweiskraft 
der Protokolle, auf die Ausdehnung der Revision durch 



Streichung des § 380 und auf eine im Zusammenhange 
mit der Ausdehnung der Berufung stehende Ein- 
schränkung der Wiederaufnahme des Verfahrens be- 
zogen. Die Kommission, welcher die beiden Anträge 
nach der ersten Lesung überwiesen wurden, erachtete 
mit Rücksicht auf die Kürze der seit dem Inkrafttreten 
der Strafprozeßordnung verflossenen Zeit ein ab- 
schließendes Urteil über das Bedürfnis der verlangten 
Änderungen nicht für möglich und beantragte den 
Übergang zur % Tagesordnung; im Plenum fand eine 
weitere Beratung nicht statt. Nach Beginn der nächsten 
Legislaturperiode wurden im November 1884 beide An- 
träge von den Abgeordneten Dr. Munckei und 
Dr. Reichensperger aufs neue eingebracht. Mit Rück- 
sicht darauf, daß inzwischen dem Bundesrat ein Gesetz- 
entwurf zur Änderung der Strafprozeßordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes vorgelegt war, nach wel- 
chem gegen Strafkammerurteile die Berufung zuge- 
lassen werden sollte, beschloß der Reichstag am 15. April 
1885 (Stenogr. Ber. S. 2075), über die Anträge zur 
Tagesordnung überzugehen. Der gedachte Gesetzent- 
wurf fand jedoch in diesem Punkte nicht die Zustim- 
mung der Mehrheit der verbündeten Regierungen. Die 
beim Reichstag alsbald eingebrachte Regierungsvorlage 
sah daher von der Einführung der Berufung ab und 
wollte nur den in der Strafrechtspflege hervorgetretenen 
sonstigen Übelständen durch eine Reihe von Vor- 
schlägen abhelfen. Neben der Einführung des Nach- 
eids und der Ausdehnung des Kontumazialverfahrens 
bezweckten die Vorschläge hauptsächlich eine Erleich- 
terung des Geschworenendienstes. Die Zahl der Ge- 
schworenen sollte auf sieben herabgesetzt und eine 
allzu starke Heranziehung von Geschworenen ferner 
dadurch vermieden werden, daß die Bildung der Bank 
für alle Sachen einer Periode im voraus zu erfolgen 
hatte. Auch eine Einschränkung der Zuständigkeit des 
Schwurgerichts war zu dem gedachten Zwecke in Aus- 
sicht genommen. Die Begründung dieser, im Reichstag 
infolge des Schlusses der Session nicht zur Beratung 
gelangten Vorlage sprach die Hoffnung aus, daß die 
Eingewöhnung der Bevölkerung und der Gerichte in 
die neue Gesetzgebung von selbst dazu führen werde, 
einen großen Teil der Klagen über den Mangel der 
Berufung verstummen zu lassen. Diese Hoffnung sollte 
sich jedoch nicht erfüllen, vielmehr gewann die Be- 
wegung für Einführung der Berufung zusehends an 
Stärke. Im Reichstage wurde nunmehr die Frage zu- 
nächst vom Zentrum wieder aufgegriffen, indem 
Dr. Reichensperger im November 1885 seinen früheren 
Entwurf wieder einbrachte, der jedoch namentlich in- 
sofern abgeändert war, als die Berufungen gegen Ur- 
teile der Schöffengerichte in Obertretungs- und Privat- 
klagesachen nicht an die mit fünf Richtern besetzte 
Strafberufungskammer, sondern an die mit drei Richtern 
besetzte Strafkammer gehen sollten. Der Entwurf wurde 
in einer Kommission und im Plenum eingehend beraten 
und fand in der dritten Lesung am 15. März 1886 
(Stenogr. Ber. S. 1497 ff.) in allen wesentlichen Punkten 
die Zustimmung des Reichstags. Dagegen beschloß der 
Bundesrat im März 1887, dem Gesetzentwurfe die 
Zustimmung zu versagen. Im November 1887 brachte 
Dr. Reichensperger seinen Entwurf erneut in der Form 
ein, in der er im Jahre 1886 die Zustimmung des 
Reichstags gefunden hatte. Auch von dem Abgeord- 
neten Munckei wurde ein im wesentlichen mit den 
früheren Vorschlägen der freisinnigen Seite des Hauses 
übereinstimmender Antrag gestellt, nur daß jetzt hier, 
wie schon bei der zweiten Beratung des Antrags 
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Keichensperger im Jahre 1886, als Berufungsgericht 
<iin mit fünf Richtern besetzter Strafsenat am Ober- 
landesgerichte vorgeschlagen wurde. Nachdem die erste 
Beratung beider Anträge stattgefunden hatte und die 
Anträge einer Kommission überwiesen waren (Stenogr. 
Her. S. 369 ff., 378), verzichteten die Antragsteller in 
cier Sitzung vom 29. Februar 1888 (Stenogr. Ber. 
S. 1173) auf die Durchberatung. Im Dezember 1890 
brachte Dr. Reichensperger abermals seinen Antrag 
ein, ebenso im November 1892; auch von freisinniger 
Seite wurden die früheren Anträge wiederholt, ohne 
daß jedoch die Anträge im Reichstag erledigt wurden. 
Inzwischen war die Frage der Wiedereinführung der 
Berufung von neuem bei den Regierungen Gegenstand 
der Erwägungen gewesen. Als deren Ergebnis wurde 
im Jahre 1894 dem Reichstag ein vom Bundesrate be- 
schlossener Entwurf eines Gesetzes, betreffend Än- 
derungen und Ergänzungen des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und der Strafprozeßordnung, vorgelegt. Der 
Entwurf sah die Einführung der Berufung gegen die 
Urteile der Strafkammern erster Instanz, die mit drei 
Richtern besetzt werden sollten, vor und wollte die 
Entscheidung hierüber den Strafsenaten der Oberlandes- 
«erichte übertragen. Im Zusammenhange mit der Aus- 
dehnung der Berufung schlug der Entwurf die Be- 
seitigung einiger sogenannten Garantien des Verfahrens 
vor, die seinerzeit zum Ersätze für die mangelnde 
Berufung eingeführt worden waren. Als solche wurden 
neben der Besetzung der Strafkammern mit fünf 
Richtern insbesondere die Vorschriften über das 
Zwischen verfahren und den Umfang der Beweisauf- 
nahme in größeren Strafsachen bezeichnet. Auch war 
noch eine Reihe sonstiger Änderungen vorgesehen, 
unter denen hervorzuheben sind: die Ausdehnung des 
Kontumazialverfahrens, die Änderung; der Vorschriften 
über die Vereidigung der Zeugen durch Einführung 
des Nacheids und durch Verlegung des Zeitpunkts der 
Vereidigung auf die erste gerichtliche Vernehmung, 
ferner der Ausbau des abgekürzten Verfahrens, die 
Ausdehnung der Zuständigkeit der Schöffengerichte 
gegenüber den Strafkammern und der Strafkammern 
gegenüber den Schwurgerichten, endlich Veränderungen 
in der Geschäftsverteilung und Geschäftsbehandlung bei 
den Kollegialgerichten durch Übertragung der Befug- 
nisse des Präsidiums auf die Landesjustizverwaltungen. 
Die Vorlage von 1894 wurde im Reichstage nicht 
erledigt. Im folgenden Jahre (13. Dezember 1895) legte 
der Reichskanzler dem Reichstag abermals einen Ent- 
wurf vor 1 ), der im wesentlichen der früheren Vorlage 
entsprach, aber auch einige der in den Kommissions- 
beratungen des Vorjahrs hervorgetretenen Wünsche be- 
rücksichtigte und insbesondere die im Reichstag un- 
günstig aufgenommenen Vorschläge über die Geschäfts- 
verteilung bei den Kollegialgerichten nicht wiederholte. 
Die Vorlage wurde vom Januar bis April 1896 in einer 
Kommission beraten 2 ). Gegen den Widerspruch der 
Regierungen beschloß diese, die Strafkammern in erster 
Instanz nicht mit drei, sondern mit fünf Richtern zu 
besetzen. Hieran ist der Entwurf gescheitert. Nach- 
dem das Plenum des Reichstags in zweiter und dritter 
Lesung dem gedachten Beschlüsse beigetreten war, 
wurde seitens der Regierungen auf die Weiter beratung 
der Vorlage verzichtet. Die weitere Initiative ver- 
blieb nunmehr mehrere Jahre bei dem Reichstage, da 

*) 9. Leg.-Per. 4. Session 1895/1896 Nr. 73. 
2 ) Zu vergl. den Bericht 9. Leg.-Per. 4. Session 
1S95/1896 Nr. 294. 



die Regierungen sich von der erneuten Einbringung 
einer Vorlage keinen Erfolg versprachen, solange nicht 
über die Frage der Besetzung der Strafkammern eine 
Einigung erreicht war. Insbesondere waren es der Ab- 
geordnete Dr. Rintelen und die Abgeordneten Munckel 
und Lenzmann, die wiederholt den Versuch machten, 
das Reformwerk zu Ende zu führen. Sie stellten sich 
hierbei im allgemeinen auf den Boden der Vorlage 
von 1895, schlugen jedoch zugleich eine Reihe von 
Änderungen vor, die von jener Vorlage grundsätzlich 
abwichen. Zunächst brachte im November 1897 der 
Abgeordnete Dr. Rintelen mit Unterstützung zahlreicher 
Mitglieder der Zentrumspartei, aber auch anderer Par- 
teien, namentlich der Rechten und der Nationalliberalen, 
einen Gesetzentwurf ein, welcher mit wenigen Ab- 
weichungen der Vorlage von 1895 in derjenigen Form 
entsprach, die sie bei der zweiten Beratung im Reichs- 
tag erhalten hatte. Die Besetzung der erstinstanzlichen 
Strafkammern mit fünf Richtern wurde jedoch nur 
für Verbrechen, und zwar mit Ausnahme der Rück- 
fallsverbrechen, verlangt; als Regel war die Besetzung 
mit drei Richtern vorgesehen. Von den Abgeordneten 
Lenzmann und Munckel wurde ein Antrag eingebracht, 
der sich gleichfalls im. allgemeinen den Beschlüssen 
des Reichstags zur Vorlage von 1895 anschloß, aber 
für die Strafkammern durchgängig die Besetzung mit 
fünf Richtern verlangte. Die Anträge kamen im Reichs- 
tage nicht zur Erledigung, dagegen wurde bei der Ver- 
abschiedung der Militärstrafgerichtsordnung eine von 
dem Abgeordneten Bassermann eingebrachte Resolution 
angenommen, in der die verbündeten Regierungen auf- 
gefordert wurden, dem Reichstage den Entwurf eines 
Gesetzes, betreffend die Berufung in Strafsachen, die 
vor bürgerlichen Gerichten verhandelt werden, vorzu- 
legen (Sitzung vom 4. Mai 1898, Stenogr. Ber. S. 2182). 
Im Dezember 1898 brachte der Abgeordnete Dr. Rin- 
telen seinen Antrag wiederum ein. Der Antrag wurde 
einer Kommission überwiesen, die zugleich den von 
den verbündeten Regierungen im Februar 1899 vor- 
gelegten Entwurf eines Gesetzes, betreffend Än- 
derungen der Zivilprozeßordnung und der Strafprozeß- 
ordnung sowie die Bestrafung falscher uneidlicher Aus- 
sagen 1 ), zu beraten hatte. Der letztere Entwurf ent- 
hielt neben der Einführung der Strafbarkeit uneidlicher 
falscher Aussagen im Anschluß an die Vorlage von 
1895 Vorschriften über die Ersetzung des Voreids durch 
den Nacheid und die Einschränkung der Eidesleistungen 
und folgte im wesentlichen den Beschlüssen, welche 
bei der Kommissionsberatung des von den Abgeordneten 
von Salisch und Genossen in der Session 1897/1898 
eingebrachten Antrags gefaßt worden waren. Die Kom- 
mission beriet in zwei Lesungen den Antrag Rintelen 
und die Regierungsvorlage und erstattete im März 1899 
Bericht 2 ); infolge der Belastung des Reichstags mit 
anderen Aufgaben fand jedoch eine weitere Beratung 
im Plenum nicht statt. In der nächsten Session wurden 
gegen Ende des Jahres 1900 die Anträge Rintelen 
und Lenzmann-Munckel abermals eingebracht. Sie wur- 
den, zusammen mit der von den Abgeordneten von Sa- 
lisch und Genossen erneut eingebrachten Eidesvorlage, 
einer Kommission überwiesen, die vom Dezember 1900 
bis zum März 1901 beriet 8 ). Mit Rücksicht darauf, 
daß inzwischen die Reichsverwaltung ihre Bereitwillig- 
keit zu erkennen gegeben hatte, die Reform des Straf- 

!) 10. Leg.-Per. 1. Session 1898/1899 Nr. 108. 

2 ) 10. Leg.-Per. 1. Session 1898/1899 Nr. 203. 

3 ) 10. Leg.-Per. 2. Session 1900/1901 Nr. 220. 
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prozesses ihrerseits erneut in die Hand zu nehmen, 
beschloß der Reichstag in der Sitzung vom 19. April 
1902 (Stenogr. Ber. S. 4934) einstimmig, über die An- 
träge zur Tagesordnung überzugehen, ersuchte aber 
gleichzeitig die Regierungen, dem Reichstage baldmög- 
lichst einen Entwurf, betreffend Änderung des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung im 
Sinne der Wiedereinführung der Berufung vorzulegen. 

Vorbereitung der Reform. 
Die Reichsverwaltung ging bei den Maßnahmen, 
die sie nunmehr, zum Zwecke der Revision des Straf- 
prozesses traf, davon aus, daß eine Reform sich nicht 
auf die Wiedereinführung der Berufung gegen die 
Urteile der Strafkammern beschränken dürfe, sondern 
mit Aussicht auf Erfolg nur auf breiterer Grundlage 
durchgeführt werden könne. Es war zu berücksichtigen, 
daß inzwischen auch auf anderen Gebieten des Straf- 
prozesses und der Gerichtsverfassung ein dringendes 
Verlangen nach Reformen zutage getreten war. Zum 
Teil handelte es sich dabei um Fragen, die schon 
bei der Beratung der früheren Vorlagen zur Sprache 
gekommen waren, mit der Zeit aber immer mehr in 
den Vordergrund sich drängten. In erster Linie kam 
die Frage in Betracht, in welchem Umfang und in 
welcher Form Laien zur Mitwirkung bei der Straf- 
rechtspflege berufen werden sollten. Schon der erste, 
unter Leitung des Preußischen Justizministers Leon- 
hardt aufgestellte Entwurf eines Gesetzes über die Ver- 
fassung der Gerichte im Deutschen Reiche, der im 
Jahre 1873 dem Bundesrate vorgelegt wurde, hatte 
in dem Aufbau von kleinen, mittleren und großen 
Schöffengerichten die Mitwirkung von Laien bei allen 
Gerichten erster Instanz vorgesehen. In der Reichs- 
tagsvorlage war dann allerdings auf eine vollständige 
Durchführung des Prinzips verzichtet, weil, wie die 
Begründung hervorhob, die in weiten Gebieten 
Deutschlands bestehenden Verhältnisse die völlige 
Durchführung nicht gestatteten. Die Reiehs-Justizkom- 
mission nahm dessenungeachtet in erster Lesung einen 
Antrag an, wonach an Stelle der im Entwürfe vorge- 
sehenen Strafkammern große Schöffengerichte, be- 
stehend aus zwei Mitgliedern des Landgerichts und 
drei Schöffen, gebildet werden sollten. Erst gegenüber 
der bestimmten Erklärung der Regierung, daß die 
Durchführung dieser Organisation aus Mangel an ge- 
eignetem Material in einzelnen Teilen Deutschlands tat- 
sächlich unmöglich sei, gab die Kommission ihren 
Standpunkt auf. Der Gedanke einer Mitwirkung der 
Laien bei den mittleren Strafgerichten tauchte wieder 
auf, als es sich bei den Verhandlungen über die Re- 
gierungsentwürfe von 1894 und 1895 darum handelte, 
eine Verständigung über die Frage der Zusammen- 
setzung der Strafkammern zu suchen. Schon bei der 
Beratung der Vorlage von 1894 regte der Abgeordnete 
Enneccerus die Zuziehung von Laien zu den Straf- 
kammern an. Während der zweiten Beratung der 
Vorlage von 1895 wurde sodann von den Abgeordneten 
Rembold und Gröber der Antrag gestellt, ein mittleres 
Schöffengericht aus drei Richtern und zwei Schöffen 
zu bilden. Ähnliche Anträge wurden im Jahre 1899 
zur Beratung des Antrags Rintelen gestellt 1 ); auch 
der Abgeordnete Bassermann empfahl wiederholt die 

*) Zu vergl. auch die in den Reichstags- 
kommissionen von 1899 und von 1900/01 gestellten 
Anträge (10. Leg.-Per. 1. Session 1898/1900 Nr 203 
Anl. Bd. 2 S. 1397 ff. und 10. Leg.-Per. 2. Session 
1900/01 Nr. 220 Anl. Bd. 2 S. 1370 ff.). 



Ausdehnung der Schöffenbeteiligung auf die mittler.: 
Strafgerichte. 

Im Zusammenhange mit der Frage der Zuzieh -j^ 
von Laien zu allen Strafgerichten stand die ander' 
viel erörterte Frage, in welcher Weise die Mitwirke 
der Laien zu gestalten, insbesondere ob das Schöffe- 
system für alle Gerichte konsequent durchzu führe: 
sei und ob demzufolge auch an die Stelle der Schv-r 
gerichte große Schöffengerichte zu setzen wären. D 
neben trat eine immer wachsende Zahl von Reforr 
vorschlagen hervor, die sich auf den Strafprozeß selrv 
bezogen und die Umgestaltung einzelner Teile de* 
Verfahrens oder die Änderung wichtiger Grunds!:?; 
desselben befürworteten. Die Reform des Vorver- 
fahrens, die Stellung der Verteidigung, die Einschrän- 
kung des gesetzlichen Zwanges zur öffentlichen Straf 
Verfolgung, die Zeugnispflicht und die Eidesleistung, 
das Problem der Behandlung jugendlicher Täter bi- 
deten vor allen anderen Fragen den Gegenstand leb- 
hafter Erörterungen. 

Angesichts des Widerstreits der Meinungen, dc 
sich bezüglich vieler grundlegender Fragen kund (p 
erschien es zur Vorbereitung des gesetzgeberischen Vor 
gehens zweckmäßig, zunächst eine Kommission \:r 
hervorragenden Vertretern der Wissenschaft und Pri\> 
zu berufen, welche in voller Unabhängigkeit die R 
form fragen zu beraten und Vorschläge für die Ab- 
stellung eines Gesetzentwurfs zu machen hatten. Dif^ 
Kommission trat im Jahre 1903 zusammen. Sie be- 
stand aus zwei Universitätslehrern, zehn Richtern, vier 
Staatsanwälten und fünf Rechtsanwälten ; sechs von den 
Mitgliedern gehörten gleichzeitig dem Reichstag .ir. 
Die Kommission hat auf Grund der reichen Sac- 
ken ntnis und Erfahrung, welche ihr zu Gebote stanc. 
die ihr gestellte Aufgabe mit großer Hingebung uro 
Gründlichkeit erledigt. Sie begann ihre Beratungen 
am 10. Februar 1903 und beendete sie am 1. April 
1905. Die Protokolle wurden nebst einer Zusammen- 
stellung der Beschlüsse im Jahre 1905 veröffentlicht 1 . 

Die Kommission befürwortete in erster Reihe ein. 
völlige Umgestaltung der Gerichtsorganisation. Sic 
ging davon aus, daß die Mitwirkung der Laien rxi 
der Straf rechts pflege sich empfehle, daß hierzu aber 
nur die Form der Schöffengerichte geeignet sei urj 
daß andererseits zur Vermeidung von Fehlsprüchei 
eine sachliche Nachprüfung aller Urteilssprüche in eint' 
Berufungsinstanz ermöglicht werden müsse. Sie schlug 
daher vor, die Schwurgerichte zu beseitigen und drei 
verschiedene Arten von Schöffengerichten erster In- 
stanz einzuführen, auch gegen alle Urteile dieser Ge- 
richte die Berufung an ein gleichfalls mit Schofler 
besetztes Berufungsgericht zuzulassen. Im übrigen er- 
achtete die Kommission, was das Strafverfahren be- 
trifft, nicht eine völlige Neuordnung, sondern eine Ver- 
besserung der bestehenden Einrichtungen unter Aur- 
rechterhaltung ihrer wesentlichen Grundlagen für sn 
gezeigt. Insbesondere wollte sie weder die Vorunter- 
suchung beseitigen, noch das Vorverfahren von Grün' 
aus umgestalten. Nichtsdestoweniger sind die Reforrn- 
vorschläge auch auf dem Gebiete des Prozesses sehr 
zahlreich und zum Teil von tiefgreifender Bedeutend 
Die Kommission empfahl namentlich die grundsätzlich: 
Zulassung der Parteienöffentlichkeit für die Vorunter- 
suchung und eine wesentliche Vermehrung der der 



l ) Protokolle der Kommission für die Reforr. 
des Strafprozesses. Herausgegeben vom Reichs- Justh- 
amte. Berlin 1905. J. Guttentag. 2 Bände. 
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Angeschuldigten und der Verteidigung zustehenden 
Fechte. Ferner schlug sie eine Umgestaltung des 
Zwischenverfahrens vor, um« einerseits überflüssige Weit- 
läufigkeiten bei der Eröffnung des Hauptverfahrens 
zu beseitigen, andererseits aber in verwickeiteren 
Fällen durch Einschiebung eines Vortermins eine bessere 
Vorbereitung des Angeschuldigten auf die Hauptver- 
handlung und zugleich die Verhütung unnötiger Haupt- 
verhandlungen zu erreichen. Im übrigen wollte die 
Kommission das Verfahren in weniger erheblichen 
Sachen durch Ausdehnung des Kontumazialverfahrens, 
des abgekürzten Verfahrens, des Strafbefehlsverfahrens 
und der Privatklage vereinfachen, auch das Legalitäts- 
prinzip in einigen Punkten durchbrechen. Endlich ent- 
halten ihre Beschlüsse eine große Reihe von Vorschlägen, 
die weniger grundsätzliche Fragen des Strafprozesses 
berühren, als Verbesserungen im einzelnen bezwecken. 

Die Verhandlungen und Beschlüsse der Kom- 
mission und die ebenfalls an beachtenswerten An- 
regungen reiche Kritik, welche die Vorschläge der 
Kommission in der Öffentlichkeit, insbesondere in 
juristischen Vereinigungen und in Fachschriften, fanden, 
haben neben den früheren Vorlagen und den Be- 
schlüssen des Reichstags die Grundlage der Erörte- 
rungen unter den verbündeten Regierungen gebildet, 
deren Ergebnis die vorliegenden Entwürfe eines Ge- 
setzes, betreffend Änderungen des Gerichts Verfassungs- 
gesetzes, einer Strafprozeßordnung und eines Ein- 
führungsgesetzes zu beiden Gesetzen sind. 

Form der Gesetzentwürfe. 

Die im Zusammenhange mit der Reform des Straf- 
prozesses vorgeschlagenen Änderungen des Gerichts- 
verfassungsgesetzes lassen große Teile dieses Gesetzes 
unberührt; daher ist hier die Form einer Novelle ge- 
wählt worden. Das Einführungsgesetz ermächtigt den 
Reichskanzler, den einheitlich redigierten Text des 
ganzen Gesetzes mit den Änderungen, die es durch die 
Novelle erfährt und durch frühere Änderungsgesetze 
erfahren hat, im Reichs-Gesetzblatte bekanntzumachen. 

Im Gegensatze zu den Änderungen des Gerichts- 
verfassungsgesetzes hat die Revision der Strafprozeß- 
ordnung eine vollständige Umarbeitung dieses Gesetzes 
unvermeidlich erscheinen lassen. Denn die Änderungen, 
die auf dem Gebiete des Verfahrens notwendig sind, 
verteilen sich über sämtliche Abschnitte der Strafprozeß- 
ordnung und auch insoweit, als von sachlichen Än- 
derungen abgesehen werden konnte, erschien es behufs 
Herstellung eines gleichmäßigen Sprachgebrauchs und 
leichterer Verständlichkeit und Übersicht geboten, die 
Fassung zahlreicher Einzelbestimmungen und ihre 
Stellung im Systeme zu ändern. Demgemäß ist der Straf- 
prozeßordnung auch äußerlich die Form eines neuen 
Gesetzes gegeben worden. 

Hauptziele. 
Bevor auf die Einzelheiten der Gesetzentwürfe 1 ) 
eingegangen wird, empfiehlt es sich, die Hauptziele 
der Reform und die dabei maßgebenden allgemeinen 
Gesichtspunkte übersichtlich darzulegen. 

I. Organisation der Gerichte. 

1. Gerichte erster Instanz, 
a. Zuziehung der Laien zur Straf- 
kammer. — In Übereinstimmung mit den Beschlüssen 

x ) Im folgenden wird der Entwurf des Gesetzes, 
betreffend Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes» 
als „Nov. G.V. G." zitiert. 



der Strafprozeßkommission schlägt der Entwurf der 
Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze vor, auch in 
den bisher ausschließlich aus gelehrten Richtern be- 
stehenden Strafgerichten der mittleren Ordnung — 
den Strafkammern — für die erste Instanz Schöffen 
zuzuziehen. Zwar ist nicht zu verkennen, daß für die 
Entscheidung von Rechtsfragen, für die schnelle Sich- 
tung eines verwickelten Tatsachenmaterials und für 
eine Bemessung der Strafen, wie sie namentlich zur 
wirksamen Bekämpfung des gewohnheitsmäßigen Ver- 
brechertums notwendig ist, reine Richterkollegien be- 
sonders geeignet sind ; auch unterliegt es keinem Zweifel, 
daß auf eine leidenschaftslose Beurteilung der Straftat 
gerade bei erfahrenen und in langer Schulung zur 
strengen Unparteilichkeit erzogenen Berufsrichtern mit 
Sicherheit zu rechnen ist. Aber andererseits bietet die 
Zuziehung von Laien zur Rechtsprechung große, bei 
abwägender Prüfung als ausschlaggebend anzuerken- 
nende Vorteile. Nach den unter der Herrschaft der 
Reichsjustizgesetze gemachten Erfahrungen haben die 
Schöffengerichte ihre Aufgabe in befriedigender Weise 
erfüllt. Sie haben außer Zweifel gesetzt, daß die Mit- 
wirkung der Laien für die Aufklärung des Sachverhalts 
wie für die Beurteilung der festgestellten Straftat eine 
wertvolle Hilfe bietet. Ist auch der neuerdings häufig 
gegen die Berufsrichter erhobene Vorwurf der Welt- 
fremdheit in dieser Allgemeinheit sicherlich grundlos 
und unberechtigt, so ist doch anzuerkennen, daß die 
Schöffen auf dem Gebiete des täglichen Lebens Er- 
fahrungen mitbringen, die dem Richter in gleichem 
Maße nicht immer eigen sind. Sie können durch die 
Kenntnis persönlicher und örtlicher Verhältnisse, insbe- 
sondere der Ausdrucksweise der Bevölkerung, mit- 
unter auch durch ihre Bekanntschaft mit örtlichen oder 
beruflichen Anschauungen und Gewohnheiten den 
Richtern wertvolle Aufklärungen geben und bei der 
Urteilsfällung zu einer dem Volksempfinden ent- 
sprechenden Entscheidung beitragen. Namentlich ge- 
währleistet ihre Mitwirkung eine besonders eingehende 
Verhandlung der Sache und eine gründliche Prüfung 
der Ergebnisse der Beweisaufnahme. Diese Vorzüge 
der Laienbeteiligung sind nicht auf die zur Abur- 
teilung kleinerer Delikte berufenen Gerichte beschränkt, 
sondern sie haben die gleiche Bedeutung auch für 
größere Strafsachen. Vor allem aber darf erwartet wer- 
den, daß die zur Zeit vielfach verbreitete Mißstimmung 
gegen die Urteile der Strafkammern schwinden wird, 
wenn auch hier Laien in gleichberechtigter Stellung 
mit den Berufsrichtern mitwirken. Gerade auf dem 
Gebiete der Strafrechtspflege muß besonderer Wert 
darauf gelegt werden, daß die zur Ausübung der 
Strafgewalt berufenen Gerichte nicht nur tatsächlich 
ihrer Aufgabe gerecht werden, sondern daß sie auch 
in dem Vertrauen der Bevölkerung eine feste Stütze 
finden. 

b. Besetzung derStrafkammern. — In 
Übereinstimmung mit dem seinerzeit in der ersten 
Lesung der Reichs-Justizkommission gefaßten Beschluß 
ist vorgesehen, die Strafkammern mit zwei Richtern 
und drei Schöffen zu besetzen (Nov. G.V. G. § 77 
Abs. 2). Hierbei ist davon ausgegangen, daß die 
Schöffen den Richtern gegenüber in der Überzahl 
sein müssen, weil andernfalls die gelehrten Richter, 
denen ihre juristischen Kenntnisse und ihre größere 
Gewandtheit in der Erörterung streitiger Punkte ohne- 
hin einen erheblichen Einfluß sichern, die Mitwirkung der 
Schöffen zu sehr in den Hintergrund drängen könnten. 
Eine Besetzung mit drei Richtern und vier Schöffen, 
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wie sie von der Straf prozeßkommission empfohlen 
worden ist, erscheint nicht durchführbar. Für ein 
Kollegium von solchem Umfange würde das vor- 
handene Material an Schöffen vielfach nicht aus- 
reichen. Auch wäre eine so starke Besetzung des 
Gerichts in zahlreichen Fällen durch die Bedeutung 
der vor den Strafkammern verhandelten Sachen nicht 
gerechtfertigt Die Fünfzahl des Kollegiums empfiehlt 
sich schon dadurch, daß sich die Bevölkerung an 
diese Besetzung gewöhnt hat, ganz abgesehen davon, 
daß bei ihr die für die Bejahung der Schuldfrage 
bisher geforderte und auch für die Zukunft festzu- 
haltende Zweidrittelmehrheit dem Angeklagten einen 
besonders wirksamen Schutz bietet. Wenn gegen die 
Besetzung der mittleren Strafgerichte mit mehreren 
Richtern neben den Schöffen das Bedenken erhoben 
worden ist, daß die Schöffen im Falle einer Meinungs- 
verschiedenheit unter den Richtern sich bei der Ent- 
scheidung in einer schwierigen Lage befinden würden, 
so hat dem der Entwurf ein entscheidendes Gewicht 
nicht beigemessen. Die Schöffen und Geschworenen 
sind auch jetzt genötigt, nach widersprechenden Vor- 
trägen von Juristen ihre Entschließung zu fassen und 
jede andere Kombination in der Besetzung mit rechts- 
gelehrten .Mitgliedern und mit Laien bringt nicht ge- 
ringere Schwierigkeiten mit sich. 

c. Schwurgerichte. — Die Straf prozeßkom- 
mission hat sich bei ihren Vorschlägen über die Or- 
ganisation* der Strafgerichte vor allem von dem Wunsche 
bestimmen lassen, diese Organisation nach einem ein- 
heitlichen Prinzipe zu gestalten. Davon ausgehend, 
daß die Mitwirkung der Laien an der Straf rechts- 
pflege in hohem Grade nützlich sei, daß aber die 
Vorzüge der Beteiligung des Laienelements nur bei 
dem Systeme des Schöffengerichts in vollem Um- 
fange zur Geltung kämen, hat sie empfohlen, dieses 
System auf allen Stufen der Strafgerichtsbarkeit durch- 
zuführen und demgemäß auch das Schwurgericht 
durch ein mit drei Richtern und sechs Schöffen be- 
setztes Schöffengericht zu ersetzen. 

Die Bekanntgabe dieser Vorschläge hat lebhaften 
Widerspruch hervorgerufen. Es zeigte sich, daß die 
Schwurgerichte nach wie vor in der Bevölkerung ein 
hohes Maß von Vertrauen genießen; überdies würde 
ihre Abschaffung in manchen Kreisen als die Be- 
seitigung einer wertvollen, aus politischen Gründen 
hochgehaltenen Errungenschaft angesehen werden. 
Diese weit verbreitete und historisch begründete Stim- 
mung bildet einen Faktor, den der Gesetzgeber nicht 
übersehen darf, auch wenn er gewisse Mängel in 
unserer schwurgerichtlichen Verfassung anerkennen 
muß. Wenn der entscheidende Grund für die Um- 
wandlung der Strafkammern in Schöffengerichte in 
dem Wunsche liegt, der Rechtsprechung dieser Ge- 
richte ein erhöhtes Maß von Vertrauen zu sichern, 
so besteht ein solcher Grund gegenüber den Schwur- 
gerichten in größerem Umfange jedenfalls nicht 
Ohnehin würde die Beseitigung der Schwurgerichte 
und ihre Ersetzung durch. Schöffengerichte die 
Schwierigkeiten, welche schon jetzt mit der Lösung 
der ganzen Reformaufgabe verbunden sind, sehr be- 
trächtlich steigern. Unter diesen Umständen wird man 
sich dafür entscheiden müssen, die Schwurgerichte 
beizubehalten. 

Auch eine Reform des Schwurgerichts unterliegt 
Bedenken; denn sie würde sich nur unter Aufgabe 
wesentlicher Eigentümlichkeiten der Schwurgerichte 
durchführen lassen. Die zahlreichen, von namhaften 



Gelehrten und Praktikern neuerdings veröffentlichten 
Vorschläge zur Verbesserung des schwurgerichtlichen 
Verfahrens laufen, soweit sie eingreifender Art sind, 
mehr oder minder auf eine Annäherung des Schwur- 
gerichts an das Schöffengericht hinaus. Dies gilt ins- 
besondere von dem Versuch einer Abstellung der 
Mängel, die mit der dem Schwurgericht eigentüm- 
lichen Trennung des Gerichts in zwei voneinander 
unabhängige Organe verbunden sind. Man will den 
Geschworenen bei der Beratung über die Schuld- 
frage in irgend einer Form juristische Hilfe zu Teil 
werden lassen; allein gerade darauf, daß die Ge- 
schworenen während der Beratung und Entscheidung 
der Schuldfrage von jeder Kontrolle und Einwirkung 
der Richter befreit sind, beruht im letzten Grunde 
die Volkstümlichkeit des Schwurgerichts. Auf der 
anderen Seite wird vorgeschlagen — und dieser Ge- 
danke liegt auch einem zur Zeit der französischen 
Kammer der Abgeordneten von der Regierung vor- 
gelegten Entwürfe zu Grunde — , den Geschworenen 
einen Einfluß auf die Strafbemessung zu sichern. Ab- 
gesehen jedoch von praktischen Schwierigkeiten, die 
einer gemeinsamen Beratung der Geschworenen und 
der Richter über die Strafbemessung entgegenstehen, 
würde auch diese Reform konsequenterweise zum 
Schöffengerichte führen; denn es läßt sich nicht recht- 
fertigen, daß zwar die Schuldfrage allein durch die 
Geschworenen, die Straffrage dagegen durch das ver- 
einigte Kollegium der Richter und der Geschworenen 
entschieden werden soll. Die scharfe Trennung der 
Richter- und Geschworenenbank ist in der historischen 
Entwickelung des Schwurgerichts begründet; sie läßt 
sich nicht beseitigen, ohne daß man damit den Kern 
des ganzen Instituts berührt. Auch die anderen als 
Mängel des Schwurgerichts bezeichneten Einrichtungen, 
nämlich die Fragestellung und Rechtsbelehrung, das 
peremtorische Ablehnungsrecht und der Mangel einer 
Begründung für den Wahrspruch der Geschworenen 
sind Kennzeichen der Schwurgerichte, die sich in 
allen Gesetzgebungen finden und die trotz einiger 
mit ihnen verbundenen Mißstände dazu beitragen, den 
Schwurgerichten ihr besonderes Ansehen zu ver- 
schaffen. Hiernach muß der von der Strafprozeß- 
kommission vertretenen Auffassung beigetreten werden, 
daß eine Beseitigung der Mängel des schwurgericht- 
lichen Verfahrens unter Aufrechterhaltung der beson- 
deren Eigentümlichkeiten des Schwurgerichts nicht 
möglich ist. Demgemäß sind — abgesehen von einer 
durch dringende Bedürfnisse des praktischen Lebens 
gebotenen Herabsetzung der Zahl der in die Spruch- 
liste aufzunehmenden Geschworenen und einigen 
anderen, das Wesen der Schwurgerichte nicht be- 
rührenden Änderungen — an der Organisation der 
Schwurgerichte und dem schwurgerichtlichen Ver- 
fahren keine sachlichen Neuerungen vorgenommen 
worden. 

d. Amtsgerichte. — Auch die Vorschriften über 
die bei den Amtsgerichten gebildeten Schöffengerichte 
sind im wesentlichen unberührt geblieben. Neben diese 
Gerichte soll aber in Zukunft der Amtsrichter als 
Einzelrichter treten, indem er bei Übertretungen und 
einigen leichteren Vergehen ohne Mitwirkung von 
Schöffen zu entscheiden hat (Nov. G. V. G. § 23 s 
Abs. 2). Durch die Zuziehung von Schöffen zur 
Strafkammer entsteht eine so erhebliche Mehrbelastung 
der Laien mit richterlichen Geschäften, daß es drin- 
gend geboten ist, von der Belastung der Laienrichter 
mit solchen Sachen abzusehen, bei denen ihre Mit- 
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Wirkung ohne Schaden entbehrt werden kann. Als 
solche dürfen sämtliche Übertretungen und eine Reihe 
besonders leichter Vergehen angesehen werden. In 
der Regel bereitet in diesen Fällen die Aufklärung 
des Sachverhalts keine besondere Schwierigkeit; so- 
weit sich Zweifel ergeben, liegen sie überwiegend auf 
rechtlichem Gebiete. Es ist vielfach hervorgehoben 
worden, daß die Schöffen selbst ihre Mitwirkung bei 
den das öffentliche Interesse wenig berührenden ge- 
ringfügigen Straftaten als eine Beschwernis empfinden. 
Auch im Ausland ist die Zuständigkeit des Einzel- 
richters in Strafsachen gerade in neueren Gesetzen 
erheblich ausgedehnt worden. 1 ) 

Hiernach werden vom Entwurf als Gerichte erster 
Instanz für Strafsachen, abgesehen von dem Reichs- 
gerichte, vorgeschlagen: 

1. die Schwurgerichte in ihrer bisherigen Gestalt, 

2. die Strafkammern in der Besetzung mit zwei 
Richtern und drei Schöffen, 

3. die Amtsgerichte, und zwar in den kleinsten 1 
Sachen in der Besetzung mit einem Amts- 
richter, im übrigen in der Besetzung mit einem 
Amtsrichter und zwei Schöffen; die Bezeich- 
nung „Schöffengericht" soll wegfallen. 

2. Gerichte zweiter Instanz. 

a. Berufung gegen Urteile der Straf- 
kammern. — Der Vorschlag, auch gegen die Ur- 
teile der Strafkammern das Rechtsmittel der Berufung 
zu gewähren, wird jetzt einer näheren Begründung 
nicht mehr bedürfen. Die oben dargelegte Geschichte 
der Reformversuche zeigt, daß über die Notwendig- 
keit der Wiedereinführung der Berufung unter den 
gesetzgebenden Faktoren seit langen Jahren kein Streit 
mehr besteht; auch die Militärstrafgerichtsordnung vom 
1. Dezember 1898 hat diesem Bedürfnisse für das 
militärgerichtliche Strafverfahren bereits genügt. Der 
gegenwärtige Rechtszustand, wonach für die unbe- 
deutenden, vor den Schöffengerichten verhandelten 
Straftaten und für .den geringfügigsten Zivilprozeß eine 
Berufung zugelassen wird, bei einer Verurteilung zu 
schwerer Strafe durch die Strafkammer hingegen jede 
Nachprüfung der Tatfrage im ordentlichen Verfahren 
ausgeschlossen bleibt, ist innerlich widerspruchsvoll und 
läßt sich nicht aufrecht erhalten. Sind auch die häu- 
figen Angriffe gegen die Strafkammern wegen un- 
richtiger Auffassung des Tatbestandes oder falscher 
Strafbemessung vielfach übertrieben, so geht doch aus 
ihnen hervor, daß die Möglichkeit der Nachprüfung 
auch hier als ein dringendes Bedürfnis empfunden 
wird. Dem kann sich die Gesetzgebung nicht ent- 
ziehen. 

b. Besetzung der Berufungsgerichte 
im allgemeinen. — Für die Berufungsinstanz ist 
die Mitwirkung von Laien nicht in Aussicht genommen. 
Die wesentlichen Vorzüge der Beteiligung der Laien 
an der Rechtspflege werden durch ihre Mitwirkung 
in der ersten Instanz gesichert; sie erfüllen damit 

J ) Zu vergl. für England: Summary Jurisdiction 
Act 1879 s. 20 subs. 7, 9, 10; für Italien: § 11 des 
Codice di procedura penale vom 26. November 1865 
und § 14 des Entwurfs von 1905 (Progetto del codice 
di procedura penale, Atti parlamentan, Legisl. XXII, 
Sess. 1904/05, camera dei deputati Nr. 266). Auch 
in Österreich geht die Zuständigkeit des Bezirksgerichts 
als Einzelgericht in Strafsachen erheblich weiter, als 
die Vorschläge der Nov. G. V. G. (zu vergl. § 9 der 
Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873 und Art. VIII 
des Einführungsgesetzes dazu). 



ihre Aufgabe, zur Aufklärung und gründlichen Be- 
handlung des Falles beizutragen. Für die Tätigkeit 
des Berufungsgerichts, die auch im Falle der Er- 
neuerung der Beweiserhebungen immer eine gewisse 
Nachprüfung der rechtlichen Auffassung des ersten 
Gerichts in sich schließt, sind Laien weniger ge- 
eignet. So geht auch zur Zeit die Berufung von ■ 
Schöffengerichten an die Strafkammer, die Berufung 
von Gewerbegerichten und Kaufmannsgerichten an die 
Zivilkammer, die Berufung von Kammern für Handels- 
sachen an die Oberlandesgerichte 1 ). Hier ist überall 
davon ausgegangen, daß die Beteiligung des Laien- 
elements in der ersten Instanz genüge, und es hat 
sich ergeben, daß auch bei dieser Regelung des In- 
stanzenzugs die Vorteile der Mitwirkung von Laien 
voll zur Geltung kommen. Auch im Auslande findet, 
soweit überhaupt eine Berufung gegen Urteile von 
Laiengerichten gegeben ist, in der Berufungsinstanz 
keine Mitwirkung der Laien statt; insbesondere geht 
in England die Berufung von den Gerichtshöfen der 
summarischen Gerichtsbarkeit an den Recorder oder 
die Quarter Sessions, welche ohne Mitwirkung einer 
Jury entscheiden, und auch über die neu eingeführte 
Berufung gegen Urteile der ordentlichen Strafgerichte 
(Assizes und Quarter Sessions) entscheidet der ledig- 
lich aus Berufsrichtern bestehende Court of Appeal. 
Abgesehen hiervon kommt die Tatsache in Betracht, 
daß in einer Anzahl von Bezirken Preußens, ins- 
besondere in solchen mit einer sprachlich gemischten 
Bevölkerung, nach den dort angestellten eingehenden 
Ermittelungen auch bei Berücksichtigung der nach 
anderen Vorschriften des Entwurfs zu erwartenden 
Entlastung der Laienrichter das nötige Material an 
Schöffen für eine Besetzung der Berufungsgerichte 
mit Laien nicht vorhanden ist. 

c. Berufungssenate. — Was die Frage be- 
trifft, ob die Instanz für die Berufungen gegen Straf- 
kammerurteile bei den Oberlandesgerichten oder bei 
den Landgerichten zu bilden ist, so haben hierin, 
wie sich aus der oben dargelegten Geschichte der 
Reformversuche ergibt, die Auffassungen der ver- 
bündeten Regierungen ebenso wie die des Reichs- 
tags geschwankt. In der Tat läßt sich nicht verkennen, 
daß beide Arten der Regelung ihre Vorzüge und 
ihre Nachteile haben. Die Entscheidung wird nicht 
sowohl nach theoretischen Erwägungen, als danach 
zu treffen sein, welche Regelung dem praktischen Be- 
dürfnis am besten entspricht, insbesondere die sicherste 
Gewähr für eine sachgemäße Durchführung des Be- 
rufungsverfahrens bietet. Bei der im Jahre 1895 vor- 
geschlagenen Zuweisung der Berufung an die Ober- 
landesgerichte waren für das Verfahren vor diesen 
die gleichen Einschränkungen der Mündlichkeit und 



l ) Wenn in dem zur Zeit dem Reichstage vor- 
liegenden Entwurf eines Gesetzes, betreffend Ände- 
rungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Zivilprozeß- 
ordnung, des Gerichtskostengesetzes und der Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte (Drucks. Nr. 735) vor- 
geschlagen wird, die Berufung in den vor den Amts- 
gerichten verhandelten Handelssachen an die Kammern 
für Handelssachen zu leiten, so ist dafür die Er- 
wägung (maßgebend gewesen, daß diese Sachen in 
erster Instanz der Mitwirkung sachverständiger Laien 
entbehren werden. Außerdem sind Schöffen nicht den 
Beisitzern der Kammern für Handelssachen gleich- 
zustellen, da diese eine besondere Fachkenntnis der 
vor ihnen verhandelten Sachen und eine aus ständiger 
richterlicher Tätigkeit gewonnene juristische Schulung 
besitzen. 



Digitized by 



Google 



147 



Begründung. 



148 



Unmittelbarkeit vorgesehen, wie sie nach geltendem 
Rechte für das Berufungsverfahren gegen schöffen- 
gerichtliche Urteile gelten; insbesondere sollte danach 
die Verlesung von Zeugenaussagen an Stelle der er- 
neuten Vernehmung in weitem Umfange zulässig sein. 
Der Entwurf der Strafprozeßordnung geht hingegen 
davon aus, daß die Berufung nur dann ihren Zweck 
voll erfüllt, wenn der Berufungsrichter über den Tat- 
bestand in einem Verfahren informiert wird, das von 
den gleichen Grundsätzen der Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit beherrscht ist, wie die erste Instanz. 
Die Durchführung eines solchen Verfahrens vor den 
Oberlandesgerichten würde wegen der Größe dieser 
Bezirke in vielen Teilen des Reichs nahezu unmöglich 
sein. Sie würde den an den Strafprozessen Betei- 
ligten in vielen Fällen erhebliche Opfer an Zeit und 
Geld auferlegen und zu einer höchst unerwünschten 
Verzögerung der Strafrechtspflege führen. Um diesen 
Übelständen entgegenzuarbeiten, würden die Ober- 
landesgerichte nicht umhin können, von kommissari- 
schen Zeugenvernehmungen und von der Verhand- 
lung ohne Anwesenheit des Angeklagten einen mög- 
lichst umfassenden Gebrauch zu machen, was natur- 
gemäß dazu führen müßte, die Gewähr für eine zu- 
treffende Entscheidung in der Berufungsinstanz zu 
verringern. Schon die Vorlage von 1895 hatte an- 
erkennen müssen, daß in größeren Oberlandesgerichts- 
bezirken die Bildung abgezweigter Strafsenate nötig 
sein würde. Darüber, daß dieser Einrichtung sehr 
erhebliche Mängel anhaften, war man sich klar; sie 
war auch nur als ein Notbehelf gedacht. Bei der 
Gestaltung des Berufungsverfahrens, wie sie der Ent- 
wurf der Strafprozeßordnung vorsieht, würde jedoch 
die Bildung solcher abgezweigten Strafsenate nicht nur 
in wenigen Ausnahmefällen, sondern in manchen 
Bundesstaaten fast durchweg erforderlich werden und 
das ganze Gefüge der Oberlandesgerichte auseinander- 
reißen. Sie bietet daher keinen geeigneten Ausweg, 
um die Leitung der Berufung an die Oberlandes- 
gerichte zu ermöglichen. 

Der Entwurf (Nov. G. V. G. §§ 99 1 bis 99 s ) 
schlägt einen Mittelweg vor. Er will dem an sich 
berechtigten und dem Volksbewußtsein entsprechen- 
den Gedanken, daß die Berufungsgerichte schon nach 
ihrer äußeren Stellung eine erhöhte Autorität besitzen 
müssen, andererseits aber dem durch die praktischen 
Verhältnisse gebotenen Bedürfnisse, den Berufungs- 
bezirken keine zu große Ausdehnung zu geben, in 
gleicher Weise Rechnung tragen. Die Berufungsge- 
richte sollen organisch dem Landgericht angegliedert 
werden, aber nicht nur durch die Bezeichnung „Be- 
rufungssenate", sondern auch durch die Art ihrer Be- 
setzung eine über die sonstigen Kollegien des Land- 
gerichts hinausragende Stellung erhalten; außerdem soll 
dadurch, daß den Landesjustizverwaltungen die Be- 
fugnis erteilt wird, die Bezirke mehrerer Landgerichte 
zu einem Berufungsbezirke zusammenzulegen, die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, gemeinsame Berufungsge- 
richte für eine Mehrzahl von Landgerichten zu bilden. 

Was die Besetzung der Berufungssenate betrifft, 
so werden sowohl für den Vorsitzenden als für die 
Mitglieder besondere Anforderungen aufgestellt. Es 
wird davon ausgegangen, daß der Vorsitz des Senats 
in der Regel von dem Präsidenten des Landgerichts 
übernommen werden wird. Dies wird sich allerdings 
nicht immer ermöglichen lassen; daher sollen auch 
andere Richter, aber nur solche in gehobener Stellung, 
zu Vorsitzenden bestellt werden können. Die Be- 



stellung soll durch den Präsidenten des Oberlandes- 
gerichts erfolgen. Er hat, falls der Landgerichtspräsi- 
dent verhindert ist, den Vorsitz zu übernehmen, diesen 
entweder einem Mitgliede des Oberlandesgerichts (Se- 
natspräsident oder Rat des Oberlandesgerichts) oder 
einem Landgerichtsdirektor zu übertragen. Für die 
Mitglieder des Senats wird, im Anschluß an die für 
die Mitglieder des Oberlandesgerichts geltende Bestim- 
mung, das Erfordernis aufgestellt, daß sie ständig 
angestellte Richter sind. Im übrigen wird man damit 
rechnen dürfen, daß gerade die befähigten Richter 
mehr als bisher geneigt sein werden, sich diesem Zweige 
der Straf rech tspf lege zuzuwenden. Einer Organisation 
gegenüber, wie der Entwurf sie vorsieht, wird das 
Bedenken nicht erhoben werden können, daß die Un- 
parteilichkeit einer bei demselben Gerichte gebildeten 
höheren Instanz für die öffentliche Meinung nicht ge- 
nügend sichergestellt sei. Die Mitglieder des Berufungs- 
senats müssen selbstverständlich von der Teilnahme 
an Hauptverhandlungen vor der Strafkammer ausge- 
schlossen bleiben. 

Durch die Möglichkeit, für mehrere Landgerichte 
ein gemeinschaftliches Berufungsgericht bei einem der 
beteiligten Landgerichte zu bilden, wird zunächst den 
Verhältnissen derjenigen Bundesstaaten Rechnung ge- 
tragen, in denen der geringe Umfang der Oberlandes- 
gerichtsbezirke es an sich ermöglichen würde, die Be- 
rufung gegen die Urteile der Strafkammern an die 
Oberlandesgerichte zu leiten. Es wird nichts im Wege 
stehen, die Berufungssenate hier bei denjenigen Land- 
gerichten zu errichten, die sich an den Sitzen der 
Oberlandesgerichte befinden, und zugleich durch die 
Auswahl des Vorsitzenden aus den Mitgliedern des 
Oberlandesgerichts sowie durch entsprechende äußere 
Einrichtungen, wie die Bestimmung der Geschäfts- 
räume des Berufungssenats und dergleichen, eine ge- 
wisse Verbindung des Senats mit dem Oberland es^e- 
richte herzustellen. Im übrigen soll die Möglichkeit 
der Zusammenlegung mehrerer Landgerichtsbezirke zu 
einem Berufungsgerichte die organisatorischen Schwie- 
rigkeiten beseitigen, die da entstehen könnten, wo 
kleine Landgerichte in Frage kommen. Es wird da- 
durch vermieden, daß die Bildung des Berufungs- 
gerichts an diesen Landgerichten zu einer durch das 
sonstige Arbeitsmaß nicht gerechtfertigten Vermehrung 
der Mitglieder des Gerichts nötigt. Man darf nicht 
einwenden, daß solche gemeinsamen Berufungsgerichte 
die gleichen Mängel haben werden, wie abgezweigte 
Strafsenate eines Oberlandesgerichts. Sie bieten diesen 
gegenüber den Vorzug, daß sie sich ohne Schwierig- 
keit in größerer Zahl einrichten lassen, daß sie in 
ihrer Zusammensetzung ein festeres Gefüge erhalten 
und nicht einem entfernten Gerichtshof angegliedert 
sind, was stets als eine innere Unwahrheit erscheint. 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung der vor den 
Beruf ungssenaten in Frage kommenden Straffälle sollen 
die Senate mit fünf Richtern besetzt werden. 

Für die Entscheidung von Beschwerden gegen 
Beschlüsse der Strafkammern sind die Berufungssenate 
nach dem Entwürfe nicht zuständig; hier soll es viel- 
mehr bei der Zuständigkeit der Oberlandesgerichte ver- 
bleiben 1 ) (Nov. G. V. G. § 123 Nr. 5). Die Gründe. 



*) Eine Ausnahme bildet nur der im § 320 des 
Entwurfs der Strafprozeßordnung bezeichnete Fall, dal) 
die gegen ein erstinstanzliches strafkammerurteil ein- 
geleße Berufung als unzulässig verworfen ist und 
hiergegen Beschwerde eingelegt wird. 
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welche bei der Berufung gegen Urteile der Straf- 
kammern die Leitung des Rechtsmittels an ein Gericht 
höherer Ordnung untunlich machen, treffen hier nicht 
zu; insbesondere kommt die Schwierigkeit und Kost- 
spieligkeit einer Wiederholung der mündlichen Ver- 
handlung vor dem Oberlandesgerichte nicht in Be- 
tracht. Andererseits spricht für die Zuweisung der Be- 
schwerden an die Oberlandesgerichte ausschlaggebend 
die Erwägung, daß in den Fällen, in denen für mehrere 
Bezirke ein Berufungssenat gebildet ist, die Mitglieder 
des Senats nicht ständig an demselben Orte anwesend 
sind, die Entscheidung der oft eiligen Beschwerden 
hier also erhebliche Schwierigkeiten bereiten würde 1 ). 
Daß die Entscheidung über einzelne durch Beschwerde 
angefochtene Maßnahmen nicht durch dasselbe Ge- 
richt erfolgt, welches gegebenenfalls über die Haupt- 
sache zu entscheiden hat, läßt sich der im Entwürfe 
vorgesehenen Regelung nicht entgegenhalten. Schon 
nach geltendem Rechte gehen Beschwerden gegen Ent- 
scheidungen der Strafkammern in erster Instanz und 
gegen Entscheidungen der Schwurgerichte an das Ober- 
landesgericht, während über die Revision der Regel 
nach das Reichsgericht zu erkennen hat, ohne daß 
Klagen laut geworden wären. 

d. Strafkammern als Berufungsge- 
richte. — Die Einführung der Berufung gegen Ur- 
teile der Strafkammern nötigt dazu, die Inanspruch- 
nahme der Richterkräfte bei den Landgerichten, so- 
weit dies tunlich ist, einzuschränken. Denn wenn auch 
infolge der Ersetzung von drei Mitgliedern der bis- 
herigen Strafkammern durch Schöffen Richterkräfte er- 
spart werden, so wird diese Ersparnis zum großen 
Teil schon dadurch wieder aufgewogen, daß eine mit 
zwei Richtern und drei Schöffen besetzte Strafkammer 
nicht annähernd dasselbe Arbeitspensum erledigen kann, 
wie ein aus fünf Berufsrichtern bestehendes Gericht; 
es wird also eine Vermehrung der Strafkammern not- 
wendig werden. Andererseits erfordert die Bildung der 
Berufungssenate eine so erhebliche Zahl von Richtern, 
daß etwaige Ersparnisse in der ersten Instanz dagegen 
nicht ins Gewicht fallen. Auch hat sich in weiten 
Kreisen immer mehr die Oberzeugung Bahn gebrochen, 
daß bei der Reform der Gerichtsorganisation die Garan- 
tien der Rechtsprechung nicht in einer Häufung der 
Zahl der Richter zu suchen sein werden. Es wird 
daher vorgeschlagen, die Strafkammern als Berufungs- 
gerichte nicht nur, wie schon bisher, bei Übertretungen 
und Privatklagesachen, sondern in allen Sachen, die 
in erster Instanz vor dem Amtsgerichte mit oder ohne 
Schöffen verhandelt worden sind, mit drei Richtern 
zu besetzen (Nov. G. V. G. § 77 Abs. 1). Diese Be- 
setzung entspricht auch der geringeren Bedeutung, 
welche die vor dem Amtsgerichte verhandelten Straf- 
sachen haben, und steht zu der Besetzungszahl der Be- 
rufungssenate in richtigem Verhältnisse. 

Als Gerichte zweiter Instanz sollen demnach ent- 
scheiden : 

1. die mit drei Richtern besetzte Strafkammer über 
die Berufungen gegen die vom Amtsgerichte, 
sei es mit, sei es ohne Schöffen, erlassenen 
Urteile, 

2. der mit fünf Richtern besetzte Berufungssenat 
für Strafsachen über die Berufungen gegen die 



J ) Die im § 320 des Entwurfs der Strafprozeß- 
ordnung den Berufungssenaten zugewiesene Beschluß- 
fassung bedarf keiner besonderen Beschleunigung; sie 
kann sogar der Hauptverhandlung vorbehalten bleiben. 



von den Strafkammern in erster Instanz er- 
lassenen Urteile. 

II. Sachliche Zuständigkeit der Qerichte. 

Die Änderungen in der sachlichen Zuständigkeit 
der Gerichte verfolgen den Zweck, eine Anzahl von 
Sachen, die bisher zur Zuständigkeit eines Gerichts 
höherer Ordnung gehörten, einem Gerichte niederer 
Ordnung zuzuweisen. Sie bewegen sich also in der 
Richtung, die bereits die aus der Initiative des Reichs- 
tags hervorgegangene Novelle vom 5. Juni 1905 ein- 
geschlagen hat. Die erheblichste Änderung ist die schon 
erwähnte Zuweisung sämtlicher Übertretungen und einer 
Anzahl kleinerer Vergehen an das ohne Mitwirkung 
von Schöffen verhandelnde Amtsgericht. Im übrigen 
ist hervorzuheben, daß der Kreis der strafbaren Hand- 
lungen, bei denen zwar an sich die Zuständigkeit der 
Strafkammern gegeben ist, nach Lage des Falles aber 
die Zuständigkeit des Amtsgerichts durch Überweisung 
begründet werden kann, erweitert und das hierbei ein- 
zuschlagende Verfahren vereinfacht werden soll (Nov. 
G. V. G. § 23 2 ). In den Kreis der hierzu geeigneten 
Delikte sind über die Novelle vom 5. Juni 1905 hinaus- 
gehend einige weitere Vergehen und insbesondere die 
Verbrechen des Diebstahls und des Betrugs im Rück- 
fall aufgenommen worden, da es sich auch hier vielfach 
um leichte Fälle handelt und die Feststellung der Vor- 
aussetzungen des Rückfalls keine besonderen Schwierig- 
keiten bietet. Noch erheblich weiter ist der Kreis für 
Delikte Jugendlicher gezogen. Dies empfiehlt sich schon 
aus dem Grunde, weil durch die Einrichtung von 
Jugendabteilungen bei den Amtsgerichten gerade hier 
eine besondere Gewähr für eine sachgemäße Beur- 
teilung der Straftaten Jugendlicher geboten werden 
wird (zu vergl. S. 163 ff.). Die Erweiterung der Fälle, 
in denen die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet 
werden kann, wird übrigens nicht nur eine Vermin- 
derung der Belastung der Strafkammern, sondern auch 
eine Entlastung der Strafsenate des Reichsgerichts zur 
Folge haben, was im dringenden Interesse des höchsten 
Gerichtshofs liegt. Eine Entlastung der Strafsenate des 
Reichsgerichts ist außerdem in solchen Fällen vorge- 
sehen, in denen die Revision nur eine zur Kompetenz 
des Einzelrichters gehörende Sache betrifft oder in 
denen es sich wesentlich um Landesstrafsachen handelt. 
Zu erwähnen ist noch, daß einige bisher zur Zustän- 
digkeit der Schwurgerichte gehörende Verbrechen, die 
teils die Aufbietung des schwurgerichtlichen Apparats 
nicht rechtfertigen, teils rechtlich und tatsächlich be- 
sonders verwickelt zu sein pflegen, in Übereinstim- 
mung mit früheren Beschlüssen des Reichstags den 
Strafkammern zugewiesen werden sollen (Nov. G. V. G. 
§ 73 Nr. 6 bis 8). Eine Erweiterung der Zuständigkeit 
der Schwurgerichte ist nicht in Aussicht genommen. 
Was den von manchen Seiten geäußerten Wunsch einer 
Ausdehnung dieser Zuständigkeit auf Preßsachen be- 
trifft, so verlieren die hierfür geltend gemachten 
Gründe zu einem erheblichen Teile ihre Bedeutung, 
wenn infolge der in Aussicht genommenen Organisation 
der Gerichte bei allen Preßsachen in der ersten Instanz 
Laien zur Mitwirkung berufen sind. 

III. Schöffen und Geschworene. 

Infolge der Umwandlung der Strafkammern sind 
über die in den Strafkammern mitwirkenden, als Land- 
gerichtsschöffen bezeichneten Laienrichter neue Vor- 
schriften aufgenommen worden (Nov. G. V. G. 
§§ 118 u ff.); sie schließen sich, wie dies auch die 
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Reichs-Justizkommission bei ihrer Beschlußfassung in 
der ersten Lesung und ebenso später die Strafprozeß- 
kommission vorgeschlagen hat, im allgemeinen den 
Vorschriften über die Auswahl der Geschworenen an. 

Nach dem bisherigen Rechte erhalten Schöffen 
und Geschworene nur Vergütung der Reisekosten; den 
im übrigen mit der Ausübung des Amtes verbundenen 
Aufwand müssen sie selbst tragen. Personen, die glaub- 
haft machen, daß sie hierzu nicht imstande sind, dürfen 
die Berufung zum Amte des Schöffen oder Geschwo- 
renen ablehnen. Wenn es nun auch durchaus richtig 
ist, daß die Ausübung des Laienrichteramts eine Ehren- 
pflicht des Staatsbürgers bildet, für die er bereit sein 
muß, in gewissem Umfange wirtschaftliche Opfer zu 
bringen, so hat doch das bisherige Recht zu dem 
unerwünschten Zustande geführt, daß wenig bemittelte 
Personen vom Laienrichteramt ausgeschlossen wurden, 
obwohl sie an sich hierzu sehr wohl geeignet waren. 
Es liegt aber im Interesse des Ansehens der Rechts- 
pflege, daß die Ausübung des Laienrichteramts allen 
dazu fähigen Personen ermöglicht wird, auch wenn 
sie nicht in der Lage sind, eine Vermögenseinbuße 
dafür zu ertragen. Entsprechend den vielfach, insbe- 
sondere auch im Reichstage 1 ) geäußerten Wünschen 
wird daher die Gewährung von Tagegeldern an Schöffen 
und Geschworene vorgeschlagen (Nov. G. V. G. § 118 7 ). 

Die Berufung besonders qualifizierter Schöffen ist 
für die Jugendabteilungen der Amtsgerichte vorge- 
sehen (Nov. G.V.G. § 118 80 ). Hierauf wird unten 
(S. 165) im Zusammenhange mit der Erörterung des 
Strafverfahrens gegen Jugendliche zurückzukommen sein. 

IV. Öffentlichkeit. 

Der Grundsatz, daß die Gerichtsverhandlungen 
öffentlich sein sollen, ist für das Gebiet der Straf- 
rechtspflege im bisherigen Rechte nur insofern durch- 
brochen, als wegen Gefährdung der öffentlichen Ord- 
nung, insbesondere der Staatssicherheit, oder wegen 
Gefährdung der Sittlichkeit die Öffentlichkeit ausge- 
schlossen oder beschränkt werden kann. Im Verfahren 
gegen Jugendliche und in Beleidigungsprozessen haben 
sich aus diesem Rechtszustand erhebliche Unzuträglich- 
keiten ergeben. Es werden daher Vorschriften in Vor- 
schlag gebracht, die gegen diese Mißstände Abhilfe 
schaffen sollen (Nov. G.V.G. § 172 *). 

V. Verpflichtung zur Strafverfolgung. 

Nach geltendem Rechte besteht für die Staats- 
anwaltschaft und infolgedessen auch für die sonst bei 
der Strafverfolgung beteiligten Behörden eine unbe- 
dingte Verpflichtung, wegen aller zu ihrer Kenntnis 
gelangenden strafbaren Handlungen die Strafverfolgung 
einzuleiten. Eine mittelbare Einschränkung dieses 
Grundsatzes gilt, abgesehen von den Vorschriften des 
Strafgesetzbuchs über die Verfolgung der im Auslande 
begangenen strafbaren Handlungen, nur für die auf 
Antrag zu verfolgenden Vergehen der Beleidigung und 
Körperverletzung, indem hier die staatlichen Organe 
nur dann einzuschreiten haben, wenn es im öffent- 
lichen Interesse liegt, während im übrigen der Weg der 

J ) Zu vergl. die vom Reichstag angenommenen 
Resolutionen zu den Etats der Reichs- Justizverwaltung 
für 1906, 1907 und 1908 Graf v. Hompesch und 
Gen., Haußmann, Dr. Müller-Meiningen und Gen. 
(Drucks, von 1905/1906 Nr. 243, 244); Dr. Ablaß 
und Gen. (Drucks, von 1907 Nr. 311); Albrecht und 
Gen. und Dr. Ablaß und Gen. (Drucks, von 1907/1908 
Nr. 620, 680). 



Privatklage offen steht. Die staatliche Pflicht zur Straf- 
verfolgung ist demnach in einer Schärfe zum Aus- 
drucke gebracht, wie dies weder in den früheren 
deutschen Partikularrechten der Fall war noch in den 
anderen Kulturstaaten gegenwärtig Rechtens ist. Die 
starre Durchführung des Grundsatzes hat zu vielfachen 
Klagen Veranlassung gegeben und manche Mißstimmung 
gegen die Handhabung der Strafrechtspflege ist hier- 
auf zurückzuführen. Wenn Beschwerde darüber ge- 
führt wird, daß die Staatsanwaltschaft eine kleinliche 
Verfolgungssucht betätige und sich gehässigen An- 
gebereien gegenüber allzu willfährig zeige, so richtet 
sich dieser Vorwurf in Wirklichkeit nicht gegen die 
Organe der Strafrechtspflege, die lediglich das Gesetz 
auszuführen haben, sondern gegen den bestehenden 
Rechtszustand. Der Grundsatz des Verfolgungszwanges 
führt ferner zu einer überflüssigen Belastung der zur 
Verfolgung berufenen Behörden und hat häufig zur 
Folge, daß gegen unbemittelte Personen wegen un- 
bedeutender Verfehlungen kurzzeitige, für die Zwecke 
der Strafrechtspflege wertlose, dem Verurteilten aber 
in seinem Fortkommen schädliche Freiheitsstrafen voll- 
streckt werden müssen, weil die Beitreibung von Geld- 
strafen nicht möglich ist. Den aus der Oberspannung 
eines an sich richtigen Prinzips folgenden Übelständen 
muß der Gesetzgeber abzuhelfen suchen. Freilich kann 
nicht daran gedacht werden, den Grundsatz des Ver- 
folgungszwanges allgemein aufzugeben, denn er bildet 
eine in erheblichen Sachen unentbehrliche Garantie 
für die gleichmäßige und unparteiische Handhabung 
des Anklagerechts der Staatsanwaltschaft. Wohl aber 
ist eine Milderung des strengen Prinzips in Sachen 
möglich, die wegen der Geringfügigkeit der Straftat 
oder aus anderen Gründen eine abweichende Behand- 
lung gestatten. Daß der Grundsatz des Verfolgungs- 
zwanges Ausnahmen verträgt, ohne daß damit das 
Vertrauen in eine unparteiische Handhabung der Straf- 
verfolgung erschüttert wird, zeigt sich aus den schon 
jetzt zugelassenen Durchbrechungen des Prinzips. Man 
darf nach den bisherigen Erfahrungen zu den Straf- 
verfolgungsbehörden das Zutrauen haben, daß sie 
das pflichtmäßige Ermessen darüber, ob eine Straf- 
verfolgung im öffentlichen Interesse liegt, auch bei 
einer Erweiterung ihrer Befugnisse unparteiisch walten 
lassen werden. Andererseits wird etwaigen Mißgriffen 
durch die Aufsichtsbehörden sowie durch die Kon- 
trolle der Öffentlichkeit vorgebeugt werden. Nach alle- 
dem ist es nicht nur unbedenklich, sondern im In- 
teresse einer verständigen Handhabung der Strafrechts- 
pflege dringend erwünscht, die unbedingte Pflicht zur 
Strafverfolgung weitergehenden Einschränkungen zu 
unterwerfen. 

In Anlehnung an die Beschlüsse der Strafprozeß- 
kommission sieht der Entwurf der Strafprozeßordnung 
solche Einschränkungen hauptsächlich nach zwei Rich- 
tungen vor. Zunächst soll die bedingungslose Verfol- 
gungspflicht in Sachen wegfallen, die ohne erheb- 
liche Bedeutung sind. Hierauf beruht es, daß es der 
Staatsanwaltschaft überlassen wird, von einem Ein- 
schreiten abzusehen, wo dieses nur zu einer unwesent- 
lichen Erhöhung einer dem Täter bereits wegen anderer 
Straftaten auferlegten oder in Aussicht stehenden Strafe 
führen würde (§ 153). Vor allem bestimmt der § 154, 
daß in Sachen, die vor dem Amtsgericht ohne Schöffen 
zu verhandeln sind, also namentlich bei allen Über- 
tretungen, die öffentliche Klage überhaupt nur er- 
hoben wird, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt. 
Mittelbar wird außerdem der Verfolgungszwang durch 
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eine erhebliche Ausdehnung des Kreises der Privat- 
klagedelikte eingeschränkt, indem der Entwurf (§ 377) 
auch die Vergehen des Hausfriedensbruchs, der ge- 
fährlichen Körperverletzung, der fahrlässigen Körper- 
verletzung mit Übertretung einer Amts-, Berufs- oder 
Gewerbepflicht, der Bedrohung und der Sachbeschädi- 
gung der Privatklage zugänglich macht. 

Des weiteren beseitigt der Entwurf ganz allge- 
mein den Verfolgungszwang hinsichtlich der von 
Jugendlichen begangenen Straftaten, indem er, soweit 
es geboten erscheint, an die Stelle der Strafe Er- 
ziehungs- und Besserungsmaßregein treten läßt (zu vergl. 
S. 163 ff.). Daneben wird die Möglichkeit, von der 
Strafverfolgung abzusehen, noch für einige Fälle ge- 
geben, in denen die inländische und die ausländische 
Gerichtsbarkeit konkurrieren (§ 155). 

VI. Stellung des Beschuldigten und des Verteidigers 
im Vorverfahren und im Zwischenverfahren. 

Einen wesentlichen Punkt der Reform bildet die 
Umgestaltung des Vorverfahrens. Gegenwärtig braucht 
der Beschuldigte, wenn keine Voruntersuchung statt- 
findet, über den Gegenstand der Beschuldigung im 
Vorverfahren überhaupt nicht vernommen zu werden. 
In der Voruntersuchung ist die Vernehmung zwar vor- 
geschrieben, aber der Zeitpunkt, in dem sie ausge- 
führt wird, steht im Belieben des Untersuchungsrichters 
und über den notwendigen Inhalt der Vernehmung sind 
so unbestimmte Vorschriften gegeben, daß die volle 
Bekanntschaft des Beschuldigten mit den ihn belasten- 
den Umständen nicht gesichert ist. Die von der Staats- 
anwaltschaft veranlaßten Beweiserhebungen finden mit 
wenigen Ausnahmen in Abwesenheit des Beschuldigten 
statt. Das Recht, Beweiserhebungen zu verlangen, steht 
diesem gleichfalls nur in geringem Maße zu und kann 
von ihm zum Zwecke seiner Verteidigung schon des- 
halb nicht genügend ausgenutzt werden, weil er von 
dem Stande der Ermittelungen und den gegen ihn 
vorliegenden Belastungsmomenten keine genaue Kenntnis 
hat. Setzt er die Vernehmung von Entlastungszeugen 
durch, so darf er dabei wiederum der Regel nach 
nicht zugegen sein. Selbst die Eröffnung der Vorunter- 
suchung braucht dem Angeschuldigten nicht alsbald 
bekanntgegeben zu werden. 

Die gleichen Schranken hemmen die Tätigkeit des 
Verteidigers. In den Fällen der notwendigen Ver- 
teidigung wird ein Verteidiger regelmäßig erst nach 
dem Abschlüsse des Vorverfahrens bestellt. Soweit schon 
vorher ein Verteidiger auftritt, ist seine Teilnahme an 
der Beweisaufnahme sehr beschränkt; die Aktenein- 
sicht ist ihm nach dem Wortlaute des Gesetzes nur 
als Ausnahme gewährt und sein Verkehr mit dem 
verhafteten Beschuldigten unterliegt einer der Stellung 
der Rechtsanwaltschaft wenig entsprechenden Beauf- 
sichtigung durch untere Gerichtsorgane. Da viele 
Rechtsanwälte nicht leicht bereit sind, sich einer solchen 
von ihnen als unangemessen empfundenen Kontrolle zu 
unterwerfen, so sehen sie sich in ihrer Abneigung 
gegen die Tätigkeit in Strafsachen bestärkt oder treten 
wenigstens erst nach der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens für den Angeklagten auf. Dieser Zustand ist 
nicht erwünscht, denn der verhaftete Beschuldigte be- 
darf gerade im Vorverfahren oft dringend der Unter- 
stützung eines Verteidigers und auch die Zwecke der 
Strafrechtspflege werden gefördert, wenn schon in 
diesem Abschnitte des Verfahrens eine sachgemäße Ver- 
teidigung Platz greift. 

Bei dieser Rechtslage erfahren die meisten Ange- 



klagten die Gesamtheit der Anschuldigungen und Be- 
lastungsmomente erst durch die Anklageschrift, in 
Amtsgerichtssachen, wo eine solche nicht mitgeteilt wird, 
erst durch die Hauptverhandlung. Die Grundlage der 
Anklage wie auch des Eröffnungsbeschluss'es bilden 
lediglich die ohne Mitwirkung und Kontrolle der Par- 
teien zustande gekommenen Protokolle. Der Zweck 
des Vorverfahrens, der Anklagebehörde von der Tat 
und dem Täter, dem Beschuldigten von dem gegen 
ihn vorliegenden Verdachte genügende Kenntnis zu 
verschaffen, beiden Gelegenheit zu weiterer Aufklärung 
zu geben und schließlich dem Gericht und dem Vor- 
sitzenden eine geeignete Unterlage für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu bieten, wird auf diese Weise nur 
unvollkommen erreicht 

Mit Rücksicht hierauf wird neuerdings von man- 
chen Seiten eine völlige Umgestaltung des Vorver- 
fahrens befürwortet. Die Reform vorschlage, die nach 
dieser Richtung gemacht werden, sind zahlreich und 
mannigfaltig. So wird insbesondere die völlige Be- 
seitigung der gerichtlichen Vernehmungsprotokolle und 
der Voruntersuchung verlangt; an ihre Stelle soll 
eine kontradiktorische Verhandlung der Parteien vor 
einem über die Eröffnung des Hauptverfahrens ent- 
scheidenden Einzelrichter treten, der die von jeder 
Partei selbständig gesammelten Beweise und Gegen- 
beweise entgegennimmt, den Angeklagten hört und die 
etwa für nötig erachteten weiteren Ermittelungen ver- 
anlaßt. Wird das Hauptverfahren eröffnet, so soll die 
ausführlicher zu haltende Anklageschrift dem Vorsitzen- 
den der Regel nach die einzige Grundlage für die 
Leitung der Hauptverhandlung bieten; gerichtliche Ver- 
nehmungsprotokolle sollen nur in Ausnahmefällen auf- 
genommen werden. 

Der Entwurf der Strafprozeßordnung hat sich von 
einer so weitgehenden Umbildung des Vorverfahrens 
ferngehalten, da sie weder den Interessen des Be- 
schuldigten entsprechen noch der Wahrheitsermittelung 
dienen würde. Während die Staatsanwaltschaft jetzt 
gleichmäßig die zur Belastung des Verdächtigen wie 
die zu seiner Entlastung dienenden Umstände ermitteln 
soll, würde ihr ausschließlich die "Rolle des Ver- 
folgers zugewiesen werden. Der Untersuchungsrichter 
würde zum Schaden der Interessen des Angeschuldigten 
ganz ausgeschaltet sein. Leichter noch als der Staats- 
anwalt kann sich der Richter die nötige Objektivität 
gegenüber dem Angeschuldigten und der Verteidigung 
bewahren; auch der Anklagebehörde gegenüber hat 
er eine selbständige Stellung. Gerade in verwickelten 
Sachen ist diese Mitwirkung eines unabhängigen Or- 
gans der richterlichen Gewalt von Bedeutung; auch 
ist in solchen Sachen die häufige Angehung des Ge- 
richts wegen wichtiger Zwischenmaßnahmen (Verhaf- 
tungen, Beschlagnahmen, Augenscheinseinnahmen, eid- 
liche Vernehmungen usw.) so unentbehrlich, daß die 
Leitung der Untersuchung besser ganz in der Hand 
eines Richters bleibt. Vor allem aber würde der Be- 
schuldigte, der seine Beweise ohne jede Mitwirkung 
einer Behörde selbst sammeln und im Termine vor- 
führen müßte, der Anklagebehörde gegenüber einen 
ungleichen Kampf kämpfen, zumal wenn er unge- 
wandt und mittellos ist und daher weder einen Ver- 
teidiger annehmen noch selbst seine Verteidigung in 
geeigneter Weise vorbereiten und führen kann; es würde 
also eine erhebliche Ungleichheit der Prozeßführung 
verteidigter und unverteidigter Angeklagter geschaffen 
werden, die in der Hauptsache auf eine Bevorzugung 
der wohlhabenden Klassen hinausliefe. Es läßt sich 
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auch nicht erwarten, daß der Richter im Vortermine 
bei umfangreicheren Sachen mangels jeder Vorbereitung 
zu einer sachgemäßen Entscheidung kommen könnte, 
und was die für die Leitung der Hauptverhandlung 
unentbehrliche Information des Vorsitzenden betrifft, 
so würde eine Anklageschrift, auch wenn sie ausführ- 
licher abgefaßt wird, dem Vorsitzenden weder eine 
genauere noch eine unparteiischere Unterlage bieten, 
als' die Akten über das Vorverfahren. Vertagungen 
und Fehlsprüche wären die Folge und die Reform 
würde eher eine Verschlechterung als eine Verbesserung 
des jetzt herrschenden Verfahrens herbeiführen. 

Der Entwurf der Strafprozeßordnung sucht die 
Mängel des bestehenden Rechtes ohne so weitgehende, 
den Boden des geltenden Rechtes verlassende Än- 
derungen zu beseitigen, indem er davon ausgeht, daß 
sich das erwünschte Ziel sehr wohl durch einen Aus- 
bau des geltenden Rechtes und durch zweckmäßige 
Änderungen im einzelnen erreichen läßt. Demgemäß 
werden zunächst für die Vernehmung des Beschul- 
digten eingehendere, das Interesse der Verteidigung 
mehr berücksichtigende Vorschriften gegeben (§ 109); 
auch wird bestimmt, daß die Vernehmung alsbald 
nach der Eröffnung der Voruntersuchung zu erfolgen 
hat (§ 185 Abs. 2, § 191). Ferner gewährt der Ent- 
wurf bei den Beweiserhebungen im Vorverfahren als 
Regel die sogenannte Parteiöffentlichkeit (§ 168) und 
macht es, um zu verhüten, daß der Angeklagte in 
wichtigeren Sachen unvorbereitet in die Hauptverhand- 
lung eintritt, in solchen Sachen der Staatsanwaltschaft 
oder dem Untersuchungsrichter zur Pflicht, dem Be- 
schuldigten alle Belastungsmomente in einer münd- 
lichen Schlußverhandlung vor Augen zu führen (§ 202, 
§ 191 Abs. 2). In minder wichtigen Sachen wird 
die Vorbereitung des Beschuldigten dadurch erleich- 
tert, daß auch hier die Mitteilung der Anklageschrift 
zu erfolgen hat (§ 213 Abs. 1). Durch diese Gestaltung 
des Vorverfahrens wird dem Interesse des Beschul- 
digten in weitem Umfange Rechnung getragen, ins- 
besondere sichergestellt, daß er schon vor der Eröff- 
nung des Hauptverfahrens über die ihn belastenden 
Tatsachen ausreichend unterrichtet ist und schon vor 
der Hauptverhandlung Gelegenheit findet, in Kenntnis 
des Ergebnisses der Ermittelungen die ihm sachdien- 
lich erscheinenden Beweisanträge zu stellen. Müssen 
die schriftlichen Protokolle auch fernerhin die haupt- 
sächliche Grundlage für die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens und für die Vorbereitung der Hauptver- 
handlung bleiben, so werden sie doch in einer Weise 
zustande kommen, welche Einseitigkeit, Unvollständig- 
keit oder mangelnde Objektivität ausschließt. 

Die Garantie hierfür wird um so größer sein, 
als auch die Rechte des Verteidigers im Vorverfahren 
wesentlich erweitert werden. In den Fällen der not- 
wendigen Verteidigung soll der Verteidiger alsbald 
nach der Eröffnung der Voruntersuchung bestellt 
werden. Bei der Vernehmung des Beschuldigten wird 
die Zuziehung des bestellten wie des gewählten Ver- 
teidigers gestattet (§ 167) und auch bei der Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen soll er 
regelmäßig zugezogen werden (§ 168). Nur soweit 
dem Verteidiger die Anwesenheit nicht versagt wird, 
erhält die Staatsanwaltschaft das Recht, bei Verhören 
und Beweiserhebungen anwesend zu sein (§ 167 Abs. 2, 
§ 168 Abs. 1 Satz 2). Die Einsicht in die Akten 
soll dem Verteidiger nicht nur, wie bisher, gestattet 
werden können, vielmehr wird ihm grundsätzlich das 
Recht hierzu eingeräumt. Daß es, insoweit als der Unter- 



suchungszweck gefährdet wird, gestattet sein muß, 
dem Verteidiger im Vorverfahren die Einsicht in ein- 
zelne Aktenstücke zu versagen, liegt in der Natur 
der Sache; die nötige Sicherheit für die angemessene 
Handhabung dieser Befugnis wird dadurch gewährt, 
daß die Versagung durch einen Beschluß zu erfolgen 
hat, welcher der Anfechtung unterliegt (§ 147). Der 
mündliche Verkehr des Verteidigers mit dem ver- 
hafteten Beschuldigten wird grundsätzlich von jeder 
Überwachung befreit und auch der schriftliche Ver- 
kehr soll, abgesehen von einer Vorschrift, die ledig- 
lich die Kontrolle darüber bezweckt, ob eine Mit- 
teilung tatsächlich vom Verteidiger ausgeht, keiner 
Beschränkung mehr unterliegen (§ 148). Daß von 
der Korrespondenz zwischen Verteidiger und Beschul- 
digten nicht auf dem Wege der Beschlagnahme Kennt- 
nis genommen werden darf, ist gleichfalls sicherge- 
stellt (§ 95 Abs. 2). Es ist nicht zu befürchten, daß 
dieses freie Verkehrsrecht seitens der Verteidiger miß- 
braucht werden wird. In der Regel wird es sich um 
Rechtsanwälte handeln und es darf davon ausgegangen 
werden, daß hier das Bewußtsein der Standespflichten 
und äußerstenfalls die Kontrolle der Standesorgane 
die Einhaltung der dem Verteidiger gebotenen Schran- 
ken sichern wird. Soweit andere Verteidiger in Be- 
tracht kommen, bietet die Befugnis des Gerichts, über 
die Zulassung nach freiem Ermessen zu entscheiden, 
genügende Sicherheit. Kautelen gegen einen Mißbrauch 
des freien Verkehrsrechts seitens des Verhafteten können 
allerdings nicht vollständig entbehrt werden. Der § 148 
Abs. 2 Satz 2 gibt daher dem Richter, wenn aus 
bestimmten Tatsachen auf einen solchen Mißbrauch 
zu schließen ist, die Befugnis, solange das Haupt- 
verfahren noch nicht eröffnet ist, anzuordnen, daß 
schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschuldigten 
und dem Verteidiger, deren Einsicht dem Richter nicht 
ermöglicht wird, zurückzuweisen sind und daß Unter- 
redungen mit dem Verteidiger nur in Gegenwart des 
Richters stattfinden dürfen. 

Dafür, daß der Verteidiger in die Lage gesetzt 
wird, seine Rechte auch tatsächlich auszuüben, ist ge- 
sorgt, indem er überall, wo seine Mitwirkung in Frage 
kommt, eine selbständige Benachrichtigung erhält und 
indem ihm die wichtigeren, dem Beschuldigten zu- 
gehenden Schriftstücke mitgeteilt werden (§§ 170, 190, 
§ 184 Abs. 3, § 185 Abs. 2), wie denn auch im 
übrigen durch ausdrückliche Vorschriften sichergestellt 
ist, daß der Verteidiger über den Gang des Ver- 
fahrens unterrichtet bleibt (zu vergl. § 203 Abs. 2, 
§ 213 Abs. 1, § 314 Abs. 2, § 316 Abs. 3 Satz 2, 
§ 337). 

Was das Zwischenverfahren anlangt, so gewährt 
der Entwurf der Strafprozeßordnung in denjenigen 
Sachen, in denen keine Berufung gegeben ist, näm- 
lich im Verfahren vor den Schwurgerichten und vor 
dem Reichsgerichte, dem Angeschuldigten die Befug- 
nis, seine Einwendungen gegen die Anklage in einem 
besonderen Vortermine, zu dem der verhaftete An- 
geschuldigte vorzuführen und auch der Verteidiger 
zu laden ist, mündlich dem Gerichte vorzutragen. 
In Strafkammersachen soll der Vorsitzende oder das 
Gericht befugt sein, geeignetenfalls einen solchen Vor- 
termin anzuberaumen (§ 203 Abs. 4, § 207). 

Im übrigen ist das Zwischenverfahren für die 
Fälle, in denen der Angeschuldigte keine Einwendun- 
gen erhebt und die Sache keine Schwierigkeiten bietet, 
wesentlich vereinfacht worden. Weggefallen ist vor 
allem die Notwendigkeit eines gerichtlichen Eröffnungs- 
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beschlusses; es soll überhaupt nicht mehr nötig sein, 
daß das Gericht sich mit jeder zur Eröffnung stehenden 
Sache befaßt. In der Mehrzahl der Fälle walten er- 
fahrungsgemäß keine Bedenken gegen die Eröffnung 
des Hauptverfahrens ob; hier bedeutet das Erforder- 
nis einer besonderen Beschlußfassung nur eine un- 
nötige und dabei mit überflüssiger Schreibarbeit ver- 
bundene Belastung der Gerichte. Auch die Fest- 
stellung eines bestimmten Maßes des Verdachts und 
die Qualifizierung der Tat im Beschlüsse sind zweck- 
los und können leicht eine Voreingenommenheit zu 
Ungunsten des Angeklagten begründen. Das jetzige 
Verfahren ist ferner insofern nachteilig, als es in- 
folge der Überzahl der Sachen in wirklich zweifel- 
haften Fällen eine eingehende Prüfung erschwert und 
eine oberflächliche, mechanische Behandlung der Er- 
öffnungen befördert. Demgegenüber vertraut der Ent- 
wurf die Eröffnung überall da, wo keine Einwen- 
dungen erhoben sind, dem Vorsitzenden allein an; 
hat dieser Bedenken, so ist, ebenso wie bei dem 
Vorliegen von Einwendungen oder Anträgen des An- 
geschuldigten, die Entscheidung des Gerichts herbei- 
zuführen. Bei der Eröffnung unterbleibt regelmäßig 
jeder Ausspruch über das Maß des vorliegenden Ver- 
dachts und die rechtliche Beurteilung der Tat. 

Diese Regelung des Zwischenverfahrens wird unter 
Ausschaltung aller überflüssigen Arbeiten und Förm- 
lichkeiten den Interessen der Anklage wie des An- 
geklagten in höherem Grade gerecht als das jetzt 
geübte Verfahren; sie macht zugleich den Vorsitzenden 
frühzeitiger mit der Sache vertraut, was bei den ihm 
vielfach obliegenden Zwischenentscheidungen, wie Be- 
stellung eines Verteidigers, Haftentlassung, Zeugen- 
ladung usw., nur von Vorteil sein kann. Außerdem 
aber gestattet die Beseitigung des formellen Eröffnungs- 
beschlusses, gegebenenfalls die Eröffnung auf Grund 
nachträglich hervorgetretener Momente rückgängig zu 
machen oder vor einem anderen Gerichte zu be- 
schließen und so eine unnötige Hauptverhandlung zu 
ersparen (§§ 208 bis 210). 

VIL Untersuchungshaft. 

Einen viel erörterten Mißstand bildet die An- 
wendung der Untersuchungshaft in Sachen, deren ge- 
ringe Bedeutung eine so einschneidende Maßregel nicht 
rechtfertigt. Im Zusammenhange damit steht der 
Mangel von Vorschriften, die eine gründliche Nach- 
prüfung der Verhaftung sichern. Nach beiden Rich- 
tungen will der Entwurf der Strafprozeßordnung Ab- 
hilfe schaffen. 

Schon das geltende Gesetz schließt bei ganz 
geringfügigen Delikten die Untersuchungshaft wegen 
Verdunkelungsgefahr aus und läßt sie wegen Flucht- 
verdachts bei Delikten dieser Art nur in gewissen, 
durch persönliche Eigenschaften des Täters bedingten 
Ausnahmefällen zu. Die betreffenden Vorschriften 
haben jedoch nur geringe praktische Bedeutung, da 
sie lediglich für den kleinen Kreis der mit Haft oder 
Geldstrafe bedrohten strafbaren Handlungen gelten. 
Der Entwurf (§ 111) zieht die Grenzen erheblich 
weiter, indem er einerseits auch Vergehen, bei denen 
geringe Gefängnisstrafen angedroht sind, einbezieht, 
andererseits aber, unabhängig von der Straf droh ung, 
die Einschränkung der Untersuchungshaft auf alle 
Fälle ausdehnt, bei denen nach Lage des Falles nur 
eine geringe Gefängnisstrafe zu erwarten ist. Es darf 
angenommen werden, daß hierdurch Verhaftungen in 
wirklich unbedeutenden Sachen ganz vermieden 
werden. 



Beseitigt ist ferner die schematische Begründung 
des Fluchtverdachts, die das bisherige Recht zuläßt. 
Nach dem geltenden Gesetze genügt es, daß ein Ver- 
brechen den Gegenstand der Untersuchung bildet, 
um ohne weiteres Fluchtgefahr anzunehmen. Diese 
formale Art der Begründung lehnt der Entwurf ab. 
Vermutung der Fluchtgefahr soll nur bestehen, wenn . 
nach der Lage des einzelnen Falles eine wirklich 
schwere Strafe zu erwarten ist (§ 110 Abs. 2); in 
allen anderen Fällen bedarf es bestimmter Tatsachen, 
aus denen sich der Fluchtverdacht ergibt. Dadurch 
wird die unterschiedslose Anwendung der Haft auf 
leichte Verbrechensfälle, insbesondere auf unbedeutende 
Rückfälle, bloße Beihilfe, Taten Jugendlicher und der- 
gleichen ausgeschlossen. Zugleich wird durch die Vor- 
schrift, daß die Tatsachen, welche die Fluchtgefahr 
oder die Gefahr .der Erschwerung der Wahrheits- 
ermittelung begründen, stets in den Haftbefehl selbst 
aufzunehmen sind, dem Verhafteten Gelegenheit ge- 
geben, sich gegen irrige Annahmen in dieser Be- 
ziehung zu verteidigen (§ 114). 

Für eine gründliche Nachprüfung der Berechti- 
gung des Haftbefehls wird dadurch Sorge getragen, 
daß der Verhaftete das Recht erhält, seine Einwen- 
dungen gegen den Haftbefehl mündlich demjenigen 
Richter vorzutragen, der in der Sache informiert und 
zur Entscheidung über die Aufrechterhaltung des Haft- 
befehls berufen ist (§§ 116, 125). Nach dem geltenden 
Rechte ist dem Verhafteten nur der Weg der Be- 
schwerde an die höhere Instanz gegeben; ein Weg, 
der bei der Schriftlichkeit des Beschwerdeverfahrens 
für viele Verhaftete ohne praktische Bedeutung ist 
und zudem das Verfahren verzögert. Die Regelung 
des Entwurfs ermöglicht auch dem ungewandten Ver- 
hafteten, seine Einwendungen an zuständiger Stelle 
vorzubringen; sie gibt andererseits dem Richter Ge- 
legenheit, einen persönlichen Eindruck zu gewinnen, 
der für die Entscheidung über die Haft von maß- 
gebender Bedeutung sein kann; sie setzt endlich den 
Verteidiger in den Stand, mündlich und damit häufig 
wirksamer für die Freilassung des Verhafteten einzu- 
treten. Erst nach der Verwerfung der Einwendungen 
durch den zuständigen Richter soll das Beschwerde- 
recht Platz greifen. 

Auch für Fälle, in denen an sich die Voraus- 
setzungen für die Verhängung der Haft vorliegen, 
will der Entwurf die Möglichkeit geben, bei geeigneter 
Sachlage von der Vollziehung der Haft Abstand zu 
nehmen und statt dessen der Gefahr der Flucht oder 
der Verdunkelung auf andere Weise, insbesondere 
durch Aufenthaltsbeschränkungen oder durch sonstige 
Auflagen an den Beschuldigten, vorzubeugen (§ 122). 
Im übrigen trägt der Entwurf Sorge dafür, daß die 
Untersuchungshaft mit möglichster Schonung vollzogen 
und eine übermäßige Ausdehnung ihrer Dauer ver- 
mieden wird (§§ 117, 127). 

VIII. Zeugnispflicht und Eidesleistung. 

Die geltenden Vorschriften über die Pflicht zur 
Ablegung des Zeugnisses und zur Beeidigung der 
Aussage sowie über das Verfahren bei Eidesleistungen 
haben in der Praxis zu mancherlei Mißständen ge- 
führt. Hauptsächlich wird dem Gesetze der Vorwurf 
gemacht, daß es unter einseitiger Berücksichtigung der 
Zwecke des Strafverfahrens Zeugen zu Aussagen 
nötige, die nur unter dem Drucke eines Gewissens- 
konflikts und unter Verletzung anderer gleichfalls 
schutzbedürftiger Interessen abgegeben werden 
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könnten. Ferner wird bemängelt, daß die Häufig- 
keit der Eidesleistungen deren Bedeutung herabdrücke 
und daß die Art der Eidesabnahme in der Form 
des Voreids unzweckmäßig sei. In allen diesen Punkten 
greifen die Reformen ein. 

Was das Recht zur Zeugnisverweigerung betrifft, 
so wird die Verweigerung der Aussage gegenüber 
verfänglichen Fragen erleichtert. Dies gilt insbesondere 
für solche Fragen, deren Beantwortung* dem Zeugen 
oder seinen Angehörigen eine strafgerichtliche Ver- 
folgung zuziehen könnte; der Zeuge soll nur ge- 
halten sein, auf Erfordern an Eidesstatt, zu versichern, 
daß diese Gefahr besteht (Entwurf der Strafprozeß- 
ordnung § 52), während er bisher die begründende 
Tatsache selbst glaubhaft machen und unter Um- 
ständen beschwören mußte, was einer Aufdeckung der 
verfänglichen Sachlage gleichkommt. Eine neue Rege- 
lung erfährt der Zeugniszwang gegenüber der Presse. 
Das geltende Gesetz kennt hier keine Einschränkung, 
wie eine solche auch anderen ausländischen Rechten 
unbekannt ist; insbesondere auch auf dem Gebiete 
des französischen Rechtes lehnen Theorie und Praxis 
den Anspruch auf eine Ausnahmestellung der Presse 
in diesem Punkte ausdrücklich ab. Die Erfahrung 
hat jedoch gelehrt, daß die gerichtliche Praxis bei 
dem Gebrauch ihrer Zwangsbefugnisse gegenüber der 
Presse zuweiie.n des richtigen Augenmaßes entbehrt 
und über den Zeugnispflichtigen Maßregeln verhängt, 
die zu der Bedeutung der Strafsache nicht in an- 
gemessenem Verhältnisse stehen. Um den hieraus sich 
ergebenden unliebsamen Erörterungen für die Zukunft 
vorzubeugen, will die Vorlage in der Verpflichtung 
zum Zeugnis eine grundsätzliche Einschränkung ein- 
treten lassen. Der Entwurf der Strafprozeßordnung 
(§ 49) gibt den Redakteuren, Verlegern und Druckern 
einer periodischen Druckschrift sowie dem technischen 
Hilfspersonal das Recht, die Auskunft über die Person 
des Verfassers oder Einsenders eines darin enthaltenen 
Artikels strafbaren Inhalts zu verweigern. Das Recht 
der Zeugnisverweigerung wird jedoch an eine doppelte 
Voraussetzung geknüpft. Erstlich darf kein Hindernis 
bestehen, die Bestrafung eines Redakteurs wegen des 
Inhalts des Artikels auf Grund des § 20 des Preß- 
gesetzes herbeizuführen, und ferner darf der Inhalt 
des Artikels nicht den Tatbestand eines Verbrechens 
begründen. Der Entwurf geht davon aus, daß das 
öffentliche Interesse an der Ermittelung des Verfassers 
oder Einsenders hinter dem Interesse, das sich an 
die Wahrung des Redaktionsgeheimnisses knüpft, zu- 
rückgestellt werden darf, soweit durch die Bestrafung 
auf Grund des § 20 des Preßgesetzes eine Sühne 
eintritt, daß aber andererseits das Interesse der Wahr- 
heitsermittelung überwiegen muß, wenn es sich um 
die schwersten Straftaten handelt. Daher scheidet der 
Entwurf die Gruppe der Verbrechen aus. Begründet 
der Inhalt des Artikels beispielsweise den Tatbestand 
einer öffentlichen Aufforderung zum Hochverrat (§ 85), 
eines militärischen oder diplomatischen Landesverrate 
(§ 89, § 90 Nr. 4, § 92 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs), 
eines Verrats militärischer Geheimnisse oder eines Ver- 
brechens gegen das Sprengstoffgesetz, so sind der 
Ermittelung des Verfassers oder Einsenders keine be- 
sonderen Schranken gesetzt. In der Tat kann der 
Staat gegenüber derartigen verbrecherischen Unter- 
nehmungen, die seine eigene Existenz zu gefährden 
geeignet sind, keine Rücksichten walten lassen. Die 
Einschränkung auf Fälle, in denen eine Bestrafung 
nach § 20 des Preßgesetzes erfolgen kann, stimmt 



mit dem Beschlüsse des Reichstags bei der zweiten 
Beratung der Vorlage von 1895 überein und die 
Ausnahme für Verbrechen ist bei Beratungen mit Sach- 
verständigen aus den Kreisen der Presse allseitig als 
eine solche anerkannt worden, welche die berechtigten 
Interessen der Presse nicht verletzt. 

Die Vorlage will ferner das bei unberechtigter 
Verweigerung des Zeugnisses eintretende Zwangs- 
verfahren mildern. Davon ausgehend, daß die Ver- 
hängung der Zwangshaft nur da am Platze ist, wo 
jede andere Maßregel versagt und nach Lage der 
Sache das Interesse an der Aussage groß genug ist, 
um eine so einschneidende Maßnahme zu rechtfertigen, 
wird die Zwangshaft in weniger bedeutenden Straf- 
sachen, insbesondere im Privatklageverfahren, ganz aus- 
geschlossen. Im übrigen wird sie nur gestattet, wenn 
der Zeuge nach Vollstreckung einer Strafe seine un- 
berechtigte Weigerung aufrechterhält. Ferner wird 
die zulässige Höchstdauer der Zwangshaft von sechs 
Monaten auf drei Monate herabgesetzt (§ 67). 

Allen diesen Vorschlägen liegt der Gedanke zu 
Grunde, daß es nach Möglichkeit vermieden werden 
muß, den Zeugen in schwere Konflikte mit anderen 
Pflichten zu bringen, welche Berücksichtigung ver- 
dienen. Immerhin dürfen derartige Rücksichten nicht 
zu weit getrieben werden, wenn sie die Straf rech ts- 
pflege nicht in ihrer Wirksamkeit lähmen sollen. Nicht 
jede auf einem Vertrauensverhältnisse beruhende Pflicht 
zur Verschwiegenheit hat Anspruch auf einen so weit- 
gehenden Schutz, und die Interessen der Allgemein- 
heit, denen die Strafrechtspflege dient, können nicht 
vor jedem Konflikte, der durch widerstreitende Pflichten 
eines Zeugen entsteht, zurückweichen. 

Die Lage der Zeugen soll ferner dadurch er- 
leichtert werden, daß ihnen unnötige Bloßstellungen 
ferngehalten werden. Zwar wird es sich im Interesse 
der Wahrheitsermittelung über die Schuld des An- 
geklagten nicht immer vermeiden lassen, an einen 
Zeugen Fragen zu richten, deren Beantwortung ihm 
zur Unehre gereicht; es kann aber verhütet werden, 
daß es zu derartigen Bloßstellungen kommt, wenn 
die Zwecke der Untersuchung es nicht unabweislich 
notwendig machen. Demgemäß wird zunächst die Be- 
fragung nach Vorstrafen, die gegenwärtig nicht selten 
zu einer mit der verhandelten Sache in keinem Ver- 
hältnisse stehenden Schädigung des Zeugen führt, 
wesentlich eingeschränkt. Solche Fragen sollen nicht 
aufs unbestimmte hin zulässig sein, sondern nur 
im Hinblick auf bestimmte Bestrafungen gestellt, auch 
insoweit aber einem Zeugen nur vorgelegt werden, 
wenn es nach dem Ermessen des Gerichts zum Zwecke 
der Feststellung der Glaubwürdigkeit des Zeugen un- 
erläßlich ist. Auch andere Fragen, deren Beantwortung 
dem Zeugen oder einem seiner Angehörigen zur Un- 
ehre gereichen können, sollen nur gestellt werden, 
soweit das Gericht die Befragung nach Lage des 
Falles für unerläßlich hält. Die Ansicht des Vor- 
sitzenden allein ist dabei nicht entscheidend; er muß 
vielmehr die Ansicht des Kollegiums feststeilen (§ 55 
Abs. 3). 

Daß die Vorschriften über die Vereidigung der 
Zeugen und Sachverständigen in vielen Beziehungen 
einer Änderung bedürfen, ist anerkannt. Dabei handelt 
es sich in erster Linie darum, das Übermaß der Eides- 
leistungen einzuschränken, das die Bedeutung des 
Eides herabdrückt und in Verbindung mit der wenig 
zweckmäßigen Art, wie gegenwärtig die Eidesabnahme 
geregelt ist, die Zahl der Falscheide vermehrt. Im 
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Strafverfahren kann zwar nicht, wie im Zivilprozesse, 
schlechthin ein Verzicht der Prozeßbeteiligten auf die 
Beeidigung des Zeugnisses zugelassen und gegenüber 
einem solchen Verzichte das Ermessen des Richters 
ausgeschaltet werden. Immerhin verdient auch hier 
die Auffassung der Beteiligten in gewissem Umfange 
Berücksichtigung. Der Entwurf der Strafprozeßordnung 
bestimmt, daß in allen Sachen, die vor den Amts- 
gerichten verhandelt werden, die Vereidigung zu unter- 
bleiben hat, soweit sie nicht von dem Vorsitzenden 
für erforderlich erachtet oder von einem Mitgliede 
des Gerichts oder einem Prozeß beteiligten verlangt 
wird (§ 60 Abs. 1, § 70), und daß sie auch in anderen 
Sachen unterbleiben kann, wenn alle Beteiligten über 
die Unerheblichkeit eines Zeugnisses einverstanden sind 
oder wenn es sich um die Vernehmung eines Sach- 
verständigen handelt (§ 60 Abs. 2, § 77 Abs. 3). 
Ferner erweitert der Entwurf die Fälle, in denen aus 
besonderen Gründen ein Zeuge unvereidigt ver- 
nommen werden kann. Insbesondere gestattet er die 
uneidliche Vernehmung allgemein in betreff solcher 
Teile der Aussage, die für den Zeugen verfänglich 
sind (§ 59). Gerade von dieser Vorschrift ist zu 
erwarten, daß sie wesentlich zur Verhütung bedenk- 
licher Eidesleistungen beitragen wird. 

Was die Art der Eidesleistungen angeht, so soll 
an die Stelle des Voreids der Nacheid treten (§ 61). 
Der gleiche Vorschlag war in den Regierungsvorlagen 
von 1895 und 1899 enthalten und hat früher die 
Zustimmung des Reichstags gefunden. Für den Zivil- 
prozeß will die zur Zeit dem Reichstage vorliegende 
Novelle zur Zivilprozeßordnung (Drucks. Nr. 735) den 
Nacheid gleichfalls vorschreiben. Auch diese Neu- 
erung wird zweifellos von Einfluß auf die Verminde- 
derung der Eidesleistungen sein. Namentlich wird sie 
verhindern, daß bei Zeugen, welche die Beeidigung 
ihrer Aussage verweigern dürfen oder von Amts wegen 
unvereidigt gelassen werden können, die maßgebenden 
Tatsachen erst erkannt werden, wenn die Vereidigung 
bereits erfolgt ist; denn häufig werden die Tatsachen 
nur dem Inhalte der Aussage selbst zu entnehmen 
sein. Endlich soll die Eideshandlung dadurch ein- 
facher und eindrucksvoller gestaltet werden, daß nach 
Art der schon jetzt üblichen Schöffen- und Ge- 
schworeneneide das mechanische Nachsprechen langer 
Formeln durch kurze Schwurworte ersetzt wird 
(§§ 61, 62). 

IX. Beschleunigung des Verfahrens. 

So sehr der Entwurf der Strafprozeßordnung be- 
müht ist, die Zuverlässigkeit und Gründlichkeit des 
Verfahrens sicherzustellen, darf doch nicht außer Acht 
gelassen werden, daß das öffentliche Interesse eine 
rasche, nicht durch unnötige Formalitäten gehemmte 
und energische Handhabung der Strafrechtspflege for- 
dert. Die Wirksamkeit der Strafe wird erhöht, wenn 
sie der Straftat möglichst bald nachfolgt. Auch dem 
Interesse des Angeklagten ist häufig durch eine rasche 
Erledigung der Sache am besten gedient und Vor- 
schriften, die im vermeintlichen Interesse desselben 
das Gericht an umständliche Formen binden, erweisen 
sich oft als nachteilig für ihn. Hiernach ist eines 
de/ Hauptziele des Entwurfs, das Verfahren nach Mög- 
lichkeit zu vereinfachen. Neben der bereits erwähnten 
Umgestaltung des Zwischenverfahrens kommt in dieser 
Beziehung besonders das Verfahren ohne Anwesen- 
heit des Angeklagten in Betracht. Der Entwurf hält 
zwar das Prinzip aufrecht, daß grundsätzlich nur in 



Gegenwart des Angeklagten verhandelt werden kann, 
erweitert aber die bereits im geltenden Rechte zuge- 
lassenen Ausnahmen, und zwar sowohl für den Fall, 
daß der Angeklagte um die Befreiung von der Ver- 
pflichtung zum Erscheinen in der Hauptverhandlung 
nachsucht (§ 220), als für den Fall, daß er unent- 
schuldigt ausbleibt (§ 225). 

Ferner haben Verfahrensarten, die für besonders 
einfache Fälle eine von den gewöhnlichen Vorschriften 
abweichende Behandlung gestatten, im Entwurf eine 
erhöhte Berücksichtigung gefunden. Dem sogenannten 
schleunigen Verfahren ist ein besonderer Abschnitt ge- 
widmet und das Strafbefehlsverfahren ist weiter aus- 
gebaut. 

Bei den Vorschlägen, die der Entwurf der Straf- 
prozeßordnung (§§ 408 bis 420) für das schleunige 
Verfahren macht, ist in Obereinstimmung mit der Vor- 
lage von 1895 davon ausgegangen, daß der § 211 
des geltenden Gesetzes die Voraussetzungen für ein 
solches Verfahren zu eng begrenzt und daß seine prak- 
tische Anwendbarkeit auch durch den Mangel einer 
näheren Ausgestaltung beeinträchtigt wird. Der Ent- 
wurf schlägt daher vor, das schleunige Verfahren auf 
wesentlich breiterer Grundlage aufzubauen und durch 
eine Reihe von Einzelvorschriften so zu gestalten, daß 
die rasche Erledigung der ihm zugewiesenen Sachen 
nach Möglichkeit gewährleistet wird. 

Die Aburteilung soll stets durch den Amtsrichter, 
und zwar ohne Zuziehung von Schöffen erfolgen ; denn 
die bisherigen Erfahrungen ergeben, daß ein schleu- 
niges Verfahren, um in weiterem Umfange praktische 
Bedeutung zu erlangen, einen jederzeit zugänglichen 
Richter voraussetzt. Im Zusammenhange hiermit steht 
der Vorschlag, das Verfahren nur in den Sachen zu- 
zulassen, in denen an sich schon die Zuständigkeit 
des Amtsgerichts begründet ist oder nach der Novelle 
zum Gerichtsverfassungsgesetze durch den Staatsanwalt 
begründet werden kann. 

Bei der Normierung der besonderen Voraus- 
setzungen des Verfahrens geht der Entwurf davon 
aus, daß es nur für solche Fälle zuzulassen ist, in 
denen tatsächlich ein Bedürfnis der Beschleunigung 
vorliegt und der schnellen Aburteilung kein Hindernis 
entgegensteht. Diese Voraussetzungen treffen zu, wenn 
die Verfolgung zu einem Eingriff in die persönliche 
Freiheit des Beschuldigten geführt hat und die Beweis- 
mittel unverzüglich herbeigeschafft werden können oder 
die Erhebung von Beweisen sich erübrigt. Das schleu- 
nige Verfahren wird daher zunächst da zugelassen, 
wo der Beschuldigte auf frischer Tat betroffen oder 
verfolgt und vorläufig festgenommen ist; hier können 
die Augenzeugen der Tat regelmäßig sofort zur Ge- 
richtsstelle gebracht werden. In den sonstigen Fällen 
der vorläufigen Festnahme sowie in den Fällen, in 
denen der Beschuldigte auf Grund eines Haftbefehls 
oder Steckbriefs ergriffen ist, soll dagegen, da hier 
die Herbeischaffung der erforderlichen Beweismittel 
häufig nicht ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust 
zu bewirken ist, das schleunige Verfahren nur 
dann zulässig sein, wenn der Beschuldigte sich der 
ihm zur Last gelegten Tat schuldig bekennt. Weiterhin 
ist einbezogen der Fall, daß die strafbare Handlung 
auf einem deutschen Schiffe im Ausland oder auf 
offener See begangen ist und der Verdächtige dem 
Gerichte zur Vernehmung vorgeführt wird. Wenn 
schließlich eine schleunige Aburteilung auf eigenen 
Antrag des Beschuldigten und zwar auch noch nach 
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der Erhebung der ordentlichen Klage bei dem AmtSr 
gerichte vorgesehen ist, sofern die Staatsanwaltschaft 
dem Antrage zustimmt, so liegt diesem Vorschlage 
der Gedanke zu Grunde, daß eine solche Aburteilung 
auch in anderen als den bisher erwähnten Fällen 
durch ein dringendes Interesse des Verdächtigen ge- 
rechtfertigt und mit den Interessen der Rechtspflege 
vereinbar sein kann. 

Das Strafbefehlsverfahren hat sich in der Praxis 
gut bewährt; in den weitaus meisten Fällen 1 ) unter- 
bleibt die Einlegung des Einspruchs und es wird auf 
diese Art für eine große Zahl von Sachen eine Haupt- 
verhandlung überflüssig. Hiernach erscheint eine Aus- 
dehnung des Strafbefehlsverfahrens behufs möglichster 
Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens an- 
gängig und sowohl im Interesse des Beschuldigten, 
dem die öffentliche Gerichtsverhandlung und erhöhte 
Kosten erspart werden, als zur Entlastung der Ge- 
richte erwünscht. Immerhin muß das Verfahren auf 
Sachen beschränkt bleiben, bei denen eine summarische 
Feststellung des Tatbestandes und die Bemessung der 
Strafe ohne Hauptverhandlung unbedenklich ist. Der 
Entwurf der Strafprozeßordnung dehnt dement- 
sprechend den Kreis der dem Strafbefehle zugäng- 
lichen Sachen auf eine Reihe leichterer Vergehens- 
gruppen aus, die häufig vorkommen, andererseits aber 
in der Regel leicht aufzuklären und milde zu ahnden 
sind (§ 421 Nr. 3 bis 10). 

X. Verfahren gegen Jugendliche« 

Die Eigenart der Personen, die sich in körperlicher 
und geistiger Beziehung noch im Stadium der Ent- 
wicklung befinden, wird im jetzigen Strafverfahren 
nur in geringem Maße berücksichtigt. Die geltende 
Strafprozeßordnung beschränkt sich im wesentlichen 
darauf, für Angeschuldigte bis zu sechzehn Jahren 
in Landgerichtssachen die Bestellung eines Verteidigers 
vorzuschreiben (§ 140 Abs. 2 Nr. 1) und dem gesetz- 
lichen Vertreter eines minderjährigen Beschuldigten die 
Befugnis einzuräumen, seinem Schutzbefohlenen Bei- 
stand zu leisten und Rechtsmittel für ihn einzulegen 
(§§ 149, 340), Die Anklagepflicht der Staatsanwalt- 
schaft ist den Jugendlichen gegenüber nicht be- 
schränkt; dies führt in Verbindung mit den Vor- 
schriften des § 57 des Strafgesetzbuchs dazu, daß jede 
Person, die im Alter zwischen zwölf und achtzehn 
Jahren mit den Strafgesetzen in Konflikt gerät, straf- 
rechtlich zur Verantwortung gezogen und zu Strafe 
verurteilt werden muß, sofern sie nur bei Begehung 
der strafbaren Handlung die zur Erkenntnis der Straf- 
barkeit erforderliche Einsicht besessen hat. Hierbei ist 
dem Umstände keine Rechnung getragen, daß Straf- 
taten Jugendlicher sehr oft auf mangelhafte Erziehung 
zurückzuführen sind und daß, wo ein solcher Mangel 
zutage tritt, durch staatliche Einwirkung auf die Er- 
ziehung den Interessen der Allgemeinheit vielfach besser 
gedient wird, als durch Bestrafung. Unter allen Um- 
ständen erscheint es da, wo Verfehlungen harmloser 
Art in Frage stehen, die im Wege der häuslichen 
Zucht oder der Schulzucht ausreichend geahndet werden 
können, als eine grundlose Härte, den Jugendlichen 
einer gerichtlichen Bestrafung zu unterwerfen, die ihn 
für sein späteres Leben mit einem Makel behaftet, 
sein Fortkommen erschwert und sein Ehrgefühl ab- 
stumpft. Dazu kommt, daß durch die Vollziehung 



*) In den Jahren 1901 bis 1905 waren es etwa 
88 Prozent. 



der Strafen ein günstiger Einfluß auf das Gemüt Jugend- 
licher in vielen Fällen nicht erzielt wird. Kurzfristige 
und mit Milde vollzogene Freiheitsstrafen können da, 
wo die Straftat auf eine tiefergehende sittliche Verwahr- 
losung zurückzuführen ist, eine Besserung des Jugend- 
lichen naturgemäß nicht zur Folge haben und wirken 
auch im übrigen dadurch schädlich, daß sie dem 
Jugendlichen die Furcht vor der Strafe nehmen. An- 
dererseits führen langfristige und mit Strenge voll- 
streckte Freiheitsstrafen unter Umständen dazu, den 
Jugendlichen zu verhärten und ihn auch für sein 
späteres Leben mit Feindseligkeit gegen die bestehende 
Rechtsordnung zu erfüllen. 

Die Vorlagen verfolgen das Ziel, eine Bestrafung 
Jugendlicher da, wo nach Lage der Sache nur Er- 
ziehungsmaßregeln am Platze sind, zu vermeiden und 
den Jugendlichen wenn möglich vor den mit einem 
Strafverfahren verbundenen Schäden ganz zu bewahren. 
Soweit ein Strafverfahren unvermeidlich ist, soll diesem 
eine Gestaltung gegeben werden, die den Interessen 
der Jugendfürsorge Rechnung trägt. Eine durch- 
greifende Besserung nach beiden Richtungen ist nur 
möglich, wenn das Gesetz den bei der Strafrechts- 
pflege gegen Jugendliche beteiligten Behörden Ver- 
trauen entgegenbringt und ihnen Befugnisse verleiht, 
die über das gewöhnliche Maß hinausgehen. Dies setzt 
eine Einrichtung und Zusammensetzung der mit jenem 
Zweige der Rechtspflege betrauten Behörden voraus, 
die geeignet ist, Gewähr für eine einsichtige und ver- 
ständnisvolle Erfüllung der Ihnen übertragenen Aufgaben 
zu bieten. Der Wunsch, eine sachgemäße Behandlung 
der Straftaten von Jugendlichen zu sichern, hat im 
Auslande dazu geführt, Kindergerichtshöfe zu bilden, 
denen besonders qualifizierte Richter mit ausgedehnten 
Befugnissen vorstehen. Soviel sich nach den noch ver- 
hältnismäßig kurzen Erfahrungen des Auslandes ur- 
teilen läßt, haben sich diese Einrichtungen, nament- 
lich in Amerika und England, bewährt und es ist 
daher auch bei uns der lebhafte Wunsch hervorge- 
treten, ähnliche Institutionen in den Rahmen unserer 
Gerichtsverfassung einzufügen. Die Justizverwaltungen 
mehrerer Bundesstaaten sind diesem Wunsche, soweit 
es die bestehenden Gesetze gestatten, schon jetzt ent- 
gegengekommen und haben an einer größeren Zahl von 
Orten bei den Amtsgerichten besondere Abteilungen 
für Jugendliche eingerichtet, die freilich, weil ihre Zu- 
ständigkeit eng begrenzt und ihre Tätigkeit an die 
Vorschriften der geltenden Strafprozeßordnung ge- 
bunden ist, nur eine beschränkte Wirksamkeit ent- 
falten können. Es ist die Aufgabe der Strafprozeß- 
reform, diese Einrichtung weiter auszubauen und ihr 
allgemeine Verbreitung zu sichern. Eine einfache Über- 
tragung der ausländischen Einrichtungen auf unsere 
Verhältnisse ist allerdings nicht angängig, aber der 
ihnen zu Grunde liegende Gedanke läßt sich sehr wohl 
auch innerhalb unserer Gerichtsorganisation nutzbar 
machen. Es liegt auf der Hand, daß ein Gericht, das 
sich unausgesetzt mit der Beurteilung von Straftaten 
Jugendlicher zu befassen hat, wertvolle Erfahrungen 
auf diesem Gebiete gewinnen wird, die der Rechts- 
pflege zugute kommen. Solche Gerichte werden, 
wenn sie ersprießlich wirken sollen, ihre Tätigkeit aller- 
dings nicht auf die bloße Aburteilung der jugend- 
lichen Übeltäter beschränken dürfen, vielmehr ist es 
wünschenswert, daß sie auch sonst auf die persönlichen 
Verhältnisse derselben Einfluß gewinnen und zu diesem 
Zwecke die vormundschaftsgerichtliche Aufsicht über 
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sie ausüben oder wenigstens in enger Verbindung mit 
dem Vormundschaftsgerichte stehen. Endlich muß be- 
sonderer Wert darauf gelegt werden, daß ein Zu- 
sammenwirken der Gerichte mit den der Jugendfür- 
sorge gewidmeten Vereinen stattfindet. Die Fürsorge- 
vereine, die schon jetzt eine weite Verbreitung und 
zum Teil eine vorzügliche Organisation besitzen, um- 
fassen eine große Zahl wertvoller Hilfskräfte, die sich 
mit opferwilliger Hingebung dem Kampfe gegen die 
Verwahrlosung der Jugend widmen. Es fehlte bisher 
nur an der richtigen Verbindung mit den Organen 
der Rechtspflege, um sie auch auf diesem Gebiete 
nutzbar zu machen. Die Reform des Strafprozesses 
wird den Weg hierzu eröffnen müssen. 

Von diesen Gesichtspunkten aus ist die Behand- 
lung der Jugendlichen in den Entwürfen geregelt. 
Die Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze (§ 118*°) 
will zunächst die Möglichkeit schaffen, bei den Amts- 
gerichten besondere Abteilungen für die Verhandlung 
von Strafsachen gegen Jugendliche (Jugendgerichte) zu 
bilden und zur Mitwirkung bei den Verhandlungen 
besonders dazu befähigte Schöffen zu berufen. Die 
Verbindung des Amtes des Vorsitzenden des Jugend- 
gerichts mit dem Amte des Vormundschaftsrichters ist 
Sache der Justizverwaltungen und muß diesen über- 
lassen bleiben. Sie ist für das im Entwürfe der Straf- 
prozeßordnung vorgesehene Ineinandergreifen straf- 
gerichtlicher und vormundschaftsgerichtlicher Tätigkeit 
von wesentlicher Bedeutung; auf die Auswahl geeig- 
neter Persönlichkeiten wird es dabei vor allem an- 
kommen. Was die bei den Jugendgerichten mitwir- 
kenden Schöffen betrifft, so sollen sie besonders ausge- 
wählt und aus Kreisen entnommen werden, die wie 
Lehrer, Lehrherren und Mitglieder von Fürsorgever- 
einen gerade auf dem Gebiete der Jugenderziehung Er- 
fahrung besitzen. 

Die Zuständigkeit der Amtsgerichte und damit 
in erster Linie der Jugendgerichte wird für Straf- 
taten von Personen, die zur Zeit der Tat das acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erheb- 
lich ausgedehnt, indem hier nach § 23 * Abs. 2 der 
Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze der Staatsan- 
walt wegen aller zur Strafkammerzuständigkeit ge- 
hörenden Verbrechen und außerdem wegen der Ver- 
brechen des Raubes, der Brandstiftung und der Eisen- 
bahntransportgefährdung die Zuständigkeit des Amts- 
gerichts durch Anklageerhebung begründen kann. Auch 
unter diesen Verbrechen kommen häufig Fälle vor, 
die gerade bei den Jugendgerichten eine besonders 
sachgemäße Beurteilung erfahren werden. 

In erster Linie soll indessen der Jugendliche, wenn 
der Fall so liegt, daß von einer Bestrafung abgesehen 
werden kann und bloße Erziehungsmaßregeln als ange- 
messen erscheinen, überhaupt nicht vor den 1 Strafrichter 
gebracht, sondern dem Vormundschaftsrichter über- 
wiesen werden. Deshalb wird im Entwürfe der Straf- 
prozeßordnung (§ 365) die Verpflichtung der Staats- 
anwaltschaft zur Erhebung der Anklage gegen Jugend- 
liche nicht nur für die zur Zuständigkeit des Einzel- 
richters gehörenden unbedeutenden Delikte, sondern 
ganz allgemein für alle Arten von Straftaten beseitigt. 
Selbst bei Straftaten, die unter die Kategorie der Ver- 
brechen fallen, kann bei Jugendlichen der Fall so 
liegen, daß Erziehung statt der Strafe am Platze ist. 
Eine bestimmte Abgrenzung ist, da jeder Fall sein 
eigenes Gepräge hat, nicht möglich; hier muß zunächst 
das Ermessen der Strafverfolgungsbehörde entscheiden. 



Sieht diese von der Erhebung der Strafklage ab, so 
hat sie die Sache an die Vormundschaftsbehörde ab- 
zugeben. 

Ausschließlich von dem Ermessen der Staatsan- 
waltschaft soll es indessen nicht abhängen, ob Be- 
strafung einzutreten hat oder nicht. Auch in den- 
jenigen Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft nach 
den Ergebnissen des Vorverfahrens zunächst glaubt, 
die Erhebung der Klage nicht unterlassen zu dürfen, 
kann auf Grund der weiteren Verhandlung das Gericht 
zu der Auffassung gelangen, daß der Fall sich nicht 
zur Verhängung einer Strafe eigne, sondern besser durch 
erzieherische Maßnahmen zu erledigen sei. Das Ge- 
richt, das in der Regel ein Jugendgericht sein wird, 
darf in einem solchen Falle nicht entgegen seiner Über- 
zeugung zur Verhängung einer Strafe genötigt werden. 
Nach dem Entwürfe der Strafprozeßordnung (§ 374) 
soll daher das Gericht, wenn es Erziehungs- und Besse- 
rungsmaßregeln für ausreichend hält, die Einstellung 
des Verfahrens beschließen und entweder die Sache 
der Vormundschaftsbehörde überweisen oder die für 
angezeigt erachteten Erziehungsmaßregeln selbst an- 
ordnen. Die letztere Befugnis wird jedoch dem Ge- 
richte nur insoweit übertragen, als nicht die Anord- 
nung der Zwangserziehung in Frage kommt oder 
weitere Ermittelungen, namentlich eine Beobachtung 
des Jugendlichen, geboten sind. Die Anordnung der 
Zwangserziehung (Fürsorgeerziehung) muß der Vor- 
mundschaftsbehörde schon deshalb vorbehalten bleiben, 
weil diese zur Vornahme der für eine solche Maß- 
nahme unentbehrlichen eingehenden Ermittelungen über 
die persönlichen und Familienverhältnisse des Jugend- 
lichen am geeignetsten ist. Die für das Verfahren sowie 
für die Vollziehung der Zwangserziehung maßgeben- 
den Vorschriften der Reichsgesetze und Landesgesetze 
setzen ohnehin die Anordnung durch die Vormund- 
schaftsbehörde voraus. Die Maßregeln, die hiernach 
das Gericht selbst treffen kann, bestehen darin, daß 
es eine Mahnung gegen den Jugendlichen ausspricht 
oder ihn der Zucht seines gesetzlichen Vertreters oder 
der Schulbehörde oder, falls der Jugendliche bereits 
unter Zwangserziehung steht, der zuständigen Er- 
ziehungsanstalt überweist. Der Beschluß des Gerichts, 
der das Strafverfahren einstellt und das weiter Er- 
forderliche anordnet, soll einer Anfechtung von keiner 
Seite, also auch nicht durch die Staatsanwaltschaft, 
unterliegen. 

Ist die Sache — sei es durch den Staatsanwalt, 
sei es durch das Gericht — an die Vormundschafts- 
behörde gelangt, so hat diese über die der Sachlage 
entsprechenden Erziehungs- und Besserungsmaßregeln 
zu entscheiden. Der Entwurf der Strafprozeßordnung 
(§ 366 Abs. 2) gibt ihr zugleich die Befugnis, sich die 
Auswahl unter den von ihr zu treffenden Maßregeln 
vorzubehalten und den Jugendlichen zunächst für eine 
bestimmte Frist unter die Aufsicht eines Fürsorgers 
zu stellen. In diesem Falle wird naturgemäß die Füh- 
rung des Jugendlichen und die Auskunft, die der 
Fürsorger darüber erteilt, für die schließliche Ent- 
scheidung der Behörde von maßgebendem Einflüsse 
sein. Ahnliche Einrichtungen bestehen in Amerika und 
England und haben, wie versichert wird, ganz be- 
sonders zu den günstigen Erfahrungen beigetragen, die 
dort bei der Behandlung jugendlicher Übeltäter gemacht 
worden sind. Zu Fürsorgern sollen nach dem Ent- 
würfe der Strafprozeßordnung Personen, die auf dem 
Gebiete der Jugendfürsorge Erfahrungen besitzen, ins- 



Digitized by 



11* 

Google 



167 



Begründung. 



168 



besondere Mitglieder von Fürsorgevereinen, bestellt wer- 
den. In vielen Fällen werden Frauen dazu in hervor- 
ragendem Maße geeignet sein; es ist daher ausdrück- 
lich hervorgehoben, daß auch Frauen zu Fürsorgern 
bestellt werden können. 

Soweit ein Strafverfahren gegen Jugendliche statt- 
findet, wird es in dem Entwürfe der Strafprozeß- 
ordnung mit Kautelen umgeben, die eine gründliche 
Prüfung gewährleisten und die schädigenden Einflüsse 
des Strafverfahrens möglichst abschwächen. Nament- 
lich ist Sorge getragen, daß der Jugendliche im Ver- 
fahren entweder durch einen Verteidiger oder durch 
einen Beistand unterstützt wird (§§ 369 bis 371) sowie 
daß der gesetzliche Vertreter über den Fortgang des 
Verfahrens unterrichtet bleibt (§§ 372, 376). Die Voll- 
ziehung (der Untersuchungshaft soll unterbleiben, wenn 
deren Zweck durch Unterbringung in einer Erziehungs- 
anstalt oder durch andere Maßnahmen, insbesondere mit 
Unterstützung eines Fürsorgevereins, erreicht werden 
kann (§ 368). Die Fernhaltung Jugendlicher von er- 
wachsenen Gefangenen sowie die Sonderung der Haupt- 
verhandlungen von Verhandlungen gegen Erwachsene 
und die Trennung zusammenhängender Strafsachen, bei 
denen Jugendliche und Erwachsene beteiligt sind, ist 
vorgesehen (§ 368 Abs. 3, § 373). Endlich ist, wie 
bereits in anderem Zusammenhange hervorgehoben 
wurde, dem Gericht allgemein die Befugnis gegeben, 
bei Hauptverhandlungen gegen Jugendliche die Öffent- 
lichkeit auszuschließen (Nov. G.V.G. § 172 *). 



B. Besondere Begründung. 

I. Entwurf eines Gesetzes, 

betreffend Änderungen des Gerichts - 

Verfassungsgesetzes. 

Amtsgerichte. 
Nr. I. 

§ 22. 

Die für den § 22 vorgeschlagene neue Fassung 
bringt den schon dem bisherigen Rechte zu Grunde 
liegenden Gedanken, daß jeder Amtsrichter auch bei 
den mit mehreren Richtern besetzten Amtsgerichten 
als Einzelrichter handelt, klarer zum Ausdrucke. Es 
erschien ferner richtig, bereits hier darauf hinzuweisen, 
daß der Amtsrichter die ihm obliegenden Geschäfte 
nur insoweit als Einzelrichter erledigt, als nicht die 
Zuziehung von Schöffen vorgeschrieben ist. 
Nr. IL 

Die §§ 23 1 bis 23 4 entsprechen den bisherigen 
§§ 25 bis 27, 29, 30, 75 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes. Die Vorschriften sind jetzt so geordnet, daß 
zunächst im Anschluß an § 23 (Zuständigkeit der Amts- 
gerichte in Zivilsachen) die §§ 23 1 und 23 * von der 
Zuständigkeit der Amtsgerichte in Strafsachen handeln. 
§ 23* regelt die Besetzung der Amtsgerichte in der 
Hauptverhandlung für Strafsachen, § 23* den Um- 
fang der richterlichen Befugnisse der Schöffen. 

Unter Amtsgericht ist nach dem Sprachgebrauche 
der Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetz und der 
neuen Strafprozeßordnung sowohl das mit Schöffen 
als das ohne Schöffen verhandelnde Amtsgericht zu 
verstehen; die bisherige Bezeichnung Schöffengericht 
muß schon deshalb fallen, weil sie nach der in Aus- 
sicht genommenen Organisation der Strafkammern nicht 
mehr zutreffen würde. 



§ 23i. 

Die gesetzliche Zuständigkeit der Amtsgerichte 
(§ 23 \ bisher § 27) hat nur eine geringe Ausdehnung 
erfahren, da nach dieser Richtung dem Bedürfnis im 
wesentlichen durch die Novelle vom 5. Juni 1905 
(Reichs-Gesetzbl. S. 533) genügt ist Bei der Kategorie 
von Vergehen, die wegen der geringen Strafandrohung 
(3 Monate Freiheitsstrafe oder 600 M Geldstrafe) zur 
unbedingten Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören, 
sind bisher im § 27 Nr. 2 einige Ausnahmen ge- 
macht. Es handelt sich dabei um das im § 320 des 
Strafgesetzbuchs bezeichnete Vergehen der Beschäf- 
tigung von Personen, die rechtskräftig zum Eisen- 
bahn- oder Telegraphendienste für unfähig erklärt sind, 
ferner um die im § 74 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
bezeichneten Vergehen des § 145 a des Strafgesetz- 
buchs (gesetzwidrige Ausgabe von Schuldverschreibun- 
gen auf den Inhaber), des § 6 Abs. 1 in Verbindung 
mit den §§ 1, 2, 3 des Gesetzes vom 8. Juni 1871, 
betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien (unbefugte 
Ausgabe oder unbefugter Vertrieb von Inhaberpapieren 
mit Prämien), der §§ 67, 69 des Personenstandsgesetzes 
vom 6. Februar 1875 (Vornahme der kirchlichen Ehe- 
schließung durch den Religionsdiener vor dem Nach- 
weise der standesamtlichen Eheschließung, Außeracht- 
lassung der gesetzlichen Vorschriften durch den 
Standesbeamten bei Vollziehung der Eheschließung) 
und des § 59 Abs. 1 Nr. 1, 2 des Bankgesetzes vom 
14. März 1875 (wissentlich unwahre Darstellung der 
Verhältnisse einer Bank in Veröffentlichungen seitens 
der Organe der Bank, zu niedrige Angabe des steuer- 
pflichtigen Notenumlaufs durch unrichtige Aufstellung 
der vorgeschriebenen Nachweisungen). Diese Aus- 
nahmen haben, wie die Praxis erwiesen hat, keine 
Berechtigung. Nicht ganz selten ist nur das im § 69 
des Personenstandsgesetzes bezeichnete Vergehen der 
fahrlässigen Eheschließung durch. Standesbeamte. Aber 
auch hier handelt es sich fast stets um leichte Fälle, 
die vielfach sogar für eine Erledigung durch Straf- 
befehl geeignet sind. Die anderen Vergehen sind 
äußerst selten und haben auch sachlich keine erheb- 
liche Bedeutung. Für eine Durchbrechung des Prin- 
zips besteht daher keine genügende Veranlassung und 
man wird von der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Strafkammern um so eher absehen können, als ein für 
die Ausnahmevorschrift mitbestimmender Grund, näm- 
lich die ausschließliche Besetzung der Strafkammern 
mit rechtsgelehrten Richtern, in Zukunft nicht mehr 
zutrifft. 

Die Amtsgerichte sollen, wie bisher, für alle im 
Wege der Privatklage verfolgten Vergehen zuständig 
sein. Da die in dem Entwürfe der Strafprozeßordnung 
(zu vergl. § 377) vorgesehene Ausdehnung der Privat- 
klage auch Delikte betrifft, dje nicht zur gesetzlichen 
Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören (Körperver- 
letzung in den Fällen des § 223 a und des § 230 
Abs. 2 des Strafgesetzbuchs, Sachbeschädigung, auch 
wenn der Schaden über 150 M. beträgt), so ergibt 
sich hieraus mittelbar zugleich eine Erweiterung der 
gesetzlichen Zuständigkeit der Amtsgerichte (§ 23 l 
Nr. 8). 

8 23*. 

Neben der gesetzlichen Zuständigkeit der Amts- 
gerichte sieht der Entwurf (§ 23 *), wie das bisherige 
Recht (§ 75), vor, daß bei einer Reihe von straf- 
baren Handlungen nach Lage des Falles die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts begründet werden kann. Gegen- 



Digitized by 



Google 



169 



Begründung. 



170 



wärtig geschieht dies in der Weise, daß der Staats- 
anwalt die Anklage bei dem Landgerichte mit dem 
Antrag erhebt, bei Eröffnung des Hauptverfahrens 
die Verhandlung und Entscheidung dem Schöffen- 
gerichte zu überweisen. In der Praxis ist die Über- 
weisung durch das Gericht mehr und mehr zu einer 
bedeutungslosen Form geworden; dem Antrage des 
Staatsanwalts wird fast ausnahmslos stattgegeben. Es 
empfiehlt sich daher, die zwecklose Belastung der 
Gerichte mit diesen Beschlüssen zu beseitigen und 
das Überweisungsverfahren zu vereinfachen. Der An- 
klagebehörde kann unbedenklich auch formell das 
Recht gegeben werden, unter bestimmten gesetzlich 
bezeichneten Voraussetzungen in Sachen, die an sich 
zur Zuständigkeit der Landgerichte gehören, durch 
Erhebung der Anklage bei dem Amtsgerichte dessen 
Zuständigkeit zu begründen. Das Vorverfahren liegt 
in diesen Sachen, wie bisher, nicht der Amtsanwalt- 
schaft, sondern der Staatsanwaltschaft des Landge- 
richts ob; nur diese ist auch zur Erhebung der An- 
klage befugt Der Entwurf bringt dies dadurch zum 
Ausdrucke, daß die Befugnis dem „Staatsanwälte' 1 bei- 
gelegt ist. Hierunter wird stets nur die Staatsanwalt- 
schaft am Landgerichte verstanden (zu vergl. § 143 
Nr. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes). Die Voraus- 
setzungen, unter denen die Befugnis ausgeübt werden 
darf, schließen sich im allgemeinen den Vorschriften 
des jetzigen § 75 an, insbesondere soll, wie bisher, 
allgemeine Voraussetzung sein, daß wegen der ein- 
zelnen strafbaren Handlung nach Lage des Falles 
keine schwerere Strafe als sechs Monate Gefängnis 
oder 1500 M Geldstrafe und keine höhere Buße als 
diese Summe zu erwarten ist. Ob diese Voraus- 
setzung vorliegt, muß der Staatsanwalt bei Er- 
hebung der Klage prüfen; hat er die Anklage er- 
hoben, so ist dadurch, vorausgesetzt, daß eine der 
im § 23 * bezeichneten strafbaren Handlungen ' in 
Frage steht, die Zuständigkeit des Amtsgerichts be- 
gründet und die Eröffnung des Hauptverfahrens kann 
vom Amtsrichter nicht deshalb abgelehnt werden, weil 
er seinerseits eine höhere Strafe erwartet. Es würde 
nicht zweckentsprechend sein, ihm diese Befugnis zu 
gewähren. Sie würde zu Weitläufigkeiten und Ver- 
zögerungen führen; zudem kann auch der Amtsrichter 
nicht mit Sicherheit voraussehen, zu welcher Ent- 
scheidung das Gericht in der Hauptverhandlung unter 
Mitwirkung der Schöffen gelangen wird. Es erscheint 
um so unbedenklicher, hier zunächst das Ermessen 
des Staatsanwalts entscheiden zu lassen, als das Ge- 
richt nicht an die Grenze, die für die Anklage- 
erhebung maßgebend ist, gebunden bleibt, vielmehr, 
wie bisher, befugt ist, auch auf höhere Strafen zu 
erkennen. Die Frage, wie zu verfahren ist, wenn 
der Amtsrichter annimmt, daß die unter Anklage ge- 
stellte Handlung nicht zu den im § 23 * bezeichneten 
Delikten gehört und demnach dem Amtsgerichte die 
sachliche Zuständigkeit mangelt, ist in der Straf- 
prozeßordnung geregelt (zu vergl. §§ 196, 197). Dort 
ist auch das Verfahren für den Fall geregelt, daß 
sich in der Hauptverhandlung eine Veränderung der 
Zuständigkeit ergibt (zu vergl. §§ 252, 253). 

Ebenso wie nach bisherigem Rechte soll die Zu- 
weisung einer Sache an das Amtsgericht dadurch nicht 
ausgeschlossen sein, daß eine Voruntersuchung vor- 
ausgegangen ist. In diesem Falle wird der Staats- 
anwalt die Zuständigkeit des Amtsgerichts durch Ein- 
reichung der Anklageschrift bei diesem Gerichte be- 
gründen können (zu vergl. § 194 des Entwurfs der 



Strafprozeßordnung und die veränderte Fassung des 
§ 72 Gerichtsverfassungsgesetzes, unten S. 173). 

Der Kreis der Delikte, wegen deren die Anklage- 
erhebung zulassig sein soll, ist gegenüber dem § 75 
des Gerichtsverfassungsgesetzes beträchtlich erweitert 
worden. Zunächst sollen bei der Kategorie von Ver- 
gehen, die wegen der Geringfügigkeit der angedrohten 
Strafe (6 Monate Gefängnis oder 1500 M Geldstrafe) 
für überweisbar erklärt sind, die bisher im § 75 Nr. 14 
gemachten Ausnahmen fortfallen (zu vergl. § 23* 
Nr. 1). Es sind dies neben den Fällen des § 320 
Strafgesetzbuchs und den im § 74 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes bezeichneten Vergehen, die bereits 
oben (S. 168) erwähnt sind, die Vergehen des § 128 
(Teilnahme an geheimen oder Gehorsamspflicht for- 
dernden Verbindungen), des § 271 (Herbeiführung 
einer falschen Beurkundung), des § 296 a (unbefugtes 
Fischen in deutschen Küstengewässern durch Aus- 
länder), des § 301 (Ausbeutung des Leichtsinns oder 
der Unerfahrenheit Minderjähriger zur Auferlegung 
von Verpflichtungen), des § 331 (pflichtwidrige Ge- 
schenkannahme durch Beamte) und des § 347 Abs. 2 
des Strafgesetzbuchs (fahrlässiges Entweichenlassen von 
Gefangenen durch die mit der Bewachung betrauten 
Beamten). Auch diese Vergehen liegen, wie die Er- 
fahrung der Praxis gezeigt hat, mitunter so einfach, 
daß die Erhebung der Klage bei dem Amtsgericht 
am Platze ist. 

Ferner soll bei dem Vergehen des § 184 (Ver- 
breitung und Verkauf unzüchtiger Schriften und öffent- 
liche Ausstellung von Gegenständen zu unzüchtigem 
Gebrauch) und des § 266 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs 
(Untreue) die Erhebung der Klage bei dem Amts- 
gerichte zulässig sein (§ 23 * Nr. 3 und 8), denn 
auch: hier kann es sich um leichte und einfache Fälle 
handeln. Das Vergehen des § 184 war bis zu dem 
Erlasse des Gesetzes vom 25. Juni 1900 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 301) überweisungsfähig und es hat sich 
in der Praxis als ein Übelstand erwiesen, daß durch 
die damals vorgenommene Erhöhung der Straf- 
androhung die Überweisung in allen Fällen aus- 
geschlossen ist. 

Entsprechend den Beschlüssen der Strafprozeß- 
kommission ist weiter vorgesehen (§ 23 2 Nr. 6 und 
8), daß auch bei den Verbrechen des einfachen Dieb- 
stahls und des Betrugs im Rückfalle (§ 244 in Ver- 
bindung mit § 242 des Strafgesetzbuchs und § 264 
des Strafgesetzbuchs) die Klage bei dem Amtsgericht 
erhoben werden kann. Es kommen hier, wie die 
Kriminalstatistik zeigt, Straftaten in Betracht, die einer- 
seits außerordentlich häufig sind und die andererseits 
vielfach eine milde Beurteilung verdienen. Die Fest- 
stellung der Rückfallsvoraussetzungen bietet keine er- 
heblichen Schwierigkeiten. Allerdings wird der Staats- 
anwalt in solchen Fällen, da Gefängnisstrafe nur bei 
dem Vorliegen mildernder Umstände zulässig ist, 
durch die Anklageerhebung zu erkennen geben, daß 
nach seiner Auffassung mildernde Umstände vorliegen. 
Ein Bedenken wird daraus aber nicht hergeleitet 
werden können, da auch hier das erkennende Ge- 
richt nicht an die Auffassung des Staatsanwalts ge- 
bunden ist, vielmehr berechtigt bleibt, das Vorliegen 
mildernder Umstände zu verneinen. Nach den Vor- 
schriften des Strafgesetzbuchs würde alsdann eine 
Zuchthausstrafe verwirkt sein. Es erscheint bedenk- 
lich, den Amtsgerichten die Befugnis zur Verhängung 
dieser schwersten Freiheitsstrafe zu geben; der Ent- 
wurf der Strafprozeßordnung sieht daher vor, daß 
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das Amtsgericht in einem solchen Falle seine Un- 
zuständigkeit auszusprechen und die Sache an das 
Landgericht zu verweisen hat (§ 253). Man wird davon 
ausgehen dürfen, daß solche Unzuständigkeitserklärun- 
gen nur in seltenen Fällen vorkommen werden. Wenn 
sich nicht in der Hauptverhandlung das Bild zu Un- 
gunsten des Angeklagten wesentlich verschiebt, ist für 
die Regel anzunehmen, daß die Gerichte zu keiner 
strengeren Auffassung des Falles gelangen werden 
als der Staatsanwalt. 

Im weitesten Umfang ist die Erhebung der Klage 
bei dem Amtsgericht in Ansehung der Straftaten von 
Personen, die zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, gestattet; sie soll 
hier wegen aller zur Zuständigkeit der Strafkammer 
gehörenden Verbrechen (§ 73 Nr. 2 bis 8) und außer- 
dem bei den Verbrechen des Raubes, der Brand- 
stiftung und der Eisen bahntransportgefährdung (§§ 249, 
250, 252, 308, 315 des Strafgesetzbuchs) zulässig sein 
(§ 23* Abs. 2). Es bedarf kaum der Ausführung, 
daß unter diesen Straftaten, wenn sie von Jugend- 
lichen begangen werden, sehr häufig leichte Fälle 
vorkommen. In ganz besonderem Maße gilt dies von 
den Verbrechen des schweren Diebstahls (§ 243 des 
Strafgesetzbuchs), des Raubes (§§ 249, 250, 252 des 
Strafgesetzbuchs), der schweren Urkundenfälschung 
(§ 268 des Strafgesetzbuchs) sowie der unzüchtigen 
Handlungen mit Personen unter 14 Jahren (§ 176 
Nr. 3 des Strafgesetzbuchs). Die Aburteilung solcher 
Fälle durch die Amtsgerichte zu ermöglichen, wird 
sich um so mehr empfehlen, als durch die Ein- 
richtung der Jugendgerichte gerade hier eine be- 
sondere Gewähr für eine sachgemäße Beurteilung ge- 
boten werden wird und als diese Gerichte hervor- 
ragend geeignet erscheinen, die nach dem Entwürfe 
der Strafprozeßordnung (zu vergl. S. 166) in Zukunft 
den Gerichten obliegende Entscheidung, ob nicht an 
Stelle von Strafe Besserungsmaßregeln eintreten sollen, 
in einer die Interessen der Straf rech tspf lege und die 
Individualität des Angeklagten berücksichtigenden 
Weise zu treffen. 

Für die Fälle der Vergehen gegen die Vorschriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Ge- 
fälle sind im Abs. 4 des § 23 2 , entsprechend dem 
bisherigen Rechte (§ 75 Abs. 3), der Verwaltungs- 
behörde die gleichen Befugnisse wie dem Staatsanwalt 
eingeräumt. 

§ 233. 

Die Besetzung der Amtsgerichte in der Haupt- 
verhandlung (bisher §§ 25, 26 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) ist im § 23 3 geregelt. Wie bereits oben 
(S. 144) dargelegt wurde, soll, um die Inanspruchnahme 
von Laienkräften einzuschränken, die Mitwirkung der 
Schöffen in unbedeutenden Strafsachen fortfallen. Der 
Amtsrichter hat nach § 23 3 Abs. 2 allein zu ent- 
scheiden bei Übertretungen, bei denjenigen Vergehen, 
die nur mit Haft oder Geldstrafe von höchstens 300 M, 
allein oder in Verbindung miteinander oder in Ver- 
bindung mit Einziehung, bedroht sind, sowie bei den 
mit einer Geldstrafe bis zu 600 M bedrohten Ver- 
gehen gegen § 146 a der Gewerbeordnung (Zuwider- 
handlungen Gewerbetreibender gegen die Vorschriften 
über die Sonntagsruhe und den Ladenschluß). Die 
Aufnahme der letztgenannten Vergehen ist, weil sie 
sehr häufig vorkommen, praktisch von besonderer Be- 
deutung für die Entlastung der Laienrichter. 
§ 23*. 

Der § 23 * entspricht sachlich dem § 30 des Ge- 



richtsverfassungsgesetzes. Die im bisherigen Rechte ent- 
haltene Klausel, daß die Schöffen während der Haupt- 
verhandlung das Richteramt nur ausüben, soweit das 
Gesetz nicht Ausnahmen bestimmt, ist an dieser Stelle 
gestrichen, da solche Ausnahmen nicht mehr vorge- 
sehen sind. Die einzige Ausnahme, die das bisherige 
Recht kennt, ist im § 31 der Strafprozeßordnung ent- 
halten, nach welchem über eine Ausschließung und 
Ablehnung von Schöffen der Amtsrichter entscheidet. 
In dieser Beziehung wird der bestehende Rechtszu- 
stand durch die Vorschrift des § 21 Abs. 3 des Ent- 
wurfs der Strafprozeßordnung aufrechterhalten, in dem 
bestimmt wird, daß die Entscheidung über die Ab- 
lehnung stets außerhalb der Hauptverhandlung, also 
ohne Mitwirkung von Schöffen, erfolgt. Daß die bis- 
her in den §§ 52 bis 54, 56 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes bezeichneten Entscheidungen über Streichung 
eines Schöffen in der Liste, über Ablehnung der Be- 
rufung zum Schöffenamt, über Gesuche um Befrei- 
ung von der Dienstleistung an bestimmten Sitzungs- 
tagen und über Bestrafung säumiger Schöffen und 
Vertrauensmänner ohne Mitwirkung von Schöffen zu 
treffen sind, ist im § 118 38 des Entwurfs klargestellt. 
Nr. IIL 

Die bisher im § 24 enthaltene Vorschrift, daß die 
Zuständigkeit und der Geschäftskreis der Amtsgerichte 
durch die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes 
und der Prozeßordnungen bestimmt wird, hatte nur 
eine orientierende Bedeutung im Rahmen der gleich- 
zeitig mit dem Entwürfe des Gerichtsverfassungsge- 
setzes vorgelegten Justizgesetze; sie ist jetzt als über- 
flüssig beseitigt. 

Ebenso ist der ganze vierte Titel (Schöffengerichte) 
weggefallen. Von seinen Vorschriften sind die §§ 25. 
26 durch den § 23 s Abs. 1, der § 27 durch den 
§ 23 1 und der § 30 durch den § 23 * ersetzt. Was 
den bisherigen § 28 betrifft, wonach das Schöffen- 
gericht, wenn seine Zuständigkeit durch den Wert einer 
Sache oder durch den Betrag eines Schadens bedingt 
ist und der Wert oder Schaden sich in der Haupt- 
verhandlung als höher herausstellt, seine Unzuständig- 
keit nur dann auszusprechen hat, wenn aus anderen 
Gründen die Aussetzung der Verhandlung geboten 
erscheint, so steht der hier behandelte Fall in engem 
Zusammenhange mit anderen Fällen, in denen sich 
in der Hauptverhandlung die sachliche Unzuständigkeit 
des Gerichts ergibt; seine Regelung ist daher in die 
Strafprozeßordnung (§ 254 Abs. 4 des Entwurfs) ver- 
wiesen. Der § 29, der die Schöffengerichte für die 
ihnen von den Strafkammern gemäß § 75 überwiesenen 
Sachen für zuständig erklärt, war zu streichen, nach- 
dem das Institut der Überweisung im § 23 2 anders 
geregelt worden ist. 

Der Rest des vierten Titels (§§ 31 bis 57) ent- 
hielt die Vorschriften über Schöffen, wogegen sich die 
Vorschriften über Geschworene bisher in den §§ 84 
bis 97 und im § 98 Abs. 2 fanden. Da nach dem 
Entwurf auch in den Strafkammern Laien mitwirken 
sollen, erschien eine andere Einteilung angezeigt.' Sämt- 
liche Vorschriften über Schöffen und Geschworene sind 
nunmehr in den neuen Titel 7 a verwiesen. 
Landgerichte. 
Nr. IV. 
§8 61, 65. 

Nach § 65 des Gerichtsverfassungsgesetzes führt 
im Falle der Verhinderung des ordentlichen Vorsitzenden 
dasjenige Mitglied der Kammer den Vorsitz, welches 
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dem Dienstalter nach und bei gleichem Dienstalter 
der Geburt nach das älteste ist. Diese Vorschrift, 
die nach den §§ 121, 133 zugleich für die Senate der 
Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts entsprechende 
Anwendung findet, hat in der Praxis zu Unzuträglich- 
keiten geführt, da das älteste Mitglied der Kammer 
oder des Senats mitunter wegen vorgerückten Lebens- 
alters oder aus anderen Gründen zur Führung des 
Vorsitzes wenig geeignet ist. Wenn einem solchen Mit- 
gliede die Stellvertretung zufällt, so leiden, insbesondere 
wenn es sich um Vertretungen von längerer Dauer 
handelt, die Interessen der Rechtspflege. Bei der ge- 
planten Besetzung der erstinstanzlichen Strafkammer 
mit zwei Richtern und drei Schöffen würde die Vor- 
schrift gleichfalls nicht am Platze sein. Dem Bedürfnisse 
wird am besten entsprochen, wenn dem Vorsitzenden 
ein regelmäßiger Vertreter für die Dauer je eines Ge- 
schäftsjahrs bestellt und diese Bestellung demselben 
Kollegium übertragen wird, das über die Verteilung 
des Vorsitzes selbst befindet. In dem neuen § 61 ist 
die Frage in diesem Sinne geregelt. Der gleiche Vor- 
schlag war in dem Entwurf einer Strafprozeß novelle 
von 1895 enthalten und hat damals die Zustimmung 
des Reichstags gefunden. Die Einfügung der Worte 
„und seines regelmäßigen Vertreters" im § 65 ist ledig- 
lich eine Folge der Änderung des § 61. 
§ 64. 

Nach § 64 kann der Präsident des Landgerichts 
bestimmen, daß in einzelnen Sachen, in denen wäh- 
rend des Geschäftsjahrs eine Verhandlung bereits statt- 
gefunden hat, die Kammer in ihrer früheren Zusam- 
mensetzung auch nach dem Ablaufe des Geschäftsjahrs 
zu verhandeln hat. Diese Vorschrift paßt nicht für 
ein Gericht, das unter Mitwirkung von Schöffen ent- 
scheidet, wie dies für die Strafkammer vorgeschlagen 
ist. Daß die Schöffen ihre Amtstätigkeit bis zur 
Beendigung der Sitzung und bei der Fortsetzung 
einer unterbrochenen Hauptverhandlung weiterzuführen 
haben, ist im § 118" allgemein vorgeschrieben. 
Darüber hinaus dem Präsidenten die Befugnis zu geben, 
die Schöffen in Sachen, in denen eine Verhandlung im 
alten Geschäftsjahre stattgefunden hat, zur Dienstleistung 
bei der Wiederholung der Verhandlung im neuen 
Geschäftsjahre heranzuziehen, würde zu weit gehen, da 
sich hieraus eine übermäßige Belastung der Schöffen 
ergeben könnte. Der Entwurf scheidet daher hier die 
Schöffen aus und beschränkt die Befugnis des Prä- 
sidenten darauf, daß er in dem bezeichneten Falle für 
die weitere Verhandlung und Entscheidung die Mit- 
wirkung derselben Richter anordnen kann. Soweit 
eine Mitwirkung von Schöffen nicht stattfindet, hat die 
vorgeschlagene Änderung des § 64 keine sachliche Be- 
deutung. 

Nr. V. 
§ 72. 

Nach den Vorschriften der neuen Strafprozeßord- 
nung (§ 194) soll über den Antrag auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens in denjenigen Sachen, in denen 
die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet ist oder 
durch Erhebung der Anklage begründet wird, das Amts- 
gericht auch dann entscheiden, wenn eine Vorunter- 
suchung stattgefunden hat, während nach dem gelten- 
den Rechte (§ 196 der Strafprozeßordnung in Ver- 
bindung mit § 72 des Gerichtsverfassungsgesetzes) diese 
Entscheidung der Strafkammer zusteht Es hängt dies 
damit zusammen, daß die Oberweisung einer Sache 
an das Amtsgericht nicht mehr von der Strafkammer 



angeordnet werden soll. Die bisherige Fassung des 
§ 72, nach der die Strafkammern für alle in der Straf- 
prozeßordnung dem Gerichte zugewiesenen Entschei- 
dungen, welche die Voruntersuchung und deren Er- 
gebnisse betreffen, zuständig sind, bedurfte daher einer 
Einschränkung. Nach dem Entwürfe sollen die Straf- 
kammern künftig nur noch diejenigen auf die Vorunter- 
suchung und deren Ergebnisse bezüglichen Entschei- 
dungen treffen, die nach den Vorschriften des dritten 
Abschnitts des zweiten Buches der Strafprozeßordnung 
(Voruntersuchung) zur Zeit dem Gerichte zustehen, also 
die Entscheidungen über die Ablehnung oder Eröff- 
nung der Voruntersuchung (§§ 183, 184), über Ein- 
wendungen des Angeschuldigten (§ 185), über die Füh- 
rung der Voruntersuchung durch einen Amtsrichter 
(§ 186) und über Außerverfolgungsetzung des Ange- 
schuldigten oder Einstellung des Verfahrens auf Antrag 
des Staatsanwalts (§ 193). Der bisherige Satz 2 im 
§ 72 Abs. 1, wonach die Vorschriften über die Zu- 
ständigkeit des Reichsgerichts unberührt bleiben, ist 
als überflüssig gestrichen, da dies aus § 138 Abs. 1 
des Gerichtsverfassungsgesetzes mit genügender Klar- 
heit hervorgeht. 

§73. 

Die Zuständigkeit der Strafkammer als erkennendes 
Gericht ist, wie bisher, im § 73 geregelt. Eine Über- 
tragung von Verbrechen, die bisher zur Zuständigkeit 
der Schwurgerichte gehören, auf die Strafkammern ist 
nur in geringem Maße und nur insoweit vorgesehen, 
als entweder die weniger erhebliche Bedeutung der Ver- 
brechen die Aufbietung des schwurgerichtlichen Appa- 
rats nicht rechtfertigt oder die besondere Schwierigkeit 
der Fälle nach der rechtlichen oder tatsächlichen Seite 
ihrer sachgemäßen Verhandlung vor dem Schwurge- 
richte hinderlich ist.- Von diesen Gesichtspunkten aus 
erstreckt der § 73 des Entwurfs in Nr. 6 bis 8 die Zu- 
ständigkeit der Strafkammern auf einige Fälle der Ur- 
kundenfälschung und der Amtsverbrechen 1 ) sowie auf 
das Verbrechen des betrügerischen Bankrotts (§§ 239, 
242 der Konkursordnung) und das ihm gleich liegende 
Verbrechen der Depotunterschlagung (§ 11, § 12 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes, betreffend die Pflichten der Kauf- 
leute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere, vom 
5. Juni 1896). Bei der Beratung des Entwurfs einer 
Straf prozeßnovelle von 1895 haben diese Vorschläge 
— mit Ausnahme des damals noch nicht in Frage 
kommenden Delikts der Depotunterschlagung — die 
Zustimmung des Reichstags gefunden; jetzt dürfte 
ihnen um so weniger ein Bedenken entgegenstehen, 
als auch in der Strafkammer Laien mitwirken sollen. 

Der Zusatz in Nr. 9 des § 73 („soweit nicht dir 
Zuständigkeit des Reichsgerichts begründet ist") ent- 
hält keine sachliche Änderung und bezweckt nur, den 
Gedanken des Gesetzes deutlicher zum Ausdrucke zu 
bringen. i 

§§ 74, 75. 

Die §§ 74, 75 sind weggelassen infolge der ander- 
weitigen Regelung, welche die Zuständigkeit der Amts- 

*) Fälschung öffentlicher Urkunden und Herbei- 
führung einer falschen Beurkundung aus Gewinn- 
sucht oder in der Absicht zu schaden (§ 268 Nr. 2, 
§§ 272, 273), falsche amtliche Beurkundung, Beseiti- 

funff, Beschädigung oder Verfälschung amtlicher Ur- 
unden durch Beamte aus Gewinnsucht oder in der 
Absicht zu schaden und Unterschlagung amtlicher 
Gegenstände unter Fälschung oder Unterdrückung von 
amtlichen auf die Gegenstände bezüglichen Urkunden 
durch Beamte (§§ 349, 351 des Strafgesetzbuchs). 
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gerichte und die Überweisung von Strafsachen an die 
Amtsgerichte in den §§ 23 *, 23* des Entwurfs ge- 
funden hat. Soweit in anderen Reichsgesetzen die Vor- 
schriften des § 75 des Gerichtsverfassungsgesetzes für 
anwendbar erklärt sind 1 ), treten für die Zukunft die 
Vorschriften des § 23 * an ihre Stelle. 
§ 76. . 

Im § 76 ist nur das Wort „Schöffengerichte" durch 
„Amtsgerichte" ersetzt worden. 
§ 77. 

Die Besetzung der Strafkammer in der Hauptver- 
handlung ist oben (S. 142) erörtert worden. Soweit 
Schöffen mitwirken, üben sie das Richteramt, ebenso 
wie die Schöffen bei dem Amtsgericht, in vollem Um- 
fang aus (§ 77 Abs. 2 Satz 2). Die Auswahl der in 
der Strafkammer mitwirkenden Schöffen ist in den 
§§ 118 "ff., die Art der Abstimmung im § 199 des 
Entwurfs geregelt. 

Die Entscheidungen außerhalb der Hauptverhand- 
lung sollen, wie bisher, von der mit drei Richtern 
besetzten Strafkammer erlassen werden (§ 77 Abs. 1). 
Nr. VI. 

Die bisher in den §§ 84 bis 97 und im § 98 
Abs. 2 enthaltenen Vorschriften über Geschworene sind 
in den Titel 7a übernommen; die §§ 79 bis 83, § 98 
Abs. 1 und § 99 bleiben unberührt. Das im § 99 
Abs. 2 enthaltene Zitat der §§ 82 bis 98 wird sich 
hiernach nur noch auf die §§ 82, 83 und § 98 Abs. 1 
beziehen; im übrigen ist es durch die Vorschrift des 
§ 118*o ersetzt. 

Berufungssenate. 

Nr. VH. 

§§ 99 i bis 99 '. 

Der neue Titel 6 a enthält die Vorschriften über 
die Beruf ungssenate für Strafsachen (oben S. 146 ff.). 
Ob die Bildung eines Beruf ungssenats genügt oder 
ob mehrere Senate zu bilden sind, wird von der Größe 
des Bezirkes und der Zahl der Berufuhgssachen ab- 
hängen. Auf die Berufung der Beisitzer, die Ver- 
teilung der Geschäfte und die Vertretung des Vor- 
sitzenden und der Beisitzer sollen die Vorschriften der 
§§ 62 bis 66 und des § 69 Abs. 1 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes entsprechende Anwendung finden. 
Doch ist die im § 64 vorgesehene Anordnung darüber, 
ob in einzelnen Sachen, in welchen während des Ge- 
schäftsjahrs eine Verhandlung bereits stattgefunden hat, 
der Senat auch nach dem Ablaufe des Geschäftsjahrs 
unter Mitwirkung derselben Richter zu verhandeln und 
entscheiden hat, mit Rücksicht darauf, daß der Vor- 
sitzende dem Oberlandesgericht entnommen werden 
kann, an den Präsidenten des Oberlandesgerichts über- 
tragen (§ 99 * Abs. 2). 

Im § 99 s sind nähere Vorschriften über die Zu- 
sammensetzung der Berufungssenate für den Fall der 
Zusammenlegung mehrerer Landgerichtsbezirke zu einem 
Berufungsbezirke getroffen. Auch im Falle einer sol- 
chen Zusammenlegung ist die Errichtung mehrerer 
Senate am Sitze des Berufungsgerichts nicht ausge- 
schlossen. Der Vorsitzende und sein regelmäßiger Ver- 

*) Artikel 6 des Gesetzes, betreffend Abänderung 
der Gewerbeordnung, vom 1. Juni 1891 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 261, S 146, § 154 a Abs. 2 der Gewerbe- 
ordnung) und 8 23 des Gesetzes, betreffend Kinder- 
arbeit in gewerblichen Betrieben, vom 30. März 1903 
(Reichs-Gesetzbl. S. 113). 



treter sollen, sofern nicht Mitglieder des Oberlandes- 
gerichts hierzu bestimmt werden, aus demjenigen Land- 
gerichte gewählt werden, bei dem der Senat gebildet 
ist, da es im Interesse der Erledigung der laufenden 
Geschäfte erwünscht erscheint, daß der Vorsitzende 
und sein Vertreter sich stetig am Sitze des Gerichts 
befinden. Dagegen sollen die Beisitzer und ihre regel- 
mäßigen Vertreter aus den zu dem Berufungsbezirke 
gehörenden Landgerichten in der Weise entnommen 
werden, daß die Landesjustizverwaltung die Zahl der 
auf .die einzelnen Landgerichte entfallenden Richter fest- 
setzt und diese alsdann durch die Präsidien der be- 
teiligter. Landgerichte bestimmt werden (§ 99* Abs. 2). 
Die Entnahme der Beisitzer aus allen beteiligten Land- 
gerichten empfiehlt sich namentlich für die Fälle, in 
denen nicht ein kleineres an ein größeres Landgericht 
angegliedert, sondern mehrere kleine Landgerichte zu- 
sammengelegt werden; insbesondere wird hierdurch 
vermieden, daß die Zahl der Richter desjenigen Land- 
gerichts, bei dem der Senat gebildet wird, über das 
sonst notwendige Maß vermehrt werden muß. Ferner 
wird durch die Erweiterung des Kreises der für die 
Beruf ungssenate in Betracht kommenden Richter eine 
besonders sorgfältige Auswahl der hierfür geeigneten 
Persönlichkeiten ermöglicht. Die Bedenken, die sich 
daraus herleiten lassen, daß der Senat in diesen Fällen 
nicht ständig beisammen ist, verlieren dadurch an Ge- 
wicht, daß eilige Beschlußfassungen den Senaten nur 
in seltenen Fällen obliegen werden, da diese zu Ent- 
scheidungen über Beschwerden gegen Entscheidungen 
der Strafkammern mit Ausnahme des im § 320 Abs. 2 
des Entwurfs der Strafprozeßordnung bezeichneten Falles 
nicht zuständig sein sollen. 

Sind bei einem für mehrere Landgerichte gebil- 
deten Beruf ungssenate der Vorsitzende und sein regel- 
mäßiger Vertreter verhindert, so greift auch hier der 
§ 65 ein. Im Falle der Verhinderung eines Beisitzers 
und seines regelmäßigen Vertreters wird ein zeitweiliger 
Vertreter durch den Präsidenten desjenigen Landge- 
richts bestimmt, dem der verhinderte Richter angehört; 
doch soll in dringenden Fällen, etwa bei plötzlicher 
Erkrankung eines Mitglieds oder bei einer eiligen Be- 
schlußfassung, der Präsident des Landgerichts, bei dem 
der Senat gebildet ist, aus den Mitgliedern dieses Ge- 
richts einen zeitweiligen Vertreter bestellen können 
(§ 99» Abs. 3 Satz 3). 

Die Vorschrift des § 99 8 Abs. 4, wonach die 
übrigen im § 62 bezeichneten Anordnungen (Ver- 
teilung der Geschäfte auf mehrere Berufungssenate und 
Bestimmung der ständigen Mitglieder der einzelnen 
Senate sowie ihrer regelmäßigen Vertreter) durch das 
Präsidium desjenigen Landgerichts erfolgen, bei dem 
der Berufungssenat gebildet ist, hat nur für die Fälle 
Bedeutung, in denen für mehrere Landgerichtsbezirke 
bei einem Landgerichte mehrere Beruf ungssenate ge- 
bildet sind. Die vorgesehene Regelung empfiehlt sich 
aus Zweckmäßigkeitsrücksichten. 

Schöffen und Geschworene. 
Nr. Till. 

Der Titel 7 a „Schöffen und Geschworene" gibt 
die bisher in den §§ 31 bis 57, 84 bis 97 und im 
§ 98 Abs. 2 enthaltenen Vorschriften mit einer Anzahl 
von Zusätzen wieder, die sich namentlich auf die Land- 
gerichtsschöffen, auf die Schöffen der Jugendgerichte 
und auf die Gewährung von Tagegeldern beziehen; 
auch ist die Reihenfolge zum Teil geändert. Den 
Eingang machen die für Schöffen und Geschworene 
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gemeinsamen Vorschriften, hierauf folgen die beson- 
deren Vorschriften für Schöffen und schließlich die- 
jenigen für Geschworene. 

1. Gemeinsame Vorschriften. 

§§ 118 * bis 118 \ 

Die §§ 118 * bis 118 Ä entsprechen den bisherigen 
§§ 31 bis 35 in Verbindung mit dem § 84 und dem 
§ 85 Abs. 2. Im § 118» sind die bisher im § 32 
unter Nr. 1 und 2 enthaltenen Vorschriften in kürzerer 
Form wiedergegeben. Daß auch nach dem Entwurf, 
ebenso wie bisher (§ 32 Nr. 2), Personen, gegen die 
das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens eröffnet ist, das die Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, zum Amte 
eines Laienrichters unfähig sind, ergibt sich aus § 118 2 
Nr. 1, da die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte stets den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter nach sich zieht (§§ 34, 35 des Straf- 
gesetzbuchs). 

Im § 118 8 Nr. 1 ist eine Ausdehnung des Kreises der 
zum Laienrichteramte befähigten Personen insofern vor- 
gesehen, als nur diejenigen Personen, die bei dem 
Beginne des Geschäftsjahrs das dreißigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben würden, zu dem Amte eines 
Schöffen oder Geschworenen nicht berufen werden 
sollen. Das geltende Recht (§ 33 Nr. 1) verlangt 
ohne ausreichenden Grund, daß das dreißigste 
Lebensjahr schon zur Zeit der Aufstellung der Ur- 
liste vollendet ist. 

Im § 118*, der die Kategorien von Personen auf- 
führt, die im allgemeinen Staatsinteresse nicht zu dem 
Amte eines Laienrichters berufen werden sollen, sind 
neben den dem aktiven. Heere oder der Marine ange- 
hörenden iMilitärpersonen auch die Militärpersonen, die 
einer der Schutztruppen angehören, angeführt. Dem 
vielfach geäußerten Wunsche der Volksschullehrer, das 
Verbot ihrer Heranziehung zu dem Amte eines Schöffen 
oder Geschworenen zu beseitigen, konnte mit Rück- 
sicht auf die Interessen der Schulverwaltung, die hier- 
bei in den Vordergrund gestellt wurden, nicht ent- 
sprochen werden. 

Nach § 35 Nr. 6 des geltenden Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 85 Abs. 2 können Personen, welche 
glaubhaft machen, daß sie den mit der Ausübung 
des Amtes eines Schöffen oder Geschworenen ver- 
bundenen Aufwand nicht zu tragen vermögen, die 
Berufung zum Laienrichteramt ablehnen. Mit Rücksicht 
darauf, daß im § 118 7 die Gewährung von Tage- 
geldern an Schöffen und Geschworene vorgeschlagen 
wird, bringt der Entwurf diesen Ablehnungsgrund in 
Wegfall. 

§ U8«. 

Die Vorschrift des § 1 18 6 entspricht dem bis- 
herigen § 97. Sie bezieht sich auf die Fälle, daß eine 
Person für dasselbe Geschäftsjahr zu dem Amte eines 
Schöffen und dem Amte eines Geschworenen oder zu 
dem Amte eines Amtsgerichtsschöffen und dem Amte 
eines Landgerichtsschöffen oder endlich bei verschie- 
denen Gerichten zu dem gleichen Amte berufen wor- 
den ist. 

§ 118'. 
Tagegelder. 

Bei den Bestimmungen über die Gewährung von 
Tagegeldern an Schöffen und Geschworene (§ 118 7 ) 
geht der Entwurf davon aus, daß die Entschädigung 
für Schöffen und Geschworene gleichmäßig zu bemessen 



ist; die Höhe der Entschädigung soll aber nicht im 
Gesetze festgestellt, sondern der Bestimmung des 
Bundesrats überlassen werden. Eine verschiedene Be- 
messung der Bezüge für Schöffen und Geschworene 
oder für Amtsgerichtsschöffen und Landgerich tsschö'fen 
ist hiernach ausgeschlossen. Es läßt sich zwar nicht 
verkennen, daß bei der verschiedenen Dauer der Dienst- 
leistung die gleich bemessene Vergütung nicht immer 
dem tatsächlichen Zeitverlust und Aufwand entsprechen 
wird. Ein für jeden einzelnen Fall zutreffender Maß- 
stab ist aber nicht zu finden und jedenfalls würde 
eine Abstufung nach der Art der Gerichte, bei welchen 
der Gerichtsdienst ausgeübt wird, nicht zu angemessenen 
Ergebnissen führen. Insbesondere wäre es nicht am 
Platze, die Vergütung für Schöffen allgemein niedriger 
zu bemessen als die Vergütung für Geschworene ; denn 
wenn auch in der Regel die Sitzungen des Schwur- 
gerichts länger dauern als die der anderen Gerichte, 
so kann doch die Tätigkeit eines Geschworenen, der 
abgelehnt oder nicht ausgelost wird, in kürzester Zeit 
erledigt sein. Wollte man andererseits die Vergütung 
für Amtsgerichtsschöffen niedriger bemessen als für 
Landgerichtsschöffen, so würde dies dazu führen, die 
Stellung der ersteren in der öffentlichen Meinung herab- 
zudrücken, was nicht als erwünscht angesehen werden 
kann. 

Was die Höhe der Bezüge betrifft, so empfiehlt 
es sich, die Bestimmung hierüber dem Bundesrate zu 
übertragen. Es kommen dabei nicht nur Tagegelder, 
sondern auch Entschädigungen für Obernachten und 
die bisher durch die Lahdesgesetzgebung geregelten 
Reisekosten in Betracht; demzufolge werden sehr ins 
einzelne gehende Vorschriften erforderlich sein, die 
nicht wohl durch das Gesetz getroffen werden können. 
Im Entwürfe selbst wird daher nur bestimmt, daß 
Tagegelder zu gewähren sind und daß deren Zurück- 
weisung unstatthaft ist. Für die letztere Vorschrift 
sprechen die gleichen Erwägungen, die zu den ent- 
sprechenden Vorschriften für Beisitzer der Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte geführt haben (zu vergl. § 20 
des Gewerbegerichtsgesetzes, § 15 Abs. 2 des Ge- 
setzes, betreffend Kauf man nsgerichte, vom 6. Juli 1904). 

2. Besondere Vorschriften für Schöffen. 

Die geltenden Vorschriften bedürfen mit Rück- 
sicht auf die Mitwirkung von Laien in der Straf- 
kammer einer Ergänzung. Die Wahl der Landgerichts- 
schöffen wird den im bisherigen Rechte für die Wahl 
der Geschworenen gegebenen Vorschriften entsprechend 
geregelt. Eine besonders sorgfältige Auswahl der 
Landgerichtsschöffen erscheint geboten, da sie in wich- 
tigen Strafsachen mitzuwirken haben. Die Bildung einer 
Vorschlagsliste, aus der das bei dem Landgerichte zu- 
sammentretende Richterkollegium eine engere Auswahl 
vorzunehmen hat, ermöglicht es, aus dem ganzen Land- 
gerichtsbezirke die geeignetsten Landgerichtsschöffen 
auszuwählen, während die Ausschüsse immer nur die 
Verhältnisse der einzelnen Amtsgerichtsbezirke berück- 
sichtigen könnten. 

§118«. 

Im § 118 8 , der im übrigen dem bisherigen § 43 
entspricht, ist im Anschluß an den bisherigen § 86 
vorgesehen, daß die Landesjustizverwaltung — neben 
der Zahl von Haupt- und Hilfsschöffen für jedes 
Amtsgericht — die Zahl der Haupt- und Hilfsschöffen, 
die für jedes Landgericht und jede detachierte Straf- 
kammer erforderlich sind, und ihre Verteilung auf 
die einzelnen Amtsgerichtsbezirke bestimmt. 
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118 * bis 118". 



Die §§ 118» bis 118 « regein die Aufstellung 
der Urlisten, das Zusammentreten des Ausschusses 
bei dem Amtsgericht und die Berichtigung der Ur- 
listen und entsprechen den bisherigen §§ 36 bis 41; 
der § 118" Abs. 3 gibt im Halbsatz 2 die Vor- 
schrift des jetzigen § 55 wieder, soweit sie sich auf 
die Vertrauensmänner des Ausschusses bezieht. Die 
berichtigten Urlisten bilden die Grundlage für die 
Wahl der Amts- und Landgerichtsschöffen. Aus den 
berichtigten Urlisten soll der Ausschuß zunächst die- 
jenigen Personen auswählen, die er zu Landgerichts- 
schöffen vorschlägt. Die Zahl soll nach dem drei- 
fachen Betrage der auf den Amtsgerichtsbezirk ver- 
teilten Zahl von Landgerichtsschöffen bemessen und 
die Namen der Vorgeschlagenen sollen in eine Vor- 
schlagsliste eingetragen werden (§ 118 u Abs. 1 des Ent- 
wurfs, §§ 87, 88 des Gerichtsverfassungsgesetzes). Die 
Wahl der Amtsgerichtsschöffen ist im § 118 u Abs. 2 
entsprechend dem bisherigen § 42 geregelt. Nach 
§ 118 15 soll aus der Vorschlagsliste das bei dem 
Landgerichte zusammentretende Kollegium, ebenso wie 
dies bisher § 89 für die Geschworenen vorschrieb, 
die für die Strafkammern gemäß § 118 8 bestimmte 
Zahl von Hauptschöffen und Hilfsschöffen wählen. 
Als Hilfsschöffen sollen Personen gewählt werden, die 
am Sitze der Strafkammer oder in dessen nächster 
Umgebung wohnen. Ferner hat der Ausschuß die 
Reihenfolge festzusetzen, in der die Hilfsschöffen an 
die Stelle wegfallender .Hauptschöffen treten. Im Abs. 3 
des § 118 15 sind besondere Vorschriften für de- 
tachierte Strafkammern gegeben. Die vom Ausschusse 
des Amtsgerichts erwählten Amtsgerichtsschöffen und 
die Hilfsschöffen sowie die vom Landgerichte gewählten 
Landgerichtsschöffen und deren Hilfsschöffen sind da- 
nach bei jedem Amtsgerichte, jedem Landgericht und 
jeder detachierten Strafkammer in gesonderte Ver- 
zeichnisse (Jahreslisten) einzutragen (§ 118 16 ). 

§§ 118" bis 118". 

Die §§ 118 17 bis 118 " entsprechen den §§ 45 
bis 49 des bisherigen Rechtes mit den für die Land- 
gerichtsschöffen nötigen Ergänzungen. Die Reihen- 
folge, in der die Hauptschöffen an den einzelnen 
ordentlichen Sitzungen teilnehmen, soll nach dem 
Entwurf auch für die Landgerichtsschöffen durch Aus- 
losung bestimmt werden. Die Auslosung erfolgt dem- 
gemäß in einer vom Präsidenten anberaumten öffent- 
lichen Sitzung des Landgerichts, an der drei Mit- 
glieder einschließlich des Vorsitzenden teilnehmen; das 
Los zieht der Vorsitzende (§ 118 17 Abs. 2). 

Die in den §§ 46 bis 48 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes dem Amtsrichter zugewiesenen Geschäfte (Be- 
nachrichtigung der Schöffen von der Auslosung und 
den Sitzungstagen, Bewilligung einer Änderung in der 
bestimmten Reihenfolge, Auslosung von Schöffen für 
außerordentliche Sitzungen aus der Zahl der am Sitze 
des Gerichts wohnenden Hilfsschöffen) sind in den 
§§ 118 18 bis 118 20 für die Landgerichtsschöffen dem 
Vorsitzenden der Strafkammer übertragen. Die Be- 
nachrichtigung (§ 118 18 , bisher § 46) braucht in Zu- 
kunft nicht durch den Richter selbst zu geschehen, 
es genügt, wenn sie auf seine Anordnung erfolgt. 
g 118 **. 

Der Abs. 1 des § 118«, nach dem die Schöffen 
verpflichtet sind, ihre Amtstätigkeit bis zur Beendigung 
der Sitzung fortzusetzen, auch wenn sich die Dauer 
der Sitzung über die Zeit hinaus erstreckt, für die 



sie einberufen sind, entspricht dem geltenden § 50 
des Gerichtsverfassungsgesetzes. Zur Klarstellung einer 
jetzt streitigen Frage ist im Abs. 2 vorgeschrieben, 
daß der Schöffe im Falle einer Unterbrechung der 
Hauptverhandlung zur Mitwirkung auch bei der Fort- 
setzung der Verhandlung verpflichtet ist. 

§ 118 « 



Die Vereidigung der Schöffen ist im § 1 18 * 3 in 
gleicher Weise wie im § 51 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes geregelt. 

§§ 118" bis 118*«. 

Die §§ 118 * bis 118 M entsprechen den jetzigen 
§§ 52 bis 54, 56 und 57. Die Entscheidung über 
Streichung eines Schöffen von der Jahresliste, über 
Ablehnung der Übernahme des Schöffenamts und über 
Bestrafung säumiger Schöffen ist für die Landgerichts- 
schöffen der Strafkammer, für die Amtsgerichtsschöffen 
und Vertrauensmänner des Ausschusses ebenso wie 
zur Zeit dem Amtsrichter zugewiesen (§ 118 M ). Daß 
die Schöffen bei diesen Entscheidungen, auch wenn 
sie im Laufe einer Hauptverhandlung ergehen, nicht 
mitzuwirken haben, hat man schon bisher angenommen, 
da es sich dabei nicht um eine zur Hauptverhand- 
lung gehörende Entscheidung, sondern um Ver- 
waltungsmaßnahmen handelt. Die Vorschrift des 
§ 118 » Abs. 2, nach der in solchen Fällen die Haupt- 
verhandlung zu unterbrechen ist, stellt dies außer 
Zweifel. Die Befreiung eines Schöffen von der Dienst- 
leistung an bestimmten Sitzungstagen ist für die Land- 
gerichtsschöffen dem Vorsitzenden der Strafkammer 
zugewiesen (§ 118 26 ). 

g 118 so. 

Die Bildung besonderer Jugendabteilungen bei 
den Amtsgerichten läßt sich nicht allgemein vor- 
schreiben, da solche Organisationen nur in größeren j 
Verhältnissen eine zweckentsprechende Wirksamkeit ent- 
falten können. Die Bestimmung darüber wird deshalb 
in die Hand der Landesjustizverwaltungen gelegt Man 
darf davon ausgehen, daß die Justizverwaltungen zu 
Vorsitzenden nur Amtsrichter berufen werden, die 
durch ihre Persönlichkeit und ihre Erfahrung zu einer 
solchen Stellung geeignet erscheinen, und daß dort, 
wo es sich ermöglichen läßt, stets die Ämter des 
mit der Wahrnehmung der vormundschaftlichen An- 
gelegenheiten betrauten Richters und des Vorsitzenden 
des Jugendgerichts in einer Person vereinigt werden. 
Das Ziel wird zum Teil schon jetzt durch Anord- 
nungen der Justizverwaltung und Maßnahmen der Ge- 
schäftsverteilung angestrebt. Was die zuzuziehenden 
Schöffen betrifft, so werden vorzugsweise Personen 
zu wählen sein, die auf dem Gebiete der Jugend- 
erziehung besondere Erfahrung besitzen. Der Ent- 
wurf hebt als solche beispielsweise Lehrer, Lehrherren 
und Mitglieder von Fürsorgevereinen hervor. Die 
Namen der für die Jugendgerichte erwählten Schöffen 
sollen in besondere Jahreslisten eingetragen werden; 
die Auslosung würde gemäß § 118 17 zu erfolgen 
haben. 

Von der Bildung besonderer Jugendgerichte bei 
den Landgerichten wird man Abstand nehmen müssen, 
da die Zahl der vor dem Landgerichte zu verhan- 
delnden Sachen der fraglichen Art nach der Er- 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuständigkeit für die 
Straftaten Jugendlicher auch in großen Städten zu 
gering sein wird, um die Bildung einer besonderen 
Kammer zu rechtfertigen. 
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3. Besondere Vorschriften für 

Geschworene. 

§§ 118^ bis 118«. 
Die Auswahl der Geschworenen ist in den §§118 31 
bis 118 33 entsprechend den bisherigen Vorschriften 
des § 85 Abs. 1 und der §§ 86 bis 90 geregelt; hin- 
sichtlich der Bildung der Vorschlagsliste und der Jahres- 
listen kann jetzt auf die Vorschriften für Landgerichts- 
schöffen verwiesen werden. Die Vorschrift des § 118 33 
Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 98 Abs. 2. 

§ 118". 

Die Auslosung der Spruchliste (bisher § 91) ist 
im § 118 M geregelt. Die Auslosung ist nach geltendem 
Rechte einem Kollegium übertragen, das aus dem 
Präsidenten und zwei Mitgliedern des Landgerichts be- 
steht. Aus Zweckmäßigkeitsrücksichten schien es ge- 
boten, von dem Erfordernisse der Mitwirkung des 
Präsidenten abzusehen. Es wird daher vorgeschlagen, 
die Auslosung in einer vom Präsidenten anzuberaumen- 
den öffentlichen Sitzung des Landgerichts stattfinden 
zu lassen, an der drei Mitglieder einschließlich des 
Vorsitzenden teilnehmen. 

Nach dem bisherigen Rechte waren für die Spruch- 
liste dreißig Hauptgeschworene auszulosen. Der Ent- 
wurf schlägt vor, diese Zahl auf zweiundzwanzig her- 
abzusetzen; im Zusammenhange hiermit soll die Vor- 
schrift des § 280 der Strafprozeßordnung dahin ge- 
ändert werden, daß mit der Bildung der Geschworenen- 
bank begonnen werden kann, wenn achtzehn Ge- 
schworene anwesend sind (§ 271 des Entwurfs der 
Strafprozeßordnung). Die Herabsetzung dieser Zahlen 
erscheint dringend erwünscht; denn bei der bisherigen 
Einrichtung wurden Zeit und Kraft der als Geschworene 
einberufenen Personen weit über das Maß des Not- 
wendigen hinaus in Anspruch genommen. Daß zu 
jeder Sitzung dreißig Geschworene herangezogen wer- 
den, obwohl nur zwölf gebraucht werden, ist eine 
Verschwendung von Kräften, die sich im wirtschaft- 
lichen Leben nachteilig fühlbar macht. Der große 
Überschuß der geladenen Geschworenen über die er- 
forderliche Zahl hinaus hat zweifellos auch zu der 
vielfach beklagten mißbräuchlichen Anwendung des 
Ablehnungsrechts beigetragen. Abgesehen hiervon aber 
erscheint die Herabsetzung der Zahlen im Rahmen 
der vorgeschlagenen neuen Organisation unabweislich, 
um die Zuziehung von Schöffen zur Strafkammer zu 
ermöglichen. Andererseits ist die Einschränkung un- 
bedenklich, weil auch bei der Herabsetzung der Zahlen 
noch der nötige Spielraum für eine sachgemäße Hand- 
habung dts Ablehnungsrechts bleibt. 

§118" 

Im geltenden Rechte fehlt es an einer Vorschrift, 
welche die Möglichkeit eröffnet, vor der Auslosung 
der Spruchliste aus der Jahresliste die Namen von Per- 
sonen zu streichen, die zum Geschworenenamt un- 
fähig geworden sind oder deren Unfähigkeit nachträg- 
lich bekannt geworden ist oder bei denen solche Um- 
stände eintreten oder nachträglich bekannt werden, 
unter denen eine Berufung nicht erfolgen soll. Im 
§ 118 35 ist diese Lücke, die in der Praxis zu Unzu- 
träglichkeiten geführt hat, entsprechend den Vorschriften 
über die Streichung der Namen von Schöffen auf der 
Jahresliste (§ 118 *, bisher § 52) ausgefüllt. Es wird 
dadurch insbesondere auch ermöglicht, Personen, die 
in andere Bezirke verzogen sind, auf der Liste zu 
streichen. Über die Streichung sollen die zur Aus- 



losung der Spruchliste berufenen Mitglieder des Land- 
gerichts vor oder in der dazu bestimmten Sitzung 
entscheiden. 

§§ 118 3 « bis 118 ». 
Die §§ 118 3 « bis 118 3 * entsprechen den §§ 92 
bis 96 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
§ 118*o. 

Die Vorschrift des § 118 40 ist dadurch nötig ge- 
worden, daß das im § 99 Abs. 2 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes enthaltene Zitat der §§ 82 bis 98 durch 
die Umstellung der §§ 84 bis 97 dort einen Teil seiner 
Bedeutung verloren hat. Die Vorschrift war daher an 
dieser Stelle für die in den §§ 118 33 bis 118", 
118 M bezeichneten Geschäfte zu wiederholen. 

Revisionsinstanz. 

Nr. IX bis XII. 

§§ 123, 136. 

Die Nr. IX bis XII betreffen die Zuständigkeit 
in der Revisionsinstanz. Infolge der Einführung der 
Berufung gegen Strafkammerurteile wird sich die Re- 
vision nicht mehr gegen die Urteile erster Instanz, 
sondern gegen die Urteile der Beruf ungssenate richten. 
Dementsprechend sind die Vorschriften des § 123 Nr. 3 
und des § 136 Nr. 2 geändert worden. 

Im übrigen werden für die Revisionsinstanz zwei 
Änderungen vorgeschlagen, welche die Befreiung des 
Reichsgerichts von der Bearbeitung von Sachen be- 
zwecken, die entweder wegen ihrer Geringfügigkeit oder 
wegen ihres Gegenstandes für eine Beurteilung durch 
den höchsten Gerichtshof ungeeignet erscheinen. 

§ 123 Nr. 3 b. 

Erstlich sollen Revisionen gegen Urteile der Be- 
rufungssenate, sofern die Revision lediglich eine Über- 
tretung oder ein zur Zuständigkeit des Einzelrichters 
gehörendes Vergehen betrifft, den Oberlandesgerichten 
zugewiesen werden. Es wird keiner näheren Begrün- 
dung bedürfen, daß in diesen Fällen, die nur infolge 
einer Verbindung mit anderen Sachen in erster In- 
stanz vor die Strafkammer gelangt sind, die Anrufung 
des Reichsgerichts nicht der Bedeutung der Sache ent- 
spricht. 

§ 1361. 

Ferner soll dem Reichsgericht, in Übereinstimmung 
mit einem Vorschlage der Strafprozeß kommission, die 
Befugnis gegeben werden, die Entscheidung über die 
Revision gegen das Urteil eines Berufungssenats durch 
Beschluß dem Oberlandesgerichte zu überweisen, wenn 
für die Beurteilung im wesentlichen landesrechtliche 
Normen in Frage kommen. Zur Zeit werden häufig 
Strafsachen, in denen es sich tatsächlich nur um die 
Verletzung landesrechtlicher Normen handelt, und die, 
wenn die Revisionsrüge sich hierauf beschränkte, gemäß 
§123 Nr. 3 vor die Oberlandesgerichte gehören wür- 
den, dadurch vor das Reichsgericht gebracht, daß in 
der Revision zugleich, und zwar vielfach ohne Grund, 
die Verletzung irgend einer reichsrechtlichen Norm be- 
hauptet wird. Die Bearbeitung dieser Sachen bereitet 
dem Reichsgericht unverhältnismäßige Mühe, weil sie 
eine eingehende Prüfung des einschlägigen Landes- 
rechts notwendig macht, zu der die Oberlandesgerichte 
der Regel nach leichter in der Lage sind. Man darf 
zu dem höchsten Gerichtshofe das Vertrauen haben, daß 
er die ihm zufallende Befugnis sachgemäß ausüben 
wird. Insbesondere ist davon auszugehen, daß das 
Reichsgericht sich in denjenigen Fällen, in welchen die 
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Gültigkeit des Landesrechts gegenüber dem Reichs- 
recht in Frage steht, der Entscheidung selbst unter- 
zieht. 

Das Reichsgericht kann nach der Fassung des 
§ 136 1 die Oberweisung an ein Oberlandesgericht so- 
wohl vor als in der Hauptverhandlung aussprechen. 
Auf dem Wege der Qeschäftsanweisung wird dafür 
Sorge zu tragen sein, daß die Beschlußfassung möglichst 
bald erfolgt, damit eine Verzögerung der Entscheidung 
vermieden wird. Macht das Reichsgericht von der Be- 
fugnis Gebrauch, so hat es die Sache an das örtliche 
zuständige Oberlandesgericht, und sofern gemäß § 9 
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze 
die Verhandlung und Entscheidung der zur Zuständig- 
keit der Oberlandesgerichte gehörenden Revisionen 
einem einzigen Oberlandesgericht oder dem obersten 
Landesgerichte zugewiesen ist, an dieses Gericht zu 
überweisen (zu vergl. § 50 des preußischen Ausfüh- 
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze vom 
24. April 1878, Gesetzsamml. S. 230, und Artikel 41 
des bayerischen Ausführungsgesetzes zum Gerichtsver- 
fassungsgesetze vom 23. Februar 1879, Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 273, Artikel 167 Nr. XII des 
bayerischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche vom 9. Juni 1899, Beilage zu Nr. 28 
des Gesetz- und Verordnungsblatts S. 66). 
§ 123 1. 

Die Vorschrift des § 123 * stellt klar, daß durch die 
Überweisung an ein Oberlandesgericht dessen Zustän- 
digkeit begründet wird. 

Nr. Xin. 
gg 143, 146. 

Die Änderungen der §§ 143, 146 betreffen nur 

die Fassung; sie beruhen darauf, daß der Entwurf 

die Bildung von Beruf ungssenaten vorsieht und daß 

die Bezeichnung Schöffengerichte fortfällt. 

Nr. XIV, XV. 

Öffentlichkeit. 

Die Fälle, in denen der Entwurf über die jetzigen 
Grenzen hinaus den Ausschluß der Öffentlichkeit der 
Gerichtsverhandlung gestattet, betreffen das Verfahren 
gegen Jugendliche und das Verfahren wegen Belei- 
digung. 

§ 1721 Abs. 1. 

Daß die Öffentlichkeit der Verhandlung gegen einen 
Jugendlichen in zahlreichen Fällen den erheblichsten 
Bedenken unterliegt, ist allgemein anerkannt. Einen 
befangenen Angeklagten schüchtert sie derart ein, daß 
das Gericht nicht in die Lage kommt, sich über seine 
sittliche und geistige Reife ein zutreffendes Bild zu 
machen. Sie wirkt aber auch schädlich auf den Ange- 
klagten selbst. Besitzt er Ehrgefühl, so wird dieses 
durch die öffentliche Bloßstellung abgestumpft; ist er 
bereits sittlich verdorben, so versucht er nicht selten, 
durch dreistes Auftreten auf die Zuhörer Eindruck zu 
machen. Gerade jugendliche Angeklagte kommen sich 
dadurch, daß sie vor der Öffentlichkeit den Mittel- 
punkt einer Verhandlung bilden, besonders wichtig 
vor, so daß die -Hauptverhandlung oft den allerun- 
günstigsten Einfluß ausübt. Vor allem aber wird der 
Jugendliche durch die Öffentlichkeit in seinem Fort- 
kommen auf eine Weise geschädigt, die mit der Be- 
deutung der ihm zur Last gelegten Straftat häufig in 
keinem Verhältnisse steht. 

Der Entwurf (§ 172 1 Abs. 1) schlägt daher vor, 
im Verfahren gegen eine Person, die zur Zeit der 



Hauptverhandlung das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, dem Gerichte die Befugnis zu geben, 
die Öffentlichkeit für die ganze Verhandlung oder für 
einen Teil derselben auszuschließen. Es empfiehlt sich 
nicht, die Befugnis des Gerichts zur Ausschließung 
der Öffentlichkeit davon abhängig zu machen, daß von 
Seiten eines Prozeßbeteiligten ein Antrag gestellt ist 
und daß die anderen Prozeßbeteiligten nicht wider- 
sprechen. Denn es handelt sich hier um die Berück- 
sichtigung allgemeiner Interessen; eine durch die Sach- 
lage nach dem Ermessen des Gerichts gebotene Aus- 
schließung der Öffentlichkeit darf daher nicht dadurch 
verhindert werden, daß kein Antrag gestellt wird oder 
daß es an dem Einverständnisse der Prozeßbeteiligten, 
namentlich des Jugendlichen selbst, mangelt. 

In den Fällen, in denen Jugendliche gemeinschaft- 
lich mit erwachsenen Angeklagten abgeurteilt werden, 
kann die Sondervorschrift nicht zur Anwendung ge- 
langen; es wird aber darauf hinzuwirken sein, daß 
eine gemeinsame Verhandlung nur stattfindet, soweit 
dies unbedingt nötig ist (zu vergl. § 373 des Entwurfs 
der Strafprozeßordnung). 

8 172 * Abs. 2. 

Ferner hat sich in Beleidigungsprozessen das Be- 
dürfnis ergeben, eine Einschränkung der Öffentlich- 
keit in weiterem Umfang als bisher zu ermöglichen. 
In solchen Prozessen kommen nicht selten Dinge zur 
Sprache, die das Privatleben der Beteiligten oder dritter 
Personen in empfindlicher Weise berühren. Oft genug 
bietet die öffentliche Verhandlung, die dem Beleidigten 
zur Sühne verhelfen soll, dem Beleidiger die willkom- 
mene Handhabe, den Gegner geradezu bloßzustellen 
und sein privates Leben, ohne daß ein öffentliches 
Interesse dies verlangt, einer schadenfrohen und miß- 
günstigen Kritik weiter Kreise preiszugeben. Es ist 
nicht zu verwundern, wenn unter solchen Um- 
ständen der Beleidigte vorzieht, ganz von der 
Strafverfolgung Abstand zu nehmen, um sich nicht dieser 
Gefahr auszusetzen und das Opfer von Veröffent- 
lichungen zu werden, die nur dem Sensations- 
bedürfnisse dienen. Unter dem geltenden Rechte 
ist den wohl ziemlich allgemein anerkannten Miß- 
ständen schwer abzuhelfen. Die Führung des Wahr- 
heitsbeweises und die Stellung von Fragen nach Vor- 
gängen des Privatlebens lassen sich nicht immer ab- 
schneiden, weil sie häufig für die Schuldfrage oder 
doch für die Strafbemessung von Erheblichkeit sind. 
Wenn gleichwohl gegen eine Einschränkung der öffent- 
lichkeit vereinzelt der Einwand erhoben wird, daß das 
allgemeine Interesse an der Öffentlichkeit den Privat- 
interessen der Beteiligten vorgehen müsse, so kann das 
für Fälle dieser Art nicht als richtig anerkannt werden. 
Denn ein Rechtszustand, der dahin führt, daß die 
Gerichte zu Werkzeugen persönlicher Verfolgung miß- 
braucht werden, widerstreitet dem öffentlichen Interesse 
und ist geeignet, das Ansehen der Rechtspflege zu 
schädigen. In Ehesachen gebietet das Gerichtsver- 
fassungsgesetz (§ 171) den Ausschluß der öffentlich- 
keit unbedingt, wenn eine der Parteien es beantragt; 
um so weniger kann es einem Bedenken unterliegen, 
in Beleidigungssachen den Ausschluß nach dem Er- 
messen des Gerichts zuzulassen, sofern ein dahingehen- 
der Antrag gestellt wird. 

Von diesen Erwägungen ausgehend schlägt der 
Entwurf (§ 172 1 Abs. 2) vor, im Verfahren wegen 
Beleidigung die Schranke, daß die Ausschließung nur 
bei Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder der 
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Sittlichkeit zulässig ist, zu beseitigen und dem Qe- 
richte die Befugnis zu geben, auf Antrag eines Prozeß- 
beteiligten die Öffentlichkeit auch zu Gunsten anderer 
Interessen auszuschließen. Es ist nicht zu befürchten, 
daß die Gerichte von dieser Befugnis einen zu weit- 
gehenden Gebrauch machen werden. Insbesondere wird 
es sich nicht empfehlen, Unterscheidungen nach der 
Richtung zu machen, ob wegen der Beleidigung die 
öffentliche Klage oder die Privatklage erhoben ist. Denn 
das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung, das 
zum Einschreiten der Staatsanwaltschaft und zur Er- 
hebung der öffentlichen Klage führt, ist nicht gleich- 
bedeutend mit dem Interesse an der Öffentlichkeit der 
Gerichtsverhandlung. Wollte man im Verfahren auf 
öffentliche Klage die Ausschließung der Öffentlichkeit 
nur unter weiteren Kautelen, etwa nur mit Zustim- 
mung aller Prozeßbeteiligten, zulassen, so könnte es 
leicht dazu kommen, daß ein Beleidigter, der aus be- 
rechtigten Gründen das Eindringen in Verhältnisse 
seines Privatlebens verhindern möchte, bei Übernahme 
der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft in eine 
ungünstigere Lage geriete, als wenn er auf den Weg 
der Privatklage verwiesen wird. 

§ 1751. 

Der § 175 x entspricht, abgesehen von einigen 
Ergänzungen, dem bisherigen § 174. Der letztere 
schreibt vor, daß die Urteilsverkündung in jedem Falle 
öffentlich erfolgt, daß aber durch einen besonderen 
Gerichtsbeschluß für die Verkündung der Urteils- 
gründe oder eines Teiles derselben die öffentlichkeit 
ausgeschlossen werden kann, wenn sie eine Gefähr- 
dung der Staatssicherheit oder der Sittlichkeit be- 
sorgen läßt. Einer Ergänzung bedarf diese Vorschrift 
nach zwei Richtungen. Zunächst war klarzustellen, 
daß der besondere Beschluß über die Ausschließung 
der öffentlichkeit für die Verkündung der Urteilsgründe 
ergehen darf, ohne daß eine weitere Verhandlung hier- 
über erforderlich ist Diese Frage ist für den der- 
zeitigen Rechtszustand streitig; das Reichsgericht hat 
eine nochmalige Verhandlung für notwendig erachtet 
(Entsch. in Strafs. Bd. 35 S. 103 ff.). Eine wieder- 
holte Verhandlung über die Ausschließung der Öffent- 
lichkeit für die Verkündung der Urteilsgründe ist 
aber zwecklos, da die Gründe hierfür sachlich nur 
dieselben sein können, die schon für den Ausschluß 
der Öffentlichkeit während der Verhandlung maß- 
gebend waren. Im Zusammenhange mit dieser Ände- 
rung erschien es angebracht, die bisher im § 174 
enthaltenen Vorschriften hinter den § 175 zu stellen, 
der die Vorschriften für die Verhandlung über die 
Ausschließung der Öffentlichkeit enthält. 

Ferner ist mit Rücksicht auf den § 172 * eine 
Vorschrift darüber aufgenommen, inwieweit für die 
Verkündung der Urteilsgründe die Öffentlichkeit in 
Fällen ausgeschlossen werden darf, in denen für die 
Verhandlung auf Grund des § 172 * die Öffentlich- 
keit ausgeschlossen worden ist. Der Entwurf geht 
davon aus, daß die Urteilsverkündung stets öffent- 
lich sein muß, wenn für die Verhandlung in einem 
Beleidigungsprozesse die Öffentlichkeit lediglich auf 
Grund des § 172 * Abs. 2 (nicht wegen Gefährdung 
der Sittlichkeit) ausgeschlossen worden ist. Der Vor- 
sitzende wird in diesen Fällen in der Lage sein, 
durch die Form der Urteilsverkündung unnötige Bloß- 
stellungen zu vermeiden; andererseits würde die Aus- 
schließung der Öffentlichkeit bei der Urteilsverkündung 
die Beteiligten nicht unbedingt an einer späteren Be- 



kanntmachung der Gründe hindern. Dagegen wird es 
sich empfehlen, im Verfahren gegen Jugendliche dem 
Gerichte die Befugnis zu geben, auch für die Ver- 
kündung der Urteilsgründe die Öffentlichkeit auszu- 
schließen, da die öffentliche Bekanntgabe der Gründe 
Schädigungen für das Fortkommen des Jugendlichen 
zur Folge haben kann, die in manchen Fällen als 
unnötige Härten erscheinen würden. 

Sitzungspolizei usw. 

Nr. XVI. 

§ 179. 

Die vorgeschlagene Änderung des § 179 bezweckt 
die Klarstellung der in der Literatur und Praxis be- 
strittenen Frage, ob für den Fall, daß eine als Ord- 
nungsstrafe verhängte Geldstrafe nicht beigetrieben 
werden kann, die Umwandlung der Geldstrafe in 
Haft zulässig ist. Der Entwurf entscheidet diese Frage 
aus Zweckmäßigkeitsgründen in bejahendem Sinne. Es 
soll demnach auch zulässig sein, als Ordnungsstrafe 
in erster Linie eine Geldstrafe und nur für den Fall, 
daß diese nicht beizutreiben ist, Haft bis zu drei 
Tagen festzusetzen. Den Maßstab, der der Umwand- 
lung zu Grunde zu legen ist, würde das freie Er- 
messen des Gerichts zu bestimmen haben. 

§ 193. 

Nach § 193 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden 
auf den Dolmetscher die Vorschriften über Aus- 
schließung und Ablehnung der Sachverständigen ent- 
sprechende Anwendung. Da sowohl die Zivilprozeß- 
ordnung (§ 406) wie die Strafprozeßordnung (§ 74) 
und der Entwurf der neuen Strafprozeßordnung (§ 72) 
nur Vorschriften über die Ablehnung von Sachver- 
ständigen, dagegen keine Vorschriften über deren 
Ausschließung kennen, ist die Verweisung gestrichen 
worden. 

§ 195. 

Bei der Beratung und Abstimmung dürfen nach 
§ 195 außer den Mitgliedern des Gerichts nur die 
bei demselben Gerichte zu ihrer juristischen Aus- 
bildung beschäftigten Personen zugegen sein, soweit 
der Vorsitzende deren Anwesenheit gestattet. Je nach- 
dem die Landesgesetzgebung die Personen, welche 
die zweite Prüfung für den höheren Justizdienst be- 
standen haben (Assessoren), zur Kategorie der zu 
ihrer juristischen Ausbildung bei dem Gerichte be- 
schäftigten Personen rechnet oder nicht, ist daher ihre 
Anwesenheit zulässig oder unstatthaft. Aus praktischen 
Gründen empfiehlt es sich, einen einheitlichen Rechts- 
zustand nach der Richtung zu schaffen, daß die bei 
dem Gerichte beschäftigten Assessoren mit Erlaub- 
nis des Vorsitzenden zugelassen werden können. Wenn 
auch davon auszugehen ist, daß den Strafkammern 
erster Instanz nur so viele Sachen zugewiesen werden 
sollen, daß die Abfassung der Urteile keine Schwierig- 
keiten bereitet, so kann es sich doch in Ausnahme- 
fällen als nötig erweisen, für die Urteilsabfassung als 
Hilfskräfte Assessoren heranzuziehen. Man wird nicht 
einwenden dürfen, daß eine solche Beschäftigung der 
Stellung der Assessoren, die bei der Entscheidung 
nicht mitgewirkt haben, wenig entspreche; diese Tätig- 
keit wird, zumal die Leitung der Strafkammern be- 
sonders erfahrenen Richtern zu übertragen sein wird, 
für ihre Fortbildung keineswegs verloren sein. Der 
Aufgabe der Urteilsabfassung können die Assessoren 
aber nur gerecht werden, wenn sie der Beratung über 
das Urteil beigewohnt haben. 
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8 199. 

Soweit nach bisherigem Rechte eine gemeinsame 
Beratung und Abstimmung von Laien und Richtern 
stattfindet (in den Schöffengerichten und in den 
Kammern für Handelssachen), handelt es sich um 
Gerichte, bei denen nur ein Berufsrichter, und zwar 
als Vorsitzender mitwirkt. Die im § 199 enthaltene 
Vorschrift, daß der Vorsitzende zuletzt stimmt, hat 
daher für diese Gerichte die Bedeutung, daß die Laien 
vor dem Richter stimmen. Dieser Grundsatz emp- 
fiehlt sich, damit den Laienrichtern der unbefangene 
Ausdruck ihrer Überzeugung nicht erschwert wird. 
Um klarzustellen, daß auch in der mit zwei Richtern 
und drei Schöffen besetzten Strafkammer die Schöffen 
vor den beiden mitwirkenden Richtern abstimmen, ist 
im Entwürfe (§ 199) der allgemeine Grundsatz aus- 
gesprochen, daß die Schöffen vor den Richtern stimmen. 
Für die Kammern für Handelssachen genügt, wie 
bisher, die Vorschrift, daß der Vorsitzende zuletzt 
stimmt. Aus dem bisherigen Rechte ist die Vorschrift 
übernommen, daß der Berichterstatter (zu vergl. §§ 207, 
343 des Entwurfs der Strafprozeßordnung) seine 
Stimme zuerst abgibt. 

Im übrigen ist, im Anschluß an die im § 139 
für Plenarentscheidungen des Reichsgerichts gegebene 
Vorschrift, klargestellt, daß bei gleichem Dienstalter 
der jüngere Richter zuerst stimmt. 

§ 203. 

Die Fassungsänderung des § 203 ist dadurch ver- 
anlaßt, daß mit Rücksicht auf die Vorschriften des 
Titels 6 a in Zukunft Senate nicht nur bei den Ober- 
landesgerichten und dem Reichsgerichte, sondern auch 
bei den Landgerichten gebildet werden. 



IL Entwurf einer Strafprozeßordnung. 



Erstes Bach. 

Allgemeine Vorschriften. 



Erster Abschnitt. 

Zuständigkeit der Gerichte. 

Der Abschnitt bezieht sich sowohl auf die sach- 
liche als auf die örtliche Zuständigkeit der Gerichte. 
An die Spitze (§ 1) sind Regeln von grundsätzlicher 
Bedeutung gestellt, die sich auf beide Arten der Zu- 
ständigkeit beziehen. Hierauf (§§ 2 bis 6) folgen die 
Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit (Gerichts- 
stand). In den §§ 7 bis 13 werden des weiteren die 
Fragen der Verbindung und Trennung zusammen- 
hängender Strafsachen behandelt und die Fälle ge- 
regelt, in denen dieselbe Sache bei mehreren Ge- 
richten anhängig geworden oder zwischen mehreren 
Gerichten Streit über die Zuständigkeit entstanden ist. 
Den Schluß bildet eine Vorschrift, die für den Fall 
Vorsorge trifft, daß der Erledigung einer Sache durch 
das zuständige Gericht Hindernisse entgegenstehen. 
Der § 1 des geltenden Gesetzes, der lediglich darauf 
hinweist, daß die sachliche Zuständigkeit der Gerichte 
durch das Gesetz über die Gerichtsverfassung be- 
stimmt wird, erschien entbehrlich. 

Was den Sprachgebrauch des Entwurfs anlangt, 
so ist, soweit der Zusammenhang nicht ein anderes 



ergibt 1 ), unter Zuständigkeit sowohl die sachliche als 
die örtliche Zuständigkeit zu verstehen. 

Unter einem Gerichte höherer Ordnung ist das 
Gericht gemeint, dem im Verhältnisse zu einem be- 
stimmten anderen Gerichte die höhere sachliche Zu- 
ständigkeit zukommt. Diese Ausdrucksweise entspricht 
dem geltenden Rechte; sie hat nach den Vorschlägen 
über die Gerichtsorganisation insofern eine weiter- 
gehende Bedeutung, als auch das in der Hauptver- 
handlung mit Schöffen besetzte Amtsgericht gegen- 
über dem ohne Schöffen verhandelnden Amtsgericht 
und der Berufungssenat gegenüber der Berufungs- 
strafkammer als Gerichte höherer Ordnung in Be- 
tracht kommen. Als obere Gerichte gelten, wie bis- 
her, lediglich die Landgerichte gegenüber den Amts- 
gerichten, die Oberlandesgerichte gegenüber den Be- 
rufungssenaten, Schwurgerichten, Landgerichten und 
Amtsgerichten und das Reichsgericht gegenüber allen 
anderen Gerichten. Daß in den Fällen, in denen 
ein mehreren Gerichten übergeordnetes Gericht in 
Tätigkeit zu treten hat (zu vergl. § 7 Abs. 2 Satz 2, 
§ 9 Abs. 2 Satz 2, § 12 Satz 2, § 13), die Erledigung 
der Sache dem zunächst oberen gemeinschaftlichen 
Gericht obliegt, ist als selbstverständlich nicht be- 
sonders zum Ausdrucke gebracht. 

Die wesentlichste Neuerung des Entwurfs gegen- 
über dem geltenden Rechte besteht in einer beträcht- 
lichen Erweiterung der Gerichtsstände. Nach den 
geltenden Vorschriften kommen als Gerichtsstände von 
allgemeiner Bedeutung nur der Ort der begangenen 
Tat und der Wohnsitz des Angeschuldigten in Be- 
tracht (§ 7, § 8 Abs. 1 der Strafprozeßordnung). An 
dem Orte, wo der Angeschuldigte sich gewöhnlich 
aufhält, ist gegenwärtig ein Gerichtsstand nur be- 
gründet, wenn der Angeschuldigte im Deutschen Reiche 
keinen Wohnsitz hat (§ 8 Abs. 2 der Strafprozeß- 
ordnung); auch der Gerichtsstand der Ergreifung ist 
nach geltendem Rechte nur in Ermangelung anderer 
Gerichtsstände begründet (§ 9 der Strafprozeß- 
ordnung). Demgegenüber soll nach dem Entwürfe 
zunächst dem Wohnsitze des Angeschuldigten der Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts gleichgestellt werden 
(§ 3 Abs. 1). Ferner soll bei dem Gericht, in dessen 
Bezirke der Verdächtige ergriffen oder dem ein 
vorläufig Festgenommener vorgeführt wird, der Ge- 
richtsstand ohne weitere Voraussetzungen begründet 
sein (§ 4). Endlich legt der Entwurf die örtliche Zu- 
ständigkeit auch dem Gerichte bei, in dessen Be- 
zirke der Angeschuldigte zur Zeit der Erhebung der 
Klage sich nur vorübergehend aufhält, sofern der An- 
geschuldigte der Erhebung der Klage in diesem Ge- 
richtsstande nicht widerspricht (§ 5). Diesen Vor- 
schlägen liegt die Absicht zu Grunde, die örtliche 
Zuständigkeit der Gerichte so zu regeln, daß unnötige 
Verzögerungen in der Erledigung eines Strafverfahrens 
und nutzlose Weiterungen und Härten für den An- 
geschuldigten nach Möglichkeit vermieden werden. 

Die Gleichstellung des Ortes des gewöhnlichen 
Aufenthalts mit dem Orte des Wohnsitzes ist für die 
nicht seltenen Fälle von Bedeutung, in denen die 
Person, gegen die das Strafverfahren sich richtet, tat- 
sächlich an einem anderen Orte wohnt, als an dem 
mehr nach juristischen Begriffen sich bestimmenden 
Orte des Wohnsitzes. In solchen Fällen ist der Ort, 
an dem der Angeschuldigte sich gewöhnlich aufhält 



i) Zu vergl. § 2 Ab 
Abs. 1 (örtliche Zustä 
ständigkeit). 



2, § 5 Abs. 3, S 6, § 196 
tändigkeit); § 253 (sachliche Zu- 
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zumal sich hier in der Regel auch die für die Be- 
weisaufnahme in Betracht kommenden Personen be- 
finden werden, für die Durchführung des Strafver- 
fahrens fast immer besser geeignet als der Ort des 
Wohnsitzes. Auch den Interessen des Beschuldigten 
wird in solchen Fällen durch die Verfolgung am Orte 
seines gewöhnlichen Aufenthalts meistens gedient sein. 
Was den Gerichtsstand der Ergreifung angeht, 
so war früher davon ausgegangen worden, daß eine 
allgemeine Einführung dieses Gerichtsstandes durch 
ein sachliches Bedürfnis nicht geboten sei. Inzwischen 
hat die Erfahrung erwiesen, daß ein solches Be- 
dürfnis in erheblichem Maße besteht. Wenn dieses 
sich vor dem 1. Oktober 1879 in Deutschland nicht 
überall fühlbar gemacht hatte, so beruht dies darauf, 
daß diejenigen deutschen Staaten, in denen ein Ge- 
richtsstand der Ergreifung nicht zugelassen war, meist 
einen geringeren Umfang besaßen, so daß es nicht 
auf besondere Schwierigkeiten stieß, einen außerhalb 
des Tatorts ergriffenen Beschuldigten einem der zu- 
ständigen Gerichte zur Aburteilung zuzuführen. Un- 
gleich schwieriger hat sich dies in dem ausgedehnten 
Geltungsgebiete der Strafprozeßordnung gestaltet. 
Nicht selten kommt der Fall vor, daß ein Verhafteter 
oder vorläufig Festgenommener sofort ein erschöp- 
fendes Geständnis ablegt, das alle umfänglichen Beweis- 
aufnahmen überflüssig macht, und daß er gleichwohl 
wegen des Mangels eines Gerichtsstandes der Ergrei- 
fung von einem Ende des Reichs bis zum anderen 
transportiert werden muß. Solche Transporte führen 
zu erheblicher Verzögerung der Aburteilung, unter 
Umständen auch zu großen Härten gegen den Be- 
schuldigten; insbesondere können sie eine unver- 
hältnismäßige Erhöhung der Kosten des Verfahrens 
verursachen. Dem Übelstande soll durch die Vor- 
schrift des § 4 des Entwurfs abgeholfen werden. Da- 
nach soll für die Aburteilung eines Beschuldigten, 
der auf Grund eines Haftbefehls oder Steckbriefs er- 
griffen wird, das Gericht, in dessen Bezirke die Er- 
greifung erfolgt, für die Aburteilung eines vorläufig 
Festgenommenen aber das Gericht, dem der Fest- 
genommene vorgeführt wird, zuständig sein. Aller- 
dings wird der Gerichtsstand der Ergreifung und der 
Vorführung, abgesehen von Bettlern und Land- 
streichern, künftig nur noch für solche Personen in 
Betracht kommen, die einer verhältnismäßig schweren 
Straftat verdächtig sind, da die Voraussetzungen für 
die Verhängung der Untersuchungshaft eng begrenzt 
werden (§§ 110, 111) und die vorläufige Festnahme 
des Verdächtigen, von der Ergreifung auf frischer 
Tat abgesehen, nur unter den gleichen Voraussetzungen 
zulässig sein soll (§ 128). 

Schon mit Rücksicht hierauf erscheint es ge- 
boten, die örtliche Zuständigkeit ferner auch dem Ge- 
richte beizulegen, in dessen Bezirke der Angeschuldigte 
sich zur Zeit der Erhebung der Klage nur vor- 
übergehend aufhält. Dieser Gerichtsstand ist insbe- 
sondere für Fälle erwünscht, in denen es sich um 
Personen handelt, die nach ihrem Berufe den Aufent- 
haltsort beständig wechseln und dem Orte ihres Wohn- 
sitzes, sofern sie einen solchen überhaupt besitzen, 
lange Zeit hindurch fernbleiben. In derartigen Fällen 
hat meistens der Angeschuldigte selbst ein begrün- 
detes Interesse daran, daß das Strafverfahren an dem 
Orte durchgeführt wird, an dem er sich gerade be- 
findet. Nach § 5 kann diesem Interesse künftig Rech- 
nung getragen werden. Zugleich wird durch Ein- 
räumung eines Widerspruchsrechts an den Angeschul- 



digten Vorsorge dafür getroffen, daß der Angeschul- 
digte an einem Orte, an dem er sich nur vorüber- 
gehend aufzuhalten gedachte, nicht wider seinen Willen 
durch das Strafverfahren für längere Zeit festgehalten 
wird. 

Im Zusammenhange mit der vorgeschlagenen 
Regelung der Gerichtsstände steht die erhöhte Be- 
rücksichtigung, die nach dem Entwürfe die örtliche 
Unzuständigkeit des Gerichts finden soll. Die Ge- 
fahr, daß ein örtlich unzuständiges Gericht mit einer 
Sache befaßt wird, ist durch die im Entwürfe vor- 
gesehene Vermehrung der Gerichtsstände beträchtlich 
verringert; es besteht daher kein Bedenken, einzelne 
Schranken, die das geltende Recht der Berücksich- 
tigung der örtlichen Unzuständigkeit setzt, in Weg- 
fall zu bringen. Demgemäß hält der Entwurf zwar 
daran fest, daß nach der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens der Mangel des Gerichtsstandes nur auf Ein- 
wand des Angeklagten berücksichtigt und dieser Ein- 
wand nur bis zu gewissen Zeitpunkten vorgebracht 
werden darf (§ 209); er beseitigt dagegen die Vor- 
schrift des § 16 des geltenden Gesetzes insoweit, als 
danach der Angeschuldigte den Einwand der ört- 
lichen Unzuständigkeit verliert, wenn er ihn nicht bis 
zum Schlüsse der Voruntersuchung geltend macht, 
und ebenso die in ihrer Tragweite bestrittene Vor- 
schrift des § 17 des Gesetzes, wonach durch eine Ent- 
scheidung, welche die örtliche Zuständigkeit für die 
Voruntersuchung feststellt, diese Zuständigkeit auch für 
das Hauptverfahren festgestellt wird. Endlich wird 
im Entwürfe die bisher mangels einer ausdrücklichen 
Vorschrift streitige Frage, ob das Gericht seine örtliche 
Zuständigkeit von Amts wegen zu prüfen habe, im 
bejahenden Sinne entschieden (§ 1 Abs. 1). 

Zu den einzelnen Vorschriften des Abschnitts ist 
noch folgendes zu bemerken: 

8 1. 

Der im Abs. 1 aufgestellte Grundsatz, daß das 
Gericht seine sachliche und örtliche Zuständigkeit von 
Amts wegen zu prüfen hat, findet seine Begrenzung 
darin, daß das Gericht in gewissen Abschnitten des 
Verfahrens sich nicht mehr oder doch nur unter be- 
sonderen Voraussetzungen für unzuständig erklären 
darf (§§ 209, 210, § 252 Abs. 1). Mit Rücksicht 
hierauf vermeidet es der Entwurf, abweichend von 
§ 6 des geltenden Gesetzes, auszusprechen, daß die 
Prüfung der Zuständigkeit in jeder Lage des Ver- 
fahrens zu erfolgen habe. 

Nach Abs. 2 sollen Untersuchungshandlungen 
eines Gerichts, dem die sachliche oder örtliche Zu- 
ständigkeit fehlt, nicht schon aus diesem Grunde un- 
gültig sein. Im geltenden Rechte ist dies, wie aus 
der Stellung des § 20 des Gesetzes folgt, nur für 
den Fall der örtlichen Unzuständigkeit ausgesprochen. 
Praktische Gründe sprechen indessen dafür, die sach- 
liche Unzuständigkeit in dieser Beziehung der ört- 
lichen gleichzustellen. Anderenfalls gelangt man zu 
dem unannehmbaren Ergebnisse, daß in den Fällen, 
in denen ein Gericht sich im Laufe einer Untersuchung 
für sachlich unzuständig erklärt, alle bisherigen Unter- 
suchungshandlungen, wie die Verhängung der Unter- 
suchungshaft, die Anordnung einer Beschlagnahme, 
die Vornahme einer Besichtigung, der Gültigkeit er- 
mangeln. Schon unter der Herrschaft des geltenden 
Rechtes hat man sich daher dazu gedrängt gesehen, 
die Vorschrift des § 20 auf die Vornahme von Unter- 
suchungshandlungen durch ein sachlich unzuständiges 
Gericht analog anzuwenden. 
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Der Abs. 3 bestimmt, daß bei Gefahr im Ver- 
zuge jedes Gericht sich solchen Untersuchungshand- 
lungen, die in seinem Bezirke vorzunehmen sind, zu 
unterziehen hat, auch wenn es nicht örtlich oder 
sachlich zuständig ist. Nach geltendem Rechte (§ 21 
des Gesetzes) ist den Gerichten eine solche Ver- 
pflichtung nur insoweit ausdrücklich auferlegt, als 
Handlungen in Frage stehen, die in den Bereich ihrer 
sachlichen Zuständigkeit fallen. Die vorgeschlagene 
Ausdehnung entspricht einem praktischen Bedürfnisse. 
Insbesondere erhält dadurch ein Gericht, das sich 
für sachlich unzuständig erklärt und die Sache an 
ein anderes Gericht niederer oder höherer Ordnung 
verweist, das Recht und die Pflicht, einzelne Unter- 
suchungshandlungen, deren Aufschub eine Gefahr für 
die ordnungsmäßige Erledigung in sich bergen würde, 
noch selbst vorzunehmen. 

§2. 

Die ersten beiden Absätze entsprechen, abge- 
sehen von einigen Änderungen der Fassung, die den 
Sinn der Vorschriften deutlicher zum Ausdrucke 
bringen, inhaltlich dem geltenden Rechte (§ 7 der Straf- 
prozeßordnung in der Fassung des Gesetzes vom 
13. Juni 1902, Reichs-Gesetzbl. S. 227). Die Frage, 
welche Wirkungen es auf den besonderen Gerichts- 
stand des Abs. 2 Satz 2 äußert, wenn in diesem Ge- 
richtsstand eine Privatklage wegen Beleidigung er- 
hoben ist und die Verfolgung alsdann von der Staats- 
anwaltschaft übernommen wird, ist im § 394 Abs. 2 
geregelt. 

Der dritte Absatz gibt im wesentlichen die im 
§ 10 des Gesetzes enthaltene Vorschrift wieder. Nach 
geltendem Rechte ist jedoch nicht unzweifelhaft, ob 
als „deutscher Hafen" im Sinne des § 10 jeder Hafen 
angesehen werden kann, in dem ein zur Ausübung 
der deutschen Gerichtsbarkeit befugter Beamter seinen 
Sitz hat, also auch ein Hafen in einem Konsular- 
gerichtsbezirke. Da die Bejahung dieser Frage dem 
praktischen Bedürfnis entspricht, hat der Entwurf das 
Wort „deutschen' 1 vor „Hafen" in Wegfall gebracht. 
Die Vorschrift ist in den § 2 hereingenommen worden, 
weil sie nur eine besondere Art des Gerichtsstandes 
der begangenen Tat betrifft und die Verfolgung auf 
Grund anderer Gerichtsstände, z. B. des Wohnsitzes, 
nicht ausschließt. 

§3. 

Der Abs. 1 stellt aus den oben (S. 188) erör- 
terten Gründen den Ort des gewöhnlichen Aufent- 
halts dem Orte des Wohnsitzes gleich. Der Begriff 
des gewöhnlichen Aufenthalts wird in der Praxis Schwie- 
rigkeiten nicht bieten, da er bereits dem geltenden 
Gesetze (§ 8 Abs. 2) bekannt, auch mit Beziehung 
auf § 10 des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz 
durch die Rechtsprechung geklärt ist. 

Die Vorschläge der Abs. 2, 3 entsprechen im 
wesentlichen dem Inhalte des § 11 der geltenden Straf- 
prozeßordnung in der Fassung des Artikels 35 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. Nur 
insofern enthalten sie eine Neuerung, als nach Abs. 3 
für die Beamten in den Schutzgebieten hinsichtlich 
des Gerichtsstandes des Wohnsitzes künftig das Gleiche 
gelten soll, wie für die im Ausland angestellten Be- 
amten des Reichs oder eines Bundesstaats. Hierdurch 
wird ermöglicht, jene Beamten wegen der von ihnen 
begangenen Delikte auch innerhalb des Reichs zur Ver- 
antwortung zu ziehen, was unter Umständen durch 
praktische Rücksichten geboten sein kann. Die Ver- 



folgung im Schutzgebiet auf Grund eines dort be- 
gründeten Gerichtsstandes wird hierdurch nicht aus- 
geschlossen. 

§4. 
Als dritten allgemeinen Gerichtsstand führt der 
§ 4 den Gerichtsstand der Ergreifung und der Vor- 
führung ein (s. oben S. 189). Unter Ergreifung ver- 
steht der Entwurf die Festnahme auf Grund eines 
Haftbefehls oder Steckbriefs. In diesen Fällen soll, 
wie schon nach § 9 Abs. 1 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung, der Gerichtsstand bei demjenigen Gerichte 
begründet sein, in dessen Bezirke die Ergreifung: er- 
folgt. Dagegen soll es in den Fällen der vorläufigen 
Festnahme darauf ankommen, welchem Gerichte der 
Festgenommene vorgeführt wird. Dies steht im Zu- 
sammenhange damit, daß in den hier allein in Be- 
tracht kommenden Fällen einer vorläufigen Festnahme 
vor Erhebung der öffentlichen Klage nach § 129 der 
Festgenommene stets dem nächsten, d. h. dem am 
schnellsten und leichtesten erreichbaren Amtsrichter vor- 
zuführen ist, gleichviel, ob der Ort der Festnahme 
zu dessen Bezirke gehört. 

§5. 

Gegenüber dem Gerichtsstande des vorübergehen- 
den Aufenthalts (oben S. 189) soll dem Angeschuldigten 
das Recht zustehen, der Erhebung der Klage in diesem 
Gerichtsstande zu widersprechen und damit dem Ge- 
richte die örtliche Zuständigkeit für das weitere Ver- 
fahren zu entziehen. Hier ist einerseits darauf 'Be- 
dacht zu nehmen, daß dem Angeschuldigten aus- 
reichende Zeit zur Entschließung darüber verbleibt, 
ob die Durchführung des Strafverfahrens an dem Orte 
seines vorübergehenden Aufenthalts mit seinen Interessen 
vereinbar ist; andererseits muß verhütet werden, daß 
der Angeschuldigte den Widerspruch in mutwilliger 
Weise oder in der Absicht, das Verfahren zu ver- 
schleppen, noch zu einer Zeit geltend macht, wo der 
Wegfall des Gerichtsstandes zu Verzögerungen und 
Weiterungen führen müßte. Insbesondere muß der 
Möglichkeit vorgebeugt werden, daß der Angeklagte 
eine Hauptverhandlung zunächst ihren Lauf nehmen 
läßt, alsdann aber, weil er einen ungünstigen Ausgang 
fürchtet oder um die Entscheidung hinauszuschieben, 
durch Erhebung des Widerspruchs die Erneuerung der 
Verhandlung vor einem anderen Gericht erzwingt. Der 
Entwurf gewährt daher dem Angeschuldigten für die 
Erhebung des Widerspruchs regelmäßig eine Frist von 
drei Tagen, die, falls eine Voruntersuchung stattfindet, 
durch die erste Vernehmung in der Voruntersuchung, 
anderenfalls durch die Zustellung der* Ladung" zur Haupt- 
verhandlung in Lauf gesetzt wird. Eine Verkürzung 
dieser Frist tritt nach dem Entwürfe nur ein, wenn 
zur Hauptverhandlung geschritten wird, bevor nach 
der Zustellung der Ladung zur Hauptverhandlung 
drei Tage verstrichen sind. In diesem Falle soll, ent- 
sprechend der zeitlichen Begrenzung des Einwandes 
der örtlichen Unzuständigkeit (§ 209), der Widerspruch 
nur bis zur Verlesung der Anklageformel, und zwar 
bis zum Beginne der Verlesung, geltend gemacht wer- 
den können. Die Verkürzung der Frist kann hier um 
so weniger einem Bedenken unterliegen, als die in 
Frage stehenden Fälle selten vorkommen werden. Denn 
im ordentlichen Verfahren sind sie nur möglich, wenn 
mit Rücksicht auf einen Verzicht des Angeklagten von 
der Innehaltung der Ladungsfrist (§ 215) abgesehen 
wird. Im schleunigen Verfahren aber kann die Be- 
stimmung überhaupt keine nennenswerte Bedeutung 
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gewinnen, weil die Hauptverhandlung hier regelmäßig 
im Gerichtsstände der Ergreifung oder Vorführung 
stattfinden wird. 

Durch die Vorschrift, daß der Angeschuldigte auf 
das ihm zustehende Widerspruchsrecht hingewiesen wer- 
den soll (§ 5 Abs. 2 Satz 2), wird verhütet, daß er 
seines Rechtes aus Unkenntnis verlustig geht. Der 
Hinweis ist, falls eine Voruntersuchung geführt w.'rd, 
mit der ersten Vernehmung, anderenfalls mit der Zu- 
stellung der Ladung zur Hauptverhandlung zu ver- 
binden. Steht das Widerspruchsrecht dem Angeklagten 
noch zur Zeit der Hauptverhandlung zu, so liegt es 
in der Natur der Sache, daß der Hinweis so recht- 
zeitig zu erfolgen hat, daß der Angeklagte seine Be- 
fugnis vor dem Beginne der Verlesung der Anklage- 
formel ausüben kann. 

Durch rechtzeitige Erhebung des Widerspruchs soll 
das Gericht nach § 5 Abs. 3 die örtliche Zuständig- 
keit für das weitere Verfahren verlieren. Das Ge- 
richt hat daher seine örtliche Unzuständigkeit auszu- 
sprechen, sofern nicht etwa einer der in den §§ 2 bis 4 
vorgesehenen Gerichtsstände in seinem Bezirke be- 
gründet ist. Diese Folgerung ergibt sich ohne weiteres, 
sofern der Widerspruch in einem Abschnitte des Ver- 
fahrens erhoben wird, in welchem das Gericht seine 
örtliche Zuständigkeit von Amts wegen zu prüfen hat; 
das Gleiche muß aber auch dann gelten, wenn die Er- 
hebung des Widerspruchs in einem Zeitpunkt erfolgt, 
in welchem das Gericht seine örtliche Unzuständigkeit 
nur noch auf Einwand des Angeklagten aussprechen 
darf. Denn mit dem Widerspruch ist, da er lediglich 
darauf abzielt, dem Gerichte die örtliche Zuständigkeit 
zu entziehen, notwendig zugleich der Einwand der ört- 
lichen Unzuständigkeit erhoben. Da der Entwurf eine 
besondere Entscheidung über den Widerspruch nicht 
vorsieht, so hat sich das Gericht darauf zu beschränken, 
über den in dem Widerspruch enthaltenen Einwand 
der Unzuständigkeit zu entscheiden. Es hat ihn zurück- 
zuweisen, falls es den Widerspruch für verspätet hält 
oder annimmt, daß einer der in den §§ 2 bis 4 vor- 
gesehenen Gerichtsstände in seinem Bezirke begründet 
ist; anderenfalls hat es sich für örtlich unzuständig 
zu erklären. Für die Anfechtbarkeit der Entscheidung 
sind, falls die Entscheidung nach der Eröffnung des 
Hauptverfahrens ergeht, die Vorschriften des § 209 
Satz 3, 4 maßgebend. 

§6. 

Die Vorschrift, daß das zuständige Gericht, wenn 
ein Gerichtsstand nicht begründet oder nicht ermittelt 
ist, durch das Reichsgericht bestimmt wird, entspricht 
dem geltenden Rechte (§ 9 der Strafprozeßordnung). 
Infolge der vorgeschlagenen Vermehrung der Gerichts- 
stände dürfte sich übrigens die Zahl der Fälle, in 
denen das Reichsgericht behufs Bestimmung des zu- 
ständigen Gerichts angerufen werden muß, erheblich 
vermindern. 

§§ 7 bis 10. 

Die Vorschläge über die Verbindung und Tren- 
nung zusammenhängender Strafsachen lehnen sich an 
das geltende Recht (§§ 3 bis 5, 13 der Strafprozeßord- 
nung) an, enthalten jedoch eine Reihe von Neuerungen, 
deren Zweck es ist, die Verbindung und Trennung 
nach Möglichkeit zu erleichtern und zu vereinfachen. 
Zunächst ist durch eine andere Fassung des Begriffs 
der zusammenhängenden Sachen klargestellt, daß in 
dem Falle, in dem die Sachen mehrere Personen be- 
treffen, ein Zusammenhang schon dann gegeben ist, 



wenn der gegen die Beteiligten vorliegende Verdacht 
sich auf dieselbe Tat bezieht (§ 10). Hiermit soll zum 
Ausdrucke gebracht werden, daß es lediglich darauf an- 
kommt, ob der Tatbestand der strafbaren Handlungen, 
deren die einzelnen Personen verdächtig sind, durch 
ein einheitliches konkretes Geschehnis verwirklicht wor- 
den ist, gleichviel ob es sich um ein bewußtes und 
gewolltes Zusammenwirken der Personen handelt oder 
ob jeder einzelne sich bei diesem Vorgang in ver- 
schiedener Richtung betätigt hat. Ein Zusammenhang 
in diesem Sinne wird z. B. auch dann anzunehmen 
sein, wenn zwei Personen sich wechselseitig mißhandelt 
oder beleidigt haben. Maßgebend für diesen Vorschlag 
ist die Erwägung gewesen, daß es dem praktischen 
Bedürfnis entspricht, alle strafbaren Handlungen, die 
bei einem tatsächlichen Vorgange begangen sind, mög- 
lichst in demselben Verfahren aufzuklären und zur 
Aburteilung zu bringen. 

Was das Verfahren bei der Verbindung und Tren- 
nung anlängt, so weicht der Entwurf von dem gelten- 
den Rechte zunächst darin ab, daß er auch für den 
Fall, daß die einzelnen Strafsachen bei mehreren Ge- 
richten verschiedener Ordnung angängig gemacht sind, 
die Möglichkeit einer Verbindung durch Vereinbarung 
der mehreren Gerichte eröffnet. Nur dann ist für eine 
solche Vereinbarung kein Raum, wenn das Gericht 
niederer Ordnung zu dem Bezirke des Gerichts höherer 
Ordnung gehört; in diesem Falle verbleibt es nach 
dem Entwurf, entsprechend dem geltenden Rechte, 
bei der Befugnis des höheren Gerichts, die bei dem 
Gerichte niederer Ordnung anhängige Sache an sich 
zu ziehen (§ 7 Abs. 2 Satz 1). Die Anrufung des ge- 
meinschaftlichen oberen Gerichts wird durch die vor- 
geschlagene Regelung auf den Fall beschränkt, daß die 
Vereinbarung nicht zustande kommt oder daß eine 
der beteiligten Staatsanwaltschaften die Zustimmung ver- 
sagt (§ 7 Abs. 2 Satz 2). Die gleiche Vereinfachung 
wird für die Trennung der verbundenen Sachen ge- 
schaffen (§ 7 Abs. 3). Diese kann auf demselben Wege 
erfolgen, auf dem die Sachen verbunden worden sind. 
Das den mehreren Gerichten übergeordnete Gericht 
höherer Ordnung ist daher nur noch anzurufen, wenn 
die mehreren Gerichte und die beteiligten Staatsanwalt- 
schaften sich über die Trennung nicht einigen können 
oder wenn es die Verbindung selbst angeordnet hatte. 
Im übrigen werden durch möglichst gleichmäßige 
Fassung der Vorschriften die bisherigen Verschieden- 
heiten in der Behandlung der Fälle des § 3 und des 
§ 11 des geltenden Gesetzes soweit beseitigt, als da- 
für ein innerer Grund nicht besteht. Insbesondere 
wird auch für den Fall, daß verschiedene Gerichte 
gleicher Ordnung für die einzelnen Sachen örtlich zu- 
ständig sind (§ 9 Abs. 2), die Möglichkeit eröffnet, 
daß eines der beteiligten Gerichte die Entscheidung 
des gemeinschaftlichen oberen Gerichts über die Ver- 
bindung oder Trennung anruft. 

§ U. 

Die Frage, welchem Gerichte die weitere Ent- 
scheidung gebührt, wenn dieselbe Sache bei mehreren 
Gerichten verschiedener Ordnung anhängig geworden 
ist, hat nach geltendem Rechte zu Zweifeln Anlaß 
gegeben. Mangels einer ausdrücklichen Vorschrift hat 
man, wenngleich die Unzweckmäßigkeit einer solchen 
Regelung nicht verkannt wurde 1 ), überwiegend ange- 
nommen, daß die Entscheidung demjenigen Gerichte 

!) Zu vergl. Entsch. des Reichsgerichts in Strafs. 
Bd. -29 S. 174 ff. insbesondere 180. 
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zustehe, das mit der Sache zuerst befaßt worden war. 
Nach dem Entwürfe soll die Entscheidung dem Ge- 
richte höherer Ordnung gebühren. Hierdurch wird 
künftig jedem Streite über die Zuständigkeit vorge- 
beugt und eine Regelung getroffen, bei der die In- 
teressen des Angeschuldigten am besten gewahrt sind. 
Im übrigen hat die Vorschrift des § 11 nicht die Be- 
deutung, daß das Gericht höherer Ordnung verpflichtet 
wäre, die Sache bis zur endgültigen Erledigung in der 
Instanz zu behalten, vielmehr kann, soweit und so- 
lange eine Verweisung an ein Gericht niederer Ord- 
nung erfolgen darf, das Gericht höherer Ordnung 
auch hier von seiner Befugnis Gebrauch machen. 
Der 

§12 
gibt unverändert den § 12 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung wieder. 

§18. 
Der § 13 weicht von den Vorschriften der §§ 14, 
19 des geltenden Gesetzes nur insofern ab, als durch 
die Fassung des Abs. 1 klargestellt wird, daß in dem 
Falle, wo mehrere einander gleichgeordnete Gerichte 
in einen Zuständigkeitsstreit geraten sind, das gemein- 
schaftliche obere Gericht nur eines der streitenden 
Gerichte, nicht aber ein drittes Gericht für die Über- 
nahme der Untersuchung und Entscheidung bestimmen 
kann. 

§14. 
Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem gelten- 
den Rechte (§ 15 der Strafprozeßordnung). Durch die 
Fassung ist klargestellt, daß das zunächst obere Gericht 
die Untersuchung und Entscheidung nur einem zu 
seinem Bezirke gehörenden Gerichte übertragen kann. 
Ist ein solches Gericht nicht vorhanden, so steht die 
Übertragung dem Gerichte zu, das dem zunächst oberen 
Gerichte seinerseits übergeordnet ist; dieses Gericht 
hat die Wahl unter sämtlichen Gerichten, die zu 
seinem Bezirke gehören und dem an der Ausübung 
des Richteramts verhinderten Gerichte gleichgeordnet 
sind. Das Gleiche hat zu gelten, wenn zu dem Be- 
zirke des zunächst oberen Gerichts zwar noch andere, 
dem verhinderten Gerichte gleichgeordnete Gerichte 
gehören, diese aber sämtlich an der Ausübung des 
Richteramts gleichfalls verhindert sind. 

Zweiter Abschnitt. 

Ausschließung und Ablehnung. 

Der Abschnitt umfaßt die bisher im dritten Ab- 
schnitte des ersten Buches enthaltenen Vorschriften 
über die Ausschließung und Ablehnung der Richter, 
Schöffen und Gerichtsschreiber sowie über die Aus- 
schließung der Geschworenen. Soweit sich die Vor- 
schriften sowohl auf Richter wie auf Schöffen be- 
ziehen, ist dies, falls es sich nicht schon aus dem 
Zusammenhang ergibt, dadurch zum Ausdrucke ge- 
bracht, daß von der Ausschließung oder Ablehnung 
der zur Ausübung des Richteramts berufenen Per- 
sonen gesprochen wird (§ 15 Abs. 1, § 17, § 18 Abs. 1, 
§ 22 Abs. 2, § 24; zu vergl. § 23* des Entwurfs 
eines Gesetzes, betreffend Änderung des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes, und § 11 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes). 

Die wesentlichste Neuerung des Entwurfs auf 
dem Gebiete der Ausschließung besteht darin, daß 
in Übereinstimmung mit früheren Entwürfen und den 
Beschlüssen der Strafprozeßkommission die Vorschrift 
des § 23 Abs. 3 der geltenden Strafprozeßordnung 



gestrichen ist, nach der an dem Hauptverfahren vor 
der Strafkammer mehr als zwei von den Richtern, 
die bei der Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens mitgewirkt haben, und insbesondere 
der Richter, der den Bericht über den Antrag der 
Staatsanwaltschaft erstattet hat, nicht teilnehmen dürfen. 
Diese Vorschrift hat, wie bereits in der Begründung 
der Vorlage von 1895 hervorgehoben ist, seit dem 
Inkrafttreten der Strafprozeßordnung Anlaß zu viel- 
fachen Klagen gegeben; sie erschwert den Geschäfts- 
gang bei den Landgerichten beträchtlich und hat 
wiederholt dazu genötigt, die Mitgliederzahl bei den 
kleineren Landgerichten größer zu bemessen, als dies 
sonst dem Bedürfnis entspricht. Die Berechtigung 
der Vorschrift unterliegt schon für das geltende Recht 
erheblichen Zweifeln. Es liegt ihr die Annahme zu 
Grunde, daß die Mitwirkung des Richters bei dem 
Eröffnungsbeschlusse seine Unbefangenheit in der 
Hauptverhandlung gefährde und daß dies namentlich 
von dem Richter gelte, der bei der Beschlußfassung 
als Berichterstatter tätig gewesen ist. Diese Auffassung 
erscheint in keiner Weise berechtigt; es wird dabei 
verkannt, daß es sich bei der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens und bei der späteren Entscheidung in der 
Sache selbst um verschiedene Dinge handelt. Im Zu- 
sammenhange mit den übrigen Vorschlägen der Ent- 
würfe verliert die Vorschrift vollends ihre Berech- 
tigung. Nach der vorgeschlagenen Regelung des 
Zwischenverfahrens findet eine Beschlußfassung des 
Gerichts über die Eröffnung des Hauptverfahrens nur 
noch ausnahmsweise statt (§§ 201, 204). Für diese 
Fälle erübrigt sich aber eine dem § 23 Abs. 3 ent- 
sprechende Sondervorschrift dadurch, daß in der 
Hauptverhandlung vor der Strafkammer in erster In- 
stanz künftig nur noch zwei richterliche Mitglieder 
einschließlich des Vorsitzenden mitwirken sollen; hier- 
mit entfällt die Möglichkeit, daß in einer solchen 
Verhandlung die Mehrzahl der zur Ausübung des 
Richteramts berufenen Personen bereits bei der Er- 
öffnung des Hauptverfahrens mit der Sache befaßt 
gewesen sind. Im übrigen würde eine Vorschrift, die 
den Berichterstatter von der Mitwirkung im Haupt- 
verfahren ausschließt, trotz der vorgeschlagenen Herab- 
setzung der Zahl der an der Hauptverhandlung mit- 
wirkenden Richter einer zweckentsprechenden Be- 
setzung der Gerichte besondere Schwierigkeiten be- 
reiten, da künftig auch die Mitglieder der bei den 
Landgerichten zu bildenden Berufungssenate von der 
Mitwirkung in der erstinstanzlichen Strafkammer aus- 
geschlossen sein müssen (§ 99 * Abs. 2 Satz 2 der 
Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze). 

Die Vorschriften des Entwurfs über die Ab- 
lehnung weichen von dem geltenden Rechte haupt- 
sächlich darin ab, daß besondere Regeln über die 
Behandlung solcher Ablehnungen aufgenommen sind, 
die verspätet, ohne Angabe eines Grundes, ohne Glaub- 
haftmachung der zur Begründung vorgebrachten Um- 
stände oder offenbar nur in Verschleppungsabsicht 
angebracht werden. Derartige Ablehnungen sollen künf- 
tig durch das Gericht als unzulässig verworfen werden, 
ohne daß der Abgelehnte ausscheidet; wegen offen- 
barer Verschleppungsabsicht soll jedoch die Verwer- 
fung nur durch einstimmigen Beschluß erfolgen 
können. Eine gegen den Untersuchungsrichter, einen 
beauftragten Richter oder den Amtsrichter gerichtete 
Ablehnung kann durch den Abgelehnten selbst ver- 
worfen werden (§ 20). Dadurch wird künftig dem 
Beschuldigten die Möglichkeit genommen, durch offen- 
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bar grundlose Ablehnungen das Gericht beschluß- 
unfähig zu machen, das gleiche Verfahren nach Er- 
ledigung der Ablehnung zu wiederholen und auf diese 
Weise dem Verfahren Hindernisse in den Weg zu 
legen. Ein solcher Mißbrauch der Ablehnung führt 
in der Praxis zu großen Unzuträglichkeiten und es 
ist im Interesse einer geordneten Strafrechtspflege ge- 
boten, diesen Übelständen vorzubeugen. Die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts neigt zwar der Auf- 
fassung zu, daß die Zulässigkeit des im Entwürfe 
vorgesehenen Verfahrens schon für das geltende Recht 
aus allgemeinen Grundsätzen zu entnehmen sei 1 ); doch 
erscheint es angemessen, eine Frage von so erheb- 
licher praktischer Bedeutung durch das Gesetz selbst 
in unzweideutiger Weise zu entscheiden. Die Vor- 
schriften des § 20 decken sich im wesentlichen mit 
den Vorschlägen der Vorlage von 1895*) und ent- 
sprechen dem § 127 der Militärstrafgerichtsordnung; 
ihre Aufnahme ist auch von der Strafprozeßkommission 
befürwortet worden. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist folgendes zu 
bemerken : 

8 15. 

Hier werden zunächst diejenigen Ausschließungs- 
gründe bezeichnet, die auf anderen Umständen be- 
ruhen, als auf der Ausübung einer bestimmten Art 
der richterlichen Tätigkeit in der Sache. Der Abs. 1 
entspricht, abgesehen davon, daß er sich unmittelbar 
auch auf Schöffen bezieht (zu vergl. § 31 der Straf- 
prozeßordnung), im wesentlichen dem jetzigen § 22; 
der Abs. 2, der die Ausschließung der Geschworenen 
betrifft, deckt sich mit dem jetzigen § 32. 

Im Eingange des Abs. 1 sind die Worte „kraft 
Gesetzes" als entbehrlich gestrichen. In der Nummer 1 
des Abs. 1 ist das Wort „unmittelbar" vor „verletzt" 
eingefügt; hiermit ist die Frage, ob als Verletzter 
im Sinne der Vorschriften über die Ausschließung 
auch derjenige zu gelten habe, der durch die straf- 
bare Handlung nur mittelbar betroffen ist, anschließend 
an die Rechtsprechung des Reichsgerichts 8 ) und dem 
praktischen Bedürfnisse entsprechend im verneinenden 
Sinne klargestellt. 

Die Nummer 3 hat eine Änderung der Fassung 
erfahren, die darauf abzielt, die Vorschrift mit den 
Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuchs über Verwandt- 
schaft und Schwägerschaft in Einklang zu bringen, 
die nach Artikel 35 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch auch da Platz greifen, wo in 
der Strafprozeßordnung an die Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft rechtliche Folgen geknüpft sind. Auf 
der Berücksichtigung der Regeln des bürgerlichen 
Rechtes beruht insbesondere, daß in dem Ent- 
würfe die mit dem Verdächtigen oder dem Ver- 
letzten in gerader Linie durch Adoption verbundenen 
Personen nicht mehr besonders erwähnt sind; ihre 
Ausschließung ergibt sich nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs aus der Ausschließung der 
mit dem Verdächtigen oder dem Verletzten in gerader 
Linie Verwandten (zu vergl. §§ 1757, 1762, 1763 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

In der Nummer 4 ist im Anschluß an die Recht- 



*) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 11 S. 224, 
Bd. 30 S. 273, Ooltdammers Archiv Bd. 44 S. 385, 
Bd. 46 S. 201. 

*) Zu vergl. Nr. 73 der Drucksachen von 1895/97, 
§ 26 a Anl. Bd. 1 S. 343, 358. 

3 ) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 23 S. 361, 
Bd. 37 S. 414. 



I sprechung des Reichsgerichts 1 ) durch den Gebrauch 
! des Ausdrucks „Beamte des Polizei- und Sicherheits- 
dienstes" klargestellt, daß nur solche Polizeibeamte 
| von der Ausübung des Richteramts ausgeschlossen 
sind, die im Interesse der Strafrechtspflege eine sicher- 
j heitspolizeiliche, auf Erforschung einer einzelnen straf- 
I baren Handlung oder auf Verfolgung des Verdäch- 
j ügen gerichtete Tätigkeit in der Sache ausgeübt haben, 
j nicht aber auch Beamte, deren Tätigkeit sich auf einen 
| anderen Zweig der Polizeiverwaltung, wie z. B. die 
Ausübung der Wohlfahrtspolizei, beschränkt hat. Diese 
I Unterscheidung zwischen Polizeibehörden im weiteren 
Sinne und Beamten und Behörden des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes ist auch in den übrigen Vorschriften 
des Entwurfs festgehalten; wo nur solche Beamte des 
Polizei- und Sicherheitsdienstes in Frage kommen, die 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft sind (§ 153 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes), ist dies besonders zum 
Ausdrucke gebracht. Ferner werden statt „Anwalt des 
Verletzten" die Worte „Vertreter des Verletzten" ge- 
braucht, weil nach dem Entwürfe der Verletzte sich 
als Privatkläger oder Nebenkläger auch durch andere 
Personen als durch Rechtsanwälte vertreten lassen 
kann (§ 381 Abs. 1 Halbs. 2, § 403 Abs. 1). Ebenso 
muß neben dem Verteidiger des Verdächtigen auch 
der Beistand des Verletzten genannt werden, da der 
einem Jugendlichen nach § 371 Abs. 2 zu bestellende 
besondere Beistand häufig nicht zu den Angehörigen 
gehören wird, auf die sich die Ausschließungsgründe 
der Nummern 2 und 3 beziehen. 

§ 16. 

Die Vorschrift regelt die Frage, inwieweit ver- 
schiedene Arten der richterlichen Tätigkeit in der- 
selben Sache miteinander vereinbar sind (§ 23 Abs. 1, 2 
der jetzigen Strafprozeßordnung). Nach Abs. 1 ist 
ein Richter, der bei einer durch ein Rechtsmittel an- 
gefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, von der 
Mitwirkung bei der Entscheidung in höherer Instanz 
ausgeschlossen. Der Abs. 2 betrifft die Ausschließung 
des Untersuchungsrichters. Zunächst ist klargestellt, 
daß es sich hier um eine zwingende, nicht nur um 
eine instruktionelle Vorschrift handelt. Ferner ist zum 
Ausdrucke gebracht, daß bei einer Entscheidung des 
Gerichts auch derjenige nicht mitwirken darf, der 
die Voruntersuchung zu der Zeit, wo die Entschei- 
dung erforderlich wird, nicht mehr führt, sondern 
nur in einem früheren Zeitpunkte geführt hat, und 
daß auch der Amtsrichter, dem die Führung der Vor- 
untersuchung übertragen worden ist (§ 186 Abs. 2), 
sowie der vom Präsidenten des Reichsgerichts be- 
stellte Untersuchungsrichter (§ 187) von der Vor- 
schrift getroffen wird. Sodann ist klargestellt, daß 
nur die Führung der Voruntersuchung, nicht aber 
schon deren Eröffnung von der Mitwirkung an einer 
Entscheidung des Gerichts ausschließt. Diejenigen 
Handlungen des Untersuchungsrichters, die er außer- 
halb einer förmlichen Voruntersuchung vornimmt 
(§ 173, § 251 Abs. 1 Satz 2) bilden für sich allein 
keinen Grund für seine Ausschließung von der weiteren 
richterlichen Tätigkeit in der Sache. Daß unter der 
Mitwirkung an einer Entscheidung des Gerichts so- 
wohl die Ausübung des Richteramts in der Haupt- 
verhandlung wie die Beteiligung an einer während 
der Dauer der Voruntersuchung oder nach deren 
Schluß ergehenden Entscheidung zu verstehen ist, kann 



*) Zu vergl. Entsch. in Strafs. 
Bd. 35 S. 319. 
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auch ohne ausdrückliche Hervorhebung nach der ge- 
wählten Fassung keinem Zweifel begegnen. 

§17. 

Die Vorschriften entsprechen, abgesehen davon, 
daß auch sie sich auf Schöffen beziehen, inhaltlich 
dem § 24 Abs. 1, 2 der Strafprozeßordnung. 

Für die Geltendmachung von Ausschließungs- 
gründen gegenüber Geschworenen sind, entsprechend 
dem geltenden Rechte, lediglich die Vorschriften des 
§ 270 Abs. 3 maßgebend. 

§18. 

Der Abs. 1 Satz 1 bestimmt den Kreis der zur 
Ablehnung Berechtigten. Als solche werden im § 24 
Abs. 3 der jetzigen Strafprozeßordnung die Staatsan- 
waltschaft, der Privatkläger und der Beschuldigte ge- 
nannt. Diese Aufzählung ist schon für das geltende 
Recht nicht erschöpfend, vielmehr ist der Auffassung 
beizutreten, daß auch der Nebenkläger und die Ver- 
waltungsbehörde, welche die öffentliche Klage erhoben 
hat(§ 464 Abs. 1 der Strafprozeßordnung), zur Ablehnung 
befugt sein müssen. Der Entwurf vermeidet eine Auf- 
zählung und räumt die Ablehnung allen „Prozeßbe- 
teiligten" ein. Darunter faßt der Entwurf diejenigen 
Behörden und Personen zusammen, die an dem Aus- 
gang eines bestimmten Verfahrens ein unmittelbares 
und selbständiges Interesse haben. Zu den Prozeß- 
beteiligten gehören daher die Staatsanwaltschaft, eine 
Verwaltungsbehörde, die selbst die öffentliche Klage 
erhoben oder sich der Verfolgung angeschlossen hat 
(§ 444, § 445 Abs. 1), der Privatkläger und der Neben- 
kläger, auf der anderen Seite der Verdächtige sowie 
Personen, die im Interesse des Verdächtigen in das 
Verfahren selbständig eingreifen können, sofern sie von 
dieser Befugnis Gebrauch machen (§ 302, § 371 Abs. 3 
Satz 3) und die sogenannten Einziehungsinteressenten 
(§§ 456 ff., § 459). Dagegen gelten Personen, die in 
dem Verfahren zu Gunsten des Verdächtigen auf Grund 
einer ausdrücklichen oder vermuteten Vollmacht des- 
selben tätig werden, wie der Verteidiger, auch wenn 
er als Vertreter des Verdächtigen handelt (§ 138 Abs. 5), 
sowie der nach § 150 Abs. 1 zugelassene Beistand und 
die nach § 303 zur Einlegung von Rechtsmitteln be- 
fugten Angehörigen nicht unmittelbar als Prozeßbe- 
teiligte. Selbstverständlich sind aber Erklärungen dieser 
Personen, soweit sie auf die Wahrnehmung der 
Interessen des Verdächtigen abzielen, ebenso zu be- 
handeln, als wenn sie von dem Verdächtigen selbst 
abgegeben wären. Hieraus folgt, daß das Ablehnungs- 
recht für den Verdächtigen auch durch den Verteidiger 
oder eine der anderen genannten Personen ausgeübt 
werden kann. 

Die Vorschrift des Abs. 1 Satz 2 gibt geltendes 
Recht wieder (§ 24 Abs. 3 Satz 2 der Strafprozeß- 
ordnung). 

Im Abs. 2 wird die Stelle bestimmt, bei der die 
Ablehnung geltend zu machen ist. Die allgemeine 
Regel, daß die Ablehnung bei dem Gericht anzu- 
bringen ist, dem der Abgelehnte angehört, entspricht 
dem geltenden Rechte (§ 26 Abs. 1 der Strafprozeß- 
ordnung). Die Aufnahme der Vorschrift, daß die gegen 
den Untersuchungsrichter, einen beauftragten Richter 
oder den Amtsrichter gerichtete Ablehnung bei diesem 
Richter geltend zu machen ist, beruht darauf, daß dieser 
Richter nach § 20 Abs. 3 Satz 2 die Zulässigkeit der 
Ablehnung zu prüfen hat. Unter dem Gerichte, dem 
der Abgelehnte angehört (zu vergl. auch § 21 Abs. 1 
Satz 1), ist, wie nach derzeitigem Rechte, nicht der 



gerichtsorganisatorische Verband zu verstehen, bei dem 
der Abgelehnte angestellt ist, sondern die Gerichtsbe- 
hörde, in der der Abgelehnte in der Sache seine 
Funktion ausübt. Richtet sich beispielsweise die Ab- 
lehnung gegen einen Amtsrichter, der als Vertreter in 
einer Strafkammer mitwirkt, oder gegen einen Ober- 
landesgerichtsrat, der zum Vorsitzenden eines Berufungs- 
senats bestellt ist, so ist die Ablehnung bei der Straf- 
kammer oder bei dem Berufungssenat anzubringen. 

Die Aufnahme einer besonderen Vorschrift, nach 
der die Ablehnung vor dem Gerichtsschreiber zu Pro- 
tokoll erklärt werden kann (§ 26 Abs. 1 der Straf- 
prozeßordnung), erübrigt sich mit Rücksicht auf die 
allgemeine Bestimmung des § 37 Abs. 1. Daß die Ab- 
lehnung, wenn sie in einem Termin, insbesondere in 
der Hauptverhandlung, geltend gemacht werden soll, 
mündlich erklärt werden kann, bedarf keiner Hervor- 
hebung. 

Die Vorschriften des Abs. 3 über die Begründung 
der Ablehnung und die Glaubhaftmachung des Grundes 
weichen von den Vorschriften des § 26 Abs. 2 der 
geltenden Strafprozeßordnung nur insofern ab, als neben 
dem Eide auch die Versicherung an Eidesstatt als 
Mittel der Glaubhaftmachung ausgeschlossen wird. Diese 
Gleichstellung erscheint gerechtfertigt, da die Abgabe 
einer eidesstattlichen Versicherung über das Mißtrauen 
in die Unparteilichkeit des Richters ebensowenig an- 
gemessen sein würde, wie die eidliche Erhärtung. Die 
Aufnahme einer ausdrücklichen Vorschrift ist dadurch 
erforderlich geworden, daß der Entwurf abweichend 
von dem geltenden Rechte die eidesstattliche Versiche- 
rung als Mittel der Glaubhaftmachung an anderen 
Stellen ausdrücklich zuläßt (zu vergl. §§ 51, 52). 
Durch die Fassung wird klargestellt, daß lediglich 
der Perhorreszenz- oder Bestärkungseid des Ablehnen- 
den selbst ausgeschlossen, nicht etwa dem Ablehnenden 
das Recht entzogen wird, zur Glaubhaftmachung der 
zur Begründung der Ablehnung vorgebrachten Tat- 
sachen eidesstattliche Versicherungen Dritter beizu- 
bringen 1 ). 

§19. 

Die Vorschrift weicht von dem geltenden Rechte 
(§ 25 der Strafprozeßordnung) nur insofern ab, als 
der Zeitpunkt, bis zu dem die Ablehnung in der 
Hauptverhandlung geltend gemacht werden kann, mit 
Rücksicht auf den Wegfall des Eröffnungsbeschlusses 
(zu vergl. S. 156) und der Berichterstattung in der 
Verhandlung vor dem Berufungsgerichte (zu vergl. 
§ 327) in anderer Weise als bisher bestimmt ist 

8 20. 

Zu den Vorschriften über die Behandlung von 
Ablehnungen, die verspätet, ohne Angabe eines Grundes 
oder ohne Glaubhaftmachung des Grundes angebracht 
werden oder nach einstimmiger Ansicht des Gerichts 
offenbar nur darauf abzielen, das Verfahren zu ver- 
schleppen, ist im: Anschluß an das oben (S. 196) Be- 
merkte noch hervorzuheben, daß die Vorschrift des 
Abs. 3 Satz 2, nach der die Verwerfung durch den 
Untersuchungsrichter, den beauftragten Richter oder 
den Amtsrichter erfolgt, wenn die Ablehnung gegen sie 
gerichtet ist, sich nicht auf den Fall bezieht, daß die 
Entscheidung über die Ablehnung eines Amtsrichters 
im Laufe einer Hauptverhandlung, zu der Schöffen 
zugezogen sind, erforderlich wird. In diesem Falle 



*) Zu vergl. Entsch. des Reichsgerichts in Strafs. 
Bd. 28 S. 8. 
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bewendet es vielmehr bei der Vorschrift des Abs. 3 
Satz 1, nach der die Verwerfung dem Amtsgerichte, 
d. h. dem Amtsrichter und den Schöffen zusteht. 
§ 2t. 

Die Regelung des Verfahrens über eine Ablehnung, 
die nicht als unzulässig verworfen wird, entspricht im 
wesentlichen dem geltenden Rechte (§ 26 Abs. 3, § 27, 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 der Strafprozeßordnung). Insbe- 
sondere hält der Entwurf daran fest, daß bei der 
Beschlußfassung darüber, ob die Ablehnung begründet 
ist — im Gegensatze zu der Beschlußfassung über die 
Zulässigkeit der Ablehnung — , Schöffen nicht mit- 
wirken, gleichviel ob die Ablehnung einen Richter oder 
einen Schöffen betrifft. Der Ausschluß der Schöffen 
von der Mitwirkung an dieser Entscheidung ergibt sich 
aus der Vorschrift des Abs. 3, wonach die Hauptver- 
handlung zu unterbrechen ist, wenn im Laufe der 
Verhandlung eine Entscheidung über die Begründung 
einer Ablehnung erforderlich wird, in Verbindung mit 
dem Grundsatze, daß die Schöffen das Richteramt nur 
während der Hauptverhandlung ausüben können. Es 
soll daher, soweit das mit Schöffen verhandelnde Amts- 
gericht in Betracht kommt, bei dem bisherigen Rechts- 
zustande verbleiben, daß über die Ablehnung eines 
Schöffen der Amtsrichter, über die Ablehnung des 
Amtsrichters die Strafkammer zu entscheiden hat. Wird 
eine zur Ausübung des Richteramts in einer erst- 
instanzlichen Strafkammer berufene Person abgelehnt, 
so steht die Entscheidung der mit drei richterlichen 
Mitgliedern besetzten Strafkammer zu; ein abgelehnter 
Richter darf an der Entscheidung nicht mitwirken. 

Der Satz 3 des Abs. 1 bringt den Gedanken, der 
dem § 27 der geltenden Strafprozeßordnung zu Grunde 
liegt, durch eine Veränderung der Fassung deutlicher 
als bisher zum Ausdrucke. Auch die Aufnahme der 
Vorschrift, nach der über die Ablehnung eines von dem 
Präsidenten des Reichsgerichts bestellten Untersuchungs- 
richters der erste Strafsenat des Reichsgerichts zu ent- 
scheiden hat, enthält lediglich eine Klarstellung des 
Gesetzes. 

8 22. 

Die Vorschriften über die Anfechtung der Ent- 
scheidung über die Ablehnung entsprechen im allge- 
meinen dem geltenden Rechte (§ 28 der Strafprozeß- 
ordnung). Mit Rücksicht auf die Aufnahme des § 21 
ist vorgesehen, daß die Entscheidung, durch die eine 
Ablehnung als unzulässig verworfen wird, in gleicher 
Weise der Anfechtung unterliegt, wie der Beschluß, 
durch den eine Ablehnung als unbegründet zurückge- 
wiesen wird. 

Durch die Fassung des Abs. 2 Satz 2 wird deut- 
licher als im § 28 Abs. 2 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung zum Ausdrucke gebracht, daß nicht nur die 
Anfechtbarkeit des Beschlusses davon abhängt, ob die 
Entscheidung in der Hauptsache anfechtbar ist, son- 
dern daß der Beschluß auch nur mit dem Rechtsmittel 
angefochten werden kann, das gegen die Entscheidung 
in der Hauptsache stattfindet. 

Die 

§§ 23, 24 
entsprechen mit geringen Fassungsänderungen dem gel- 
tenden Rechte (§§ 29, 30 der Strafprozeßordnung). 

§ 25. 

Während jetzt die Strafprozeßordnung sich damit 
begnügt, die Vorschriften über die Ausschließung und 
Ablehnung der Richter auf Gerichtsschreiber für ent- 



sprechend anwendbar zu erklären (§ 31), bezeichnet 
der Entwurf diejenigen Vorschriften über die Aus- 
schließung und Ablehnung ausdrücklich, welche für 
Gerichtsschreiber in Betracht kommen. Dadurch, daß 
der § 21 seinem ganzen Inhalte nach angezogen ist, 
wird außer Zweifel gestellt, daß auch bei der Ablehnung 
eines Gerichtsschreibers die Schöffen bei der Entschei- 
dung über die Frage, ob die Ablehnung begründet ist, 
nicht mitzuwirken haben. 

Dritter Abschnitt. 

Gerichtliche Entscheidungen. 
Zustell ungen. 

Der dritte Abschnitt entspricht dem bisherigen 
vierten Abschnitte der Strafprozeßordnung (§§ 33 bis 
41). Er behandelt die Erlassung, Bekanntmachung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen; die Vor- 
schriften über die Zustellung beziehen sich auch auf 
Schriftstücke anderer Art. Die im § 320 des geltenden 
Gesetzes geregelte öffentliche Ladung des Angeklagten 
zur Hauptverhandlung ist in diesen Abschnitt über- 
nommen. 

Unter „Entscheidungen" sind im allgemeinen alle 
Arten von richterlichen Entschließungen zu verstehen; 
sie umfassen in der Regel Urteile ebenso wie Be- 
schlüsse und bloß prozeßleitende Verfügungen. Doch 
wird, wie in der geltenden Strafprozeßordnung, der 
Ausdruck nicht als ein technischer gebraucht, vielmehr 
auch an solchen Stellen angewendet, in denen 'der 
Zusammenhang einen engeren Sinn ergibt. Wo im 
Entwürfe der Ausdruck „Beschlüsse und Verfügungen" 
vorkommt (§§ 29, 308), soll damit zum Ausdrucke 
gebracht werden, daß es sich um Entscheidungen jeder 
Art mit Ausnahme der Urteile und der ihnen nach 
mehreren Richtungen gleichgestellten Strafbefehle han- 
delt. Im übrigen ist eine feste Abgrenzung zwischen 
Beschlüssen und bloß prozeßleitenden Verfügungen nicht 
tunlich und dementsprechend auch im Entwürfe nicht 
durchgeführt. t 

§ 26. 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
bisherigen § 33 der Strafprozeßordnung. Diese Be- 
stimmung bezog sich nach ihrem Wortlaute nur auf 
„Entscheidungen des Gerichts" und gab dadurch 
zu dem Zweifel Veranlassung, ob sie auch für Ent- 
scheidungen der beschließenden Gerichte, sowie für 
solche des Untersuchungsrichters und des Amtsrichters 
im Vorverfahren gelte. Da die vorherige Anhörung 
der Staatsanwaltschaft auch bei solchen Entscheidungen 
nach der Stellung und den Aufgaben dieser Behörde 
geboten erscheint, sind die Worte „des Gerichts" vom 
Entwürfe weggelassen. 

Ferner hat der Entwurf an die Stelle der Worte 
„im Laufe einer Hauptverhandlung" die Worte „im 
Laufe einer mündlichen Verhandlung" gesetzt, da die 
Anhörung der Beteiligten auch im Vortermine (§ 207) 
angemessen erscheint. 

8 27. 

Der § 27 gibt den Inhalt des jetzigen § 34 ohne 
sachliche Änderung wieder. 

§ 28. 

Der § 28 entspricht im allgemeinen dem § 35 der 
geltenden Strafprozeßordnung; insbesondere stimmen 
die Vorschriften des Abs. 1 über die Art, wie Ent- 
scheidungen den davon betroffenen Personen bekanntzu- 
machen sind, mit den geltenden Bestimmungen über- 
ein. Der schon der bisherigen Vorschrift zu Grunde 
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liegende Gedanke, daß jede Entscheidung denjenigen 
Personen bekanntzumachen ist, die von ihr betroffen 
werden, wird als allgemeiner Grundsatz vorangestellt. 
Für die Zustellung an Personen, die sich nicht auf 
freiem Fuße befinden, trifft der Abs. 2 eingehendere 
Vorschriften als das bisherige Recht. In Anlehnung 
*n den § 140 der Militärstrafgerichtsordnung wird vor- 
geschrieben, daß die zuzustellende Entscheidung dem 
Betroffenen zu übersetzen ist, wenn er der deutschen 
Sprache nicht mächtig ist; Das Gleiche soll für die 
Zustellung anderer Schriftstücke, z. B. der Anklage- 
schrift, gelten. 

§29. 

Der Entwurf gibt hier im wesentlichen den § 36 
des jetzigen Gesetzes wieder. 

Während im allgemeinen die Zustellung und Voll- 
streckung von Entscheidungen unter Vermittelung der 
Staatsanwaltschaft erfolgt, wird schon im geltenden 
Rechte dem Untersuchungsrichter und dem Amtsrichter 
die Befugnis beigelegt, Zustellungen jeder Art sowie die 
Vollstreckung von Beschlüssen und Verfügungen un- 
mittelbar zu veranlassen. Dem Bedürfnisse der Praxis 
entsprechend gibt der Entwurf die gleiche Befugnis 
dem beauftragten Richter und in dringenden Fällen 
auch dem Vorsitzenden des Gerichts (zu vergl. die 
Beschlüsse der Reichstagskommissionen von 1899 und 
1900, Drucks, von 1898/1900 Nr. 203 Anl. Bd. 2 S. 1400 
und von 1900/02 Nr. 220 Anl. Bd. 2 S. 1377). 

Die 

§§ 30 bis 32 

entsprechen inhaltlich den §§ 37 bis 39, 41 der gelten- 
den Strafprozeßordnung. Die der Landesjustizverwal- 
tung eingeräumte Befugnis, für den Nachweis der Zu- 
stellung einfachere Formen zuzulassen, bezieht sich nach 
§ 39 der jetzigen Strafprozeßordnung nur auf das Ver- 
fahren vor der Eröffnung des Hauptverfahrens und bei 
der Vollstreckung; nach dem Entwürfe (§ 31 Abs. 2) 
soll sie für alle von Amts wegen erfolgenden Zu- 
stellungen gelten. Der gleiche Vorschlag war in der 
Vorlage von 1895 enthalten und hat damals die Zu- 
stimmung des Reichstags gefunden. Wenngleich die 
Vorschrift infolge der inzwischen eingetretenen Verein- 
fachung der Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
die Zustellung von Amts wegen (§§ 208 ff. der Zivil- 
prozeßordnung) an praktischer Bedeutung verloren hat, 
so empfiehlt sie sich dennoch, um nach Möglichkeit 
auf die Vermeidung unnötiger Förmlichkeiten hinzu- 
wirken. 

§§ 33 bis 36. 

Über die öffentliche Zustellung enthält die Straf- 
prozeßordnung zur Zeit besondere Vorschriften nur 
für öffentliche Zustellungen an den Beschuldigten 
(§§ 40, 320, 473); soweit andere bei dem Verfahren 
beteiligte Personen (Privatkläger, Nebenkläger, Bürgen 
usw.) in Frage kommen, gelten nach § 37 des Gesetzes 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung (§§ 203 bis 
206). Diese Vorschriften sind für die Fälle, in denen das 
Schriftstück eine Ladung enthält, umständlich (§ 204 
Abs. 2, § 206 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung) und für 
das Strafverfahren wenig angemessen. Der Entwurf 
regelt daher die öffentliche Zustellung an alle bei dem 
Verfahren beteiligten Personen in einer den Zwecken 
des Strafverfahrens entsprechenden Weise. 

Der § . 33 bestimmt die Voraussetzungen, unter 
denen die öffentliche Zustellung erfolgt. Nach dem 
bisherigen Rechte (§ 40 der Strafprozeßordnung) ist 



allgemeine Voraussetzung der öffentlichen Zustellung 
daß die Zustellung im Deutschen Reiche nicht in der 
vorgeschriebenen Weise bewirkt werden kann; in den 
Fällen, in denen der Beschuldigte noch nicht zur 
Hauptverhandlung geladen ist, kommt als weiteres Er- 
fordernis hinzu, daß die Befolgung der Vorschriften 
für Auslandszustellungen unausführbar oder voraus- 
sichtlich erfolglos ist. An den Angeklagten, dem eine 
Ladung zur Hauptverhandlung bereits zugestellt war, 
kann demnach jede weitere Zustellung öffentlich er- 
folgen, auch wenn eine Zustellung im Auslande sich 
bewerkstelligen ließe. Diese Ausnahmevorschrift hat, wie 
die Erfahrung bewiesen hat, zuweilen zu Härten gegen 
den Angeklagten geführt Da sie auch nicht durch ein 
besonders praktisches Bedürfnis erfordert wird, ist sie 
im Entwürfe beseitigt. Demgemäß bestimmt der § 33 
Abs. 1 allgemein, daß die öffentliche Zustellung an eine 
bei dem Verfahren beteiligte Person nur zulassig ist. 
wenn deren Aufenthalt unbekannt ist oder wenn d.e 
Zustellung im Auslande bewirkt werden muß und d'.t 
Befolgung der hierfür gegebenen Vorschriften unaus- 
führbar oder voraussichtlich erfolglos ist Ferner erklär: 
der § 33 Abs. 2 die öffentliche Zustellung auch dann 
für zulässig, wenn die ordentliche Zustellung nicht be- 
wirkt werden kann, weil sie in der Wohnung einer 
Person zu bewirken sein würde, die der inlandischen 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen ist Diese Vorschrift 
entspricht dem § 203 Abs. 3 der Zivilprozeßordnung 
und ist auch im Strafverfahren nicht zu entbehren, z. B. 
wenn es sich um die Zustellung an einen der in- 
landischen Gerichtsbarkeit unterstehenden Hausge- 
nossen einer exterritorialen Person handelt. 

Die öffentliche Ladung des Angeklagten zur 
Hauptverhandlung ist im § 35 besonders geregelt (zu 
vergl. bisher § 320 der Strafprozeßordnung). Da 
nach dem Entwürfe (§ 225 Abs. 2) die Frage, ob gegen 
den öffentlich geladenen Angeklagten in seiner Ab- 
wesenheit verhandelt werden kann, von der voraus- 
sichtlich zu erkennenden Strafe abhängt, hierfür aber 
das Ermessen des Gerichts maßgebend ist, soll hier die 
öffentliche Zustellung von einer Bewilligung des Ge- 
richts abhängig gemacht werden. Der gleiche Vorschbg 
war in der Vorlage von 1895 enthalten (Reichstag- 
drucks. Nr. 73 von 1895/97 § 320 Abs. 1, Anl. Bd. 1 
S. 346, 364) und ist vom Reichstage gebilligt worden. 
Für das besonders geregelte Verfahren gegen abwesend 
Wehrpflichtige enthält der § 453 eine Sondervorschrift 

Die öffentliche Ladung gilt nach § 35 Abs. 2 *ls 
zugestellt, wenn seit der letzten Einrückung ein Mona: 
verstrichen ist. Hierdurch wird allerdings die Frist 
die zwischen der letzten Einrückung und der Haupt- 
verhandlung liegen muß, gegenüber dem geltende-. 
Rechte, in welchem diese Frist auf einen Monat be- 
messen war, etwas verlängert, da die im § 215 vor- 
gesehene Ladungsfrist hinzutritt Doch sind hiervon 
nennenswerte Verzögerungen nicht zu befürchten. 

Wie das bisherige Recht regelt der Entwurf die 
Form der Zustellungen an den Verdächtigen ver- 
schieden, je nachdem diesem eine Ladung zur Haupt- 
verhandlung bereits zugestellt ist oder nicht Im 
ersteren Falle erfolgt jede weitere öffentliche Zustellung, 
auch die Ladung zu einer neuen Hauptverhandlung, auf 
dem einfacheren Wege der Anheftung an der Gerichts- 
tafel (§ 36); ist dagegen eine Ladung zur Hauptver- 
handlung noch nicht zugestellt, so erfolgt die öffent- 
liche Zustellung durch Bekanntmachung in öffentlicher. 
Blattern (§ 34). Für andere am Verfahren beteiligt-: 
Personen erscheint es zweckentsprechend, die Form der 
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Bekanntmachung nicht von dem Prozeßabschnitte, 
sondern, wie in der Zivilprozeßordnung, von dem 
Inhalte des Schriftstücks abhangig zu machen. Der 
Entwurf laßt daher die einfachere Form der öffentlichen 
Zustellung durch Anheftung hier nicht für die Fälle, in 
denen die Ladung zur Hauptverhandlung bereits erfolgt 
ist, sondern nur für die Fälle zu, in denen das Schrift- 
stück keine Ladung enthält (§ 34 Abs. 1 Satz 2, § 36 
Abs. 1 Satz 2). 

Vierter Abschnitt. 

Fristen und Wiedereinsetzung. 
§37. 

Das geltende Gesetz enthält keine allgemeine Vor- 
schrift über die Form, in der Erklärungen von Prozeß- 
beteiligten außerhalb eines Termins abzugeben sind; 
es sind daher an zahlreichen Stellen Bestimmungen 
über die Form gegeben (zu vergl. §§ 348, 355, 381 des 
bestehenden Gesetzes). Um solche Einzelvorschriften 
entbehrlich zu machen, stellt der Entwurf im § 37 
die allgemeine Regel auf, daß Erklärungen von Prozeß- 
beteiligten, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, schrift- 
lich oder zu Protokoll des Gerichtsschreibers abgegeben 
werden können. 

Im Abs. 2 wird im Anschluß an die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts (Entsch. in Strafs. Bd. 31 
S. 4) klargestellt, daß es zur Wahrung einer an eine 
Frist gebundenen Erklärung genügt, wenn sie vor dem 
Ablaufe der Frist an eine Gerichtsperson gelangt, die 
zur Entgegennahme der Erklärung dienstlich berufen 
ist; daß die Obergabe im Gerichtsgebäude oder wäh- 
rend der Dienststunden stattfindet, ist zur Wahrung 
der Frist nicht erforderlich. 

§38. 

Nach § 186 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten 
die Auslegungsvorschriften, die dort in den §§ 187 ff. 
in Ansehung von Fristen aufgestellt sind, auch für die 
in Gesetzen und gerichtlichen Verfügungen enthaltenen 
Fristbestimmungen. Die Vorschriften des § 42 und des 
§ 43 Abs. 1 der geltenden Strafprozeßordnung stimmen 
der Sache nach mit diesen Vorschriften überein; sie 
können daher jetzt, ebenso wie in der Zivilprozeß- 
ordnung (§ 222), durch eine Verweisung auf das Bürger- 
liche Gesetzbuch ersetzt werden (§ 38 Abs. 1). Die 
bisher im § 43 Abs. 2 enthaltene Vorschrift, daß die 
Frist, sofern ihr Ende auf einen Sonntag oder allge- 
meinen Feiertag fällt, mit dem Ablaufe des nächsten 
Werktags endigt, war beizubehalten (§ 38 Abs. 2), 
da das Bürgerliche Gesetzbuch eine entsprechende Vor- 
schrift nur für die Fälle gibt, in denen es sich um 
eine Willenserklärung oder Leistung handelt. Die 
Fassung des Entwurfs stellt zugleich die bisher streitige 
Frage klar, daß die Vorschrift auch für die nach Tagen 
bestimmten Fristen gilt. 

§§ 89 bis 42. 

Nach dem geltenden Rechte kann gegen die Ver- 
säumung einer Frist die Wiedereinsetzung nur verlangt 
werden, wenn der Antragsteller durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle an der Einhaltung 
der Frist verhindert worden ist; soweit das Gesetz 
gegen die Versäumung von Terminen eine Wiederein- 
setzung zuläßt, ist sie an die gleichen Voraussetzungen 
gebunden (§§ 44, 234, 370, 431 des geltenden Gesetzes). 
Diese Vorschriften haben der Rechtsprechung erheb- 
liche Schwierigkeiten bereitet, weil der Begriff des unab- 
wendbaren Zufalls unklar ist; auch führen die Vor- I 



Schriften zu ungerechtfertigten Härten. Infolgedessen 
ist die Praxis der Gerichte zu einer dem Wortlaute 
des Gesetzes kaum noch entsprechenden Auslegung 
übergegangen und nähert sich immer mehr dem Stand- 
punkte, daß eine Wiedereinsetzung stattfindet, sofern 
nur die Frist ohne Verschulden des Angeklagten ver- 
säumt ist. Der Natur und den Zwecken des Straf- 
verfahrens entspricht es in der Tat nicht, dem Be- 
teiligten, der eine Frist oder einen Termin versäumt, 
ohne daß ihn dabei ein Vorwurf trifft, wichtige pro- 
zessuale Rechte, wie z. B. die Rechtsmittel, aus for- 
malen Gründen abzuschneiden. Der Entwurf schlägt 
daher vor, das Recht auf Wiedereinsetzung allgemein 
zu gewähren, soweit der Beteiligte ohne eigenes Ver- 
schulden an der Einhaltung der Frist verhindert ge- 
wesen ist (§ 39 Abs. 1). Dies soll auch dann gelten, 
wenn die Versäumung auf einem Verschulden des Ver- 
teidigers beruht. Denn der Verteidiger hat lediglich 
die Aufgabe, dem Beschuldigten bei der Wahrnehmung 
der ihm zustehenden prozessualen Rechte beizustehen; 
dagegen kann er, abgesehen von dem noch zu er- 
örternden Falle der eigentlichen Vertretung, niemals 
auf prozessuale Rechte des Beschuldigten verzichten 
oder diesen auf andere Weise verpflichten. Demgemäß 
darf auch eine Versäumnis des Verteidigers nicht den 
Verlust prozessualer Rechte für den Beschuldigten zur 
Folge haben. Der entgegengesetzte Standpunkt führt 
namentlich dann* zu einer das Rechtsgefühl verletzen- 
den Unbilligkeit, wenn es sich bei der notwendigen 
Verteidigung um den vom Gerichte bestellten Ver- 
teidiger, also um eine Person handelt, die kraft An- 
ordnung des Gerichts gerade dazu berufen ist, den 
Angeklagten vor den Schäden einer mangelhaften Pro- 
zeßführung zu bewahren. Insoweit der Grundsatz, daß 
Versäumungen des Verteidigers die Wiedereinsetzung 
nicht ausschließen, die Gefahr von Mißbräuchen herbei- 
führen könnte, genügt die Vorschrift des § 492 Abs. 3 
Satz 2, wonach im Falle der Wiedereinsetzung die 
Kosten einer vom Verteidiger verschuldeten Versäumung 
diesen persönlich treffen. 

Dagegen ist es gerechtfertigt, den Beteiligten das Ver- 
schulden derjenigen Personen anzurechnen, die von 
ihnen zu Vertretern bestellt sind, soweit überhaupt 
eine eigentliche Vertretung im Strafverfahren für zu- 
lässig erklärt ist. Hat der Beschuldigte durch eine 
freiwillig erteilte, ausdrücklich auf die Vertretung ge- 
richtete schriftliche Vollmacht (§ 138 Abs. 5) kund- 
gegeben, daß er die Wahrnehmung seiner prozessualen 
Rechte ganz in die Hand des Vertreters legen will, so 
kann er sich nicht beklagen, wenn eine Unterlassung 
des letzteren ebenso wie seine eigene behandelt wird. 
Auf diesen Gesichtspunkten beruht die Vorschrift des 
Entwurfs (§ 39 Abs. 2), nach welcher dem Verschulden 
des Beteiligten das Verschulden der Person gleichsteht, 
die zu seiner Vertretung im Verfahren berufen ist! Der 
Entwurf läßt, entsprechend dem geltenden Rechte, für 
den Beschuldigten eine Vertretung in diesem Sinne 
nur in der Hauptverhandlung zu, soweit dort ohne den 
Beschuldigten verhandelt werden kann (zu vergl. §§ 226, 
323, 342, 391, 428 des Entwurfs). Ferner können sich 
der Privatkläger und der Nebenkläger im ganzen Ver- 
fahren vertreten lassen (§§ 381, 403). Weitere Fälle 
einer Vertretung von Beteiligten sind im § 324 Abs. 2 
Satz 2 (Vertretung des beschwerdeführenden gesetz- 
lichen Vertreters in der Hauptverhandlung vor der 
Berufungsinstanz), im § 439 Abs. 2 Satz 2 (Vertretung 
der Verwaltungsbehörde, die sich der Verfolgung an- 
geschlossen hat) und in den §§ 457, 459 (Vertretung 
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der Beteiligten im Einziehungsverfahren) erwähnt. Aul 
den gesetzlichen Vertreter bezieht sich die Vorschrift 
des § 39 Abs. 2 nicht, da dieser als solcher nicht den 
Beschuldigten in dem Verfahren zu vertreten, sondern 
nur als sein Beistand (§ 150) mitzuwirken hat. 

Als Beteiligte, welche die Wiedereinsetzung ge- 
mäß § 39 verlangen können, kommen nicht nur die 
Prozeßbeteiligten, sondern auch andere am Verfahren 
beteiligte Personen in Betracht, z. B. Dritte, zu deren 
Nachteil eine für den Beschuldigten geleistete Sicher- 
heit für verfallen erklärt ist (§ 121) oder denen die 
Kosten des Verfahrens gemäß § 488 auferlegt werden. 

Die §§ 40 bis 42 entsprechen im allgemeinen 
den §§ 45 bis 47 des geltenden Gesetzes. Jedoch 
soll es nach § 40 Abs. 2 nicht erforderlich sein, daß 
die versäumte Handlung gleichzeitig mit dem Wieder- 
einsetzungsantrage vorgenommen wird; es soll viel- 
mehr genügen, wenn die Handlung innerhalb der 
für die Wiedereinsetzung laufenden Frist nachgeholt 
wird. Entsprechend der im § 149 Abs. 2 der Militär- 
strafgerichtsordnung enthaltenen Vorschrift ist ferner 
im § 41 Abs. 2 bestimmt, daß die Wiedereinsetzung 
auch ohne einen förmlich hierauf gerichteten Antrag 
bewilligt werden kann; es wird nur vorausgesetzt, 
daß der Wunsch des Antragstellers auf Wiederein- 
setzung irgendwie erkennbar zum Ausdrucke gelangt 
ist. Endlich ist im § 42 Abs. 2 klargestellt, daß zu 
der Anordnung eines Aufschubs oder einer Unter- 
brechung der Vollstreckung, die im Falle der Stellung 
eines Antrags auf Wiedereinsetzung ergehen kann, 
sowohl das Gericht, bei dem der Antrag gestellt wird, 
als das Gericht, das über den Antrag zu entscheiden 
hat, befugt ist. 

Über die Wiedereinsetzung gegen Versäumung 
von Terminen, die der Entwurf, ebenso wie das 
geltende Gesetz, unter denselben Voraussetzungen wie 
die Wiedereinsetzung gegen Fristversäumnisse zuläßt, 
ist an anderen Stellen Bestimmung getroffen (zu vergl. 
§ 227, § 326 Abs. 4, § 396 Abs. 3). 

Fünfter Abschnitt. 

Zeugen. 

Die Reformen auf dem Gebiete der Zeugnis- 
pflicht betreffen vornehmlich die Erweiterung des 
Rechtes zur Zeugnisverweigerung, die Milderung des 
bei ungerechtfertigter Verweigerung des Zeugnisses 
eintretenden Zwangsverfahrens, den Schutz der Zeugen 
gegen unnötige Bloßstellung, die Einschränkung der 
Eidesleistungen und die Einführung des Nacheids. 
Die Änderungen, welche der Entwurf in diesen Punkten 
vorschlägt, und die Erwägungen, die seinen Vor- 
schlägen zu Grunde liegen, sind schon in den Be- 
merkungen über die Hauptziele der Reform erörtert 
worden. Die nachfolgende Begründung kann sich 
daher im allgemeinen auf die Hervorhebung derjenigen 
Bestimmungen beschränken, in welchen der Entwurf 
noch außerdem von dem jetzigen Rechte sachlich 
abweicht 

Die 

§§ 43 bis 45 

behandeln die Ladung der Zeugen und die Folgen, 
welche eintreten, wenn ein ordnungsmäßig geladener 
Zeuge nicht erscheint Sie entsprechen den §§ 48 bis 
50 des geltenden Gesetzes und ändern oder ergänzen 
diese nur in Nebenpunkten. Im § 43 Abs. 2, der 
die Ladung von Personen des Soldatenstandes be- 
trifft, sind ebenso wie an anderen Stellen, die sich 
auf diese Personen beziehen (§ 45 Abs. 3, § 67 



Abs. 4), auch die Angehörigen der Schutztruppen auf- 
geführt Im § 44 Abs. 1 ist aus dienstlichen Rück- 
sichten bestimmt, daß die Vernehmung der daselbst 
bezeichneten Beamten, auch wenn sie sich außerhalb 
ihres Amtssitzes aufhalten, grundsätzlich an ihrem 
Amtssitz und nur auf ihr Verlangen an dem Orte 
ihres Aufenthalts zu bewirken ist Im Abs. 2 wird 
ferner, um die Anrufung des Landesherrn auf das 
sachlich gebotene Maß zu beschränken, zur Ver- 
nehmung eines Mitglieds des Bundesrats außerhalb 
des Sitzes des Bundesrats, falls das Mitglied Beamter 
ist, nur die Genehmigung des ihm unmittelbar Vor- 
gesetzten gefordert 

Was die im § 45 geregelten Folgen des unent- 
schuldigten Ausbleibens eines Zeugen betrifft, so er- 
scheint es erwünscht, daß das Erscheinen des Zeugen 
möglichst durch Strafen erzwungen und zu dem Mittel 
der Vorführung nur im äußersten Falle gegriffen wird. 
Bei wiederholtem Ausbleiben soll daher eine zweite 
Bestrafung eintreten; auch ist der Höchstbetrag der 
zweiten Geldstrafe auf sechshundert Mark, also auf 
das Doppelte des bisher zulässigen, unter Umständen 
unzureichenden Betrags festgesetzt. Andererseits ist 
das geltende Recht insofern gemildert, als das Höchst- 
maß der an die Stelle der Geldstrafe tretenden Haft 
für die erste Bestrafung von sechs Wochen auf drei 
Wochen herabgesetzt ist. Daß die getroffenen An- 
ordnungen wieder aufzuheben sind, wenn nachtrag- 
lich genügende Entschuldigung erfolgt, ist als selbst- 
verständlich nicht besonders zum Ausdrucke gebracht 

§§ 46, 47. 

Die Vorschriften des § 46 über die Vernehmung 
öffentlicher Beamter als Zeugen über Tatsachen, auf 
die sich ihre amtliche Pflicht zur Verschwiegenheit 
bezieht, geben den § 53 des geltenden Gesetzes dem 
Inhalte nach unverändert wieder. 

Den Geistlichen ist zur Zeit in Ansehung dessen, 
was ihnen bei der Ausübung der Seeisorge anvertraut 
ist, lediglich das Recht eingeräumt, die Auskunft zu 
verweigern; die Tatsachen, auf die sie die Ver- 
weigerung des Zeugnisses stützen, haben sie auf Ver- 
langen glaubhaft zu machen (§ 52 Abs. 1 Nr. 1, § 55 
des geltenden Gesetzes). Hiernach kann der Geist- 
liche, um die Verweigerung des Zeugnisses zu be- 
gründen, nicht umhin, zu offenbaren, daß ihm über 
den Gegenstand der Vernehmung etwas anvertraut 
ist. Falls er von dem Gegenstande der Vernehmung 
bei Ausübung seines Seelsorgeramts Kunde erhalten 
hat, macht er sich auf diese Weise einer Verletzung 
seiner kirchenamtlichen Schweigepflicht schuldig. Dem 
beugt der Entwurf vor, indem er den Gerichten zur 
Pflicht macht, von vornherein von der Vernehmung 
eines Geistlichen über solche Tatsachen Abstand zu 
nehmen, über die er nach der eigenen Annahme des 
Gerichts nicht aussagen 1 kann, ohne die ihm als Seel- 
sorger obliegende Pflicht zur Verschwiegenheit zu ver- 
letzen. Soweit ein Geistlicher hiernach noch in die 
Lage kommen kann, sich auf seine Schweigepflicht 
zu berufen, soll schon seine Versicherung, daß er 
ohne Verletzung dieser Pflicht nicht aussagen kann, 
die Vernehmung unzulässig machen. 

Die 

§§ 48 bis 52 

enthalten Bestimmungen über das Recht der Zeugnis- 
verweigerung im engeren Sinne. 

Das Recht der Verteidiger, Rechtsanwälte und 
Ärzte sowie der nahen Angehörigen des Verdächtigen 
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zur Zeugnisverweigerung ist in den §§ 48 und 50 
in dem bisherigen Umfang aufrecht erhalten (§ 51, 
§ 52 Abs. 1 Nr. 2, 3, Abs. 2 des geltenden Ge- 
setzes). Der § 49 regelt für die periodische Presse 
das Zeugnisverweigerungsrecht der Redakteure, Ver- 
leger, Drucker und des technischen Personals in dem 
oben (S. 159) dargestellten Umfange. 

Zur Glaubhaftmachung der Tatsachen, auf die 
der Zeuge die Verweigerung des Zeugnisses stützt, 
soll nach § 51 in allen Fällen die Versicherung an 
Eidesstatt genügen, während gegenwärtig (§ 55 des 
geltenden Gesetzes) in der Regel die Leistung eines 
förmlichen Eides gefordert werden muß. Die Be- 
stimmung des Entwurfs dient zur Verminderung der 
Eidesleistungen und hat bereits in dem § 191 der 
Militärstrafgerichtsordnung einen Vorgang. In der 
gleichen Weise ist die Glaubhaftmachung auch im 
§ 52 geregelt, der in Übereinstimmung mit dem 
jetzigen Gesetze (§ 54) jedem Zeugen das Recht 
gibt, die Auskunft auf einzelne Fragen zu verweigern, 
wenn deren Beantwortung ihm oder einem seiner An- 
gehörigen die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung zu- 
ziehen würde (zu vergl. S. 159). 

Weitere Gründe der Zeugnisverweigerung erkennt 
der Entwurf nicht an. Insbesondere lehnt er es ab, 
in Erweiterung der zuletzt erwähnten Bestimmung ein 
Recht zur Verweigerung des Zeugnisses auch hin- 
sichtlich solcher Fragen zu gewähren, deren Beant- 
wortung dem Zeugen oder einem seiner Angehörigen 
nur zur Unehre gereichen würde. Wenn der § 384 
Nr. 2 der Zivilprozeßordnung in dieser Beziehung 
weitergeht, so beruht dies darauf, daß in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, wo nur Privatinteressen auf dem 
Spiele stehen, der Rücksicht auf die Zeugen und 
dem Bestreben, sie vor inneren Konflikten zu bewahren, 
in höherem Maße Rechnung getragen werden darf. 
Gegenüber den allgemeinen Interessen, die bei der 
Strafrechtspflege in Frage stehen, sind solchen Rück- 
sichten engere Grenzen gezogen; hier würde eine 
so weitgehende Zeugnisverweigerung nicht nur dazu 
beitragen, die Energie der Strafverfolgung zu lähmen, 
sondern unter Umständen auch die Lage des Be- 
schuldigten in hohem Grade gefährden. Soweit im 
Strafverfahren ein Schutz der Zeugen in Fällen der 
bezeichneten Art möglich ist, gewährt ihn der Ent- 
wurf durch die Bestimmungen des § 55 Abs. 3 und 
des § 59 Nr. 3 über die Erschwerung der Stellung 
verfänglicher Fragen und über das Unterbleiben der 
Vereidigung hinsichtlich des betreffenden Teiles der 
Aussage. 

§§ 53 bis 56. 

Die Vorschriften über die Vernehmung des 
Zeugen sind, abgesehen von der Einstellung einzelner 
Vorschriften, die den Zeugen gegen Bloßstellungen 
schützen sollen, nur insoweit umgestaltet, als es in- 
folge der Einführung des Nacheids geboten ist. 

Nach § 53, der in Obereinstimmung mit dem 
§ 58 des geltenden Gesetzes die Regel aufstellt, daß 
jeder Zeuge einzeln und in Abwesenheit der später 
zu hörenden Zeugen zu vernehmen ist, soll eine 
Gegenüberstellung des Zeugen mit anderen Zeugen 
sowie mit dem Beschuldigten nicht nur, wie bisher, 
im Vorverfahren, sondern auch im Zwischenverfahren, 
also auch in einem Vortermine (§ 207), lediglich 
dann zulässig sein, wenn sie nicht ohne Nachteil für 
die Sache bis zur Hauptverhandlung ausgesetzt bleiben 
kann. Das dem Beschuldigten gewährte Recht, bei 
den der Hauptverhandlung vorhergehenden Zeugen- 



vernehmungen anwesend zu sein, wird hierdurch 
selbstverständlich nicht berührt. 

Nach § 54 Abs. 1 (bisher § 68 Abs. 1 Satz 2) 
hat der Richter vor der Vernehmung den Zeugen 
darauf hinzuweisen, daß er seine Aussage auf Er- 
fordern beeidigen muß. Ein solcher Hinweis erscheint 
mit Rücksicht auf die Einführung des Nacheids ge- 
boten, um den Zeugen von vornherein unter den Ein- 
druck seiner Eidespflicht zu stellen. Diesem Zwecke 
entsprechend soll der Hinweis nur unterbleiben, wenn 
bereits feststeht, daß die Vereidigung unzulässig ist 
oder der Eid verweigert werden kann. Daher sind 
auch Zeugen, die nach richterlichem Ermessen un- 
vereidigt gelassen werden können, ohne ihrerseits die 
Beeidigung der Aussage verweigern zu dürfen (§ 59 
Nr. 2, 3), sowie Zeugen, deren Vereidigung nach § 60 
von dem Ermessen des Vorsitzenden und dem Ver- 
langen der Mitglieder des Gerichts und der Prozeß- 
beteiligten abhängt, im Hinblick auf die Möglichkeit, 
daß zu ihrer Vereidigung geschritten wird, auf ihre 
Eidespflicht hinzuweisen. 

Den Beginn der Vernehmung bildet nach § 54 
Abs. 2 ebenso wie nach dem geltenden Gesetze 
(§ 67 Satz 1) die Befragung des Zeugen über seine 
persönlichen Verhältnisse. Diese soll jedoch, während 
gegenwärtig jedem Zeugen eine Reihe bestimmter 
Fragen vorgelegt werden muß, nur insoweit stattfinden, 
als sie erforderlich erscheint, um dem Gerichte die 
nötige Gewißheit über die Person des Zeugen und 
über die Zulässigkeit seiner Vernehmung zur Sache 
oder seiner Vereidigung zu verschaffen. Hierdurch wird 
die Befragung auf das durch sachliche Interessen ge- 
botene Maß beschränkt und der Gefahr entgegenge- 
wirkt, daß ein Zeuge durch unrichtige Angaben über 
seine Person, die für die Würdigung der Aussage 
ohne Bedeutung sind, seine Eidespflicht verletzt. Die 
Vorschrift des Abs. 3, die dem Richter zur Pflicht 
macht, Angehörige des Verdächtigen auf ihr Recht 
zur Verweigerung des Zeugnisses hinzuweisen, ent- 
spricht dem jetzigen § 51 Abs. 2 Satz 1. Hierdurch 
wird nicht ausgeschlossen, daß der Richter in geeig- 
neten Fällen auch andere Zeugen auf das ihnen zu- 
stehende Recht zur Verweigerung des Zeugnisses auf- 
merksam macht. 

Der § 55 regelt die Vernehmung zur Sache. Die 
Vorschriften der Abs. 1, 2 stimmen im wesentlichen 
mit dem geltenden Gesetze (§ 68 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 
§ 67 Satz 2) überein. Wie sich aus der Fassung 
des Abs. 2 in Verbindung mit dem § 54 ergibt, soll 
die Befragung des Zeugen über seine Beziehungen zu 
dem Verdächtigen oder dem Verletzten der Regel nach 
im Rahmen der Vernehmung zur Sache vorgenommen 
werden; zur Vernehmung über die Person gehört diese 
Befragung nur insoweit, als sie zur Feststellung der 
Zulässigkeit der Vernehmung oder der Vereidigung 
geboten ist. 

Die neuen Vorschriften, die im Abs. 3 des § 55 
zum Schutze der Zeugen gegen bloßstellende Fragen 
vorgeschlagen werden, sind schon besprochen (S. 160). 
Nach § 56 können Zeugen, die zur Verweigerung 
des Zeugnisses berechtigt sind, dieses Recht noch wäh- 
rend oder nach der Vernehmung geltend machen 90wie 
einen Verzicht auf das Recht der Zeugnisverweigerung 
jederzeit widerrufen. Das geltende Gesetz (§ 51 Abs. 2) 
spricht nur von dem Widerruf und räumt die Be- 
fugnis dazu nur den Angehörigen des Beschuldigten 
ein. Für eine solche Beschränkung besteht kein Grund. 
Der Entwurf stellt klar, daß die nachträgliche Zeugnis- 
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Verweigerung 90wie der Widerruf des Verzichts allen 
Weigerungsberechtigten ohne Unterschied zusteht. 

Was die Folgen einer nachträglichen Zeugnisver- 
weigerung betrifft, so beschränkt sich das geltende 
Gesetz auf die Bestimmung (§ 251), daß, falls ein 
bereits vernommener Zeuge erst in der Hauptverhand- 
lung von seinem Rechte, das Zeugnis zu verweigern, 
Gebrauch macht, seine frühere Aussage nicht ver- 
lesen werden darf. Ein ausdrückliches Verbot, den 
Inhalt der früheren Aussage auf andere Weise festzu- 
stellen, ist nicht ausgesprochen. In der Praxis wird 
daher überwiegend für zulässig erachtet, über den In- 
halt der Aussage diejenigen Personen als Zeugen zu 
vernehmen, die bei der früheren Vernehmung zugegen 
gewesen sind. Es läßt sich nicht verkennen, daß durch 
eine solche Rekonstruktion der früheren Aussage das 
Recht des Zeugen zur nachträglichen Verweigerung 
seines Zeugnisses einen wesentlichen Teil seiner Be- 
deutung verliert. Außerdem kommt in Betracht, daß 
die in der Regel als Auskunftspersonen vernommenen 
Beamten, von denen die frühere Vernehmung bewirkt 
worden ist, nach längerer Zeit häufig nur noch eine 
schwache und vielfach ungenaue Erinnerung an das 
haben, was der Zeuge früher bekundet hat. Demge- 
mäß schreibt der Entwurf (§ 56 Abs. 2) vor, daß der 
Inhalt der Aussage eines Zeugen, der sein Recht zur 
Verweigerung des Zeugnisses erst während oder nach 
der Vernehmung geltend macht, im weiteren Verfahren 
nicht mehr berücksichtigt werden darf. Hiernach ist, 
wie sich aus der allgemeinen Fassung der Vorschrift 
ergibt, auch dann zu verfahren, wenn der Zeuge in 
der Hauptverhandlung zunächst aussagt und dann von 
dem Rechte der Zeugnisverweigerung Gebrauch macht; 
bei der Urteilsfindung ist alsdann der Inhalt der Aus- 
sage aus den Erwägungen auszuscheiden. 

§§ 57 bis 60. 

In den Vorschriften über die Vereidigung der 
Zeugen geht zwar der Entwurf mit dem geltenden 
Rechte von der Regel aus, daß jeder Zeuge zu ver- 
eidigen ist. Diese Regel erleidet indessen nach den weiter 
folgenden Bestimmungen (zu vergh § 59 Nr. 2, 3, § 6Q) 
so erhebliche Einschränkungen, daß es angemessen er- 
scheint, schon im § 57, der den gedachten Grund- 
satz an die Spitze stellt, darauf hinzuweisen, daß der- 
selbe keine uneingeschränkte Geltung hat. 

Der Abs. 2 des § 57 weicht von dem jetzigen 
§ 57 Abs. 2 darin ab, daß er die Befugnis, nach der 
Vernehmung die Beeidigung der Aussage zu ver- 
weigern, nicht nur den Angehörigen des Verdächtigen, 
sondern allen Personen gewährt, die das Zeugnis ver- 
weigern dürfen. Da nach § 56 Abs. 1 diese Personen 
sämtlich das Recht haben, das Zeugnis selbst noch 
nach der Vernehmung zu verweigern, so ist es nur 
eine notwendige Konsequenz, daß ihnen auch das 
weniger weitgehende Recht eingeräumt wird, die Beeidi- 
gung ihrer Aussage abzulehnen. 

Die Vorschriften des § 58 über den Kreis der 
Personen, die als Zeugen nicht vereidigt werden dürfen, 
geben den Inhalt des jetzigen § 56 wieder. Mit dem 
Sinne dieser Vorschrift steht es im Einklänge, wenn 
in der Nr. 3 auch die Vereidigung solcher Zeugen 
untersagt wird, die hinsichtlich der den Gegenstand 
der Untersuchung bildenden Tat nicht eigentlich der 
Teilnahme, sondern der Täterschaft verdächtig sind; 
schon jetzt wird angenommen, daß es zur An- 
wendung der Vorschrift genügt, wenn der Zeuge 
durch ein Verschulden seinerseits zur Herstellung des 



rechtsverletzenden Erfolgs mitgewirkt hat. Ferner ist 
im Anschluß an die Rechtsprechung des Reichsge- 
richts 1 ) klargestellt, daß der Verdacht, der Zeuge habe 
sich gerade durch seine Aussage einer Begünstigung 
schuldig gemacht, die Unterlassung der Vereidigung 
nicht rechtfertigt. 

Der § 59 bezeichnet diejenigen Personen, die als 
Zeugen nach richterlichem Ermessen unvereidigt ge- 
lassen werden können. Hierin geht der Entwurf er- 
heblich über das geltende Recht hinaus. Nach diesem 
(§ 57) kann der Richter auf Grund seines Ermessens 
nur solche Zeugen unvereidigt lassen, die als Ange- 
hörige des Verdächtigen das Zeugnis verweigern dürfen. 
Der Entwurf erweitert- diese Befugnis nach zwei Rich- 
tungen. Er stellt in der Nr. 2 den Angehörigen des 
Verdächtigen die Angehörigen des Privatklägers gleich 
und läßt nach Nr. 3 das richterliche Ermessen allge- 
mein über die Vereidigung hinsichtlich der Auskunft 
über solche Fragen' entscheiden, deren Beantwortung 
dem Zeugen oder einem seiner Angehörigen die Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen oder zur Un- 
ehre gereichen könnte. Der Privatkläger hat an dem 
Ausgange des Verfahrens ein so erhebliches Interesse, 
daß seine Angehörigen vielfach ebensowenig wie Ange- 
hörige des Verdächtigen als unparteiische und sichere 
Zeugen gelten können. Es kommt hinzu, daß der 
Privatkläger unter gewissen Voraussetzungen infolge der 
Erhebung einer Widerklage (§ 399) zum Angeklagten 
werden kann. Diese Umstände haben in der Praxis 
als einen Mißstand empfinden lassen, daß das Gericht 
bei der Vereidigung der Angehörigen des Privatklägers 
nicht in gleicher Weise nach seinem Ermessen schalten 
kann wie bei der Vereidigung der Angehörigen des 
Verdächtigen. Auch bei der Auskunft auf Fragen, deren 
Beantwortung dem Zeugen oder einem seiner Ange- 
hörigen eine strafgerichtliche Verfolgung zuziehen oder 
zur Unehre gereichen könnte, liegt die Gefahr un- 
richtiger Bekundungen besonders nahe. Es dient der 
Verhütung von Meineiden und entspricht einer billigen 
Rücksicht auf die Zwangslage des Zeugen, wenn 
hier gleichfalls nach richterlichem Ermessen von der 
Vereidigung abgesehen werden darf. 

Die Vorschrift des § 60 Abs. 1, nach der in allen 
Sachen, die in erster Instanz vor den Amtsgerichten 
zu verhandeln sind, die Vereidigung der Zeugen zu 
unterbleiben hat, soweit sie nicht vom Vorsitzenden 
für erforderlich erachtet oder vor dem Schlüsse der 
Beweisaufnahme von einem Mitgliede des Gerichts oder 
einem Prozeßbeteiligten verlangt wird, ist schon in 
der Einleitung (S. 161) erörtert worden. Sie greift auch 
in solchen Sachen Platz, in denen die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts dadurch begründet worden ist, daß der 
Staatsanwalt auf Grund des § 23* der Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetze die Anklage bei dem Amts- 
gericht erhebt. Mit Rücksicht auf die Erweiterung des 
Kreises der Sachen, in denen dem Staatsanwälte diese 
Befugnis eingeräumt wird, ist die Vorschrift von er- 
heblicher Tragweite. Im übrigen gilt sie, wie die 
Fassung ergibt, nicht nur für das Verfahren in erster 
Instanz, sondern auch für die Verhandlung vor dem 
Berufungsgerichte. 

Der Verminderung der Eidesleistungen soll auch 
die Vorschrift des Abs. 2 dienen, wonach in allen 
Sachen die Vereidigung eines Zeugen unterbleiben darf, 
wenn seine Aussage von allen Mitgliedern des Gerichts 
und den anw esenden Prozeßbeteiligten für unerheblich 

!) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 8 S. 407, Bd. 11 
S. 29. 
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erachtet wird. Für diesen Fall zwingend vorzuschreiben, 
daß die Vereidigung zu unterbleiben hat, ist nicht an- 
gängig, weil der Möglichkeit Rechnung getragen wer- 
den muß, daß ein Zeuge zwar nur Unerhebliches be- 
kundet, dabei aber anscheinend Erhebliches verschweigt 
§§ 61 bis 64. 

Die Art und Weise der Vereidigung, die in den 
§§ 61 bis 64 geregelt wird, erfährt durch die Ein- 
führung des Nacheids (§ 61 Abs. 1 Satz 1) und durch 
die Einrichtung, daß der Zeuge nicht mehr die Eides- 
norm, sondern nur die Eidesformel zu sprechen hat 
(§ 62 Abs. 1), eine Umgestaltung; die Vereidigung 
wird dadurch einfacher und würdiger, auch die gleich- 
zeitige Vereidigung mehrerer Zeugen wird dadurch 
ermöglicht (§ 61 Abs. 1 Satz 3, § 62 Abs. 3). Eine 
Belehrung über das Wesen und die Bedeutung des 
Eides ist im § 61 Abs. 2 Satz 1 nur vorgeschrieben, 
soweit sie angemessen erscheint. Die Vorschrift des 
§ 59 des geltenden Gesetzes, nach der jeder Zeuge 
auf die Bedeutung des Eides hinzuweisen ist, führt 
zu Unzuträglichkeiten, weil in vielen Fällen kein 
Zweifel besteht, daß der Zeuge sich des Wesens und 
der Bedeutung des Eides bewußt ist, die stete Wieder- 
holung aber leicht dazu führt, daß die Hinweisung 
in schematischer Weise vorgenommen wird und zu 
einer leeren Form herabsinkt. Die Vorschriften der 
§§ 63, 64 über die Vereidigung Stummer und über 
die Oleichstellung der Beteuerungsformeln bestimmter 
Religionsgesellschaften mit der Eidesleistung entsprechen 
dem geltenden Gesetze (§ 63 Abs. 2, 3, § 64). 
8 65. 

Der Entwurf geht ebenso wie das jetzige Gesetz 
(§ 65 Abs. 1) von dem Grundsatz aus, daß die Ver- 
eidigung der Zeugen regelmäßig der Hauptverhand- 
lung vorzubehalten ist. Was die Voraussetzungen be- 
trifft, unter denen, abgesehen von den besonderen Vor- 
schriften des Abs. 3 und des § 359 Abs. 2 Satz 2, der 
Zeuge ausnahmsweise schon vor der Hauptverhand- 
lung vereidigt werden kann, so sind diese Voraus- 
setzungen gegenwärtig (§ 65 Abs. 2, 3 des Gesetzes) 
für das Ermittelungsverfahren anders als für die Vor- 
untersuchung bestimmt; für das Zwischenverfahren be- 
stehen ausdrückliche Vorschriften überhaupt nicht. In 
dem Entwürfe sind, dem praktischen Bedürfnis ent- 
sprechend, diese Unterschiede beseitigt; die Vereidi- 
gung vor der Hauptverhandlung soll allgemein nur 
dann zulässig sein, wenn dem Zeugen das Erscheinen 
in der Hauptverhandlung voraussichtlich unmöglich 
oder besonders erschwert sein wird oder wenn von 
einer wahren Aussage des Zeugen der Fortgang des 
Verfahrens oder eine Entscheidung über Maßnahmen 
abhängt, die einen erheblichen Eingriff in die Rechte 
des Verdächtigen oder dritter Personen darstellen. Als 
solche Maßnahmen bezeichnet der Entwurf die Ver- 
haftung und die Auslieferung des Beschuldigten, die 
Unterbringung des Angeschuldigten in einer öffent- 
lichen Irrenanstalt, außerdem Beschlagnahmen, Durch- 
suchungen und körperliche Untersuchungen. 

In den Abs. 3 ist die ' im § 328 Abs. 2 des gelten- 
den Gesetzes enthaltene Vorschrift über die eidliche 
Vernehmung der Zeugen zum Zwecke der Sicherung 
der Beweise gegen einen Abwesenden eingestellt. Die 
Anwendbarkeit der Vorschrift auf Sachverständige er- 
gibt sich aus § 70 Abs. 1. 

§ 66. 

Die Vereidigung eines bereits eidlich vernommenen 
Zeugen kann gegenwärtig nur in beschränktem Maße 



durch eine Versicherung der Richtigkeit der Aussage 
unter Bezugnahme auf den früher geleisteten Eid ersetzt 
werden; eine solche Versicherung ist nur zulässig, wenn 
die erneute Vernehmung in demselben Vorverfahren 
oder in demselben Hauptverfahren stattfindet (§ 66 
des geltenden Gesetzes). Im Gegensatze hierzu läßt 
der Entwurf behufs Verminderung der Eidesleistungen 
die Versicherung an Stelle der Eidesleistung stets zu, 
wenn ein eidlich vernommener Zeuge in demselben 
Verfahren oder in einem anderen Verfahren, das die- 
selbe Tat zum Gegenstande hat, nochmals vernommen 
wird. Ein Bedenken kann hiergegen um so weniger 
erhoben werden, als der Richter befugt bleibt, den 
Zeugen nochmals zu vereidigen, falls die Bezugnahme 
auf den früheren Eid keinen genügenden Eindruck 
verspricht. 

§ 67. 

Bezüglich der Folgen, die an die unberechtigte 
Verweigerung des Zeugnisses oder der Beeidigung der 
Aussage geknüpft sind, ist in Ergänzung des schon 
oben (S. 160) Bemerkten hier noch folgendes hervor- 
zuheben : 

Die Folgen der ersten Weigerung sind, entsprechend 
der Vorschrift des § 45 Abs. 1, insofern gemildert, 
als die an die Stelle der Geldstrafe von einer bis drei- 
hundert Mark tretende Haft auf höchstens drei Wochen 
statt des jetzigen Höchstmaßes von sechs Wochen 
(§ 69 Abs. 1 des geltenden Gesetzes) beschränkt ist. 
Verharrt der Zeuge nach der Vollstreckung der ersten 
Maßregel bei seiner Weigerung, so sind im Verfahren 
auf Privatklage und in Sachen, die in erster Instanz 
vor den Amtsgerichten ohne Schöffen zu verhandeln 
sind, weitere Maßregeln unzulässig. In anderen Sachen 
hat das Gericht, falls es ein weiteres Einschreiten für 
angezeigt erachtet, die Wahl zwischen einer zweiten 
Strafe, die nunmehr bis auf sechshundert Mark, 
erforderlichenfalls sechs Wochen Haft bemessen werden 
kann, und der Anordnung der Zwangshaft, deren 
Dauer nach dem Entwurf in allen Fällen drei Monate 
nicht überschreiten darf. 

Da im Falle der ersten Weigerung eine Bestrafung 
eintreten muß, so erscheint es unbedenklich, die Fest- 
setzung der Strafe stets dem Gerichte zu übertragen, 
von dem der Zeuge zu vernehmen ist. Dagegen soll 
die Entscheidung darüber, ob gegen den Zeugen, der 
nach Vollstreckung der Maßregel bei seiner Weigerung 
beharrt, noch weiterhin einzuschreiten ist und ob dies 
auf dem Wege einer zweiten Bestrafung oder der 
Zwangshaft zu geschehen hat, dem Gerichte vorbe- 
halten bleiben, von dem die Vernehmung angeord- 
net ist. 

Die Vorschriften der 

88 «8, 69 

über den Gebührenanspruch der Zeugen gegen die 
Staatskasse und über die Vernehmung der Landes- 
herren und der Mitglieder der landesherrlichen und 
der diesen gesetzlich gleichgestellten Familien ent- 
sprechen dem geltenden Rechte (§§ 70, 71 der Straf- 
prozeßordnung; Gesetz, betreffend die Rechtsstellung 
des Herzoglich Holsteinischen Fürstenhauses, vom 
25. März 1904, Reichs-Gesetzbl. S. 149). 

Sechster Abschnitt« 

Sachverständige und Augenschein. 
8 70. 
Die Vorschrift des Abs. 1, wonach auf Sachver- 
ständige, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die 

14* 
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für Zeugen geltenden Vorschriften entsprechend an- 
zuwenden sind, gibt den jetzigen § 72 wieder, hat 
jedoch infolge der Umgestaltung, welche die Bestim- 
mungen über die Zeugen erfahren, in verschiedenen 
Beziehungen eine andere Bedeutung. 

Zu den Anwendung findenden Vorschriften des 
vorigen Abschnitts gehört auch der § 68; es bedarf 
deshalb keiner besonderen Bestimmung darüber, daß 
dem Sachverständigen die Beträge, die ihm nach der 
Gebührenordnung als Entschädigung für seine Zeit- 
versäumnis und seine Auslagen sowie als Vergütung 
für seine Mühewaltung zustehen, auf Verlangen aus 
der Staatskasse zu zahlen sind (§ 84 des geltenden 
Gesetzes). 

Die Vorschrift des Abs. 2 über die Vernehmung 
sachkundiger Personen als Zeugen deckt sich mit dem 
bisherigen § 85. 

§71. 

Die Vorschriften der Abs. 1, 2 über die Aus- 
wahl der Sachverständigen geben den jetzigen § 73 
wieder. Die veränderte Fassung des Abs. 1 trägt dem 
Umstände Rechnung, daß der Richter bei der Aus- 
wahl der Sachverständigen und der Bestimmung ihrer 
Zahl im Ermittelungsverfahren, außer bei Gefahr im 
Verzug, an die Anträge der Staatsanwaltschaft, in der 
Hauptverhandlung innerhalb der durch § 232 Abs. 2, 3 
gezogenen Grenzen an die Anträge der Prozeßbe- 
teiligten gebunden ist. 

Der Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 83 Abs. 3. 
Durch die veränderte Fassung wird der Annahme 
vorgebeugt, daß das Gutachten einer Fachbehörde 
erst nach vorgängiger Vernehmung von Sachverstän- 
digen eingeholt werden dürfe. An die Voraussetzung, 
daß es sich um eine wichtigere Sache handelt, ist 
die Befugnis zur Einholung des Gutachtens einer 
Fachbehörde nicht mehr geknüpft; denn die Be- 
fragung einer Fachbehörde kann auch in minder wich- 
tigen Sachen erforderlich sein, wenn ein ausreichendes 
Gutachten auf andere Weise nicht zu beschaffen ist. 

Daß zur Ermittelung der Echtheit oder Unecht- 
heit eines Schriftstücks sowie zur Ermittelung seines 
Urhebers eine Schriftvergleichung unter Zuziehung 
von Sachverständigen vorgenommen werden kann, be- 
darf einer Hervorhebung im Gesetze nicht; daher 
kann der bisherige § 93 wegfallen. 
§ 72. 

Die Vorschriften über die Ablehnung des Sach- 
verständigen weichen von dem § 74 des geltenden 
Gesetzes in einigen Beziehungen ab. Zunächst ist 
im Abs. 1 in Ergänzung der bisherigen Vorschriften 
hervorgehoben, daß ein Sachverständiger nicht des- 
halb abgelehnt werden kann, weil er in der Sache 
bereits als Sachverständiger vernommen worden ist. 
Im Abs. 2 wird das Verfahren genauer als . bisher 
geregelt. Insbesondere wird die Stelle bestimmt, die 
über die Ablehnung zu entscheiden hat, und zwar 
dahin, daß die Entscheidung dem Gericht oder dem 
Richter zusteht, von dem die Vernehmung des Sach- 
verständigen angeordnet ist. Gegen die Entscheidung, 
durch welche die Ablehnung für begründet erklärt 
oder zurückgewiesen wird, soll ebenso wie gegen die 
Verwerfung oder Zurückweisung der gegen einen 
Richter gerichteten Ablehnung (§ 22 Abs. 2 Satz 1) 
nur die sofortige Beschwerde zulässig sein. Im übrigen 
kann sich der Entwurf darauf beschränken, die für 
die Ablehnung eines Richters gegebenen Vorschriften 
der §§ 18, 23, 24 für entsprechend anwendbar zu 
erklären. 



§§ 73, 74. 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Person 
zur Abgabe eines Gutachtens verpflichtet ist, be- 
stimmt der § 73 in gleicher Weise wie der bisherige 
§ 75. Soweit eine Pflicht zur Abgabe von Gutachten 
besteht, gilt sie nach Abs. 1 auch für solche Per- 
sonen, die vom Angeklagten gemäß § 218 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 unmittelbar zur Hauptverhandlung ge- 
laden werden. 

Auch die Vorschriften des § 74 Abs. 1, 2 
stimmen mit dem geltenden Rechte (§ 76) überein. 
Neu ist dagegen die Vorschrift des Abs. 3, die den 
Gerichten zur Pflicht macht, über Fragen, die Gegen- 
stand einer richterlichen Entscheidung gewesen sind, 
nicht solche Personen als Sachverständige zu ver- 
nehmen, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben. 
Der Mangel einer solchen Vorschrift hat sich namentlich 
fühlbar gemacht, wenn Beisitzer der seeamtlichen Be- 
hörden im Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
als Sachverständige über Fragen vernommen worden 
sind, bei deren Entscheidung sie im Verfahren für 
die Untersuchung von Seeunfällen (Gesetz vom 
27. Juli 1877, Reichs-Gesetzbl. S. 549) mitgewirkt 
hatten. Der Sachverständige sieht sich alsdann in die 
Zwangslage versetzt, zu dem unter seiner Mitwirkung 
erlassenen Spruche zustimmend oder ablehnend Stel- 
lung zu nehmen und hierdurch zu offenbaren, in 
welchem Sinne er als Beisitzer im seeamtlichen Ver- 
fahren gestimmt hat. Da sich ähnliche Übelstände 
auch für die Beisitzer von Sonder- und Ehrengerichten 
ergeben können, erscheint es angezeigt, solchen Un- 
zuträglichkeiten durch eine allgemein gefaßte Vor- 
schrift entgegenzutreten. 

§§ 75 bis 79. 

Die Vorschriften der §§ 75 bis 79 über die 
Vernehmung und Vereidigung der Sachverständigen 
und über die Erstattung der Gutachten geben das 
geltende Recht mit einigen Änderungen wieder. 

Der § 75 enthält die in den bisherigen §§ 78, 
80 gegebenen Vorschriften. 

Der § 76 Abs. 1 dehnt nach dem Vorbilde des 
§ 216 Abs. 4 der Militärstrafgerichtsordnung die bis- 
her (§ 82 des Gesetzes) dem Richter nur für das 
Vorverfahren gewährte Befugnis, eine schriftliche Er- 
stattung des Gutachtens anzuordnen, auf alle Ab- 
schnitte des Verfahrens aus. Hiernach wird die schrift- 
liche Begutachtung insbesondere auch im Zwischen- 
verfahren und im Wiederaufnahmeverfahren angeordnet 
werden können. Selbstverständlich darf die münd- 
liche Vernehmung des Sachverständigen durch die 
Erstattung eines schriftlichen Gutachtens nur insoweit 
ersetzt werden, als nicht besondere Vorschriften ent- 
gegenstehen (zu vergl. §§ 219, 234, 240, 242, 243, 
§ 247 Abs. 1, 3, § 323). Durch die Vorschrift des 
§ 76 Abs. 2, daß mehrere Sachverständige gleich- 
zeitig vernommen werden dürfen, wird dem Zweifel 
vorgebeugt, ob nicht einer solchen Art der Vernehmung 
mit Rücksicht auf § 70 Abs. 1 die im § 53 für 
Zeugen gegebene Vorschrift entgegenstehe. Der § 76 
Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 83 Abs. 1. Daß 
das Gutachten eines Sachverständigen, der erst nach 
der Erstattung des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt 
wird, im weiteren Verfahren nicht mehr berücksichtigt 
werden darf und daß der Richter in einem solchen 
Falle zur Anordnung einer neuen Begutachtung durch 
einen anderen Sachverständigen berechtigt und regel- 
mäßig auch verpflichtet ist, erscheint selbstverständ- 
lich und braucht im Gesetze nicht ausdrücklich be- 
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stimmt zu werden; von der Aufnahme des bisherigen 
§ 83 Abs. 2 der Strafprozeßordnung ist daher ab- 
gesehen worden. 

Der § 77 betrifft die Vereidigung des Sachver- 
ständigen. Während die Vereidigung jetzt, wenigstens 
im Hauptverfahren, grundsätzlich immer zu erfolgen 
hat, soll sie nach dem Entwurf (Abs. 3) in allen 
Sachen unterbleiben, sofern sie nicht vom Vorsitzenden 
für erforderlich erachtet oder vor dem Schlüsse der 
Beweisaufnahme von einem Mitgliede des Gerichts 
oder einem Prozeßbeteiligten verlangt wird; die an- 
wesenden Prozeßbeteiligten sind darüber zu befragen, 
ob sie ein solches Verlangen stellen wollen. Diese 
einem einstimmigen Beschlüsse der Straf prozeßkom- 
mission entsprechenden Vorschriften beruhen auf der 
Erwägung, daß die Gründe, die für Zeugen eine 
Einschränkung der Vereidigung angezeigt erscheinen 
lassen, auf Sachverständige in erhöhtem Maße zu- 
treffen, weil in vielen Fällen, insbesondere bei der 
Begutachtung wissenschaftlicher Fragen, die Persön- 
lichkeit des Sachverständigen volle Gewähr dafür bietet, 
daß er auch ohne Eidesleistung bei der Abgabe des 
Gutachtens unparteiisch und mit der erforderlichen 
Gewissenhaftigkeit vorgeht. Die Anwendung der Vor- 
schriften setzt voraus, daß die Vereidigung bis nach 
Erstattung des Gutachtens ausgesetzt werden darf. Da- 
gegen ist nicht erforderlich, hier ebenso wie bei den 
Zeugen die Form des Nacheids unbedingt vorzu- 
schreiben; es erscheint vielmehr unbedenklich, für 
Fälle, in denen der Vorsitzende sich über die Not- 
wendigkeit der Vereidigung des Sachverständigen von 
vornherein klar ist und es für wünschenswert hält, 
daß der Sachverständige schon während der Er- 
stattung des Gutachtens unter dem Eindrucke des 
Eides steht, den Voreid auch künftig zu gestatten. 
Der Entwurf überläßt es daher dem Ermessen des 
Vorsitzenden, ob er den Sachverständigen vor oder 
nach der Erstattung des Gutachtens vereidigen will 
(Abs. 1 Satz 1). Was die Art der • Eidesleistung an- 
geht, so soll auch der Sachverständige, ebenso wie 
der Zeuge, künftig nur die Eidesformel, nicht die 
Eidesnorm selbst sprechen (§ 77 Abs. 1 Satz 2, § 70 
Abs. 2 in Verbindung mit § 62). 

Die Vorschriften des § 78 über die Maßregeln, 
die im Falle des Ausbleibens oder der Weigerung 
eines zur Erstattung des Gutachtens verpflichteten 
Sachverständigen anzuordnen sind, stimmen mit dem 
bisherigen § 77 Abs. 1 überein. Um Verhängung der 
Maßregeln gegen eine Militärperson, die dem aktiven 
Heere, der aktiven Marine oder einer der Schutz- 
truppen angehört, ist die Militärbehörde zu ersuchen. 
Dies ergibt sich schon aus der Anwendbarkeit des 
§ 45 Abs. 3; die Vorschrift des § 77 Abs. 2 des 
geltenden Gesetzes ist daher entbehrlich. 

Der § 79 gibt die im § 92 des jetzigen Ge- 
setzes für das Verfahren bei Münzverbrechen und 
Münzvergehen enthaltene besondere Vorschrift mit 
einigen Fassungsänderungen wieder. 
§80. 

Die Vorschriften über die Beobachtung des Be- 
schuldigten auf seinen Geisteszustand enthalten eine 
Reihe von Änderungen des geltenden Gesetzes (§ 81), 
die im wesentlichen darauf abzielen, die Unterbringung 
in einer öffentlichen Irrenanstalt auf Fälle zu be- 
schränken, in denen diese Maßnahme nicht durch 
andere Vorkehrungen ersetzt werden kann und auch 
nicht außer Verhältnis zu der Bedeutung der Sache 
steht Die Unterbringung soll daher nur angeordnet 



werden dürfen, wenn dem Sachverständigen die Be- 
obachtung nicht in anderer Weise ermöglicht werden 
kann (Abs. 1, Abs. 2 Satz 1). Nicht selten wird dies 
dadurch geschehen können, daß der Beschuldigte sich 
mit einer Beobachtung in seiner Häuslichkeit ein- 
verstanden erklärt; befindet er sich nicht auf freiem 
Fuße, so kann unter Umständen auch durch eine 
Beobachtung in der Anstalt, in der er sich befindet, 
eine sichere Grundlage für das Gutachten erzielt 
werden. Läßt sich eine Beobachtung außerhalb einer 
Irrenanstalt nach der Erklärung des Sachverständigen 
nicht ausführen, so wird dem Beschuldigten offen 
gelassen, die Unterbringung in einer öffentlichen Irren- 
anstalt dadurch abzuwenden, daß er sich freiwillig in 
eine private Irrenanstalt aufnehmen läßt. Selbstver- 
ständlich muß es sich hierbei um eine Anstalt handeln, 
die dem Sachverständigen hinreichend zugänglich ist 
und Gewähr dafür bietet, daß dem Sachverständigen 
die Beobachtung auch sonst in keiner Weise erschwert 
wird. Ist auch dieser Weg nicht gangbar, so dürfen 
vor Erhebung der öffentlichen Klage weitere Maß- 
nahmen nicht getroffen werden; erst nachdem die 
öffentliche Klage erhoben ist, soll das Gericht, ohne 
dabei an einen förmlichen Antrag des Sachverstän- 
digen gebunden zu sein, anordnen können, daß der 
Angeschuldigte in einer vom Gerichte zu bezeich- 
nenden öffentlichen Irrenanstalt unterzubringen ist 
(§ 80 Abs. 2 Satz 1). Im Verfahren auf Privat- 
klage und in Sachen, die in erster Instanz vor den 
Amtsgerichten ohne Schöffen zu verhandeln sind, darf 
der Angeschuldigte in einer Irrenanstalt zur Beob- 
achtung des Geisteszustandes zwangsweise überhaupt 
nicht untergebracht werden (Abs. 4). Die Einschrän- 
kung der Unterbringung ist somit in der gleichen 
Weise umgrenzt wie der Ausschluß der Zeugniszwangs- 
haft für gewisse Sachen (§ 67 Abs. 2 Satz 3); sie 
beruht auch auf ähnlichen Erwägungen. , 

Im übrigen sind die Garantien dadurch ver- 
stärkt, daß der Angeschuldigte bezüglich der An- 
fechtung der Anordnung günstiger als bisher ge- 
stellt wird. Das Recht der sofortigen Beschwerde wird 
ihm auch dann gewährt, wenn die Anordnung nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens zur Vorbereitung des 
Urteils erlassen wird (zu vergl. § 309), und gegen 
die Entscheidung des Beschwerdegerichts soll ihm nach 
§ 313 noch das Rechtsmittel der weiteren Beschwerde 
! zustehen. 

Was die Ausführung der Anordnung angeht, so 
wird, um zu verhüten, daß der Angeschuldigte in 
der öffentlichen Irrenanstalt länger zurückgehalten wird, 
als es zum Zwecke seiner Beobachtung erforderlich 
ist, dem Sachverständigen zur Pflicht gemacht, dem 
Gericht Anzeige zu erstatten, sobald seine Beobach- 
tungen ihm für die Abgabe des Gutachtens eine 
ausreichende Grundlage bieten (Abs. 3 Satz 1). Nach 
Abs. 3 Satz 2 darf die Dauer der Unterbringung sechs 
Wochen auch dann nicht überschreiten, wenn in dem- 
selben Verfahren oder in einem anderen Verfahren, 
das dieselbe Tat zum Gegenstande hat, die Unter- 
bringung erneut angeordnet wird. Nur mit Ein- 
willigung des Angeschuldigten soll es gestattet sein, 
die Unterbringung über sechs Wochen hinaus zu er- 
strecken. 

§§ 81, 82. 

Die hier gegebenen Vorschriften regeln die körper- 
liche Untersuchung, und zwar zunächst die des Ver- 
dächtigen (§ 81), sodann die von nicht verdächtigen 
Personen (§ 82). Als körperliche Untersuchung be- 
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zeichnet der Entwurf die Untersuchung einer Person, 
die von einem Sachverständigen im Auftrage des 
Gerichts oder einer Strafverfolgungsbehörde zu dem 
Zwecke vorgenommen wird, um festzustellen, ob aus 
dem Zustande des Körpers auf die Begehung einer 
strafbaren Handlung geschlossen werden kann. Die- 
jenigen Maßnahmen dagegen, die, ohne eine be- 
sondere Sachkunde zu erfordern, nur zu dem Zwecke 
getroffen werden, um festzustellen, ob eine Person 
Beweismittel oder Einziehungsstücke bei sich führt, 
fallen unter den Begriff der Durchsuchung und werden 
im siebenten Abschnitte geregelt (§§ 97, 98). 

Die Pflicht des Verdächtigen, sich einer körper- 
lichen Untersuchung durch einen Sachverständigen zu 
unterwerfen, ist schon gegenwärtig im Hinblick auf 
den § 102 des geltenden Gesetzes nicht in Zweifel 
zu ziehen. Auch nach dem Entwürfe soll sie zum 
Zwecke der Feststellung von Tatsachen, die für die 
Untersuchung von Bedeutung sind, angeordnet werden 
dürfen (§ 81 Abs. 1). Den Interessen des Verdächtigen 
wird jedoch in weiterem Umfang als bisher Rechnung 
getragen. Die Anordnung einer körperlichen Unter- 
suchung soll der Regel nach nur dem Richter zustehen; 
nur bei Gefahr im Verzuge soll auch die Staatsanwalt- 
schaft zu der Anordnung befugt sein, aber mit der 
Maßgabe, daß vor der Ausführung der Untersuchung 
die Entscheidung des Richters eingeholt werden muß, 
wenn der Verdächtige sich der Anordnung der Staats- 
anwaltschaft nicht fügen will (§ 81 Abs. 2 Satz 1, 2). 
Gegen die Anordnung des Richters findet sofortige Be- 
schwerde statt; macht der Verdächtige von dem Be- 
schwerderechte Gebrauch, so soll vor der Entscheidung 
über die Beschwerde die Untersuchung nur dann vor- 
genommen werden dürfen, wenn durch den Aufschub 
der Zweck der Maßregel gefährdet würde (§ 81 Abs. 2 
Satz 3, 4). 

Um das Empfinden weiblicher Personen zu 
schonen, bestimmt § 81 Abs. 3, daß solche Personen 
nur von einem Arzte, falls aber die Zuziehung eines 
Arztes wegen Gefahr im Verzuge nicht angängig ist, 
nur von einer Frau untersucht werden dürfen. Für 
den Fall, daß der Arzt bei der Untersuchung gewisser 
Handreichungen bedarf, oder, um sich gegen Ver- 
dächtigungen zu sichern, die Gegenwart einer anderen 
Person bei der Untersuchung wünscht, wird ihm die 
Befugnis gewährt, eine weitere Medizinalperson oder 
eine Frau zu der Untersuchung zuzuziehen. Die An- 
wesenheit anderer Personen bei der Untersuchung unter- 
sagt der Entwurf; doch soll mit Rücksicht darauf, 
daß weibliche Personen sich einer körperlichen Unter- 
suchung vielfach lieber unterwerfen, wenn eine andere 
weibliche Person oder ein Angehöriger zugegen ist, 
ihrem Verlangen nach Zulassung einer solchen Person 
stattgegeben werden. Für eine einfache Durchsuchung 
bedarf es zur Schonung des weiblichen Empfindens 
so weitgehender Vorschriften nicht; hier genügt es, 
daß die Durchsuchung nur von einer Frau ausgeführt 
werden darf (§ 97 Abs. 3). 

Ob und unter welchen Voraussetzungen ein nicht 
Verdächtiger im Strafverfahren verpflichtet ist, sich 
einer Durchsuchung seiner Person oder einer körper- 
lichen Untersuchung zu unterwerfen, ist nach gelten- 
dem Rechte bestritten. Der Entwurf geht bei der Ent- 
scheidung der Frage im Anschluß an die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts 1 ) davon aus, daß auf die 
Möglichkeit der Anordnung solcher Maßnahmen auch 

!) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 14 S. 189. 



gegenüber Unverdächtigen im Interesse der Strafrechts- 
pflege nicht verzichtet werden kann, daß aber der- 
artige Eingriffe in die persönlichen Rechte nur inso- 
weit zugelassen werden dürfen, als es durch die Zwecke 
der Untersuchung unbedingt geboten ist. Die Durch- 
suchung der Person eines Unverdächtigen wird daher 
nur zum Zwecke der Verfolgung bestimmter Spuren 
einer strafbaren Handlung oder der Beschlagnahme 
bestimmter Sachen und nur dann gestattet, wenn Tat- 
sachen vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß die 
Spuren oder die Sachen sich vorfinden werden (§ 98 
Abs. 1). An noch schwerere Voraussetzungen wird 
die Anordnung der körperlichen Untersuchung des 
Unverdächtigen geknüpft. Sie ist nur zulässig, wenn 
sie zum Zwecke der Feststellung, ob eine bestimmte 
Spur oder Folge einer strafbaren Handlung an dem 
Körper sich befindet, unerläßlich erscheint (§ 82 Abs. 1). 
Die nötige Gewähr dafür, daß zur Vornahme der 
Untersuchung erst nach sorgfältiger Prüfung dieser 
Voraussetzung geschritten wird, ist dadurch geschaffen, 
daß der Beschwerde gegen die Anordnung der Unter- 
suchung aufschiebende Wirkung beigelegt wird (§ 82 
Abs. 2). 

Der Ausdruck „Frau" umfaßt nach dem Sprach- 
gebrauche des Entwurfs entsprechend der Ausdrucks- 
weise des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§ 1786 Abs. 1 
Nr. 1, § 1887) alle erwachsenen weiblichen Personen 
ohne Rücksicht darauf, ob sie verheiratet oder unver- 
heiratet sind; als weibliche Personen bezeichnet der 
Entwurf dagegen alle Personen weiblichen Geschlechts, 
gleichviel ob sie erwachsen sind oder nicht. 

§ 83. 

Die Vorschriften über den richterlichen Augen- 
schein weichen von dem jetzigen § 86 insofern ab, 
als die Feststellung der Ergebnisse des Augenscheins 
im Protokolle nur für den Fall vorgeschrieben ist, daß 
ein Augenschein außerhalb der Hauptverhandlung ein- 
genommen wird. Dies entspricht dem Zwecke der 
Vorschrift, die lediglich darauf hinwirken soll, daß 
bei der Abfassung eines zur Verlesung in der Haupt- 
verhandlung bestimmten Protokolls darauf Bedacht ge- 
nommen wird, dem erkennenden Gericht ein klares Bild 
von den Ergebnissen des Augenscheins zu liefern. Der 
Hinweis darauf, daß in dem Protokoll auch die nega- 
tiven Ergebnisse des Augenscheins zu berücksichtigen 
sind, erschien entbehrlich. Im Abs. 2 ist das Wort 
„Handzeichnungen" durch den allgemeinen, nament- 
lich auch Photographien umfassenden Ausdruck „Ab- 
bildungen" ersetzt. 

§84. 

Durch die Vorschrift des § 84 über die Leichen- 
schau wird das geltende Gesetz (§ 87 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2) in zwei Punkten geändert. Da der Gerichts- 
arzt vermöge seiner forensischen Erfahrung meist besser 
als ein anderer Arzt in der Lage ist, zu beurteilen, 
ob der Verdacht eines Verbrechens vorliegt, so ist 
zunächst vorgeschrieben, daß zu der Leichenschau, so- 
weit tun lieh, der Gerichtsarzt zuzuziehen ist. Ferner 
soll der Richter von der Zuziehung eines Arztes zu 
der Leichenschau auch dann nicht absehen dürfen, 
wenn er sie für entbehrlich hält. Diese Änderung er- 
scheint empfehlenswert, weil die Frage, ob der Zu- 
stand der Leiche auf die Begehung einer strafbaren 
Handlung hinweist, nur durch einen Arzt mit Sicher- 
heit beantwortet werden kann. 
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§§ 85, 8& 

In den §§ 85, 86 wird die Leichenöffnung ge- 
regelt (§§ 87 bis 90 des geltenden Oesetzes). Neu 
aufgenommen ist im § 86 Abs. 1 die Vorschrift, daß 
der Leichnam oder einzelne Teile des Leichnams zurück- 
behalten werden dürfen, solange der Zweck des Ver- 
fahrens es erfordert. Wenngleich die Zulässigkeit einer 
solchen Maßnahme, die zum Zwecke einer eingehen- 
deren Untersuchung der Leichenteile oder zum Zwecke 
ihrer Besichtigung in der Hauptverhandlung geboten 
sein kann, schon jetzt kaum in Zweifel gezogen wird, 
erscheint es doch angemessen, die Frage durch eine 
ausdrückliche gesetzliche Vorschrift zu regeln. Da die 
Zurückbehaltung nur zugelassen wird, soweit der Zweck 
des Verfahrens sie erfordert, so ist eine Zurückbehaltung 
von Teilen des Leichnams zu anderen Zwecken nichl 
zulässig. In der Fassung des § 86 Abs. 2 ist berück- 
sichtigt, daß in einer Reihe von Bundesstaaten neben 
der Beerdigung die Einäscherung von Leichen statt- 
findet. Mit Rücksicht hierauf ist an den Stellen des 
Entwurfs, wo beide Arten der Bestattung in Frage 
kommen können, der Ausdruck „Beerdigung" durch 
das Wort „Bestattung" ersetzt worden (zu vergl. § 161 
Abs. 2, § 467 Abs. 4). 

Gegenüber der Vorschrift des bisherigen § 91, 
die für den Fall, daß der Verdacht einer Vergiftung 
vorliegt, die Untersuchung der in dem Leichnam oder 
sonst gefundenen verdächtigen Stoffe durch einen 
Chemiker oder durch eine Fachbehörde vorschreibt, 
ist in ärztlichen Kreisen darauf hingewiesen worden, 
daß mitunter die Vornahme einer solchen Untersuchung, 
insbesondere bei Nahrungsmittelvergehen, nicht sowohl 
in das Fach des Chemikers, als in das Fach des. 
Bakteriologen einschlägt. Dieser Hinweis zeigt, daß es 
richtiger ist, dem Ermessen des Richters in der Aus- 
wahl der Maßnahmen, die er zum Zwecke der Auf- 
klärung des Vergiftungsverdachts treffen will, keine 
Schranken aufzuerlegen. Die Vorschrift ist daher ge- 
strichen worden. 

Siebenter Abschnitt. 

Beschlagnahme und Durchsuchung. 

Die §§ 87 bis 96 regeln die Beschlagnahme, und 
zwar die §§ 93 bis 95 die Beschlagnahme von Post- 
sendungen und Telegrammen; die §§ 97 bis 105 be- 
handeln die Durchsuchung; den Schluß bilden Vor- 
schriften über die Beschlagnahme und Durchsuchung 
in militärischen Dienstgebäuden und auf Kriegsschiffen 
(§ 106) sowie über die vorläufige Regelung des Besitz- 
standes an Sachen, die in amtliche Verwahrung ge- 
nommen sind (§ 107). 

Als Beschlagnahme bezeichnet der Entwurf, ab- 
weichend vom geltenden Rechte, die auf die Sicher- 
stellung eines Beweisstücks oder eines Einziehungs- 
stücks gerichteten behördlichen Maßnahmen auch dann, 
wenn die Sache vom Inhaber freiwillig herausgegeben 
wird oder sich in niemandes Gewahrsam befindet (§ 87 
Abs. 1). Soweit die Vorschriften sich nur auf den 
Fall beziehen, daß die Beschlagnahme einer Sache gegen 
den Willen ihres Inhabers ausgeführt wird, ist dies 
dadurch kenntlich gemacht, daß von einer „zwangs- 
weise" erfolgenden Beschlagnahme gesprochen wird 
(§ 87 Abs. 2 Satz 1, § 88 Abs. 2, § 89). Hierdurch 
wird ermöglicht, die Tragweite der einzelnen Vor- 
schriften klarer und einfacher als bisher erkennbar zu 
machen. Da die Beschlagnahme nur körperliche Gegen- 
stande treffen kann, ist der Ausdruck „Gegenstände" 
durch „Sachen" ersetzt. 



Was den Inhalt der Vorschriften anlangt, so be- 
stehen die wesentlichsten in dem Abschnitte vorge- 
sehenen Änderungen in Einschränkungen der Beschlag- 
nahme. 

Die in amtlicher Verwahrung befindlichen Schrift- 
stücke sind jetzt insofern besonders geschützt, als nach 
§ 96 des geltenden Gesetzes ihre Vorlegung und Aus- 
lieferung nicht gefordert werden darf, wenn die oberste 
Dienstbehörde erklärt, daß das Bekanntwerden der 
Schriftstücke dem Wohle des Reichs oder eines Bundes- 
staats Nachteil bereiten würde. Schriftstücken, die sich 
in Verwahrung einer gesetzgebenden Versammlung be- 
finden, ist ein gleicher Schutz nicht gewährt. Dieser 
Rechtszustand entspricht nicht der Stellung der gesetz- 
gebenden Körperschaften und ist nicht unbedenklich, 
weil auch ihnen Schriftstücke anvertraut werden, deren 
Bekanntwerden zu einer Gefährdung des Staatsinteresses 
führen kann. Künftig sollen daher auch die in Ver- 
• Währung einer gesetzgebenden Versammlung befind- 
lichen Schriftstücke der Beschlagnahme nicht unter- 
liegen, wenn die Erklärung, daß das Bekanntwerden 
der Schriftstücke dem Wohle des Reichs oder eines 
Bundesstaats Nachteil bereiten würde, von dem Vor- 
sitzenden der Körperschaft abgegeben wird (§ 92 Abs. 2). 

Daß den zur Verweigerung des Zeugnisses be- 
rechtigten Personen aus denselben Gründen, aus denen 
ihnen das Recht der Zeugnisverweigerung beigelegt 
wird, auch auf dem Gebiete der Beschlagnahme eine 
Sonderstellung eingeräumt werden muß, ist grundsätz- 
lich schon im geltenden Gesetz anerkannt. Solche Per- 
sonen sind schon heute von der Verpflichtung, die 
in ihrem Gewahrsam befindlichen der Beschlagnahme 
unterliegenden Sachen selbst vorzulegen und auszu- 
liefern und so durch eigene Tätigkeit zur Oberführung 
des Verdächtigen beizutragen, befreit (§ 95 Abs. 2 
Satz 2 des geltenden Gesetzes, § 88 Abs. 1 des Ent- 
wurfs). Im übrigen sind sie gegen eine Zwangsbe- 
schlagnahme von Sachen, die sich in ihrem Gewahr- 
sam befinden, nur insoweit geschützt, als es sich um 
einen Schriftwechsel zwischen ihnen und dem Ver- 
dächtigen handelt (§ 97 des Gesetzes). Diese Vor- 
schrift hat sich als unzulänglich erwiesen, weil sie 
die Möglichkeit offen läßt, daß Aufzeichnungen, die 
ein zur Verweigerung des Zeugnisses Berechtigter über 
Mitteilungen des Verdächtigen gemacht hat, beschlag- 
nahmt werden und auf diese Weise ein Ersatz für 
die verweigerte Aussage geschaffen wird. Der Entwurf 
stellt daher derartige Aufzeichnungen dem Schrift- 
wechsel zwischen dem Verdächtigen und dem zur Ver- 
weigerung des Zeugnisses Berechtigten gleich. Außer- 
dem geht er über das geltende Recht noch insofern 
hinaus, als er bei dem Verbote der Beschlagnahme 
nicht, wie der bisherige § 97, einen Unterschied 
zwischen den einzelnen Fällen macht, in denen ein 
Recht zur Verweigerung des Zeugnisses begründet 
ist, und das Verbot auch auf solche Personen erstreckt, 
die überhaupt nicht als Zeugen vernommen werden 
dürfen. 

Auch um die Freiheit des schriftlichen Verkehrs 
zwischen dem Verdächtigen und seinem Verteidiger 
zu sichern, bedarf es weiterer Bestimmungen auf dem 
hier in Frage stehenden Gebiete. Es genügt nicht, 
daß die Mitteilungen der Beschlagnahme entzogen sind, 
soweit sie sich im Gewahrsam des Verteidigers be- 
finden ; sie müssen vielmehr der Kenntnisnahme durch 
die Behörden auch dann entzogen sein, wenn sie bei 
der Post- und Telegraphenverwaltung der Beschlag- 
nahme anheimfallen. Der Entwurf untersagt daher die 
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Eröffnung und Zurückbehaltung der beschlagnahmten 
Sendungen, die vom Verdächtigen an den Verteidiger 
oder von diesem an den Verdächtigen gerichtet skid, 
und läßt eine Ausnahme hiervon nur zu, wenn der 
Verdächtige flüchtig ist (§ 95 Abs. 2). Diese Aus- 
nahme erscheint geboten, weil die Geheimhaltung des 
Verkehrs des Verdächtigen mit dem Verteidiger hinter 
dem Interesse an der Ergreifung eines flüchtigen Ver- 
brechers zurückstehen muß. Abgesehen von dieser Aus- 
nahme wird durch die Vorschrift des § 95 Abs. 2 die 
Kenntnisnahme der Behörden von den Mitteilungen 
zwischen dem Verteidiger und dem Verdächtigen ver- 
hindert, sofern nur die Beteiligten die Sendungen als 
von dem Verteidiger ausgehend oder an ihn gerichtet 
äußerlich genügend kenntlich machen. 

Im einzelnen ist noch folgendes zu bemerken: 

§87. 

Die Vorschriften des Abs. 1 beziehen sich auf 
jede Art der Beschlagnahme; sie entsprechen im wesent- 
lichen dem § 94 Abs. 1 des geltenden Gesetzes. Durch 
die Fassung ist zum Ausdrucke gebracht, daß auch 
die der Vernichtung oder Unbrauchbarmachung unter- 
worfenen Sachen zur Sicherung der Vollstreckung in 
Beschlag zu nehmen sind. Daß die in Beschlag ge- 
nommenen Sachen genau zu verzeichnen und Ver- 
wechselungen zu verhüten sind, bedarf keiner Hervor- 
hebung im Gesetze. Die Vorschrift des jetzigen § 109 
ist daher nicht in den Entwurf aufgenommen. 

Die Bestimmungen des Abs. 2 betreffen den Fall, 
daß infolge des Widerspruchs des Inhabers der Sache 
zur Ausführung der Beschlagnahme Zwang angewendet 
werden muß. Sie decken sich inhaltlich mit § 94 Abs. 2 
und § 95 Abs. 2 Satz 1 des geltenden Gesetzes. Die 
im § 67 für den Fall der Zeugnisverweigerung vor- 
gesehenen Maßregeln können von vornherein an Stelle 
der sonstigen auf die Ausführung einer Zwangsbe- 
schlagnahme gerichteten Maßnahmen oder neben ihnen 
zur Anwendung gebracht werden; doch ist als selbst- 
verständlich vorausgesetzt, daß zu den Maßregeln des 
§ 67 nicht gegriffen werden wird, wenn bekannt ist, 
wo sich die Sache befindet, und wenn der Wegnahme 
der Sache keine Hindernisse entgegenstehen, übrigens 
wird die Bezugnahme auf den § 67 infolge der Mil- 
derungen, die diese Vorschrift gegenüber dem geltenden 
Rechte erfährt, eine geringere Tragweite haben als 
bisher. Insbesondere wird im Verfahren auf Privat- 
klage und in Sachen, die in erster Instanz vor den 
Amtsgerichten ohne Schöffen zu verhandeln sind, nicht 
mehr Haft behufs Erzwingung der Vorlegung und 
Auslieferung von Sachen angeordnet werden können. 

Daß der Inhaber einer Sache, deren Sicherstellung 
erforderlich ist, grundsätzlich verpflichtet ist, die Sache 
vorzulegen oder auszuliefern, oder die sonstigen zur 
Sicherstellung getroffenen Maßnahmen zu dulden, geht 
aus den Vorschriften des § 87 Abs. 2 zur Genüge 
hervor; die Vorschrift des § 95 Abs. 1 der geltenden 
Strafprozeßordnung erschien daher entbehrlich. 

Der 

§ 88 
enthält die im allgemeinen bereits erörterten Vor- 
schriften, die den Schutz der zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigten Personen gegen den Zwang 
zur Herausgabe von Oberführungsstücken bezwecken. 
Durch die Mittel des § 67 darf selbstverständlich 
auch der Verdächtige zur Vorlegung und Auslieferung 
der in seinem Gewahrsam befindlichen Sachen nicht 
angehalten werden. Dies folgt schon daraus, daß die 



Anwendung der im § 67 vorgesehenen Maßregeln nicht 
nur gegenüber Personen, die zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigt sind, sondern allgemein auch 
gegenüber solchen Personen ausgeschlossen wird, die 
als Zeugen nicht vernommen werden dürfen. Dem- 
gegenüber mußte im Abs. 2 ausdrücklich hervor- 
gehoben werden, daß die dort erwähnten schriftlichen 
Mitteilungen und Aufzeichnungen der Beschlagnahme 
nicht entzogen sind, wenn der Inhaber selbst der 
Täterschaft verdächtig ist. Im übrigen ist die Fassung 
des Abs. 2 insofern verändert, als es künftig nicht 
darauf ankommen soll, ob die Papiere in den Händen 
der geschützten Person sind, sondern darauf, ob sie 
sich in ihrem Gewahrsam befinden. Hieraus folgt, 
daß die Vorschrift auch dann anwendbar ist, wenn 
die tatsächliche Herrschaft über die Sache durch einen 
Angestellten oder einen Angehörigen des Geschützten 
ausgeübt wird. 

g 89. 

Der Abs. 1, der die Behörden bestimmt, auf deren 
Anordnung eine Beschlagnahme zwangsweise vorge- 
nommen werden darf, schließt sich dem § 98 Abs. 1 
des geltenden Gesetzes an. Die Vorschrift bezieht sich 
nur auf die Anordnung einer zwangsweise vorzu- 
nehmenden Beschlagnahme; es bleibt also dabei, daß, 
falls die Sache in niemandes Gewahrsam ist oder 
der Inhaber zur Herausgabe bereit ist, die Sicherstel- 
lung der Sache auch dann durch die Staatsanwaltschaft 
oder einen Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes 
angeordnet werden kann, wenn keine Gefahr im Ver- 
zuge liegt. 

Nach der Vorschrift des Abs. 2 soll, wenn eine 
Beschlagnahme ohne richterliche Anordnung zwangs- 
weise vorgenommen wird, stets binnen drei Tagen 
die Bestätigung des Richters eingeholt werden. Hier- 
durch wird der jetzige Rechtszustand (§ 98 Abs. 2, 3 
der geltenden Strafprozeßordnung), nach welchem in 
gewissen Fällen die richterliche Bestätigung nachzu- 
suchen, in anderen Fällen nur eine Anzeige an den 
Richter zu erstatten ist, erheblich vereinfacht und zu- 
gleich Gewähr dafür geschaffen, daß die von nicht- 
richterlichen Behörden oder Beamten getroffenen 
Zwangsmaßregeln unter allen Umständen durch einen 
Richter auf ihre Berechtigung nachgeprüft werden. 

Der 

§ 90 
gibt den Interessenten für die Zeit vor der Erhebung 
der öffentlichen Klage das Recht, eine richterliche Ent- 
scheidung über die Aufrechterhaltung der Beschlag- 
nahme herbeizuführen, wenn ihrem Antrag auf Frei- 
gabe nicht binnen drei Tagen von der Staatsanwalt- 
schaft entsprochen wird. Die Vorschrift bezieht sich 
auf alle Fälle der Beschlagnahme und ist daher auch 
dann anwendbar, wenn die beschlagnahmte Sache zur 
Zeit der Beschlagnahme in niemandes Gewahrsam war 
oder wenn sie vom Inhaber freiwillig ausgeliefert 
worden ist. War die Beschlagnahme durch den Richter 
angeordnet, so steht dies der Anwendbarkeit der Vor- 
schrift nicht entgegen. Die Befugnis der Staatsanwalt- 
schaft, im Vorverfahren eine durch den Amtsrichter 
beschlagnahmte Sache freizugeben, wird schon nach 
dem geltenden Rechte anerkannt und entspricht der 
Stellung, die der Staatsanwaltschaft im Vorverfahren 
zukommt. Für die Zeit nach der Erhebung der öffent- 
lichen Klage gilt dies selbstverständlich nicht. Hier 
bedarf es deshalb auch keiner besonderen Vorschrift 
über das Recht des Angeschuldigten auf eine richter- 
liche Entscheidung über einen Antrag auf Freigabe 
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der beschlagnahmten Sache. Denn da nach der Er- 
hebung der öffentlichen Klage die Aufhebung der Be- 
schlagnahme stets nur von dem Gericht oder, sofern 
«ine Voruntersuchung geführt wird, von dem Unter- 
suchungsrichter angeordnet werden kann, so ist die 
Staatsanwaltschaft ohnehin verpflichtet, einen bei ihr 
angebrachten Antrag auf Freigabe unverzüglich an die 
zustandige Stelle abzugeben. 
§ 91. 

Im § 91 wird Vorsorge dafür getroffen, daß eine 
wegen eines Antragsdelikts vor der Stellung des Antrags 
erfolgte Beschlagnahme nicht langer aufrechterhalten 
wird, als nötig ist, um eine Entschließung des Be- 
rechtigten darüber herbeizuführen, ob er den Antrag 
stellen will. Hierdurch wird zugleich die unter der 
Herrschaft des geltenden Rechtes entstandene Streit- 
frage, ob eine Beschlagnahme vor Stellung des Straf- 
antrags überhaupt zulässig sei, dem praktischen Be- 
dürfnis entsprechend und in Übereinstimmung mit der 
neueren Rechtsprechung des Reichsgerichts 1 ) und den 
Beschlüssen der Strafprozeßkommission entschieden. 
§ 92. 

Die Vorschriften über den Schutz der in amt- 
lichem Gewahrsam oder in dem Gewahrsam einer ge- 
setzgebenden Versammlung befindlichen Sachen sind 
schon oben erörtert Im übrigen ist, um eine im 
Staatsinteresse gebotene Geheimhaltung von Kriegs- 
geräten zu sichern, die bisher nur für Akten und andere 
Schriftstücke geltende Schutzvorschrift nach dem Vor- 
bilde der Militärstrafgerichtsordnung (§ 231) auf Sachen 
jeder Art ausgedehnt. 

§§ 93 bis 95. 

Die Beschlagnahme von Sendungen, die den Post- 
und Telegraphenanstalten zur Beförderung übergeben 
sind, ist im geltenden Gesetze (§§ 99 bis 101) an 
strengere Voraussetzungen gebunden, auch ist die Ent- 
scheidung über die Eröffnung und Zurückbehaltung 
solcher Sendungen nach der Beschlagnahme in allen 
Fällen dem Richter vorbehalten. Der Entwurf sucht 
die Grenzen, innerhalb deren im Interesse der Straf- 
rechtspflege in das Post- und Telegraphengeheimnis 
eingegriffen werden darf, in einzelnen Beziehungen 
schärfer zu ziehen und Zweifel, die nach der bis- 
herigen Fassung erhoben werden konnten, zu beseitigen. 
Dies erscheint um so mehr erwünscht, als die Frage, 
ob eine von den Strafverfolgungsbehörden angeordnete 
Beschlagnahme zu Recht erfolgt ist, von den Behörden 
des Post- und Telegraphendienstes nicht nachzuprüfen 
ist, diese vielmehr der Anordnung Folge zu leisten 
haben, wenn darin nur die Merkmale der in Beschlag 
zu nehmenden Sendung mit genügender Bestimmtheit 
angegeben sind. 

Was die Voraussetzungen der Beschlagnahme be- 
trifft, so stellt der § 93 Abs. 1 klar, daß die Sendungen 
den besonderen Vorschriften der §§ 93 bis 95 solange 
unterstehen, als sie sich in dem Gewahrsam einer Be- 
hörde des Post- und Telegraphen dienstes befinden, also 
auch dann noch, wenn die Sendung bereits dem mit 
der Bestellung beauftragten Boten ausgehändigt worden 
ist. Ferner wird durch die Vorschrift im Abs. 1 Nr. 2 
die im geltenden Gesetze nicht ausdrücklich geregelte 
Frage, ob auch Einziehungsstücke, die sich in dem 
Gewahrsam der Behörden des Post- und Telegraphen- 
dienstes befinden, beschlagnahmt werden dürfen, dem 
praktischen Bedürfnis entsprechend bejaht. Auch die 

*) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 33 S. 380. 



Vorschrift des § 93 Abs. 2, die das Recht und die 
Pflicht der Behörden des Post- und Telegraphen- 
dienstes, über die Beförderung einer Sendung Aus- 
kunft zu erteilen, begrenzt, enthält im wesentlichen 
nur eine Klarstellung des geltenden Rechtes. 

Der § 94 Abs. 1 Satz 1 (bisher § 100 Abs. 1) 
hat eine Fassung erhalten, aus der sich ergibt, daß 
auch dann, wenn das Verfahren neben einer Über- 
tretung ein Verbrechen oder ein Vergehen zum Gegen- 
stande hat, die in Beschlag zu nehmende Sendung 
aber nur für die Übertretung in Betracht kommt, 
stets, also selbst bei Gefahr im Verzuge, nur der 
Richter und nicht die Staatsanwaltschaft zur Anord- 
nung der Beschlagnahme befugt ist. Ferner stellt die 
neue Vorschrift des zweiten Satzes außer Zweifel, daß 
die Erteilung einer Auskunft über die Beförderung 
einer Sendung oder über deren Inhalt regelmäßig nur 
durch den Richter und nur unter den im Satz 1 be- 
zeichneten Voraussetzungen durch die Staatsanwaltschaft 
angeordnet werden kann. Die Vorschriften der Abs. 2, 3 
entsprechen dem geltenden Gesetze (§ 100 Abs. 2, 
Abs. 1 Satz 2); ebenso die Vorschriften des § 95 
(bisher § 101), abgesehen von der neu eingestellten 
Vorschrift des Abs. 2, die bereits erörtert worden ist. 
§ 96. 
Die Zuständigkeitsnorm für die vor Erhebung der 
öffentlichen Klage infolge einer Beschlagnahme erfor- 
derlichen richterlichen Anordnungen geht über die Be- 
deutung der im geltenden Gesetze (§ 98 Abs. 2, 
§ 100 Abs. 3) enthaltenen Vorschriften insofern hin- 
aus, als auch die im § 90 vorgesehene Entscheidung 
über einen vor Erhebung der öffentlichen Klage ge- 
stellten Antrag auf Freigabe einer beschlagnahmten 
Sache dem Amtsrichter zugewiesen wird, in dessen 
Bezirke die Beschlagnahme erfolgt ist. Eine weitere 
Ausdehnung der Zuständigkeit dieses Richters ergibt 
sich daraus, daß er gemäß § 94 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
vor Erhebung der öffentlichen Klage auch über die 
Bestätigung eines von der Staatsanwaltschaft an eine 
Behörde des Post- und Telegraphendienstes gerichteten 
Ersuchens um Auskunft zu entscheiden hat. 
§ 97. 
Abs. 1 regelt die Voraussetzungen, unter denen 
eine Durchsuchung gegenüber dem Verdächtigen zu- 
lässig ist. Er weicht von der Vorschrift des jetzigen 
§ 102 insofern ab, als er die mangels einer ausdrück- 
lichen Bestimmung bisher zweifelhafte Frage, ob die 
Durchsuchung auch zum Zwecke der Auffindung von 
Einziehungsstücken zulässig ist, nach dem Vorbilde 
der Militärstrafgerichtsordnung (§ 235) bejaht. Die 
Fassung hat dadurch eine Vereinfachung erfahren, daß 
die der Täterschaft, Teilnahme, Begünstigung oder 
Hehlerei verdächtigen Personen unter dem Begriffe der 
„Verdächtigen" zusammengefaßt sind. Im übrigen ist 
klargestellt, daß die Vorschrift nur dann eine aus- 
reichende Grundlage für eine Durchsuchung der dem 
Verdächtigen gehörenden Sachen bietet, wenn die 
Sachen sich entweder in der Wohnung des Verdäch- 
tigen oder in anderen von ihm innegehabten Räumen 
befinden oder wenn der Verdächtige sie bei sich führt. 
Der Abs. 2 entspricht dem geltenden Rechte (§ 103 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung). Die Vorschrift des 
Abs. 3 über die Durchsuchung weiblicher Personen 
ist bereits bei den §§ 81, 82 erörtert worden. 
§ 98, 
Die Durchsuchung bei unverdächtigen, nicht unter 
Polizeiaufsicht stehenden Personen regelt der Entwurf 
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ebenso wie der bisherige § 103 Abs. 1. Die nach gel- 
tendem Rechte zweifelhafte Frage, ob unter den hier 
festgesetzten Voraussetzungen auch gegenüber einem 
Unverdächtigen eine Durchsuchung der Person und 
der Sachen, die sie bei sich führt, zulässig ist, muß 
bejaht werden; die Gründe, aus denen es unabweislich 
erscheint, auch eine solche Durchsuchung zuzulassen, 
sind schon oben (S. 219) dargelegt worden. 

§§ 99, 100. 

Die Vorschriften über die Vornahme einer Durch- 
suchung bei Nacht, die im übrigen mit dem § 104 
des geltenden Gesetzes übereinstimmen, ergeben, daß 
mit Einwilligung des Inhabers der zu durchsuchenden 
Räume zu einer Durchsuchung während der Nacht- 
stunden auch dann geschritten werden darf, wenn die 
besonderen Voraussetzungen, an welche die Vornahme 
einer nächtlichen Durchsuchung an sich gebunden ist, 
nicht vorliegen; ferner ist zum Ausdrucke gebracht, 
daß eine bei Tage begonnene Durchsuchung nicht not- 
wendig mit dem Beginne der Nachtzeit abgebrochen 
werden muß. 

§§ 101 bis 106. 

Die Vorschriften über die Zuständigkeit zur An- 
ordnung von Durchsuchungen und über die Art und 
Weise ihrer Ausführung enthalten nur in Nebenpunkten 
Änderungen des geltenden Rechtes (§§ 105 bis 110 
der Strafprozeßordnung). 

Der § 101 bringt eine Neuerung insofern, als nach 
Abs. 2 Satz 2 von der Zuziehung eines Gemeinde- 
beamten oder von Gemeindemitgliedern mit Zustim- 
mung des Inhabers der zu durchsuchenden Räume 
abgesehen werden darf. Es ist dem Umstände Rech- 
nung zu tragen, daß eine solche Zuziehung von dem 
Inhaber der Räume mitunter als eine Härte empfunden 
wird, weil er befürchtet, daß gerade infolge jener 
Maßnahme die Tatsache, daß eine Durchsuchung bei 
ihm stattgefunden hat, zur Kenntnis weiterer Kreise 
gelangen werde. Im übrigen ist zum Ausdrucke ge- 
bracht, daß die Zuziehung des Gemeindebeamten oder 
der Gemeindemitglieder, auch wenn sie möglich wäre, 
unterbleiben darf, wenn sie den Zweck der Durch- 
suchung gefährden würde. Gleiche Einschränkungen 
sind auch im § 102 Satz 2 und im. § 103 Abs. 2 Satz 2 
vorgesehen. 

Der § 102 weicht sachlich von dem jetzigen § 106 
nur darin ab, daß er für Fälle, in denen weder der 
Inhaber der zu durchsuchenden Räume bei der Durch- 
suchung zugegen ist noch ein erwachsener Angehöriger, 
Hausgenosse oder Nachbar des Inhabers als sein Ver- 
treter zugezogen werden kann, zur Wahrung der In- 
teressen des Inhabers die Zuziehung einer anderen 
Person als Vertreter vorschreibt. 

Die Bestimmungen des § 103 über die Durch- 
sicht der Papiere des von der Durchsuchung Be- 
troffenen entsprechen dem § 110 Abs. 1 bis 3 des 
geltenden Gesetzes. Die Vorschrift des jetzigen § 110 
Abs. 4 ist mit Rücksicht auf § 105 des Entwurfs ent- 
behrlich. 

Durch den § 104 (bisher § 107) wird sicherge- 
stellt, daß, wenn die Durchsuchung bei dem Verdäch- 
tigen erfolgt, dieser spätestens bei der Beendigung 
der Durchsuchung erfährt, auf welche strafbare Hand- 
lung sich der Verdacht bezieht, auch wenn er aus 
Unkenntnis der gesetzlichen Vorschrift eine schriftliche 
Mitteilung über den Zweck der Durchsuchung nicht 
verlangt. 

Die Vorschrift des § 105 (bisher § 108) umfaßt 



nunmehr auch den Fall, daß bei Gelegenheit einer 
Durchsuchung Schriftstücke gefunden werden, die zu 
dem anhängigen Verfahren in keiner Beziehung stehen, 
aber auf die Verübung einer anderen strafbaren Hand- 
lung hindeuten. Dieser Fall ist im geltenden Gesetze 
nur insoweit geregelt, als nach § 110 Abs. 4 der Richter 
die zu einer strafbaren Handlung in Beziehung stehen- 
den Papiere, die er bei einer Durchsuchung oder 
bei der Durchsicht der von einem anderen Beamten 
an ihn ausgelieferten Papiere findet, der Staatsanwalt- 
schaft mitzuteilen hat. Der Entwurf stellt klar, daß 
auch nichtrichterliche Beamte, wenn sie mit Einwilligung 
des von der Durchsuchung Betroffenen dessen Papiere 
durchsehen und hierbei Schriftstücke der in Frage 
stehenden Art finden, die Schriftstücke einstweilen in 
Beschlag zu nehmen und der Staatsanwaltschaft mit- 
zuteilen haben. 

§ 107. 

Die Vorschrift des Abs. 1 über die Rückgabe 
von Sachen an den Verletzten, dem sie durch die 
Straftat entzogen worden sind, entspricht dem 
§ 111 der geltenden Strafprozeßordnung; dabei 
wird außer Zweifel gesetzt, daß die Rückgabe sich 
auf solche Sachen beschränkt, die in amtliche Ver- 
wahrung genommen sind. Eine vorläufige Regelung 
des Besitzstandes bezüglich solcher dem Verletzten ent- 
zogenen Sachen, die nicht in amtliche Verwahrung 
genommen sind, gehört nicht zu den Aufgaben der 
Strafrechtspflege. Weiter ist zum Ausdrucke gebracht, 
daß die Aushändigung an den Verletzten so frühzeitig 
erfolgen soll, als es mit dem Zwecke des Strafverfahrens 
vereinbar ist. 

Eine Neuerung gegenüber dem geltenden Rechte 
liegt in der Vorschrift des Abs. 2, nach der das Gleiche 
wie für die entzogenen Sachen auch für den aus ihrer 
Veräußerung erzielten Erlös sowie für Sachen gelten 
soll, die aus dem dem Verletzten entzogenen Gelde an- 
geschafft worden sind, wenn der Verletzte die Heraus- 
gabe des Erlöses oder der Sachen beansprucht. Diese 
Vorschrift beseitigt den aus dem bisherigen Gesetze sich 
ergebenden 1 ), dem Rechtsgefühle widerstreitenden Zu- 
stand, daß der Verletzte in allen Fällen, in denen 
nicht die ihm entzogenen Sachen selbst, sondern an 
deren Stelle getretene Sachen in amtliche Verwahrung 
genommen sind, seitens der Straf behörden auf die 
Verfolgung seiner Rechte im Wege des Zivilprozesses 
verwiesen werden muß. Dadurch, daß unter den im 
Abs. 2 bezeichneten Voraussetzungen die Aushändi- 
gung des Erlöses und der Sachen der Behörde zur 
Pflicht gemacht wird, kommt zur Genüge zum Aus- 
drucke, daß nicht die Behörde selbst, etwa durch Aus- 
bringung eines Arrestes wegen der Kosten, den An- 
spruch des Verletzten illusorisch machen darf. 

Die Vorschrift des Abs. 3 trägt dem Umstände 
Rechnung, daß die Feststellung des Empfangsberech- 
tigten, auch wenn Ansprüche Dritter nicht in Frage 
stehen, unter Umständen umfangreiche Ermittelungen 
und die Entscheidung schwieriger Fragen des bürger- 
lichen Rechtes nötig macht. Der Entwurf gestattet 
daher für den Fall, daß Zweifel über die Person des 
Empfangsberechtigten bestehen, die Ablieferung der 
Sachen oder des Erlöses an eine öffentliche Hinter- 
legungsstelle. Diese Befugnis greift selbstverständlich 
auch dann Platz, wenn die Zweifel über die Person 



*) Zu vergl. die Urteile des Reichgerichts vom 
12. Januar 1880 (Entsch. in Strafs. Bd. 1 S. 144) und 
vom 3. Juni 1880 (Rechtsprechung Bd. 2 S. 20). 
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des Empfangsberechtigten durch Ansprüche Dritter auf 
Aushändigung der Sachen oder des Erlöses • hervor- 
gerufen werden. 

Achter Abschnitt. 

Vernehmung. Verhaftung. 
Vorführung. 

Der achte Abschnitt vereinigt die Vorschriften, 
die bisher im neunten und zehnten Abschnitt enthalten 
waren. Nach der einleitenden Vorschrift des § 108, 
die den Begriff des Beschuldigten gegenüber dem 
bloß Verdächtigen abgrenzt, wird zunächst die Ver- 
nehmung des Beschuldigten geregelt (§ 109). Hieran 
schließen sich die Vorschriften über die Untersuchungs- 
haft (§§ 110 bis 127), über die vorläufige Festnahme 
(§§ 128 bis 131) und über die steckbriefliche Verfolgung 
(§§ 132, 133). Den Schluß bilden die Vorschriften 
über die Vorführung des Beschuldigten (§§ 134 bis 136). 
Die für die Vernehmung des Beschuldigten geltenden 
Grundsätze sind vorangestellt, weil sie bei den weiteren 
Bestimmungen über die Vernehmung des Verhafteten 
(§§ 115, 116), des vorläufig Festgenommenen (§§ 129, 
130), des steckbrieflich Verfolgten (§ 133) und des Vor- 
geführten (§ 136 Abs. 1) in Betracht kommen. 

Die Vorschriften über die Vernehmung und die 
Vorführung enthalten keine grundsätzlichen Neue- 
rungen; dagegen werden auf dem Gebiete der Unter- 
suchungshaft und der vorläufigen Festnahme erhebliche 
Änderungen vorgeschlagen; ihre Ziele sind im all- 
gemeinen schon oben (S. 157 ff.) dargelegt. Die Be- 
stimmungen über die Untersuchungshaft finden eine 
Ergänzung durch einzelne in anderen Abschnitten ent- 
haltene Vorschriften, insbesondere über den Verkehr 
des in Haft befindlichen Beschuldigten mit dem Ver- 
teidiger (§ 148), über die Vollziehung der Unter- 
suchungshaft gegen Jugendliche (§ 368), über die Un- 
zulässigkeit der Untersuchungshaft in Privatklagesachen 
(§ 385 Abs. 3) und über die Anrechnung der Unter- 
suchungshaft auf die erkannte Strafe (§ 469, § 475 
Abs. 2). 

§ 108. 

Als Beschuldigten bezeichnet die geltende Straf- 
prozeßordnung im allgemeinen jeden, der in den Ver- 
dacht einer strafbaren Handlung gerät, wenn gegen ihn 
auf Grund des Verdachts von einer Behörde in irgend 
einer Weise eingeschritten oder ein behördliches Ein- 
schreiten auch nur in Antrag gebracht wird; nur ver- 
einzelt (§ 102) wird von dem „einer strafbaren Handlung 
Verdächtigen" gesprochen, ohne daß eine scharfe 
Grenze zwischen dem Verdächtigen und dem Be- 
schuldigten gezogen ist Der Entwurf führt als all- 
gemeine Bezeichnung für Personen, die bei einer Be- 
hörde in den Verdacht einer strafbaren Handlung 
geraten, den Ausdruck „Verdächtiger" ein und be- 
zeichnet diesen nur dann als Beschuldigten, wenn er 
als solcher vom Richter vernommen oder wenn ein 
Haftbefehl oder ein Vorführungsbefehl gegen ihn er- 
lassen wird. 

Die bezeichnete Terminologie entspricht einer 
schon bei der Beratung der Strafprozeßordnung her- 
vorgetretenen Anregung 1 ) und trägt dem Umstände 
Rechnung, daß die Rechtsstellung des in den Verdacht 
einer strafbaren Handlung Geratenen sich wesentlich 
ändert, sobald er als Beschuldigter vom Richter ver- 
nommen oder gegen ihn ein Haftbefehl oder Vor- 

*) Zu vergl. Hahn, Materialien zur Strafprozeß- 
ordnung, 2. Aufl., Abt. II S. 1224 ff. 



führungsbefehl erlassen wird. Erst wenn es zu einer 
dieser Untersuchungshandlungen gekommen ist, wird 
ihm mit Rücksicht auf das erhöhte Interesse, das er 
nunmehr an der weiteren Entwickelung des Verfahrens 
hat, das Recht eingeräumt, zu weiteren richterlichen 
Untersuchungshandlungen zugezogen und von einer 
Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft 
in Kenntnis gesetzt zu werden (§§ 168, 169, 174 des 
Entwurfs; § 167 Abs. 2, § 168 Abs. 2 des geltenden 
Gesetzes); erst durch die richterliche Vernehmung er- 
langt ferner der Verdächtige das Recht, die Vornahme 
von Beweiserhebungen zu' beantragen (§ 171 Abs. 1 des 
Entwurfs; § 164 Abs. 1 des Gesetzes). Diese Ver- 
schiedenheit der Rechtsstellung wird durch die Aus- 
drucksweise des Entwurfs kenntlich gemacht; zugleich 
ergibt sich der Vorteil, daß aus der Fassung der ein- 
zelnen Vorschriften ohne weiteres zu entnehmen ist, ob 
sie für jeden Verdächtigen oder nur für solche Geltung 
haben, die als Beschuldigte vom Richter vernommen 
werden oder gegen die ein Haftbefehl oder Vor- 
führungsbefehl erlassen wird. In der Verwendung 
der Bezeichnungen Angeschuldigter und Angeklagter 
stimmt der Entwurf mit dem geltenden Rechte überein 
(§ 175 Abs. 2, § 200 Abs. 3 des Entwurfs; § 155 
des Gesetzes). 

§ 109. 

Die Vorschriften über die Vernehmung des Ver- 
dächtigen als Beschuldigter beziehen sich, ebenso wie 
§ 136 des geltenden Gesetzes, unmittelbar nur auf 
den Fall, daß die Vernehmung durch einen Richter 
erfolgt. Die Tragweite der Vorschriften reicht jedoch 
insofern über ihr unmittelbares Anwendungsgebiet 
hinaus, als darin die grundsätzliche Auffassung über 
die Stellung des Verdächtigen im Strafverfahren 
zum Ausdrucke kommt. Auch bei einer Ver- 
nehmung des Verdächtigen durch einen Beamten 
der Staatsanwaltschaft oder des Polizei- und Sicherheits- 
dienstes (§ 162 Abs. 2) werden daher die Grundsätze 
des § 109 zu berücksichtigen sein. Wie aus der 
Stellung der Vorschriften! des § 109 im ersten Buche 
hervorgeht, haben sie für alle Abschnitte des Ver- 
fahrens Bedeutung. Nur für die Vernehmung in der 
Hauptverhandlung gilt dies nach § 230 Abs. 2 in be- 
schränktem Maße. 

Der Entwurf geht mit dem geltenden Gesetze 
(§ 136) grundsätzlich davon aus, daß niemand ge- 
zwungen werden darf, wider seinen Willen zu seiner 
Oberführung beizutragen, und daß die Vernehmung 
in erster Reihe den Interessen der Verteidigung zu 
dienen bestimmt ist. Die aus diesem Grundsatze zu 
ziehenden Folgerungen sind im Entwürfe schärfer als 
bisher zum Ausdrucke gebracht. Besonderes Gewicht 
ist darauf gelegt, dem Richter zur Pflicht zu machen, 
daß er den Beschuldigten bei der Vernehmung über die 
jeweilige Sach- und Rechtslage unterrichtet, ihn nament- 
lich auf die belastenden Umstände hinweist (§ 109 
Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 3 Satz 1). Durch die Vorschrift 
des Abs. 3 Satz 2, wonach der Beschuldigte, sofern er 
zur Äußerung bereit ist, in gleicher Weise wie ein 
Zeuge oder Sachverständiger (§ 55 Abs. 1, § 70 Abs. 1) 
zu einer zusammenhängenden Erklärung zu veranlassen 
ist, soll dem unter der Herrschaft des geltenden 
Rechtes mitunter beobachteten Verfahren vorgebeugt 
werden, daß der Richter sich auf die Vorlegung ein- 
zelner, ihm wichtig erscheinender Fragen beschränkt, 
anstatt dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, alles, 
was nach dessen Auffassung von Bedeutung ist, im 
Zusammenhange darzulegen. Ein Beschuldigter, welcher 
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Tatsachen geltend macht, die zu seinen Gunsten 
sprechen, ist vom Richter zur Bezeichnung der Be- 
weismittel aufzufordern (Abs. 3 Satz 3). Die im Abs. 4 
gegebene Vorschrift über die Protokollierung der Er- 
klärungen des Beschuldigten, füllt eine Lücke des gel- 
tenden Rechtes im Sinne der herrschenden Praxis aus. 
§110. 

Die Vorschrift des Abs. 1 über die allgemeinen 
Voraussetzungen für die Anordnung der Untersuchungs- 
haft entspricht im wesentlichen dem § 112 Abs. 1 Satz 1 
des geltenden Gesetzes. Insbesondere stimmt der Ent- 
wurf mit dem bestehenden Rechte darin überein, daß 
er als Gründe der Untersuchungshaft die Fluchtgefahr 
und die Kollusionsgefahr anerkennt. Von der Auf- 
nahme einer dem § 176 Nr. 4 der Militärstraf ger ich ts- 
ordnung entsprechenden Vorschrift, durch welche die 
Untersuchungshaft auch zur Verhütung weiterer Straf- 
taten des Verdächtigen zugelassen wird, ist abgesehen. 
Wenn eine solche Vorschrift im militärgerichtlichen Ver- 
fahren aus der Besonderheit des militärischen Dienst- 
verhältnisses sich rechtfertigen läßt, ist sie doch hier 
nicht am Platze; denn im allgemeinen kann ein das 
Strafverfahren regelndes Gesetz nicht die Aufgabe haben, 
Vorbeugungsmaßregeln polizeilicher Natur zu treffen 1 ). 

Durch die Fassung des Abs. 1 wird klargestellt, 
daß auch wegen Fluchtgefahr, nicht anders als wegen 
Kollusionsgefahr, die Haft nur angeordnet werden darf, 
wenn die Gefahr sich aus bestimmten Tatsachen ergibt. 
Ferner ist, dem Zwecke der Kollusionshaft ent- 
sprechend, zum Ausdrucke gebracht, daß die Gefahr 
einer Beeinflussung von Zeugen o.der Mitschuldigen 
durch den Verdächtigen die Anordnung der Unter- 
suchungshaft nur dann rechtfertigt, wenn zu befürchten 
ist, daß durch das Verhalten des Beschuldigten die 
Wahrheitsermittelung erschwert werde. Die Vorschrift 
des bisherigen § 112 Abs. 1 Satz 2, nach der die Tat- 
sachen, welche die Fluchtgefahr begründen, aktenkundig 
zu machen sind, ist gestrichen, weil im § 114 vorge- 
schrieben wird, daß diese Tatsachen in den Haftbefehl 
selbst aufgenommen werden müssen. 

Auch die Vorschrift des bisherigen § 112 Abs. 2, 
die für gewisse Fälle eine Vermutung für die Flucht- 
gefahr aufstellt, bringt der Entwurf in Wegfall. Sie 
hat namentlich insoweit, als sie bei Verbrechen die 
Verhaftung wegen Fluchtverdachts ohne weitere Vor- 
aussetzungen zuläßt, zu unerwünschten Folgen ge- 
führt. Denn in der Praxis ist dadurch mitunter die 
Annahme hervorgerufen worden, daß sich in den 
Fällen, in denen ein Verbrechen den Gegenstand der 
Untersuchung bildet, auch die Prüfung erübrige, ob 
nicht die Umstände des Einzelfalls die Gefahr der 
Flucht des Beschuldigten beseitigen. Infolge des Weg- 
falls der Vorschrift wird es künftig auch in den dort 
bezeichneten Fällen stets der Angabe bestimmter, die 
Fluchtgefahr begründender Tatsachen bedürfen. Daß 
die im § 112 Abs. 2 des geltenden Gesetzes unter 
Nr. 2, 3 hervorgehobenen Umstände (Heimatlosigkeit, 
Landstreichen, mangelnder Ausweis, Ausländereigen- 
schaft) für die Frage, ob der Beschuldigte fluchtver- 
dächtig ist, auch künftig von besonderer Bedeutung 
sein werden, bedarf keiner Ausführung. Zweifel "könnten 
dagegen entstehen, ob ohne ausdrückliche Vorschrift 
auch die Annahme, daß den Verdächtigen eine ver- 
hältnismäßig schwere Strafe treffen werde, als eine 

*) Zu vergl. die Motive zur Strafprozeßordnung, 
Hahn, Materialien zur Strafprozeßordnung, 2. AufL 
Abt. I S. 130. 



die Fluchtgefahr begründende Tatsache gelten und für 
sich allein die Verhängung der Haft rechtfertigen könne. 
Dem praktischen Bedürfnis entspricht es, in diesem 
Falle die Fluchtgefahr zu vermuten, da die Furcht 
vor einer besonders schweren Strafe für den Verdäch- 
tigen regelmäßig einen ausreichenden Beweggrund zur 
Flucht bilden wird. Der Entwurf bestimmt daher 
(Abs. 2), daß zur Begründung der Fluchtgefahr die 
Feststellung weiterer Tatsachen nicht erforderlich ist, 
wenn nach den Umständen des Falles anzunehmen 
ist, daß wegen der Tat auf Todesstrafe, auf Zuchthaus 
oder auf eine die Dauer eines Jahres übersteigende 
Freiheitsstrafe anderer Art zu erkennen sein wird. Zu 
einer schematischen Verhängung der Haft kann diese 
Vorschrift nicht Anlaß geben, da sie dem Richter die 
Berücksichtigung aller für das Strafmaß in Betracht 
kommenden Umstände, soweit sie zur Zeit der Ent- 
scheidung über die Haft bekannt sind, zur Pflicht 
macht Im übrigen hat der Richter auch dann, wenn 
nach seiner Auffassung auf eine der bezeichneten Strafen 
zu erkennen sein wird, zu prüfen, ob nicht besondere 
Umstände der Annahme der Fluchtgefahr entgegen- 
stehen. 

gm. 

Nach dem jetzigen § 113 darf bei strafbaren Hand- 
lungen, die nur mit Haft oder Geldstrafe bedroht 
sind, die Untersuchungshaft nur wegen Fluchtgefahr 
und nur unter besonderen, in der Person des Ver- 
dächtigen liegenden Voraussetzungen verhängt werden. 
Dieser Vorschrift liegt der Gedanke zu Grunde, daß 
in geringfügigen Strafsachen eine so einschneidende 
Maßnahme wie die Untersuchungshaft durch Kollusions- 
gefahr überhaupt nicht und durch Fluchtgefahr nur 
ausnahmsweise gerechtfertigt werden kann. Der Ent- 
wurf hält an dieser Auffassung grundsätzlich fest, gibt 
ihr aber weitergehende Folgen als das geltende Recht 

Zunächst wird im § 111 Abs. 1 Satz 1 der Kreis 
der Sachen, in denen wegen der Geringfügigkeit der 
Strafandrohung die Haft nur wegen Fluchtgefahr und 
nur unter erschwerten Voraussetzungen angeordnet wer- 
den darf, auf alle strafbaren Handlungen ausgedehnt, 
bei denen keine schwerere Strafe als drei Monate Ge- 
fängnis angedroht ist. Auch bei den hierunter fallen- 
den Vergehen handelt es sich um Verfehlungen gering- 
fügiger Art, mit deren Bedeutung die Verhängung 
der Untersuchungshaft regelmäßig nicht im Einklänge 
steht. Andererseits führt der Entwurf die jetzige Vor- 
schrift insofern auf ihr richtiges Maß zurück, als auch 
bei den ausschließlich mit Geldstrafe bedrohten Ver- 
gehen die Untersuchungshaft unter den gewöhnlichen 
Voraussetzungen zugelassen werden soll, wenn der Be- 
trag der angedrohten Strafe 3000 M übersteigt; denn 
hier kann, insbesondere bei Zoll- und Steuerhinter- 
ziehungen, der Betrag der angedrohten und zu er- 
wartenden Geldstrafe eine so bedeutende Höhe er- 
reichen, daß die Gefahr, der Verdächtige werde unter 
Mitnahme seines Vermögens ins Ausland fliehen, ohne 
weiteres begründet erscheint. Außerdem besteht gerade 
in Fällen dieser Art nicht selten die Besorgnis, daß 
der Verdächtige Zeugen und Mitschuldige beeinflussen 
und hierdurch die Ermittelung der Wahrheit erschweren 
werde; die Berücksichtigung der Kollusionsgefahr ist 
daher hier unerläßlich. 

Auch die erschwerten Voraussetzungen, unter denen 
bei geringfügigen Delikten der in Frage stehenden Art 
die Haft wegen Fluchtgefahr verhängt werden darf, 
werden im Entwurf (Abs. 1 Satz 2) anders bestimmt 
als im geltenden Rechte. Zunächst läßt der Entwurf 
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bei solchen Delikten die Haft wegen Fluchtgefahr dann 
zu, wenn der Verdächtige sich dem Verfahren durch 
die Flucht bereits entzogen oder Anstalten hierzu ge- 
troffen hat. Die Vorschrift beruht auf der Erwägung, daß 
es mit den Aufgaben der Rechtspflege auch bei gering- 
fügigen Delikten nicht vereinbar sein würde, wenn der 
Staat sich des Verdächtigen selbst dann nicht versichern 
dürfte, wenn dieser die Flucht ergreift oder doch Miene 
macht, sich der Bestrafung durch die Flucht zu entziehen. 
Außer diesen Fällen soll die Haft wegen Fluchtgefahr 
bei Delikten der in Frage stehenden Art nur dann 
verhängt werden, wenn der Verdächtige im Inlande 
keinen dauernden Aufenthalt hat oder unter Polizeiauf- 
sicht steht oder wenn ein Ausweis über seine Person 
nicht zu erlangen ist. Durch diese Regelung wird 
eine Ausnahmevorschrift für Ausländer, wie sie der 
§ 112 Abs. 2 Nr. 3 der geltenden Strafprozeßordnung 
enthält, entbehrlich. 

Die wichtigste Neuerung gegenüber dem gelten- 
den Rechte liegt darin, daß nach Abs. 2 auch bei 
anderen als den schon durch die angedrohte Strafe 
als geringfügig sich darstellenden strafbaren Hand- 
lungen die Untersuchungshaft nur unter den im Abs. 1 
bezeichneten Voraussetzungen verhängt werden darf, 
wenn nach Lage der Sache anzunehmen ist, daß gegen 
den Verdächtigen auf keine schwerere Strafe als Ge- 
fängnis von einem Monat oder Haft oder dreitausend 
Mark Geldstrafe, allein oder in Verbindung mitein- 
ander oder in Verbindung mit Nebenstrafen zu er- 
kennen sein wird. Erst durch diesen Vorschlag wird 
der Gedanke, daß in geringfügigen Sachen die Unter- 
suchungshaft nur bei Fluchtgefahr und nur in be- 
stimmten Ausnahmefällen angebracht ist, zur vollen 
Geltung gebracht. Die Strafgrenzen des Abs. 2, die 
sich auf die im einzelnen Falle zu erwartende Strafe 
beziehen, können naturgemäß nicht so hoch gegriffen 
werden wie diejenigen des Abs. 1, die lediglich die 
angedrohte Strafe im Auge haben. Denn zur Zeit der 
Entscheidung über die Haft ist eine unzutreffende Ab- 
schätzung der Strafe, die den Verdächtigen treffen 
wird, leicht möglich und die Tat kann sich im Laufe 
des weiteren Verfahrens als erheblich strafwürdiger 
darstellen, als bei der Entscheidung über die Haft 
anzunehmen war. Dies nötigt dazu, bei der Ein- 
schränkung der Untersuchungshaft hier mit Vorsicht 
zu verfahren. 

Während die Vorschriften des Abs. 1 auch dann 
anwendbar sind, wenn das Verfahren mehrere strafbare 
Handlungen desselben Verdächtigen zum Gegenstande 
hat, deren keine mit einer schwereren als der im 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Strafe bedroht ist, findet 
die Vorschrift des Abs. 2, wie sich aus der Fassung 
ergibt, nur Anwendung, wenn nach Lage der Sache 
anzunehmen ist, daß wegen der sämtlichen strafbaren 
Handlungen, die dem Beschuldigten zur Last gelegt 
werden, im ganzen auf keine schwerere als die im 
Abs. 2 bezeichnete Strafe zu erkennen sein wird. 

Die im Abs. 3 gegebene Ausnahmevorschrift für 
Übertretungen der im § 361 Nr. 3 bis 8 des Straf- 
gesetzbuchs bezeichneten Art rechtfertigt sich dadurch, 
daß hjer neben Haft oder Geldstrafe die schwere 
Nebenstrafe der Überweisung an die Landespolizeibe- 
hörde in Betracht kommt. Gegenüber dem geltenden 
Gesetze (§ 113) wird klargestellt, daß die Ein- 
schränkungen der Verhängung der Untersuchungshaft 
gegenüber Bettlern außer Anwendung bleiben, auch 
wenn nicht oder noch nicht festgestellt ist, daß Rück- 



fall oder ein anderer nach § 362 Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuchs die Überweisung an die Landespolizeibe- 
hörde rechtfertigender Umstand vorliegt. Wegen der 
Zuhälter, gegen welche die Überweisung an die Landes- 
polizeibehörde gleichfalls zulässig ist, bedurfte es einer 
Ausnahmevorschrift nicht, da sie mit Gefängnis nicht 
unter einem Monate bestraft werden (§ 181 a Abs. 1 
des Strafgesetzbuchs), ihnen gegenüber daher die An- 
wendung des Abs. 2 kaum in Frage kommen wird. 

§ 112. 

Die Vorschrift des Abs. 1 über die Art der An- 
ordnung der Untersuchungshaft« entspricht dem gel- 
tenden Rechte (§ 114 Abs. 1, § 125 Abs. 3 der Straf- 
prozeßordnung). In den Abs. 2, 3 wird die Gerichts- 
behörde bestimmt, die in den einzelnen Abschnitten 
des Verfahrens die Entscheidung über die Haft zu 
treffen hat. Vor Erhebung der öffentlichen Klage soll, 
wie nach der geltenden Strafprozeßordnung (§ 125 
Abs. 1, 2), jeder Amtsrichter, in dessen Bezirk ein 
Gerichtsstand für die Sache begründet ist, zur Ver- 
hängung der Haft befugt, hierbei aber, außer in drin- 
genden Fällen, an einen Antrag der Staatsanwaltschaft 
gebunden sein. Die jetzige Vorschrift, daß die gleichen 
Befugnisse auch dem Amtsrichter zustehen, in dessen 
Bezirke der Verdächtige betroffen wird, konnte weg- 
fallen, weil nach § 4 des Entwurfs der Gerichtsstand 
auch bei dem Gerichte begründet ist, in dessen Bezirke 
der Verdächtige ergriffen oder dem ein vorläufig Fest- 
genommener vorgeführt wird. Die Vorschriften über 
die Befugnis zur Verhängung der Untersuchungshaft 
nach Erhebung der öffentlichen Klage stimmen im 
wesentlichen mit dem geltenden Gesetze (§ 124) über- 
ein. Der Annahme, daß auch das Revisionsgericht, 
das lediglich mit der Prüfung der Revisionsanträge 
befaßt und zur Feststellung und Würdigung tatsäch- 
licher Verhältnisse nicht berufen ist, über die An- 
ordnung der Untersuchungshaft zu entscheiden habe, 
ist dadurch vorgebeugt, daß die Befugnis nicht wie 
bisher dem „zuständigen" Gerichte, sondern dem „mit 
der Sache befaßten" Gerichte zugewiesen wird 1 ). Dem- 
gemäß ist an den übrigen Stellen des Entwurfs, die 
sich auf die Befugnis zur Erlassung der auf die Unter- 
suchungshaft bezüglichen Entscheidungen beziehen, der 
Ausdruck „zuständiges Gericht" vermieden und durch 
die Worte „das Gericht, das mit der Sache befaßt 
ist" ersetzt (§ 125 Abs. 1, § 129 Satz 2). Soweit sich 
aus dem Zusammenhang ergibt, daß nur das mit der 
Sache befaßte Gericht in Betracht kommen kann, spricht 
der Entwurf schlechthin vom Gerichte (§ 117 Abs. 5 
Satz 1, § 118 Abs. 2, § 120 Abs. 2, § 123 Abs. 1, 
§ 129, § 130 Abs. 1, 2). 

Eine Abweichung von den Vorschriften des gelten- 
den Gesetzes liegt darin, daß dem Vorsitzenden des 
Gerichts die Befugnis, in dringenden Fällen den Haft- 
befehl selbständig zu erlassen, künftig nicht erst von 
der Eröffnung des Hauptverfahrens, sondern bereits 
von der Erhebung der öffentlichen Klage an zustehen 
soll. Dies beruht darauf, daß in der Zeit zwischen 
der Erhebung der öffentlichen Klage und der Eröff- 
nung des Hauptverfahrens der Vorsitzende künftig mehr 
als bisher mit der Sache selbständig befaßt sein wird 
und daß sich in diesem Zwischenstadium die Not- 
wendigkeit einer schleunigen Verhaftung leicht heraus- 
stellen kann. 



l ) Zu vergl. auch Entsch. des Reichsgerichts in 
Strafs. Bd. 3 S. 421, Rechtsprechung des Reichsgerichts 
Bd. 9 S. 352. 
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8H3- 

Die Vorschrift über die Verhaftung bei Antrags- 
delikten beruht auf den gleichen Erwägungen wie die 
Vorschrift des § 91 über die Beschlagnahme bei solchen 
Vergehen. Da die Verhängung der Untersuchungshaft 
eine bedeutend schwerere Maßregel darstellt als eine 
Beschlagnahme, ist die Frist, nach deren Ablauf die 
Maßregel aufzuheben ist, wenn der Antrag nicht ein- 
geht, hier auf eine Woche beschränkt. Selbstverständ- 
lich muß der Richter befugt sein, dem Antragsberech- 
tigten unter Umstanden eine noch kürzere Frist zu 
setzen. ., 

§114. 

Die Vorschriften des § 114 betreffen den Inhalt 
des Haftbefehls (Abs. 1) und die Art seiner Bekannt- 
machung (Abs. 2). Eine Neuerung gegenüber dem 
geltenden Rechte liegt darin, daß nach Abs. 1 Satz 2 
im Haftbefehl anzugeben ist, in welches Untersuchungs- 
gefängnis der Beschuldigte im Falle der Verhaftung 
eingeliefert werden soll. Die Vorschrift steht im Zu- 
sammenhange mit den Bestimmungen der §§ 115, 116 
über die. Vorführung und die Vernehmung des Ver- 
hafteten. Den Anforderungen, die der Entwurf im 
übrigen an den Inhalt des Haftbefehls stellt, wird 
in der Praxis schon jetzt meistens genügt, obgleich die 
Vorschriften des § 114 Abs. 2, des § 112 Abs. 1 Satz 2 
und des § 125 Abs. 3 der geltenden Strafprozeßordnung 
die Frage weniger eingehend behandeln. Eine Ab- 
schwächung dieser Anforderungen ist um so weniger 
angezeigt, als es bei der Regelung, die das Verfahren 
nach der Verhaftung im Entwurf erhält, besonders er- 
wünscht erscheint, daß der Inhalt des Haftbefehls in 
jedem Falle eine ausreichende Grundlage für die Ver- 
nehmung des Verhafteten durch einen über die Sache 
sonst nicht unterrichteten Richter bildet. Nach dem 
Entwürfe sind im Haftbefehl auch die Tatsachen anzu- 
geben, aus denen die Fluchtgefahr oder Kollusions- 
gefahr gefolgert wird. Die Vorschrift des geltenden 
Rechtes, daß der Beschuldigte in dem Haftbefehl „ge- 
nau" zu bezeichnen sei (§114 Abs. 2 der Strafprozeß- 
ordnung), ist in den Entwurf nicht übernommen; die 
Angabe des Namens des Beschuldigten in dem Haft- 
befehl ist nicht unter allen Umständen erforderlich, 
vielmehr kann ein Haftbefehl auch in solchen Fällen 
erlassen werden, in denen der Name des Verdächtigen 
nicht bekannt ist, seine Persönlichkeit aber in anderer 
Weise mit genügender Deutlichkeit bezeichnet werden 
kann. 

Die Vorschriften des Abs. 2 über die Bekannt- 
machung des Haftbefehls entsprechen im wesentlichen 
dem geltenden Gesetze (§ 114 Abs. 3, § 125 Abs. 3). 
Daß für die förmliche Bekanntmachung die allge- 
meinen Regeln des § 28 Abs* 1 Satz 2, 3, Abs, 2 maß- 
gebend sind, ist als selbstverständlich nicht besonders 
zum Ausdrucke gebracht. Neu aufgenommen ist die 
Vorschrift, daß, falls die förmliche Bekanntmachung 
des Haftbefehls bei der Verhaftung nicht tunlich 
erscheint, dem Verhafteten vorläufig mitzuteilen ist, 
welcher strafbaren Handlung er verdächtig ist. Denn 
in den Fällen, in denen die Bekanntmachung des Haft- 
befehls durch Zustellung zu erfolgen hat, wird bei 
der Verhaftung ein zur Vornahme von Zustellungen 
befugter Beamter regelmäßig nicht zugegen sein; es 
erscheint aber nicht angemessen, daß der Verhaftete 
in Fällen dieser Art bis zur förmlichen Bekanntmachung 
des Haftbefehls im ungewissen darüber bleibt, welche 
strafbare Handlung ihm zur Last gelegt wird. 



§§ 115, 116. 

Die Frage, was mit dem Beschuldigten nach der 
Verhaftung zu geschehen hat, ist bisher nicht eingehend 
geregelt. Die geltende Strafprozeßordnung beschränkt 
sich auf die Vorschrift, daß der Verhaftete spätestens an 
dem Tage nach seiner Einlieferung in das Gefängnis 
durch einen Richter über den Gegenstand der Be- 
schuldigung gehört werden muß (§ 115, § 125 
Abs. 3); daneben gibt sie nur noch eine besondere 
Regel, welche die Wahrung der Interessen der auf 
Grund eines Haftbefehls oder Steckbriefs ergriffenen 
Personen für den Fall sichern soll, daß sie nicht 
spätestens an dem Tage nach der Ergreifung vor den 
zuständigen Richter gestellt werden können (§ 132). 
Ein besonderer Rechtsbehelf gegen die Anordnung der 
Untersuchungshaft ist dem Beschuldigten nicht ein- 
geräumt, so daß dieser auf das im schriftlichen Ver- 
fahren zu erledigende Rechtsmittel der Beschwerde 
angewiesen ist. Auf Grund dieser Vorschriften hat 
sich in der Praxis die Gepflogenheit herausgebildet, in 
Fällen, in denen der Haftbefehl gegen einen nicht am 
Sitze des Gerichts befindlichen Beschuldigten erlassen 
wird, den Beschuldigten zunächst in das dem Orte der 
Verhaftung nächste Untersuchungsgefängnis einliefern 
und an den Sitz des Gerichts erst dann überführen 
zu lassen, wenn dies durch die Zwecke der Unter- 
suchung, insbesondere mit Rücksicht auf die bevor- 
stehende Hauptverhandlung nötig wird; die vor- 
geschriebene Vernehmung des Verhafteten wird in 
diesen Fällen durch den Amtsrichter bewirkt, in dessen 
Bezirke der Verhaftete zunächst untergebracht ist Dieses 
Verfahren bietet auf der einen Seite Vorzüge, und 
zwar in erster Reihe für den Verhafteten selbst; ins- 
besondere bleiben dem Verhafteten, wenn es ihm ge- 
lingt, die Aufhebung des Haftbefehls oder seine Frei- 
lassung gegen Sicherheitsleistung zu erwirken, die Un- 
annehmlichkeiten erspart, die mit der Überführung an 
einen anderen Ort selbst bei der schonendsten Aus- 
führung verbunden sind. Auch dann, wenn der 
Verhaftete nicht alsbald seine Freilassung erlangt, liegt 
es nicht selten in seinem Interesse, solange als möglich 
an dem Orte der Verhaftung oder in dessen Nähe 
zu bleiben, da er hier seine wirtschaftlichen Interessen 
durch Rücksprachen mit seinen Angehörigen, Ange- 
stellten oder geschäftlichen Vertretern leichter wahr- 
nehmen kann. Auf der anderen Seite ist das ge- 
schilderte Verfahren für den Verhafteten, solange er 
auf das Rechtsmittel der Beschwerde angewiesen ist, 
insofern mit Nachteilen verbunden, als ihm die Mög- 
lichkeit genommen ist, dem Gerichte, dem die Ent- 
scheidung über die Aufrechterhaltung des Haftbefehls 
zusteht, die Gründe mündlich vorzutragen, aus denen 
er seine Freilassung beanspruchen zu können glaubt. 
Dies kann dazu führen, daß die Tatsachen, die er 
für die Aufhebung des Haftbefehls anführt, als nicht 
stichhaltig angesehen werden, während das Gericht 
sie als durchgreifend betrachtet haben würde, wenn 
es von den Anführungen des Beschuldigten nicht nur 
auf schriftlichem Wege Kenntnis erlangt, sondern ihn 
gesehen und gehört hätte. 

Der Entwurf trifft eine Regelung, welche die Vor- 
züge des bisherigen Verfahrens und die zuletzt er- 
wähnten Interessen des Verhafteten in gleicher Weise 
berücksichtigt. Unnötige Transporte sollen vermieden, 
andererseits aber dem Verhafteten in jedem Falle die 
Möglichkeit verschafft werden, dem zur Aufhebung des 
Haftbefehls befugten Gerichte mündlich vorzutragen, 
was er gegen die Anordnung der Untersuchungshaft 
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vorzubringen hat. Zur Erreichung dieser Zwecke wird 
ein besonderes Einwendungsverfahren vorgeschlagen, in 
welchem von dem zur Aufhebung des Haftbefehls be- 
fugten Gericht auf Grund einer mündlichen Verhand- 
lung darüber zu entscheiden ist, ob der Haftbefehl fort- 
bestehen soll oder nicht. Die Entscheidung wird in 
der Regel dem Gericht oder Richter zustehen, von dem 
der Haftbefehl erlassen ist; unter Umstanden kann sie 
jedoch auch einem anderen Gericht oder Richter ob- 
liegen, weil die Sache in der Zeit, die zwischen der 
Anordnung der Haft und ihrer Vollziehung liegt, in 
einen neuen Abschnitt des Verfahrens getreten ist. 
Jedenfalls wird, mag das Einwendungsverfahren sich 
vor dem Amtsrichter, der den Haftbefehl erlassen hat, 
oder nach Erhebung der öffentlichen Klage vor dem mit 
der Sache befaßten Gericht oder in der Voruntersuchung 
vor dem Untersuchungsrichter abspielen, der Vorteil 
erzielt, daß der Beschuldigte seine Einwendungen 
dort vorträgt, wo die Sache am besten bekannt ist. 
Dieser Vorteil würde verloren gehen, wenn man das 
Einwendungsverfahren vor das Beschwerdegericht ver- 
legen wollte, das mit der Sache nur auf Grund 
der Einwendungen und nur zum Zwecke der Ent- 
scheidung hierüber befaßt sein würde. Außerdem 
würde bei einer solchen Regelung die Durchführung 
des Verfahrens zu erheblichen Verzögerungen führen. 
Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 
Nach § 114 Abs. 1 Satz 2 hat der Richter sich 
bei der Anordnung der Untersuchungshaft darüber 
schlüssig zu' machen, ob der Verhaftete in das dem 
Orte der Verhaftung nächste oder in ein anderes, be- 
stimmt bezeichnetes Untersuchungsgefängnis gebracht 
werden soll. Ersteres wird in der Regel dann ange- 
ordnet werden, wenn es zunächst nur darauf ankommt, 
sich der Person des Beschuldigten zu versichern, 
letzteres dann, wenn die Anwesenheit des Beschuldigten 
am Sitze des Gerichts mit Rücksicht auf die Zwecke 
des Verfahrens erforderlich erscheint. Für beide Fälle 
gilt die Vorschrift des § 115 Abs. 1 Satz 1, daß die 
Ein lieferung des Verhafteten unverzüglich zu bewirken 
und der Verhaftete spätestens an dem Tage nach der 
Einlieterung durch einen Richter zu vernehmen ist. 
Dagegen haben die Vorschriften des Abs. 1 Satz 2, 3 
über die Vorführung des Verhafteten vor den nächsten 
Amtsrichter Bedeutung nur für den zweiten Fall. Er- 
gibt sich hier, daß die Einlieferung in die im Haft- 
befehle bezeichnete Anstalt nicht bis zum Ablaufe des 
auf die Verhaftung folgenden Tages geschehen kann, 
so soll im Interesse des Verhafteten auch ohne dessen 
ausdrückliches Verlangen die Vorführung vor den 
nächsten Amtsrichter erfolgen; sie darf nur unterbleiben, 
wenn der Verhaftete die unmittelbare Einlieferung in 
die im Haftbefehle bezeichnete Anstalt, ungeachtet der 
damit verbundenen Verzögerung seiner Vernehmung, 
verlangt 

Für die Vernehmung des Verhafteten gelten nach 
dem Entwürfe gleiche Regeln, einerlei ob sie durch 
den Richter, in dessen Bezirke der Verhaftete nach 
dem Haftbefehl unterzubringen war, oder auf Grund 
des § 115 Abs. 1 Satz 2, 3 durch den nächsten Amts- 
richter erfolgt. In beiden Fällen ist zunächst zu prüfen, 
ob der Haftbefehl noch zu Recht besteht und ob der 
Ergriffene die im Haftbefehle bezeichnete Person ist 
(§ 115 Abs. 2 Satz 1). Führt diese Prüfung nicht 
zur Freilassung des Ergriffenen, so ist der Verhaftete 
über den Gegenstand der Beschuldigung zu vernehmen 
(§ 115 Abs. 2 Satz 2). Bei dieser Vernehmung ist 
stets auf die Sache selbst einzugehen. Zwar wird, ins- 



besondere in den Fällen, in denen dem vernehmenden 
Richter weitere Unterlagen als der Haftbefehl nicht 
zu Gebote stehen, die Vernehmung zur Sache nicht 
immer besonders eingehend sein können. Immerhin 
wird sich auch dann eine Erörterung der wesentlichsten 
Punkte, die der Verhaftete gegenüber der Annahme 
des Tatverdachts und der Flucht- oder Kollusionsgefahr 
auszuführen hat, ermöglichen lassen. 

Für das weitere Verfahren kommt es darauf an, 
ob der Richter zur Aufhebung des Haftbefehls befugt 
ist. Ist dies der Fall, so bietet die erste Vernehmung 
dem Verhafteten ausreichende Gelegenheit, diejenigen 
Tatsachen, die nach seiner Ansicht bei der Entscheidung 
über die Aufrechterhaltung des Haftbefehls in Betracht 
kommen, mündlich vorzubringen. Das Einwendungs- 
verfahren wird daher für diesen Fall mit der Ver- 
nehmung verbunden und dahin geregelt, daß über 
Einwendungen gegen den Haftbefehl sofort zu be- 
schließen ist (§ 116 Abs. 1). Erfolgt dagegen die Ver- 
nehmung durch einen Richter, der zur Aufhebung des 
Haftbefehls nicht berufen ist, so hat der Verhaftete 
das Recht, die Zuführung vor den zur Entscheidung 
berufenen Richter zu verlangen und vor diesem seine 
Einwendungen geltend zu machen (§ 116 Abs. 2, 3). 
Eine ausdrückliche Belehrung des Verhafteten über 
dieses Recht ist vorgeschrieben (§116 Abs. 2). Ob und 
inwieweit der Verhaftete davon Gebrauch machen will, 
ist seinem Ermessen überlassen. Es steht auch nichts 
entgegen, daß er sein Recht nur in bedingter Weise 
ausübt; insbesondere wird er, falls er den Transport 
vermeiden will und mit der Möglichkeit rechnet, daß 
das Gericht schon auf Grund seiner zu Protokoll ge- 
gebenen Angaben den Haftbefehl aufheben werde, das 
Verlangen dahin stellen können, daß die Zuführung 
nur geschehe, wenn nicht innerhalb einer gewissen 
Frist der Haftbefehl aufgehoben werden sollte. 

Stellt der Verhaftete den Antrag, dem zur Ent- 
scheidung über die Einwendungen berufenen Richter 
zugeführt zu werden, so ist nach § 116 Abs. 3 Satz 1 
über die Einwendungen in nicht öffentlicher Sitzung 
nach Anhörung des Verhafteten zu entscheiden. Eine 
Zurückweisung der Einwendungen vor der Anhörung 
des Verhafteten ist unstatthaft; dagegen ist es dem 
Gericht unbenommen, den Haftbefehl schon vorher 
auf Grund der allgemeinen Vorschrift des § 124 Abs. 1 
aufzuheben. Um allen Prozeßbeteiligten Gelegenheit 
zu geben, die für und wider die Aufhebung des Haft- 
befehls sprechenden Tatsachen geltend zu machen, ist 
die Benachrichtigung der Beteiligten sowie des Ver- 
teidigers vorgeschrieben (§116 Abs. 3 Satz 2). Werden 
die Einwendungen des Verhafteten zurückgewiesen, so 
soll er besonders darauf hingewiesen werden, daß ihm 
das Recht der Beschwerde gegen den Beschluß zusteht. 

§117. 

Klagen über ungerechtfertigte Härten bei der Voll- 
ziehung der Untersuchungshaft sind nicht selten. Wenn- 
gleich diese Klagen, soweit sie sich als begründet er- 
wiesen haben, in der Regel nicht in dem Mangel 
von Vorschriften, sondern in deren ungenügender An- 
wendung ihren Grund hatten, so erscheint es doch an- 
gezeigt, durch die Fassung des Gesetzes entschiedener 
als bisher darauf hinzuwirken, daß bei der Vollziehung 
der Untersuchungshaft die besondere Bedeutung dieser 
Freiheitsbeschränkung nicht außer Acht gelassen wird. 
Am Eingange der Vorschriften des § 117 über den 
Haftvollzug ist deshalb darauf hingewiesen, daß die 
Untersuchungshaft lediglich Sicherungszwecken dienen 
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soll; auch ist ausdrücklich hervorgehoben, daß bei 
der Vollziehung Person und Ehre des Verhafteten zu 
schonen sind. 

Die Vorschrift des Abs. 2 über die Trennung des 
Untersuchungsgefangenen von anderen Gefangenen und 
namentlich von Strafgefangenen entspricht im wesent- 
lichen dem § 116 Abs. 1 des geltenden Gesetzes. Daß 
in diesem die Trennung nur „soweit möglich" vorge- 
schrieben wurde; beruht auf der Berücksichtigung der 
damals bestehenden Gefängnisverhältnisse; die Worte 
können nunmehr wegfallen. Immerhin ist hervorzu- 
heben, daß die Vorschrift nur für normale Verhältnisse 
berechnet ist. Sollten im Einzelfalle besondere Um- 
stände zu einer außergewöhnlichen Zahl von Verhaf- 
tungen führen, so werden vorübergehende Ausnahmen 
nicht immer zu vermeiden sein. 

Was die im Entwürfe selbst zugelassenen Aus- 
nahmen anlangt, so wird in Obereinstimmung mit dem 
geltenden Rechte die gemeinsame Unterbringung des 
Verhafteten mit anderen Untersuchungsgefangenen oder 
mit Strafgefangenen unter der Voraussetzung gestattet, 
daß der Verhaftete zustimmt. Ferner soll von der 
Regel der getrennten Unterbringung abgewichen wer- 
den dürfen, wenn der körperliche oder geistige Zustand 
des Gefangenen es erfordert. Diese Ausnahme greift natur- 
gemäß auch dann Platz, wenn der Untersuchungsgefan- 
gene infolge einer Erkrankung in eine besondere Kranken- 
abteilung gebracht wird, da hier eine Trennung nicht 
durchführbar ist. Für Personen, die sich nicht im Be- 
sitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden oder wegen 
einer der nach § 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgesetzbuchs 
strafbaren Übertretungen in Untersuchungshaft genom- 
men sind (Bettler, Landstreicher usw.), ist eine Aus- 
nahme schon um deswillen nötig, weil die Regeln des 
§ 117 auch für die vorläufig festgenommenen Personen 
gelten sollen (§ 131); für die große Masse der Bettler, 
Landstreicher und Dirnen ist die getrennte Unter- 
bringung im Polizeigewahrsam weder durchführbar 
noch durch persönliche Rücksichten geboten. 

Die Vorschriften des Abs. 3 decken sich im all- 
gemeinen mit § 116 Abs. 2, 3 des jetzigen Gesetzes. 
Dabei ist klargestellt, inwieweit dem Verhafteten auch 
das Recht zur Selbstbeköstigung und Selbstbeschäftigung 
zusteht 

Die Vorschriften des Abs. 4 entsprechen dem 
jetzigen § 116 Abs. 4; doch wird gesetzlich festge- 
legt, daß die Fesselung des Verhafteten nicht nur 
während seines Aufenthalts im Untersuchungsgefäng- 
nisse, sondern auch außerhalb der Anstalt, insbesondere 
also während eines Transports, der Regel nach un- 
zulässig sein soll. Das Verfahren bei Transporten ist 
vor kurzem in allen Bundesstaaten nach einheitlichen 
Grundsätzen geregelt worden. Die Vorschriften gehen 
sehr in das einzelne und eignen sich nicht zu einer 
gesetzlichen Festlegung. 

Die Vorschriften des Abs. 5 entscheiden die Frage, 
von wem die Anordnungen über die Behandlung 
des Untersuchungsgefangenen zu erlassen sind. Die 
jetzige Vorschrift, daß die Anordnungen vom Richter 
zu treffen seien, hat zu Zweifeln Anlaß gegeben. Der 
Entwurf gibt deshalb eine genauere Regelung und 
schreibt dem praktischen Bedürfnis entsprechend vor, 
daß die Anordnungen vor der Erhebung der öffent- 
lichen Klage von dem Amtsrichter, in dessen Bezirke 
der Verhaftete untergebracht ist, später von dem Vor- 
sitzenden des Gerichts und während der Dauer einer Vor- 
untersuchung vom Untersuchungsrichter zu treffen sind. 



, Daß als Gericht im Sinne dieser Vorschrift das mit 
1 der Sache befaßte Gericht zu gelten hat, ist schon oben 
! (S. 234) erwähnt. 

gg 118 bis 121. 

Die Bestimmungen über die Abwendung der Unter- 
suchungshaft durch Sicherheitsleistung weichen sachlich 
nur wenig von den geltenden Vorschriften (§§ 117 bis 
122) ab. 

Der § 11 i3 faßt den Inhalt der bisherigen §§117 
bis 119 zusammen. Im Abs. 1 ist schärfer als bisher 
zum Ausdrucke gebracht, daß die Sicherheitsleistung 
nicht zur Aufhebung des Haftbefehls führt, sondern nur 
die Vollziehung der Haft abwendet. Auch ist aus- 
drücklich bestimmt, daß die Art und Höhe der Sicher- 
heit vom Richter so zu bestimmen ist, daß die Sicher- 
heitsleistung ausreichende Gewähr gegen die Flucht 
des Beschuldigten bietet. Bei der Bemessung werden 
in erster Reihe die Vermögensverhältnisse des Beschul- 
digten und für den Fall, daß die Sicherheit durch 
einen Dritten geleistet werden soll, die Vermögensver- 
hältnisse dieses Dritten und dessen Beziehungen zu dem 
Beschuldigten zu berücksichtigen sein. Die Vorschrift 
des § 118 Abs. 2 weicht von der Bestimmung des 
jetzigen § 119 insofern ab, als der Beschuldigte, der 
sich zur Sicherheitsleistung erbietet, zur Bestellung eines 
im Bezirke des Gerichts wohnenden Zustellungsbevoll- 
mächtigten nur dann verpflichtet sein soll, wenn er im 
Inlande keinen dauernden Aufenthalt hat. Der Zweck 
der Vorschrift, Verschleppungen vorzubeugen, erscheint 
auch hierbei genügend gesichert. 

Der § 119 entspricht, von Änderungen der Fassung 
abgesehen, dem § 120 des geltenden Gesetzes. 

In den §§ 120, 121 sind die Voraussetzungen, 
unter denen die Sicherheit frei wird oder der Staats- 
kasse verfällt, geregelt, und zwar im allgemeinen ent- 
sprechend den Vorschriften der jetzigen §§ 121, 122. 
Daß eine Sicherheit nur frei werden kann, wenn sie 
noch nicht verfallen ist, und daß sie nur verfallen 
kann, wenn sie noch nicht frei geworden ist, ist in 
dem Entwurf als selbstverständlich nicht besonders zum 
Ausdrucke gebracht. 

Aus § 121 Abs. 1 ergibt sich, daß die Sicherheit 
nur dann frei wird, wenn der Beschuldigte in der 
Sache, in der die Sicherheit geleistet ist, zur Unter- 
suchungshaft oder Strafhaft gebracht wird, nicht aber 
auch dann, wenn dies in einer anderen Sache geschieht. 
Die Änderungen des Abs. 2 bezwecken, schärfer als 
bisher hervorzuheben, daß das Freiwerden der von 
einem Dritten geleisteten Sicherheit in den Fällen, in 
denen dieser von einem Fluchtversuche des Beschul- 
digten Anzeige macht, nicht davon abhängt, daß die 
Verhaftung bewirkt wird; die Sicherheit soll schon 
dann frei werden, wenn nur die Anzeige so rechtzeitig 
erfolgt, daß die Verhaftung möglich ist. 

Auch die Abweichungen des § 121 von dem. jetzigen 
§ 122 dienen nur zur Beseitigung von Zweifeln. Na- 
mentlich wird durch die Fassung des Abs. 2 Satz 3 
klargestellt, daß das Beschwerdegericht über die Frage, 
ob die Sicherheit verfallen ist, in einer Verhandlung 
zu entscheiden hat, in der die Beteiligten und die 
Staatsanwaltschaft ihre Erklärungen mündlich abgeben 
können. Aus der neuen Vorschrift des Abs. 2 Satz 5, 
wonach der am Sitze des Gerichts in Haft befindliche 
Beschuldigte zu dem Termine vorzuführen ist, ergibt 
sich ferner, daß der Beschuldigte keinen Anspruch 
auf Vorführung hat, wenn er nicht am Sitze des Ge- 
richts in Haft ist. 
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§182. 

Die hier neu aufgenommene Vorschrift gestattet 
dem Richter, von der Vollziehung der Haft auch ohne 
genügende Sicherheitsleistung Abstand zu nehmen, so- 
lange der Gefahr der Flucht oder der Erschwerung 
der Wahrheitsermittelung auf andere Weise, insbesondere 
durch Aufenthaltsbeschränkungen oder sonstige dem 
Beschuldigten gemachte Auflagen, vorgebeugt werden 
kann. Die Vollziehung der Haft soll hierdurch tun- 
lichst auf solche Fälle beschränkt werden, in denen ihr 
Zweck durch andere Maßnahmen nicht erreicht werden 
kann. Als Aufenthaltsbeschränkung wird insbesondere 
der Hausarrest in Betracht kommen, der unter der 
Herrschaft des geltenden Rechtes mangels einer aus- 
drücklichen Vorschrift nur dann für zulässig erachtet 
wird, wenn zwingende Umstände, insbesondere eine 
schwere Erkrankung des Beschuldigten, seiner Auf- 
nahme in das Untersuchungsgefängnis oder seinem 
Verbleiben in der Anstalt entgegenstehen. Inwieweit 
durch sonstige Auflagen an den Beschuldigten der 
Gefahr der Flucht oder der Erschwerung der Wahr- 
heitsermittelung vorgebeugt werden kann, bestimmt sich 
nach den Umständen des einzelnen. Falles; es erscheint 
nicht ausgeschlossen, daß eine ausreichende Gewähr 
gegen die Flucht des Beschuldigten schon dadurch 
geboten wird, daß ihm die Verpflichtung auferlegt 
wird, sich zu bestimmten Zeiten bei einer Behörde 
des Polizei- und Sicherheitsdienstes oder einer anderen 
Behörde zu melden. Ist der Beschuldigte in einem 
gewerblichen Betrieb angestellt oder beschäftigt, so 
wird unter Umständen schon genügen, ' wenn der Arbeit- 
geber oder Geschäftsherr die Verpflichtung übernimmt, 
von einem Ausbleiben des Beschuldigten bei der Arbeit 
ungesäumt Meldung zu machen. In jedem Falle wird 
auf die Persönlichkeit des Beschuldigten, auf die Schwere 
der strafbaren Handlung und auf die örtlichen Ver- 
hältnisse besonders Rücksicht zu nehmen sein. Zur 
Abwendung der Untersuchungshaft kann die Vorschrift 
auch in solchen Fällen dienen, in denen eine Sicher- 
heit geleistet wird, die für sich allein nicht genügend 
erscheint, aber in Verbindung mit gewissen Aufent- 
haltsbeschränkungen oder sonstigen Auflagen eine aus- 
reichende Gewähr gegen die Flucht des Beschuldigten 
bietet. 

§128. 

Die Vorschrift bezieht sich auf das sichere Geleit, 
das bisher im § 337 der Strafprozeßordnung geregelt 
war. Die Einstellung in den Abschnitt über die Unter- 
suchungshaft rechtfertigt sich dadurch, daß es sich auch 
hier um einen besonderen Fall handelt, in dem von 
der Vollziehung der Untersuchungshaft Abstand ge- 
nommen wird. Im übrigen ist die Umstellung not- 
wendig, weil der Entwurf dem Verfahren gegen Ab- 
wesende keinen besonderen Abschnitt mehr widmet 
(zu vergl. S. 251). Indem die Vorschrift nur von dem 
Angeschuldigten spricht, stellt sie klar, daß vor der 
Erhebung der öffentlichen Klage freies Geleit nicht 
erteilt werden darf. Die Befugnis auch dem Amts- 
richter im Ermittelungsverfahren zu geben, erscheint 
nicht angängig, weil hier noch nicht mit genügender 
Sicherheit zu übersehen ist, ob nach Lage des Falles 
die Erteilung freien Geleits angemessen sein wird. 
. § 124. 

Die Vorschriften über die Aufhebung des Haft- 
befehls weichen von dem jetzigen § 123 hauptsäch- 
lich insofern ab, als besonders zum Ausdrucke gebracht 
wird, daß der Haftbefehl auch dann aufgehoben werden 



muß, wenn der Tatverdacht nicht mehr dringend ist. 
Der Richter ist hiernach in jeder Lage des Verfahrens 
zu der Prüfung verpflichtet, ob die Voraussetzungen 
für die Anordnung der Untersuchungshaft noch sämt- 
lich vorliegen. Durch die Fassung des Abs. 1 wird 
der Annahme vorgebeugt, daß in Fällen, in denen 
der im Haftbefehl angegebene Grund der Verhaftung 
weggefallen, an dessen Stelle aber ein anderer Haft- 
grund hervorgetreten ist, eine ausdrückliche Aufrecht- 
erhaltung des Haftbefehls oder die Erlassung eines 
neuen Haftbefehls unter Aufhebung des früheren ge- 
boten sei. Eine Vorschrift, die dies zur Pflicht machen 
wollte, würde zu großen Weitläufigkeiten führen. 

Die Änderungen der Fassung, welche die Abs. 2, 3 
gegenüber dem geltenden Rechte aufweisen, bezwecken, 
schärfer hervortreten zu lassen, daß eine Verzögerung 
der Freilassung des Verhafteten weder dann zulässig 
ist, wenn gegen das Urteil, das den Angeklagten frei- 
spricht, oder gegen den Beschluß, der den Ange- 
schuldigten außer Verfolgung setzt, ein Rechtsmittel 
eingelegt wird, noch auch dann, wenn der Beschluß, 
der den Haftbefehl aufhebt, angefochten wird. 

Der 

§ 125 

regelt die Frage, von welcher Stelle die nach den 
§§118 bis 124 erforderlichen Entscheidungen zu treffen 
sind. Die wesentlichste Abweichung von dem gelten- 
den Rechte (§ 125 Abs. 2, 3, § 124 der Strafprozeß- 
ordnung) liegt darin, daß dem Untersuchungsrichter 
eine freiere Stellung eingeräumt wird. Namentlich soll 
er ohne die Zustimmung der Staatsanwaltschaft zur 
Aufhebung des Haftbefehls und zur Freilassung des 
Verhafteten gegen Sicherheitsleistung befugt sein. Es 
erscheint folgerichtig, den Untersuchungsrichter, der 
bei der Anordnung der Haft an die Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft nicht gebunden ist, in gleicher 
Weise über die Aufhebung des Haftbefehls entscheiden 
zu lassen Mit Recht ist auch darauf hingewiesen wor- 
den, daß die bisherige Beschränkung der Befugnisse 
des Untersuchungsrichters mit der freien Stellung des 
Amtsrichters, der im Vorverfahren den Haftbefehl selb- 
ständig aufheben kann, im Widerspruche steht Die 
Konsequenz der neuen Vorschrift ist im § 116 dahin 
gezogen, daß über Einwendungen gegen den Haft- 
befehl während der Voruntersuchung der Unter- 
suchungsrichter und nicht das Gericht zu entscheiden hat. 
Die Befugnis des Vorsitzenden, in dringenden 
Fällen mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft selbst 
zu entscheiden, soll aus den zu § 112 erörterten Gründen 
künftig schon Platz greifen, sobald die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beantragt ist. 

§ 126. 

Die Fristen, nach deren Ablauf ein vor der Er- 
hebung der öffentlichen Klage erlassener Haftbefehl 
aufgehoben werden muß, sind im Entwurf anders 
geregelt als im § 126 des geltenden Gesetzes. Die 
gegenwärtige Regelung, welche die Haftfrist zunächst 
auf die zur Vorbereitung der öffentlichen Klage fast 
niemals ausreichende Frist von einer Woche bemißt und 
so die Behörden] zwingt, fast in jedem Falle zu formular- 
mäßigen Verlängerungen der Frist zu greifen, hat sich, 
wie allgemein anerkannt ist, als unpraktisch erwiesen 
und bildet ein Hemmnis für den Fortgang des Ver- 
fahrens. Der Entwurf schlägt daher vor, die Haftfrist 
von vornherein so zu bemessen, daß sie unter normalen 
Verhältnissen zur Vorbereitung der öffentlichen Klage 
genügt; eine Verlängerung der Frist durch den Richter 
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braucht dann nicht zugelassen zu werden. Bei der 
Bemessung der Frist geht der Entwurf davon aus, 
daß das Höchstmaß der bisherigen Haftfristen zur 
Vorbereitung der öffentlichen Klage stets genügen 
wird. Es ist daher für Verbrechen und Vergehen eine 
Haftfrist von vier Wochen, für Übertretungen eine 
solche von zwei Wochen vorgesehen. Die im § 361 
Nr. 3 bis 8 des Strafgesetzbuchs unter Strafe gestellten 
Übertretungen sollen jedoch den Verbrechen und Ver- 
gehen gleichgestellt werden, da bei Übertretungen dieser 
Art die Verhafteten häufig durch Verheimlichung ihrer 
persönlichen Verhaltnisse eine längere Dauer der Er- 
mittelungen erforderlich machen. 

Eine fernere Abweichung von dem geltenden 
Rechte liegt darin, daß künftig zur Wahrung der Haft- 
frist genügen soll, wenn innerhalb der Frist die öffent- 
liche Klage erhoben wird und dies zur Kenntnis des 
Amtsrichters gelangt, während jetzt der Haftbefehl auf- 
zuheben ist, wenn nicht innerhalb der Frist die Fort- 
dauer der Haft vom Gericht angeordnet wird und 
der Amtsrichter hiervon Kenntnis erlangt. Die 
Änderung steht im Zusammenhange damit, daß eine 
förmliche Anordnung der Fortdauer der Haft bei der 
Eröffnung des Hauptverfahrens künftig nicht mehr 
erfolgt (zu vergl. S. 269). 

Da der Amtsrichter im Vorverfahren dem Antrage 
der Staatsanwaltschaft, den Haftbefehl aufzuheben, 
immer stattgeben muß, erscheint es angemessen, der 
Staatsanwaltschaft für den Fall, daß sie einen solchen 
Antrag stellt, die Befugnis einzuräumen, einstweilen 
die Freilassung des Gefangenen anzuordnen. 
§ 127. 

Nach der Eröffnung der Voruntersuchung ist die 
Dauer der Untersuchungshaft nach dem Entwürfe wie 
nach geltendem Rechte einer zeitlichen Beschränkung 
nicht unterworfen. Einer übermäßigen Ausdehnung 
der Haft während der Voruntersuchung hat man unter 
der Herrschaft des geltenden Rechtes durch Kontroll- 
maßregeln im Verwaltungsweg entgegenzuwirken ge- 
sucht. Diese haben sich jedoch nicht als ausreichend 
erwiesen, um den Klagen abzuhelfen, die in jener 
Richtung erhoben werden. Es empfiehlt sich daher, 
die Haftdauer einer Kontrolle durch das Gericht zu 
unterstellen. Nach dem Entwürfe soll, wenn die Haft 
seit der Eröffnung der Voruntersuchung oder seit der 
Zurückweisung von Einwendungen gegen den Haft- 
befehl oder einer Beschwerde gegen diesen zwei Monate 
gedauert hat, eine Entscheidung des Gerichts über die 
Fortdauer der Haft eingeholt werden (Abs. 1). Das 
Gleiche hat nach dem Ablaufe von weiteren zwei 
Monaten zu gelten (Abs. 2). Durch diese Bestim- 
mungen, die sich an die Vorschriften der italienischen 
Strafprozeßordnung sowie an Vorschläge italienischer 
und französischer Gesetzentwürfe 1 ) anlehnen, wird Ge- 
währ dafür geschaffen, daß jedesmal nach dem Ab- 
laufe von zwei Monaten die Frage, ob die Voraus- 
setzungen für die Anordnung der Untersuchungshaft 
noch vorliegen, der Nachprüfung durch ein Kollegium 
unterliegt, das den Ergebnissen der Voruntersuchung 
unbefangen gegenübersteht. Der Untersuchungsrichter 
ist selbstverständlich berechtigt und verpflichtet, dem 

l ) Zu vergl. Art. 200 Abs, 1 der italienischen Straf- 
prozeßordnung vom 26. November 1865; Art. 356 des 
Entwurfs einer italienischen Strafprozeßordnung von 
1905; Art. 2 des dem französischen Senat am 18. Januar 
1907 vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes zum Schutze 
der persönlichen Freiheit (zu Art. 114 des code d'instruc- 
tion criminelle). 



Gerichte die Gründe darzulegen, aus denen er die 
Fortdauer der Haft für erforderlich hält Die Ent- 
scheidung wird von dem Gerichte zu treffen sein, 
das auch sonst dem Untersuchungsrichter übergeordnet 
ist, also von der Strafkammer des Landgerichts oder 
dem ersten Strafsenate des Reichsgerichts. 

Die 

§g 128 bis 131 
betreffen die vorläufige Festnahme. 

Der § 128 Abs. 1, der die Befugnisse der Staatsan- 
waltschaft und der Beamten des Polizei- und Sicher- 
heitsdienstes bezüglich der vorläufigen Festnahme regelt, 
stimmt im wesentlichen mit dem § 127 Abs. 2 des 
geltenden Gesetzes überein; die Tragweite der Vor- 
schrift wird jedoch dadurch verringert, daß die Vor- 
aussetzungen für die Anordnung der Untersuchungs- 
haft, die auch für die vorläufige Festnahme maßgebend 
sind, durch den Entwurf beträchtlich eingeschränkt 
werden. Der Abs. 2 entspricht dem jetzigen § 127 
Abs. 1. Die Vorschrift des § 127 Ab«. 3 des geltenden 
Gesetzes konnte wegfallen, da durch die Vorschriften 
der §§ 91, 113 genügend zum Ausdrucke gebracht ist, 
daß nach der Auffassung des Entwurfs bei Antrags- 
delikten gegen den Verdächtigen schon vor der Stellung 
des Strafantrags eingeschritten werden darf. 

In den §§ 129, 130 sind die Maßnahmen geregelt, 
die alsbald nach der vorläufigen Festnahme zu ergreifen 
sind. Die Vorschrift des § 129 weicht von dem 
geltenden Gesetze (§ 128 Abs. 1) insofern ab, als der 
Festgenommene, wenn die öffentliche Klage noch nicht 
erhoben ist, künftig dem nächsten, d. h. dem am 
schnellsten zu erreichenden Amtsrichter vorzuführen 
ist, gleichviel ob er in dessen Bezirke festgenommen 
worden ist. Es kommt vor allen Dingen darauf an, 
den Festgenommenen möglichst schnell vor einen 
Richter zu bringen; das Amtsgericht, in dessen Bezirke 
die Festnahme erfolgt ist, wird aber von dem Orte 
der Festnahme aus mitunter schwerer zu erreichen 
sein als das Amtsgericht eines Nachbarbezirkes. 

Ist die öffentliche Klage bereits erhoben, 90 ist 
der Festgenommene, ähnlich wie nach dem bisherigen 
§ 129, dem Gerichte, das mit der Sache befaßt ist, oder, 
sofern eine Voruntersuchung geführt wird, dem Unter- 
suchungsrichter zuzuführen (§ 129 Satz 2). Kann 
jedoch die Zuführung vor das Gericht oder den Unter- 
suchungsrichter voraussichtlich am Tage der Festnahme 
nicht mehr geschehen, so soll der Festgenommene 
dem nächsten Amtsrichter vorgeführt werden; diese 
Vorführung darf nur dann unterbleiben, wenn der 
Festgenommene selbst, ungeachtet der damit ver- 
bundenen Verzögerung seiner Vernehmung, darauf be- 
steht, unmittelbar dem Gericht oder dem Unter- 
suchungsrichter zugeführt zu werden. Hierdurch wird 
Gewähr dafür geschaffen, daß Mißgriffe bei der Fest- 
nahme wieder gut gemacht werden, ehe es zu weiten 
Transporten gekommen ist. Daß für den Fall der 
vorläufigen Festnahme die Vorführung vor den nächsten 
Amtsrichter schon dann erfolgen soll, wenn der Fest- 
genommene voraussichtlich nicht mehr an demselben 
Tage dem mit der Sache befaßten Gericht oder dem 
Untersuchungsrichter zugeführt werden kann, während 
es für den Fall der Ergreifung auf Grund eines Haft- 
befehls nur darauf ankommt, ob die Zuführung voraus- 
sichtlich an dem Tage nach der Ergreifung bewirkt 
werden kann, beruht darauf, daß die vorläufige Fest- 
nahme ohne richterliche Anordnung erfolgt, während 
der Verhaftung schon eine richterliche Entscheidung 
zu Grunde liegt. Daß der Festnehmende selbst zur 
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Freilassung des Festgenommenen befugt ist (§ 128 
Abs. 1 Satz 1 des geltenden Gesetzes), ist in dem 
Entwurf als selbstverständlich nicht besonders zum 
Ausdrucke gebracht. 

Der § 130 regelt die Vernehmung des Fest- 
genommenen sowie die Entscheidung über die An- 
ordnung der Untersuchungshaft im allgemeinen gemäß 
dem bestehenden Rechte. Die Vorschriften des Abs. 1 
greifen sowohl dann Platz, wenn die Vorführung vor 
den nächsten Amtsrichter deshalb erfolgt ist, weil die 
öffentliche Klage noch nicht erhoben ist, als auch 
in dem Falle, daß die öffentliche Klage bereits erhoben 
und der Festgenommene dem Amtsrichter nur vor- 
geführt ist, weil die Zuführung vor das Gericht oder den 
Untersuchungsrichter voraussichtlich an dem Tage der 
Festnahme nicht mehr bewirkt werden konnte. Hier- 
durch wird außer Zweifel gestellt, daß auch in dem 
letztgedachten Falle der Amtsrichter zur Freilassung 
des Festgenommenen befugt ist, wenn er die Ver- 
hangung der Untersuchungshaft nicht für gerechtfertigt 
hält. Ferner ist (§ 130 Abs. 1 Satz 2) deutlicher als 
bisher zum Ausdrucke gebracht, daß der Amtsrichter, 
wenn er nicht die Freilassung anordnet, den nach der 
Erhebung der öffentlichen Klage Festgenommenen 
sofort dem Gericht oder dem Untersuchungsrichter zu- 
führen lassen muß. 

Die im § 130 Abs. 2 vorgeschriebene Vernehmung 
durch das mit der Sache befaßte Gericht oder durch 
den Untersuchungsrichter ist selbstverständlich auch 
dann zu bewirken, wenn der Festgenommene vorher 
dem nächsten Amtsrichter vorgeführt und von diesem 
vernommen worden war, denn die Zuführung an das 
Gericht oder den Untersuchungsrichter soll verhüten, 
daß über die Anordnung der Untersuchungshaft 
Beschluß gefaßt wird, bevor das Gericht oder der 
Untersuchungsrichter von dem Festgenommenen selbst 
gehört hat, was etwa von diesem gegen die Ver- 
hängung der Untersuchungshaft einzuwenden ist. 

Bei der Bekanntmachung des Haftbefehls ist nach 
§ 130 Abs. 3 der Verhaftete auf sein Beschwerderecht 
hinzuweisen. Dem Verhafteten steht in den Fällen, 
in denen der Haftbefehl im Anschluß an eine vor- 
läufige Festnahme erlassen wird, lediglich das Recht 
der Beschwerde zu. Eines besonderen Verfahrens 
behufs Geltendmachung von Einwendungen gegen den 
Haftbefehl, wie es für den auf Grund eines Haftbefehls 
Ergriffenen im § 116 vorgesehen ist, bedarf es hier 
nicht, weil der Haftbefehl bereits auf Grund einer 
Anhörung des Festgenommenen erlassen ist 

Über die Behandlung des vorläufig Festgenom- 
menen enthält die Strafprozeßordnung bisher keinerlei 
Vorschriften. Da der Festgenommene in gleichem Maße 
auf Schonung Anspruch machen kann wie der Ver- 
haftete, läßt der Entwurf (§ 131) für seine Behandlung 
die gleichen Regeln gelten wie für die Behandlung eines 
Untersuchungsgefangenen. 

Der 

§ IM 

gibt im wesentlichen die Vorschriften des geltenden 
Gesetzes (§ 131) über die steckbriefliche Verfolgung 
wieder. Im Abs. 2 ist klargestellt, daß die Polizei- 
behörden auch dann befugt sind, einen Steckbrief zu 
erlassen, wenn ein bereits Verhafteter aus der Haft 
entweicht oder sonst sich der Bewachung entzieht Dies 
wird künftig auch dann gelten, wenn ein Verhafteter 
sich einer nach § 122 außerhalb des Untersuchungs- 
gefängnisses erfolgenden Überwachung entzieht, indem 
er die angeordneten Aufenthaltsbeschränkungen über- 



tritt oder die sonstigen ihm gemachten Auflagen nicht 
erfüllt 

§ 133. 

Nach der Vorschrift des Abs. 1 gelten in den 
Fällen, in denen die Ergreifung eines Beschuldigten 
erfolgt, gegen den die Untersuchungshaft verhängt ist, 
für das weitere Verfahren die gleichen Regeln wie in 
anderen Fällen der Vollziehung eines Haftbefehls. 
Daraus, daß die Vorschriften des § 116 nur dann für 
anwendbar erklärt sind, wenn eine Vernehmung nach 
Maßgabe dieser Vorschriften noch nicht stattgefunden 
hat, ergibt sich, daß von dem auf Grund des Steck- 
briefs Ergriffenen Einwendungen gegen den Haftbefehl 
nicht erhoben werden können, wenn er zur Erhebung 
der Einwendungen bereits bei einer früheren Ver- 
nehmung Gelegenheit gehabt hat. Diese Einschränkung 
ist geboten, weil anderenfalls der Verhaftete durch eine 
Flucht sein Einwendungsrecht erneuern könnte. Das 
Recht des Verhafteten, die Aufhebung des Haftbefehls 
zu beantragen und gegen eine Zurückweisung dieses 
Antrags oder gegen den Haftbefehl selbst Beschwerde 
einzulegen, bleibt selbstverständlich unberührt. 

Nach Abs. 2 sollen im Falle der Wiederergreifung 
eines vorläufig Festgenommenen die gleichen Regeln 
Anwendung finden, die für den Fall der vorläufigen 
Festnahme gelten. Ist vor der Wiederergreifung des 
vorläufig Festgenommenen gegen ihn ein Haftbefehl 
erlassen, so finden nicht die Vorschriften der §§ 129, 
130, sondern die Vorschriften der §§ 115, 116 An- 
wendung. 

§§ 134 bis 136. 

Die Vorschriften über die Vorführung des Ver- 
dächtigen stimmen, von Änderungen der Fassung ab- 
gesehen, in allem wesentlichen mit dem § 133 Abs. 2 
und den §§ 134, 135 der geltenden Strafprozeßordnung 
überein. 

Neu aufgenommen sind die Vorschriften des § 135 
Abs. 3 über die Bekanntmachung des Vorführungs- 
befehls an den Beschuldigten. Die Aufnahme einer 
ausdrücklichen Vorschrift hierüber erscheint geboten, 
weil die entsprechenden Vorschriften des § 28 Abs. 1 
Satz 2, 3, Abs. 2 nur für Zustellungen gelten und eine 
Zustellung des Vorführungsbefehls nicht stattfindet 
Neu ist ferner die Vorschrift des § 136 Abs. 2 über die 
Behandlung des Vorgeführten; sie beruht auf den 
gleichen Erwägungen wie die Bestimmung des § 131. 

Neunter Abschnitt. 

Verteidigung. 

Der Standpunkt, den der Entwurf in bezug auf 
die Verteidigung des Beschuldigten einnimmt, ist schon 
bei der Besprechung der Hauptziele der Reform dar- 
gelegt worden (zu vergl. S. 155). Behufs besseren 
Schutzes des Angeklagten wie auch im Interesse einer 
zweckmäßigen Gestaltung des Verfahrens hält es der 
Entwurf für seine Aufgabe, die Stellung des Ver- 
teidigers zu heben und ihm eine ersprießliche Wirk- 
samkeit namentlich schon im Vorverfahren zu ermög- 
lichen. Die Bestimmungen, die diesem Zwecke dienen, 
finden sich nicht nur in diesem Abschnitte, sondern 
auch in anderen Teilen des Entwurfs, namentlich in 
den Vorschriften über das Ermittelungsverfahren und 
die Voruntersuchung. 

Was die Einteilung des Stoffes betrifft, so be- 
handeln die §§ 137, 138 die Wahl, die §§ 139 bis 145 
die Bestellung des Verteidigers; die §§ 146 bis 149 regeln 
die dem Verteidiger im Verfahren zustehenden Rechte; 
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der § 150 betrifft die Personen, die als Beistand des 
Beschuldigten aufzutreten befugt sind. 

§§ 137, 188. 

Die Abs. 1, 2 des § 137 stimmen im wesentlichen 
mit § 137 des geltenden Gesetzes überein. Was die 
Wahl mehrerer Verteidiger betrifft, so ist in dem bis- 
herigen § 226 nur bestimmt, daß in der Hauptverhand- - 
lung mehrere Verteidiger für den Angeklagten auf- 
treten können. Es ist bestritten, ob hieraus zu folgern 
ist, daß sich der Beschuldigte schon im Vorverfahren 
der Hilfe mehrerer Verteidiger bedienen kann. Da 
im Interesse einer ausreichenden Vorbereitung der 
Hauptverhandlung auf die Tätigkeit der Verteidigung 
im Vorverfahren Oewicht zu legen ist und das Be- 
dürfnis zur Heranziehung mehrerer Verteidiger durch 
die umfassendere Mitwirkung der Verteidigung in diesem 
Stadium des Verfahrens, insbesondere durch die Zu- 
lassung zu Beweiserhebungen verstärkt wird, so emp- 
fiehlt es sich, ausdrücklich zu bestimmen, daß der 
Beschuldigte sich in jeder Lage des Verfahrens der 
Hilfe mehrerer Verteidiger bedienen kann (§ 137 Abs. 1). 
Weiterungen, die sich hieraus durch eine Vervielfäl- 
tigung der notwendigen Zustellungen und Benach- 
richtigungen ergeben könnten, wird durch die Vor- 
schrift des § 149 vorgebeugt. 

Die Bestimmung des § 137 Abs. 3 über die Wahl 
des Verteidigers für einen Abwesenden ist aus dem 
§ 328 des geltenden Gesetzes hierher übernommen. 
Die Abs. 1, 2 des § 138 stimmen mit dem gelten- 
den Gesetze (§ 138) überein. Welches Gericht über die 
Zulassung gemäß § 138 Abs. 2 zu entscheiden hat, 
richtet sich nach denselben Regeln, nach denen sich 
die Zuständigkeit für die Bestellung eines Verteidigers 
richtet (§ 142). Einer ausdrücklichen Hervorhebung 
im Gesetze bedarf dies nicht; ebensowenig braucht 
erwähnt zu werden, daß die Wahl eines Verteidigers, 
gleich der Bestellung eines solchen (§ 140 Abs. 1), 
auch für einzelne Teile des Verfahrens erfolgen kann. 
Der Abs. 3 des § 138 weicht zum Teil von dem 
geltenden Rechte ab. Nach diesem können Rechts- 
kundige, welche die erste Prüfung für den höheren 
Justizdienst bestanden haben, ohne weitere Voraus- 
setzungen als Verteidiger bestellt werden (§ 144 Abs. 2); 
soll ihnen dagegen die Verteidigung von einem zum 
Verteidiger gewählten Rechtsanwalt übertragen werden, 
so müssen sie im Justizdienste seit mindestens zwei 
Jahren beschäftigt sein (§ 139). Diese Verschiedenheit 
ist nicht genügend gerechtfertigt. Der Entwurf -be- 
seitigt sie, indem er gleichmäßig für die Übertragung 
der Verteidigung wie für die Bestellung zum Verteidiger 
(§ 141 Abs. 2) das Erfordernis aufstellt, daß der Rechts- 
kundige seit mindestens einem Jahre im höheren Justiz- 
dienste beschäftigt sein muß. Daneben berichtigt der 
Abs. 3 eine Ungenauigkeit des bisherigen § 139, in- 
dem er für die Übertragung der Verteidigung die Zu- 
stimmung nicht des Angeklagten, sondern derjenigen 
Person verlangt, die den Rechtsanwalt zum Verteidiger 
gewählt hat. 

Der Abs. 4 des § 138 ist neu. Werden dem Ver- 
teidiger weitergehende Rechte im Vorverfahren einge- 
räumt, so erscheint es wünschenswert, den Zeitpunkt, 
in welchem die Wahl eines Verteidigers dem Gerichte 
gegenüber Wirksamkeit gewinnt, genauer festzustellen. 
Um dies zu erreichen, schreibt der Entwurf, im An- 
schluß an die im § 217 des Gesetzes bisher nur für 
einen besonderen Fall gegebene Bestimmung, allge- 
mein vor, daß die Wahl dem Gericht anzuzeigen ist, 



und gibt für den Fall, daß die Anzeige nicht durch 
den zur Wahl Berechtigten erfolgt, dem Gerichte die 
Befugnis, die Beibringung einer Vollmacht zu ver- 
langen. Hiernach können erst mit der Anzeige, im 
zweiten Falle erst mit der Beibringung der Vollmacht die 
dem Verteidiger zustehenden Rechte geltend gemacht 
werden ; von diesem Zeitpunkt an sind auch die vorge- 
schriebenen Benachrichtigungen usw. an ihn zu be- 
wirken. Daß die Wahl anderer als der im Abs. 1 be- 
zeichneten Personen nicht vor der Zulassung (§ 138 
Abs. 2) wirksam wird, ist selbstverständlich. 

Der Abs. 5 des § 138, der sich auf die Frage 
bezieht, inwieweit der Verteidiger zur Vertretung des 
Beschuldigten befugt ist, stimmt sachlich mit dem bis- 
herigen Rechte überein; er ersetzt nur eine an ver- 
schiedenen Stellen des geltenden Gesetzes (§§ 233, 390, 
418, § 427 Abs. 1, § 451, § 478 Abs. 3) wiederkehrende 
Bestimmung durch eine allgemeine Vorschrift. Auf den 
Unterschied zwischen der Verteidigung und der eigent- 
lichen Vertretung ist schon in der Begründung zum 
§ 39 Abs. 2 eingegangen worden. Die Vertretung soll 
nur auf Grund einer schriftlichen, ausdrücklich auf 
die Vertretung gerichteten Vollmacht zulässig sein, die 
sich durch diesen Inhalt von der gewöhnlichen Ver- 
teidigervollmacht des § 138 Abs. 4 unterscheidet. Auch 
hierin bringt der Entwurf den Gedanken des geltenden 
Gesetzes zum Ausdrucke. 

§§139,140. 

Die Vorschriften über die notwendige Verteidigung 
(bisher § 140) weichen, abgesehen davon, daß nach 
der später noch zu erörternden Bestimmung des § 369 
die für jugendliche Angeschuldigte notwendige Ver- 
teidigung auf alle Personen unter achtzehn Jahren aus- 
gedehnt wird, hauptsächlich darin von dem gelten- 
den Rechte ab, daß der Verteidiger in einem erheblich 
früheren Zeitpunkte zu bestellen ist. Die Vorteile, die 
dem Angeschuldigten die Unterstützung durch einen 
Verteidiger gerade in den der Hauptverhandlung voraus- 
gehenden Stadien des Verfahrens, insbesondere in der 
Voruntersuchung gewährt, sollen dadurch dem An- 
geschuldigten auch in den Fällen der notwendigen 
Verteidigung gesichert werden. In Schwurgerichts- und 
in Reichsgerichtssachen ist der Verteidiger nach § 139 
Abs. 1 nicht erst nach der Mitteilung der Anklage- 
schrift, sondern alsbald nach der Eröffnung der Vor- 
untersuchung zu bestellen. Auch in Landgerichts- 
sachen, in denen wie bisher, wenn ein Verbrechen den 
Gegenstand der Untersuchung bildet, auf Antrag regel- 
mäßig ein Verteidiger zu bestellen ist (§ 139 Abs. 2), 
kann dieser Antrag, sofern eine Voruntersuchung statt- 
findet, alsbald nach deren Eröffnung gestellt werden. 
Er ist noch bis zum Ablaufe der vom Gericht auf 
mindestens drei Tage zu bemessenden Erklärungsfrist 
(§ 203 Abs. 3) zulässig und die Versäumung dieser 
Frist schließt einen späteren Antrag nur für die erste 
Instanz, nicht dagegen für die Berufungsinstanz aus: 
in dieser kann er noch bis zum Ablaufe von drei 
Tagen nach der Zustellung der Ladung zur Hauptver- 
handlung gestellt werden. Wenn in dieser Weise der 
Zeitpunkt bestimmt wird, in dem die Bestellung des 
Verteidigers jedenfalls erfolgen muß, so schließt dies 
nicht aus, daß, wo es nach Lage der Sache ange- 
messen erscheint, die Beiordnung eines Verteidigers 
auf Antrag oder von Amts wegen schon vor der Er- 
hebung der öffentlichen Klage angeordnet wird. Der 
§ 140 Abs. 1 bestimmt dies ausdrücklich. Ebenso ist 
im Einklänge mit dem geltenden Gesetze (§ 141) vor- 



Digitized by 



Google 



249 



Begründung. 



250 



gesehen, daß dem Beschuldigten auch in Sachen, in 
denen die Verteidigung nicht eine notwendige im Sinne 
des § 139 ist, ein Verteidiger bestellt werden kann. 

Der § 140 Abs. 2 macht es in Sachen jeder Art 
dem Gerichte zur Pflicht, einen Verteidiger zu be- 
stellen, wenn der Beschuldigte infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen nicht befähigt erscheint, sich selbst 
zu verteidigen. Durch diese Regelung wird eine an- 
gemessene Berücksichtigung aller Umstände gesichert, 
die, wie hochgradige Schwerhörigkeit, schwere Sprach- 
fehler, Geistesschwäche und dergleichen, die Fähig- 
keit, sich zu verteidigen, ausschließen oder erheb- 
lich beschränken. Taubheit und Stummheit sind 
nur als besonders in Betracht kommende Fälle hervor- 
gehoben. Damit wird für diese beiden Fälle die ab- 
solute Notwendigkeit der Verteidigung, wie sie der 
bisherige § 140 in Landgerichtssachen für die Zeit nach 
der Zustellung der Anklageschrift vorschreibt, besei- 
tigt. Diese Vorschrift läßt die großen Fortschritte in 
der Erziehung und Ausbildung Tauber und Stummer 
außer Betracht und hat andererseits dahin geführt, daß 
in der Praxis die Fürsorge für Taube und Stumme, 
die einer Verteidigung bedürfen, vielfach auf diejenigen 
Sachen und Verfahrensabschnitte beschränkt geblieben 
ist, für welche die unbedingte Notwendigkeit der 
Verteidigung durch das geltende Gesetz vorge- 
schrieben wird. 

Eine Neuerung des Entwurfs (§ 140 Abs. 1) ist 
die ausdrückliche Zulassung der Bestellung eines Ver- 
teidigers für einen bestimmten Teil des Verfahrens. 
Die Zulässigkeit einer in dieser Weise beschränkten 
Bestellung war bisher zweifelhaft. Sie ist in erster 
Linie für das Ermittelungsverfahren mit seinen örtlich 
vielfach wechselnden Vernehmungen von Bedeutung, 
kann aber auch in späteren Abschnitten des Verfahrens 
in Betracht kommen, wenn eine einzelne Untersuchungs- 
handlung weitab vom' Sitze des Prozeßgerichts vorzu- 
nehmen ist oder wenn wegen besonderer Schleunigkeit 
der Handlung oder aus anderen Gründen der ordent- 
liche Verteidiger nicht rechtzeitig zu erreichen ist. 

Der 

8 141, 
der den Kreis der Personen feststellt, welche als Ver- 
teidiger bestellt werden können, ändert, wie schon zu 
§ 138 bemerkt worden ist, das geltende Gesetz (§ 144) 
darin ab, daß Rechtskundige, welche die erste Prüfung 
für den höheren Justizdienst bestanden, aber in diesem 
noch nicht ein Jahr gearbeitet haben, als Verteidiger 
nicht bestellt werden dürfen. 

§142. 

Die Bestimmungen des geltenden Gesetzes (§§ 141, 
144), welche die Frage betreffen, von wem die Be- 
stellung eines Verteidigers anzuordnen und der Ver- 
teidiger auszuwählen ist, sind nicht erschöpfend und 
haben zu mancherlei Zweifeln und Streitfragen geführt. 
Der Entwurf unterscheidet, ob die Bestellung vor oder 
nach der Erhebung der öffentlichen Klage zu erfolgen 
hat. Im ersteren Falle soll die Bestellung und Aus- 
wahl dem Amtsrichter, im zweiten Falle in der Regel 
dem Vorsitzenden des Gerichts zustehen. Von dem 
letzteren Grundsatze muß, dem praktischen Bedürfnis 
entsprechend, eine Ausnahme gemacht werden, wenn 
sich die Bestellung nur auf eine einzelne Untersuchungs- 
handlung bezieht; hier kann die Bestellung des Ver- 
teidigers nur dem Richter übertragen werden, der die 
Handlung vornimmt. Für den Fall, daß die Bestellung 
auf Grund des § 140 erfolgt, wird außer in dringenden 



Fällen, entsprechend dem geltenden Gesetz (§ 141), 
eine Anordnung des Gerichts erfordert. 

Der 

8 143 
regelt die Frage, inwiefern in Fällen der notwendigen 
Verteidigung von der Bestellung eines Verteidigers ab- 
zusehen ist, weil ein gewählter Verteidiger die Ver- 
teidigung übernimmt. Die Bestimmungen weichen von 
dem geltenden Gesetze (§ 138 Abs. 2, § 143) nur in- 
soweit ab, als auch die Übernahme der Verteidigung 
durch einen Rechtslehrer an einer deutschen Hoch- 
schule die Bestellung eines Verteidigers entbehrlich 
machen soll. 

Der 

§144 
entspricht dem § 150 des geltenden Gesetzes, berück- 
sichtigt aber in der Fassung des Abs. 2, daß für den 
Rückgriff der Staatskasse auch andere Personen als 
der Angeklagte in Betracht kommen. 

Die 

§§ 145, 146 

geben den Inhalt der bisherigen §§ 145, 146 unver- 
ändert wieder. 

gg 147, 148. 

Daß .der Entwurf hinsichtlich des Rechtes des Ver- 
teidigers zur Einsicht der Akten sowie hinsichtlich seines 
Verkehrs mit dem verhafteten Beschuldigten einen an- 
deren Standpunkt einnimmt, als das geltende Gesetz, 
ist bereits bei der Besprechung der Hauptziele der 
Reform dargelegt worden (S. 155). 

Das geltende Gesetz spricht im § 147, der über 
das Recht des Verteidigers zur Einsicht der Akten Be- 
stimmung trifft, zunächst (Abs. 1) von den dem Ge- 
richte vorliegenden Akten, weiterhin aber (Abs. 2) von 
den gerichtlichen Untersuchungsakten. Dies hat zu der 
Annahme Veranlassung gegeben, daß zwar nach dem 
Schlüsse der Voruntersuchung oder nach der Ein- 
reichung der Anklageschrift die Befugnis zur Akten- 
einsicht sich auf alle sogenannten Beiakten erstreckt, 
vor diesem Zeitpunkt aber die Einsicht in Beiakten 
überhaupt nicht zu gestatten ist. Diese Unterscheidung 
erscheint nicht gerechtfertigt. Das Recht der Ein- 
sicht in die gerichtlichen Akten muß sich von An- 
fang an auf alles erstrecken, was wegen seiner Be- 
deutung für die Untersuchung entweder den Akten 
einverleibt oder auf Grund richterlicher Anordnung 
den Akten beigefügt ist. Hat nur ein Teil der bei- 
gezogenen Akten Bedeutung für die Untersuchung, 
so ist dieser Teil in der richterlichen Anordnung, 
welche sich auf die Beifügung der Akten zu den 
Hauptakten bezieht, genau zu bezeichnen. Geschieht 
dies, so bilden die beigezogenen Akten nur hinsichtlich 
dieses Teiles einen Bestandteil der gerichtlichen Akten. 
Selbstverständlich können herbeigezogene Akten, die 
auf ihre Bedeutsamkeit für die Untersuchung noch 
nicht geprüft sind, über deren Beifügung also eine 
gerichtliche Anordnung noch aussteht, auch noch nicht 
als Bestandteile der Akten gelten. Dies wird durch 
den Abs. 1 des § 147 klargestellt. Zugleich wird durch 
die Bestimmung, daß sich das Einsichtsrecht auch auf 
die in amtlicher Verwahrung befindlichen Beweisstücke 
erstreckt, eine Lücke des geltenden Gesetzes ausgefüllt. 

Der bisherige § 147 Abs. 2, der nur von gericht- 
lichen Untersuchungsakten spricht, hat ferner wegen 
des Zusammenhanges der Vorschrift mit der ihr fol- 
genden Bestimmung des Abs. 3 zu Zweifeln darüber 
geführt, ob auch im Ermittelungsverfahren, wo ge- 
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richtliche Untersuchungsakten noch nicht bestehen, die 
Protokolle über die Vernehmung des Beschuldigten, die 
Gutachten Sachverständiger und dergleichen einge- 
sehen werden dürfen. Die Frage wird im Entwürfe 
dahin entschieden, daß die Einsicht in diese Schrift- 
stücke dem Verteidiger in keiner Lage des Verfahrens, 
also auch nicht im Ermittelungsverfahren, versagt wer- 
den darf. 

Nach geltendem Rechte hängt die Verabfolgung 
von Akten in die Wohnung des Verteidigers vom 
Ermessen des „Vorsitzenden" ab; sie ist nur für die 
Zeit nach der Einreichung der Anklageschrift vorge- 
sehen. Auch an dieser Beschränkung glaubt der Ent- 
wurf nicht festhalten zu sollen. Nach der Bestimmung ' 
des § 147 Abs. 2 wird, soweit das Recht zur Ein- 
sicht besteht, nach dem Ermessen der Stelle, welche 
über die Akten verfügt, auch die Verabfolgung in die 
Wohnung des Verteidigers zulässig sein. 
§ 149. 

Die geltende Strafprozeßordnung trifft keine Be- 
stimmung darüber, wie es mit den an den Verteidiger 
zu bewirkenden Zustellungen zu halten ist, wenn ein 
Beschuldigter mehrere Verteidiger hat. Dies hat zu 
mancherlei Obelständen Veranlassung gegeben. Der 
Entwurf regelt die Frage dahin, daß für alle Bekannt- 
machungen, Mitteilungen, Ladungen und Benachrich- 
tigungen die Bewirkung an einen Verteidiger genügen 
soll, daß dabei aber der bestellte Vertreter vor dem 
gewählten den Vorrang hat. 
§ 150. 

Der § 150 betrifft die Zulassung des gesetzlichen 
Vertreters und des Ehemanns als Beistand. In Ab- 
weichung von dem geltenden Gesetze (§ 149) soll 
der Ehemann immer nur auf Antrag der Ehefrau 
als Beistand zugelassen werden. Dies entspricht der 
selbständigeren Stellung der Ehefrau im heutigen Rechts- 
leben, die eine Gleichstellung des Ehemanns mit einem 
gesetzlichen Vertreter als unzulässig erscheinen läßt. 

Wenn das geltende Gesetz (§ 149 Abs. 3) die Zu- 
lassung eines Beistandes außerhalb der Hauptverhand- 
lung nach richterlichem Ermessen nur für das Vor- 
verfahren vorsieht, so wird hierdurch der Anschein 
erweckt, als ob die Zulassung im Zwischenverfahren 
und bei den außerhalb der eigentlichen Hauptverhand- 
lung liegenden richterlichen Handlungen des Haupt- 
verfahrens ausgeschlossen sein solle. Hierfür besteht 
kein ersichtlicher Grund. Die Fassung des Entwurfs 
(Abs. 1 Satz 1) läßt eine solche Annahme nicht mehr 
zu. Um dem Beistande die Mitwirkung in der Haupt- 
verhandlung zu sichern, schreibt der Entwurf vor, daß 
der Termin dem Beistande besonders mitgeteilt werden 
soll, sofern sein Aufenthalt dem Gerichte bekannt ist 
und er sich nicht in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Angeklagten befindet. Diese Vorschrift findet auf den 
Ehemann selbstverständlich nur Anwendung, wenn die 
Zulassung desselben als Beistand gemäß Abs. 1 von 
der Ehefrau beantragt ist. In dem Verfahren gegen 
Jugendliche greifen bezüglich des gesetzlichen Ver- 
treters und des besonderen Beistandes die Vorschriften 
der §§ 370 bis 372 Platz. 



Die Verteilung des Stoffes auf die einzelnen Ab- 
schnitte des zweiten Buches schließt sich dem gelten- 
den Gesetz an ; doch ist der bisherige* letzte Abschnitt 



(Verfahren gegen Abwesende) in Wegfall gebracht. 
Die Regelung dieses Verfahrens in einem besonderen 
Abschnitt erweckt die Vorstellung, als ob es sich um 
ein unter besonderen Grundsätzen stehendes Verfahren 
handele, während in Wahrheit der Umstand, daß der 
Beschuldigte abwesend ist, nur. in einzelnen Punkten 
Abweichungen von den allgemeinen Regeln nötig macht. 
Hierzu kommt, daß gewisse bisher in den achten 
Abschnitt aufgenommene Bestimmungen nicht allein auf 
Abwesende (§ 158 Abs. 3), sondern allgemein auf 
solche Personen Anwendung finden müssen, die öffent- 
lich geladen werden können (§ 33). Demgemäß sind 
die einzelnen Vorschriften des achten Abschnitts an 
denjenigen Stellen des Entwurfs untergebracht, wo- 
hin sie ihrem Inhalte nach gehören. Die Vorschriften, 
welche sich auf Personen beziehen, die öffentlich ge- 
laden werden (§§ 319 bis 323 des geltenden Gesetzes), 
finden sich in den §§ 33, 35, 36, 214, § 225 Abs. 2 
des Entwurfs, die für Abwesende geltenden Vorschriften 
(§§ 318, 324 bis 337 des Gesetzes) in den §§ 65, 
123, 137, 158, 159, 303, 460 und 461 des Entwurfs. 

Erster Abschnitt. 

öffentliche Klage. 

Das gerichtliche Strafverfahren setzt grundsätzlich 
die Erhebung der öffentlichen Klage durch die An- 
klagebehörde voraus; nur ausnahmsweise tritt an deren 
Stelle die Klage des Verletzten oder seines Vertreters. 
Mit der Erhebung der Klage wird das Recht und die 
Pflicht des Gerichts zu selbständiger Untersuchung 
begründet, und zwar mit der Wirkung, daß die Zurück- 
nahme der Klage der Anklagebehörde im allgemeinen 
nicht mehr gestattet ist. Diese Grundsätze, welche 
die Vorschriften der geltenden Strafprozeßordnung be- 
herrschen, hält auch der Entwurf fest, doch unterzieht 
er die Handhabung des Klagerechts der Staatsanwalt- 
schaft einer eingehenderen und zum Teil abweichenden 
Regelung. Die Verpflichtung der Staatsanwaltschaft, 
wegen jeder Straftat bei genügenden Anhaltspunkten 
einzuschreiten, wird zwar wie bisher als Regel aufge- 
stellt, aber, wie schon bei der Erörterung der Haupt- 
ziele der Reform (S. 151 ff.) dargelegt worden ist, in 
weiterem Umfang Einschränkungen unterworfen. Ferner 
wird die Frage näher geregelt, inwieweit die Pflicht 
zum Einschreiten durch Hindernisse, die der Durch- 
führung der Strafverfolgung zeitweilig entgegenstehen, 
beeinflußt wird. 

Was die Anordnung des Abschnitts anlangt, so 
behandeln die §§ 151, 152 das dem Strafverfahren 
zu Grunde liegende Anklageprinzip und die allgemeine 
Stellung der Staatsanwaltschaft. Die §§ 153 bis 155 
enthalten die Einschränkungen der Verpflichtung zur 
Verfolgung, soweit sie allgemeinere Bedeutung haben. 
Die §§ 156 bis 159 endlich beziehen sich auf Fälle, 
in denen der Verfolgung Hindemisse entgegenstehen. 

Die 

§§ 151, 152 
geben sachlich den Inhalt der §§ 151 bis 154 des 
geltenden Gesetzes wieder. Um die Stellung des 
Gerichts gegenüber den Beteiligten klarer hervortreten 
zu lassen, wird im' § 151 Abs. 3 hervorgehoben, daß 
das Gericht an die Anträge der Beteiligten nicht nur 
bei der Anwendung des Strafgesetzes, sondern über- 
haupt bei seiner Entscheidung nicht gebunden ist 
§§ 153 bis 155. 

Nachdem die grundsätzlichen Gesichtspunkte, die 
eine Einschränkung der unbedingten Verfolgungspflicht 
der Staatsanwaltschaft erwünscht erscheinen lassen, 
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bereits erörtert sind, genügt es, zur Begründung der 
§§ 153 bis 155 die folgenden Punkte hervorzuheben. 
Der § 153 will die Möglichkeit schaffen, strafbare 
Handlungen unverfolgt zu lassen, wenn die darauf 
zu verwendende Mühe zwecklos sein würde, weil der 
Verdächtige wegen einer anderen Tat eine Strafe zu 
verbüßen oder zu erwarten hat, neben der die in dem 
neu einzuleitenden Verfahren zu erwartende Strafe be- 
deutungslos erscheint Hierbei kann es auf die Schwere 
der strafbaren Handlung für sich allein nicht an- 
kommen. Sogar bei Verbrechen ist unter Umständen der 
angeführte Gesichtspunkt durchschlagend, z. B. wenn 
der Verdächtige wegen einer anderen Tat zum Tode 
oder zu lebenslänglichem Zuchthause verurteilt ist oder 
einer solchen Verurteilung entgegengeht. Selbst die 
Möglichkeit einer Freiheitsstrafe, die sich nach Jahren 
bemißt, kann gegenüber dem Lebensalter des Ver- 
dächtigen und der Länge einer anderen von ihm zu 
verbüßenden Strafe als bedeutungslos erscheinen, 
übrigens spricht der Entwurf nicht davon, daß von 
jedem Einschreiten abzusehen ist, sondern befreit die 
Staatsanwaltschaft nur von der Verpflichtung zur Er- 
hebung der Klage. Eine vorläufige Feststellung des 
Sachverhalts wird namentlich in Fällen, in denen das 
andere Verfahren noch schwebt, häufig schon mit 
Rücksicht auf die Möglichkeit angezeigt sein, daß es zu 
der erwarteten Strafe in jenem Verfahren nicht kommt 

Der § 154 will sodann den Verfolgungszwang für 
alle vor den Amtsgerichten ohne Schöffen zu ver- 
handelnden Sachen aus den schon erörterten Gründen 
beseitigen. Der § 155 endlich läßt die Verfolgungs- 
pflicht der Staatsanwaltschaft unter gewissen Voraus- 
setzungen auch dann wegfallen, wenn inländische und 
ausländische Gerichtsbarkeit konkurrieren. Die Vor- 
schrift berührt sich in dem zu Grunde liegenden Ge- 
danken mit den Bestimmungen des Strafgesetzbuchs, 
nach welchen bei den im Auslande begangenen Hand- 
lungen, soweit sie überhaupt im Inlande strafbar sind, 
die Verfolgung dem Ermessen der Strafverfolgungs- 
behörde anheimgestellt ist Das Gleiche wird unter 
Umständen auch bei den im Inlande verübten strafbaren 
Handlungen zu gelten haben, wenn die Handlung in 
einer gewissen Beziehung zum Auslande steht, die es 
rechtfertigt, die Strafverfolgung der ausländischen Be- 
hörde zu überlassen. Ausgeschlossen muß dies aller- 
dings sein, soweit durch die Straftat inländische Rechts- 
güter verletzt sind; denn es würde den Aufgaben 
der inländischen Strafrechtspflege zuwiderlaufen, wenn 
der Schutz solcher Rechtsgüter, soweit sie im Inland 
angegriffen werden, dem Ausland überlassen würde. 
Soweit es sich dagegen um den Schutz ausländischer 
Rechtsgüter handelt, ist die bezeichnete Rücksicht nicht 
in gleicher Weise maßgebend. Insbesondere kommt 
hierbei der Fall in Betracht, daß eine strafbare Hand- 
lung zugleich im Inland und im Auslande begangen ist 
Hier kann der Schwerpunkt der verbrecherischen Tätig- 
keit im Auslande liegen, so zum Beispiel, wenn eine 
strafbare Handlung durch einen Brief begangen wird, 
den ein Ausländer im Ausland an einen anderen Aus- 
länder nach dem Inlande sendet In solchen Fällen 
wird häufig, auch wenn sich der Absender im Inlande 
betreffen läßt, kein genügendes Interesse an der Straf- 
verfolgung vorliegen und diese daher besser der aus- 
ländischen Behörde überlassen bleiben. Demgemäß 
bestimmt der Abs. 1 des § 155, daß von einem Ein- 
schreiten abgesehen werden kann, wenn die Tat zu- 
gleich im Inland und im Auslande begangen ist und 
inländische Rechtsgüter nicht verletzt sind. 



Weiter sind die Fälle zu berücksichtigen, in denen 
die Tat zwar nur im Inlande begangen ist, der Täter 
und der Verletzte aber Ausländer sind. Auch hier 
wird es unter Umständen angemessen sein, die in- 
ländische Verfolgung hinter der ausländischen zurück- 
treten zu lassen. Da jedoch, insoweit die ausländischen 
Gesetzgebungen vom Territorialprinzip beherrscht sind, 
die Verfolgung im Auslande nicht immer möglich sein 
wird, ist in diesen Fällen ein Antrag des ausländischen 
Staates vorauszusetzen, wenn ihm die Strafverfolgung 
überlassen werden soll. Der Abs. 2 des § 155 enthält 
eine entsprechende Vorschrift. Nur wenn die Tat 
an Bord eines ausländischen Schiffes begangen ist, 
soll von dem Erfordernis eines besonderen Antrags 
; abgesehen werden (§ 155 Abs. 2 Halbs. 2). Eine im 
Inlande begangene Tat kommt hier nur in Frage, wenn 
I sich das Schiff zur Zeit der Tat in einem deutschen 
! Hafen oder in deutschen Küstengewässern befunden 
: hat Für solche Fälle wird aber vielfach der Stand- 
| punkt vertreten, daß die Tat als im Gebiete desjenigen 
j Staates begangen anzusehen ist, dem das Schiff an- 
gehört; in diesem Staate ist daher auch die Straf- 
verfolgung gesichert. 

Stellt sich erst nach der Erhebung der öffentlichen 
Klage heraus, daß einer der in den §§ 153 bis 155 
vorgesehenen Gründe vorliegt, die ein Einschreiten als 
nicht im öffentlichen Interesse*liegend erscheinen lassen, 
so erfordert es das praktische Bedürfnis, einen Weg 
zu eröffnen, um von einer weiteren Verfolgung der 
Klage absehen zu können. Da an dem Grundsatze 
festzuhalten ist, daß nach der Eröffnung der Unter- 
suchung die öffentliche Klage nicht zurückgenommen 
werden kann, so bestimmt der Entwurf, daß in diesen 
Fällen das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
das Verfahren einstellen kann (§ 153 Abs. 2, § 154 
Abs. 2, § 155 Abs. 3). Für den im § 153 behandelten 
Fall sieht schon das geltende Gesetz (§ 208) ein solches 
Verfahren vor. In der Regel stellt sich die Einstellung 
als eine endgültige dar. Nur wo sie gemäß § 153 mit 
Rücksicht auf eine erst noch zu erwartende anderweitige 
Bestrafung des Angeschuldigten erfolgt, muß der Staats- 
anwaltschaft die Fortsetzung des Verfahrens für den 
Fall offen gehalten werden, daß die erwartete Be- 
strafung nicht eintritt Hierzu genügt es, der Staats- 
anwaltschaft für die Fortsetzung des Verfahrens eine 
nicht zu lang bemessene Frist zu setzen, deren Lauf 
mit der Rechtskraft des wegen der anderen Tat er- 
gangenen Urteils beginnt. Der Entwurf (§ 153 Abs. 2) 
hat diese Frist im Anschluß an § 208 des geltenden 
Gesetzes auf drei Monate festgesetzt. Die Fortsetzung 
des Verfahrens setzt selbstverständlich voraus, daß nicht 
inzwischen Verjährung eingetreten ist. 
§§ 156, 157. 
Hindernisse, die der Durchführung einer Straf- 
verfolgung entgegenstehen, können rechtlicher oder 
tatsächlicher Art sein. Als rechtliches Hindernis kommt 
die Abhängigkeit der Entscheidung von dem Ausfall 
eines anderen Verfahrens in Betracht, sofern dort ein 
für die Strafbarkeit wesentliches Moment festzustellen 
ist. Es kann sich dabei um ein Strafverfahren oder 
um ein Zivilverfahren handeln. Der erstere Fall 
wird von dem geltenden Gesetze nicht erwähnt. 
Er liegt vor, wenn in einem anhängigen Strafverfahren 
mit der Entscheidung über die Straftat zugleich über 
ein Tatbestandsmerkmal einer anderen strafbaren Hand- 
lung zu entscheiden ist. Die Begehung einer anderen 
Straftat gehört z. B. zum Tatbestande des § 111 Abs. 1 
(erfolgreiche Aufforderung zu Straftaten) und des § 139 
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des Strafgesetzbuchs (Nichtanzeige von dem Vorhaben 
demnächst begangener Verbrechen), wie auch einer 
Begünstigung oder Hehlerei (§§ 257 ff. des Strafgesetz- 
buchs). Umgekehrt kommt die Feststellung, daß eine 
bestimmte andere Straftat nicht begangen ist, für den 
Tatbestand einer wissentlich falschen Anschuldigung 
(§ 164), einer üblen Nachrede oder Verleumdung 
(§§ 186, 187 des Strafgesetzbuchs) in Betracht. In allen 
solchen Fällen müssen widersprechende Entscheidungen 
der gleichen Fragen in den beiden Prozessen vermieden 
werden. Das Strafgesetzbuch hat diesem Gesichtspunkt 
in gewissem Umfange schon durch die Vorschriften 
der §§ 164, 191 Rechnung getragen. Die Frage ist 
jedoch vorwiegend eine prozessuale und kann in 
erschöpfender Weise nur im Rahmen der Prozeß- 
ordnung gelöst werden. Diesem Zwecke dienen die 
Vorschriften des § 156 Abs. 1 über die Aussetzung der 
Klage und die vorläufige Einstellung des Verfahrens. 
Daß sie keine Anwendung finden sollen, wenn die 
Sachen gleichzeitig verhandelt werden können, beruht 
darauf, daß bei einer Verbindung der Sachen wider- 
sprechende Entscheidungen von selbst ausgeschlossen 
sind. 

Minder zwingend ist die Rücksichtnahme auf einen 
Zivilprozeß, in dem über ein für die Strafbarkeit der 
Handlung maßgebendes bürgerliches Rechtsverhältnis 
gestritten wird; denn der Strafrichter hat auch über 
solche Rechtsverhältnisse nach den Grundsätzen des 
Strafprozesses zu entscheiden (§ 255 Abs. 2). Immerhin 
wird es sich zuweilen, namentlich bei verwickelter 
Rechtslage, empfehlen, daß der Verhandlung des Straf- 
verfahrens die Entscheidung des Zivilprozesses voraus- 
geht. Das geltende Gesetz (§ 261 Abs. 2) ermächtigt 
nur das Gericht, in solchem Falle das Verfahren aus- 
zusetzen und, sofern das Zivilverfahren noch nicht an- 
hangig ist, einem der Beteiligten zur Erhebung der 
Klage eine "Frist zu setzen. Der Entwurf hält hieran fest, 
gibt aber zur Vermeidung unbegründeter Anklagen 
auch der Staatsanwaltschaft die Befugnis, vor Erhebung 
der Klage die Entscheidung des Zivilrichters abzu- 
warten. 

Der § 157 bezieht sich auf Hindernisse, die dem 
Strafverfahren wegen persönlicher Verhältnisse des Ver- 
dächtigen entgegenstehen. Das geltende Gesetz (§ 203) 
berücksichtigt, vom Falle der Abwesenheit abgesehen, 
nur den Umstand, daß der Angeschuldigte nach der 
Tat in Geisteskrankheit verfallen ist, und ermächtigt auch 
hier nur das Gericht, nach der Erhebung der öffent- 
lichen Klage das Verfahren gegen den Angeschuldigten 
vorläufig einzustellen. Zunächst bedarf es neben der 
Geisteskrankheit auch der Berücksichtigung anderer 
persönlicher Verhältnisse des Verdächtigen, die in nicht 
geringerem Grade der Durchführung des Straf- 
verfahrens entgegenstehen, z. B. langandauernde 
schwere körperliche Erkrankung, Taubstummheit, die 
selbst bei Zuziehung eines Dolmetschers eine Ver- 
ständigung ausschließt, und dergleichen. Nach dem 
Entwürfe soll es demgemäß genügen, daß dem Ver- 
fahren ein in der Person des Verdächtigen begründetes 
Hindernis entgegensteht, dessen Beseitigung in ab- 
sehbarer Zeit nicht zu erwarten ist Außerdem sind 
solche Zustände nicht nur von dem Gerichte nach der 
Erhebung der öffentlichen Klage zu berücksichtigen; 
vielmehr muß zur Vermeidung nutzloser Anklagen 
schon die Staatsanwaltschaft befugt sein, von einem 
Einschreiten vorläufig abzusehen. Diesem Bedürfnisse 
trägt der § 157 des Entwurfs Rechnung. Selbstver- 
ständlich hat die Staatsanwaltschaft, wenn mit der 



Möglichkeit eines künftigen Verfahrens zu rechnen ist, 
für die Sicherung der Beweise zu sorgen. 
§§ 158, 159. 
Zu den in der Person des Verdächtigen be- 
gründeten tatsächlichen Hindernissen des Verfahrens 
gehört auch die Abwesenheit des Verdächtigen. In 
Übereinstimmung mit dem geltenden Gesetze (§ 318) 
bezeichnet der Entwurf den Verdächtigen dann als 
abwesend, wenn sein Aufenthalt unbekannt ist oder 
wenn er sich im Ausland aufhält und seine Gestellung 
vor das zuständige Gericht nicht ausführbar oder nicht 
angemessen erscheint (§ 158 Abs. 3). Die Bezeichnung 
hat demnach wie bisher eine technische Bedeutung. 
Aus den in den Vorbemerkungen zu diesem Ab- 
schnitt angeführten Gründen sind die für den Fall 
der Abwesenheit geltenden Bestimmungen, soweit sie 
nicht als Abweichungen von einzelnen Vorschriften 
besser im Anschluß an diese zu erwähnen sind, hierher 
übernommen. Der Entwurf geht in Obereinstimmung 
mit dem bestehenden Gesetze, dessen Standpunkt hier 
allerdings nicht klar zum Ausdrucke kommt, davon 
aus, daß die Abwesenheit des Verdächtigen dem Ver- 
fahren nur insoweit entgegensteht, als der Angeklagte 
in der Hauptverhandlung gegenwärtig sein muß. Im 
übrigen darf von einem Einschreiten bloß wegen der 
Abwesenheit nicht Abstand genommen werden; viel- 
mehr ist im Falle, daß die Hauptverhandlung nicht 
stattfinden kann, Pflicht der Staatsanwaltschaft und des 
Gerichts, alle Untersuchungshandlungen vorzunehmen, 
die zur Sicherung der Beweise erforderlich sind. Daß 
dem Abwesenden ein Anspruch auf Benachrichtigung 
über den Fortgang des Verfahrens nicht zusteht, ent- 
, spricht dem geltenden Gesetze (§ 329); mit Rücksicht 
| auf die Parteiöffentlichkeit im Vorverfahren und die 
i erhöhte Berücksichtigung der Verteidigung bestimmt 
1 jedoch der Entwurf (§ 158 Satz 2), daß die Vorschriften 
über die Benachrichtigung des Verteidigers unberührt 
bleiben. 

Die gegen den Abwesenden nach den §§ 325, 
326, 332 des geltenden Gesetzes zulässige Beschlag- 
■ nähme des Vermögens oder von Bestandteilen des 
Vermögens ist im Entwurf aufrecht erhalten, jedoch 
! in einigen Punkten gemildert (§ 159 Abs. l r 2). Erstlich 
| soll die Beschlagnahme des ganzen Vermögens nur 
im Verfahren vor den höheren Gerichten zulässig 
• sein; denn im Verfahren vor dem Amtsgericht er- 
scheint eine so tief eingreifende Maßregel entbehrlich 
und die Beschlagnahme einzelner Vermögensbestand- 
teile ausreichend. Ferner soll auch die letztere im amts- 
. gerichtlichen Verfahren nicht mehr zum Zwecke der 
, Gestellung, sondern nur insoweit angeordnet werden 
1 können, als es zur Sicherstellung der Vollstreckung 
! einer den Abwesenden voraussichtlich treffenden Geld- 
strafe oder der Kosten des Verfahrens erforderlich 
ist. Der Abs. 3 des § 159 entspricht dem § 336 
Abs. 2 des geltenden Gesetzes. Die bisher in den 
§§ 325, 333 bis 335 enthaltenen Vorschriften über 
das Verfahren bei der Beschlagnahme sind in die 
§§ 460, 461 des Entwurfs verwiesen. 

Zweiter Abschnitt. 

Ermittelungsverfahren. 
Dasjenige Stadium des Verfahrens, in welchem 
aus Veranlassung des Verdachts einer strafbaren Hand- 
lung Ermittelungen darüber angestellt werden, ob ge- 
nügende Veranlassung zur Erhebung der öffentlichen 
Klage geboten ist, wird vom Entwürfe nach dem Vor- 
bilde der Militarstrafgerichtsordnung Er mittel ungsver- 
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fahren genannt Eine Reihe von Vorschriften über 
richterliche Untersuchungshandlungen, die das be- 
stehende Gesetz (§§ 185, 186, 191 bis 193) erst in dem 
Abschnitt über die Voruntersuchung trifft, obgleich sie 
schon im Ermittelungsverfahren Anwendung finden, 
sind zur Erleichterung der Obersicht schon in diesen 
Abschnitt eingestellt worden (§§ 166 bis 170). 

§160. 

Der § 160 behandelt die Anbringung von Straf- 
anzeigen und von Straf an trägen. Er entspricht im 
wesentlichen dem geltenden Rechte (§ 156). Doch ver- 
meidet er, für Strafanzeigen eine bestimmte Form vor- 
zuschreiben, da es genügen muß, daß sie irgendwie 
in zuverlässiger Weise, sei es auch durch Telephon- 
gespräch, Telegramm und dergleichen, zur Kenntnis 
der Behörde gelangen. Daß eine nicht schriftliche An- 
zeige von der Behörde beurkundet werden muß, bedarf 
keiner Erwähnung im Gesetze. 

Dagegen ist für den Strafantrag daran festzu- 
halten, daß er von dem dazu Berechtigten schriftlich 
oder zu Protokoll gestellt werden muß, da die recht- 
zeitige Stellung des Antrags eine Voraussetzung der 
Strafverfolgung bildet. Aus diesem Grunde empfiehlt 
es sich ferner, für den Fall, daß der Antrag von 
einem Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes 
aufgenommen wird, ausdrücklich vorzuschreiben, daß 
das Protokoll vom Antragsteller zu unterzeichnen ist. 
Durch den Abs. 2 wird klargestellt, daß für die Ent- 
gegennahme von Strafanträgen andere Behörden als 
die Staatsanwaltschaft, die Behörden des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes und die Gerichte nicht in Betracht 
kommen. 

Der 

§ tet 

entspricht dem § 157 des geltenden Gesetzes. Die 
Wahl des Ausdrucks „Bestattung" statt „Beerdigung" 
beruht auf dem zu § 86 angegebenen Grunde. 

§§ 162 bis 165. 

Auch die §§ 162 bis 165 geben ihrem Inhalte 
nach bestehendes Recht wieder (§§ 158 bis 161, 163, 
165 des Gesetzes). Durch den § 162 Abs. 2 wird 
deutlicher zum Ausdrucke gebracht, daß die Anstellung 
der Ermittelungen durch die Staatsanwaltschaft selbst 
die Regel bilden soll. Ferner wird durch den Hinweis 
auf § 93 Abs. 2 außer Zweifel gestellt, daß die auf 
dem Briefgeheimnisse beruhende Beschränkung der Aus- 
kunftspflicht der Post- und Telegraphenbehörden auch 
hier Platz greift. Aus der Fassung des § 165 ergibt 
sich deutlicher, daß die Prüfung des von der Staats- 
anwaltschaft ersuchten Amtsrichters sich nur darauf zu 
erstrecken hat, ob im einzelnen Falle die gesetzlichen 
Voraussetzungen der beantragten Untersuchungshand- 
lung vorliegen, daß er dagegen nicht zu prüfen hat, 
ob nach den Umständen des Falles die Untersuchungs- 
handlung notwendig oder angemessen erscheint. 

Der 

§166 

bringt schon hier die gegenwärtig in dem Abschnitt 
über die Voruntersuchung stehenden Vorschriften über 
die Protokollierung der Untersuchungshandlungen 
(§§ 185, 186 des Gesetzes). Er stellt klar, daß sich 
die Vorschriften über das Protokoll nur auf die im 
Abs. 1 bezeichneten und nicht auch auf andere Unter- 
suchungshandlungen (Verhaftung, Beschlagnahme usw.) 
beziehen. Ferner wird zum Ausdrucke gebracht, daß 
unter „wesentlichen Förmlichkeiten" (§ 186 Abs. 2 des 



geltenden Gesetzes) die Formen zu verstehen sind, die 
für eine Untersuchungshandlung der betreffenden Art 
gesetzlich vorgeschrieben sind. 

%% 167 bis 170. 

Wie schon bei der Darlegung der Hauptziele der 
Reform bemerkt worden ist, will der Entwurf dem 
Mangel, daß im Vorverfahren der Beschuldigte von 
den ihn belastenden Momenten nicht genügend unter- 
richtet und auch dem Verteidiger zur Wahrnehmung 
der Interessen des Beschuldigten zu wenig Gelegenheit 
gegeben wird, vor allem durch die Einführung des 
Grundsatzes abhelfen, daß auch im Vorverfahren die 
Beweiserhebungen regelmäßig für die Prozeßbeteiligten 
öffentlich sind. 

Auf die Vernehmung des Beschuldigten kann dieser 
Grundsatz allerdings nicht im vollen Umfang ausge- 
dehnt werden. Denn es gibt Fälle, in denen eine offene 
Aussprache des Beschuldigten mit dem Richter nur 
in Abwesenheit des Anklägers wie des Verteidigers 
zu erreichen ist; in anderen Fällen wiederum wird 
j auch bei der Vernehmung des Beschuldigten die Zu- 
ziehung der Parteivertreter erwünscht und der Auf- 
klärung der Sache dienlich sein; insbesondere kann 
sie die Verhandlung mit einem Beschuldigten, der dem 
Richter Mißtrauen entgegenbringt, erleichtern. Dem- 
gemäß muß es dem Ermessen des Richters überlassen 
bleiben, ob dem Verteidiger die Anwesenheit bei der 
Vernehmung zu gestatten ist. Zur Wahrung gleichen 
Rechtes für die Beteiligten wird ausdrücklich hervor- 
gehoben, daß auch die Staatsanwaltschaft zur An- 
wesenheit nur insoweit berechtigt ist, als sie dem 
Verteidiger nicht versagt wird (§ 167 Abs. 2). Ahn- 
liche Erwägungen kommen für die Zuziehung des Ver- 
teidigers und der Staatsanwaltschaft bei der Verneh- 
mung von Mitbeschuldigten in Betracht; sie wird daher 
auch in gleicher Weise geregelt. 

Was die Vernehmung von Zeugen und Sachver- 
ständigen anlangt, so ist zunächst die Vorschrift, des 
geltenden Gesetzes (§ 191 Abs. 2) aufrechterhalten, 
daß den Prozeßbeteiligten die Anwesenheit niemals ver- 
sagt werden darf, wenn die Vernehmung im Vorver- 
fahren diejenige der Hauptverhandlung ersetzen soll 
(§ 168 Abs. 2). Andererseits muß es dabei bleiben, 
daß der Beschuldigte von der Anwesenheit bei der 
Vernehmung eines Zeugen stets ausgeschlossen werden 
kann, wenn zu befürchten ist, daß in seiner Gegenwart 
der Zeuge nicht die Wahrheit sagen werde (§ 168 
Abs. 3 des Entwurfs; § 192 des geltenden Gesetzes). 
Im übrigen soll als Regel gelten, daß den Prozeßbe- 
teiligten die Anwesenheit zu .gestatten ist. Nur soweit 
hiervon eine Gefährdung des Untersuchungszwecks zu 
befürchten ist, darf eine Ausnahme gemacht werden, 
die sich aber auch hier gleichmäßig auf alle Prozeß- 
beteiligten erstrecken muß. Die Zulassung solcher 
Ausnahmen von dem Grundsatze der Parteiöffentlich- 
keit erscheint um so unentbehrlicher, je mehr von 
dem Entwürfe das Ziel verfolgt wird, die Unter- 
suchungshaft nach Möglichkeit einzuschränken. Denn 
es kann nicht außer Betracht bleiben, daß ein als- 
baldiges Bekanntwerden der Vernehmungsergebnisse 
dem Beschuldigten unter Umständen Veranlassung 
geben kann, die sich anschließenden weiteren Er- 
hebungen zu erschweren und hierdurch die Ermitte- 
lung der Wahrheit zu verhindern. Der Richter könnte 
somit leicht dazu gedrängt werden, die Untersuchungs- 
haft wegen Kollusionsgefahr zu verhängen, wenn er 
nicht befugt wäre, ausnahmsweise den Beschuldigten 
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von vornherein von gewissen Beweiserhebungen aus- 
zuschließen. 

Insoweit das geltende Recht den Prozeßbeteiligten 
die Anwesenheit bei den Beweiserhebungen gestattet, 
fehlt es an einer Bestimmung darüber, ob die Be- 
teiligten auf die Art der Vernehmung der Zeugen 
und Sachverstandigen Einfluß ausüben können. Schon 
jetzt wird indessen überwiegend davon ausgegangen, 
daß die Prozeßbeteiligten dem Zeugen oder Sachver- 
ständigen Fragen vorlegen lassen dürfen, soweit diese 
nach dem Ermessen des Richters zur Aufklärung der 
Sache dienlich sind. Da diese Befugnis für die Prozeß- 
beteiligten von besonderer Wichtigkeit ist, wird sie 
durch den Entwurf (§ 168 Abs. 4) außer Zweifel gestellt. 

Der § 169 gibt den Inhalt des § 191 Abs. 1 und 
des § 193 des geltenden Gesetzes in verkürzter Form 
wieder. Dabei wird, was die Mitwirkung von Sach- 
verständigen bei der Einnahme des Augenscheins be- 
trifft, das Recht zur Teilnahme an der Verhandlung 
und an den dabei vorzunehmenden Untersuchungen 
auch auf diejenigen Sachverständigen ausgedehnt, die 
der Beschuldigte ohne vorgängige Ladung mit zur 
Stelle bringt. 

Die Abs. 1, 2 des § 170 entsprechen im wesent- 
lichen dem geltenden Gesetze (§ 191 Abs. 3 bis 5); doch 
wird dem Interesse der Prozeßbeteiligten an der An- 
wesenheit bei einer Untersuchungshandlung dadurch 
in höherem Maße Rechnung getragen, daß bei 
etwaiger Verhinderung eines zur Anwesenheit Berech- 
tigten der Termin auf Antrag zu verlegen ist, sofern 
dies ohne Nachteil für die Sache geschehen kann. 

Die Entscheidungen, die der Richter bezüglich 
der Parteiöffentlichkeit zu treffen hat, bringen es ihrem 
Inhalte nach mit sich, daß ihre Wirkungen überhaupt 
nicht, oder doch nur unter erheblicher Verzögerung 
des Fortganges des Verfahrens rückgängig gemacht 
werden können. Auch ist die Nachprüfung der Gründe 
einem außerhalb des Vorverfahrens stehenden, nur 
auf den Akteninhalt angewiesenen Gerichte so gut wie 
entzogen. Von der Gewährung eines Beschwerderechts 
ist daher Abstand zu nehmen (§ 170 Abs. 3). 

Der 

§ 171 

gibt den Inhalt der bisherigen §§ 164, 165 unver- 
ändert wieder. Er gewinnt aber dadurch eine erhöhte 
Bedeutung, daß die Vorschriften über die Vernehmung 
(§ 109) dem Beschuldigten leichter Gelegenheit geben 
werden, Beweisanträge zu stellen, und daß ihm auch 
die Anwesenheit bei der Erhebung der beantragten 
Beweise innerhalb der Grenzen der §§ 167 bis 170 
ermöglicht wird. Zugleich ist klargestellt, daß Be- 
weise, welche die Freilassung des Beschuldigten be- 
gründen können, ohne Rücksicht auf ihre sonstige 
Erheblichkeit oder Dringlichkeit aufgenommen werden 
müssen. Ob der vernehmende Richter zugleich der 
über die Freilassung entscheidende ist, kommt dabei 
nicht in Betracht. 
Der 

% 172 

gibt in Übereinstimmung mit dem jetzigen § 162 
dem Beamten, der eine Untersuchungshandlung außer- 
halb seiner Amtsstelle vorzunehmen hat, die zur ord- 
nungsmäßigen Durchführung seiner Aufgabe unent- 
behrlichen Zwangsbefugnisse. Durch die Stelle, welche 
der Vorschrift gegeben ist, wird deutlicher zum Aus- 
drucke gebracht, daß sie sich auf Untersuchungshand- 
lungcn jeder Art und nicht nur auf Beamte des Polizei- 



und Sicherheitsdienstes, sondern auf jeden Beamten 
bezieht, der zur Leitung einer Untersuchungshandlung 
berufen ist. 

% 173. 

Durch die hier neu eingestellten Vorschriften über 
die Zulässigkeit eines gerichtlichen Ermittelungsver- 
fahrens vor der Feststellung des Täters soll einem 
Bedürfnisse Rechnung getragen werden, das sich in 
der Praxis herausgestellt hat. Verhältnismäßig häufig 
werden Verbrechen entdeckt, bei denen zunächst noch 
jede Spur des Täters fehlt. Handelt es sich um schwere 
Verbrechen mit leicht verwischbarem Tatbestande, wie 
Brandstiftung und dergleichen, so bedarf es in der 
Regel der schleunigen Vornahme einer Reihe von 
unter Umständen einschneidenden Maßregeln, deren 
Anordnung grundsätzlich dem Richter vorbehalten ist. 
Daher kommt es, daß gegenwärtig gerade in Fallen, 
in denen mit besonderer Schleunigkeit von einheitlichen 
Gesichtspunkten aus vorgegangen werden muß, durch 
die Teilung des Betriebs zwischen Staatsanwaltschaft, 
Polizei und ersuchtem Richter unerwünschte Verzöge- 
rungen eintreten, die eine Entdeckung des Täters er- 
schweren. Diesem Übelstande kann nur dadurch ab- 
geholfen werden, daß in solchen Fällen der ganze 
Betrieb des Ermittelungsverfahrens bis auf weiteres in 
die Hand eines Richters gelegt wird. In dieser Rich- 
tung bewegen sich die Vorschläge des Entwurfs. Da- 
nach sollen in Fällen der bezeichneten Art auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft die erforderlichen Ermittelungen 
dem Untersuchungsrichter oder einem Amtsgericht über- 
tragen werden dürfen (Abs. 1). Die Übertragung soll 
nur bei Verbrechen oder bei Vergehen schwererer Art 
zulässig sein; demgemäß beschränkt sich die Vor- 
schrift auf Sachen, die zur Zuständigkeit des Reichs- 
gerichts, der Schwurgerichte oder der Landgerichte 
gehören. Der Richter, dem die Ermittelungen über- 
tragen werden, erhält dadurch ähnliche Befugnisse wie 
der Untersuchungsrichter (Abs. 2). Sobald die Er- 
mittelungen genügenden Verdacht zur Erhebung der 
Klage gegen eine bestimmte Person ergeben haben, 
sind die Akten der Staatsanwaltschaft zu übersenden, 
der die weitere Verfügung gebührt. Beantragt diese 
sodann die Eröffnung einer Voruntersuchung, so ver- 
einfacht sich das weitere Verfahren bedeutend, da 
die Voruntersuchung regelmäßig in die Hände des- 
jenigen Richters zurückfallen wird, der die vorange- 
gangenen Ermittelungen geleitet hat. 

Die 

§§ 174 bis 176 
geben den Inhalt der §§ 168, 169 des geltenden Ge- 
setzes unverändert wieder. In der Fassung des Abs. 2 
des § 175, der dem jetzigen § 155 entspricht, ist 
darauf Rücksicht genommen, daß die öffentliche Klage 
gegen den Verdächtigen erhoben werden kann, ohne 
daß er vorher durch eine Vernehmung, Verhaftung 
oder Vorführung ein Beschuldigter im Sinne des Ent- 
wurfs geworden ist. 

Die 

§§ 177 bis 180, 

welche das Recht des Verletzten auf gerichtliche Ent- 
scheidung über den Antrag auf Strafverfolgung be- 
treffen, unterscheiden sich von den §§ 170 bis 174 
des geltenden Gesetzes nur in der Fassung. Auch 
der neu eingestellte § 178 bedeutet keine sachliche 
Änderung, da schon nach geltendem Rechte ange- 
nommen wird, daß das Gericht, bevor es auf die 
Sache selbst eingeht, zu prüfen hat, ob den Erforder- 
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nissen des bisherigen § 170 genügt ist, und, falls dies 
nicht zutrifft, den Antrag als unzulässig zu ver- 
werfen hat. 

Der bisherige § 175 ist in den die Kosten be- 
handelnden Abschnitt verwiesen (§ 491). 

Dritter Abschnitt. 

Voruntersuchung. 

Die Gründe, aus denen der Entwurf an der ge- 
richtlichen Voruntersuchung festhält, sind in der Ein- 
leitung (S. 154 ff.) dargelegt. Die Voruntersuchung er- 
hält jedoch durch die Vorschriften des Entwurfs in 
wesentlichen Beziehungen einen anderen Charakter. 

Die Änderungen bewegen sich, von Nebenpunkten 
abgesehen, in der Richtung, daß der Verteidigung 
freierer Spielraum zur Betätigung gewährt und zu- 
gleich Sicherheit dafür geschaffen wird, daß der An- 
geschuldigte volle Kenntnis von den Ergebnissen der 
Untersuchung erhält. Berücksichtigt man außerdem die 
an anderen Stellen getroffenen, aber gerade für die 
Voruntersuchung bedeutsamen Vorschriften über den 
Zeitpunkt, in welchem bei wichtigeren Sachen der 
Verteidiger zu bestellen ist, über die Freiheit seines 
Verkehrs mit dem Angeschuldigten und sein Recht der 
Akteneinsicht, über die Parteiöffentlichkeit bei den 
einzelnen Untersuchungshandlungen und über die Kon- 
trollierung der Dauer der Untersuchungshaft, so wird 
fernerhin nicht mehr der Vorwurf erhoben werden 
können, daß der Angeschuldigte in der Vorunter- 
suchung ohne ausreichenden Schutz dem ihm unbe- 
kannten Gange des Verfahrens gegenüberstehe. 
§§ 181, 182. 

Die Vorschriften des § 181 über die Voraus- 
setzungen, unter denen eine Voruntersuchung stattzu- 
finden hat, sowie über die Sachen, in denen eine 
Voruntersuchung ausgeschlossen ist, entsprechen dem 
geltenden Rechte (§ 176 des Gesetzes). Im Abs. 1 
wird jedoch für Landgerichtssachen der Staatsanwalt- 
schaft nicht wie bisher nur die Befugnis gegeben, 
die Voruntersuchung zu beantragen, sondern der An- 
trag wird ihr zur Pflicht gemacht, wenn die Vor- 
untersuchung zur weiteren Aufklärung der Sache er- 
forderlich erscheint. Daß im Falle der Verbindung 
auch in amtsgerichtlichen Sachen die Voruntersuchung 
zulässig ist (§ 176 Abs. 2 des geltenden Gesetzes), 
braucht nicht hervorgehoben zu werden/ da es sich 
aus der Fassung des § 181 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 8 von selbst ergibt. 

Der § 182 bringt zum Ausdrucke, daß der An- 
trag an den Untersuchungsrichter zu richten ist. Für 
den Antrag wird auch die Angabe des anzuwendenden 
Strafgesetzes vorgeschrieben, da sie für die Frage der 
Zuständigkeit von Bedeutung ist. 

§§ 183 bis 185. 

Die §§ 183 bis 185 regeln die Beschlußfassung 
auf den von der Staatsanwaltschaft gestellten Antrag 
und das hierbei zu beobachtende Verfahren. Sie 
schließen sich im allgemeinen, wenn auch mit Än- 
derungen im einzelnen, den jetzigen §§ 178 bis 181 an. 

Im § 183, der den Satz an die Spitze stellt, daß es für 
die Ablehnung des Antrags der Staatsanwaltschaft eines 
Gerichtsbeschlusses bedarf, werden die verschiedenen 
Gründe, aus denen der Antrag abgelehnt werden kann, 
schärfer auseinandergehalten und die je nach dem 
Grunde der Ablehnung verschiedene Form des Ge- 
richtsbeschlusses naher bezeichnet. Dabei wird nach 
dem Vorgange des Gesetzes, betreffend die Entschädi- 



gung tür unschuldig erlittene Untersuchungshaft, vom 
14. Juli 1904 der Ausdruck, daß der Angeschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt wird, für den Fall angewendet, 
daß die im Antrag angegebene Tat nicht strafbar oder 
nicht verfolgbar erscheint. 

Das Verfahren, welches eintritt, nachdem der An- 
trag auf Eröffnung der Voruntersuchung bei dem 
Untersuchungsrichter eingegangen ist, ist jetzt durch 
das Gesetz (§ 178 Abs. 2, §§ 179 bis 181) in einer 
Weise geregelt, die nicht leicht verständlich ist und 
auch die Interessen des Angeschuldigten nicht genügend 
berücksichtigt Es ist zu unterscheiden, je nachdem 
der Untersuchungsrichter die Ablehnung des Antrags 
für geboten hält oder nicht. 

Den ersteren Fall behandelt der § 184 des Ent- 
wurfs. Nach Abs. 1 ist hier der Antrag zur Ent- 
scheidung an das Gericht abzugeben und die Staats- 
anwaltschaft von der Abgabe in Kenntnis zu setzen. 
Das Gericht hat alsdann (Abs. 2) den Antrag, sofern es 
dessen Ablehnung nicht ohne weiteres für geboten 
erachtet, dem Angeschuldigten und außerdem dem 
Verteidiger mitzuteilen; hierbei ist für die Erhebung 
von Einwendungen gegen die Eröffnung der Vor- 
untersuchung dem Angeschuldigten eine bestimmte Frist 
zu setzen. Dadurch wird ausgeschlossen, daß die Er- 
öffnung der Voruntersuchung angeordnet wird, ohne 
daß die Verteidigung Gelegenheit erhält, etwaige Ein- 
wände vorzubringen. 

Das Recht zur Beschwerde gegen die Entscheidung 
des Gerichts wird im § 184 Abs. 3, und zwar in der 
Hauptsache entsprechend dem geltenden Gesetze 
(§§ 180, 181) geregelt; nur ist die besondere Vorschrift, 
nach der dem Angeschuldigten gegen die Verwerfung 
des Einwandes der örtlichen Unzuständigkeit die so- 
fortige Beschwerde zusteht, gemäß der Bedeutung, die 
der Entwurf der örtlichen Zuständigkeit beilegt, in 
Wegfall gebracht. In den einleitenden Bemerkungen 
zu Abschnitt 1 des ersten Buches (S. 190) ist bereits 
dargelegt worden, daß künftig bis zur Eröffnung des 
Hauptverfahrens, also auch während der Dauer einer 
Voruntersuchung, das Gericht jederzeit von Amts wegen 
verpflichtet sein soll, seine örtliche Zuständigkeit zu 
prüfen. Damit würde es in Widerspruch stehen, den 
Angeschuldigten bei Verwerfung des Einwandes der 
örtlichen Unzuständigkeit auf die sofortige Beschwerde 
zu verweisen, da dies nur die Bedeutung haben kann, 
daß für den weiteren Verlauf der Voruntersuchung die 
Frage der örtlichen Zuständigkeit endgültig erledigt ist. 
Audi mit dem Zwecke der Voruntersuchung steht eine 
solche Regelung nicht im Einklänge. Denn im Laufe 
der Voruntersuchung kann sich die Sachlage in einem 
so veränderten Lichte darstellen, daß die Prüfung der 
örtlichen Zuständigkeit von neuem geboten ist. Wie 
das Gericht zu einer solchen Prüfung verpflichtet bleibt, 
so muß auch dem Angeschuldigten das Recht gewahrt 
werden, jederzeit durch Erhebung des Einwandes eine 
Entscheidung darüber herbeizuführen. Gegen die Ent- 
scheidung würde ihm alsdann nach allgemeinen Grund- 
sätzen die fristlose Beschwerde zustehen. 

Welche Wirkung mit dem Beschlüsse, durch den 
in diesem Stadium des Verfahrens der Angeschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt wird, in bezug auf die 
Möglichkeit einer Wiederaufnahme der Klage verbunden 
ist, wird im geltenden Gesetze nicht bestimmt. Der 
Entwurf (§ 184 Abs. 4) regelt die Frage dahin, daß 
die Klage nur auf Grund neuer Tatsachen wiederauf- 
genommen werden kann. Auf neue Beweismittel allein 
kann hier, abweichend von den Vorschriften des § 193 
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Abs. 5 und des § 200 Abs. 2, die Klage nicht gestutzt : 
werden, weil im Falle des § 184 die Ablehnung des j 
Antrags ohne Rücksicht auf die Beweise lediglich auf I 
Grund der Tatsachen erfolgt, die im Antrag angegeben 
sind. 

Wie in dem- Falle zu verfahren ist, wenn der 
Untersuchungsrichter die Ablehnung des Antrags auf 
Voruntersuchung nicht für geboten erachtet, be- 
stimmt der § 185. Die sachlich bedeutsamste 
Neuerung des Entwürfe besteht darin, daß die Er- 
öffnung der Voruntersuchung in einem Beschlüsse des 
•Untersuchungsrichters auszusprechen ist, der dem An- 
geschuldigten und daneben auch dem Verteidiger als- 
bald bekanntzumachen ist, während nach dem be- 
stehenden Gesetze (§ 190 Abs. 1) die Bekanntmachung 
erst gelegentlich der Vernehmung des Angeschuldigten 
zu erfolgen hat, deren Zeitpunkt ganz dem Ermessen 
des Untersuchungsrichters unterliegt Es erscheint in- 
dessen unumgänglich, für besondere Fälle eine Aus- 
nahme zuzulassen. Zuweilen werden alsbald nach der 
Eröffnung der Voruntersuchung dringliche Unter- 
suchungshandlungen vorgenommen werden müssen, 
deren Erfolg durch die sofortige Bekanntmachung des 
Beschlusses gefährdet würde. Wäre es ausgeschlossen, 
in solchen Fällen ausnahmsweise die Bekanntmachung 
bis zur Beendigung solcher Untersuchungshandlungen 
hinauszuschieben, so würde der Untersuchungsrichter 
dazu gedrängt werden, die Untersuchungshaft zu ver- 
hängen, um auf diese Weise den Erfolg seiner Maß- 
nahmen zu sichern. Der Entwurf erachtet auch hier 
den Gesichtspunkt für ausschlaggebend, daß die Ver- 
hängung der Untersuchungshaft nach Möglichkeit ver- 
mieden werden muß, und läßt aus diesem Grunde unter 
näher bezeichneten Voraussetzungen eine Ausnahme 
von der sofortigen Bekanntmachung der Eröffnung der 
Voruntersuchung zu (§ 185 Abs. 2 Satz 2). 

Die weitere Regelung des Verfahrens, wie sie der 
Abs. 3 des § 185 vorsieht, findet, soweit sie vom 
geltenden Rechte abweicht, in dem zu § 184 Bemerkten 
ihre Begründung. 

Die Vorschriften der 

§§ 186, 187 

über die Führung der Voruntersuchung durch den 
Untersuchungsrichter und die Übertragung derselben an 
ein anderes Gericht entsprechen im allgemeinen dem 
geltenden Gesetze (§§ 182, 183, § 184 Abs. 1, 2); nur 
wird im § 186 Abs. 2 klargestellt, daß die Über- 
tragung der Voruntersuchung an ein Amtsgericht vor- 
aussetzt, daß dieses einerseits zum Bezirke des Land- 
gerichts gehört, andererseits einen anderen Amtssitz hat 
als der Untersuchungsrichter. Ferner ergibt die 
Fassung, daß die Übertragung nicht an einen einzelnen 
Amtsrichter, sondern an das Amtsgericht erfolgt; 
welches Mitglied dieses Gerichts die Untersuchung zu 
führen hat, richtet sich nach der Geschäftsordnung. Was 
das Reichsgericht anlangt, so folgt aus § 187, daß 
die angegebenen Beschränkungen hier nicht Platz 
greifen. 
Der 

§ 188 

bezeichnet in Übereinstimmung mit dem jetzigen § 188 
die Grenzen für die Ausdehnung der Voruntersuchung. 
Doch erschien es geboten, hier ebenso wie für das 
Ermittelungsverfahren (§ 163) besonders hervorzuheben, 
daß innerhalb jener Grenzen nicht nur die zur Be- 
lastung des Angeklagten, sondern auch die zu seiner 
Entlastung dienenden Umstände zu ermitteln sind. 



§ 189. 

Der Abs. 1 gibt den Inhalt des § 187 des geltenden 
Gesetzes unverändert wieder. Der Abs. 2 (§ 183 
Satz 2, 3, § 184 Abs. 3 des Gesetzes) stellt außer 
Zweifel, daß der Untersuchungsrichter befugt ist, Amts- 
richter, die außerhalb des Landgerichtsbezirkes ihren 
Amtssitz haben, um einzelne Untersuchungshandlungen 
zu ersuchen, daß dagegen der von dem Präsidenten 
des Reichsgerichts bestellte Untersuchungsrichter ein 
solches Ersuchen auch an Amtsrichter richten kann, 
die mit ihm den gleichen Amtssitz haben. 

§ 190. 

Durch die Bezugnahme des Abs. 1 auf die §§ 160 
bis 170 wird der Grundsatz der Parteiöffentlichkeit auch 
für die Voruntersuchung anerkannt. Der Abs. 2 gibt 
den Inhalt des § 194 des geltenden Gesetzes unver- 
ändert wieder. 

§ 191. 

Gegenwärtig muß zwar der Angeschuldigte in der 
Voruntersuchung vernommen werden; der Zeitpunkt 
der Vernehmung ist jedoch dem Untersuchungsrichter 
überlassen (§ 190 des geltenden Gesetzes). Diese 
Regelung reicht, wie schon früher hervorgehoben 
worden ist, nicht aus, um die Orientierung des Ange- 
schuldigten im Vorverfahren zu sichern. Der Abs. 1 
des § 191 schreibt daher vor, daß die Vernehmung 
alsbald nach der Bekanntmachung der Eröffnung der 
Voruntersuchung zu erfolgen hat, sofern der An- 
geschuldigte nicht schon vor der Eröffnung von einem 
Richter vernommen worden ist. Außerdem will der 
Entwurf Vorsorge treffen, daß der Angeschuldigte vor 
dem Abschlüsse der Voruntersuchung von allen gegen 
ihn vorliegenden Verdachtsgründen Mitteilung erhält, 
also auch von denjenigen ihn belastenden Umständen, 
die seit seiner Vernehmung neu hervorgetreten sind. 
Diesem Zwecke dient die Vorschrift des Abs. 2. Die 
Mitteilung soll mündlich durch den Untersuchungs- 
richter selbst vorgenommen werden, weil nur auf diese 
Weise die Orientierung des Angeschuldigten gesichert 
erscheint. Hat der Angeschuldigte die Tat eingestanden, 
so wäre die Mitteilung allerdings zwecklos; demgemäß 
soll sie in diesem Falle unterbleiben. Auch ist nach 
Möglichkeit zu verhüten, daß durch die Mitteilung der 
Abschluß der Voruntersuchung verzögert wird. Daher 
soll die Mitteilung auch dann wegfallen, wenn der 
Angeschuldigte auf Ladung nicht erscheint Zwangs- 
mittel gegen den Angeschuldigten bleiben aus- 
geschlossen. 
Der 

§ 192 
gibt den Inhalt des bisherigen § 189 unverändert wieder. 
§ 193. 
Die Vorschriften über das Verfahren, das eintritt, 
wenn der Untersuchungsrichter den Zweck der Vor- 
untersuchung für erreicht hält, stimmen, soweit die 
drei ersten Absätze des § 193 in Frage kommen, mit 
dem geltenden Gesetze (§ 195 Abs. 1, 2, § 196 Abs. 2) 
überein. Neuerungen bringt dagegen der Abs. 4. Nach 
geltendem Rechte endigt die Tätigkeit des Unter- 
suchungsrichters mit dem Zeitpunkt, in dem der Zweck 
der Voruntersuchung erreicht ist und die Akten der 
Staatsanwaltschaft zurückgegeben werden. Ober die 
Ergebnisse der Voruntersuchung entscheidet das 
Gericht, gleichviel ob die Staatsanwaltschaft die An- 
klageschrift einreicht oder ob sie beantragt, den An- 
geschuldigten außer Verfolgung zu setzen oder das j 
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Verfahren vorlaufig einzustellen. Diese Regelung führt 
zu einer nutzlosen Verzögerung des Verfahrens, wenn 
die Staatsanwaltschaft und der Untersuchungsrichter 
darin übereinstimmen, daß das Verfahren nicht mit 
Erfolg fortzusetzen ist. Daß das Gericht in diesem 
Falle zu einer abweichenden Ansicht gelangen könnte, 
erscheint ausgeschlossen. Demgemäß schreibt der Ent- 
wurf vor, daß die Staatsanwaltschaft, wenn sie es 
für geboten halt, den Angeschuldigten außer Ver- 
folgung zu setzen oder das Verfahren einzustellen, den 
Antrag bei dem Untersuchungsrichter zu stellen und 
dieser die Entscheidung des Gerichts nur dann ein- 
zuholen hat, wenn er Bedenken trägt, dem Antrage zu 
entsprechen. 

Besonderer Berücksichtigung bedarf der Fall, daß 
beantragt wird, einen Angeschuldigten außer Ver- 
folgung zu setzen, der Untersuchungshaft erlitten hat, 
und zwar deshalb, weil hier nach dem Gesetze vom 
14. Juli 1904 zugleich über die Entschädigung für 
unschuldig erlittene Untersuchungshaft zu entscheiden 
ist. Da die Verhängung der Untersuchungshaft fn 
der Regel von dem Untersuchungsrichter angeordnet 
ist, erscheint* es angemessener, nicht diesem selbst, 
sondern dem Gerichte die Entscheidung zuzuweisen. 
Demgemäß soll, falls der Angeschuldigte Unter- 
suchungshaft erlitten hat, die Staatsanwaltschaft unter 
allen Umständen die Außerverfolgungsetzung unmittel- 
bar bei dem Gerichte beantragen. 

Erachtet das Gericht, entgegen dem von der Staats- 
anwaltschaft unmittelbar gestellten oder von dem Unter- 
suchungsrichter vorgelegten Antrage, die Eröffnung 
des Hauptverfahrens für geboten, so hat es wie bisher 
(§ 206 des Gesetzes) anzugeben, auf welche strafbare 
Handlung sich das Hauptverfahren beziehen soll. 
Während aber nach geltendem Rechte alsbald die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens beschlossen wird und die 
Staatsanwaltschaft nachträglich eine dem Beschluß ent- 
sprechende Anklageschrift einzureichen hat, soll nach 
dem Entwürfe die Einreichung der Anklageschrift der 
Eröffnung des Hauptverfahrens auch in diesem Falle 
vorangehen. Dadurch wird dem Angeschuldigten die 
Möglichkeit offengehalten, durch Einreichung einer 
Gegenerklärung die Eröffnung des Hauptverfahrens 
noch abzuwenden oder vor einem anderen Gerichte 
zu erwirken. 

Die Vorschrift des Abs. 5 stellt klar, daß, wenn 
der Angeschuldigte in diesem Stadium des Verfahrens 
außer Verfolgung gesetzt wird, dies hinsichtlich der 
Möglichkeit, die Klage wieder aufzunehmen, dieselbe 
Wirkung hat, wie wenn es im Zwischenverfahren oder 
nach der Eröffnung des Hauptverfahrens geschieht 
(zu vergl. § 200 Abs. 2). 

Vierter Abschnitt. 

Eröffnung des Hauptverfahrens. 
Die Form, in welcher gegenwärtig die Eröffnung 
des Hauptverfahrens und die damit zusammenhängen- 
den Maßnahmen sich vollziehen, ist schleppend und 
umständlich; nichtsdestoweniger sind dabei weder die 
Interessen des Angeschuldigten noch die der Anklage 
in genügendem Maße berücksichtigt. Die Mittel, durch 
welche der Entwurf diesem doppelten Mangel abzu- 
helfen sucht, sind im allgemeinen schon in den einlei- 
tenden Bemerkungen (S. 156 f.) gekennzeichnet worden. 
Die grundsätzliche Umgestaltung des Verfahrens, die 
der Entwurf vorschlägt, hat auch eine dem jetzigen 
Gesetze gegenüber veränderte Einteilung des Stoffes 
in diesem Abschnitte zur Folge. Die §§ 194 bis 200 



enthalten die für alle Gerichte gemeinsamen Vor- 
schriften; hieran schließen sich in den §§ 201 bis 207 
besondere Vorschriften für die höheren Gerichte (Reichs- 
gericht, Schwurgerichte und Landgerichte); den Schluß 
machen in den §§ 208 bis 210 Bestimmungen darüber, 
inwieweit die bereits erfolgte Eröffnung des Haupt- 
verfahrens noch nachträglich rückgängig gemacht wer- 
den kann. 

Der Begründung der einzelnen Vorschriften ist 
vorauszuschicken, daß es, wenn dem Antrag auf Er- 
öffnung des Hauptverfahrens entsprochen wird, nach 
dem Entwürfe keines ausdrücklich hierauf gerichteten 
Beschlusses bedarf; dieser Beschluß ist vielmehr in 
der Anordnung enthalten, daß die Hauptverhandlung 
stattzufinden hat (§ 198 Abs. 1 Satz 2). Die Anord- 
nung erfolgt bei den Amtsgerichten durch den Amtsr 
richter, bei den übrigen Gerichten je nach der Sach- 
lage durch den Vorsitzenden oder durch das Gericht 
(§ 204). 

Der 

§ 194 

behandelt den Antrag der Staatsanwaltschaft auf Er- 
öffnung des Hauptverfahrens und den Inhalt der mit 
dem Antrag einzureichenden Anklageschrift (§§ 196 
bis 198 des jetzigen Gesetzes). 

Nach dem geltenden Rechte ist der Antrag auf 
Eröffnung des Hauptverfahrens auch dann bei der 
Strafkammer zu stellen, wenn .es sich um ein nach 
§ 75 des Gerichtsverfassungsgesetzes überweisungs- 
fähiges Vergehen handelt und der Staatsanwalt die 
Überweisung an das Schöffengericht beantragt. Dies 
muß sich ändern, wenn gemäß § 23* der Novelle 
zum Gerichtsverfassungsgesetze die Überweisung durch 
die Strafkammer wegfällt und ,die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts in den dort bezeichneten Fällen dadurch, 
begründet wird, daß der Staatsanwalt unmittelbar 
die Anklage bei diesem Gericht erhebt. Demge- 
mäß ist auch im Abs. 1 des § 194 bestimmt, daß, 
wenn die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet 
werden soll, der Antrag auf Eröffnung des Hauptver- 
fahrens vom Staatsanwälte bei dem Amtsrichter zu 
stellen ist. Selbstverständlich gilt dies auch dann, wenn 
eine Voruntersuchung stattgefunden hat. Im übrigen 
enthält Abs. 1 sachlich keine Änderung des geltenden 
Rechtes. 

Infolge des Wegfalls des Gerichtsbeschlusses, der 
das Hauptverfahren ausdrücklich wegen einer be- 
stimmten Straftat eröffnet, soll nach dem Entwürfe 
das weitere Verfahren und die Entscheidung des Ge- 
richts durch die Anklageformel der Anklageschrift be- 
grenzt werden. Da dieser hiernach eine erheblich 
größere Bedeutung zukommen wird als jetzt, müssen 
über ihren Inhalt genauere Bestimmungen getroffen 
werden. Dies bezwecken die Vorschriften des Abs. 2. 

§ 195. 

Der Abs. 1 entspricht dem §200 des geltenden 
Gesetzes; nur wird die dort erwähnte Eröffnung oder 
Ergänzung einer Voruntersuchung nicht hier, sondern 
unter den für die höheren Gerichte maßgebenden be- 
sonderen Vorschriften (§ 205) behandelt. Daß die Be- 
fugnis des Gerichts, zu weiterer Aufklärung der Sache 
Beweiserhebungen vorzunehmen, einer Anfechtung nicht 
unterliegen kann, ist selbstverständlich ; eine Vorschrift, • 
wie sie der § 200 Abs. 2 des geltenden Gesetzes ent- 
hält, erscheint daher entbehrlich. 

Der Grundsatz der Parteiöffentlichkeit kann bei 
Beweiserhebungen im Zwischenverfahren ohne jede 
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Einschränkung durchgeführt werden, da nach der Ein- 
reichung der Anklageschrift eine Gefährdung des 
Untersuchungszwecks nicht mehr in Frage kommt. Dem 
Verteidiger und der Staatsanwaltschaft ist daher die 
Anwesenheit auch bei einer Vernehmung des Be- 
schuldigten zu gestatten; bei der Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen sind alle Prozeßbeteiligten 
zur Anwesenheit berechtigt. 

§§ 196, 197. 

Die Frage, wie zu verfahren ist, wenn das in der 
Anklageschrift bezeichnete Gericht örtlich oder sach- 
lich unzuständig ist, wird im Entwurf eingehender ge- 
regelt als im geltenden Gesetze (§ 207). 

Der Fall der örtlichen Unzuständigkeit ist im gel- 
tenden Gesetz überhaupt nicht erwähnt. Im Einklänge 
mit der Rechtsprechung bestimmt der Entwurf, daß 
das Gericht den Antrag abzulehnen hat, wenn in 
seinem Bezirk ein Gerichtsstand nicht begründet ist. 
Zugleich wird die in der Praxis bestrittene Frage, ob 
gegen die Ablehnung der Staatsanwaltschaft die so- 
fortige oder die fristlose Beschwerde zusteht, im ersteren 
Sinne entschieden (§ 196 Abs. 1). Dies rechtfertigt 
sich durch die Erwägung, daß der Streit über die 
örtliche Zuständigkeit den Fortgang des Verfahrens mög- 
lichst wenig hemmen darf. 

Was die sachliche Zuständigkeit anlangt, so be- 
stimmt der Entwurf in Obereinstimmung mit dem 
geltenden Gesetze, daß, wenn statt des in der Anklage- 
schrift bezeichneten Gerichts höherer Ordnung ein Ge- 
richt niederer Ordnung zuständig ist, über die Er- 
öffnung vor diesem Gerichte zu beschließen ist (§ 197). 
Selbstverständlich ist dabei vorausgesetzt, daß das Ge- 
richt niederer Ordnung zu dem Bezirke des beschließen- 
.den Gerichts gehört; anderenfalls wurde örtliche Un- 
zuständigkeit vorliegen und der Antrag nach § 196 
Abs. 1 abzulehnen sein. Unter die Vorschrift des § 197 
fällt es dagegen, wenn die Strafkammer, abweichend 
vom Antrage des Staatsanwalts, nicht die schwur- 
gerichtliche, sondern die landgerichtliche Zuständigkeit 
für begründet erachtet; sie beschließt in diesem Falle 
selbst über die Eröffnung des Verfahrens vor der 
Strafkammer. Ähnlich verhält es sich, wenn der Amts- 
richter abweichend von dem Antrage nicht die Zu- 
ständigkeit des Amtsgerichts mit Schöffen, sondern 
die des Amtsgerichts ohne Schöffen für gegeben er- 
achtet; er hat dann gegebenenfalls anzuordnen, daß 
die Hauptverhandlung vor ihm selbst stattfindet. 

Auch insoweit gibt der Entwurf im wesentlichen 
nur geltendes Recht wieder, als § 196 Abs. 2 bestimmt, 
daß, wenn ein höheres als das in der Anklageschrift 
bezeichnete Gericht zuständig ist, der Antrag, sofern 
er nach § 194 bei einem anderen Gerichte gestellt 
werden mußte, an dieses abzugeben ist. Denn dies 
führt, wenn die Strafkammer die Zuständigkeit des 
Reichsgerichts oder der Amtsrichter die Zuständigkeit 
des Schwurgerichts oder der Strafkammer für begründet 
erachtet, zu denselben Ergebnissen, wie die Einzel- 
vorschriften des jetzigen § 207. Andererseits steht es 
mit dem bezeichneten Grundsatze nicht im Wider- 
spruche, daß die Strafkammer, wenn sie abweichend 
von der Anklageschrift nicht die landgerichtliche, son- 
dern die schwurgerichtliche Zuständigkeit für gegeben 
erachtet, ohne weiteres über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens vor dem Schwurgerichte zu entscheiden hat. 
Um Zweifel auszuschließen, ist dies im § 197 noch 
besonders ausgesprochen. Eine Abweichung vom gel- 
tenden Rechte besteht darin, daß, wie sich aus § 196 



Abs. 2 ergibt, der Amtsrichter, wenn er die Zu- 
ständigkeit des Reichsgerichts für begründet hält, den 
Antrag nicht, wie nach dem jetzigen § 207 Abs. 2 f 
an das Landgericht, sondern im Interesse der Ver- 
einfachung und Beschleunigung unmittelbar an das 
Reichsgericht abzugeben hat. Daß eine Abgabe des 
Antrags nicht in Frage kommt, wenn der Amtsrichter 
abweichend von der Anklageschrift nicht das Amts- 
gericht ohne Schöffen, sondern das Amtsgericht mit 
Schöffen für zuständig erachtet, versteht sich von selbst. 

Einer besonderen Berücksichtigung bedarf der Fall, 
daß der Amtsanwalt den Antrag bei dem Amtsrichter 
stellt, weil er die Zuständigkeit des Amtsgerichts, sei 
es mit oder ohne Schöffen, für gegeben hält, der 
Amtsrichter aber die Zuständigkeit der Strafkammer 
wegen eines Delikts für begründet erachtet, für welches 
durch einen Antrag des Staatsanwalts die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts hätte begründet werden können. 
Nach dem im § 196 Abs. 2 Satz 1 aufgestellten Grund- 
satze müßte in diesem Falle der Antrag ohne weiteres 
an das Landgericht abgegeben werden. Dadurch würde 
aber dem Staatsanwälte die Möglichkeit genommen, 
die Zuständigkeit des Amtsgerichts zu begründen. Um 
dies zu vermeiden, bestimmt der Entwurf, daß vor 
der Abgabe an das Landgericht dem Staatsanwälte Ge- 
legenheit zur Äußerung zu geben ist (§ 196 Abs. 2 
Satz 2). Macht dann der Staatsanwalt von der ihm 
nach § 194 Abs. 1 zustehenden Befugnis Gebrauch, 
so hat der Amtsrichter über die Eröffnung vor dem 
mit Schöffen verhandelnden Amtsgerichte zu ent- 
scheiden. 

§§ 198, 199. 

Wird der Antrag der Staatsanwaltschaft weder 
wegen Unzuständigkeit abgelehnt, noch an ein anderes 
Gericht abgegeben, so hat nach § 197 das Gericht 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu ent- 
scheiden. Auf den Inhalt dieser Entscheidung beziehen 
sich die Vorschriften der §§ 198, 199. Zunächst wird 
im § 198 Abs. 1 Satz 1 der Fall behandelt, daß die 
Eröffnung nicht beschlossen wird (§§ 202 bis 204 des 
geltenden Gesetzes). Dabei werden die Gründe, auf 
denen eine dahingehende Entscheidung beruhen kann, 
schärfer als in dem jetzigen Gesetz auseinanderge- 
halten. Hinsichtlich der rechtlichen Gründe wird in 
Übereinstimmung mit § 183 Abs. 2 zwischen dem 
Mangel der Strafbarkeit und dem Mangel der Ver- 
folgbarkeit unterschieden. Was die tatsächlichen Gründe 
anlangt, so soll die Eröffnung des Hauptverfahrens 
nicht nur dann unterbleiben, wenn der Angeschuldigte 
schon in diesem Zeitpunkte für nicht schuldig zu 
erachten ist, sondern auch dann, wenn seine Ober- 
führung in der Hauptverhandlung nicht zu erwarten ist. 

In allen Fällen, in denen aus den im § 198 an- 
geführten Gründen dem Antrag auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens nicht stattgegeben wird, soll die Ent- 
scheidung dahin lauten, daß der Angeschuldigte außer 
Verfolgung gesetzt wird. Die Beschränkung dieser For- 
mel auf den Fall, daß eine Voruntersuchung statt- 
gefunden hat (§ 202 Abs. 2 des jetzigen Gesetzes), ist 
im Entwurf aufgegeben. 

Der die vorläufige Einstellung des Verfahrens be- 
treffende § 203 des geltenden Gesetzes erledigt sich 
durch die allgemeine Vorschrift des § 157 Abs. 2. 
die selbstverständlich auch hier Platz greift. Ebenso 
bedarf es einer Hervorhebung nicht (§ 204 des Ge- 
setzes), daß das Gericht an die Anträge der Staats- 
anwaltschaft nicht gebunden ist (zu vergl. § 151 Abs. 3 
des Entwurfs). 
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Den Fall, daß das Hauptverfahren eröffnet wird, 
behandelt der zweite Satz des § 198 Abs. 1. Während 
das geltende Gesetz (§ 201) hier die ausdrückliche 
Feststellung, daß der Angeschuldigte hinreichend ver- 
dächtig erscheint, und zugleich einen Ausspruch dar- 
über fordert, welcher strafbaren Handlung er ver- 
dächtig ist (§ 205), soll nach dem Entwürfe der Be- 
schluß sich jeder Äußerung über das Maß des vor- 
liegenden Verdachts enthalten und auch die Bezeich- 
nung der strafbaren Handlung unterlassen, letzteres 
selbst dann, wenn das Gericht hinsichtlich der recht- 
lichen Qualifikation mit dem Antrage der Staatsan- 
waltschaft nicht einverstanden ist. Nur für den Fall, 
daß die abweichende Qualifikation der strafbaren Hand- 
lung zur Eröffnung des Hauptverfahrens vor einem 
anderen als dem in der Anklageschrift bezeichneten 
Gerichte führt, ist es nicht zu umgehen, daß sich 
der Beschluß hierüber ausspricht. Der Entwurf (§ 199) 
regelt jedoch diesen Fall so, daß das Gericht nur 
anzugeben hat, in welchen Punkten die Anklageformel 
einer Änderung bedarf, worauf es alsdann der Staats- 
anwaltschaft obliegt, die Anklageschrift entsprechend 
zu ändern. Demnach wird auch in diesem Falle ver- 
mieden, daß das Gericht, wenn auch nur vorläufig, 
in einer nach außen hervortretenden Weise bestimmte 
Stellung in der Sache nimmt. 

Das geltende Gesetz (§ 205 Abs. 2) schreibt aus- 
drücklich vor, daß bei der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens zugleich von Amts wegen über die Anord- 
nung oder Fortdauer der Untersuchungshaft zu be- 
schließen ist. Die Beibehaltung dieser Vorschrift emp- 
fiehlt sich nicht. Ist der Angeschuldigte nicht ver- 
haftet, treten aber die Voraussetzungen eines Haft- 
befehls nachträglich ein, so ist es selbstverständlich, 
daß das Gericht, auf das nach § 112 Abs. 3 die Ent- 
scheidung übergeht, die Untersuchungshaft verhängen 
kann. Es könnte nur in Frage kommen, ob nicht, falls 
der Angeschuldigte bereits verhaftet ist, das Gericht 
ausdrücklich darauf hingewiesen werden soll, daß es 
verpflichtet ist, nachzuprüfen, ob die Voraussetzungen 
eines Haftbefehls auch jetzt noch vorliegen. Ein solcher 
Hinweis würde jedoch nur geeignet sein, die Bedeutung 
des im § 124 aufgestellten allgemeinen Grundsatzes 
abzuschwächen. 

Während das geltende Gesetz nur für den Fall, 
daß das Hauptverfahren nicht eröffnet wird, eine als- 
baldige Bekanntmachung an den Angeschuldigten vor- 
sieht (§ 202 Abs. 3), für den Fall der Eröffnung 
dagegen lediglich vorschreibt, daß der Beschluß dem 
Angeklagten spätestens mit der Ladung zuzustellen ist 
(§ 214), bestimmt der Entwurf (§ 198 Abs. 2) allge- 
mein, daß die Bekanntmachung zu erfolgen hat, und 
zwar an die Prozeßbeteiligten und, dem allgemeinen 
Standpunkte des Entwurfs gemäß, auch an den Ver- 
teidiger. Nur wenn alsbald die Ladung zur Haupt- 
verhandlung erfolgt, soll eine besondere Bekannt- 
machung der Eröffnung des Hauptverfahrens, die hier 
keine Bedeutung haben würde, unterbleiben dürfen. 

§ 200. 

Die Abs. 1, 2 regeln die Anfechtbarkeit des Be- 
schlusses über die Eröffnung des Hauptverfahrens und 
die Wirkungen eines den Angeschuldigten außer Ver- 
folgung setzenden Beschlusses in Übereinstimmung 
mit dem bestehenden Gesetze (§§ 209, 210). In den 
Abs, 3 ist die bisher im § 155 enthaltene Bestimmung 
des Begriffs „Angeklagter" übernommen. 



§§ 201 bis 207. 

Die hier folgenden Bestimmungen beziehen sich 
ausschließlich auf das Verfahren vor den höheren 
Gerichten und enthalten diejenigen besonderen Vor- 
schriften, die für diese Gerichte neben den allgemeinen 
Regeln der §§ 194 bis 200 Anwendung finden. 

Der § 202 beruht auf den gleichen Erwägungen 
wie die für die Voruntersuchung im § 191 Abs. 2 
vorgesehene Bestimmung. Wenn es dort dem Unter- 
suchungsrichter zur Pflicht gemacht ist, vor dem Ab- 
schlüsse der Voruntersuchung dem Angeschuldigten 
die gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe münd- 4 
lieh mitzuteilen, so bedarf es einer ähnlichen Ein- 
richtung auch in solchen landgerichtlichen Sachen, m 
denen eine Voruntersuchung nicht stattgefunden hat, 
zumal hier der Verdächtige häufig noch weniger als in 
der Voruntersuchung über das gegen ihn vorliegende 
Material unterrichtet sein wird. Hier soll daher der 
Staatsanwalt, bevor er die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens beantragt, das Verdachtsmaterial dem Ver- 
dächtigen mitteilen, sofern dies nicht schon früher 
durch den Staatsanwalt selbst oder bei einer gericht- 
lichen Vernehmung geschehen ist. Wenn der Ent- 
wurf die Einrichtung auf die vor den Landgerichten 
zu verhandelnden Sachen beschränkt, so beruht dies 
darauf, daß für die amtsgerichtlichen Sachen bei ihrer 
geringeren Wichtigkeit ein gleiches Bedürfnis nicht vor- 
handen ist, die Ausdehnung auf sie auch die Staats- 
anwaltschaften über Gebühr belasten und voraus- 
sichtlich dazu führen würde, daß die Mitteilung der 
Verdachtsmomente in einer Weise geschähe, die ihrem 
Zwecke nicht entspricht. 

Die Vorschriften des § 203 über den Inhalt und die 
Mitteilung der Anklageschrift stimmen im wesentlichen 
mit dem bestehenden Gesetze (§ 198 Abs. 2, § 199 
Abs. 1, 2) überein. Durch das Erfordernis einer ge- 
drängten Wiedergabe des Sachverhalts (Abs. 1) soll 
einer unnötigen Weitläufigkeit der Anklageschrift vor- 
gebeugt werden. Die besondere Mitteilung der An- 
klageschrift an den Verteidiger (Abs. 2) erscheint trotz 
der entstehenden Schreibarbeit im Interesse des An- 
geschuldigten angezeigt Aus demselben Grunde setzt 
der Entwurf für die bisher ausschließlich nach dem 
Ermessen des Vorsitzenden zu bestimmende Erklärungs- 
frist ein Mindestmaß von drei Tagen fest (Abs. 3). 
Die Hinweisung des Angeschuldigten auf das Recht, 
einen Vortermin zu verlangen (Abs. 4), ist eine Folge 
des noch zu erörternden § 207. 

Der § 204 bringt die schon mehrfach hervor- 
gehobene Vereinfachung, daß der Vorsitzende ohne 
einen Gerichtsbeschluß die Eröffnung beschließt, wenn 
er seinerseits keine Bedenken hat und auch nicht über 
Einwendungen oder Anträge des Angeschuldigten zu 
entscheiden ist. 

Der § 205 entspricht im wesentlichen dem 
geltenden Gesetze (§ 176 Abs. 2 Nr. 2, § 200). Auch 
in diesem Stadium des Verfahrens ist auf Antrag des 
Angeschuldigten die Eröffnung der Voruntersuchung 
zu beschließen, wenn sie zur Vorbereitung der Ver- 
teidigung erforderlich erscheint Auf die vom An- 
geschuldigten selbst angeführten Gründe und darauf, 
ob gerade diese Gründe erheblich sind (§ 176 des 
geltenden Gesetzes), soll es nicht ankommen. 

Der § 206 gibt in den Abs. 1, 2 den Inhalt des 
bestehenden Gesetzes (§§ 181, 209) wieder. Die Ein- 
stellung der Vorschritt des Abs. 3 trägt einem in der 
Praxis hervorgetretenen Bedürfnisse Rechnung. Werden 
bei der Eröffnung des Hauptverfahrens Beweisanträge 
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des Angeklagten abgelehnt, so ist dieser über die 
Bedeutung einer solchen Ablehnung nicht selten im 
unklaren. Die Wiederholung der abgelehnten Anträge 
in der Hauptverhandlung unterbleibt häufig, weil der 
Angeklagte sich in dem Irrtume befindet, daß dies 
unzulässig ist, oder weil er glaubt, daß die früher ge- 
stellten Anträge auch für die Hauptverhandlung als 
gestellt gelten und nicht wiederholt zu werden brauchen, 
um eine Entscheidung des erkennenden Gerichts 
darüber zu veranlassen. Hierdurch kann die Verteidi- 
gung des Angeklagten erheblich beeinträchtigt werden. 
Zur Vermeidung dieser Obelstände sieht der Entwurf 
eine entsprechende Belehrung des Angeschuldigten vor, 
die sich behufs vollständiger Aufklärung auch auf das 
Recht, seinerseits Zeugen und Sachverständige zur 
Hauptverhandlung zu laden, erstrecken soll. 

Der § 207 betrifft den Vortermin, auf dessen Be- 
deutung und Zweck schon bei der Darstellung der 
Hauptziele der Reform hingewiesen worden ist (S. 156). 
In den vor dem Reichsgericht oder den Schwurgerichten 
zu verhandelnden Sachen soll der Vortermin in ge- 
wissem Umfang einen Ausgleich für das Fehlen der 
Berufung bilden; deshalb ist in diesen Sachen dem 
Angeschuldigten das Recht gewährt, die Abhaltung 
des Termins zu verlangen. Auf dieses Recht ist er 
bei der Mitteilung der Anklageschrift ausdrücklich hin- 
zuweisen (§ 203 Abs. 4). In Landgerichtssachen, in 
denen dem Angeklagten die Berufung zusteht, braucht 
ihm ein solches Recht nicht eingeräumt zu werden; 
eine so weitgehende Ausdehnung des Rechtes auf den 
Vortermin empfiehlt sich um so weniger, als dadurch 
die Zahl der Verhandlungen in derselben Sache über 
Gebühr vermehrt werden würde. Immerhin kann auch 
hier in einzelnen Fällen eine mündliche Verhandlung 
über die vom Angeschuldigten erhobenen Ein- 
wendungen und Anträge zur Aufklärung und Ab- 
kürzung geeignet sein. Deshalb bestimmt der Entwurf, 
daß in Landgerichtssachen auch ohne besonderen An- 
trag ein Vortermin anzuordnen ist, sofern das Gericht 
oder auch nur der Vorsitzende der Ansicht ist, daß 
durch den Termin die Hauptverhandlung abgewendet 
werden kann. 

Im Abs. 2 des § 207 wird das Verfahren im Vor- 
termine näher geordnet. Als Regel wird vorausgesetzt, 
daß die Prozeßbeteiligten und der Verteidiger er- 
scheinen, da gerade das mündliche Verhandeln zur 
Aufklärung dienen soll; eben deshalb ist auch der 
verhaftete Angeschuldigte ohne Rücksicht auf den Ort, 
wo er verhaftet ist, vorzuführen. Durch das Aus- 
bleiben eines Beteiligten soll aber die Entscheidung 
nicht aufgehalten, demgemäß auch ein Zwang zum 
Erscheinen nicht ausgeübt werden. 
§ 808. 

Nach jetzigem Rechte gibt es kein Mittel, die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens rückgängig zu machen, 
wenn sich nachträglich herausstellt, daß eine Verur- 
teilung des Angeklagten ausgeschlossen ist. Wird z. B. 
durch das Geständnis eines anderen, der sich zu der 
Tat bekennt, außer Zweifel gestellt, daß der Verdacht 
gegen den Angeklagten auf einer Personen Verwechse- 
lung beruhte, oder findet der Eigentümer die ihm 
vermeintlich gestohlene Sache wieder, so muß gleich- 
wohl zur Hauptverhandlung geschritten werden. Hierin 
liegt ein Mangel, welcher der Abhilfe bedarf. Der 
Entwurf ermöglicht es, in Fällen der bezeichneten Art 
den Angeklagten auch noch nach der Eröffnung des 
Hauptverfahrens außer Verfolgung zu setzen. Er folgt 
dabei dem Vorbilde der Militärstrafgerichtsordnung 



(§ 272), berücksichtigt aber zugleich die Fälle, in denen 
sich herausstellt, daß aus Rechtsgründen die dem An- 
geklagten zur Last gelegte Tat nicht strafbar oder nicht 
verfolgbar ist, z. B. wenn bei der Eröffnung übersehen 
worden ist, daß der Täter zum Verletzten in einem 
Familienverhältnisse steht, das die Strafbarkeit aus- 
schließt, oder daß es eines Strafantrags bedarf, der 
nicht gestellt ist. 

§ 209. 

Wie schon in aen Bemerkungen zum ersten Ab- 
schnitte des ersten Buches dargelegt worden ist, geht 
der Entwurf davon aus, daß die örtliche Zuständigkeit 
bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens durch das 
Gericht stets von Amts wegen zu prüfen, nach diesem 
Zeitpunkt aber nur noch auf Einwand des Angeklagten 
zu berücksichtigen ist Wird dieser Einwand noch vor 
der Hauptverhandlung erhoben, so erscheint es zur 
Verhütung einer zwecklosen Hauptverhandlung ge- 
boten, den Einwand alsbald zu erledigen. Ist er be- 
gründet, so darf die Eröffnung des Hauptverfahrens 
für das Gericht kein Hindernis bilden, nachträglich 
seine Unzuständigkeit auszusprechen und somit die 
Eröffnung des Hauptverfahrens rückgängig zu machen. 
Es empfiehlt sich, für die Erhebung des Einwandes 
eine Frist zu setzen, die zur Folge hat, daß regelmäßig 
über den Einwand noch vor dem Eintreten in die 
Hauptverhandlung entschieden wird. Dem entspricht 
die Vorschrift des § 209. Der Einwand der Un- 
zuständigkeit muß danach spätestens bis zum Ablaufe 
von drei Tagen nach der Zustellung der Ladung 
erhoben werden. Infolgedessen kann es nur in den 
Fällen, wo die Ladungsfrist selbst eine kürzere ist, 
wie z. B. im schleunigen Verfahren, vorkommen, daß 
der Einwand noch in der Hauptverhandlung erhoben 
werden darf. In diesen Fällen läßt der Entwurf in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Gesetze (§ 16) den 
Einwand bis zur Verlesung der Anklageformel zu. 

Die Bestimmungen, die sich auf die Anfechtung 
der Entscheidung über die örtliche Zuständigkeit be- 
ziehen, verfolgen den Zweck, nach Möglichkeit zu 
verhindern, daß der Streit über die Zuständigkeit den 
Fortgang der Sache aufhält. Demgemäß wird für den 
Fall, daß das Gericht seine Unzuständigkeit ausspricht, 
der Staatsanwaltschaft nicht die fristlose, sondern die 
sofortige Beschwerde gegeben. Andererseits soll der 
Angeklagte, dessen Einwand zurückgewiesen wird, 
gemäß dem allgemeinen Grundsatze des § 309 auf 
das gegen die Entscheidung in der Hauptsache zu- 
lässige Rechtsmittel beschränkt sein. 

§ 210. 

Auch die hier neu eingestellte Vorschrift soll der 
Vereinfachung des Verfahrens dienen. Nach § 252 hält 
der Entwurf an dem Grundsatze fest, daß die Sache 
an ein Gericht niederer Ordnung nicht mehr verwiesen 
werden darf, nachdem in die Hauptverhandlung ein- 
getreten worden ist. Dieser Grundsatz darf aber nicht 
dazu führen, daß der mit der Verhandlung vor einem 
höheren Gerichte verbundene größere Apparat auch 
dann Platz greifen muß, wenn sich noch vor dem 
Eintreten in die Hauptverhandlung herausstellt, daß 
ein Gericht niederer Ordnung zuständig ist; insbe- 
sondere darf der Umstand, daß das Hauptverfahren 
bereits eröffnet ist, kein Hindernis in dieser Beziehung 
bilden! Demgemäß ermächtigt der § 210 das Gericht, 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft die getroffene An- 
ordnung abzuändern und das Hauptverfahren vor dem 
Gerichte niederer Ordnung zu eröffnen. Unter Um- 
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ständen kann es zu diesem Zwecke noch einer weiteren 
Aufklärung bedürfen; das Gericht soll deshalb befugt 
sein, sich eine solche unter entsprechender Anwendung 
des § 195 zu verschaffen. Stellt sich die Zuständigkeit 
eines Gerichts niederer Ordnung heraus, so kann dies 
nur darauf beruhen, daß die dem Angeklagten zur 
Last gelegte Tat rechtlich anders als in der Anklage- 
schrift zu qualifizieren ist. Das Gericht hat daher 
anzugeben, in welchen Punkten die Anklageformel 
einer Änderung bedarf; zu diesem Zwecke sind die 
Vorschriften des § 199 gleichfalls für anwendbar erklärt. 

Der Beschluß wird der Anfechtung entzogen 
(Abs. 2), weil keiner der Prozeßbeteiligten durch den 
Beschluß beschwert werden kann, die Staatsanwaltschaft 
nicht, da der Beschluß nur auf ihren Antrag ergehen 
darf, der Angeklagte nicht, da die mindere Quali- 
fikation der ihm zur Last gelegten Tat niemals zu 
seinem Nachteile gereicht. 

Unter Umständen können die Fragen der örtlichen 
und sachlichen Zuständigkeit konkurrieren, nämlich 
dann, wenn gleichzeitig die Staatsanwaltschaft die 
nachträgliche Eröffnung vor einem niederen Gerichte 
beantragt (§ 210) und der Angeklagte rechtzeitig den 
Einwand der örtlichen Unzuständigkeit (§ 209) erhoben 
hat. Hier muß der letztere Einwand den Vorrang 
haben. Wird derselbe für begründet erachtet, so hat 
demnach das Gericht seine Unzuständigkeit auszu- 
sprechen. Dies folgt schon daraus, daß der § 210 die 
Verweisung an ein Gericht niederer Ordnung nur inso- 
weit gestattet, als dieses zum Bezirke desjenigen Ge- 
richts gehört, vor welchem das Hauptverfahren er- 
öffnet ist. 

Fünfter Abschnitt. 

Vorbereitung der Hauptverhandlung. 

Die Änderungen in diesem Abschnitte betreffen 
fast durchweg untergeordnete Punkte. Die Vorschriften 
über die Befreiung des Angeklagten vom Erscheinen 
in der Hauptverhandlung, die jetzt in dem Abschnitt 
über die Hauptverhandlung stehen, sind hierher über- 
nommen, weil sie lediglich vor der Hauptverhandlung 
Anwendung finden. Auch die Vorschrift über die An- 
ordnung gleichzeitiger Verhandlung mehrerer bei dem 
Gericht anhängiger Sachen (§ 221, bisher §236) ist hier 
eingestellt, da eine solche Anordnung zwar in jeder 
Lage des Verfahrens zulässig ist, vorzugsweise aber 
für die Vorbereitung der Hauptverhandlung Bedeu- 
tung hat. 

Die 

§§ 211 bis 215 

regeln die Anberaumung des Termins zur Hauptver- 
handlung und die Ladung der Prozeßbeteiligten zu 
dem Termine. Die Abweichungen, die sich gegenüber 
dem geltenden Gesetz ergeben, sind zum größeren 
Teile notwendige Folgen der an anderen Stellen des 
Gesetzes vorgenommenen Änderungen; im Zusammen- 
hange damit war eine andere Reihenfolge der Vor- 
schriften erforderlich. 

Der § 211 gibt Vorschriften wieder, die gegen- 
wärtig in den §§ 212, 213, 215 und 217 enthalten 
sind. Für die Frage, welchem von mehreren Ver- 
teidigern die Ladung zuzustellen ist, ist nunmehr die 
allgemeine Vorschrift des § 149 maßgebend. Daß die 
Zustellung der Ladung an den in Haft befindlichen 
Angeklagten gemäß § 28 Abs. 2 zu erfolgen hat (§ 215 
Abs. 2 des geltenden Gesetzes), braucht an dieser 
Stelle nicht besonders hervorgehoben zu werden. Wie 



die Ladung ist auch die Vorführung des verhafteten 
Angeklagten (§ 21 1 Abs. 2) durch die Staatsanwaltschaft 
zu veranlassen, soweit nicht der Verhaftete bereits dem 
Vorsitzenden unmittelbar unterstellt ist. Selbstverständ- 
lich erübrigt sich die Vorführung, wenn der Ange- 
klagte außerhalb des Gerichtssitzes in Haft ist und 
auf seinen Antrag von der Verpflichtung zum Er- 
scheinen befreit wird. Dagegen ist die Vorführung ohne 
Rücksicht darauf anzuordnen, ob nach § 225 auch bei 
dem Ausbleiben des Angeklagten verhandelt werden 
könnte. • 

Der § 212 bezeichnet die Hinweisungen, die zur 
Aufklärung des Angeklagten in die Ladung aufzu- 
nehmen sind. Entsprechende Vorschriften sind in den 
§§ 215, 231 des geltenden Gesetzes enthalten. Die 
Abweichungen bezüglich des Hinweises über die Ver- 
haftung und Vorführung (Abs. 1) und über die Zu- 
lässigkeit des Kontumazialverfahrens (Abs. 3) ergeben 
sich aus den im § 222 Abs. 4 und im § 225 Abs. 1 vor- 
genommenen Änderungen (zu vergl. S. 279 und S. 280). 
Der Abs. 2 entspricht dem geltenden Gesetze. 

Der § 213 bringt die Neuerung, daß auch in Amts- 
gerichtssachen mit der Ladung dem Angeklagten und 
dem Verteidiger die Anklageschrift mitzuteilen ist. Das 
geltende Gesetz schreibt zwar die Zustellung des Er- 
öffnungsbeschlusses für alle Sachen vor, die der An- 
klageschrift dagegen nur für Sachen, die vor höheren 
Gerichten als den Schöffengerichten zu verhandeln sind 
(§§ 199, 214 des Gesetzes). Sie liegt aber auch für 
Amtsgerichtssachen im Interesse der Verteidigung, weil 
nur die Anklageschrift die Angabe der Beweismittel 
enthalten muß (§ 194 Abs. 2). Die Bestimmung des 
Abs. 2, daß die Anklageformel, wenn sie zufolge Ge- 
richtsbeschlusses eine Änderung erfahren hat, mit der 
Ladung in der geänderten Form mitzuteilen ist, bezieht 
sich auf das Verfahren vor allen Gerichten. 

In den § 214 sind die im § 321 des geltenden 
I Gesetzes enthaltenen, dort nur für die Ladung eines 
I Abwesenden gegebenen Vorschriften übernommen und 
I auf alle Fälle, in denen die Ladung dem Angeklagten 
öffentlich zugestellt wird, ausgedehnt. Daß die Ladung 
1 die Angabe des Tages und der Stunde der Haupt- 
verhandlung enthalten muß (§ 321 des Gesetzes), ist 
selbstverständlich und braucht nicht ausdrücklich im 
Gesetz angeordnet zu werden. Dagegen empfiehlt es 
sich zum Ausdrucke zu bringen, daß die Bezeichnung 
der dem Angeklagten zur Last gelegten strafbaren 
Handlung in der öffentlichen Ladung die Mitteilung 
der Anklageschrift vertritt (Abs. 3). Die Warnung für 
den Fall unentschuldigten Ausbleibens (§ 321 Abs. 2 
des bestehenden Gesetzes) ist im Abs. 2 entsprechend 
den Grundsätzen, die nach § 225 Abs. 2 des Ent- 
wurfs für das Kontumazialverfahren gegen öffentlich 
Vorgeladene gelten sollen, geändert. 

Der § 215 betrifft die Ladungsfrist (§ 216 Abs. 1 
des geltenden Gesetzes). Im Interesse der Beschleuni- 
gung und, wenn der Angeklagte verhaftet ist, insbe- 
sondere auch in dessen Interesse setzt der Entwurf 
den Mindestbetrag der Frist für Sachen, die vor dem 
Amtsgericht ohne Schöffen zu verhandeln sind, von 
einer Woche auf drei Tage herab. Aus ähnlichen 
Gründen hat die Militärstrafgerichtsordnung (§ 260 
Abs. 2) für das Verfahren vor den Standgerichten die 
Ladungsfrist auf drei Tage bemessen. 

Die Bezeichnung der Folgen, die eintreten, wenn 
die Ladungsfrist nicht eingehalten wird (§ 216 Abs. 2 
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des geltenden Gesetzes), ist in den § 229 Abs. 3 über- 
nommen. 

§§ 216 bis 218. 

In den Vorschriften über die Herbeischaffung der 
Beweismittel unterscheidet der Entwurf, ob die Herbei- 
schaffung von der Staatsanwaltschaft aus eigener Ent- 
schließung erfolgt oder durch den Vorsitzenden von 
Amts wegen angeordnet wird (§ 216), ob der Vor- 
sitzende sie auf Antrag des Angeklagten anordnet (§ 217) 
oder ob sie vom Angeklagten unmittelbar bewirkt 
wird (§ 218). 

Im § 216, der die in den jetzigen §§ 213, 220 
und im § 221 Abs. 2 enthaltenen Bestimmungen 
wiedergibt, ist nur neu, daß die vorgängige Mitteilung 
über Beweismittel, die herbeigeschafft werden sollen, 
auch bei anderen Beweismitteln als Zeugen und Sach- 
verständigen, also insbesondere bei Urkunden zu ge- 
schehen hat und daß sie auch an den Verteidiger zu 
bewirken ist. Zur genügenden Vorbereitung auf die 
Hauptverhandlung ist es erforderlich, daß die Prozeß- 
beteiligten vor der Hauptverhandlung von allen Beweis- 
mitteln Kenntnis erhalten, von denen der Gegner Ge- 
brauch machen will. 

Der § 217 entspricht im wesentlichen dem § 218 
des geltenden Gesetzes; die Bekanntmachung der Ent- 
scheidung über den Antrag des Angeklagten soll auch 
hier an den Verteidiger besonders erfolgen. Dem 
Interesse des nicht verteidigten Angeklagten ist da- 
durch Rechnung getragen, daß für den Fall der Ab- 
lehnung des Antrags eine Belehrung des Angeklagten 
in gleicher Weise vorgeschrieben wird, wie sie für 
den entsprechenden Fall bei der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens vorgesehen ist (§ 206 Abs. 3). 

Die Vorschriften des § 218 sind zum größten 
Teile aus den §§ 219 und 221 des geltenden Gesetzes 
entnommen. Dieses berücksichtigt jedoch auch hier 
nur die unmittelbare Herbeischaffung von Zeugen und 
Sachverständigen, nicht auch von Beweismitteln anderer 
Art. Der Entwurf stellt das Recht des Angeklagten 
in dieser Beziehung außer Zweifel, legt ihm aber 
zugleich die Verpflichtung auf, die Beweisstücke, von 
denen er in der Hauptverhandlung Gebrauch machen 
will, rechtzeitig vor dem Termine dem Vorsitzenden 
zu übergeben. Sind solche Beweisstücke bei dem Be- 
ginne der Hauptverhandlung nicht zur Stelle (zu vergl. 
§ 229 Abs. 1), so gelten sie auch im Sinne des § 232 
Abs. 3 nicht als herbeigeschafft. Hiernach tritt eine 
entsprechende Behandlung ein wie bei der unmittel- 
baren Herbeischaffung von Zeugen und Sachverstan- 
digen. Denn auch diese gelten nur dann im Sinne 
des § 232 als herbeigeschafft, wenn sie zum Beginne 
der Hauptverhandlung auf Ladung erschienen oder von 
dem Angeklagten unmittelbar zur Stelle gebracht sind. 

Eine verspätete Mitteilung der Beweismittel an den 
Gegner soll wie nach dem jetzigen Rechte sowohl in 
den Fällen des § 216 Abs. 3 als in denen des § 218 
Abs. 4 nur für die Frage, ob nach § 233 eine Aus- 
setzung der Verhandlung beschlossen werden kann, 
nicht aber für die Frage von Bedeutung sein, ob die 
Beweismittel als herbeigeschafft zu gelten haben. Das 
Gleiche hat in dem Falle zu gelten, daß Beweisstücke 
zwar bei dem Beginne der Verhandlung zur Stelle, 
aber nicht gemäß § 218 Abs. 3 rechtzeitig vor dem 
Termine dem Vorsitzenden übergeben worden sind. 

Der § 218 Abs. 2 weicht von dem geltenden Ge- 
setze (§ 219 Abs. 2, 3) insoweit ab, als Sachverständige, 
die auf unmittelbare Ladung seitens des Angeklagten 



erscheinen müssen, in weiterem Umfang als jetzt gegen 
Schaden gesichert werden, indem sie die Darbietung 
oder Sicherstellung ihrer vollen Gebühr, also auch 
der Vergütung für ihre Leistungen (§§ 3, 4 der Ge- 
bührenordnung für Zeugen und Sachverständige) ver- 
langen können. Ferner erscheint es angemessen, daß, 
wenn sich die Vernehmung der vom Angeklagten un- 
mittelbar herbeigeschafften Zeugen oder Sachverstän- 
digen als sachdienlich erweist, das Gericht auch ohne 
besonderen Antrag anzuordnen hat, daß die Gebühren 
aus der Staatskasse zu zahlen sind, soweit die Zahlung 
bei der Gerichtskasse verlangt wird. 
§ 219. 

Was die hier geregelte Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen und die Einnahme eines Augen- 
scheins vor der Hauptverhandlung betrifft, so stimmt 
der Entwurf im Grundgedanken mit dem geltenden 
Gesetze (§§ 222 bis 224) überein; doch vermeidet 
er es, die Zulässigkeit einer kommissarischen Ver- 
nehmung durch kasuistische Bestimmungen, wie sie 
im § 222 des Gesetzes gegeben sind, einzuengen. Es 
genügt, die kommissarische Vernehmung für zulässig 
zu erklären, wenn dem Zeugen oder Sachverständigen 
das Erscheinen in der Hauptverhandlung nicht möglich 
oder besonders erschwert ist. Ob diese Voraussetzungen 
vorliegen, kann dem Ermessen des Gerichts über- 
lassen bleiben. Der Richter, dem die Vernehmung über- 
tragen wird, braucht nicht notwendig ein beauftragter 
oder ersuchter Richter zu sein; auch die Vernehmung 
durch den Untersuchungsrichter soll nicht ausge- 
schlossen sein, da dieser in Fällen, in welchen eine 
Voruntersuchung stattgefunden hat, sich dazu besonders 
eignen wird. 

Was die Vereidigung anlangt, so bestimmt das 
geltende Gesetz, daß sie erfolgen soll, soweit sie zu- 
lässig ist. Eine besondere Bestimmung für den Fall, 
daß die Vereidigung vom richterlichen Ermessen ab- 
hängt, fehlt. Diese Lücke ist um so mehr auszu- 
füllen, als solche Fälle künftig häufiger vorkommen 
werden (zu vergl. § 59). Der Entwurf regelt die Frage 
in dem Sinne, daß in erster Linie das Ermessen des 
mit der Sache befaßten Gerichts maßgebend sein soll 
und das Ermessen des vernehmenden Richters nur ein- 
tritt, wenn das Gericht eine Anordnung nicht getroffen 
hat. Selbstverständlich bleibt auch in diesem Falle dem 
vernehmenden Richter, sofern er Zweifel hat, unbe- 
nommen, eine Entscheidung des Gerichts einzuholen, 
wie auch dieses stets in der Lage ist, die nachträgliche 
Vereidigung anzuordnen, wenn sie unterlassen ist. 

Die Vorschrift des § 60, wonach in amtsgericht- 
lichen Sachen die Vereidigung im Falle allseitigen 
Einverständnisses unterbleiben kann, läßt sich auf kom- 
missarische Vernehmungen nicht übertragen, da es den 
Beteiligten in den Fällen des § 60 freistehen muß, 
die nachträgliche Vereidigung noch bis zum Schlüsse 
der gesamten Beweisaufnahme zu verlangen, was bei 
kommissarischen Vernehmungen zu deren Wieder- 
holung und zu unerwünschten Vertagungen führen 
würde. Die Fassung des § 219 ergibt, daß die Vor- 
schrift des § 60 hier nicht anwendbar ist. 

Im Abs. 2 wird die im § 224 des Gesetzes nicht 
ausdrücklich geregelte und deshalb bestrittene Frage, 
ob die Einnahme eines Augenscheins von dem Vor- 
sitzenden oder dem Gericht anzuordnen ist, in letzterem 
Sinne entschieden. 

Der Abs. 3 gewährt in Übereinstimmung mit dem 
bisherigen § 224 den Prozeß beteiligten das uneinge- 
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schränkte Recht zur Teilnahme an dem Termine. Da- 
bei wird zugleich klargestellt, daß auch hinsichtlich 
des Fragerechts der Parteien die für die Hauptver- 
handlung maßgebenden Grundsätze Anwendung finden. 
§ 220. 

Die Befreiung des Angeklagten vom Erscheinen 
in der Hauptverhandlung läßt der Entwurf, wie bereits 
oben (S. 161 f.) erwähnt wurde, in erweitertem Umfange 
zu. Nach dem geltenden Gesetze (§ 232) darf das 
Gericht die Befreiung nur bewilligen, wenn dem Ange- 
klagten das Erscheinen in der Hauptverhandlung wegen 
großer Entfernung seines Aufenthaltsorts besonders er- 
schwert ist. Dies genügt dem praktischen Bedürfnisse 
nicht. Handelt es sich um geringfügige Sachen und 
legt der Angeklagte selbst keinen Wert darauf, dem 
Termine beizuwohnen, so besteht kein stichhaltiger 
Orund, weshalb nicht auch andere Umstände, die sein 
Erscheinen erschweren, berücksichtigt werden sollten. 
Namentlich erscheint es unbedenklich, dem Wunsche 
des außerhalb des Gerichtssitzes in Haft befindlichen 
Angeklagten, die für ihn beschwerliche Oberführung 
an den Ort der Verhandlung zu vermeiden,, in geeig- 
neten Fällen Rechnung zu tragen. Der Entwurf erteilt 
daher, ähnlich wie bei der kommissarischen Verneh- 
mung von Zeugen, dem Gerichte die Befugnis, bei 
Prüfung des Antrags alle Umstände zu berücksichtigen, 
die das Erscheinen in der Hauptverhandlung unmög- 
lich machen oder besonders erschweren. 

Auch hinsichtlich des Höchstbetrags der voraus- 
sichtlichen Strafe, welcher die Befreiung von dem 
Erscheinen in der Hauptverhandlung gestattet, kann 
erheblich weiter gegangen werden als im geltenden 
Rechte. Eine Oberspannung des Grundsatzes der 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit führt zu unnötigen 
Weitläufigkeiten und Kosten und gereicht unter Um- 
ständen gerade dem Angeklagten zum Nachteile. Der 
Entwurf erhöht daher den Höchstbetrag, bei dem eine 
Befreiung noch zulässig sein soll, von sechs Wochen 
auf vier Monate Gefängnis. Hiernach kann die Be- 

I freiung unter Umständen auch bei Verbrechen ein- 
treten, beispielsweise wenn es sich um verhältnismäßig 
leichte Fälle eines im Rückfalle begangenen Diebstahls 
handelt. Fälle voraussichtlicher Freisprechung oder 
Einstellung des Verfahrens sind selbstverständlich ohne 
weiteres einbegriffen. Andererseits kann, wenn es sich 
um mehrere Straftaten derselben Person handelt, das 
Höchstmaß der Strafe sich immer nur nach der zu 
erwartenden Gesamtstrafe oder Gesamtheit der Strafen 
richten, wie dies von der Rechtsprechung schon nach 
§ 232 des geltenden Gesetzes angenommen wird. Hin- 
sichtlich der Berücksichtigung der Nebenstrafen kann 
gleichfalls über die jetzige Bestimmung, die nur die 
Einziehung erwähnt, hinausgegangen werden; nur 
Ehrenstrafen, Polizeiaufsicht und Oberweisung an die 
Landespolizeibehörde müssen ausgeschlossen bleiben. 
In der Hauptverhandlung vor dem Reichsgericht oder 
dem Schwurgerichte wird eine Befreiung des An- 
geklagten von persönlicher Anwesenheit niemals als 
angemessen anzusehen sein; deshalb beschränkt der 
Entwurf die Befugnis des Gerichts ausdrucklich auf 
die vor den Amtsgerichten oder den Landgerichten 
zu verhandelnden Sachen. 

Was die Vernehmung des vom Erscheinen in der 
Hauptverhandlung befreiten Angeklagten betrifft, so 
beschränkt sich der jetzige § 232 Abs. 2 darauf, die 
Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten 
Richter anzuordnen, sofern sie nicht bereits im Vor- 
verfahren erfolgt war. Hiernach ist nicht ausgeschlossen, 



daß die Vernehmung erst stattfindet, nachdem die 
Befreiung bewilligt ist. Dies entspricht nicht dem 
Zwecke der Vernehmung, die nicht bloß die Ver- 
nehmung in der Hauptverhandlung ersetzen, sondern 
zugleich dem Gericht ein Urteil darüber ermöglichen 
soll, ob die Bewilligung der Befreiung angemessen ist. 
Demgemäß bestimmt der Entwurf, daß die Vernehmung 
vor der Beschlußfassung über den Antrag anzuordnen 
ist, sofern nicht eine gerichtliche Vernehmung des 
Angeklagten über die Anklage schon früher statt- 
gefunden hat. Ebenso wie im § 219 wird ohne weitere 
Beschränkung die Vernehmung durch einen Richter 
vorgesehen, weil unter Umständen auch der Unter- 
suchungsrichter hierfür in Betracht kommen kann. Daß 
den Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger die An- 
wesenheit bei der Vernehmung nicht versagt werden 
darf, entspricht dem jetzigen § 232 Abs. 3. Die dort 
vorgesehene Verlesung des Vernehmungsprotokolls ist 
in den § 224 verwiesen. 

§ 221 

bezieht sich auf die Befugnis des Gerichts, die gleich- 
zeitige Verhandlung mehrerer bei ihm anhängiger 
Sachen anzuordnen. Er gibt den Inhalt des § 236 
des geltenden Gesetzes unverändert wieder. 

Sechster Abschnitt« 

Hauptverhandlung. 

Die Regelung der Hauptverhandlung hat in ihren 
Grundzügen keine Umgestaltung erfahren. In den 
Hauptpunkten kann ein Reformbedürfnis nicht aner- 
kannt werden, am wenigsten hinsichtlich der Stellung 
des Angeklagten und der Garantien für die Erzielung 
eines richtigen Urteils. Dem Angeklagten wird bereits 
gegenwärtig ausgiebige Gelegenheit zur Verteidigung 
gegeben und die Berücksichtigung neuer Beweisanträge 
ist, soweit es mit einem sachgemäßen Fortgange des 
Verfahrens verträglich ist, gesichert. Die Beweisauf- 
nahme selbst ist durchweg mündlich und unmittelbar; 
nur in Ausnahmefällen, insbesondere wegen des 
Todes oder wegen Behinderung bereits gerichtlich 
vernommener Zeugen und für Besichtigungen an Ort 
und Stelle, tritt notgedrungen eine Protokoll Verlesung 
ein. Auch gegen unerwartete Heranziehung neuer 
Tatsachen, Beweismittel oder rechtlicher Gesichtspunkte 
wird genügender Schutz geboten. Wenn es gleich- 
wohl vorkommt, daß Angeklagte verurteilt werden, 
ohne daß sie ausreichende Gelegenheit zur Ver- 
teidigung hatten, so liegt dies nicht sowohl an der 
Hauptverhandlung als an der oft ungenügenden Vor- 
bereitung des Angeklagten auf diese, d. h. an seiner 
mangelhaften Orientierung im Vor- und Zwischen- 
verfahren. Gerade hier aber schafft der Entwurf, wie 
oben dargelegt, eine durchgreifende Besserung. Eine 
neue Garantie gegen eine übereilte Fällung des Urteils 
wird durch den § 251 des Entwurfs geschaffen, der für 
den Fall, daß sich 1 die Sache ausnahmsweise als nicht ge- 
nügend aufgeklärt herausstellt, den höheren Gerichten 
die Möglichkeit gibt, das Verfahren auszusetzen und bis 
zur Erneuerung der Hauptverhandlung eine umfassende 
Aufklärung herbeizuführen. Hiervon abgesehen kann 
es sich nur noch um einen erhöhten Schutz des 
Angeklagten in Nebenpunkten handeln, so gegen un- 
nötige Bloßstellungen durch das Aufrühren weit 
zurückliegender Vorbestrafungen (§ 231 Abs. 5), gegen 
vorzeitige Meinungsäußerungen der Mitglieder des 
Gerichts über die Schuldfrage (§ 231 Abs. 4) und gegen 
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unrichtige und nicht genügend kontrollierte Fest- 
stellungen im Sitzungsprotokolle (§§ 265, 266). 

Die sonstigen bedeutsameren Neuerungen des 
Entwurfs bewegen sich auf anderen Gebieten. Sie sind 
vor allem darauf gerichtet, das Verfahren zu ver- 
einfachen und, soweit es die Interessen des Ange- 
klagten gestatten, von Formalitäten zu befreien, die auf 
eine Übertreibung des Grundsatzes der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit des Verfahrens hinauslaufen. Hier- 
her gehören die Erweiterung des Versäumnisverfahrens 
(§ 225), die Zulassung der Ablehnung herbeigeschaffter 
Beweismittel, wenn deren Benutzung nach einstimmiger 
Ansicht des Gerichts bedeutungslos sein würde (§ 232 
Abs. 3), Erleichterungen bei der Hereinziehung neuer 
Straffälle mit Zustimmung des Angeklagten (§ 257 
Abs. 2, 3), Verlängerung der Frist für eine Unter- 
brechung der Verhandlung (§ 228 Abs. 4), Vermin- 
derung von Unzuständigkeitserklärungen und den 
damit verbundenen Verzögerungen der Aburteilung 
(§§ 252, 253), Ersatz der Verlesung umfangreicher 
Schriftstücke durch die mündliche Wiedergabe ihres 
Inhalts, soweit dies unbedenklich erscheint (§ 239), 
erweiterte Zulassung der Verlesung ärztlicher Atteste 
(§ 247 Abs. 3), Wegfall umständlicher Protokollier ungen 
im amtsgerichtlichen Verfahren (§ 265) und Er- 
leichterungen für die Begründung der Urteile (§ 259) 
und für die Aussetzung ihrer Verkündung (§ 261 
Abs. 2). 

Im einzelnen ist zu den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts folgendes zu bemerken: 

§§ 222, 223. 

Die §§ 222, 223 regeln die Frage, welche Per- 
sonen notwendig bei der Hauptverhandlung anwesend 
sein müssen; sie stimmen sachlich in allen wesent- 
lichen Punkten mit den in den jetzigen §§ 225, 226, 
229, 230 und 235 enthaltenen Vorschriften überein. 

Daß ebenso wie mehrere Gerichtsschreiber auch 
mehrere Beamte der Staatsanwaltschaft in derselben 
Sache tätig sein und ihre Verrichtungen unter sich 
teilen können (§ 226 des geltenden Gesetzes), braucht 
nicht besonders bestimmt zu werden; dies ergibt sich 
zur Genüge aus der Fassung des § 222 Abs. 1 des 
Entwurfs. Ebensowenig bedarf es im Hinblick auf 
die allgemeine Vorschrift des § 137 einer besonderen 
Hervorhebung, daß mehrere Verteidiger auch in der 
Hauptverhandlung auftreten können. Eine Erwähnung 
des Verteidigers ist hiernach an dieser Stelle überhaupt 
entbehrlich; die Folgen, die eintreten, wenn der be- 
stellte oder gewählte Verteidiger in der Hauptverhand- 
lung nicht erscheint, sind durch andere Vorschriften 
geregelt (§ 145, § 229 Abs. 2). 

Der Abs. 4 des § 222 weicht von der ent- 
sprechenden Vorschrift des geltenden Gesetzes (§ 229 
Abs. 2) insoweit ab, als bei dem Ausbleiben des 
Angeklagten seine Vorführung oder Verhaftung nicht 
obligatorisch sein soll. Das bisherige Recht enthält 
in dieser Beziehung eine nicht gerechtfertigte Härte, 
da ein nicht böswilliger Angeklagter auch auf eine 
weniger einschneidende Weise zum Erscheinen ver- 
anlaßt werden kann. 

§ 224. 

In dem die Vorbereitung der Hauptverhandlung 
betreffenden Abschnitt ist bereits (§ 220) bestimmt, 
unter welchen Voraussetzungen der Angeklagte auf 
seinen Antrag von der Verpflichtung zum Erscheinen 
in der Hauptverhandlung befreit werden kann und 
was alsdann noch vor der Hauptverhandlung zu ge- 



schehen hat. Hier handelt es sich nur darum, fest- 
zustellen, welche Folgen sich aus einer Befreiung des 
Angeklagten von der Verpflichtung zum Erscheinen 
für die Hauptverhandlung selbst ergeben. 

Im Abs. 1 wird klargestellt, daß Erklärungen, die 
der Angeklagte bei seiner Vernehmung (zu vergl. § 220 
Abs. 2) zu Protokoll gegeben hat, als zu Beginn der 
Hauptverhandlung abgegeben gelten, auch wenn die 
Verlesung später erfolgt. Dies könnte ohne ausdrück- 
liche Vorscnrift zweifelhaft sein, ist aber zur Wahrung 
der Rechte des Angeklagten für solche Fälle geboten, 
in denen eine spätere Abgabe der Erklärung an sich 
unwirksam ist (§§ 19, 209). 

Einer besonderen Vorschrift bedarf es für den 
Fall, daß sich in der Beurteilung der Tat gegenüber 
der Anklageformel eine Veränderung des rechtlichen 
Gesichtspunkts ergibt, auf die der Angeklagte, wenn 
er anwesend wäre, nach § 258 hingewiesen werden 
müßte. Dieser Fall kann künftig um so leichter ein- 
treten, als das Gericht bei der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens, falls es von der rechtlichen Auffassung 
der Anklage abweicht, dies nicht mehr in einem Er- 
öffnungsbeschlusse zum Ausdrucke zu bringen hat. 
Es kann zwar davon ausgegangen werden, daß das 
Gericht, wenn es schon bei der im> § 220 Abs. 2 vor- 
geschriebenen Anordnung der Vernehmung des An- 
geklagten voraussieht, daß eine Veränderung des recht- 
lichen Gesichtspunkts in Frage kommen kann, den 
Angeklagten gleich bei dieser Vernehmung auf die 
Veränderung hinweisen lassen wird. Ist dies aber nicht 
geschehen oder tritt die Veränderung des rechtlichen 
Gesichtspunkts erst in der Hauptverhandlung hervor, 
so kann eine Verurteilung des Angeklagten auf Grund 
der von der Anklageformel abweichenden Beurteilung 
der Tat gemäß § 258 nicht erfolgen. Der Abs. 2 
des § 224 schreibt daher vor, daß in diesem Falle 
die Verhandlung auszusetzen ist. Das Gericht wird 
dann, sofern es nicht das persönliche Erscheinen des 
Angeklagten für erforderlich hält, ihn nochmals ver- 
nehmen und hierbei auf die Veränderung des Gesichts- 
punkts hinweisen lassen müssen. 

Endlich empfiehlt es sich, durch eine ausdrückliche 
Vorschrift außer Zweifel zu stellen, daß das Erscheinen 
des Angeklagten anzuordnen ist, wenn sich herausstellt, 
daß auf eine schwerere als die im' § 220 bezeichnete 
Strafe zu erkennen ist (§ 224 Abs. 3). Als schwerere 
Strafe gilt insbesondere auch eine der durch § 220 aus- 
drücklich ausgeschlossenen Nebenstrafen. 

Eine Ergänzung finden die Vorschriften des § 224 
noch durch die Bestimmungen des § 226 über die 
Befugnis des Angeklagten, sich in der Verhandlung 
durch einen Verteidiger vertreten zu lassen, und über 
die Verlesung des Protokolls über die richterliche 
Vernehmung. 

§ 225. 

Das geltende Gesetz (§ 231) hat dem Kontumazial- 
verfahren ungemein enge Schranken gezogen. Nur 
bei strafbaren Handlungen, die mit Geldstrafe, Haft 
oder Einziehung, allein oder in Verbindung miteinander 
bedroht sind, also im allgemeinen nur bei Ober- 
tretungen und einigen geringen Vergehen kann bei dem 
| Ausbleiben des Angeklagten zur Hauptverhandlung 
geschritten werden. Handelt es sich um ein Vergehen, 
das mit Gefängnis bedroht ist, wenn auch nur neben 
Geldstrafe, so muß stets die Vorführung oder Ver- 
haftung des Ausgebliebenen angeordnet werden, mag 
auch der Fall so liegen, daß voraussichtlich nur auf 
eine ganz geringe Freiheitsstrafe oder Geldstrafe oder, 
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gegen einen Jugendlichen, gar nur auf einen Verweis 
zu erkennen ist. 

Dies hat in der Praxis zu Mißständen geführt. 
Auch bei geringen, mit Gefängnis bedrohten Vergehen 
ist das Ausbleiben des Angeklagten keine Seltenheit. 
Die Folge ist, daß häufiger, als es erwünscht ist, die 
Vorführung oder Verhaftung angeordnet und die Ver- 
handlung ausgesetzt werden muß. So führt die jetzige 
Regelung gerade bei Delikten untergeordneter Art zu 
Verschleppungen, die mit einer Störung der geordneten 
Tätigkeit der Gerichte und einer Belästigung der ver- 
geblich geladenen Zeugen verbunden sind. Auch dem 
Interesse des Angeklagten ist damit nicht gedient. 
Denn nicht selten scheut er sich vor dem Gange auf 
das Gericht oder fürchtet die ihm bevorstehende Bloß- 
stellung in öffentlicher Gerichtsverhandlung, wäre aber 
an sich bereit, eine geringe Strafe auf sich zu nehmen. 

Die Vorlage von 1895 hatte demgegenüber eine 
sehr bedeutende Erweiterung des Kontumazialverfahrens 
in Vorschlag gebracht. Die Strafprozeßkommission hat 
Bedenken getragen, so weit zu gehen und die das 
Strafverfahren beherrschenden Grundsatze der Münd- 
lichkeit und Unmittelbarkeit auch in schwer liegenden 
Fällen zu durchbrechen. Ihre Vorschläge beschränken 
sich auf eine Erweiterung des Kontumazialverfahrens 
in vorsichtigen Grenzen und unter Schaffung der 
erforderlichen Kautelen. Der Entwurf hat sich diesem 
Standpunkt angeschlossen. 

Hiernach wird das Kontumazialverfahren zunächst 
auf die vor den Amtsgerichten oder den Landgerichten 
zu verhandelnden Sachen beschränkt. Bei diesen 
Sachen wird jedoch grundsätzlich nach der Art der 
strafbaren Handlung nicht unterschieden, insbesondere 
auf die Art und Höhe der angedrohten Strafe 
kein Gewicht gelegt, so daß unter Umständen auch 
Verbrechen vom Kontumazialverfahren nicht aus- 
geschlossen sind. Vielmehr soll es allein darauf an- 
kommen, ob nach dem Ermessen des Gerichts nicht 
mehr als eine geringfügige Strafe zu erwarten ist. 
Die Grenze wird hierbei ebenso wie beim Strafbefehls- 
verfahren gezogen. Ist voraussichtlich keine schwerere 
Strafe zu erkennen, als sechs Wochen Gefängnis, allein 
oder in Verbindung mit Geldstrafe, so soll auch bei 
dem Ausbleiben des Angeklagten zur Verhandlung ge- 
schritten werden dürfen. Etwa zu erwartende Neben- 
strafen sollen im allgemeinen das Verfahren nicht aus- 
schließen; insbesondere gestattet der Entwurf nicht nur 
wie bisher auf Einziehung, sondern auch auf Ver- 
nichtung oder Unbrauchbarmachung, auf Ermächtigung 
zur öffentlichen Bekanntmachung des Urteils oder An- 
ordnung einer solchen im Kontumazialverfahren zu 
erkennen. Nur Ehrenstrafen, Zulässigkeit von Polizei- 
aufsicht und Überweisung an die Landespolizeibehörde 
bleiben wegen ihrer Schwere ausgeschlossen. Die Zu- 
erkennung einer Buße kann auch in diesem Verfahren 
erfolgen. Aus der Fassung der Vorschrift ergibt sich, 
daß im Kontumazialverfahren auch gleichzeitig auf 
mehrere Arten der bezeichneten Strafen und Neben- 
folgen erkannt werden darf, daß andererseits aber die 
für die Höhe der Strafen gezogenen Grenzen im Falle 
einer Gesamtstrafe ebenfalls eingehalten werden müssen. 
Ist nach dem Ergebnisse der Kontumazialverhandlung 
auf eine die gezogenen Grenzen überschreitende Strafe 
zu erkennen, so muß, wie ausdrücklich bestimmt ist, 
die Verhandlung ausgesetzt werden. 

Die im § 231 Abs. 2 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung enthaltene Vorschrift über die Hinweisung des 
Angeklagten auf die Zulässigkeit des Kontumazial- 



verfahrens ist in den von dem Inhalte der Ladung 
handelnden § 212 des Entwurfs .übernommen. 

Engere Grenzen werden durch § 225 Abs. 2 
• dem Kontumazialverfahren für den Fall gezogen, daß 
dem Angeklagten die Ladung zur Hauptverhandlung 
öffentlich zugestellt worden ist, daß es sich also (zu 
vergl. § 33) um eine Person handelt, deren Aufenthalt 
I entweder unbekannt ist oder die sich im Ausland auf- 
I hält und dort nicht mit Erfolg durch unmittelbare 
' Zustellung geladen werden kann. Bei der Unsicherheit 
| darüber, ob eine öffentliche Ladung überhaupt zur 
Kenntnis des Geladenen kommt, erscheint es bedenklich, 
bei der Zulassung des Kontumazialverfahrens hier über 
die Strafgrenzen hinauszugehen, die nach bisherigem 
Rechte (§ 319 der Strafprozeßordnung) dem Verfahren 
gegen Abwesende gezogen sind. Nur wird auch hier 
statt der angedrohten die zu erwartende Strafe maß- 
gebend sein müssen. Demgemäß bestimmt der Ent- 
wurf, daß ohne den öffentlich Geladenen nur ver- 
handelt Verden kann, wenn auf keine schwerere Strafe 
als Geldstrafe, allein oder in Verbindung mit Neben- 
strafen zu erkennen ist; dabei brauchen Ehrenstrafen, 
Zulässigkeit von Polizeiaufsicht und Oberweisung an 
die Landespolizeibehörde nicht ausdrücklich aus- 
genommen zu werden, weil auf diese Nebenstrafen 
neben bloßer Geldstrafe nie erkannt werden kann. 

Der Vorschrift über das Kontumazialverfahren bei 
öffentlicher Ladung sind irri § 225 Abs. 2 die bisher im 
§ 322 des geltenden Gesetzes für diesen Fall getroffenen 
Vorschriften über das Auftreten eines Verteidigers und 
über die Zulassung von Angehörigen zum Termin an- 
geschlossen. Dabei wird der Sinn der bisher nicht 
ganz deutlichen Vorschriften dahin klargestellt, daß, 
wenn ein Verteidiger für den Angeklagten auftritt, das 
Gericht abweichend von der Vorschrift des § 138 
Abs. 4 die Beibringung einer Vollmacht nicht verlangen 
kann und daß Angehörige, über deren Zulassung sonst 
das Ermessen des Gerichts entscheidet (§ 138 Abs. 2), 
hier als Verteidiger zugelassen werden müssen, und 
zwar gleichfalls ohne daß die Beibringung einer Voll- 
macht erforderlich ist. Diese Abweichungen erscheinen 
gerechtfertigt, weil von dem öffentlich Geladenen eine 
Vollmacht nicht immer zu erlangen ist. Dagegen würde 
es dessen Interessen gefährden, wenn ohne seine aus- 
drückliche Ermächtigung der für ihn als Verteidiger 
auftretende Angehörige befugt wäre, in seinem Namen 
Zugeständnisse, Verzichte und andere ihn verpflichtende 
Erklärungen mit rechtlicher Wirksamkeit abzugeben. 
Aus diesem Grunde wird der im § 322 des geltenden 
Gesetzes gebrauchte Ausdruck „Vertreter" vermieden. 

§ 226. 

Der Satz 1 entspricht dem § 233 des geltenden 
Gesetzes; daß zur Vertretung des Angeklagten eine 
ausdrücklich hierauf gerichtete schriftliche Vollmacht 
erforderlich ist, wird allgemein im § 138 Abs. 5 be- 
stimmt Der Satz 2 des § 226, der die Verlesung 
des gerichtlichen Protokolls über die Vernehmung des 
Angeklagten vorschreibt, bezieht sich nicht nur wie 
im geltenden Gesetze (§ 232 Abs. 3) auf den Fall, 
daß der Angeklagte auf seinen Antrag von dem Er- 
'. scheinen in der Hauptverhandlung befreit war, sondern 
, auch auf den Fall des eigentlichen Kontumazial- 
I Verfahrens (§ 225). Auch hier erscheint es, sofern der 
| Angeklagte richterlich vernommen worden ist, in seinem 
1 Interesse angezeigt, den Inhalt seiner Angaben zur 
, Kenntnis des Gerichts zu bringen. Unter Umständen 
, werden die Vorschriften des § 226 auch bei vorzeitiger 
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Entfernung des Angeklagten aus der Verhandlung 
(§ 223 Abs. 2) Anwendung zu finden haben. 

Daß auch im Falle einer Vertretung des Aus- 
gebliebenen das Gericht befugt bleibt, das Erscheinen 
des Angeklagten anzuordnen und erforderlichenfalls zu 
erzwingen, ergibt sich aus der allgemeinen Vorschrift 
des § 222 Abs. 3, 4. 

§ 227. 

Die Vorschriften über die Wiedereinsetzung gegen 
die Versäumung des Termins entsprechen dem § 234 
des geltenden Gesetzes mit den Änderungen, die sich 
aus den Erleichterungen für die Wiedereinsetzung gegen 
die Versäumung einer Frist (§§ 39 ff.) ergeben. Die 
Fassung stellt außer Zweifel, daß die Wiedereinsetzung 
nicht in Frage kommen kann, wenn für den Ausge- 
bliebenen ein Vertreter (§ 138 Abs. 5) im Termin er- 
schienen ist, daß dagegen die etwaige Verlesung eines 
Vernehmungsprotokolls nach § 226 der Wiederein- 
setzung nicht entgegensteht. 

§ 228. 

Der § 228, der die Befugnisse des Vorsitzenden 
gegenüber denjenigen des Gerichts abgrenzt, faßt eine 
Reihe von Vorschriften zusammen, die sich jetzt an 
verschiedenen Stellen des Gesetzes finden. Die Abs. 1, 2 
entsprechen dem bisherigen § 237, der Abs. 3 dem 
§ 227 Abs. 1 und der Abs. 4 dem § 228 des geltenden 
Gesetzes. Die zulässige Dauer einer Unterbrechung 
der Hauptverhandlung, die jetzt (§ 228) nur drei Tage 
beträgt, ist auf eine Woche erstreckt. Die bisherige 
Frist hat sich oft als unzureichend erwiesen, wenn 
Zeugen zu ermitteln oder von weither zu gesteilen, 
Besichtigungen und technische Untersuchungen vor- 
zunehmen waren und dergleichen mehr. Die Erinne- 
rung an die Vorgänge der unterbrochenen Verhandlung 
wird auch nach einer Woche noch frisch genug sein, 
um ausnahmsweise eine Unterbrechung für so lange 
eintreten zu lassen. Selbstverständlich kommt eine Fest- 
haltung des Angeklagten in vorläufigem Gewahrsam 
(§ 223 Abs. 1) für diese Dauer nicht in Frage. Viel- 
mehr muß erforderlichenfalls ein Haftbefehl erlassen 
werden, sofern dessen Voraussetzungen vorliegen. 
§§ 229, 230. 

Der § 229 entspricht dem § 242 Abs. 1 und dem 
§ 227 Abs. 2, 3, der § 230 dem § 242 Abs. 2 bis 4, 
§ 243 Abs. 1, § 257 und § 259 Abs. 1 Satz 1 der 
geltenden Strafprozeßordnung. Der Gang der Verhand- 
lung, den die §§ 229, 230 in seinen wesentlichen 
Momenten vorzeichnen, wird in Einzelheiten künftig 
ein etwas verändertes Bild zeigen. Die Hauptverhand- 
lung soll mit dem Aufrufe der Sache, nicht wie bis- 
her mit dem Aufrufe der Zeugen und Sachverstän- 
digen beginnen, weil solche Personen nicht immer 
vorhanden zu sein brauchen, der Zeitpunkt des Be- 
ginns aber für die Feststellung einer Terminsversäumnis 
des Angeklagten von Wichtigkeit ist. Bei den Zeugen, 
deren Erscheinen festzustellen ist, kommen künftig auch 
die vom Angeklagten gestellten Zeugen (zu vergl. § 218) 
in Frage. Auch darauf hat sich die Feststellung zu 
erstrecken, ob Beweismittel anderer Art als Zeugen 
und Sachverständige, insbesondere Urkunden und an- 
dere Beweisstücke, von denen in der Verhandlung 
Gebrauch gemacht werden soll, herbeigeschafft sind. 
Die Vertagung wegen Ausbleibens des gewählten Ver- 
teidigers soll, wenngleich der Angeklagte wie bisher 
(§ 227 Abs. 2 der Strafprozeßordnung) kein Recht dar- 
auf hat, immerhin beantragt werden dürfen; selbst- 



verständlich kann sie auch von Amts wegen beschlossen 
werden. Soll, weil die Ladungsfrist nicht innegehalten 
ist, ein Aussetzungsantrag gestellt werden, so muß 
dies künftig bis zum Beginne der Verlesung der An- 
klageformel geschehen. Dementsprechend hat die be- 
reits im geltenden Gesetze (§ 227 Abs. 3) vorgesehene 
Hinweisung vorher zu erfolgen. Wie bereits zu § 5 
bemerkt wurde, ist unter Umständen auch die Hin- 
weisung auf das dem Angeklagten eingeräumte Wider- 
spruchsrecht gegen den Gerichtsstand des vorüber- 
gehenden Aufenthaltsorts in diesem Zeitpunkte zu be- 
wirken. 

Durch den Eingang des § 230 wird klargestellt, 
daß auch die Vernehmung des Angeklagten über seine 
persönlichen Verhältnisse in Abwesenheit der Zeugen 
erfolgt. 

Der Entwurf schreibt vor, daß die Verlesung der 
Anklageformel durch einen Beamten der Staatsanwalt- 
schaft bewirkt wird; diese Regelung entspricht am 
besten dem das Verfahren beherrschenden Anklage- 
prinzip. Daß die Vorschrift auch Platz greift, wenn 
die Anklageformel zufolge Gerichtsbeschlusses nach- 
träglich eine Änderung erfahren hat oder wenn an 
die Stelle der Ankiageformel ein Beschluß des Gerichts 
getreten ist (zu vergl. § 199, § 252 Abs. 2), bedarf 
keiner Hervorhebung. 

Den normalen Abschluß und somit noch einen 
Teil der Hauptverhandlung bildet die Verkündung des 
Urteils, auch wenn sie ausnahmsweise ausgesetzt war 
(§ 261 Abs. 2). 

§ 231. 

Die Vorschriften des § 231 sind zum größten Teile 
neu aufgenommen; nur der Abs. 3 gibt sachlich den 
Inhalt des § 256 des geltenden Gesetzes wieder. 

In den Abs. 1, 2 wird dem Vorsitzenden gestattet, 
die Vernehmung ganz oder zum Teil einem richter- 
lichen Beisitzer zu übertragen, dessen Maßnahmen dann 
ebenso wie die des Vorsitzenden zu behandeln sind 
und deshalb auch wie diese von jedem Beteiligten 
mit der Wirkung beanstandet werden können, daß 
das Gericht zu entscheiden hat. Die Ausübung des 
Übertragungsrechts an sich kann selbstverständlich nicht 
beanstandet werden, weil sie sich niemals als unzu- 
lässig im Sinne des § 228 Abs. 2 darstellen kann. Die 
Leitung der Verhandlung bleibt auch im Falle der 
Übertragung stets dem Vorsitzenden. Mit dieser Maß- 
gabe kommt die Vorschrift, die übrigens schon in 
der Vorlage von 1895 enthalten war und damals im 
Reichstage Billigung gefunden hat, einem praktischen 
Bedürfnis entgegen. 

Durch die Vorschrift des Abs. 4 soll einer vor- 
zeitigen Kundgebung der Ansicht von Mitgliedern des 
Gerichts über die Schuldfrage entgegengetreten werden. 
Eine solche Kundgebung widerspricht zweifellos einer 
objektiven Führung der Verhandlung; erst auf Grund 
des Gesamtergebnisses der Verhandlung soll sich die 
Ansicht der zum Richteramte Berufenen bilden. Ge- 
langt ein Mitglied des Gerichts schon im Laufe dfcr 
Verhandlung zur Überzeugung von der Schuld des 
Angeklagten, so wird er sich stets gegenwärtig halten 
müssen, daß diese Überzeugung noch durch den wei- 
teren Verlauf der Verhandlung erschüttert werden kann 
und daß eine vorzeitige Äußerung geeignet ist, den 
Verdacht einer Voreingenommenheit gegen den Ange- 
klagten zu erzeugen und das Vertrauen in die Un- 
parteilichkeit der Rechtspflege zu erschüttern. Im all- 
gemeinen muß anerkannt werden, daß die Gerichte 
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sich dieser ihrer Pflicht bewußt sind; Verstöße in- 
folge Übereifers oder lebhaften Temperaments kommen 
immerhin vor und sie würden künftig bei einem aus 
Richtern und Laien zusammengesetzten Gerichtshofe 
doppelt mißlich sein. Die Vorschrift bezieht sich 
gleichermaßen auf den Vorsitzenden und seinen Ver- 
treter wie auf sämtliche Beisitzer einschließlich der 
Schöffen. Daß dadurch Vorhaltungen an den Ange- 
klagten wie an Zeugen bezüglich der Glaubwürdig- 
keit ihrer Bekundungen, auch wo diese mittelbar 
die Schüldfragen berühren, ebensowenig ausgeschlossen 
werden wie die notwendige Aufklärung von Wider- 
sprüchen, versteht sich von selbst, ergibt sich auch 
unmittelbar aus den Vorschriften der §§ 244, 245. 

Dem Schutze des Angeklagten gegen eine unnötige 
Bloßstellung seiner Person soll die Vorschrift des Abs. 5 
dienen. Der Angeklagte wird jetzt vielfach durch die 
öffentliche Mitteilung seiner Vorstrafen in einer Weise 
geschädigt, die zu der Bedeutung seiner Tat in keinem 
Verhältnisse steht und bei nachmaliger Freisprechung 
vollends verbitternd wirken muß. Eine solche Fest- 
stellung der Vorstrafen ist zwar im geltenden Rechte 
nicht ausdrücklich vorgeschrieben, sie geschieht aber 
regelmäßig bei dem Beginne der Verhandlung und, 
wie aus den vielfach erhobenen Klagen zu schließen 
ist, oft auch ohne zwingende Veranlassung. Um dem 
vorzubeugen, wird sie im Entwurf auf die Fälle einer 
wirklichen Bedeutsamkeit der Vorstrafen beschränkt und 
in einen Zeitpunkt verlegt, in dem sich ihre Erheb- 
lichkeit für das Urteil übersehen läßt. Dem mehrfach 
geäußerten Wunsche, die Feststellung von Vorstrafen 
nach dem Ablauf einer gewissen Zeit überhaupt zu 
untersagen, kann im Rahmen des Strafprozesses aller- 
dings nicht entsprochen werden, weil unter Umständen 
auch weit zurückliegende Bestrafungen, z. B. wegen 
gewisser Vergehen wider die Sittlichkeit, für die Beant- 
wortung der Schuldfrage erhebliche Bedeutung ge- 
winnen können. 

§§ 282 bis 247. 

Die §§ 232 bis 247 behandeln die Beweisaufnahme 
in der Hauptverhandlung. Zunächst werden in den 
§§ 232, 233 die allgemeinen Grundsätze aufgestellt, 
die für die Stellung des Gerichts und der Prozeß- 
beteiligten zu der Frage des Umfanges und der Art 
der Beweisaufnahme maßgebend sind. Die §§ 234 bis 
238 beziehen sich auf die Vernehmung der Zeugen 
und Sachverständigen, die §§ 239 bis 247 auf den 
Urkundenbeweis und im Zusammenhange damit auf 
die Frage, inwieweit die Verlesung von Protokollen 
und schriftlichen Erklärungen zulässig ist. 
§ 232. 

Die Vorschriften des geltenden Gesetzes (§§ 243, 
244) enthalten keine erschöpfenden Bestimmungen dar- 
über, welcher Einfluß auf den Umfang und die Art 
der Beweisaufnahme dem Gericht einerseits, den Prozeß- 
beteiligten andererseits zusteht. Dies hängt damit zu- 
sammen, daß der Entwurf der Strafprozeßordnung da- 
von* ausging, daß grundsätzlich den Prozeßbeteiligten 
jeder Einfluß auf die Beweisaufnahme zu versagen sei, 
während die Justizkommission des Reichstags hierin 
eine unberechtigte Beschränkung der Anklage wie der 
Verteidigung erblickte und für den Umfang der Be- 
weisaufnahme die Anträge der Prozeßbeteiligten in 
erster Linie maßgebend sein lassen wollte. So ist es 
gekommen, daß die geltende Strafprozeßordnung eines 
festen Prinzips in diesem wichtigen Punkte entbehrt 
und daß erst die Rechtsprechung des obersten Ge- 



richtshofs eine Anzahl von Grundsätzen aufgestellt hat, 
die weniger dem Wortlaute des Gesetzes entnommen 
als aus dem Zwecke des Strafverfahrens abgeleitet 
sind und jetzt die Praxis der Gerichte beherrschen. 

Der Zweck des Strafverfahrens im allgemeinen 
und namentlich unser nach dem Anklageprinzip in 
der Form eines Rechtsstreits zwischen dem Ankläger und 
dem Beschuldigten sich abspielender Strafprozeß er- 
heischt es, daß den Prozeßbeteiligten ein angemessener 
Einfluß auf die Gestaltung der Beweisaufnahme ein- 
geräumt wird. Andererseits soll die Stellung, die dem 
Richter innerhalb des Verfahrens gegeben ist, keines- 
wegs eine nur passive sein. Innerhalb der Grenzen, 
die der Untersuchung durch die Klage gezogen sind, 
ist das Gericht, wie der § 151 Abs. 3 zum Ausdrucke 
bringt, zu selbständiger Tätigkeit berechtigt und ver- 
pflichtet. Es kann daher auch nicht bei der Beweis- 
aufnahme an die Anträge der Beteiligten gebunden sein. 

Für die Gestaltung der Beweisaufnahme kommen 
zugleich Gesichtspunkte in Betracht, auf die vor allem 
die praktische Erfahrung hingewiesen hat. Ist auch 
die Erforschung der materiellen Wahrheit oberstes Ziel 
des Strafverfahrens, so darf dies doch nicht dazu führen, 
daß auch bei der geringfügigsten Sache jede nur denk- 
bare Erkenntnisquelle bis auf den letzten Rest ausge- 
schöpft wird. Die Wichtigkeit der Sache kann für 
den Umfang, in dem eine Beweisaufnahme zuzulassen 
ist, nicht außer Betracht bleiben. Aufgabe der Straf- 
rechtspflege ist es, schnell und sicher ihr Ziel zu 
erreichen; auch die Grundsätze über die Beweisauf- 
nahme müssen daher so gestaltet werden, daß Ver- 
schleppungs- und Verdunkelungsversuchen entgegen- 
getreten werden kann. Das Strafverfahren darf end- 
lich auch nicht von den Prozeßbeteiligten zu un- 
lauteren Nebenzwecken mißbraucht werden. Es muß 
Mittel geben, um Beweisaufnahmen zu verhüten, 
die nur dem Zwecke dienen, Sensation zu erregen, 
Reklame zu machen oder dritten Personen Unannehm- 
lichkeiten zu bereiten und sie vor der Öffentlichkeit 
bloßzustellen. 

Von diesen Gesichtspunkten aus ist die Beweis- 
aufnahme im Entwürfe geregelt. 

Der Abs. 1 des § 232 weist zunächst dem Richter 
die Stellung an, die ihm auf dem Gebiete der Beweis- 
aufnahme gebührt. Ist er selbständig und von Amts 
wegen verpflichtet, die Ermittelung der Wahrheit her- 
beizuführen, so muß er die Beweisaufnahme auf alle 
Tatsachen erstrecken, die für die Entscheidung von 
Bedeutung sind. Welchen Tatsachen diese Bedeutung 
beizulegen ist, dafür kann nur das pflichtmäßige Er- 
messen im einzelnen Falle maßgebend sein. Der Richter 
ist daher auch berechtigt und verpflichtet, von Amts 
wegen die Ladung von Zeugen und Sachverständigen 
sowie die Herbeischaffung von Beweismitteln anderer 
Art anzuordnen, wenngleich deren Berücksichtigung von 
den Prozeßbeteiligten nicht beantragt ist, sofern er 
sie für geeignet erachtet, über erhebliche Tatsachen 
Beweis zu erbringen. 

Die Vorschrift des Abs. 1 hat nicht den Zweck, 
die Befugnisse des Vorsitzenden gegenüber denjenigen 
des Gerichts abzugrenzen. Wenn darin vom Gerichte 
gesprochen wird, so ist dabei nur an das Organ 
der richterlichen Gewalt im Gegensatze zu den Pro- 
zeßbeteiligten gedacht. Der Entwurf geht davon aus, 
daß nach der allgemeinen Stellung des Vorsitzenden 
dieser, unbeschadet der im § 228 Abs. 2, 3 gegebenen 
Vorschriften, auch ohne Beschluß des Gerichts für be- 
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fugt zu erachten ist, von Amts wegen weitere Beweis- 
aufnahmen anzuordnen. 

Den Prozeßbeteiligten wird der ihnen gebührende 
Einfluß auf den Umfang der Beweisaufnahme durch 
die Vorschriften der Abs. 2, 3 eingeräumt Abgesehen 
von den Rechten, die ihnen schon bei der Vorbereitung 
der Hauptverhandlung nach den §§ 216 ff. zustehen, 
kann sich dieser Einfluß zunächst* nur in der Stellung 
von Beweisanträgen betätigen. Im Sinne des Entwurfs 
liegt ein Beweisantrag nur vor, wenn der Zweck der 
Beweiserhebung, insbesondere die Beweismittel und 
die Tatsachen, zu deren Beweise jene dienen sollen, 
im Antrag angegeben oder doch aus dem Zusammen- 
hange der Verhandlung zu entnehmen sind. Ermangelt 
ein Antrag der hiernach erforderlichen Bestimmtheit 
und kann der Mangel auch nicht durch eine Be- 
fragung des Antragstellers behoben werden, so bedarf 
es keines besonderen Beschlusses des Gerichts; der 
Antrag kann vielmehr vom Vorsitzenden ohne weiteres 
zurückgewiesen werden. Ähnlich liegt es, wenn der 
Antrag nur äußerlich den Erfordernissen eines Beweis- 
antrags genügt, aus den Umständen aber mit Sicher- 
heit sich ergibt, daß der Antrag nicht ernstlich gemeint 
ist, insbesondere wenn unzweifelhaft erhellt, daß es 
dem Antragsteller gar nicht darauf ankommt, für eine 
von ihm behauptete Tatsache Beweis zu schaffen, 
sondern daß er unter dem Scheine eines Beweis- 
antrags dem Verfahren fremde Zwecke verfolgt (zu 
vergl. Rechtsprechung des Reichsgerichts in Strafs. 
Bd. 7 S. 551 ; Entsch. in Strafs. Bd. 12 S. 355, Bd. 13 
S. 151). Selbstverständlich muß hierbei mit größter 
Vorsicht verfahren werden, aber wenn die Annahme 
zutrifft, liegt jedenfalls nur die äußere Form eines 
Beweisantrags vor. Die für die Ablehnung von Beweis- 
anträgen aufgestellten Grundsätze finden daher auf An- 
träge solcher Art überhaupt keine Anwendung. 

Im übrigen dürfen Beweisanträge nur durch einen 
Beschluß des Gerichts und nur aus den im Entwurf 
(Abs. 2) bezeichneten Gründen abgelehnt werden. Diese 
Gründe können sich auf die Beschaffenheit der Beweis- 
tatsachen oder Beweismittel oder auf einen bereits vor- 
liegenden Beweis beziehen. In der ersteren Richtung 
darf der Antrag stets abgelehnt werden, wenn die 
unter Beweis gestellten Tatsachen für die Entscheidung 
nicht von Bedeutung sind. Wegen bereits vorliegenden 
Beweises erkennt der Entwurf zwei Ablehnungsgründe 
an: die Notorietät und den zu Gunsten des Ange- 
klagten geführten Beweis. Handelt es sich um Tat- 
sachen, welche, wie Tatsachen des Naturlebens oder 
der Geschichte, allgemein als feststehend gelten, so 
kann ein hierauf gerichteter Antrag, wenn er über- 
haupt ernstlich gemeint sein sollte, nicht zu völlig 
unnötigen Erhebungen Veranlassung geben. Anders 
liegt die Sache, wenn eine für die Entscheidung be- 
deutsame Tatsache nur nach dem Ergebnisse der bis- 
herigen Beweisaufnahme für erwiesen zu gelten hat. 
An sich könnte hier das Bedenken erhoben werden, 
daß das Gericht überhaupt nicht vor der Fällung des 
Urteils und vielleicht vor völliger Beendigung der Be- 
weisaufnahme zu dem Ergebnisse der letzteren in irgend 
einem Punkte Stellung nehmen sollte. Gleichwohl hat 
der Entwurf, um Weiterungen abzuschneiden, zu 
Gunsten des Angeklagten eine Ausnahme zugelassen. 
Nimmt das Gericht an, daß eine Tatsache auf Grund 
des geführten Beweises zu Gunsten des Angeklagten 
schon erwiesen ist, so soll es berechtigt sein, aus 
diesem Grunde weitere Beweisanträge, die auf dasselbe 



Ziel hinauslaufen, als zwecklos zurückzuweisen. Die 
Fassung der Vorschrift bringt zum Ausdrucke, daß 
die Ablehnung nicht auch schon dann zulässig ist, 
wenn das Gericht die Wahrheit der behaupteten Tat- 
sache zu Gunsten des Angeklagten unterstellen will. 
Handelt es sich um eine für die Entscheidung bedeut- 
same Tatsache, so steht es im Widerspruche mit den 
Aufgaben des Gerichts, von mehr oder weniger will- 
kürlichen Annahmen, wenn auch zu Gunsten des Ange- 
klagten, auszugehen. 

Wegen der Beschaffenheit des Beweismittels end- 
lich soll die Ablehnung zulässig sein, wenn dieses 
entweder unerreichbar oder ungeeignet ist. Kann bei- 
spielsweise der Antragsteller die Persönlichkeit eines 
Zeugen nicht mit genügender Bestimmtheit bezeichnen 
oder seinen Aufenthaltsort nicht angeben oder bezieht 
er sich auf Urkunden, ohne mitteilen zu können, in 
wessen Gewahrsam sie sich befinden, und lassen sich 
die Lücken des Antrags nach Lage der Sache auch 
durch nähere Ermittelungen nicht ohne unverhältnis- 
mäßige Weiterungen ausfüllen, so muß die Ablehnung 
statthaft sein. Ähnlich ist die Sachlage, wenn das Beweis- 
mittel ungeeignet ist, also nach seiner Beschaffenheit 
nicht dazu taugt, für die im Antrage bezeichnete Tat- 
sache Beweis zu erbringen. Die Entscheidung darüber, 
ob Untauglichkeit in diesem Sinne vorliegt, fällt natur- 
gemäß dem Gerichte zu und unterliegt auch im Falle 
der Revision einer Nachprüfung nicht hinsichtlich der 
tatsächlichen Würdigung, sondern nur insoweit, als 
ein Rechtsirrtum zutage tritt (zu vergl. § 333 Nr. 8). 
In kasuistischer Weise die Fälle zu bezeichnen, in 
denen das Beweismittel als untauglich zu gelten hat, 
ist unmöglich. Zum Beispiel versteht es sich, daß nicht 
ein Blinder bezeugen kann, etwas gesehen zu haben, 
daß nicht ein Kind einen Vorgang richtig beobachtet 
haben kann, dessen Verständnis ihm nach seiner Ent- 
wicklung noch verschlossen ist, und daß zur Abgabe 
eines Gutachtens, das eine gewisse Erfahrung voraus- 
setzt, eine Person sich nicht eignet, die der Erfahrung 
ermangelt. 

Die Vorschriften des Abs. 2 erleiden eine gewisse 
Einschränkung durch den Abs. 3 für den Fall, daß 
die Beweismittel zur Verhandlung bereits herbeige- 
schafft sind, daß insbesondere die geladenen Zeugen 
und Sachverständigen erschienen oder die von einem 
Prozeßbeteiligten unmittelbar zur Verhandlung mitge- 
brachten Zeugen zur Stelle sind. In der Verhandlung 
vor dem Reichsgericht und dem Schwurgerichte sollen 
diese Beweismittel selbst aus den Gründen des Abs. 2 
nicht abgelehnt werden dürfen. Dies entspricht dem 
geltenden Gesetze (§ 244 Abs. 1) und an diesem ist 
für die bezeichneten Gerichte mit Rücksicht auf die 
Wichtigkeit der dort verhandelten Sachen und auf 
den Mangel der Berufung festzuhalten. Nicht so weit 
kann für die Verhandlung vor dem Landgerichte ge- 
gangen werden. Hier spielt sich die große Menge der 
mittleren Strafsachen ab und der unbedingte Zwang 
■ zur Erhebung aller Beweise, für welche die Beweis- 
| mittel zur Stelle sind, führt in diesen Sachen, wie 
eine reiche Erfahrung gezeigt hat, zu höchst unlieb- 
, samen Verzögerungen. Es erscheint unbedenklich, in- 
| soweit den Standpunkt des geltenden Gesetzes zu ver- 
lassen, weil durch die Einführung der Berufung für 
I eine erschöpfende tatsächliche Würdigung des Straf- 
falls in weit größerem Umfange Sorge getragen ist. 
j Der Entwurf schafft übrigens noch eine besondere 
; Kautel, denn die Ablehnung des Beweisantrags soll 
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in den fraglichen Fällen nur durch einstimmigen Be- 
schluß des Gerichts erfolgjen können. Keiner der beiden 
Richter und der drei Schöffen, bei den Berufungs- 
senaten keines der fünf Mitglieder . darf also einen 
Zweifel darüber haben, daß die Voraussetzungen vor- 
liegen, nach denen gemäß Abs. 2 eine Ablehnung 
des Beweisantrags zulässig ist. Auf die in zweiter In- 
stanz vor der Berufungsstrafkammer des Landgerichts 
zu verhandelnden Sachen kommen nur die Vorschriften 
des Abs. 2 zur Anwendung; hiermit wird der schon 
bisher für Übertretungen und Privatklagesachen geltende 
Rechtszustand auf alle vor den Berufungsstrafkammern 
verhandelten Sachen ausgedehnt. 

§ 233 

gibt die Vorschriften des § 245 des geltenden Gesetzes 
in verkürzter Form wieder. Einer dem bisherigen Abs. 1 
entsprechenden Vorschrift bedarf es nicht, da sich aus 
dem.§ 232 ohne weiteres ergibt, daß ein Beweisantrag 
bloß wegen verspäteter Anbringung nicht abgelehnt 
werden darf. 

§§ 234 bis 238. 

Die §§ 234 bis 238 behandeln die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen. 

Zunächst bringt der § 234 eine Ergänzung des 
die kommissarische Vernehmung betreffenden § 219 für 
den Fall, daß sich die Untunlichkeit der Vernehmung 
an Gerichtsstelle erst in der Hauptverhandlung her- 
ausstellt; die Vernehmung tritt dann in gleicher Weise 
ein wie im Falle des £ 219. Auf die Verlesung des 
Protokolls in der Hauptverhandlung findet der § 243 
entsprechende Anwendung. 

Die §§ 235 bis 238 regeln die Vernehmung im 
einzelnen. Sie enthalten geltendes Recht, wenn auch 
in etwas veränderter Fassung und Reihenfolge. Es 
entsprechen: der § 235 Abs. 1, 2 dem bisherigen § 239 
in Verbindung mit § 240 Abs. 2 und § 241, die §§ 236, 
237 den bisherigen §§ 246, 247, endlich der § 238 
dem bisherigen § 238 in Verbindung mit § 240. 

Darüber, ob das Fragerecht bei Mißbrauch ent- 
zogen werden kann, hat die Rechtsprechung ge- 
schwankt. Nach dem Entwürfe (§ 235 Abs. 3) soll, 
wenn wiederholt im Laufe der Verhandlung Fragen 
eines Prozeßbeteiligten zurückgewiesen worden sind, 
vom Gericht angeordnet werden können, daß weitere 
Fragen, die der Beteiligte zu stellen beabsichtigt, vor- 
her dem Vorsitzenden mitgeteilt werden müssen. 

§ 239. 

Die Vorschriften des § 239 betreffen den Urkunden- 
beweis und entsprechen dem bisherigen § 248. Durch 
die Fassung des ersten Satzes ist klarer zum Ausdrucke 
gebracht, daß die Bestimmung sich nur auf solche 
Schriftstücke bezieht, deren Inhalt zum Beweise dient, 
mit denen also bewiesen werden soll, daß etwas in 
bestimmter Weise schriftlich oder im Drucke nieder- 
gelegt ist. Nur für sie gilt der Grundsatz, daß sie zu 
verlesen sind, wenn es der Feststellung ihres Inhalts 
bedarf. Soweit dagegen die Urkunde selbst, d. h. 
ihre äußere Beschaffenheit, Beweismittel ist (z. B. bei 
Fälschungen), muß sie vorgelegt und besichtigt werden. 
Die kasuistische Aufzählung einiger Arten von Ur- 
kunden, wie sie in Satz 2 des jetzigen § 248 enthalten 
ist, erscheint entbehrlich. 

Unzweifelhaft ist, daß die Verlesung auf einzelne 
in sich selbständige Teile einer Urkunde beschränkt 
werden kann. Einer Entscheidung bedarf dagegen die 
Frage, inwieweit Mitteilungen des Vorsitzenden über 



den Inhalt der Urkunde an die Stelle der Verlesung 
treten dürfen. Da es häufig auf den Wortlaut des 
Schriftstücks nicht ankommt, die mündliche Wieder- 
gabe seines wesentlichen Inhalts vielmehr vollständig 
genügt und die umständliche und ermüdende Ver- 
lesung umfangreicher Schriftstücke die Verhandlung 
sehr belastet, so ist bestimmt (Abs. 2), daß an die 
Stelle der Verlesung die mündliche Wiedergabe des 
Inhalts durch den Vorsitzenden treten kann, falls keiner 
der Prozeßbeteiligten widerspricht. Dadurch wird dem 
praktischen Bedürfnisse genügt, ohne den Rechten der 
Prozeßbeteiligten zu nahe zu treten. 

§§ 240 bis 246. 

Die §§ 240 bis 246 enthalten die besonderen Be- 
stimmungen über solche Urkunden, die beweiserheb- 
liche Wahrnehmungen wiedergeben. 

Der § 240 stellt in Obereinstimmung mit dem 
jetzigen § 249 den Grundsatz an die Spitze, daß Per- 
sonen, deren Wahrnehmungen zum Beweise dienen 
sollen, in der Regel selbst zu vernehmen sind. Aus- 
nahmen von diesem Grundsatze sind in den §§241 
bis 243 enthalten. 

Der § 241 bestimmt im Einklänge mit dem gelten- 
den Rechte (§ 248 Satz 2 der Strafprozeßordnung), 
daß das Protokoll über die Einnahme eines richterlichen 
Augenscheins verlesen werden kann. Wie bisher schon 
in der Rechtsprechung anerkannt worden ist, setzt 
die Verlesung voraus, daß bei der Einnahme des Augen- 
scheins die hierfür maßgebenden gesetzlichen Vor- 
schriften beobachtet worden sind. Es erschien geboten, 
dies im Gesetze selbst besonders hervorzuheben. 

Der § 242 stimmt im wesentlichen mit dem gel- 
tenden Gesetze (§ 250 Abs. 1) überein; doch ist dem 
Bedürfnisse der Praxis entsprechend jede Art der Ver- 
nehmungsunfähigkeit des Zeugen oder Sachverstän- 
digen berücksichtigt. Die Hervorhebung der Geistes- 
krankheit allein deckt nicht andere Zustände von gleicher 
Bedeutung. 

Der § 243 gibt in seinem ersten Satze gleichfalls 
das geltende Recht wieder (§ 250 Abs. 2 der Strafprozeß- 
ordnung). Die Fassung ist mit der die kommissarische 
Vernehmung betreffenden Vorschrift des § 219 in Ein- 
klang gebracht; sie stellt klar, daß der Grund der 
kommissarischen Vernehmung noch fortbestehen muß. 
Der zweite Satz betrifft den im § 250 des geltenden 
Gesetzes unerwähnt gelassenen Fall, daß bei der kom- 
missarischen Vernehmung ein Prozeßbeteiligter oder 
Verteidiger mangels rechtzeitiger Benachrichtigung 
(§170 Abs. 1) nicht vertreten gewesen war. Im An- 
schluß an die herrschende Praxis macht der Entwurf 
in diesem Falle die Verlesung des Protokolls von der 
Zustimmung des Ausgebliebenen abhängig, ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Mangel der Benachrichtigung seinen 
Grund in einem Versehen oder in anderen Umständen, 
insbesondere der Eilbedürftigkeit der Sache, gehabt hat. 

Die in den §§ 244, 245 enthaltenen Vorschriften 
über Vorhaltungen und Verlesungen früherer Aussagen 
gegenüber Zeugen und Sachverständigen und gegen* 
über dem Angeklagten zur Unterstützung des Gedächt- 
nisses, zur Behebung von Widersprüchen und, was 
den Angeklagten anlangt, zur Feststellung früherer 
Zugeständnisse entsprechen den §§ 252, 253 der gelten- 
den Strafprozeßordnung, bringen aber stellenweise den 
Gedanken, der diesen Vorschriften zu Grunde liegt, 
deutlicher zum Ausdrucke. 

Im § 246 werden die Garantien, die bei Ver- 
lesungen in den Fällen der §§ 242 bis 245 erforder- 
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lieh sind, gegenüber dem geltenden Gesetz insofern 
verstärkt, als nur ordnungsmäßig bewirkte Verneh- 
mungen verlesen werden dürfen, was bisher nur für 
die Fälle des § 250 der geltenden Strafprozeßordnung 
ausdrücklich bestimmt war, und als der Orund der 
Verlesung stets auch ohne Antrag im Beschluß anzu- 
geben und mithin (§ 265) auch in das Sitzungsprotokoll 
aufzunehmen ist. 

§247. 

Die Frage, inwieweit Erklärungen öffentlicher Be- 
hörden, Leumundszeugnisse und ärztliche Atteste ver- 
lesen werden dürfen, regelt der § 247. Von Änderungen 
der Fassung abgesehen, weicht der Entwurf von dem 
§ 255 des geltenden Gesetzes nur insoweit ab, als die 
Zulässigkeit der Verlesung ärztlicher Atteste etwas er- 
weitert wird. Sie beschränkt sich bisher auf Atteste 
über Körperverletzungen, die nicht zu den schweren 
gehören. Nach dem Entwürfe soll diese Beschränkung 
nur gelten, wenn ein Verbrechen den Gegenstand der 
Verhandlung bildet; in anderen Sachen sollen ärztliche 
Atteste jeder Art zur Verlesung gebracht werden 
dürfen, mit alleiniger Ausnahme der Atteste über den 
Geisteszustand einer Person. Die bisherige Einschrän- 
kung der Verlesbarkeit hat zu vielfachen Klagen aus 
ärztlichen Kreisen geführt, da die Notwendigkeit, per- 
sönlich vor Gericht zu erscheinen und das Gutachten 
mündlich abzugeben, zu empfindlichen Störungen der 
ärztlichen Berufstätigkeit führt. Diesen Beschwerden ist 
abzuhelfen, soweit es mit den Zwecken der Straf- 
rechtspflege vereinbar erscheint. Das Ergebnis ärzt- 
licher Untersuchungen ist in der weitaus überwiegen- 
den Zahl der Fälle in dem Atteste so erschöpfend 
niedergelegt, daß die persönliche Vorladung des Arztes 
meist nur zu einer Wiederholung des bereits Beschei- 
nigten führt. Sie wird um so eher entbehrlich sein, 
als auch die Vereidigung der Sachverständigen einge- 
schränkt werden soll (§ 77 Abs. 3). Ob die Unter- 
suchung eine Körperverletzung oder einen anderen Er- 
krankungszustand betrifft, macht für die Verwertbarkeit 
ihrer schriftlichen Bescheinigung im allgemeinen keinen 
Unterschied. Nur psychiatrische Feststellungen müssen 
wegen ihrer großen Schwierigkeit und ihrer Tragweite 
für den Betroffenen ausgeschlossen bleiben. Wenn der 
Entwurf außerdem eine Ausnahme für den Fall macht, 
daß ein Verbrechen zur Verhandlung steht, und hier die 
Verlesbarkeit der Atteste "wenigstens bei schwerer Körper- 
verletzung ausschließt, so rechtfertigt sich dies dadurch, 
daß in diesen Sachen wichtige Interessen auf dem 
Spiele stehen, die Fragen auch oft nicht einfach liegen 
und mit Gegengutachten zu rechnen ist. Unerheblich 
soll für. die Anwendbarkeit der Vorschrift sein, ob 
das Attest den Angeklagten oder andere Personen be- 
trifft, von wem es erfordert ist und ob es eine bloße 
Beschreibung des Befundes oder zugleich ein Gut- 
achten enthält. 

§§ 248, 249. 

Die Vorschriften über die Schlußvorträge der 
Staatsanwaltschaft und des Angeklagten stimmen sach- 
lich mit den §§ 257, 258 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung überein. 

§§ 250, 251. 

Eine Aussetzung der Verhandlung kann dadurch 
erforderlich werden, daß sich die Sache als nicht 
spruchreif erweist Die Ursache kann in einer Ver- 
änderung der Sachlage liegen, die eine weitere Vor- 
bereitung der Anklage oder Verteidigung nötig macht, 
oder in einer ungenügenden Aufklärung des der An- 



klage zu Grunde gelegten Sachverhalts. Den ersteren 
Fall behandelt der § 250 in Anlehnung an das bis- 
herige Recht (§ 264 Abs. 2 bis 5 der Strafprozeßord- 
nung); für den letzteren gibt der § 251 dem Gerichte 
neue Mittel an die Hand, um die Aufklärung nachzu- 
holen. Eine bloße Veränderung des rechtlichen Ge- 
sichtspunkts, ohne daß eine Veränderung der objek- 
tiven Sachlage hinzukommt, gibt für sich allein keinen 
Anlaß zur Aussetzung der Verhandlung, sondern macht 
nur eine Hinweisung des Angeklagten erforderlich, wenn 
der veränderte Gesichtspunkt dem Urteile zu Grunde 
gelegt werden soll. Dieser bisher im § 264 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung behandelte Fall findet daher 
besser seinen Platz unter den Vorschriften über den 
Erlaß des Urteils (§ 258 Abs. 2 des Entwurfs). 

Bei einer Aussetzung behufs besserer Aufklärung 
der Sache konnte bisher das Gericht Ermittelungen 
darüber, welche weiteren Beweismittel noch in Frage 
kommen und zu beschaffen sind, nur den Parteien an- 
heimgeben. Gerade solche Ermittelungen können aber 
unter Umständen dringend geboten sein. Für Fälle 
solcher Art muß die Möglichkeit bestehen, zwischen 
die Hauptverhandlung und ihre Erneuerung eine zu- 
sammenhängende Vorermittelung einzuschieben. Diesem 
Zwecke dient der § 251. Er gestattet dem Gericht, 
Ermittelungen und Beweise anzuordnen und die Aus- 
führung einem beauftragten oder ersuchten Richter 
zu übertragen. Hat eine Voruntersuchung stattgefunden, 
so soll auch der Untersuchungsrichter angegangen wer- 
den können. Durch eine solche Anordnung wird die 
Sache aber nicht in das Stadium des Vorverfahrens 
zurückversetzt. Demgemäß bleiben die Rechte der Par- 
teien bei den Vernehmungen die gleichen wie in der 
Hauptverhandlung (Abs. 2). Daß der Leiter der 
Zwischenermittelungen auch Polizeibehörden um Er- 
mittelungen und auswärtige Amtsrichter um einzelne 
Beweiserhebungen ersuchen kann, bringt der Zweck 
seiner Tätigkeit von, selbst mit sich. 
§§ 252, 253. 

Die Frage, wie zu verfahren ist, wenn sich in der 
Hauptverhandlung die sachliche Unzuständigkeit des 
Gerichts ergibt, ist gegenwärtig in den §§ 269, 270 
der Strafprozeßordnung geregelt. Die §§ 252, 253 des 
Entwurfs vervollständigen die bisherigen Vorschriften 
in einigen Richtungen. 

Ausgeschlossen bleibt wie bisher die Verweisung 
an ein niederes Gericht (§ 252 Abs. 1). Hierbei macht 
es keinen Unterschied, ob die Zuständigkeit des 
niederen Gerichts sich erst durch die Hauptverhandlung 
selbst ergibt oder schon vorher hätte erkannt werden 
können und ob die Sache etwa nur durch ungerecht- 
fertigte Verweisung von dem niederen an das ver- 
handelnde Gericht gelangt ist (zu vergl. Abs. 5 Satz 1). 

Erweist sich dagegen ein höheres Gericht als zu- 
ständig, so muß, wie es gleichfalls dem geltenden Rechte 
entspricht (§ 270 der Strafprozeßordnung), in jedem 
Falle die Verweisung an das höhere Gericht eintreten 
(Abs. 2 Satz 1). Das verhandelnde Gericht hat da- 
bei nicht zu prüfen, ob wegen der höher qualifizierten 
Tat überhaupt verurteilt werden kann; es hat sich 
vielmehr jeder sachlichen Entscheidung zu enthalten, 
sobald es annimmt, daß die Sache vor ein Gericht 
höherer Ordnung gehört. Für das weitere Verfahren 
ersetzt der Verweisungsbeschluß die unverwertbar ge- 
wordene Anklageformel und muß daher die Bestand- 
teile einer solchen enthalten (Abs. 2 Satz 2). Er gilt 
für das zuständige Gericht als Eröffnung des Haupt- 
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Verfahrens, so daß für dieses die Rechtslage nunmehr 
dieselbe ist wie nach Anordnung einer Eröffnung gemäß 
den §§ 198, 204. Das bezeichnete Gericht kann daher 
den Angeklagten auch noch nach § 206 außer Verfolgung 
setzen. Was die Verweisung an ein Gericht niederer 
Ordnung gemäß § 210 betrifft, die jetzt, da das höhere 
Gericht noch vor der Hauptverhandlung steht, an sich 
zulässig erscheint, so wird sie durch die Vorschrift des 
§ 252 Abs. 5 dahin eingeschränkt, daß eine Zurück- 
verweisung an dasselbe Gericht, von dem die Ver- 
weisung ausging, untersagt wird. Dies ist notwendig, 
um ein fortgesetztes Hin- und Herschieben der Sache 
zu verhindern. 

Das Recht der Beschwerde gegen einen Ver- 
weisungsbeschluß aus § 252 ist im Einklänge mit den 
allgemeinen Vorschriften über die Anfechtung der Er- 
öffnung des Hauptverfahrens geregelt (Abs. 5 Satz 2). 

Eine besondere Behandlung beansprucht die Ver- 
weisung vom Amtsgericht an das Landgericht oder 
ein noch höheres Gericht (Schwurgericht, Reichsgericht). 
Sie wird häufig Sachen treffen, deren Vorbereitung für 
eine Hauptverhandlung vor dem höheren Gerichte nicht 
genügt. Da das Vorverfahren als solches in dieser 
Lage des Prozesses nicht mehr nachgeholt, nament- 
lich keine Voruntersuchung mehr eingeleitet werden 
kann, so bedarf es insbesondere im Interesse der Ver- 
teidigung eines Ersatzes. Dem ist durch die Vorschrift 
des Abs. 3, die sich im wesentlichen dem geltenden 
Gesetze (§ 270 Abs. 4 der Strafprozeßordnung) an- 
schließt, Rechnung getragen. Die Vorschrift wird 
künftig eine erhöhte Bedeutung gewinnen, weil unter 
Umständen auf Grund der beantragten Beweis- 
erhebungen noch eine Außerverfolgungsetzung gemäß 
§ 208 erreicht werden kann. Bei den Beweiserhebungen 
auf Grund des Abs. 3 haben die Parteien selbst- 
verständlich die vollen Rechte, die ihnen in der Haupt- 
verhandlung zustehen. 

Die Verweisung vom Amtsgericht an das Land- 
gericht hat zu Schwierigkeiten und Zweifeln Anlaß 
gegeben, weil sich die Kompetenzen hier nicht un- 
bedingt ausschließen, sondern infolge des Instituts der 
Überweisung und durch die Abgrenzung der Zuständig- 
keit nach der Höhe des Schadens ineinander über- 
greifen. Der Entwurf (§ 252 Abs. 4) löst die Schwierig- 
keiten in der Weise, daß die Verweisung an das Land- 
gericht nur dann unbedingt erfolgen muß, wenn ab- 
solute Unzuständigkeit des Amtsgerichts vorliegt, d. h. 
wenn dieses auf keine Weise zur Aburteilung der Tat 
hätte berufen werden können. In allen anderen Fällen 
darf das Amtsgericht die Sache behalten. Demgemäß 
gilt künftig die Zuständigkeit des mit Schöffen ver- 
handelnden Amtsgerichts, wo sie überhaupt begründet 
werden kann, ohne weiteres als gegeben, wenn das 
Gericht nicht selbst eine Verweisung an das Land- 
gericht nach Lage der Sache für angemessen erachtet; 
daher soll das Amtsgericht befugt sein, sofern es ohne 
Schöffen verhandelt, die Sache an das mit Schöffen 
verhandelnde Amtsgericht zu verweisen oder, sofern es 
mit Schöffen verhandelt, selbst zu entscheiden. Infolge 
dieser allgemeinen Regelung ist die bisher im § 28 
des Gerichtsverfassungsgesetzes enthaltene Sondervor- 
schrift überflüssig geworden (Nov. G. V. G. Nr. III, zu 
vergl. oben S. 172). Auch eine Beschwerde der Staats- 
anwaltschaft kann nur auf das Vorliegen absoluter 
Unzuständigkeit gestützt werden (Abs. 5); daß die 
sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft in diesem 
Falle aufschiebende Wirkung haben muß, wenn sie 



von praktischer Bedeutung sein soll, bedarf keiner 
weiteren Begründung. 

Keine Abweichung von dem grundsätzlichen 
Standpunkte des Entwurfs ist es, wenn dieser (§ 253) 
vorschreibt, daß das mit Schöffen verhandelnde Amts- 
gericht, wenn es wegen eines Verbrechens Zuchthaus- 
strafe für verwirkt erachtet, wie im Falle des § 252 
Abs. 2 zu verfahren, also seine Unzuständigkeit aus- 
zusprechen und die Sache an das Landgericht zu ver- 
weisen hat. Der Entwurf sieht in solchen Fällen 
die Unzuständigkeit als eine absolute an, weil bei Ver- 
brechen die Oberweisung von vornherein nur unter 
der Voraussetzung mildernder Umstände zulässig und 
die Verhängung einer Zuchthausstrafe durch das Amts- 
gericht völlig ausgeschlossen sein soll. Daß die Vor- 
schrift nicht auf Zusatzstrafen, die in Zuchthaus um- 
gewandelt werden müssen, zu beziehen ist, wird durch 
das Wort „verwirkt" zum Ausdrucke gebracht 
8 254. 

Die Vorschriften der §§ 254 bis 260 betreffen das 
Urteil. Der §254 schließt sich in seinem ersten Satze dem 
zweiten Satze des bisherigen' § 259 Abs.. 1 an. Der Satz 2 
weicht insofern von dem geltenden Rechte ab, als dieses 
die Einstellung des Verfahrens nur für den Fall des 
mangelnden Strafantrags vorschreibt; der Entwurf dehnt 
den Gebrauch der -Formel auf alle Fälle aus, in denen 
die Tat überhaupt oder zur Zeit nicht verfolgbar ist; 
damit wird wie in den §§ 183, 198, 208 jedes außer- 
halb der Schuld- und Strafbarkeitsfrage liegende recht- 
liche Hindernis der Verurteilung umfaßt. 

Die 

§§ 255, 256 
betreffen die Frage, wie sich das Gericht sein Urteil 
zu bilden hat; sie stimmen inhaltlich mit dem bisherigen 
Rechte (§ 260, § 261 Abs. 1, § 262 der Strafprozeß- 
ordnung) überein. Der Abs. 2 des bisherigen § 261 
ist in den § 156 Abs. 2 übernommen. 

§ 257, 
der die richterliche Tätigkeit hinsichtlich des Gegen- 
standes des Urteils begrenzt, geht, was die Ausdehnung 
der Aburteilung auf eine in der Anklageformel nicht 
bezeichnete Tat anlangt (§ 257 Abs. 2, 3), insoweit über 
das geltende Recht hinaus, als er unter den für die 
Ausdehnung allgemein bestimmten Voraussetzungen 
auch die Einbeziehung von Verbrechen zulassen will, 
soweit sie sich als solche nur wegen Rückfalls dar- 
stellen. Die Tatsache, daß ein strafschärfender Rück- 
fall vorliegt, stellt sich häufig, insbesondere bei Diebstahl 
oder Betrug erst in der Verhandlung heraus, ohne 
daß die Sache hierdurch wesentlich verwickelter wird. 
Die Zurückstellung der Sache zu einem neuen Ver- 
fahren ist zum mindesten dann zwecklos, wenn die 
Tat zugestanden wird oder sofort aufzuklären ist. 
Gegen Einbeziehung ungeeigneter Fälle schützt hin- 
länglich das erforderliche Einverständnis aller Betei- 
ligten. Außerdem muß die Zuständigkeit des Gerichts 
gegeben sein. Dabei kommt aber ebenso wie im 
§ 252 Abs. 4 nur die absolute Unzuständigkeit als 
Ausschließungsgrund in Betracht. 
§ 258. 

Daß die rechtliche Beurteilung der Tat von der 
Anklageformel unabhängig ist, wird im Abs. 1 im Ein- 
klänge mit § 263 Abs. 2 der jetzigen Strafprozeßordnung 
festgestellt. Der Abs. 2 stimmt im allgemeinen mit 
§ 264 Abs. 1 des geltenden Gesetzes überein; doch 
schreibt er vor, daß auf die Veränderung des recht- 
lichen Gesichtspunkts ausdrücklich hinzuweisen und 
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zugleich der Angeklagte zur Oegenäußerung aufzu- 
fordern ist. 

§§ 259, 260. 

Die §§ 259, 260, die im Anschluß an den § 266 
der geltenden Strafprozeßordnung die Frage behandein, 
was im Falle der Verurteilung (§ 259) und was im 
Falle der Freisprechung (§ 260) das Urteil zu enthalten 
hat, unterscheiden zwischen der Formel und der Be- 
gründung des Urteils. In der Urteilsformel ist nach 
§ 259 Abs. 1, sofern Untersuchungshaft auf die Strafe 
anzurechnen ist, auch dies anzugeben. Die Angabe 
empfiehlt sich, um der Strafvollstreckungsbehörde eine 
geeignete Unterlage zu geben. Hinsichtlich der Urteils- 
formel ist ferner § 494 Abs. 1 zu vergleichen. 

Die Anforderungen an die Urteilsbegründung hat 
der Entwurf im Gegensatze zur Militärstrafgerichts- 
ordnung (§ 326) und zur Vorlage von 1895 nicht erhöht, 
sondern etwas ermäßigt. Unentbehrlich ist zwar die An- 
gabe der für bewiesen angenommenen Tatsachen; dage- 
gen empfiehlt es sich im Hinblick auf die vorgeschlagene 
Organisation der Gerichte, insbesondere die starke Be- 
teiligung der Laien und die geringe Zahl der in der 
Strafkammer mitwirkenden Richter, die Darlegung der 
Gründe, die für die richterliche Überzeugung von der 
Schuld des Angeklagten leitend gewesen sind, dem 
Ermessen des Gerichts zu überlassen. Eine derartige 
Begründung würde in zahlreichen Fällen einen unver- 
häitnismäßigen Aufwand an Mühe und Zeit erfordern 
und dabei keineswegs entsprechende Vorteile für die 
Rechtspflege bieten. Für die Berufungsinstanz, die 
künftig eine völlig neue Sachprüfung sein soll, nützt 
sie nichts, sondern wirkt eher beeinflussend auf die 
Beweiswürdigung, für die Revisionsinstanz aber kommt 
es im wesentlichen nur auf die rechtliche Begründung 
an. Ferner ist zu berücksichtigen, daß sich wohl 
dasjenige, was als erwiesen zu gelten hat, bei ordnungs- 
mäßiger Beratung und Abstimmung in einer auch die 
dissentierende Minderheit bindenden Weise feststellen 
läßt, daß dagegen eine Feststellung der Gründe, die für 
die Überzeugung des Gerichts maßgebend gewesen 
sind, insbesondere innerhalb eines der Mehrzahl nach 
aus Laien zusammengesetzten Kollegiums, vielfach mit 
unlösbaren Schwierigkeiten verbunden sein würde. 

Auf der anderen Seite ist an einem Mindestmaße 
des Inhalts der Begründung festzuhalten, damit unter 
allen Umständen durch das Urteil die Identität der 
Tat, ihre wesentlichen Merkmale als strafbare Handlung 
und die Art ihrer rechtlichen Beurteilung festgestellt 
werden. Auch muß erkennbar sein, daß die Feststellung 
und Beurteilung den Inhalt der Anklageformel er- 
schöpft und ebenso die nachträglich behaupteten Um- 
stände, die für die Strafbarkeit oder Verfolgbarkeit 
von Bedeutung sind, berücksichtigt hat; auch mildernde 
Umstände sind, wo sie nicht bloß dem Gebiete der 
ordentlichen Strafzumessung angehören, in gleichem 
Maße zu berücksichtigen. Diese Erfordernisse werden, 
im wentlichen im Anschluß an das geltende Recht, 
durch den Abs. 2 des § 259 festgestellt. 

Im übrigen ermöglicht es die Fassung des § 259, 
in geeigneten Fällen, zumal in der ersten Instanz, 
das Urteil kurz zu fassen. Die Angabe der Indizien 
kann dem Ermessen des Gerichts überlassen bleiben; 
auch die Angabe der für die Strafzumessung maß- 
gebenden Gründe braucht nicht schlechthin, sondern 
nur bezüglich der besonders bedeutsamen Umstände 
vorgeschrieben zu werden. Dagegen empfiehlt es 
sich, die Anführung der Gründe, welche für die Frage 



der Anrechnung erlittener Untersuchungshaft maß- 
gebend waren, stets obligatorisch zu machen. 

Für freisprechende Urteile (§ 260) soll wie bisher 
(§ 266 Abs. 4 der Strafprozeßordnung) als Begründung 
die Angabe genügen, ob der Angeklagte für nicht 
überführt oder seine. Tat für nicht strafbar erachtet ist 

Die 

§§ 261, 262 

enthalten die Vorschriften über die Verkündung und 
die Absetzung der Urteile, worauf sich die §§ 267, 
275 der geltenden Strafprozeßordnung beziehen. Die 
Verkündung des Urteils bildet den regelmäßigen Ab- 
schluß des Verhandlungstermins. Ihre Aussetzung, die 
schon bisher bis auf eine Woche zugelassen war, soll 
auch künftig regelmäßig nicht auf längere Zeit er- 
folgen; Ausnahmen müssen jedoch zugelassen werden, 
da in schwierigen und umfangreichen Sachen die schrift- 
liche Urteilsabfassung oft längere Zeit in Anspruch 
nimmt und die Abfassung bis zur Vornahme der aus- 
gesetzten Verkündung beendet sein soll (§ 262 Abs. 1 
Satz 2). An dem letzteren Erfordernisse wird fest- 
gehalten, weil die endgültige Feststellung der Be- 
gründung nicht zu lange in der Schwebe bleiben darf. 
Ist die Verkündung des Urteils nicht ausgesetzt worden, 
so ist es binnen drei Tagen nach der Verkündung 
in vollständiger Abfassung zu den Akten zu bringen. 
Doch schreibt der Entwurf auch dies nur als Regel 
vor; Ausnahmen werden sich unter Umständen hier 
gleichfalls nicht vermeiden lassen. Im übrigen ent- 
sprechen die Vorschriften dem geltenden Rechte. 
§ 263. 
Von den das Protokoll über die Hauptverhand- 

j lung behandelnden Vorschriften (§§ 263 bis 267) betrifft 

! zunächst der § 263 die Aufnahme des Protokolls und 
dessen Unterschrift. Er stimmt im Abs. 1 und 2 
mit dem geltenden Rechte (§ 271 der Strafprozeß- 
ordnung) überein und ergänzt dieses nur durch die 
Vorschrift, daß bei Verhinderung des Gerichtsschreibers 
der Vorsitzende allein unterschreibt (Abs. 3). Hier- 
mit soll den Mißständen vorgebeugt werden, die im 

! Falle des plötzlichen Todes oder schwerer Erkrankung 
des Gerichtsschreibers dadurch entstehen können, daß 

! ein dem Gesetz entsprechendes Protokoll nicht mehr 

I hergestellt werden kann. 

I % Der 

i § 264 

I gibt bis auf geringfügige Änderungen das geltende 
I Recht (§ 272 der Strafprozeßordnung) wieder. 
§§ 265 bis 267. 
Wichtiger sind die Neuerungen, die den materiellen 
Inhalt der Protokolle und ihre Berichtigung betreffen 
(§§ 265, 266). Vorauszuschicken ist, daß der Entwurf 
an der ausschließlichen Beweiskraft der Protokolle für 
die Beobachtung aller vorgeschriebenen Formen der 
Hauptverhandlung (§ 274 des geltenden Gesetzes) fest- 
hält und wie bisher zur Entkräftung nur den Nachweis 
der Fälschung zuläßt (§ 267), wobei unter den vor- 
geschriebenen Formen des Verfahrens nicht nur die 
im § 265 Abs. 1 als wesentlich bezeichneten Formen 
zu verstehen sind, sondern die ganze äußere Ge- 
staltung der Hauptverhandlung, soweit das Protokoll 
zu ihrer Feststellung bestimmt ist. Wenngleich die 
alleinige Beweiskraft des Sitzungsprotokolls unter Um- 
ständen zu Härten führen kann, stehen doch der Ab- 
schwächung des Grundsatzes und der Zulassung des 
einfachen Nachweises der Unrichtigkeit oder UnVoll- 
ständigkeit durchgreifende Bedenken entgegen. Nament- 
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lieh würde die Aufgabe des Grundsatzes zu großen 
Unzüträglichkeiten in der Revisionsinstanz führen. Dem 
Urteile würde die feste Unterlage, die es im Sitzungs- 
protokoll haben soll, entzogen und die Revisionsgerichte 
würden durch eine große Zahl von Beweisanträgen be- 
lastet werden, während sie ihrer ganzen Einrichtung 
nach nur ein Organ für die Nachprüfung der Rechts- 
frage sein sollen und für tatsächliche Ermittelungen 
nicht geeignet sind. Hierzu kommt, daß die Beweis- 
erhebungen über Vorgänge in der Sitzung zu einer 
Zeit stattfinden müßten, in der die Erinnerung daran 
bei den Beteiligten verblaßt ist; sie könnten daher 
nur ausnahmsweise zu sicheren Ergebnissen führen. 

Die Zuverlässigkeit der vom Gesetze bestimmten 
Urkundspersonen bildet die wirksamste Bürgschaft für 
eine richtige Wiedergabe der Hauptverhandlung. Ihren 
Beurkundungen ist daher auch künftig ausschließliche 
Beweiskraft beizulegen (§ 267). Mißständen aber, wie 
sie auf Grund des geltenden Gesetzes bisweilen her- 
vorgetreten sind, kann vorgebeugt werden, wenn neben 
den Urkundspersonen auch den Prozeßbeteiligten schon 
in der Verhandlung ein Einfluß auf das Zustande- 
kommen des Protokolls gegeben und für genügende 
Berücksichtigung ihrer Anträge und Rügen Sorge ge- 
tragen wird. 

Von diesen Gesichtspunkten gehen die Vorschläge 
aus, die in den §§ 265, 266 des Entwurfs gemacht 
werden. Durch § 265 Abs. 2 wird den Prozeßbeteiligten 
das Recht verliehen, ihre Anträge- dem Protokoll als 
Anlage beifügen zu lassen, allerdings ohne Hinzu- 
fügung einer Begründung, da sonst die Anträge im 
Widerspruche mit der Mündlichkeit des Verfahrens sich 
zu förmlichen Schriftsätzen gestalten könnten. Die 
Entscheidungen, welche auf Anträge ergehen, müssen 
im Falle der Ablehnung mit Begründung in das Pro- 
tokoll aufgenommen\und verlesen werden; ebenso sind 
schriftlich überreichte Anträge zu verlesen. Damit wird 
jedem Antragsteller die Möglichkeit gegeben, das rich- 
tige Verständnis und die erschöpfende Wiedergabe seines 
Antrags, auch bei nur mündlicher Stellung, zu kon- 
trollieren und sich über die Ablehnung und ihre Gründe 
vollständig klar zu werden; für die Revisionsinstanz 
wird ihm der Beweis, daß der Antrag gestellt wurde, 
gesichert und dem Revisionsgerichte die Nachprüfung 
der Berechtigung der Ablehnung erleichtert. Ebenso 
wie für die Feststellung der Anträge soll für die Fest- 
stellung der Rügen gesorgt werden, und zwar durch 
eine Weiterbildung der Vorschrift im § 273 Abs. 3 
des geltenden Gesetzes, nach welcher der Vorsitzende 
gewisse Vorgänge der Hauptverhandlung besonders 
feststellen lassen kann. Schon bisher ist angenommen 
worden, daß die Prozeßbeteiligten in dieser Weise 
die Feststellung solcher Vorgänge herbeiführen können, 
in denen sie einen Verstoß gegen die gesetzlichen 
Verfahrensnormen erblicken; immerhin läßt sich die 
Befugnis hierzu nicht mit Sicherheit aus dem gelten- 
den Rechte ableiten. Im Entwürfe wird sie im An- 
schluß an eine Vorschrift der Militärstrafgerichtsord- 
nung (§ 334) ausdrücklich anerkannt (§ 265 Abs. 3); 
außerdem wird die Verlesung dessen, was festgestellt 
ist, vorgeschrieben. 

Einen weiteren Schutz gegen eine Benachteiligung 
der Beteiligten durch unrichtige Protokollierung soll 
das Berichtigungsverfahren des § 266 bieten. Dieses 
ist so gestaltet, daß es innerhalb einer kurzen Frist 
nach der Hauptverhandlung, also auf Grund frischer 
Erinnerung erledigt wird und daß sein Ergebnis bei 
der Begründung eines Rechtsmittels bereits berück- 



sichtigt werden kann. Deshalb mußten für die Fertig- 
stellung und Einsichtnahme des Protokolls, für den 
Antrag auf Berichtigung und für diese selbst bestimmte 
Fristen gesetzt werden, wobei für rechtzeitige Benach- 
richtigung der Prozeßbeteiligten und des Verteidigers 
sowie für die Offenlegung des Protokolls Sorge zu 
tragen war. Daß hierbei mit einer verspäteten Fertig- 
stellung des Protokolls gerechnet ist (Abs. 1 Satz 2), 
erklärt sich aus der Unmöglichkeit, in umfangreichen 
Sachen die Fertigstellung alsbald, etwa noch in der 
Verhandlung selbst, zu bewirken. Die Berichtigung 
soll nur bei positiver Übereinstimmung der beiden Ur- 
kundspersonen zulässig sein. Ist eine solche Oberein- 
stimmung nicht zu erzielen, muß also die Berichtigung 
verweigert werden, so kann dagegen Beschwerde nicht 
stattfinden, da eine Anweisung an die Urkundsper- 
sonen, eine von ihnen für unrichtig erachtete Beur- 
kundung vorzunehmen, ausgeschlossen erscheint. Gegen 
eine Ablehnung der Prüfung soll dagegen, wenn ein 
ordnungsmäßiger Berichtigungsantrag vorlag, Be- 
schwerde nach allgemeinen Grundsätzen zulässig sein. 
Die Berichtigung darf nach Einlegung eines Rechts- 
mittels nicht mehr erfolgen, soweit sie der Rüge einer 
Prozeßrechtsverletzung die tatsächliche Unterlage ent- 
ziehen würde (Abs. 5). Sie würde anderenfalls, wie 
die Rechtsprechung schon jetzt annimmt, den Beteiligten 
eines bereits begründeten Anfechtungsanspruchs be- 
rauben. Die Ablehnung eines Berichtigungsantrags soll 
nur dem Antragsteller, die Tatsache der Berichtigung 
allen Prozeßbeteiligten und dem Verteidiger mitgeteilt 
werden, jedoch nur, soweit sie das Protokoll vorher 
eingesehen hatten (Abs. 3, 4). Der sachliche Inhalt 
der Berichtigung braucht nicht mitgeteilt zu werden, 
da die Einsicht des berichtigten Protokolls offensteht. 
Vereinfacht werden die Protokolle hinsichtlich, der 
Vernehmungen. Der Inhalt der Aussagen des Ange- 
klagten wie der Zeugen und Sachverständigen braucht 
künftig auch in den Verhandlungen vor den Amts- 
gerichten nicht mehr aufgenommen zu werden. Die 
abweichende Vorschrift des § 273 Abs. 2 der gelten- 
den Strafprozeßordnung sollte hauptsächlich die Ver- 
lesung der Aussagen in der Berufungsinstanz ermög- 
lichen und verliert mit dem Verbote derartiger Ver- 
lesungen (§§ 323, 327) ihre Berechtigung. 

Siebenter Abschnitt. 

Hauptverhandlung vor dem Schwur- 
gerichte. 
§§ 268 bis 300. 

Sachliche Änderungen von grundsätzlicher Bedeu- 
tung sind, wie schon bei der Darlegung der Haupt- 
ziele der Reform (S. 143) hervorgehoben worden ist, 
für das Verfahren vor den Schwurgerichten nicht vor- 
gesehen. Die Abweichungen von den geltenden Vor- 
schriften betreffen zumeist nur die Fassung; sie be- 
dürfen insoweit keiner Erläuterung. Im übrigen ist 
folgendes zu bemerken: 

Im § 269 Abs. 2 (bisher § 277 Abs. 2) wird vor- 
geschrieben, daß eine Änderung der Spruchliste auch 
dem Verteidiger alsbald mitzuteilen ist, damit er sich 
noch rechtzeitig wegen der Ablehnungen mit dem Ange- 
klagten ins Einvernehmen setzen kann; ob dieser sich 
auf freiem Fuße befindet, ist hierbei gleichgültig. 

Die Herabsetzung der Zähl der Geschworenen, 
die anwesend sein müssen, damit mit der Bildung der 
Geschworenenbank begonnen werden, kann, sowie der 
Zahl, auf welche gegebenenfalls die Erschienenen durch 
Auslosung von Hilfsgeschworenen zu ergänzen sind 
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(§ 271), ist schon zu § 118»* der Novelle zum Ge- 
richtsverfassungsgesetze (zu vergl. S. 181) besprochen. 

Durch die Fassung des § 276 (bisher § 286) wird 
nicht ausgeschlossen, daß die für die „folgende" Ver- 
handlung bestehenbleibende Geschworenen bank auch 
für weitere noch anstehende Sachen von den Beteiligten 
angenommen wird; denn jede weitere Verhandlung 
ist gegenüber der vorausgehenden gleichfalls eine „fol- 
gende" im Sinne der Vorschrift. 

Nach § 280 Abs. 2 (bisher § 290 Abs. 2) kann 
der Vorsitzende anordnen, daß auch jeder einzelne 
Geschworene eine Abschrift der Fragen erhält; wird 
dies beantragt, so soll dem Antrage stattgegeben werden. 
Bei den heutigen Vervielfältigungsmethoden macht die 
Ausführung der Maßregel keine Schwierigkeit; sie wird 
in manchen Fällen zum besseren Verständnisse der 
Schlußvorträge und der Rechtsbelehrung beitragen und 
die Geltendmachung des im § 281 den Geschworenen 
gewährten Rechtes zur Erhebung von Einwendungen 
und zur Stellung von Abänderungsanträgen erleichtern. 

Der § 296 des geltenden Gesetzes bestimmt, daß, 
wenn die Vorlegung von Hilfs- oder Nebenfragen bean- 
tragt wird, der Antrag nur aus Rechtsgründen abge- 
lehnt werden kann. Diese Bestimmung bedarf einer 
schärferen Abgrenzung. Es liegt ihr nicht etwa die 
dem Gesetz unbekannte Unterscheidung zwischen Tat- 
frage und Rechtsfrage zu Grunde; vielmehr ist zu 
unterscheiden zwischen der den Geschworenen zuge- 
wiesenen Schuldfrage, einschließlich der Frage nach 
mildernden Umständen, und demjenigen, was hiernach 
dem Gerichte zur Entscheidung verbleibt. Demgemäß 
kann insbesondere der Umstand, daß das Gericht 
eine Berücksichtigung der von der Frage berührten 
Tatsachen bei der Beantwortung der Schuldfrage für 
unrichtig hält, niemals zur Ablehnung der Frage führen, 
denn die Subsumtion der Beweistatsachen unter das 
Strafgesetz ist Sache der Geschworenen. Dagegen ist 
eine Frage als unzulässig abzulehnen, wenn sie sich 
beispielsweise auf die Voraussetzungen des Rückfalls 
oder auf einen im Strafgesetze nicht vorgesehenen Um- 
stand bezieht, der nur für die Strafbemessung von Be- 
deutung sein würde, oder wenn sie trotz fehlenden 
Strafantrags auf ein Antragsdelikt gerichtet ist oder 
einen rechtlichen Tatbestand zum Gegenstande hat, 
dessen Verfolgung durch Verjährung ausgeschlossen 
ist. Auch dann stellt sich die Frage als unzulässig dar, 
wenn sie sich auf eine andere als die in der Anklage- 
formel bezeichnete Tat bezieht. Ferner muß die Ab- 
lehnung zulässig sein, wenn sich die Frage aus Rechts- 
gründen als bedeutungslos darstellt, z. B. wenn sie 
auf Tatsachen gerichtet ist, welche die gesetzlichen 
Merkmale irgendeiner strafbaren Handlung überhaupt 
nicht enthalten. Dagegen ist es für die Ablehnung 
unerheblich, ob es sich um die beantragte Vorlegung 
neuer Fragen oder um die Erweiterung schon vorge- 
schlagener Fragen handelt. In diesen Richtungen bringt 
der § 287 des Entwurfs die nötige Klarstellung. 

Die Rechtsbelehrung des Vorsitzenden (§ 289) soll 
nicht nur ein Eingehen auf die Beweiswürdigung, 
sondern auch jedes sonstige Kundgeben der Ansicht 
des Vorsitzenden über die Schuldfrage vermeiden. Dies 
liegt zweifellos schon im Geiste der geltenden Vor- 
schriften. Einem vielfach, auch im Reichstage, hervor- 
getretenen Wunsche entsprechend bringt der Entwurf 
die Pflicht des Vorsitzenden, mit seiner Ansicht über 
die Schuldfrage in der Rechtsbelehrung zurückzuhalten, 
noch besonders zum Ausdrucke. In dieser Zurück- 



haltung liegt nur eine Betätigung der Objektivität, 
die der Entwurf überhaupt von den Mitgliedern des 
Gerichts verlangt (§ 231 Abs. 4). 

Nach Verneinung der Schuldfrage ist zur Zeit 
sofort das freisprechende Urteil zu erlassen (§ 314 Abs. 1 
des Gesetzes). Auch hier kann jedoch unter Umstanden 
Veranlassung vorliegen, die Beteiligten vor der Urteils- 
fällung zu hören, so namentlich, wenn Bedenken über 
den Umfang der Verneinung der Schuldfrage bestehen 
oder Anträge auf Kostenersatz (§ 487 Abs. 2) oder 
auf Entschädigung für unschuldig erlittene Unter- 
suchungshaft in Frage kommen. Dem trägt § 298 Abs. 2 
des Entwurfs Rechnung, indem er stets die Anhörung 
des Staatsanwalts und des Angeklagten fordert, bevor 
das Urteil erlassen wird. 

Die Urschrift des Spruches der Geschworenen soll 
nach § 299 Abs. 2 eine wirkliche Anlage, d. h. einen 
Teil des Urteils bilden, ist also dem Angeklagten, der 
Revision eingelegt hat, gleichfalls in Abschrift zuzu- 
stellen (§ 337 Abs. 1, § 316 Abs. 3). Das Urteil, 
das in seiner Begründung auf ihn verweist, würde 
sonst überhaupt nicht verständlich sein. Da gleich- 
wohl die Frage streitig war, sind die Worte „als An- 
lage" eingefügt. 

Zum § 317 des geltenden Gesetzes sind Zweifel 
entstanden, was unter einem Irrtume der Geschworenen 
„in der Hauptsache" zu verstehen sei. Dem Zwecke 
der Vorschrift entspricht es, jeden dem Angeklagten 
nachteiligen Irrtum bei der Entscheidung der Schuld- 
frage (§ 256 Abs. 2, §§ 283 bis 285), also namentlich 
auch den Irrtum über gesetzliche Straferhöhungs-, Straf- 
minderungs- und Strafaufhebungsgründe der Abhilfe 
zugänglich zu machen; den Gegensatz hierzu bildet 
nur die Beantwortung der Frage nach mildernden 
Umständen. Die Fassung des nunmehrigen § 300 Abs. 1 
stellt den bezeichneten Sinn der Vorschrift klar. 



Drittes Buch. 

Rechtsmittel. Wiederaufnahme. 



Die geltende Strafprozeßordnung beschränkt die 
Bezeichnung „Rechtsmittel" auf diejenigen Rechtsbe- 
helfe, durch die eine noch nicht rechtskräftige Ent- 
scheidung mit der Wirkung angefochten werden kann, 
daß die Entscheidung eines höheren Gerichts eintritt. 
An diesem Sprachgebrauche hält der Entwurf fest. 
Gleichwohl erschien es angezeigt, die Wiederaufnahme 
eines durch rechtskräftiges Urteil geschlossenen Ver- 
fahrens, die sich hiernach von den Rechtsmitteln unter- 
scheidet, nicht wie bisher einem besonderen Buche 
zuzuweisen, sondern mit den Rechtsmitteln (Be- 
schwerde, Berufung, Revision) in einem Buche zu ver- 
einigen. Die Wiederaufnahme ist immerhin in manchen 
Beziehungen den Rechtsmitteln verwandt, wie denn 
schon der § 405 der geltenden Strafprozeßordnung 
die allgemeinen Bestimmungen über Rechtsmittel auf 
sie Anwendung finden läßt. Zugleich wird dadurch die 
Obersicht über den Gesamtin halt des Gesetzes erleichtert, 
der im Entwurf auf nur fünf Bücher verteilt ist. 

Erster Abschnitt. 

Allgemeine Vorschriften über Rechts- 
mittel. 
§ 301. 
Die bisher in den §§ 338, 343 der Strafprozeß- 
ordnung enthaltenen, ihrem Inhalte nach zusammen- 
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gehörigen Vorschriften sind im § 301 des Entwurfs 
ohne sachliche Änderungen vereinigt. 

§ 302. 

Bezüglich des Rechtes des gesetzlichen Vertreters 
des Beschuldigten, selbständig Rechtsmittel einzulegen 
(§ 340 des geltenden Gesetzes), ist sachlich nichts ge- 
ändert. Doch wird im Abs. 2 deutlicher zum Ausdrucke 
gebracht, daß der gesetzliche Vertreter nur im Rechts- 
mittelverfahren selbst, nicht auch in dem Verfahren 
nach Zurückverweisung der Sache in die Vorinstanz, 
die gleichen Rechte wie der Beschuldigte hat; die ihm 
als gesetzlichem Vertreter ohnehin zustehenden Rechte 
bleiben ihm selbstverständlich auch in dem letzteren 
Verfahren. An der Vorschrift des geltenden Rechtes, 
daß von dem Rechtsmittel innerhalb der für den Be- 
schuldigten laufenden Frist Gebrauch gemacht werden 
muß, wird festgehalten. Im Verfahren gegen Jugend- 
liche gilt dies nur insoweit, als der gesetzliche Ver- 
treter nicht als Beistand zugezogen ist und deshalb 
die Rechte eines Verteidigers (zu vergl. § 304) hat. 

§ 303. 

Das Recht des Verteidigers, Rechtsmittel für den 
Beschuldigten einzulegen, ist im Abs. 1 Satz 1 in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Rechte (§ 339 der 
Strafprozeßordnung) anerkannt. Die Fassung stellt klar, 
daß die Einlegung des Rechtsmittels nur deshalb als 
rechtswirksam behandelt wird, weil vermutet wird, daß 
der Verteidiger hierzu ermächtigt ist. Die Vermutung 
beschränkt sich aber auf die Ermächtigung zur Ein- 
legung des Rechtsmittels, erstreckt sich dagegen nicht 
auf die Bestellung zum Verteidiger; das Gericht kann 
daher den Nachweis dieser Bestellung verlangen, so- 
bald das Rechtsmittel eingelegt ist (zu vergl. § 138 
Abs. 4); es genügt indessen, daß die Verteidiger- 
eigenschaft zur Zeit der Einlegung des Rechtsmittels 
vorhanden war, wenn auch der Nachweis erst nach 
dem Ablaufe der Rechtsmittelfrist erbracht wird. 

Der vermuteten Ermächtigung des Verteidigers 
gegenüber bedarf es einer besonderen Vorschrift zur 
Wahrung der Rechte des Beschuldigten. Nach den Vor- 
schriften des Entwurfs über die Anrechnung der Unter- 
suchungshaft (§ 469) würde der verhaftete Beschul- 
digte benachteiligt werden, wenn ihm nicht alsbald 
Gelegenheit gegeben würde, der Einlegung des Rechts- 
mittels zu widersprechen. Demgemäß schreibt der Ent- 
wurf (Abs. 1 Satz 2) vor, daß der verhaftete Beschul- 
digte benachrichtigt werden muß, wenn eine ausdrück- 
liche Ermächtigung des Verteidigers zur Einlegung des 
Rechtsmittels nicht nachgewiesen ist. Die Vorschrift 
ist außer bei Berufungen und Revisionen auch bei 
Beschwerden nicht ohne Belang, weil die Durchführung 
der Beschwerde das Verfahren verzögern und damit 
die Haft verlängern kann. • 

Der Ehemann der Beschuldigten wird hinsichtlich 
der Einlegung von Rechtsmitteln vom geltenden Rechte 
(§ 340 der Strafprozeßordnung) wie ein gesetzlicher 
Vertreter behandelt. Dies entspricht nicht mehr der 
veränderten Stellung, die der Ehefrau jetzt auf allen 
Rechtsgebieten zuteil geworden ist. Mit dieser ist es 
nicht vereinbar, daß der Mann in rein persönlichen 
Fragen als ihr Vormund auftritt und gegen ihren Willen 
in ein Strafverfahren eingreift. Die Ehefrau kann da- 
durch wider ihren Willen zum Beschreiten weiterer In- 
stanzen gezwungen werden; befindet sie sich in Unter- 
suchungshaft, so wird durch das Vorgehen des Ehe- 



manns die Untersuchungshaft verlängert. Um Miß- 
bräuchen vorzubeugen, die aus einem so weitgehen- 
den Vertretungsrechte, zumal bei getrennt lebenden 
Ehegatten entstehen können, geht der Entwurf davon 
aus, daß der Ehemann nicht dem gesetzlichen Ver- 
treter, sondern dem Verteidiger der Ehefrau gleich- 
zustellen ist; insbesondere wird auch bei ihm nur 
von der Vermutung ausgegangen, daß er zur Einlegung 
eines Rechtsmittels zu Gunsten der Ehefrau ermäch- 
tigt ist. Dies entspricht seiner Stellung als natürlicher 
Beschützer der Frau und bietet genügende Gewähr 
dafür, daß in deren Interesse nichts verabsäumt wird. 

Der Abs. 2 behandelt die Einlegung von Rechts- 
mitteln durch Angehörige zu Gunsten solcher Be- 
schuldigten, die abwesend sind (§ 158 Abs. 3). Die 
Vorschrift entspricht dem geltenden Rechte (§ 324 in 
Verbindung mit § 322 der Strafprozeßordnung). 
§ 304. 

An sich müßte die Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht nur, wenn sie durch den Ehemann oder die 
Angehörigen des Beschuldigten, sondern auch wenn 
sie durch den Verteidiger erfolgt, innerhalb der für 
den Beschuldigten laufenden Frist geschehen, da die 
Einlegung in allen Fällen im vermuteten Auftrage 
des Beschuldigten bewirkt wird. Der § 304 durchbricht 
jedoch diesen Grundsatz zu Gunsten des Verteidigers. So- 
weit die Bekanntmachung einer Entscheidung an den 
Verteidiger neben der Bekanntmachung an den Be- 
schuldigten vorgeschrieben ist, soll sowohl die Ein- 
legungs- wie die Begründungsfrist erst mit der zuletzt 
erfolgten Bekanntmachung beginnen. Die Vorschrift 
bezweckt, dem rechtskundigen Berater des Beschul- 
digten für die Entschließung über Anfechtung einer 
Entscheidung wie für die Begründung der Anfechtung 
die volle Frist von dem Zeitpunkt ab zu wahren, 
in dem er selbst Kenntnis von dem Inhalte der Ent- 
scheidung erhält. Insbesondere soll er in der Aus- 
nützung der Frist nicht durch Säumigkeit oder Unb> 
holfenheit des Beschuldigten beeinträchtigt werden, auch 
nicht auf dessen vorläufige Mitteilungen über die Ent- 
scheidung angewiesen sein. Die Vorschrift empfiehlt 
sich auch deshalb, weil sie geeignet ist, von der vor- 
eiligen Einlegung unbegründeter Rechtsmittel abzu- 
halten! 

Für den Fall, daß der Beschuldigte mehrere Ver- 
teidiger hat, gilt die allgemeine Vorschrift des § 149. 
Die Anwendung des § 304 setzt übrigens voraus, daß 
bei Erlaß der Entscheidung oder doch noch innerhalb 
der Rechtsmittelfrist ein legitimierter Verteidiger bereits 
vorhanden und dem Gericht angezeigt ist (§ 138 Abs. 4); 
denn es kann dem Beschuldigten nicht freigegeben 
werden, durch nachträgliche Annahme eines Vertei- 
digers eine bereits abgelaufene Rechtsmittelfrist neu 
in Lauf zu setzen. 

8 305. 

Der erste Satz des Abs. 1 entspricht dem § 342 
des geltenden Gesetzes. Durch die Erwähnung von 
„Mängeln" neben „Unrichtigkeiten" wird der Gedanke 
deutlicher zum Ausdrucke gebracht, daß auch die 
Unterlassung jeder Bezeichnung des Rechtsmittels un- 
schädlich sein soll. Selbstverständlich muß die Er- 
klärung die Absicht der Anfechtung, und zwar im 
Sinne der Anrufung einer höheren Instanz erkennen 
lassen. 

Daß auch eine überflüssige Begründung des Rechts- 
mittels nicht schadet, entspringt demselben Gedanken; 
deshalb ist die bisher nur für die Revisionsbegründung 
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gegebene Vorschrift (§ 392 Abs. 2 der Strafprozeß- 
ordnung), die nunmehr auch auf die Anbringung 
der Berufungsan träge (§ 317) entsprechend anzuwenden 
ist, hier eingestellt (Abs. 1 Satz 2). 

Der Abs. 2 gibt die im § 341 des geltenden 
Gesetzes enthaltene Vorschrift in anderer Fassung 
wieder. Daß die Aufnahme des Protokolls durch den 
im Abs. 2 bezeichneten Gerichtsschreiber die Frist 
wahrt (§ 341 Abs. 2 der geltenden Strafprozeßordnung), 
ergibt sich aus der Vorschrift des § 37 Abs. 2. 
§§ 306, 307. 

Die Vorschriften über die Zurücknahme und den 
Verzicht bei Rechtsmitteln entsprechen im allgemeinen 
dem geltenden Rechte (§§ 344, 345 der Strafprozeß- 
ordnung). Der Grundsatz, daß die Erklärungen un- 
widerruflich sind, kommt im geltenden Gesetze nicht 
klar zum Ausdrucke. Der Entwurf spricht den Grund- 
satz ausdrücklich aus (§ 306 Abs. 1). 

Der Abs. 2 des § 306 stimmt hinsichtlich des 
Verteidigers mit dem geltenden Rechte (§ 344 Abs. 2) 
überein. Die Vorschrift war nach dem zu § 303 Be- 
merkten auch auf den Ehemann einer Beschuldigten 
auszudehnen. 

Der § 344 Abs. 1 Satz 2 der geltenden Straf- 
prozeßordnung spricht nur aus, daß ein von der Staats- 
anwaltschaft zu Gunsten des Beschuldigten eingelegtes 
Rechtsmittel ohne dessen Zustimmung nicht zurück- 
genommen werden kann.' Der dieser Vorschrift zu 
Grunde liegende Gedanke führt mit Notwendigkeit 
dahin, daß das Gleiche gelten muß, wenn der gesetz- 
liche Vertreter zu Gunsten des Beschuldigten das 
Rechtsmittel eingelegt hat. Demgemäß trifft der Ent- 
wurf die Vorschrift (§ 306 Abs. 3) ganz allgemein für 
ein zu Gunsten des Beschuldigten eingelegtes Rechts- 
mittel. 

Der § 307 stimmt seinem Inhalte nach mit dem 
geltenden Rechte (§ 345 der Strafprozeßordnung) 
überein. 

Zweiter Abschnitt. 

Beschwerde. 

An den Vorschriften über die Beschwerde war, 
abgesehen von der Fassung, nur wenig zu ändern. 
Es genügt, die zu den nachbezeichneten Paragraphen 
vorgesehenen Änderungen hervorzuheben. 
§ 808. 

Bisher war streitig, ob die Staatsanwaltschaft auch 
zu Gunsten dritter Personen, die von einer Ent- 
scheidung betroffen werden, Beschwerde erheben kann. 
Die Bejahung der Frage entspricht den Aufgaben, die 
der Staatsanwaltschaft innerhalb des Strafverfahrens ge- 
stellt sind. Durch Abs. 2 Satz 2 wird die Frage in diesem 
Sinne entschieden und zugleich festgestellt, daß auch 
auf jede zu Ungunsten eines Dritten von der Staats- 
anwaltschaft eingelegte Beschwerde die Entscheidung 
zu seinen Gunsten geändert oder aufgehoben werden 
kann. 

309. 

Die Vorschrift des § 347 der geltenden Straf- 
prozeßordnung, nach welcher Entscheidungen der er- 
kennenden Gerichte, die der Urteilsfällung voraus- 
gehen, der Beschwerde nicht unterliegen, beruht auf 
der Erwägung; daß Entscheidungen, die in innerem 
Zusammenhange mit der Urteilsfällung stehen und 
zu deren Vorbereitung dienen, naturgemäß mit dem 
Urteile selbst nachzuprüfen sind. Diese Erwägungen 
treffen nicht auf solche Entscheidungen zu, die zwar 
der Urteilsfällung vorausgehen, aber nicht zu deren 



Vorbereitung dienen. Andererseits kann es nicht darauf 
ankommen, ob die Entscheidungen in der Haupt- 
verhandlung von dem erkennenden Gerichte selbst 
erlassen werden oder zwischen der Eröffnung des 
Hauptverfahrens und der Hauptverhandlung von dem 
in diesem Stadium des Verfahrens an Stelle des er- 
kennenden Gerichts zur Entscheidung berufenen 
Organe (Beschlußkammer oder Vorsitzender). Dem- 
entsprechend grenzt der Entwurf die Tragweite der 
Vorschrift ab. 

Ausnahmen bilden nach bisherigem Rechte (§ 347 
Satz 2 der Strafprozeßordnung) Entscheidungen über 
Verhaftungen, Beschlagnahmen oder Straf festsetzungen 
sowie alle Entscheidungen, durch welche dritte Per- 
sonen betroffen werden. Nach der näheren Begrenzung 
der Vorschrift im Entwürfe brauchen die Straffest- 
setzungen nicht mehr besonders erwähnt zu werden, 
da sie niemals zur Vorbereitung des Urteils dienen. 
Dagegen erscheint es geboten, als weitere Ausnahme 
die Unterbringung des Angeklagten in einer öffent- 
lichen Irrenanstalt hinzuzufügen. Ob die Anwendung 
dieser Maßregel schon nach geltendem Rechte selb- 
ständig angefochten werden kann, ist bestritten. Es 
ist zwar nicht zu verkennen, daß, wenn das im Be- 
schwerdeweg angerufene Gericht die Maßregel nicht 
für angemessen erachtet, hierdurch dem erkennenden 
Gericht eine ihm für die Urteilsfällung notwendig er- 
scheinende Feststellung unmöglich gemacht wird. Diese 
Rücksicht muß jedoch hier zurücktreten, da es sich 
um eine so schwerwiegende, in die persönlichen Rechte 
eingreifende Maßregel handelt, daß sine Kontrolle durch 
ein höheres Gericht nicht entbehrt werden kann. 

Die 

§8 310, 311 
geben den Inhalt der §§ 348, 349 des geltenden 
Gesetzes ohne sachliche Änderung wieder; daß die 
Beschwerde zu Protokoll des Gerichtsschreibers oder 
schriftlich eingelegt werden kann, bedarf mit Rücksicht 
auf die allgemeine Vorschrift des § 37 keiner be- 
sonderen Erwähnung. 

§ 312. 

Im Interesse eines beschleunigten Rechtsganges 
schreibt der § 351 Abs. 2 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung vor, daß, wenn das Beschwerdegericht die 
Beschwerde für begründet erachtet, es zugleich die 
in der Sache erforderliche Entscheidung zu erlassen 
hat. Hierdurch soll zum Ausdrucke gebracht werden, 
daß das Beschwerdegericht sich nicht darauf zu be- 
schränken hat, die Gesichtspunkte zu bezeichnen, nach 
denen die Frage, die den Gegenstand der angefochtenen 
Entscheidung bildet, zu entscheiden ist, daß es viel- 
mehr diese Entscheidung selbst treffen soll. Die 
Fassung der Vorschrift gibt jedoch zu dem Miß- 
verständnis Anlaß, als ob die Entscheidung in der 
Sache in noch weiterem Umfang auf das Beschwerde- 
gericht übergehe. Hiernach bedarf das Gesetz einer 
Klarstellung; die Fassung des Entwurfs schließt die 
bezeichnete Annahme aus. 

§ 318. 

Gegen Beschlüsse, welche Verhaftungen betreffen, 
ist schon jetzt (§ 352 der Strafprozeßordnung) eine 
weitere Beschwerde gegeben. Die Bürgschaft einer 
zweifachen kollegiaiischen Beschlußfassung wird hier 
als notwendig angesehen, weil es sich um eine Ent- 
scheidung über Entziehung der persönlichen Freiheit 
handelt. Dieser Grund trifft in gleichem Maße für 
Entscheidungen über die Zeugniszwangshaft und über 
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die Unterbringung des Angeschuldigten in einer öffent- 
lichen Irrenanstalt zu. Der Entwurf macht daher auch 
diese beiden Entscheidungen der weiteren Beschwerde 
zuganglich. 

§ 314. 

Entscheidungen, gegen welche die sofortige Be- 
schwerde zulässig ist, unterscheiden sich von anderen 
Entscheidungen dadurch, daß sie von dem Gericht 
oder Richter, die sie erlassen haben, nicht abgeändert 
und nach dem- Ablaufe der einwöchigen Einlegungs- 
frist nicht mehr angefochten werden können. Sie 
werden also insoweit den Urteilen gleichgeachtet und 
sind in gewissem Sinne der Rechtskraft fähig. Bei 
dieser Bedeutung der Entscheidungen erscheint es ge- 
boten, dafür zu sorgen, daß der Beschuldigte der Be- 
ratung seines Verteidigers nicht entbehrt und nicht das 
Rechtsmittel verliert, wenn er aus Rechtsunkenntnis ver- 
säumt, den Verteidiger rechtzeitig von der Entscheidung 
zu benachrichtigen. Der Entwurf schreibt deshalb vor, 
daß die betreffenden Entscheidungen neben dem Be- 
schuldigten auch dem Verteidiger bekanntzumachen 
sind. Hierdurch wird in Verbindung mit der Vorschrift 
des § 304 über den Beginn der Rechtsmittelfristen 
dem Interesse der Verteidigung genügend Rechnung 
getragen. Die Vorschrift beschränkt sich übrigens auf 
die bis zur Rechtskraft des Urteils ergehenden Ent- 
scheidungen, weil darüber hinaus ein Bedürfnis zur 
Mitwirkung des Verteidigers im allgemeinen nicht 
besteht. 

Dritter Abschnitt. 
Berufung. 

Die Ausdehnung der Berufung auf die erstinstanz- 
lichen Urteile der Landgerichte ist bei Darlegung der 
Hauptziele der Reform erörtert worden. Hierbei wurde 
zugleich erwähnt, daß der Entwurf das Berufungs- 
verfahren in der Richtung ausgestalten will, daß die 
Hauptverhandlung in der Berufungsinstanz von den 
Grundsätzen der Unmittelbarkeit und Mündlichkeit in 
gleicher Weise beherrscht wird wie die der ersten 
Instanz. Nach geltendem Rechte (§ 364 Abs. 2) kann 
die Ladung der irt erster Instanz vernommenen Zeugen 
und Sachverständigen unterbleiben, wenn deren wieder- 
holte Vernehmung zur Aufklärung der Sache nicht 
erforderlich erscheint. Unterbleibt die Ladung und 
wird sie auch nicht vom Angeklagten rechtzeitig vor 
der Hauptverhandlung beantragt, so tritt an die Stelle 
der Vernehmung die Verlesung der in erster Instanz 
aufgenommenen Protokolle (§ 366). Diese Protokolle 
sind nicht selten unvollständig und mangelhaft redigiert; 
der Angeklagte aber macht von der Befugnis der 
unmittelbaren Vorladung der Zeugen nur wenig Ge- 
brauch, sei es, daß er die Kosten scheut, sei es, daß 
er die Bedeutung der unmittelbaren Vernehmung unter- 
schätzt. Infolgedessen besteht gegenwärtig nicht immer 
eine Gewähr, daß die Entscheidung der Berufungs- 
instanz auf Grund eines für die zutreffende Würdigung 
der Sache ausreichenden Materials erfolgt Der Ent- 
wurf geht in Obereinstimmung mit der Strafprozeß- 
kommission davon aus, daß in der Berufungsinstanz 
für die Ermittelung der Wahrheit durchweg die gleichen 
Garantien vorhanden sein tnüssen wie in erster Instanz. 
Auch das Berufungsgericht muß demnach in der Regel 
den Sachverhalt auf Grund einer unbeschränkten, durch 
etwa beigebrachtes neues Beweismaterial vervollstän- 
digten mündlichen Verhandlung feststellen. Anderen- 
falls hat die Berufung nicht ihren vollen Wert und 
die Einführung derselben gegen die Urteile der Straf- 



kammern würde nicht die Vorteile bringen, die all- 
gemein davon erwartet werden. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist folgendes zu 
bemerken : 

§§ 315 bis 318. 

Die gegenwärtigen Vorschriften über Einlegung 
und Rechtfertigung der Berufung bedürfen einer Än- 
derung, damit nicht die Einführung der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit im Beruf ungsverfahren auch in 
solchen Fällen zu einer völligen Wiederholung der 
Hauptverhandlung erster Instanz führt, in denen eine 
solche nach Lage der Sache überflüssig ist und dem 
Willen des Beteüigten nicht entspricht. Nach dem 
geltenden Gesetze (§§ 358, 359) kann zwar die Be- 
rufung innerhalb bestimmter Frist gerechtfertigt und 
auf bestimmte Beschwerdepunkte beschränkt werden; 
geschieht dies jedoch nicht, so gilt der ganze Inhalt 
des Urteils als angefochten. Dies hat schon 
bisher, wo die Berufung auf unbedeutendere Straffälle 
beschränkt war und bei der Nachprüfung des an- 
gefochtenen Urteils die im Sitzungsprotokolle nieder- 
gelegten Beweisergebnisse der Vorinstanz verwertet 
werden konnten, zu Übelständen geführt. Die Übel- 
stände würden unerträglich werden, sobald die Be- 
rufung auf die umfangreichen Landgerichtssachen er- 
streckt und mit voller Mündlichkeit ausgestattet wird. 
Der ganze Apparat einer oft mehrtägigen Verhandlung 
müßte neu aufgeboten werden, während sich nach- 
träglich vielleicht herausstellt, daß der Angeklagte sich 
nur durch die Feststellung eines einzelnen .Straffalls, 
durch eine Rechtsauslegung, durch Verhängung einer 
Nebenstrafe oder sonst durch einen einzelnen Teil 
der Entscheidung beschwert fühlt. Nicht nur die 
Gerichte würden durch die unnötige Vorbereitung der 
Verhandlung belastet werden, sondern auch die von 
neuem geladenen Zeugen und Sachverständigen hätten 
überflüssige Opfer an Zeit und Mühe zu bringen. 

Der Entwurf (§317) schreibt deshalb vor, daß der 
Beschwerdeführer zu erklären hat, inwieweit er das 
Urteil anficht, und daß aus der Erklärung hervorgehen 
muß, ob und inwieweit die tatsächlichen Feststellungen 
des Urteils erster Instanz bestritten, ob und inwiefern 
die rechtliche Beurteilung der festgestellten Tatsachen 
angefochten wird oder ob sich die Anfechtung des 
Urteils nur auf die erkannte Strafe beziehen soll. 
Auf diese Weise wird es dem Vorsitzenden ermöglicht, 
die Berufungsverhandlung in einer dem Bedürfnis ent- 
sprechenden Weise vorzubereiten und die unnötige 
Herbeischaffung von Beweismitteln zu vermeiden. 

Allerdings wird der Angeklagte für seine Person 
nicht immer imstande sein, in einer dem Gesetz ent- 
sprechenden Weise seine Berufungsanträge zu stellen. 
Der Entwurf (§ 318 Abs. 2) bestimmt deshalb weiter, 
daß die Berufungsanträge in einer von dem Verteidiger 
oder einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder 
zu Protokoll des Gerichtsschreibers angebracht werden 
müssen. Macht der Angeklagte von der Befugnis 
der Erklärung zu Protokoll Gebrauch, so ist es die 
Aufgabe des Gerichtsschreibers, auf eine den Absichten 
des Beschwerdeführers und den Vorschriften des 
Gesetzes entsprechende Abfassung der Berufungs- 
anträge hinzuwirken. Außerdem soll nach § 316 Abs. 2 
der Angeklagte schon bei oder alsbald nach Einlegung 
der Berufung von dem Gerichtsschreiber darauf hin- 
gewiesen werden, daß und in welcher Frist und Form Be- 
rufungsanträge angebracht werden müssen, um die Ver- 
werfung des Rechtsmittels zu vermeiden. Diese Hin- 
weisung soll nur dann unterbleiben, wenn die Einlegung 
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der Berufung durctf den Verteidiger erfolgt. Im übrigen 
hat sie sowohl bei schriftlicher als bei mündlicher 
Einlegung der Berufung stattzufinden. Im letzteren 
Falle steht nichts im Wege, auch die Berufungsanträge 
alsbald mit aufzunehmen, falls der Oerichtsschreiber 
die Oberzeugung gewinnt, daß der Angeklagte bereits 
über den Umfang seiner Anfechtung im klaren ist 
und die sofortige Aufnahme der Anträge wünscht. 

Was für die Berufung des Angeklagten selbst gilt, 
findet, wie sich aus der Fassung des § 316 Abs. 2 
ergibt, auch Anwendung auf die zu seinen Gunsten 
eingelegte Berufung des gesetzlichen Vertreters, des 
Ehemanns oder eines sonstigen Angehörigen. 

Im übrigen ist noch zu erwähnen, daß nach § 316 
Abs. 3 Satz 1 im Interesse der Vereinfachung und 
Beschleunigung des Verfahrens die Zustellung des 
Urteils an den Beschwerdeführer, abweichend von dem 
bisherigen Rechte (§ 357 Abs. 2), nicht durch die 
Staatsanwaltschaft, sondern durch den Gerichtsschreiber 
erfolgen soll. 

§ 319. 

Das Zusammentreffen der Berufung mit der 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist im Ein- 
klänge mit dem geltenden Rechte (§ 356 der Straf- 
prozeßordnung) geregelt. In einzelnen Punkten be- 
durfte es der Beseitigung von Zweifeln, die sich aus 
der Fassung der jetzigen Vorschriften ergeben. Ins- 
besondere ist im Abs. 2 klargestellt, daß nach dem 
Eingang eines Wiedereinsetzungsantrags bis zu dessen 
Erledigung nicht nur die Verfügung auf die Berufung 
ausgesetzt bleibt, sondern daß auch die Frist zur 
Stellung der Beruf ungsanträge nicht läuft, also auch 
durch die Zustellung des Urteils (§ 28 Abs. 1) nicht in 
Lauf gesetzt wird. Ferner ist der Annahme vorgebeugt, 
daß mit dem Wiedereinsetzungsantrage sofort die Be- 
rufung verbunden werden müsse und deren Nach- 
bringung innerhalb der Einlegungsfrist nicht zulässig 
sei oder doch' eine Zurücknahme des Wiedereinsetzungs- 
antrags enthalte. 

§ 320. 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Berufung 
als unzulässig zu verwerfen ist, sind im Abs. 1 mit 
Rücksicht auf die Vorschriften über die Berufungs- 
anträge ergänzt. 

Im § 360 Abs. 2 des geltenden Gesetzes ist 
bestimmt, daß der Beschwerdeführer gegen den Be- 
schluß, durch welchen die Berufung als unzulässig 
verworfen wird, auf die Entscheidung des Berufungs- 
gerichts antragen kann. Da das Gesetz eine nähere 
Bestimmung dieses Rechtsbehelfs unterlassen hat, sind 
Zweifel, insbesondere über die Zulässigkeit der Zu- 
rücknahme des Beschlusses durch das Gericht, das 
denselben erlassen hat, und über die weitere An- 
fechtbarkeit der Entscheidung des Berufungsgerichts 
entstanden. Der Entwurf (Abs. 2) beseitigt diese 
Zweifel, indem er den Rechtsbehelf, seinem Wesen 
entsprechend, als sofortige Beschwerde charakterisiert. 
Für diese ist nur die Besonderheit vorgesehen, daß sie 
an das Berufungsgericht und nicht an das sonst für 
Beschwerden zuständige Gericht geht. Mit Rücksicht 
auf den engen Zusammenhang der Entscheidung über 
die Beschwerde mit der Entscheidung über die Be- 
rufung erscheint dies geboten; aus demselben Grunde 
soll das Berufungsgericht auch befugt sein, die Ent- 
scheidung der Hauptverhandlung vorzubehalten. 

Der 

§ 321 
entspricht den §§ 361, 362 des geltenden Gesetzes; neu 



ist nur, daß, um die Vorbereitung der Verteidigung 
zu erleichtern, die Berufung der Staatsanwaltschaft nebst 
den Berufungsanträgen auch dem Verteidiger zu- 
zustellen ist 
Der 

§ 322 

gibt gleichfalls mit einer nach den §§ 316 bis 318 
erforderlichen Ergänzung das geltende Gesetz (§ 363) 
wieder. 

§ 323 

entspricht den Vorschriften im § 364 Abs. 1 und 
§ 373 des geltenden Gesetzes. Die Hauptverhandlung 
in der Berufungsinstanz weicht nach dem jetzigen Ver- 
fahren so wesentlich von der Hauptverhandlung erster 
Instanz ab, daß die Strafprozeßordnung die für die 
erste Instanz geltenden Vorschriften nur am Schlüsse 
des Abschnitts in Ergänzung der vorausgeschickten 
Sondervorschriften auf die Berufungsverhandlung für 
anwendbar erklärt. Mit der Einführung der vollen 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit der Berufungsver- 
handlung ändert sich dieses Verhältnis. Der Entwurf 
stellt daher im § 323 die Bestimmung an die Spitze, 
daß nicht nur auf die Vorbereitung der Hauptverhand- 
lung, sondern auch auf diese selbst die Vorschriften 
über das erstinstanzliche Verfahren entsprechende An- 
wendung finden, soweit nicht in den §§ 324 bis 330 
ein anderes bestimmt ist. 

§§ 324, 325. 

Von den Vorschriften über die Vorbereitung der 
Hauptverhandlung in der Berufungsinstanz entspricht 
der § 324 Abs. 1, 2 im wesentlichen dem geltenden 
Gesetze (§ 364 Abs. 1, § 371); nur wird für den 
Fall der Berufung des gesetzlichen Vertreters vor- 
geschrieben, daß neben dem Angeklagten auch der 
Verteidiger zu laden ist Ferner wird klargestellt, 
daß sich der gesetzliche Vertreter durch einen mit 
schriftlicher Vollmacht versehenen Verteidiger vertreten 
lassen kann. 

Was die Ladung der in erster Instanz ver- 
nommenen Zeugen und Sachverständigen anlangt, so 
kann es bei der Einführung voller Mündlichkeit in 
der Berufungsverhandlung nicht wie bisher darauf 
ankommen, ob eine Verlesung der früheren Aussagen 
genügend erscheint. Vielmehr wird nunmehr lediglich 
der Umfang entscheiden, welcher der Berufung durch 
die Berufungsanträge gegeben ist. Dem entspricht 
die Vorschrift des § 324 Abs. 3. 

Gegenwärtig ist die Befreiung des Angeklagten 
vom Erscheinen in der Hauptverhandlung für die 
Berufungsinstanz nicht besonders geregelt, was zu 
mannigfachen Zweifeln Veranlassung gegeben hat. Der 
Entwurf beseitigt diese Zweifel. Hat die Staatsanwalt- 
schaft zu Ungunsten des Angeklagten die Berufung 
eingelegt, so finden, da für diesen Fall nichts verordnet 
ist, nach § 323 die für die erste Instanz geltenden 
Bestimmungen des § 220 in Verbindung mit den. 
§§ 224, 226 uneingeschränkte Anwendung. Eine Ab- 
weichung von diesen Grundsätzen erscheint dagegen 
geboten, soweit die Berufung vom Angeklagten oder 
zu seinen Gunsten eingelegt ist. Der Angeklagte, dem 
das Erscheinen zum Termine besonders erschwert ist, 
wird hier, wo die gegen ihn erkannte Strafe nicht 
verschärft werden kann, häufig den Wunsch haben, von 
der Verpflichtung zum Erscheinen befreit zu werden, 
auch wenn es sich um eine schwerere als die im 
§ 220 vorgesehene Strafe handelt. Der am Gerichtssitz 
in Haft befindliche Angeklagte wird aus diesem Grunde 
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gleichfalls unter Umständen kein Interesse daran haben, 
zur Verhandlung vorgeführt zu werden. Je nach 
der Richtung, in der sich die Berufungsanträge be- 
wegen, kann in solchen Fällen die persönliche An- 
hörung des Angeklagten in der Tat entbehrlich er- 
scheinen. Hiernach unterliegt es keinem Bedenken, 
in den gedachten Fällen über die Grenzen des § 220 
hinauszugehen und das Gericht zu ermächtigen, An- 
trägen auf Befreiung vom Erscheinen auch dann zu 
entsprechen, wenn eine höhere Strafe als die dort 
bezeichnete erkannt und zu erwarten ist. 

§ 326. 

Hinsichtlich des Versäumnisverfahrens in der Be- 
rufungsinstanz hält der Entwurf an dem geltenden 
Rechte (§ 370 der Strafprozeßordnung) insoweit fest, 
als eine verschiedene Behandlung eintreten soll, je 
nachdem die Berufung von der Staatsanwaltschaft oder 
vom Angeklagten eingelegt ist. Im ersteren Falle hat 
nach geltendem Rechte das Gericht entweder über die 
Berufung zu verhandeln oder die Vorführung oder 
Verhaftung anzuordnen. Hierbei verbleibt es im wesent- 
lichen auch nach dem Entwurf (Abs. 1), nur soll es, 
wie in erster Instanz (§ 222 Abs. 4), dem Ermessen 
des Gerichts überlassen bleiben, ob es das Erscheinen 
des Angeklagten durch mildere Mittel als durch einen 
Vorführungs- oder Haftbefehl herbeiführen will. 

Hat der Angeklagte die Berufung eingelegt, so 
geht das geltende Gesetz in dem Falle, daß der Be- 
schwerdeführer ohne genügende Entschuldigung aus- 
bleibt und sich in Fällen, in denen eine Vertretung 
zulässig ist, auch nicht durch einen Verteidiger ver- 
treten läßt, von der Vermutung eines Verzichts auf 
.das Rechtsmittel aus und schreibt vor, daß die Be- 
rufung sofort zu verwerfen ist. Diese Vorschrift hat 
in der Praxis mitunter zu großen Härten geführt, 
zumal die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
jetzt nur in engen Grenzen zugelassen ist. Wenn- 
gleich schon in letzterer Beziehung nach dem Entwurf 
eine Erleichterung eintritt, erscheint es doch unbedenk- 
lich, auch den bezeichneten Grundsatz selbst zu 
mildern. Namentlich kommt in Betracht, daß sich nach 
der Einführung bestimmter Berufungsanträge das 
Gericht auf Grund der Anträge leichter ein Urteil 
darüber bilden kann, ob im einzelnen Falle wirklich 
die Vermutung eines Verzichts auf die Weiterverfolgung 
des Rechtsmittels begründet ist. Hiernach bestimmt der 
Entwurf, daß das Gericht, sofern es nach Lage der Sache 
angemessen erscheint, von der Verwerfung der Be- 
rufung absehen und die Verhandlung aussetzen kann. 
Eine weitere Milderung wird für die Fälle vorgesehen, 
in denen nach § 225 die Hauptverhandlung ohne den 
Angeklagten stattfinden kann. Bleibt in diesen Fällen 
der Angeklagte aus, so ist nach geltendem Rechte die 
Berufung auch dann zu verwerfen, wenn für ihn 
ein Verteidiger erscheint, sofern sich dieser nicht durch 
eine ausdrücklich darauf gerichtete schriftliche Voll- 
macht als Vertreter des Angeklagten ausweist. Nach 
dem Entwürfe soll, wenn ein Verteidiger erscheint, 
die Berufung nicht verworfen, sondern in die Ver- 
handlung eingetreten werden, sofern nicht das Gericht 
das persönliche Erscheinen des Angeklagten für er- 
forderlich hält und aus diesem Grunde die Verhand- 
lung aussetzt. 

Für den Fall, daß die Berufung von dem gesetz- 
lichen Vertreter des Angeklagten eingelegt ist, fehlen 
im geltenden Gesetz ausdrückliche Vorschriften. Diese 
Lücke wird durch Abs. 3 ausgefüllt. Hiernach soll 



über die Berufung verhandelt werden, sobald nur 
der Beschwerdeführer oder für ihn ein Vertreter er- 
schienen ist. Anderenfalls soll es darauf ankommen, 
ob der Angeklagte erschienen ist oder bei dessen 
Ausbleiben nach Maßgabe des Abs. 2 verhandelt 
werden kann. 

Daß im Abs. 4 noch besonders auf die für die 
erste Instanz geltenden Vorschriften des § 227 ver- 
wiesen ist, beruht darauf, daß in der Berufungsinstanz 
nicht nur eine Versäumung des Angeklagten, sondern 
auch eine Versäum ung seines gesetzlichen Vertreters in 
Frage kommen kann. 

§ 327. 

Infolge der Einführung der vollen Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit unterscheidet sich der Gang der 
Hauptverhandlung vor dem Berufungsgerichte ferner- 
hin nicht wesentlich von dem der ersten Instanz. 
Insbesondere fallen die Berichterstattung und die Ver- 
lesung erstinstanzlicher Aussagen (§§ 365, 366 des 
geltenden Gesetzes) fort Hervorzuheben ist nur noch, 
daß an Stelle der Anklageformel das Urteil erster 
Instanz und die Beruf ungsanträge \ verlesen werden. 
Die Verlesung soll durch ein Mitglied des Gerichts vor- 
genommen werden. 
I Der Abs. 2 entspricht dem geltenden Rechte 

(§ 364 Abs. 3); doch wird ausdrücklich hervorgehoben, 
daß neue Anführungen und Beweisanträge nur inner- 
halb der Grenzen zulässig sind, die der Verhandlung 
und Entscheidung durch die Beruf ungsanträge gezogen 
sind. 

Bei den Vorschriften über die Schlußvorträge be- 
rücksichtigt das geltende Gesetz (§ 367) nicht den 
Fall, daß von mehreren Seiten Berufung eingelegt 
ist; der Entwurf schreibt vor, daß in diesem Falle 
zuerst der Staatsanwalt das Wort erhält. Aus dem 
§ 323 in Verbindung mit § 248 ergibt sich, daß dem 
Angeklagten das letzte Wort gebührt. 

Der 

§ 328 

bezeichnet im Anschluß an den jetzigen § 368 die 
dem Urteile gezogenen Grenzen. Es empfiehlt sich, 
ausdrücklich hervorzuheben, daß innerhalb dieser 
Grenzen das Gericht an die Anträge der Prozeß- 
beteiligten nicht gebunden ist. 

§ 329. 

Die Vorschriften der Abs. 1, 2 enthalten geltendes 
Recht (§ 369 Abs. 1, 2 der Strafprozeßordnung). Da 
das Berufungsgericht in den Fällen, in denen es nach 
Abs. 2 zur Zurückweisung der Sache befugt ist, anders 
als das Revisionsgericht (§ 346 Abs. 2), nur an das- 
jenige Gericht zurückverweisen kann, das in der Sache 
erkannt hat, so spricht hier der Entwurf, um den 
Unterschied schärfer hervortreten zu lassen, nicht von 
der Zurückverweisung „in die erste Instanz", sondern 
von der Zurückverweisung „an das Gericht, dessen 
Urteil aufgehoben wird". 

Der Abs. 3 behandelt im Anschluß an den bis- 
herigen § 369 Ab. 3 den Fall, daß das Gericht erster 
Instanz mit Unrecht seine Zuständigkeit angenommen 
hat. Dabei wird deutlicher zum Ausdrucke gebracht, 
daß, soweit es sich um die örtliche Zuständigkeit handelt, 
nur der Fall in Betracht kommt, daß ein dieserhalb 
erhobener Einwand zu Unrecht verworfen ist, und daß 
die Bemängelung der sachlichen Zuständigkeit nur 
bei einer Überschreitung derselben zur Aufhebung des 
Urteils führen kann. 

Die Vorschrift am Schlüsse des jetzigen § 369 
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Abs. 3 ist weggelassen, weil infolge der veränderten 
Organisation der Gerichte der Fall, daß das Berufungs- 
gericht selbst das zuständige Gericht erster Instanz 
ist, nicht mehr vorkommen kann. 

Der 

§ 330 
gibt den jetzigen § 372 wieder, bringt aber die Fassung 
mit derjenigen des § 350 Abs. 2 und des § 361 Abs. 2 
des Entwurfs (§ 398 Abs. 2 und § 413 des geltenden 
Gesetzes) in Einklang. Ferner wird entsprechend dem 
§ 396 der Militärstrafgerichtsordnung ausdrücklich her- 
vorgehoben, daß das Verbot der Strafverschärfung auch 
die einer Gesamtstrafe zu Grunde liegenden Einzel- 
strafen ergreift. 

Vierter Abschnitt. 
Revision. 

Von sachlichen Änderungen, die der Entwurf in 
diesem Abschnitte vorsieht, ist als besonders wichtig 
hervorzuheben, daß der jetzige § 380 beseitigt wird, 
der bei den in der Berufungsinstanz erlassenen Urteilen 
der Landgerichte Mängel des Verfahrens der Rüge 
im Wege der Revision entzieht. Diese Vorschrift wird 
seit langem als unzweckmäßig empfunden. Sie hat 
große Gebiete des Prozeßverfahrens, wie namentlich 
das der Privatklage und des Strafbefehls, so gut wie 
ganz der Rechtsprechung der oberen Gerichte entzogen 
und einer gleichmäßigen Behandlung der Berufungs- 
sachen im Wege gestanden. Unersprießliche Streitig- 
keiten über die Grenzen zwischen dem formellen und 
materiellen Strafrechte sind die Folge gewesen. 
§331. 

Der § 331 bezeichnet, entsprechend dem § 374 
des geltenden Gesetzes, die der Revision unterliegen- 
den Urteile und nennt als solche nunmehr neben den 
Urteilen der Schwurgerichte alle in der Berufungs- 
instanz erlassenen Urteile, also auch diejenigen der 
Berufungssenate bei den Landgerichten. 

Im Abs. 2 wird die bisher im § 383 Abs. 1 ent- 
haltene Vorschrift angeschlossen. 

§8 832 bis 336. 

Die §§ 332 bis 336 handeln von den Gründen, 
auf die eine Revision gestützt werden kann (§§ 375 
bis 379 des geltenden Gesetzes). Die zahlreichen, 
Fassungsänderungen bedürfen keiner besonderen Be- 
gründung; die Änderung der Nr. 4 des § 333 (bisher 
§ 377 Nr. 4) beruht auf den zu § 329 Abs. 3 angeführten 
Erwägungen. 

Durch die Änderung der Nr. 8 des § 377 wird 
außer Zweifel gestellt, daß auch eine Beschränkung 
der Verteidigung nur insoweit einen Revisionsgrund 
abgeben kann, als sie auf einem Rechtsirrtume des 
beschließenden Gerichts beruht. Die bisherige Fassung 
war in dieser Beziehung nicht völlig klar und mag 
die Ursache gewesen sein, daß sich ein gewisses 
Schwanken der Rechtsprechung bezüglich der Frage 
geltend machte, in welchem Umfange das Revisions- 
gericht in eine Nachprüfung von prozeßleitenden An- 
ordnungen des Instanzgerichts, namentlich in An- 
sehung der Beweisaufnahme einzutreten hat. Soweit 
ein Rechtsirrtum in solchen Anordnungen nicht erkenn- 
bar ist, kann eine Anfechtung durch das Rechtsmittel 
der Revision keinen Erfolg haben; ein Übergriff des 
Revisionsgerichts auf das Gebiet der tatsächlichen Wür- 
digung muß auch hier ausgeschlossen bleiben. 
§ 337. 

Die Einlegung der Revision war schon bisher 
übereinstimmend mit der der Berufung geregelt. Da 



nach Einführung der Berufungsanträge auch für die 
Anbringung der die Rechtsmittel begrenzenden An- 
träge bei der Revision und bei der Berufung im 
wesentlichen das Gleiche gelten soll, erscheint es zweck- 
mäßig, die Wiederholung der Vorschriften durch eine 
Verweisung zu ersetzen. 

Die sachlichen Änderungen, die der Entwurf im 
§ 316 bei der Berufung hinsichtlich der Belehrung 
des Beschwerdeführers durch den Gerichtsschreiber 
und der Zustellung des Urteils an den Verteidiger vor- 
genommen hat, sind dort erörtert worden. Daß diese 
Änderungen auch für die Revision Platz greifen müssen, 
ergibt sich ohne weiteres. Das Gleiche gilt von der 
Vorschrift, daß die Belehrung des Beschwerdeführers 
auch darauf zu erstrecken ist, daß bei Unterlassung 
der Begründung die Revision verworfen wird. 
8 338. 

Durch die Fassung des Abs. 1 wird klargestellt, 
daß, abweichend von der für die Berufung geltenden 
Bestimmung (§ 321), die Zustellung der Anträge und 
ihrer Begründung, auch wenn der Staatsanwalt Re- 
vision eingelegt hat, nicht durch ihn, sondern durch 
den Gerichtsschreiber erfolgt. Ist der Angeklagte der 
Gegner des Beschwerdeführers, so soll hier ebenfalls 
an den Verteidiger eine gesonderte Zustellung erfolgen. 
Da die Gegenerklärung zu Protokoll des Gerichts- 
schreibers gegeben werden kann, sollen die Akten einst- 
weilen bei dem Gerichte bleiben und erst nach dem 
Ablaufe der Erklärungsfrist vom Gerichtsschreiber dem 
Staatsanwälte vorgelegt werden. 

Der Staatsanwalt hat nach dem geltenden Gesetze 
(§ 387 Abs. 2) die Akten an das Revisionsgericht 
einzusenden. Der Entwurf läßt im Anschluß an eine 
schon jetzt herrschende Gepflogenheit die Akten zu- 
nächst an die Staatsanwaltschaft beim Revisionsgerichte 
gehen, die sie binnen einer Woche dem Vorsitzenden 
zu übergeben hat. Damit wird der genannten Staats- 
anwaltschaft eine Vorprüfung insbesondere darüber er- 
möglicht, ob das Rechtsmittel des Staatsanwalts auf- 
recht erhalten werden kann. Verzögerungen werden 
durch Festsetzung der Frist verhütet. 
§§ 339, 340. 

Die §§ 339, 340 entsprechen sachlich dem gelten- 
den Gesetze (§§ 388, 389). Durch die Fassung des 
§ 339 wird deutlicher zum Ausdrucke gebracht, daß 
der Beschluß für das darin bezeichnete Gericht nur 
bindend ist, soweit dieses für zuständig erklart wird, 
nicht dagegen hinsichtlich der dem Beschlüsse zu 
Grunde liegenden Rechtsauffassung. Das für zuständig 
erklärte Gericht darf daher bei abweichender Rechts- 
auffassung die Sache zwar nicht zurückverweisen, es 
hat sie aber im übrigen ebenso zu behandeln, wie 
eine direkt vom Untergericht eingegangene Revisions- 
sache. Die dem Reichsgericht im § 136 * der Novelle 
zum Gerichtsverfassungsgesetz eingeräumte Befugnis 
bleibt selbstverständlich unberührt. 

Die 

§§ 341 bis 343 
betreffen die Hauptverhandlung in der Revisionsinstanz 
und stimmen im wesentlichen mit dem geltenden Ge- 
setze (§§ 390, 391) überein. Im § 341 Abs. 1 wird 
neben der Benachrichtigung des Angeklagten auch die 
des Verteidigers vorgeschrieben. Daß, soweit nicht in 
diesem Abschnitt ein anderes bestimmt ist, die für die 
Hauptverhandlung erster Instanz geltenden Regeln ent- 
sprechende Anwendung finden, ist in dem geltenden 
Gesetze nicht ausdrücklich bestimmt, wenn auch die 
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Motive es ohne weiteres annehmen. Es empfiehlt sich, 
den Grundsatz im Gesetze selbst zum Ausdrucke zu 
bringen (§ 341 Abs. 2). Daß der Verteidiger, der 
den Angeklagten in der Hauptverhandlung vertritt, 
hierzu einer schriftlichen Vollmacht bedarf, geht bereits 
aus der allgemeinen) Vorschrift des § 138 Abs. 5 hervor. 
Bezüglich der Fassungsanderungen im § 343 (bis- 
her § 391) kann auf das zu § 327 Abs. 3 Bemerkte ver- 
wiesen werden. 

§§ 344 bis 348. 

Die in den §§ 344 bis 348 enthaltenen Vorschriften 
betreffen die Entscheidung des Revisionsgerichts; sie 
stimmen mit den §§ 392 bis 395 der geltenden Straf- 
prozeßordnung fast durchweg überein. 

Der Abs. 2 des jetzigen § 392 ist durch die all- 
gemeine Vorschrift des § 305 Abs. 1 erledigt. Etwas 
abweichend vom geltenden Rechte wird im § 346 Abs. 2, 
3 die Auswahl des Gerichts geregelt, an welches die 
Sache zur weiteren Verhandlung und Entscheidung zu- 
rückzuverweisen ist. Bisher (§ 394 Abs. 2) kann die 
Zurückverweisung nur an das Gericht, dessen Urteil 
aufgehoben wird, oder an ein demselben Bundesstaat 
angehöriges, benachbartes Gericht gleicher Ordnung 
erfolgen. Nach dem Entwürfe soll die durch die Zu- 
gehörigkeit zu demselben Bundesstaate gezogene 
Schranke wegfallen. Ferner soll bei der Zurückver- 
weisung an die Vorinstanz das Revisionsgericht an- 
ordnen können, daß sich ein anderer Senat oder eine 
andere Kammer des Gerichts der weiteren Verhandlung 
und Entscheidung zu unterziehen hat. Hierdurch wird 
dem Revisionsgerichte die Wahl eines geeigneten Ge- 
richts erleichtert. Durch die Möglichkeit, eine andere 
Kammer oder einen anderen Senat des Berufungsgerichts 
mit der Sache zu betrauen, kann sich die Verweisung 
an ein anderes Gericht, die immerhin manche Er- 
schwerungen nach sich zieht, unter Umstanden er- 
übrigen; ist die Verweisung an ein anderes Gericht 
nicht zu umgehen, so muß es, ohne Rücksicht auf 
die Zugehörigkeit zu demselben Bundesstaate, ge- 
nügen, wenn das Gericht zum Bezirke des Revisions- 
gerichts gehört. Die bisher im Gesetze gezogene 
Schranke macht die Anwendung der Vorschrift un- 
möglich, wenn in dem Bundesstaate, dem das Gericht 
der Vorinstanz angehört, nur ein Landgericht besteht 
oder das etwa bestehende zweite Landgericht dem ersten 
nicht benachbart ist. 

Die veränderte Fassung des § 347 (bisher § 395) 
findet in dem zu § 329 Abs. 3 Bemerkten ihre Be- 
gründung. 

Der § 396 des geltenden Gesetzes, der hinsichtlich 
der Verkündung des Urteils auf die entsprechende Vor- 
schrift für die erste Instanz verweist, ist nach § 341 
Abs. 2 des Entwurfs entbehrlich. An seine Stelle soll 
der neue § 348 treten, durch welchen die allgemeinen 
Vorschriften der §§ 261, 262 für die Revisionsinstanz 
in einem Punkte abgeändert werden. Während die 
Verkündung des Urteils im allgemeinen nur im Beisein 
derselben Mitglieder des Gerichts erfolgen kann, die 
bei der Entscheidung mitgewirkt haben, wird für 
den Fall einer Aussetzung der Verkündung, wie er 
in der Revisionsinstanz besonders leicht vorkommt, eine 
Ausnahme vorgesehen. Es soll genügen, daß das Urteil 
vor der Verkündung von den Richtern, die bei der 
Entscheidung mitgewirkt haben, unterschrieben worden 
ist, wogegen das Gericht bei der Verkündung auch 
anders zusammengesetzt sein darf. Hierdurch wird 
einem dringenden, gerade in der Revisionsinstanz her- 



vorgetretenen Bedürfnisse Rechnung getragen. Die 
Vorschrift unterliegt keinem Bedenken, da hier ein 
Wiedereintreten in die Verhandlung der Sache ausge- 
schlossen ist und die Verkündung des Urteils nur die 
Bekanntmachung eines bereits festgestellten Ergebnisses 
darstellt. 

§§ 349, 350. 

Die §§ 349, 350 geben den Inhalt der bisherigen 
§§ 397, 398 sachlich unverändert wieder. Es bedeutet 
keine sachliche Änderung, wenn im § 349 statt von 
Mitangeklagten von anderen Angeklagten gesprochen 
wird, die bei derselben Tat als Täter, Teilnehmer, 
Begünstiger oder Hehler beteiligt sind; es liegt darin 
nur eine Klarstellung der Vorschrift, die von jeher 
so aufgefaßt worden ist. Ebenso ist schon bisher da- 
von ausgegangen worden, daß die Vorschrift auch zu 
Gunsten solcher Mitangeklagten Platz greift, welche 
die Revision zwar eingelegt, sie aber anders begründet 
haben. Es empfiehlt sich, dies durch einen entsprechen- 
den Zusatz klarzustellen. 

Die Fassung des § 350 Abs. 2 stimmt mit der 
für die Berufung gegebenen Vorschrift des § 330 
überein. Die Abweichungen vom geltenden Gesetze 
(§ 398) finden in dem zum § 330 Bemerkten ihre 
Begründung. 

Fünfter Abschnitt. 

Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Die geltenden Vorschriften über die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens erfahren durch den Entwurf 
erhebliche Änderungen. Schon der Aufbau des der 
Wiederaufnahme bisher gewidmeten vierten Buches ist 
kein glücklicher und auch im einzelnen finden sich 
zahlreiche Mängel und Widersprüche. Vor allem be- 
darf es einer Neuordnung der Voraussetzungen der 
Wiederaufnahme. Der Entwurf geht hierbei davon aus, 
daß gegenüber den zahlreichen neuen Garantien, mit 
denen das Verfahren umgeben wird, und gegenüber 
der Ausdehnung der ordentlichen Rechtsmittel die Wie- 
deraufnahme des Verfahrens in gewissen Schranken 
zu halten ist; es muß ihr die Bedeutung eines außer- 
ordentlichen Rechtsbehelfs gewahrt bleiben, der nur 
für Ausnahmefälle berechnet ist. 

Die Einteilung des Stoffes ist gegenüber dem 
geltenden Rechte verändert. Zunächst werden in den 
§§ 351 bis 355 die Voraussetzungen der Wiederaufnahme 
festgestellt, und zwar ohne äußerliche Trennung der 
Fälle, in denen der Antrag zu Gunsten oder zu Un- 
gunsten des Angeklagten gestellt wird. Es folgen in 
den §§ 356 bis 358 die Regeln über die Zulassung 
des Antrags auf Wiederaufnahme und in den §§ 359 
bis 362 diejenigen für das weitere Verfahren. Den 
Schluß (§ 363) bilden besondere Vorschriften über die 
Wiederaufnahme zu Gunsten verhandlungsunfähiger und 
verstorbener Personen. 

§351 
schickt zunächst einige, allen Fallen der Wiederauf- 
nahme gemeinsame Grundsätze voran. Der Abs. 1 ent- 
spricht in seinem ersten Satze dem Eingange der 
jetzigen §§ 399 und 402, im zweiten Satze dem jetzigen 
§ 401 Abs. 1. Der Abs. 2 bringt zunächst den schon 
dem geltenden Gesetze zu Grunde liegenden Gedanken 
zum Ausdrucke, daß die Wiederaufnahme stets einen 
Antrag voraussetzt; die weiteren Sätze entsprechen 
den bisherigen §§ 400, 405. Die zu .den allgemeinen 
Vorschriften über Rechtsmittel gehörenden §§ 304 und 
307 sind nicht für anwendbar erklärt, weil der Antrag 
auf Wiederaufnahme an keine Frist gebunden ist und 
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eine mündliche Verhandlung über ihn nicht stattfindet. 
Der Abs. 3 gibt den Inhalt des bisherigen § 403 un- 
verändert wieder. 

§ 352. 

Hat sich ein Ricnter, Schöffe oder Geschworener, 
der bei dem Urteile mitgewirkt hat, in der Sache einer 
mit öffentlicher Strafe bedrohten Verletzung seiner Amts- 
pflichten schuldig gemacht (§ 399 Nr. 3, § 402 Nr. 3 
des geltenden Gesetzes), so ermangelt das Urteil der 
Grundlagen einer gesetzmäßigen Rechtspflege und das 
Verfahren muß, ohne Rücksicht darauf, ob das Urteil 
durch das rechtswidrige Verhalten beeinflußt erscheint, 
unter allen Umständen wiederaufgenommen werden. 
Der Entwurf macht daher der Staatsanwaltschaft zur 
Pflicht, gleichviel ob das Urteil zu Gunsten oder zu 
Ungunsten des Angeklagten ergangen ist, die Wieder- 
aufnahme zu beantragen ; nur als unentbehrliche Kautel 
wird im Abs. 2 hinzugefügt, daß der Antrag auch 
vom Angeklagten gestellt werden kann. Auch die bis- 
herige Unterscheidung, derzufolge, falls der Ange- 
klagte selbst, die Pflichtverletzung des Richters ver- 
anlaßt hat, die Wiederaufnahme zwar zu seinen Un- 
gunsten, aber nicht zu seinen Gunsten beantragt werden 
kann, erscheint nicht gerechtfertigt. Die Handlung des 
Angeklagten zieht in diesem Falle, die nach den Ge- 
setzen eintretende Bestrafung nach sich, darf aber nicht 
dazu führen, daß ein auf ungesetzliche Weise zustande 
gekommenes Urteil zu seinem Nachteil aufrecht er- 
halten bleibt. 

§ 353. 

Hier werden die bisher im § 399 Nr. 1, 2 und 
im § 402 Nr. 1, 2 enthaltenen Gründe der Wieder- 
aufnahme zusammengefaßt. Eine Abweichung von dem 
geltenden Rechte besteht darin, daß bei falschem 
Zeugnis oder falschem Gutachten die Wiederaufnahme 
nicht auf den Fall beschränkt wird, daß sich der 
Zeuge oder Sachverständige einer Verletzung der Eides- 
pflicht schuldig gemacht hat. Die bezeichnete Ein- 
schränkung unterliegt schon vom Standpunkte des gelten- 
den Rechtes gewissen Bedenken, da auch gegenwärtig 
unter Umständen das Urteil auf einem unbeeidigten 
Zeugnis oder Gutachten beruhen kann; sie verliert 
jede Berechtigung, wenn mit dem Entwurf in weitem 
Umfange gestattet wird, von der Vereidigung der 
Zeugen und Sachverständigen abzusehen. Wie es schon 
jetzt für die Wiederaufnahme genügt, wenn eine fälsch- 
lich angefertigte oder verfälschte Urkunde in der 
Hauptverhandlung als Beweismittel benutzt worden ist, 
ohne daß es darauf ankommt, ob der Tatbestand einer 
strafbaren Handlung gegeben ist, so muß es auch 
genügen, daß ein falsches Zeugnis oder ein falsches 
Gutachten in der Hauptverhandlung abgegeben oder 
verlesen worden ist, ohne Unterschied, ob sich der 
Zeuge oder Sachverständige dadurch strafbar gemacht 
hat oder nicht. Allerdings wird in beiden Fällen vor- 
ausgesetzt, daß der Inhalt der Urkunde oder der Aus- 
sage von Einfluß auf die Entscheidung gewesen ist. 
Geht aus dem Urteile hervor, daß der Richter dem 
Beweismittel keine Bedeutung beigelegt hat, so ent- 
behrt der Wiederaufnahmegrund der Relevanz für das 
Urteil und kann zu dessen Aufhebung nicht führen. 
Dem entspricht die Vorschrift des Abs. 1. 

Die Bestimmung des Abs. 2 gibt den jetzigen 
§ 404 wieder, beseitigt aber zugleich einen Zweifel, 
der hinsichtlich der Anwendbarkeit dieser Vorschrift 
auf die Wiederaufnahmegründe des § 399 Nr. 1, 2 und 
des § 401 Nr. 1, 2 des geltenden Gesetzes entstanden 



ist. Wird der Antrag auf Wiederaufnahme damit be- 
gründet, daß durch die Benutzung der falschen Ur- 
kunde oder durch die falsche Aussage eine strafbare 
Handlung begangen sei, so muß verhütet werden, daß 
diese Frage in zwei verschiedenen Verfahren und in 
dem einen möglicherweise in entgegengesetztem Sinne 
wie in dem anderen entschieden wird. Demgemäß 
soll in Fällen dieser Art das Strafverfahren dem Wieder- 
aufnahmeverfahren vorausgehen und der Antrag nur 
darauf gestützt werden können, daß wegen der Hand- 
lung eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt ist, es sei 
denn, daß das Strafverfahren aus anderen Gründen 
als wegen Mangels an Beweis (z. B. wegen Todes, 
Geisteskrankheit, Abwesenheit und dergleichen) nicht 
eingeleitet oder nicht durchgeführt werden kann. Das- 
selbe muß jedoch auch dann gelten, wenn die Be- 
gehung der strafbaren Handlung vom Antragsteller 
zwar nicht ausdrücklich behauptet wird, nach Lage 
der Sache aber diese Behauptung dem Antrag ent- 
nommen werden muß. Denn der Zweck der Vor- 
schrift würde nicht erreicht, wenn beispielsweise dem 
Antragsteller gestattet wäre, den Antrag lediglich auf 
die objektive Unrichtigkeit der Aussage eines Zeugen 
zu stützen, obwohl nach Lage der Sache der Schluß 
daraus gezogen werden muß, daß sich der Zeuge einer 
Verletzung der Eidespflicht schuldig gemacht hat. Durch 
die Fassung des Abs. 2 wird eine solche Auslegung der 
Vorschrift ausgeschlossen. 

§§ 354, 355. 

Während in den Fällen des § 353 der Grund der 
Wiederaufnahme darin liegt, daß Beweismitteln, auf 
welche das Urteil gestützt war, nachträglich die Be- 
weiskraft entzogen ist, handelt es sich in den §§ 354, 
355 darum, daß auf Grund neuer Tatsachen oder 
Beweismittel ein direkter Gegenbeweis gegen die Ent- 
scheidung der Schuldfrage geführt wird, und zwar 
sowohl in der Richtung der Unschuld (§ 354) als 
der Schuld (§ 355) des Angeklagten. 

Durch den § 354 soll die Vorschrift der Nr. 5 
des jetzigen § 399 ersetzt werden. Ober die Mängel 
dieser Vorschrift besteht allgemeines Einverständnis. Sie 
leidet vor allem an dem Fehler, daß sie auf Grund 
eines bloßen Zweifels an der Richtigkeit eines rechts- 
kräftigen Urteils zu einer Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens führen kann, und zwar in einem Zeitpunkte, 
wo die Beweismittel, auf die das Urteil gestützt war, 
nicht mehr vorhanden oder infolge Zeitablaufs in ihrer 
Beweiskraft geschwächt sind. Die Praxis zeigt, daß es 
infolgedessen zuweilen zu einer neuen Hauptverhand- 
lung kommt, in welcher der früher Verurteilte nicht 
wegen erwiesener Unschuld, sondern nur deshalb frei- 
gesprochen wird, weil die früheren Grundlagen des 
Urteils nicht wiederherzustellen sind, unter Umständen 
selbst dann, wenn gerade die neuen Tatsachen und 
Beweismittel, die zur Wiederaufnahme geführt hatten, 
sich als hinfällig erweisen. Nachträgliche Freisprechun- 
gen, die auf diese Weise erzielt werden, verletzen das 
Rechtsbewußtsein und müssen das Vertrauen in die 
Zuverlässigkeit der Rechtspflege erschüttern. Auf der 
anderen Seite widerspricht die Vorschrift des gelten- 
den Gesetzes insofern der Billigkeit, als sie in Schöffen- 
gerichtssachen die Beibringung von Tatsachen und 
Beweismitteln, die der Verurteilte in dem früheren 
Verfahren gekannt und geltend zu machen versäumt 
hat, schlechthin ausschließt. Ergibt sich aus neuen 
Tatsachen oder Beweismitteln die Unschuld des früher 
Verurteilten, so kann einer Versäumnis des Angeklagten 
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wohl für die Frage seiner Entschädigung Bedeutung 
beigemessen werden, sie darf aber nicht dazu führen, 
dem unschuldig Verurteilten die Möglichkeit zu ent- 
ziehen, seine Unschuld nachzuweisen und sich durch 
eine nachträgliche Freisprechung von dem Makel der 
früheren Verurteilung zu reinigen. In beiden Be- 
ziehungen will der Entwurf Abhilfe schaffen. Er 
schrankt einerseits den Wiederaufnahmegrund insofern 
ein, als die neuen Tatsachen oder Beweismittel die 
Unschuld des Verurteilten ergeben oder doch dartun 
müssen, daß ein begründeter Verdacht gegen ihn nicht 
mehr vorliegt, und er erweitert andererseits die Wieder- 
aufnahme, indem er den auf die Schöffengerichts- 
sachen bezüglichen zweiten Satz der Nr. 5 des bis- 
herigen § 399 in V^egfall bringt 

Die Ausdrucksweise des Entwurfs stimmt mit dem 
§ 1 des Gesetzes vom 20. Mai 1898 .über die Ent- 
schädigung der im Wiederaufnahmeverfahren Freige- 
sprochenen und mit dem § 1 des Gesetzes vom 14. Juli 
1904 über die Entschädigung für unschuldig erlittene 
Untersuchungshaft überein. Der Abs. 2 entspricht dem 
geltenden Oesetz und schließt sich in der Fassung 
gleichfalls dem § 1 des Gesetzes vom 20. Mai 1898 an. 

Der § 355 betrifft die Wiederaufnahme auf Grund 
direkten Gegenbeweises der Schuld zu Ungunsten des 
Angeklagten. Er stimmt mit dem geltenden Gesetze 
(§ 402 Nr. 4) überein, indem er diesen Beweis nur 
auf Grund eines glaubwürdigen Geständnisses des An- 
geklagten zuläßt. Dabei beseitigt er einen Mißstand, 
der sich nach jetzigem Rechte daraus ergibt, daß der 
§ 402 zwar im Eingange vom Angeklagten, in der 
Xr. 4 aber vom Freigesprochenen redet. Hieraus ist 
gefolgert worden, daß, wenn der Angeklagte über- 
haupt, sei es auch nur wegen einer im Vergleiche 
zur Anklage geringfügigen Straftat verurteilt worden 
ist, die Wiederaufnahme gegen ihn wegen eines spä- 
teren Geständnisses nicht Platz greifen könne. Dies 
hat zum Beispiel zu dem die materielle Gerechtigkeit 
verletzenden Ergebnisse geführt, daß eine Person, die 
in dem ersten Verfahren zu Freiheitsstrafe verurteilt 
worden war, nachträglich aber in glaubwürdiger Weise 
eingestanden hatte, einen Mord begangen zu haben, 
und daraufhin nach der Wiederaufnahme des Verfahrens 
von den Geschworenen des Mordes für schuldig er- 
achtet worden war, der verdienten Strafe entging, weil 
das Reichsgericht 1 ) die Wiederaufnahme nach dem Wort- 
laute des § 402 nicht für zulässig erachtete. 

Der besondere Wiederaufnahmegrund der Auf- 
hebung eines zivilgerichtlichen Urteils, auf welches 
das Strafurteil sich gründet (§ 399 Nr. 4 des gelten- 
den Gesetzes), ist vom Entwürfe fallen gelassen. Prak- 
tische Bedeutung hat er überhaupt nicht gewonnen und 
schon hieraus ergibt sich, daß ein Bedürfnis, ihn auf- 
recht zu erhalten, nicht besteht. Ein Strafurteil wird 
sich, da der Strafrichter im allgemeinen auch über 
zivilrechtliche Fragen selbständig zu entscheiden hat 
(§ 255 Abs. 2), regelmäßig auf ein zivilgerichtliches 
Urteil nur insoweit gründen können, als dieses unter 
den Parteien ein ihrer Verfügung unterworfenes Rechts- 
verhältnis, z. B. die Abgrenzung benachbarter Grund- 
stücke, in konstitutiver Weise für die Zukunft fest- 
stellt Wird ein rechtskräftiges Zivilurteil dieser Art, 
auf das sich das Strafurteil, etwa im Falle einer Grenz- 
verrückung, gestützt hat, nachmals im Verfolg einer 
Nichtigkeits- oder Restitutionsklage wieder aufgehoben, 
so bild et die hieraus sich ergebende Veränderung der 

!) Zu vergl. Entsch. in Strafs. Bd. 3 S. 399. 



Rechtslage eine neue Tatsache im Sinne des § 354, 
ist also schon aus diesem Grunde geeignet, die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens zu begründen. 

§§ 356 bis 358. 

Die Vorschriften über die Zulassung des Antrags 
auf Wiederaufnahme stimmen im allgemeinen mit dem 
geltenden Gesetze (§§ 406, 407, § 408 Abs. 1, § 412) 
überein. Durch den § 357 werden die Zweifel be- 
seitigt, welche der jetzige § 407 hinsichtlich der Frage 
bestehen läßt, bei welchem Gerichte der Antrag an- 
zubringen ist, wenn Urteile verschiedener Instanzen 
ergangen sind. Abgesehen von dem Falle des § 352, 
in dem der Antrag der Natur der Sache nach bei dem 
Gericht anzubringen ist, bei dessen Urteil der schul- 
dige Richter, Schöffe oder Geschworene mitgewirkt hat, 
kommt es darauf an, von welchem Gerichte die Fest- 
stellungen getroffen sind, die durch den Antrags auf 
Wiederaufnahme angegriffen werden. Je nach der Sach- 
lage kann dies das Revisionsgericht, das Berufungs- ' 
gericht oder das Gericht erster Instanz sein. Das Re- 
visionsgericht kommt beispielsweise in Betracht, wenn 
es auf Grund gefälschter Urkunden Tatsachen, insbe- 
sondere die Ordnungsmäßigkeit des Strafantrags, die 
Unterbrechung der Verjährung, die Wahrung eines 
Rechtsmittels und dergleichen festgestellt hat und diese 
Feststellungen angegriffen sind. 'Abgesehen hiervon wer- 
den, wenn die Berufungsinstanz beschritten worden 
ist, regelmäßig die Feststellungen des Berufungsgerichts 
den Gegenstand des Angriffs bilden, so daß der An- 
trag bei diesem Gerichte zu stellen ist. Immerhin 
ist es nicht ausgeschlossen, daß auch nach einer Ent- 
scheidung des Berufungsgerichts der Antrag bei dem 
Gericht erster Instanz gestellt werden muß, so bei- 
spielsweise, wenn das Berufungsgericht das Rechtsmittel 
als unzulässig verworfen hat oder auf Grund der Be- 
rufungsanträge nur mit der rechtlichen Beurteilung der 
in erster Instanz festgestellten Tatsachen oder nur mit 
der Straffrage befaßt war. 

Daß die Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Antrags ohne mündliche Verhandlung erfolgt (§ 407 
Abs. 2 des geltenden Gesetzes), ist selbstverständlich, 
bedarf daher keiner Hervorhebung im Gesetze. 

Der § 358 regelt die Voraussetzungen, unter wel- 
chen der Wiederaufnahmeantrag als unzulässig zu ver- 
werfen ist. Im Abs. 1 ist durch die Bezugnahme auf 
die gesetzlich bestimmten Voraussetzungen der Wieder- 
aufnahme in Verbindung mit § 353 Abs. 1 klarge- 
stellt, daß schon bei der Entscheidung über die Zu- 
lässigkeit des Antrags zu prüfen ist, ob der Inhalt 
einer Urkunde oder Aussage, deren Unrichtigkeit be- 
hauptet wird, Einfluß auf die Entscheidung ausgeübt 
hat. Diese Regelung entspricht der Natur der Sache, 
da die Relevanz des Wiederaufnahmegrundes eine not- 
wendige Voraussetzung der Zulässigkeit des Antrags 
bilden muß. Der Umstand, daß das geltende Gesetz 
die Frage, ob die im § 399 Nr. 1, 2 und im § 402 
Nr. 1, 2 bezeichneten Wiederaufnahmegründe von Ein- 
fluß auf das Urteil gewesen sind, erst im § 410 erwähnt, 
hat auf die Frage, in welchem Verhältnisse die nach 
§ 408 und nach § 410 ergehenden Entscheidungen 
zueinander stehen, verwirrend gewirkt und die Folge 
gehabt, daß mitunter Beweiserhebungen über Anträge 
stattfinden, die von vornherein als unzulässig hätten 
verworfen werden müssen. 

Durch die in den § 358 Abs. 2 neu eingestellte 
Vorschrift soll einem in der Praxis hervorgetretenen 
Bedürfnisse Rechnung getragen werden. Es kommt 
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nicht selten vor, daß Verurteilte in ihren Anträgen 
lediglich auf frühere, schon sachlich geprüfte und durch 
unanfechtbaren Beschluß zurückgewiesene Behauptun- 
gen zurückkommen, ohne neue Beweismittel dafür an- 
zugeben. Die Praxis hilft sich in der Weise, daß die 
Anträge unter Bezugnahme auf die früheren Beschlüsse 
als unbegründet zurückgewiesen werden. Nach dem 
Entwürfe soll das Gericht in solchen Fällen befugt 
sein, den Antrag ohne weiteres als unzulässig zu ver- 
werfen. Diese Befugnis muß jedoch auf den Fall be- 
schränkt bleiben, daß der Antrag ausschließlich auf 
bereits erledigte Behauptungen und Beweismittel zurück- 
kommt; denn es ist nicht ausgeschlossen, daß diese 
in Verbindung mit neuen Anführungen Bedeutung ge- 
winnen. 

Der Abs. 3 Satz 1 des § 358 gewährt im Anschluß 
an den jetzigen § 412 gegen den Beschluß über die j 
Zulässigkeit des Antrags das Rechtsmittel der sofortigen 
Beschwerde. Daß hier unter dem Beschlüsse sowohl 
der den Antrag als unzulässig verwerfende als der 
ihn zulassende Beschluß zu verstehen ist und daß 
gegen den letzteren der Staatsanwaltschaft das Rechts- 
mittel zusteht, ergibt sich aus dem Zusammenhange. 
Durch den zweiten Satz wird eine Lücke des Gesetzes 
ausgefüllt und klargestellt, daß die Formvorschriften 
des § 356 Abs. 2 auch auf die Einlegung der Be- 
schwerde, soweit sie zu Gunsten des Verurteilten erfolgt, 
Anwendung finden. 

Einer Klarstellung bedarf die Frage, wie das Be- 
schwerdegericht die Sache weiter zu behandeln hat, 
wenn es die Beschwerde für begründet erachtet. In 
der Praxis ist * vielfach angenommen worden, daß sich 
das Beschwerdegericht nicht darauf zu beschränken 
habe, den Antrag für zulässig zu erklären, vielmehr 
gemäß § 351 Abs. 2 des geltenden Gesetzes ver- 
pflichtet sei, die in der Sache weiter erforderliche 
Entscheidung zu treffen, also nach Vornahme der 
gebotenen Beweiserhebungen auch darüber zu be- 
schließen, ob der Antrag begründet und die Er- 
neuerung der Hauptverhandlung anzuordnen ist Durch 
ein solches Verfahren wird dem Beschwerdeführer hin- 
sichtlich der Frage, ob der Antrag begründet ist, eine 
Instanz entzogen und jede Anfechtung der Ent- 
scheidung abgeschnitten. Wenngleich schon durch die 
Fassung, die der § 312 Abs. 2 des Entwurfs erhalten 
hat, jener Praxis der Boden entzogen wird, erscheint 
es doch bei der praktischen Wichtigkeit der Frage 
geboten, hier eine ausdrückliche Bestimmung zu treffen. 
Dem entspricht der dritte Satz des § 358 Abs. 3. 
Dabei sind dem Beschwerdegericht in bezug auf die 
Zurückweisung der Sache dieselben Befugnisse gegeben, 
die der Entwurf nach § 346 Abs. 2, 3 dem Revisions- 
gericht einräumt Dies genügt auch gegenüber der 
zuweilen gemachten Beobachtung, daß das Gericht, 
dessen Feststellungen durch den Antrag auf Wieder- 
aufnahme angegriffen werden, dem Antrage zunächst 
eine gewisse Abneigung entgegenbringt. Wenn mit 
Rücksicht hierauf angeregt worden ist, schon die 
Prüfung des Wiederaufnahmeantrags auf seine Zu- 
lässigkeit von vornherein einem bisher unbeteiligt ge- 
wesenen Gerichte zu übertragen, so steht dem der 
Umstand entgegen, daß für die Entscheidung der Frage, 
ob die in dem Antrag angeführten Tatsachen und 
Beweismittel sich als neu darstellen, an sich das früher 
mit der Sache befaßt gewesene Gericht am besten 
geeignet ist. Dagegen erscheint es unbedenklich, das 
Beschwerdegericht, wenn es die Beschwerde für be- 
gründet erachtet, zu ermächtigen, die Sache zur weiteren 



Entscheidung an ein anderes zu seinem Bezirke ge- 
hörendes, benachbartes Gericht gleicher Ordnung zu 
verweisen oder auch anzuordnen, daß ein anderer 
Senat oder eine andere Kammer des Gerichts sich 
der weiteren Entscheidung zu unterziehen hat. 
§ 359. 

Der Abs. 1 gibt den Inhalt des jetzigen § 408 
Abs. 2 wieder, fügt aber hinzu, daß der Antrag, 
wenn er von der Staatsanwaltschaft gestellt wird, auch 
dem Verteidiger mitzuteilen ist 

Das weitere Verfahren über den Antrag regelt 
der Entwurf in verschiedenen Punkten abweichend 
von dem geltenden Gesetze (§ 409). Die Abweichungen 
beruhen auf der Erwägung, daß der Beschluß über 
den Antrag und die etwaige Erneuerung der Haupt- 
verhandlung auf möglichst zuverlässigen Grundlagen 
beruhen muß, damit nicht ohne Grund dem früheren 
Urteile seine Bedeutung entzogen wird. Denn wenn 
auch formell über die Aufhebung oder Aufrecht- 
erhaltung des Urteils erst auf Grund der neuen Haupt- 
verhandlung zu entscheiden ist, so liegt der Schwer- 
punkt des Wiederaufnahmeverfahrens doch in dem 
Beschlüsse, der darüber entscheidet, ob der Antrag 
begründet ist oder nicht Wird die Erneuerung der 
Hauptverhandlung angeordnet, so ist schon damit dem 
Urteile seine bisherige Autorität genommen. 

Zunächst besteht eine Abweichung gegenüber dem 
jetzigen Verfahren darin, daß das Gericht die Beweis- 
erhebungen selbst vornehmen kann. Dies empfiehlt 
£ich, weil es nicht selten von Wichtigkeit sein wird, 
daß alle Mitglieder des Beschlußgerichts einen persön- 
lichen Eindruck von den neu zu hörenden Zeugen 
empfangen. Ferner wird klargestellt, daß sich das 
Verfahren nicht auf die Aufnahme der angetretenen 
Beweise (§ 409 Abs. 1 des Gesetzes) zu beschränken 
braucht; vielmehr soll das Gericht auch sonstige Be- 
weiserhebungen vornehmen, soweit dies für die Ent- 
scheidung über den Antrag erforderlich erscheint 
Allerdings hat sich die Beweisaufnahme zunächst auf 
die Feststellung der Tatsachen zu richten, die zur Be- 
gründung der Wiederaufnahme geltend gemacht sind 
(§ 351 Abs. 2); hierbei wird es aber unter Umständen 
geboten sein, über die vom Antragsteller und seinem 
Gegner angebotenen Beweismittel hinauszugehen. Denn 
das Gericht muß einen Oberblick über die gesamte 
Sachlage gewinnen und zu diesem Behufe kann es 
Veranlassung haben, das neue Beweismaterial dem 
früheren gegenüberzustellen und die sich aus der Sach- 
lage ergebenden Gegenbeweise zu erheben. Vor allem 
aber erscheint es geboten, die Vereidigung der zu 
vernehmenden Zeugen und Sachverständigen unbedingt 
vorzuschreiben. Es ist einleuchtend, daß ein rechts- 
kräftiges Urteil, das regelmäßig auf eidlichen Aussagen 
beruht, nicht auf Grund uneidlicher Aussagen, 
die jederzeit straflos widerrufen werden können, seiner 
Wirkungen entkleidet werden darf. Aus diesem 
Grunde soll, auch wenn im früheren Verfahren in- 
folge allseitigen Einverständnisses (§ 60) die Ver- 
eidigung unterblieben sein sollte, das Gleiche in diesem 
Verfahren nicht Platz greifen. Nur soweit das Gesetz 
die Vereidigung verbietet (§ 58) oder aus besonderen 
in der Person des Zeugen liegenden Gründen in das 
richterliche Ermessen stellt (§ 59), muß dies auch 
hier gelten. Die Beweiserhebungen sind mit den 
Garantien der unbeschränkten Parteiöffentlichkeit um- 
geben. Daß im Wiederaufnahmeverfahren das Recht 
des Verteidigers zur Einsicht in die Akten uneinge- 
schränkt ist, bedarf keiner besonderen Hervorhebung. 
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§ 860. 

Der § 360 betrifft di£ Entscheidung über den 
Antrag auf Wiederaufnahme und stimmt im allgemeinen 
mit dem geltenden Gesetze (§ 410, § 411 Abs. 2) 
überein. 

Sind die gesetzlichen Voraussetzungen einer 
Wiederaufnahme dargetan, so ist wie nach dem gelten- 
den Gesetze (§ 410 Abs. 2) regelmäßig die Er-» 
neuerung der Hauptverhandlung anzuordnen. Daß 
diese im allgemeinen vor dem Gerichte stattzufinden 
hat, dessen Feststellungen angegriffen werden und das 
infolgedessen die Erneuerung anordnet, bedarf keiner 
ausdrücklichen Bestimmung; der § 357 führt von selbst 
zu diesem Ergebnisse. Der Grundsatz läßt sich jedoch 
nicht ausnahmslos durchführen; vielmehr wird es 
unter Umständen zweckentsprechend sein, die neue 
Hauptverharidlung nicht vor dem bezeichneten Gerichte, 
sondern vor einem Gerichte niederer Ordnung statt- 
finden zu lassen. Betrifft z. B. die Wiederaufnahme 
eine Sache, die lediglich infolge der Verbindung mit 
einer andren, durch den Wiederaufnahmeantrag nicht 
berührten Sache von dem Gerichte höherer Ordnung 
abgeurteilt worden ist, so würde die Erneuerung der 
Hauptverhandlung vor diesem Gerichte der Bedeutung 
des Gegenstandes nicht entsprechen. Ebenso verhält 
es sich, wenn die Anklage wegen einer zur Zu- 
ständigkeit des Gerichts höherer Ordnung gehörenden 
Straftat erhoben, die Verurteilung aber nur wegen 
eines diese Zuständigkeit nicht erreichenden Delikts 
erfolgt war. Ob das Gericht auch ohne eine aus- 
drückliche Vorschrift des Oesetzes befugt sein würde, 
in solchen Fällen die Erneuerung der Hauptverhandlung 
vor dem niederen Gericht anzuordnen, kann bezweifelt 
werden; es empfiehlt sich daher, die fragliche Befugnis 
ausdrücklich anzuerkennen (Abs. 3). 

Gegen den Beschluß, durch den der Antrag 
zurückgewiesen oder die Erneuerung der Hauptver- 
handliing angeordnet wird, gibt der Entwurf (Abs. 4) 
in üt\ Einstimmung mit dem geltenden Oesetze (§ 412) 
die sofortige Beschwerde. In bezug auf die Form der 
Beschwerde und auf die Befugnis des Beschwerde- 
gerichts, bei begründeter Beschwerde die weitere Ent- 
scheidung der Sache einem anderen zu seinem Bezirke 
gehörenden, benachbarten Gerichte gleicher Ordnung 
oder einem anderen Senat oder einer anderen Kammer 
zuzuweisen, treffen die gleichen Gesichtspunkte zu, 
wie für die Beschwerde gegen den Beschluß über 
die Zulässigkeit des Wiederaufnahmeantrags; die Vor- 
schriften des § 358 Abs. 3 sollen deshalb auch hier 
Anwendung finden. ? 

Das geltende Gesetz (§411 Abs. 2) läßt, auch 
abgesehen von den besonderen Fällen, in denen eine 
mündliche Verhandlung unmöglich ist, die Frei- 
sprechung des Angeklagten ohne Erneuerung der 
Hauptverhandlung zu. Es kann zweifelhaft erscheinen, 
ob die Beseitigung eines auf Orund mündlicher Ver- 
handlung ergangenen rechtskräftigen Urteils, falls einer 
erneuten Verhandlung Hindernisse nicht entgegenstehen, 
ohne eine solche überhaupt angemessen ist. Die Straf- 
prozeßnovelle von 1895 hat die Frage verneint und die 
Aufhebung der betreffenden Vorschrift vorgeschlagen. 
Der Entwurf glaubt indessen, behufs möglichster Ver- 
einfachung des Verfahrens und im Interesse des An- 
geklagten, dem an einer alsbaldigen Freisprechung 
ohne Erneuerung der Hauptverhandlung gelegen sein 
kann, die Vorschrift beibehalten zu sollen (§ 360 
Abs. 2). Er gibt ihr jedoch eine Gestalt, welche 
die früher erhobenen Bedenken im wesentlichen be- 



seitigt. Zunächst soll* wie sich aus Abs. 1 ergibt* 
die Freisprechung nkht durch einfachen Beschluß, 
sondern in der Form eines Urteils ausgesprochen 
werden. Ferner wird die Befugnis des Gerichts auf 
den Fall des § 354 Abs. 1 beschränkt; es muß also die 
Unschuld des Verurteilten oder der Mangel eines be- 
gründeten Verdachts bereits dargetan sein. Endlich 
wird die ausdrückliche Zustimmung der Staatsanwalt- 
schaft erfordert. Eine besondere Zustimmungserklärung 
des Angeklagten zu erfordern, erscheint unnötig; denn 
es ist nicht abzusehen, inwiefern der Angeklagte durch 
das Verfahren beschwert werden könnte, da dem 
einzigen Interesse, das er an der Vornahme der Haupt- 
verharidlung haben kann, nämlich vor der Öffent- 
lichkeit rehabilitiert zu werden, durch die Vorschrift 
des § 362 über die Bekanntmachung der Freisprechung 
in öffentlichen Blättern Rechnung getragen ist. 

§ 361 

gibt den Inhalt des bisherigen § 413 ohne sachliche 
Änderungen wieder. Daß das Gericht in der erneuten 
Hauptverhandlung auf die Ergebnisse der früheren 
Hauptverhandlung nicht Rücksicht zu nehmen hat, 
wird der Deutlichkeit wegen ausdrücklich hervor- 
gehoben. Die Vorschrift, daß im Falle des Abs. 2 
auch die einer Gesamtstrafe zu Grunde liegenden 
Einzelstrafen nicht höher als in der früheren Ent- 
scheidung bemessen werden dürfen, stellt nur die 
Bedeutung des bisherigen § 413 Abs. 2 außer Zweifel. 

§ 362. 

Ein Recht des Antragstellers auf öffentliche Be- 
kanntmachung einer im Wiederaufnahmeverfahren er- 
zielten Freisprechung ist gegenwärtig (§ 411 Abs. 4 
des geltenden Gesetzes) nur bei Freisprechungen ohne 
Hauptverhandlung anerkannt. Die Bekanntmachung 
soll hier im Interesse des Verurteilten einen Ersatz 
für die Öffentlichkeit der Verhandlung und Urteils- 
verkündung bieten. Die Öffentlichkeit der Verhand- 
lung hat indessen für den Freigesprochenen nicht 
schlechthin den gleichen Wert wie eine amtliche Be- 
kanntmachung; es erscheint deshalb billig, das Recht 
auf die letztere allen Freigesprochenen zu gewähren. 
Auf diesem Standpunkte stand schon die Vorlage von 
1805 und auch die Militärstrafgerichtsordnung (§ 449) 
hat eine entsprechende Vorschrift aufgenommen. Der 
Entwurf geht insofern noch weiter, als er jeder Person, 
die zu Gunsten des Freigesprochenen die Wieder- 
aufnahme beantragt hat (§ 301 Abs. 2, §§ 302, 303), 
das gleiche Recht auf die Veröffentlichung der Frei- 
sprechung einräumt. 

§ 363. 

Nach dem geltenden Gesetze (§ 401 Abs. 1, § 411 
Abs. 1) schließt der Tod des Verurteilten den Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens nicht aus. Wird 
der Antrag von einem Verwandten des Verstorbenen 
gestellt, so findet eine Hauptverhandlung nicht statt; 
das Gericht hat vielmehr die etwa noch erforder- 
lichen Beweise zu erheben und entweder auf Frei- 
sprechung zu erkennen oder den Antrag abzulehnen. 
Die Verhängung einer geringeren Strafe unter An- 
wendung eines milderen Strafgesetzes ist ausgeschlossen. 
Der Entwurf hält hieran fest, erweitert jedoch die 
jetzigen Vorschriften in verschiedenen Punkten. 

Keine Änderung des bestehenden Rechtes enthält 
es, wenn der Entwurf den Grundsatz, daß die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens zu Gunsten eines Ver- 
storbenen nur zulässig ist, sofern die Freisprechung 
in Frage kommt, auf Personen ausdehnt, die wegen 
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unheilbarer Geisteskrankheit oder aus anderen Gründen 
dauernd verhandlungsunfähig sind. Denn da das 
geltende Gesetz diese Personen nicht besonders er- 
wähnt, so sind sie oder ihre gesetzlichen Vertreter 
auf die allgemeine Vorschrift des § 411 Abs. 2 an- 
gewiesen, nach der eine Wiederaufnahme ohne Haupt- 
verhandlung nur im Falle der Freisprechung möglich 
ist. Die Folge hiervon ist aber, daß die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens auch bei Geisteskranken oder 
sonst dauernd Verhandlungsunfähigen von der im 
§ 411 Abs. 2 (§ 360 Abs. 2 des Entwurfs) vor- 
gesehenen Zustimmung der Staatsanwaltschaft abhängt. 
Eine solche Beschränkung erscheint hier nicht gerecht- 
fertigt Der Entwurf beseitigt sie, indem er die be- 
zeichneten Personen den Verstorbenen in bezug auf 
die Zulässigkeit der Wiederaufnahme gleichstellt. 

Was das Verfahren anlangt, so entscheidet der 
Entwurf die bisher streitige Frage, in welcher Form 
die Freisprechung zu erfolgen hat, in dem Sinne, daß 
diese auch hier durch Urteil unter gleichzeitiger Auf- 
hebung der früheren Entscheidung auszusprechen ist. 
Ferner wird der bisher übergangene Fall berücksichtigt, 
daß der Verurteilte während eines von ihm beantragten 
Wiederaufnahmeverfahrens stirbt. Hier gibt der Ent- 
wurf den Verwandten das Recht, das Verfahren fort- 
zusetzen, selbstverständlich nur innerhalb der Grenzen, 
in denen zu Gunsten eines Verstorbenen die Wieder- 
aufnahme möglich ist, also nur zum Zwecke der Frei- 
sprechung. 

Viertes Buch. 

Besondere Arten des Verfahrens. 



Der Entwurf vereinigt die jetzt im fünften und 
sechsten Buche enthaltenen Abschnitte in einem Buche, 
da die Privatklage und die Nebenklage, die bisher ein 
besonderes Buch mit der Überschrift „Beteiligung des 
Verletzten bei dem Verfahren" bilden, gleichfalls be- 
sondere Verfahrensarten darstellen, die Beteiligung des 
Verletzten aber auch an anderen Stellen des Entwurfs 
(zu vergl. insbesondere §§ 177 bis 180) behandelt ist. 
In zwei neuen Abschnitten wird das Verfahren gegen 
Jugendliche und das schleunige Verfahren geregelt. 

Erster Abschnitt. 

Verfahren gegen Jugendliche. 

Die Ziele, die der Entwurf bezüglich der Be- 
handlung jugendlicher Übeltäter verfolgt, sind in den 
einleitenden Bemerkungen (S. 163 ff.) dargelegt worden. 
Sie gehen darauf hin, die Bestrafung Jugendlicher 
auf Fälle zu beschränken, in denen erzieherische Maß- 
nahmen keinen Erfolg versprechen, die Berührung der 
Jugendlichen mit den Strafgerichten nach Möglichkeit 
zu verhüten und da, wo die Einleitung einer straf- 
gerichtlichen Untersuchung sich als unumgänglich er- 
weist, das Verfahren so zu gestalten, wie es die Schutz- 
bedürftigkeit der Jugendlichen erheischt. Zu den ein- 
zelnen Vorschriften ist folgendes zu bemerken: 
§ 364. 

Während die Bestimmungen des materiellen Straf- 
rechts, die sich auf die Delikte jugendlicher Personen 
beziehen (§§ 56, 57 des Strafgesetzbuchs), und ebenso 
die in den § 23 * Abs. 2, § 73 Nr. 9 der Novelle 
zum Gerichtsverfassungsgesetz enthaltenen Zuständig- 
keitsnormen lediglich das Alter, in dem der Verdäch- 
tige bei Begehung der Tat gestanden hat, im Auge 
haben, also auch in dem Falle zur Anwendung kom- 



men, wenn der Verdächtige zur Zeit des Strafver- 
fahrens schon über achtzehn Jahre alt ist, sollen die 
Vorschriften über das Verfahren gegen Jugendliche nur 
dann Platz greifen, wenn der Verdächtige das acht- 
zehnte Lebensjahr in dem Zeitpunkte noch nicht 
vollendet hat, in dem die Behörden sich mit der 
Sache befassen. Diese Art der Begrenzung ist durch 
den Zweck der Vorschriften geboten. Denn sowohl 
für die Frage, ob an die Stelle der Strafe Erziehung^ 
maßregeln treten können, wie für die Frage der be- 
sonderen Schutzbedürftigkeit kann es nur darauf an- 
kommen, ob der Verdächtige in dem Zeitpunkt, in 
dem die Erziehung einsetzen oder der Schutz gewährt 
werden soll, noch erziehungsfähig und schutzbedürftig 
ist. Beides soll nach dem Entwurf angenommen wer- 
den, solange der Verdächtige das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. Vorher ist eine volle körper- 
liche und geistige Reife regelmäßig noch nicht ein- 
getreten; auch empfiehlt es Sich, die Altersgrenze, mit 
deren Erreichung die besondere Stellung des Ver- 
dächtigen im Strafverfahren aufhört, mit dem Ein- 
tritte der vollen Straf mündigkeit nach materiellem Straf- 
rechte zusammenfallen zu lassen. 

§§ 365, 366. 

Um in denjenigen Fällen, in welchen bei Straf- 
taten jugendlicher Personen erzieherische Maßnahmen 
ausreichend erscheinen und eine Bestrafung demzu- 
folge nicht im öffentlichen Interesse liegt, die Be- 
rührung des Jugendlichen mit den Strafgerichten zu 
verhüten, befreit der Entwurf die Staatsanwaltschaft 
von der ihr sonst obliegenden allgemeinen Anklage- 
pflicht, erteilt ihr dafür aber, wenn sie von der Er- 
hebung der Anklage absieht, die Anweisung, die Akten 
der Vormundschaftsbehörde vorzulegen. Die Vor- 
schriften des § 365 haben, wie sich aus ihrer Natur 
als einer Ausnahme von den allgemeinen Grund- 
sätzen des Entwurfs ergibt, nur insoweit Bedeu- 
tung, als nach jenen Grundsätzen an sich eine 
Verfolgungspflicht der Staatsanwaltschaft besteht. 
Die Einschränkungen des Anklagezwanges, die der 
Entwurf allgemein vorsieht, gelten auch für Straf- 
taten Jugendlicher; namentlich kann daher die Staats- 
anwaltschaft in den zur Zuständigkeit des Einzel- 
richters gehörenden Sachen Jugendlichen gegenüber 
schon auf Grund der Vorschrift des § 154 Abs. 1 von 
einem Einschreiten absehen, wenn die Verfolgung des 
Verdächtigen durch das öffentliche Interesse nicht ge- 
boten erscheint. Hier ist sie daher auch nicht unbe- 
dingt verpflichtet, die Akten der Vormundschaftsbe- 
hörde vorzulegen ; vielmehr ist es ihrem pflichtmäßigen 
Ermessen überlassen, inwieweit sie in solchen Fällen 
der Vormundschaftsbehörde Mitteilung machen will. 
Bei strafbaren Handlungen dagegen, wegen deren die 
Staatsanwaltschaft einen Erwachsenen verfolgen müßte, 
wird sie sich dem Jugendlichen gegenüber niemals 
eines jeden Eingreifens entschlagen dürfen. Sie hat 
unter allen Umständen entweder die Sache der Vor- 
mundschaftsbehörde vorzulegen oder Anklage zu er- 
heben. Vorher wird sie die Sachlage soweit aufklären 
müssen, als erforderlich erscheint, um ein bestimmtes 
Urteil darüber zu gewinnen, welche von beiden Maß- 
nahmen zu wählen ist. Hierbei wird dem Charakter und 
der bisherigen Führung des Jugendlichen sowie der 
Umgebung, unter deren Einflüssen er gestanden hat, 
und der Art, wie für seine Erziehung gesorgt worden 
ist, besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden sein. Auch 
wenn die angestellten Ermittelungen zu dem Ergeb- 
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nisse führen, daß der Jugendliche bei der Begehung 
der Handlung die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht nicht besessen hat, wird die 
Staatsanwaltschaft in der Lage sein, von der Erhebung 
der Anklage abzusehen und die Sache der Vörmund- 
schaftsbehörde vorzulegen. Bei der freien Prüfung, 
die der Entwurf der Staatsanwaltschaft anheimstellt, 
kann hierüber ein Zweifel nicht obwalten. Für die 
gegenwärtig überwiegend vertretene Auffassung, daß es 
der Staatsanwaltschaft, auch wenn sie die zur Straf- 
barkeit erforderliche Einsicht des Jugendlichen ver- 
neint, nicht gestattet sei, von der Anklage abzusehen, 
daß sie es vielmehr dem Gericht überlassen müsse, 
den Angeklagten, im Strafverfahren auf Grund des 
§ 56 des Strafgesetzbuchs freizusprechen und die nötigen 
Erziehungsmaßregeln im Urteil anzuordnen, ist auf dem 
Boden des Entwurfs kein Raum mehr. Im übrigen 
wird bei der Prüfung der Frage, ob von der Er- 
hebung der öffentlichen Klage abgesehen werden kann, 
zu erwägen sein, ob eine Gewahr dafür besteht, daß 
geeignete Erziehungsmaßregeln eintreten, insbesondere 
ob dej Jugendliche der oberen Altersgrenze nicht schon 
so nahe steht, daß mit einer Durchführung des Ver- 
fahrens vor der Vormundschaftsbehörde vor der Voll- 
endung seines achtzehnten Lebensjahrs nicht mehr zu 
rechnen ist. Ein fruchtbares Feld der Tätigkeit wird 
durch die Beseitigung des Verfolgungszwanges den 
Fürsorgeausschüssen und ähnlichen freien Organisa- 
tionen des Jugendschutzes eröffnet; sie erscheinen als 
die gegebenen Stellen, um schon die Staatsanwaltschaft 
wie weiterhin die Gerichte bei der Wahl des einzu- 
schlagenden Weges zu unterstützen. 

über das Verfahren vor der Vormundschaftsbe- 
hörde, der die Sache von der Staatsanwaltschaft vor- 
gelegt wird, trifft der Entwurf (§ 366) nur insoweit 
Vorschriften, als erforderlich erscheint, um ein zweck- 
entsprechendes Eingreifen der Vormundschaftsbehörde 
zu sichern. Soweit besondere Vorschriften nicht ge- 
geben sind, bestimmt sich das Verfahren nach den 
einschlägigen Bestimmungen der Reichsgesetze und 
1-andesgesetze über das Verfahren in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit; kommt die Anord- 
nung einer Zwangserziehung (Fürsorgeerziehung) auf 
Grund landesgesetzlicher Bestimmungen in Frage, so 
sind die Verfahrensvorschriften des Landesgesetzes maß- 
gebend. Auch die örtliche Zuständigkeit der Vormund- 
schaftsbehörden bestimmt sich nach den Vorschriften 
über die Angelegenheiten der. freiwilligen Gerichts- 
barkeit (zu vergl. §§ 36, 43, 44, 46 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit). 

Was die besonderen Vorschriften des Entwurfs 
angeht, so werden der Vormundschaftsbehörde für den 
Fall, daß sie den Jugendlichen für schuldig erachtet, 
eine Reihe von Erziehungs- und Besserungsmaßregeln 
zur Verfügung gestellt; sie soll danach wählen können 
zwischen der Erteilung einer Mahnung oder der Über- 
weisung des Jugendlichen an die Zucht seines gesetz- 
lichen Vertreters oder einer Schulbehörde oder, falls 
der Jugendliche bereits unter Zwangserziehung steht, 
der zuständigen Erziehungsbehörde. Von der Anord- 
nung einer dieser Maßregeln gegen den von ihr schuldig 
befundenen Jugendlichen darf die Vormundschafts- 
behörde nur absehen, wenn sie auf Grund reichs- 
gesetzlicher oder landesgesetzlicher Vorschriften die 
Zwangserziehung des Jugendlichen anordnet. 

Der § 366 Abs. 2 gibt der Vormundschaftsbehörde 
ferner die Befugnis, sich die Auswahl unter den gegen 



den Jugendlichen zu treffenden Maßregeln vorzube- 
halten und ihn zunächst für eine bestimmte Frist 
unter die Aufsicht eines Fürsorgers zu stellen. Auf 
die Bedeutung dieser Vorschrift für den Erfolg der 
im Entwurf angebahnten Behandlung der Jugend- 
lichen ist schon an anderer Stelle hingewiesen 
worden (zu vergl. S. 166). Ein Zwang zur Über- 
nahme der Aufgaben eines Fürsorgers ist nicht vor- 
gesehen. So wichtig auch die Heranziehung von Per- 
sonen ist, die, eich der Unterstützung der Gerichte auf 
diesem Gebiete widmen, so dürfte doch gerade hier die 
Ausübung eines Zwanges nicht im- Interesse der Sache 
liegen. Bei dem regen Interesse, das der Behandlung 
krimineller Jugendlicher in weiten Kreisen entgegen- 
gebracht wird, wird man das Vertrauen hegen dürfen, 
daß sich stets geeignete Persönlichkeiten finden werden, 
die die fragliche Aufgabe freiwillig übernehmen. 

Über die Beteiligung der Staatsanwaltschaft an 
dem Verfahren vor der Vormundschaftsbehörde ent- 
hält der Entwurf nur die Vorschrift, daß die Staats- 
anwaltschaft gegen die Entscheidungen der Vormund- 
schaftsbehörde von denjenigen Rechtsmitteln Gebrauch 
machen kann, die nach den Bestimmungen über das 
Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit oder der Fürsorgeerziehung einem Beteiligten 
zustehen. Dies erscheint schon deshalb empfehlens- 
wert, weil die Staatsanwaltschaft sich leichter zur Ab- 
standnahme von der Erhebung der öffentlichen Klage 
entschließen wird, wenn sie gegebenenfalls durch Ein- 
legung von Rechtsmitteln auf die Anordnung der ihrer 
Auffassung nach geeigneten Erziehungsmaßregeln hin- 
wirken kann; außerdem erscheint es nur folgerecht, 
wenn in Fällen, in denen im Vertrauen auf die An- 
ordnung wirksamer Erziehungsmaßregeln von der Straf- 
verfolgung des Jugendlichen abgesehen worden ist, der 
Strafverfolgungsbehörde die Möglichkeit eröffnet wird, 
eine Nachprüfung der Entschließungen der Vormund- 
schaftsbehörde durch die höheren Instanzen herbei- 
zuführen. 

§ 367. 

Hält die Staatsanwaltschaft nach Lage des Falles 
die Überweisung der Sache an die Vormundschafts- 
behörde nicht für angebracht und erhebt sie dem- 
gemäß Strafklage, so sollen auf das Strafverfahren die 
Vorschriften der §§ 368 bis 376 Anwendung finden. 
Dies gilt übrigens, wie sich aus der allgemeinen Fassung 
des § 367 ergibt, nicht nur für ein Strafverfahren, das 
auf Grund einer Anklage der Staatsanwaltschaft ein- 
geleitet wird, vielmehr greifen die angeführten Vor- 
schriften auch dann Platz, wenn eine Privatklage gegen 
einen Jugendlichen erhoben wird. 

§ 368. 

Die Vorschrift des Abs. 1, wonach die Voll- 
ziehung der Untersuchungshaft zu unterbleiben hat, 
wenn die Gefahr der Flucht oder der Erschwerung der 
Wahrheitsermittelung durch Maßnahmen anderer Art 
beseitigt werden kann, enthält eine Ausgestaltung der 
allgemeinen Vorschrift des § 122. Die Tatsache, daß 
Jugendliche schädlichen Einflüssen bei dem Aufenthalt 
in Gefängnissen besonders zugänglich sind und daß 
ihnen schon durch die Untersuchungshaft leicht ein 
gewisser Makel aufgedrückt wird, läßt es erwünscht 
erscheinen, daß zur Vollziehung der Haft nur geschritten 
wird, wenn deren Zweck auf andere Weise nicht zu 
erreichen ist. Als Maßnahmen, die sich zum Ersätze 
der Haftvollziehung eignen, kommen neben der Ver- 
wahrung in einer Erziehungsanstalt die Unterbringung 
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in einer geeigneten Familie in Betracht; unter Um- 
ständen wird es schon genügen, wenn der gesetzliche 
Vertreter des Jugendlichen die Verpflichtung zu dessen 
Überwachung übernimmt 

Die Benachrichtigung des gesetzlichen Vertreters 
des Jugendlichen von der Verhaftung oder der die 
Vollziehung der Haft ersetzenden Maßnahme ist vor- 
geschrieben, um den gesetzlichen Vertreter in die Lage 
zu versetzen, sich des Jugendlichen anzunehmen und 
gegebenenfalls auf die Aufhebung des Haftbefehls hin- 
zuwirken. 

Durch die Vorschrift des Abs. 3 wird die Unter- 
bringung des in Untersuchungshaft genommenen Jugend- 
lichen in demselben Räume mit erwachsenen Gefan- 
genen durchweg untersagt. Eine Abweichung von 
diesem Grundsatze soll im Interesse des Jugendlichen 
nur in dem Falle zulässig sein, daß sein körperlicher 
oder geistiger Zustand vorübergehend eine Zusammen- 
legung mit erwachsenen Gefangenen nötig macht. Daß 
eine solche Ausnahme eintreten muß, wenn ein Jugend- 
licher auf ärztliche Anordnung in die Krankenabteilung 
des Gefängnisses verbracht werden soll, in der sich 
auch Erwachsene befinden, versteht sich von selbst. 
Aber auch wo es wegen der Kleinheit des Gefäng- 
nisses an einer besonderen Krankenabteilung fehlt, wird 
es, wenn nach Lage des Falles die sofortige Ober- 
führung des Erkrankten in ein Krankenhaus nicht 
bewirkt werden kann, unter Umständen notwendig sein, 
ihn zeitweilig mit Erwachsenen zusammenzulegen, um 
ihn nicht ohne Aufsicht und Pflege zu lassen. Das 
Gleiche kann mit Rücksicht auf den geistigen Zustand 
eines Jugendlichen erforderlich werden, wenn sich 
Symptome zeigen, die, wie Erregungs- oder Depressions- 
zustände, die fortgesetzte Anwesenheit eines Erwachsenen 
wünschenswert machen. Immer aber darf es sich, wie 
der Abs. 3 zum Ausdrucke bringt, auch in solchen 
Fällen nur um eine vorübergehende Maßnahme handeln. 

Die Zulässigkeit einer gemeinsamen Unterbringung 
des Jugendlichen mit anderen Jugendlichen richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des §117 Abs. 2. 

§§ 869 bis 372. 

Für die Verteidigung Jugendlicher gilt gegenwärtig 
nur insofern etwas Besonderes, als nach § 140 des 
Gesetzes in Sachen, die vor dem Landgericht in erstef 
Instanz zu verhandeln sind, ein Angeschuldigter, der 
das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
notwendig einen Verteidiger haben muß; die Bestellung 
des Verteidigers hat zu erfolgen, sobald der Ange- 
schuldigte zur Erklärung über die Anklage aufgefordert 
ist. Diese Regelung trägt der Schutzbedürftigkeit der 
Jugendlichen nicht genügend Rechnung. Der Entwurf 
sorgt daher dafür, daß in allen Sachen der Jugend- 
liche durch einen Verteidiger, in minder wichtigen 
Sachen wenigstens durch einen Beistand unterstützt wird. 

Demgemäß dehnt der § 369 zunächst die Notwen- 
digkeit der Verteidigung in Landgerichtssachen auf 
alle Personen aus, die das achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben; ferner bestimmt er, um die 
Verteidigung möglichst frühzeitig eintreten zu lassen, 
daß die Bestellung des Verteidigers alsbald nach Er- 
öffnung der Voruntersuchung oder, sofern eine solche 
nicht stattfindet, alsbald nach dem Eingange des An- 
trags auf Eröffnung des Hauptverfahrens erfolgt. Die 
bezeichneten Vorschriften gelten nicht nur für das Ver- 
fahren in erster Instanz, sondern auch für die Be- 
rufungsinstanz und die Revisionsinstanz. 



In Sachen, die in erster Instanz vor den Amts- 
gerichten zu verhandeln sind, soll in der Hauptver- 
handlung, wenn der Jugendliche keinen Verteidiger hat, 
ein mit allen Rechten eines Verteidigers ausgestatteter 
Beistand zugezogen werden (§ 370 Abs. 1). Zu nutz- 
losen Verzögerungen wird dies allerdings nicht führen 
dürfen; es soll daher für den Fall, daß der Beistand 
in der- Hauptverhandlung ausbleibt und ohne Aus- 
setzung der Verhandlung ein anderer Beistand nicht 
zugezogen werden kann, ohne Beistand verhandelt wer- 
den dürfen, wenn es ohne Nachteil für die Sache ge- 
schehen kann (§ 370 Abs. 2). 

Als Beistand ist nach § 371 Abs. 1 in der Reg^I 
der gesetzliche Vertreter des Jugendlichen als dessen 
natürlicher Beschützer zuzuziehen. Da jedoch unter 
Umständen der gesetzliche Vertreter nicht zu erreichen 
oder an der Mitwirkung verhindert oder aus Gründen, 
die in seiner Persönlichkeit liegen, zur Wahrnehmung 
der Aufgaben eines Beistandes ungeeignet sein wird, 
muß gegebenenfalls auch die Wahl eines besonderen 
Beistandes zugelassen werden (§ 371 Abs. 2). Was 
die hierfür zu wählenden Personen betrifft, so kommen 
dabei ähnliche Gesichtspunkte in Betracht, wie für 
die Auswahl des nach § 366 Abs. 2 von der Vor- 
mundschaftsbehörde zu bestellenden Fürsorgers. In 
§ 371 Abs. 3 sind deshalb auch ähnliche Anweisungen 
für die Auswahl gegeben wie dort. Unter Umständen 
wird, falls das Gericht gemäß § 374 noch auf Grund 
der Verhandlung der Sache den Jugendlichen der Vor- 
mundschaftsbehörde überweist, der besondere Beistand 
als Fürsorger in dem Verfahren vor der Vormund- 
schaftsbehörde weiter fungieren können. Einen Zwang 
zur Übernahme der Stellung eines Beistandes sieht der 
Entwurf ebensowenig wie bei dem Fürsorger vor. Da 
der besondere Beistand in der Lage sein muß, bei 
dem Eintritt in die Hauptverhandlung die Sachlage 
zu übersehen und dem Gerichte die etwa noch nötigen 
Aufklärungen über die persönlichen Verhältnisse des 
Angeklagten zu geben, soll seine Wahl so zeitig er- 
folgen, daß er vor der Hauptverhandlung Erkun- 
digungen über den Jugendlichen einziehen kann. 
Gleichen Zwecken dient die Vorschrift, daß dem Bei- 
stande spätestens bei der Ladung zur Hauptverhand- 
lung die Anklageschrift mitzuteilen ist (§ 371 Abs. 4); 
die letztere Vorschrift gilt übrigens, wie ihre Stellung 
ergibt, nicht nur für den besonderen Beistand, son- 
dern auch für den gesetzlichen Vertreter, der als Bei- 
stand zugezogen wird. Um dem Beistande die Mög- 
lichkeit zu eröffnen, unabhängig von dem Willen des 
Jugendlichen die gerichtlichen Entscheidungen anzu- 
fechten, sind ihm hinsichtlich der Einlegung von 
Rechtsmitteln die Befugnisse eines gesetzlichen Ver- 
treters beigelegt. 

Die Vorschrift des § 372 über die Mitteilung des 
Verhandlungstermins und der Anklageschrift an den 
gesetzlichen Vertreter dient dem Zwecke, dem gesetz- 
lichen Vertreter, auch wenn er nicht als Beistand zuge- 
zogen wird, die Wahrnehmung der Interessen seines 
Schutzbefohlenen in der Hauptverhandlung zu ermög- 
lichen. Die Mitteilung soll jedoch, um Weiterungen 
und überflüssige Verzögerungen zu verhüten, auf den 
Fall beschränkt sein, daß der gesetzliche Vertreter sich 
im Inland aufhält und sein Aufenthalt dem Gerichte 
bekannt ist. 

§ 373. 

Um den Gefahren entgegenzuwirken, die für das 
Wohl jugendlicher Personen entstehen, wenn sie vor 
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den Strafgerichten mit erwachsenen Verbrechern in 
Berührung kommen oder wenn die Verhandlung gegen 
sie überhaupt nur örtlich und zeitlich im Anschluß 
an die Verhandlungen gegen solche Verbrecher statt- 
findet, ist verschiedentlich schon heute im Verwal- 
tungsweg angeordnet, daß Strafsachen gegen Personen, 
die im jugendlichen Alter stehen, nicht in denselben 
Räumen oder doch nicht zu denselben Zeiten zu ver- 
handeln sind wie Strafsachen gegen Erwachsene. Der 
Entwurf folgt diesem Vorgang, indem er die Son- 
derung der Hauptverhandlungen gegen Jugendliche von 
den Verhandlungen gegen Erwachsene vorschreibt und 
demgemäß auch verordnet, daß zusammenhängende 
Strafsachen, bei denen sowohl Jugendliche als Er- 
wachsene beteiligt sind, getrennt werden sollen, soweit 
es ohne Nachteil für die Verhandlung und Entscheidung 
geschehen kann. Die Sonderung der Hauptverhand- 
lungen soll derart durchgeführt werden, daß eine Be- 
rührung der Jugendlichen mit erwachsenen Angeklagten 
vermieden wird. Die hierzu erforderlichen Maßnahmen 
werden die Justizverwaltungen zu treffen haben. So- 
weit irgend möglich, ist auf eine vollständige Trennung 
der Verhandlungsräume Bedacht zu nehmen. 

gg 374, 375, 

Auch wenn es im Strafverfahren gegen einen 
Jugendlichen zur Hauptverhandlung gekommen ist, 
wird unter Umständen das Gericht auf Grund des 
Ergebnisses der Verhandlung zu der Auffassung ge- 
langen, daß nach Lage des Falles Erziehungs- und 
Besserungsmaßregeln mehr am Platze sind als die Ver- 
hängung einer Strafe. Daß in diesem Falle das Gericht 
nicht genötigt werden darf, auf Strafe zu erkennen, 
das Gesetz vielmehr einen Weg eröffnen muß, um 
auch noch in diesem Stadium des Verfahrens die 
Bestrafung abzuwenden und Erziehungsmaßregeln ein- 
treten zu lassen, ist schon bei der Erörterung der 
Hauptziele der Reform (S. 166) hervorgehoben worden. 
Der § 374 bestimmt daher, daß in dem bezeichneten 
Falle das Gericht das Strafverfahren einzustellen und 
entweder den Jugendlichen der Vormundschaftsbehörde 
zu überweisen oder die geeigneten Erziehungs- und 
Besserungsmaßregeln selbst anzuordnen hat. Die 
Gründe, die es notwendig machen, in der letzteren 
Beziehung dem Gerichte gewisse Schranken zu ziehen, 
insbesondere die Anordnung der Zwangserziehung 
stets der Vormundschaftsbehörde vorzubehalten, sind 
ebenfalls schon in den einleitenden Bemerkungen dar- 
gelegt worden. 

Die Einstellung des Verfahrens und die damit 
zu verbindenden Maßnahmen sollen nicht durch Urteil, 
sondern durch Beschluß angeordnet werden und dieser 
Beschluß soll einer Anfechtung durch Rechtsmittel nicht 
unterliegen. Eine andere Regelung würde das Ver- 
fahren, das gerade in Fällen der hier fraglichen Art 
besonderer Beschleunigung bedarf, in unzweckmäßiger 
Weise verzögern. Namentlich würde bei der Über- 
weisung an die Vormundschaftsbehörde eine Häufung 
von Instanzen entstehen, die dem Angeklagten und 
seinem gesetzlichen Vertreter die Möglichkeit gäbe, 
durch Einlegung von Rechtsmitteln zunächst gegen 
den Beschluß des Gerichts, der die Einstellung und 
Überweisung ausspricht, sodann gegen die Anordnung 
des Vormundschaftsgerichts eine höchst unerwünschte 
Hinausschiebung der endgültigen Erledigung herbei- 
zuführen. Insbesondere da, wo die Anordnung der 
Zwangserziehung zu erwarten ist, würde eine solche 
Verschleppung nicht selten versucht werden und gerade 



hier wäre sie in hohem Grade nachteilig. Es besteht 
auch kein Bedürfnis, ein Rechtsmittel gegen die Ein-. 
Stellung des Verfahrens zu gewähren. Für den Jugend- 
lichen bedarf es dessen selbst bei schwereren Straftaten 
nicht, denn wenn auch das Oericht die Einstellung nur 
unter der Voraussetzung beschließen kann, daß es 
den Jugendlichen der ihm zur Last gelegten strafbaren 
Handlung für schuldig erachtet, so wird doch, wenn 
die Überweisung an* die Vormundschaftsbehörde erfolgt, 
die Schuldfrage durch den Einstellungsbeschluß nicht 
endgültig festgestellt, sondern bleibt der Nachprüfung 
durch die bezeichnete Behörde und die ihr über- 
geordneten Instanzen anheimgegeben. Findet dagegen 
eine Überweisung nicht statt, so erscheint bei den 
gelinden Zuchtmitteln, die das Gericht nach dem Ent- 
würfe selbst verhängen kann, eine Nachprüfung in 
einer anderen Instanz von vornherein entbehrlich; 
gerade für diese Maßnahmen ist es außerdem besonders 
wichtig, daß sie im unmittelbaren Anschluß an die 
Bekanntmachung des Einstellungsbeschlusses vollzogen 
werden können (§ 375 Abs. 2). Die Gewährung eines 
Rechtsmittels würde also nur dem Interesse der Straf- 
verfolgung dienen, indem sie der Staatsanwaltschaft, 
falls diese im Gegensatze zu der Auffassung des 
Gerichts der Ansicht ist, daß kriminelle Bestrafung 
an Stelle bloß erzieherischer Maßregeln am Platze 
sei, die Möglichkeit einer Anfechtung des Einstellungs- 
beschlusses böte. Allein schon gegenwärtig ist die 
Staatsanwaltschaft gerade in den schwereren, jetzt von 
der Strafkammer zu entscheidenden Fällen nicht in 
der Lage, gegen die zu milde Bestrafung eines Jugend- 
lichen im Wege des Rechtsmittels Abhilfe zu suchen, 
weil mit der Revision die Straf bem essung nicht an- 
gegriffen werden kann; es ist nicht bekannt, daß der 
Mangel der Berufung gerade nach dieser Richtung zu 
Klagen Anlaß gegeben hätte. Hiernach wird es auch 
der Staatsanwaltschaft gegenüber bei der auf Ein- 
stellung des Verfahrens lautenden Entscheidung des 
Gerichts, das regelmäßig ein Jugendgericht sein wird, 
bewenden können. Erfolgt die Überweisung an die 
Vormundschaftsbehörde, so hat die Staatsanwaltschaft 
überdies die Möglichkeit, durch Einlegung von Rechts- 
mitteln gegen die dort ergehende Entscheidung darauf 
hinzuwirken, daß in schwereren Fällen ausreichende 
Maßregeln, namentlich die Fürsorgeerziehung, zur An- 
wendung kommen (§ 375 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 366 Abs. 3). 

Für das Verfahren vor der Vormundschafts- 
behörde, welcher der Jugendliche von dem Straf- 
gericht überwiesen wird, sind nach § 375 die gleichen 
Regeln maßgebend wie in den FSUen, in denen der 
Vormundschaftsbehörde die Akten von der Staats- 
anwaltschaft vorgelegt werden. Insbesondere ist, wie 
schon erwähnt, die Vormundschaftsbehörde an sich 
in der Lage, die Schuldfrage nach eigenem Ermessen 
zu beurteilen, ohne an die Ansicht des Strafgerichts 
gebunden zu sein. Tatsachlich wird sich indessen 
eine Prüfung in dieser Richtung mit Rücksicht auf 
die vorausgegangenen Feststellungen des Strafgerichts 
fast immer erübrigen, insbesondere dann, wenn das 
Amt des Vorsitzenden in der Hand des zuständigen 
Vormundschaftsrichters liegt. 
g376. 

Die Zustellung des gegen einen Jugendlichen er- 
gangenen Urteils an den gesetzlichen Vertreter ist 
in dem jetzigen Gesetze (§ 268) nur für den Fall 
vorgeschrieben, daß durch das Urteil die Unter- 
bringung des Angeklagten in einer Erziehungs- oder 
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Besserungsanstalt angeordnet wird. Dies reicht nicht 
aus, um die Interessen der Beteiligten zu wahren 
und Sicherheit dafür zu bieten, daß der gesetzliche 
Vertreter Kenntnis von dem ergangenen Urteil er- 
hält. Der Entwurf dehnt daher die Vorschrift, ent- 
sprechend der Bestimmung des § 372 über die Mit- 
teilung des Verhandlungstermins und der Anklage- 
schrift, auf alle Urteile sowie auf die nach § 374 
ergehenden Einstellungsbeschlüsse aus. Die Bekannt- 
machung wird aber auch hier nur unter der Vor- 
aussetzung vorgeschrieben, daß der gesetzliche Ver- 
treter sich im Inland aufhält oder daß sein Aufent- 
halt dem Qerichte bekannt ist. Für die Art der Be- 
kanntmachung sind lediglich die allgemeinen Vor- 
schriften maßgebend; einer Zustellung des Urteils 
oder des Beschlusses an den gesetzlichen Vertreter 
bedarf es daher nur, wenn dieser bei der Verkün- 
dung nicht gegenwärtig gewesen ist (§ 28 Abs. 1). 

Zweiter Abschnitt. 

Privatklage. Nebenklage. 

Die in den beiden ersten Abschnitten des jetzigen 
fünften Buches enthaltenen Vorschriften über die, Privat- 
klage und die Nebenklage vereinigt der Entwurf 
wegen ihrer engen Zusammengehörigkeit in einem 
Abschnitte. 

Von den Änderungen, die der Entwurf vorsieht, 
ist in erster Linie die schon oben (S. 152 f.) erwähnte 
Ausdehnung des Kreises der Privatklagesachen her- 
vorzuheben. Darüber, daß auch bei Vergehen eine 
Verminderung der Fälle erwünscht ist, in denen der 
Verfolgungszwang die Staatsanwaltschaft zur Erhebung 
der Anklage nötigt, und daß hierzu durch eine Aus- 
dehnung der Privatklage beigetragen werden kann, 
bestand bei der Beratung der Novelle von 1895 Ein- 
verständnis zwischen der Regierung und der Mehr- 
heit des Reichstags; zu Meinungsverschiedenheiten 
führte nur die Frage, in welcher Art die Ausdehnung 
der Privatklage zu bewirken sei 1 ). Für die Ausdehnung 
bieten sich zwei Wege: eine Vermehrung der Fälle 
der schon im bestehenden Rechte zugelassenen prin- 
zipalen Privatklage, bei welcher der Verletzte auch 
ohne vorgängige Anrufung der Staatsanwaltschaft die 
Klage erheben kann, oder die Zulassung einer sub- 
sidiären Privatklage, bei der die Erhebung der 
Klage nur für den Fall gestattet wird, daß die Staats- 
anwaltschaft vorher ein Einschreiten abgelehnt hat. 
Es ist nicht zu bestreiten, daß die subsidiäre Privat- 
klage nach einzelnen Richtungen Vorteile bietet, daß 
sie namentlich den Eintritt der Strafverfolgung in 
höherem Maße sicherstellt. Auf der anderen Seite 
sind aber erhebliche Nachteile mit ihr verbunden. 
Vor allem wird der Zweck, die zur Ermittelung und 
Verfolgung strafbarer Handlungen berufenen Behörden 
in die Lage zu versetzen, bei geringfügigen Sachen 
unter Umständen von jedem Einschreiten abzusehen, 
nur unvollkommen erreicht. Auch für den Verletzten 
kann es unerwünscht sein, zunächst die Staatsanwalt- 
schaft angehen zu müssen, zumal die Verweisung 

x ) Zu vergl. Kommissionsbericht, Drucks, von 
1895/97 Nr. 294 Anl. Bd. 3 S. 1601 ff., Sitzungen 
vom 23. und 24. November 1896, Stenogr. Ber. 
S. 3423 ff.; zu vergl. auch den Bericht der Kom- 
mission von 1899 über den Antrag Rintelen, Drucks, 
von 1898/1900 Nr. 203 Anl. Bd. 2 S. 1403 ff. Die 
Kommission von 1900, die über die Anträge Rintelen 
und Lenzmann-Munckel beriet, lehnte jede Ausdehnung 
der Privatklage ab, Drucks, von 1900/02 Nr. 220 Anl. 
Bd. 2 S. 1380. 



auf die Privatklage leicht als eine Zurücksetzung emp- 
funden wird. Ferner würde die Einführung einer 
subsidiären Privatklage neben der prinzipalen, wenn 
außerdem die dem Verletzten in den §§ 177 ff. ein- 
geräumten Rechtsbehelfe beibehalten werden solletii 
zu einer unerwünschten Verwickelung des Gesetzes 
führen. So sprechen überwiegende Gründe gegen die 
subsidiäre Privatklage. Demgemäß schlägt der Ent- 
wurf, in Übereinstimmung mit einem einstimmigen 
Beschlüsse der Strafprozeßkomm ission, die Ausdehnung 
der prinzipalen Privatklage vor. Er hält sich dabei 
aber in mäßigen Grenzen, da der Verletzte bei der 
Privatklage nach manchen Richtungen doch ungünsti- 
ger als bei öffentlicher Strafverfolgung gestellt ist, 
namentlich nicht selbst als Zeuge auftreten kann. Neben 
den schon bisher der Privatklage unterliegenden, nur 
auf Antrag zu verfolgenden Vergehen der Beleidi- 
gung und Körperverletzung und dem durch die 
Strafprozeßordnung nicht berührten Falle des § 12 
Abs. 3 des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 145) soll die Privatklage künftig bei folgenden 
Vergehen zulässig sein : bei Hausfriedensbruch (§ 123). 
gefährlicher Körperverletzung (§ 223 a), fahrlässiger 
Körperverletzung unter Verletzung einer Amts-, Berufs- 
oder Gewerbspflicht (§ 230 Abs. 2), Bedrohung (§241) 
und Sachbeschädigung (§ 303 des Strafgesetzbuchs). 
Bei diesen Vergehen tritt in vielen Fällen das öffent- 
liche Interesse gegenüber dem Privatinteresse des 
Genugtuung suchenden Verletzten sehr zurück. Die 
Beweisführung ist auch in der Regel nicht so schwierig, 
daß die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft unentbehr- 
lich wäre, und häufig stehen die einzelnen Delikte 
unter sich und mit den bisherigen Privatklagedelikten 
in engem Zusammenhange, so daß bei der Verfolgung 
des einen Delikts sich noch weitere Delikte ergeben, 
wie z. B. wenn eine Beleidigung die Folge eines 
Hausfriedensbruchs gewesen ist und ihrerseits wieder 
zu Drohungen oder Körperverletzungen Veranlassung 
gegeben hat. Die Häufigkeit der Strafverfolgungen 
steht bei diesen Vergehen in einem so großen Miß- 
verhältnisse zu der durchschnittlichen Höhe der 
erkannten Strafen, daß die Belastung der Anklage- 
behörde mit einer unbedingten Verfolgungspflicht durch 
ein öffentliches Interesse nicht gefordert wird. Etwa 
drei Fünftel aller Verurteilungen lauten nur auf Geld- 
strafe oder Verweis und auch die erkannten Frei- 
heitsstrafen bleiben zu einem großen Teile unter acht 
Tagen. Dazu kommt eine große Zahl von Frei- 
sprechungen wegen mangelnden Bewußtseins der 
Rechtswidrigkeit, . Notwehr, tatsächlichen Irrtums und 
aus anderen Gründen. Schwere Fälle, die ein staat- 
liches Einschreiten erfordern, finden sich in größerer 
Anzahl nur bei der gefährlichen Körperverletzung; 
aber auch dort überwiegen wegen der Ausdehnung, 
welche die Rechtsprechung den Begriffen der Ge- 
meinschaftlichkeit und des gefährlichen Werkzeugs ge- 
geben hat, weitaus die geringfügigen Bestrafungen. 
Hiernach empfiehlt es sich, die Geltendmachung des 
staatlichen Strafanspruchs auf solche Fälle, in denen 
ein besonderes öffentliches Interesse vorliegt, zu be- 
schränken, in erster Linie aber es dem Verletzten 
anheimzustellen, ob er zum Zwecke persönlicher Ge- 
nugtuung eine Bestrafung herbeiführen will. Dies 
trifft auch für Fälle zu, in denen für die öffentliche 
Klage ein Strafantrag des Verletzten nicht erforder- 
lich ist; denn dem Rechte des Staates, ohne An- 
trag zu strafen, entspricht nicht notwendig die Pflicht 
zum öffentlichen Einschreiten. Demgemäß zieht der 



Digitized by 



Google 



333 



Begründung. 



334 



Entwurf auch einzelne Offizialdelikte, wie die Körper- 
verletzung in den Fällen des § 223 a und des § 230 
Abs. 2 des Strafgesetzbuchs, in den Bereich der Privat- 
klage. Dagegen kommt er auf den Vorschlag der 
Novelle von 1895, das Vergehen des § 289 des Straf- 
gesetzbuchs (Verletzung fremder Gebrauchsrechte usw.) 
in die Privatklage einzubeziehen, nicht zurück. Die 
Fälle des § 289 sind, insbesondere nachdem durch 
die §§ 559 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs das 
Vermieterpfandrecht erheblich eingeschränkt worden ist, 
nicht häufig und 1 der Verweisung der in Frage stehen- 
den Delikte zur Privatklage steht entgegen, daß die 
Vermieter dadurch zu vorbeugenden Maßnahmen ge- 
drängt werden könnten, unter denen schließlich die 
Mieter zu leiden haben würden. 

Wenn, wie schon erwähnt, durch die Ausdehnung 
des Kreises der Privatklagedelikte die Rechtsstellung 
des Verletzten hinsichtlich der Beweisführung erschwert 
wird, so ist der Verletzte andererseits in der günstigen 
Lage, seine Sache zur Entscheidung des Straf rieh ters 
bringen zu können, ohne von der Entschließung der 
Staatsanwaltschaft abhängig zu sein. Ferner gereicht 
es ihm zum Vorteile, daß in leichteren Fällen noch 
in der Hauptverhandlung durch Vergleich eine ange- 
messene Sühne der Verletzung ohne kriminelle Be- 
strafung des Täters erreicht werden kann, zumal der 
Entwurf die Wirkungen des Vergleichs hinsichtlich 
seiner Vollstreckbarkeit und der Kostenlast den In- 
teressen des Verletzten entsprechend neu regelt (zu 
vergl. § 397, § 490 Abs. 1). Im übrigen ist der Ent- 
wurf bestrebt, dem Verletzten die Erhebung der Privat- 
klage möglichst zu erleichtern. Namentlich soll ihm 
innerhalb gewisser Grenzen das Recht auf Einsicht 
in die Akten der Staatsanwaltschaft gewährt (§ 380 
Abs. 2), auch ermöglicht werden, sich im Prozeß durch 
andere Personen als Anwälte vertreten zu lassen (§ 381). 
Hiermit wird dem Bedenken begegnet, daß der Ver- 
letzte den Aufgaben der Strafverfolgung nicht gewachsen 
sein werde, zumal in den in Betracht kommenden 
Fällen die Aufklärung des Sachverhalts in der Regel 
keine besonderen Schwierigkeiten bieten wird. 

Den vielfach erörterten, auth von der Strafprozeß- 
kommission befürworteten Vorschlag, dem Privatkläger 
die Verfolgung seiner Rechte dadurch zu erleichtern, 
daß auf seinen Antrag auch ein Strafbefehl soll er- 
lassen werden können, hat der Entwurf nicht ange- 
nommen. Die Vorteile, die eine solche Einrichtung 
möglicherweise bieten könnte, stehen außer Verhältnis 
zu den Schwierigkeiten, die der Verwirklichung des 
Vorschlags sich entgegenstellen. Das Strafbefehlsver- 
fahren in seiner jetzigen Einrichtung hat zur Voraus- 
setzung, daß der Ankläger und der Richter über das 
Strafmaß einig sind. Will man hieran festhalten, so 
wird die Ausdehnung des Verfahrens auf den Fall 
eines Antrags des Privatklageberechtigten unpraktisch 
bleiben, da dieser vielfach garnicht imstande ist, den 
Antrag auf eine dem Gesetz entsprechende Strafe zu 
richten, und, selbst wenn er das Gesetz kennt, in 
der Regel geneigt sein wird, eine zu hohe Strafe 
zu beantragen. Wollte man andererseits, wie dies die 
Strafprozeßkommission vorschlägt, dem Richter die 
Befugnis geben, bei der Festsetzung der Strafe von 
dem Antrage des Privatklägers abzuweichen, so müßte 
man dem Privatkläger ein Recht des Einspruchs ge- 
währen, wodurch das Verfahren über Gebühr verwickelt 
würde. 

Die Ausdehnung des Kreises der Privatklagedelikte 
macht es notwendig, Sorge zu tragen, daß nicht auch 



schwere und verwickelte Fälle dem bloßen Privatbe- 
trieb überlassen bleiben. Deshalb sind Vorschriften ein- 
gestellt, nach denen die Staatsanwaltschaft in der Lage 
bleibt, den Gang des Verfahrens zu übersehen (§§ 386, 
387, 399). Dies wird genügen, um die Staatsanwalt- 
schaft in die Lage zu versetzen, die der öffentlichen 
Strafverfolgung bedürftigen Fälle, namentlich auf dem 
Gebiete des qualifizierten Hausfriedensbruchs und der 
gefährlichen oder unter Verletzung besonderer Pflichten 
begangenen fahrlässigen Körperverletzung, auszusondern 
und ihre Verfolgung in die Hand zu nehmen. 

Im übrigen weicht der Abschnitt von dem gelten- 
den Rechte namentlich darin ab, daß die Erhebung 
der Privatklage zur Vermeidung von Mißbräuchen an 
eine bestimmte Frist gebunden wird (§ 380 Abs. .1) 
und daß Lücken des bisherigen Rechtes, die sich in 
den Fällen der Übernahme einer Privatklage durch 
die Staatsanwaltschaft und bei der Erhebung von Wider- 
klagen bemerkbar gemacht haben, in einer dem Be- 
dürfnis entsprechenden Weise ergänzt werden (§§ 394, 
399). 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

§ 377. 

Der Abs. 1 bezeichnet die Vergehen, die im Wege 
der Privatklage verfolgt werden können (zu vergl. § 414 
der Strafprozeßordnung). Die Fassung der Nr. 2 stellt 
klar, daß auch im Falle des § 189 des Strafgesetzbuchs 
(Beschimpfung des Andenkens Verstorbener) die Privat- 
klage zulässig ist, daß andererseits aber die Beleidi- 
gungen des Landesherrn eines befreundeten Staates 
oder fremder Gesandten und Geschäftsträger (§§ 103, 
104 des Strafgesetzbuchs) nicht im Wege der Privat- 
klage verfolgt werden können. Beide Fragen waren 
wegen der bisherigen Fassung des § 414 der Straf- 
prozeßordnung bestritten, wurden jedoch von der Praxis 
bereits im Sinne des Entwurfs beantwortet; die Aus- 
schließung der Fälle der §§ 103, 104 des Strafgesetz- 
buchs war übrigens auch von der Reichs- Justizkom- 
mission beabsichtigt (Hahn, Materialien, Abt. II, 
S. 1440 ff.). Daß der Fall des § 197 des Strafgesetz- 
buchs (Beleidigung gesetzgebender Versammlungen oder 
anderer politischer Körperschaften) von der Privatklage 
ausgenommen ist, entspricht dem geltenden Rechte, 
da es hier zur Verfolgung keines Antrags, sondern 
einer Ermächtigung bedarf. 

Der Abs. 2 wiederholt den bisherigen § 416 der 
Strafprozeßordnung, durch den die Verpflichtung zur Er- 
hebung der öffentlichen Klage für die der Privat- 
klage unterliegenden Vergehen ausgeschlossen wird. 

§ 378. 

Die Befugnis zur Erhebung der Privatklage ist 
sachlich so geregelt wie im geltenden Rechte (§ 414 
der Strafprozeßordnung). Die Fassungsänderungen der 
Abs. 1, 2 stellen klar, daß Personen, die einen gesetz- 
lichen Vertreter haben, zur selbständigen Erhebung 
der Privatklage nicht befugt sind, und zwar auch dann 
nicht, wenn ihnen in den Strafgesetzen das Recht 
beigelegt ist, selbständig auf Bestrafung anzutragen. 

Im Abs. 3 sind an die Stelle der Worte „Kor- 
porationen, Gesellschaften und andere Personenvereine" 
die Worte „Körperschaften und Gesellschaften 1 ' gesetzt, 
die dem Sprachgebrauche neuerer Reichsgesetze ent- 
sprechen. Unter Körperschaften sind solche des öffent- 
lichen wie des bürgerlichen Rechtes zu verstehen; von 
den Gesellschaften kommen insbesondere die Handels- 
gesellschaften in Betracht. 



Digitized by 



Google 



335 



Begründung. 



336 



8 879. 

Die Vorschriften über das Zusammentreffen meh- 
rerer Berechtigter entsprechen sachlich dem § 415 der 
geltenden Strafprozeßordnung. Daß auf die Beitritts- 
erklärung eine$ anderen Berechtigten die für die Privat- 
klage gegebenen Vorschriften entsprechende Anwendung 
finden und daß es im Falle des Beitritts keines Sühne- 
versuchs bedarf, ergibt sich aus § 384 Abs. 3 und 
§ 383 Abs. 2. 

§ 380. 

Es ist schon bisher als ein Mißstand empfunden 
worden, daß der Verletzte zur Erhebung der Privat- 
klage während der ganzen Verjährungsfrist befugt bleibt, 
wenn er innerhalb der dreimonatigen Antragsfrist (§ 61 
des Strafgesetzbuchs) die Erhebung der öffentlichen 
Klage beantragt hat, der Antrag aber von der Staats- 
anwaltschaft zurückgewiesen worden ist. Dieser Übel- 
stand würde nach dem Entwürfe noch mehr hervor- 
treten, da auch Delikte, deren Verfolgung nicht an 
einen Antrag gebunden ist, in die Privatklage ein- 
bezogen werden. Der Entwurf sucht dem ent- 
gegenzuwirken. Hat die Staatsanwaltschaft einem An- 
trag auf Erhebung der öffentlichen Klage keine Folge 
gegeben oder nach dem Abschlüsse der Ermittelungen 
das Verfahren eingestellt, so soll der Antragsteller die 
Privatklage nur binnen einer Frist von drei Monaten 
erheben können; die Frist beginnt mit der Bekannt- 
machung des dem Antragsteller gemäß § 176 erteilten 
Bescheids. In allen Fällen, in denen die Staatsanwalt- 
schaft vergeblich angerufen worden ist, wird dem- 
nach der zur Privatklage Berechtigte sich binnen drei 
Monaten darüber schlüssig zu machen haben, ob er 
die Privatklage erheben will. Nach Ablauf der Frist 
verliert er dieses Recht, gleichviel ob es sich um ein 
Antragsdelikt oder um ein von Amts wegen zu ver- 
folgendes Vergehen handelt. Die Staatsanwaltschaft selbst 
bleibt selbstverständlich während der ganzen Verjäh- 
rungsfrist zur Erhebung der öffentlichen Klage befugt. 

Dein zur Erhebung der Privatklage Berechtigten, 
der vergeblich die Erhebung der öffentlichen Klage 
beantragt hat, soll innerhalb der dreimonatigen Frist 
gestattet werden, Einsicht in schriftlich abgegebene 
oder amtlich aufgezeichnete Erklärungen des Ver- 
dächtigen und in die Niederschriften über Aussagen 
von Zeugen oder Sachverständigen zu nehmen (Abs. 2). 
Diese Bestimmung entspricht einer aus der Mitte der 
Kommission zur Beratung der Vorlage von 1895 
hervorgegangenen Anregung (Drucks, von 1895/97 
Nr. 294 Anl. Bd. 3 S. 1603) und soll dem Privat- 
kläger die Erhebung der Klage erleichtern. Das Ein- 
sichtsrecht steht im Falle, daß mehrere zur Privat- 
klage berechtigt sind, allen Berechtigten zu, auch so- 
weit sie einen Antrag auf Erhebung der Klage nicht 
gestellt haben. Dies erscheint zweckmäßig, weil sonst 
die anderen Berechtigten, nur um das Recht zur Ein- 
sicht zu erhalten, genötigt würden, auch ihrerseits 
einen Antrag auf öffentliche Verfolgung bei der Staats- 
anwaltschaft zu stellen, was nur zwecklose Weiterungen 
zur Folge hätte. 

§ 381. 

Die Vorschrift des § 418 der geltenden Straf- 
prozeßordnung, wonach der Privatkläger, wenn er sich 
in dem Verfahren vertreten lassen oder mit einem 
Beistand erscheinen will, hierzu nur einen Rechts- 
anwalt wählen kann, ist im Entwürfe beseitigt. In 
Übereinstimmung mit einem einstimmig gefaßten Be- 
schlüsse der Strafprozeßkommission gestattet der § 381 



dem Privatkläger, sich durch jede Person, die im 
Verfahren auf öffentliche Klage als Verteidiger auf- 
treten kann (zu vergl. § 138 Abs. 1, 3, § 141 Abs. 2), 
vertreten zu lassen oder sich ihrer Hilfe zu bedienen; 
ferner •sollen nach dem Ermessen des Gerichts auch 
noch andere Personen als Vertreter oder als Beistand 
des Privatklägers zugelassen werden können, wie dies 
der § 138 Abs. 2 auch für die Verteidigung gestattet. 
Die Zulassung anderer Personen als der Rechtsan- 
wälte wird zwar die Aufgabe der Gerichte in mancher 
Hinsicht erschweren. Dieses Bedenken muß jedoch 
gegenüber dem Bedurfnisse, dem Privatkläger die 
Verfolgung seiner Rechte möglichst zu erleichtern, 
zurücktreten. Ungeeignete Elemente werden dadurch 
fern gehalten werden können, daß das Gericht nach 
freiem Ermessen über die Zulassung sonstiger Ver- 
treter zu entscheiden hat. 



Die Vorschriften des § 419 der geltenden Straf- 
prozeßordnung sind hier in etwas verkürzter Form 
wiedergegeben. Die Bestimmung, daß der Privat- 
kläger auch für die der Staatskasse erwachsenden 
Kosten Sicherheit zu leisten hat, konnte gestrichen 
werden, da die Kostenvorschußpflicht in den §§ 83 ff. 
des Gerichtskostengesetzes erschöpfend geregelt ist 

§ 383. 

Wie im geltenden Rechte (§ 420 der Strafprozeß- 
ordnung) wird der Sühneversuch nur bei Beleidi- 
gungen vorgeschrieben. Von einer Ausdehnung auf 
andere Vergehen ist abgesehen, da hierin vielfach 
eine ungerechtfertigte Zumutung gegenüber dem 
Privatkläger liegen würde und die übrigen Privat- 
klagedelikte nicht in gleichem Maße für einen Ver- 
gleich geeignet sind. Die Vorschrift, daß mit der 
Klage eine Bescheinigung über die Erfolglosigkeit des 
Sühneversuchs eingereicht werden muß, ist in den § 384 
eingestellt, der die Erfordernisse der Privatklage be- 
stimmt. Im Abs. 2 ist, entsprechend der schon bisher 
herrschenden Meinung, klargestellt, daß es auch im 
Falle des Beitritts zu einem bereits eingeleiteten Ver- 
fahren keines Sühneversuchs bedarf. 

Der Abs. 3 regelt die Wirkung des vor der 
Vergleichsbehörde geschlossenen und demnächst zur 
Ausführung gelangten Vergleichs. Die Wirkung ist 
dahin bestimmt, daß die Klage nicht mehr erhoben 
und ein Strafantrag nicht mehr gestellt werden kann, 
sowie daß ein vorher gestellter Strafantrag als zurück- 
genommen gilt. Die Fragen waren bisher in Er- 
mangelung einer gesetzlichen Bestimmung streitig. Die 
im Entwürfe vorgesehene Regelung entspricht dem 
praktischen Bedürfnisse. 

§ 384. 

Inhalt und Form der Privatklage werden im Abs. 1 
entsprechend dem § 421 der geltenden Strafprozeß- 
ordnung geregelt. Da die Privatklage bei dem Amts- 
gerichte zu erheben ist, braucht die Privatklageschrift 
nur den für Anklageschriften bei dem Amtsgerichte 
verlangten Erfordernissen (§ 194 Abs. 2) zu ent- 
sprechen. 

Wegen des Abs. 2 ist auf die Erläuterungen zu 
§ 383, wegen Abs. 3 auf diejenigen zu § 379 zu 
verweisen. 

§ 385. 

Der Abs. 1 entspricht dem § 422, der Abs. 2 
dem § 425 der geltenden Strafprozeßordnung. Im 
Abs. 3 wird außer Zweifel gesetzt, daß im Privat- 
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klageverfahren die Verhängung der Untersuchungs- 
haft gegen den Beschuldigten unzulässig ist, was 
übrigens schon nach dem geltenden Rechte, obwohl 
eine ausdrückliche Vorschrift fehlt, angenommen wird. 
§ 386. 

Daß die Klage der Staatsanwaltschaft zur Kennt- 
nis mitzuteilen und diese zu einer Mitwirkung bei 
dem Verfahren berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, 
entspricht dem geltenden Rechte (§ 422, § 417 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung). Eingehender als dieses regelt 
der Entwurf die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor der Eröffnung des Hauptverfahrens, insbesondere 
die Erhebung der öffentlichen Klage in diesem Ab- 
schnitte des Verfahrens. Die Staatsanwaltschaft soll, 
wenn sie sich auf die Mitteilung der Privatklage hin 
zur Anstellung von Ermittelungen veranlaßt sieht, hier- 
von dem Gerichte Nachricht geben; dieses hat so- 
dann die weitere Verfügung auf die Privatklage bis 
zum Abschlüsse der Ermittelungen auszusetzen 
(Abs. 3). So hat sich die Praxis auch schon unter 
dem geltenden Rechte entwickelt; eine ausdrückliche 
Vorschrift empfiehlt sich um so mehr, als nach dem 
Entwurf auch erheblichere Delikte der Privatklage zu- 
gänglich sind und im Falle der Übernahme der Ver- 
folgung seitens der Staatsanwaltschaft nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens das Verfahren grundsätzlich bei 
dem mit der Sache befaßten Gerichte fortgesetzt 
werden soll. Es muß daher vermieden werden, daß 
in Fällen, die zur Privatklage nicht geeignet sind 
und bei denen keine Veranlassung vorliegen würde, 
die öffentliche Klage bei dem Amtsgerichte statt bei 
dem Landgerichte zu erheben, das Hauptverfahren 
eröffnet wird, bevor die Staatsanwaltschaft ihre Er- 
mittelungen abgeschlossen hat. Ferner muß mit Rück- 
sicht auf die Vorschrift des § 387, die dem Amts- 
richter die Anstellung von Ermittelungen vor der 
Eröffnung des Hauptverfahrens gestattet, Vorsorge ge- 
troffen werden, daß nicht gleichzeitig von der Staats- 
anwaltschaft und dem Amtsrichter Ermittelungen vor- 
genommen werden. Der Entwurf sieht aber davon 
ab, der Staatsanwaltschaft die Verpflichtung aufzur 
erlegen, sich in jedem Falle besonders zu äußern. 
Dies erscheint entbehrlich; geht innerhalb einer an- 
gemessenen Frist keine Erklärung ein, so wird das 
Gericht annehmen können, daß die Staatsanwaltschaft 
keine Ermittelungen anstellt und daß demnach der 
weiteren Verfügung auf die Privatklage kein Hinder- 
nis entgegensteht. 

Entschließt sich die Staatsanwaltschaft zur Vor- 
nahme von Ermittelungen, so soll sie auch von deren 
Ergebnisse, mag es in der Einstellung des Verfahrens 
oder in der Erhebung der öffentlichen Klage be- 
stehen, dem Gerichte Nachricht geben (Abs. 4). Stellt 
sie das Verfahren ein, so hat sie dem Gerichte die 
Akten über ihre Ermittelungen mitzuteilen. Dies ent- 
spricht einer bei der Beratung der Vorlage zur Prozeß- 
reforra von 1895 auß der Mitte der Reichstags- 
kommission hervorgegangenen Anregung (Drucks. 
1895/96 Nr. 294 Anl. Bd. 3 S. 1603). Sieht sich 
die Staatsanwaltschaft nach dem Abschluß ihrer Er- 
mittelungen zur Erhebung der öffentlichen Klage ver- 
anlaßt, so ist sie daran durch die vorherige Ein- 
reichung der Privatklage nicht gehindert; auch unter- 
liegt die Prüfung der Frage, bei welchem Gerichte sie 
Anklage erheben will, ihrem Ermessen. Von der Er- 
hebung der öffentlichen Klage soll der Amtsrichter 
dem Privatkläger, dem Beschuldigten und dessen Ver- 
teidiger Nachricht geben. Damit ist die Privatklage 



erledigt und eine besondere Entscheidung auf sie er- 
übrigt sich; sollte der Privatkläger auf einer solchen 
Entscheidung bestehen, so wäre der Antrag auf Er- 
öffnung des Hauptverfahrens abzulehnen. Durch die 
Erhebung der öffentlichen Klage erlangt der Privat- 
kläger die Stellung eines Nebenklägers, ohne daß es 
einer Anschlußerklärung oder Zulassung bedarf (Abs. 4 
Satz 3). Die Erstattung der ihm durch die An- 
stellung der Privatklage erwachsenen Auslagen wird 
er als Nebenkläger betreiben können (§ 485 Abs. 1 
Satz 3). Von einer Übernahme der Privatklage redet 
der Entwurf in diesem Falle nicht; eine solche liegt 
im Sinne des Entwurfs nur vor, wenn die Staatsan- 
waltschaft die Erklärung, die Verfolgung übernehmen 
zu wollen, erst nach der Eröffnung des riauptver- 
fahrens auf die Privatklage abgibt. Das hierbei ein- 
zuschlagende Verfahren ist im § 394 geregelt. 

§ 387. 

Schon gegenwärtig ist der Amtsrichter, wie die 
herrschende Meinung annimmt, befugt, vor der Ent- 
scheidung über die Eröffnung des. Hauptverfahrens 
Ermittelungen anzustellen. Der Entwurf bestimmt, daß 
der Privatkläger und der Beschuldigte ihrerseits die 
Anstellung von Ermittelungen beantragen können 
und daß der Amtsrichter solchen Anträgen stattgeben 
soll, soweit er die Ermittelungen zur Aufklärung der. 
Sache für erforderlich hält. Bei der Erweiterung des 
Kreises der Privatklagesachen und dem Wegfalle der 
Bestimmung, die eine Vertretung des Privatklägers 
nur durch Rechtsanwälte gestattet, empfiehlt sich eine 
solche Ausdehnung des Ermittelungsverfahrens, damit 
nicht mangelhaft vorbereitete Sachen zur Hauptver- 
handlung kommen und alsdann Vertagungen nötig' 
werden. Wird der Beschuldigte vom Richter ver- 
nommen, so bleibt daneben die besondere Vorschrift 
des § 171 Abs. 1 unberührt. Hinsichtlich des Rechtes 
auf Anwesenheit der Prozeßbeteiligten bei Beweis- 
erhebungen gelten die allgemeinen für das Vorver- 
fahren gegebenen Vorschriften. Von dem Ergebnisse 
der Ermittelungen soll der Amtsrichter, soweit er 
es für geboten erachtet, der Staatsanwaltschaft Mit- 
teilung machen; dies wird insbesondere dann der 
Fall sein, wenn die Ermittelungen die mit der Privat- 
klage verfolgte Tat als eine solche erscheinen lassen, 
deren Verfolgung im öffentlichen Interesse liegt 

Die 

§§ 888, 889 

entsprechen sachlich den im § 423, im § 424 Abs. \ 
und im § 425 der geltenden Strafprozeßordnung ent- 
haltenen Bestimmungen. 

8 890. 

Die Ladung zur Hauptverhandlung regelt der 
Entwurf etwas eingehender als das geltende Recht, 
Im Abs. 1 Satz 1 wird klargestellt, daß neben dem 
Privatkläger auch der von ihm bestellte Vertreter zu 
laden ist; die Ladung des Privatklägers kann jedoch 
nach § 381 Abs. 2 Satz 2 ebenso wie bisher mit 
rechtlicher Wirkung an den Vertreter bewirkt werden. 
Gleichfalls in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Rechte (§ 425 Abs. 3 der Strafprozeßordnung) ist be- 
stimmt, daß die im § 215 festgesetzte einwöchige 
Ladungsfrist auch gegenüber dem Privatkläger ein- 
zuhalten ist (Abs. 1 Satz 2). Ferner ist vorgesehen, 
daß der Privatkläger in der Ladung darauf hinzu- 
weisen ist, inwieweit nach § 396 Abs. 3 bei seinem' 
Ausbleiben die Klage als zurückgenommen gilt (Abs. 2).' 

Die Vorschrift des Abs. 3 entspricht dem bis- 
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herigen § 426; wegen Abs. 4 ist § 417 Abs. 1 der 
geltenden Strafprozeßordnung zu vergleichen. 

g 391. 

Die Abs. 1, 2 entsprechen inhaltlich dem § 427 
der geltenden Strafprozeßordnung. Daß auf die Ver- 
tretung des Privatklägers und die Verteidigung des 
Angeklagten die Vorschrift des § 138 Abs. 3 An- 
wendung findet, war bisher (§ 427 Abs. 2) ausdrück- 
lich ausgesprochen; für den Entwurf folgt dies ohne 
weiteres daraus, daß nach § 388 Abs. 2 die Vor- 
schriften, die für das Verfahren auf öffentliche Klage 
gelten, auch im Privatklageverfahren Anwendung 
finden, soweit nicht für dieses ein anderes bestimmt ist. 

Im Abs. 3 ist die bisher streitige Frage, ob dem 
Privatkläger, wenn die Ladungsfrist nicht eingehalten 
ist, die gleichen Rechte zustehen, wie dem Ange- 
klagten, in bejahendem Sinne entschieden. 

Die Verlesung der Anklageformel in der Haupt- 
verhandlung würde nach der Struktur des Verfahrens 
an sich dem Privatkläger zufallen. Hiergegen be- 
stehen jedoch praktische Bedenken und es erscheint 
im Interesse der Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Würde der Hauptverhandlung besser, die Verlesung 
dem Gerichtsschreiber zu übertragen (Abs. 4). 

Die Vorschrift des Abs. 5 war bisher im § 424 
Abs. 2 der geltenden Strafprozeßordnung enthalten. 

§ 392. 

Die Vorschriften über das Verfahren bei dem 
Antrag auf Zuerkennung einer Buße sind bisher 
mit den Bestimmungen über die Nebenklage ver- 
bunden und für den Fall, daß im Privatklageverfahren 
eine Buße verlangt wird, für entsprechend anwendbar 
erklärt (§§ 444 bis 446 der Strafprozeßordnung). Sie 
werden zweckmäßiger schon hier eingestellt. 

Die Vorschriften des § 392 entsprechen im wesent- 
lichen den §§ 444, 445 des geltenden Gesetzes. Klar- 
gestellt ist die bisher bestrittene Frage, bis wann der 
Antrag auf Zuerkennung einer Buße zurückgenommen 
werden kann; aus Zweckmäßigkeitsgründen empfiehlt 
es sich, die Zurücknahme auch noch im Verfahren 
in der Berufungsinstanz bis zur Urteilsverkündung zu 
gestatten. Zu der Vorschrift des Abs. 3 (bisher § 444 
Abs. 3), wonach es keiner Entscheidung über den 
Antrag auf Zuerkennung einer Buße bedarf, wenn 
der Angeklagte freigesprochen oder das Verfahren ein- 
gestellt wird, ist zu bemerken, daß hierhin namentlich 
auch der Fall der im § 374 geregelten Einstellung 
des Verfahrens gegen einen Jugendlichen gehört. Da 
hier nicht auf Strafe erkannt wird, kann auch eine 
Buße nicht ausgesprochen werden. Neben den Fällen 
der Freisprechung und der Einstellung noch- den wei- 
teren Fall hervorzuheben, daß die Sache ohne Urteil 
erledigt wird, erschien überflüssig. 
§ 393. 

Das Verfahren, welches einzuschlagen ist, wenn 
sich nach Einleitung eines Privatklageverfahrens her- 
ausstellt, daß es sich um ein Delikt handelt, das nicht 
im Wege der Privatklage verfolgt werden kann, regelt 
der Entwurf im Anschluß an den § 429 des geltenden 
Gesetzes. Die Einstellung des Verfahrens soll jedoch 
nicht nur in der Hauptverhandlung, sondern, falls 
die Voraussetzungen dafür vorhanden sind, auch schon 
vorher ausgesprochen werden, und zwar im Interesse 
der Beschleunigung nicht durch Urteil, sondern durch 
einen mit sofortiger Beschwerde anfechtbaren Beschluß. 
Ferner ist die Einstellung, wie übrigens die Recht- 



sprechung schon bisher angenommen hat, nicht nur 
dann auszusprechen, wenn die durch Beweisaufnahme 
festgestellten Tatsachen die Unzulässigkeit der Privat- 
klage ergeben, sondern auch dann, wenn sich nach- 
träglich ergibt, daß bereits die in der Klage behaup- 
teten Tatsachen eine strafbare Handlung darstellen, die 
im Wege der Privatklage nicht verfolgt werden kann; 
der Entwurf bringt dies zur Abschneidung von Zweifeln 
dadurch zum Ausdrucke, daß er nicht, wie das geltende 
Gesetz, von den für festgestellt zu erachtenden Tatsachen, 
sondern von der dem Beschuldigten zur Last gelegten 
Tat spricht. Dies empfiehlt sich um so mehr, als, 
wie bemerkt, die Einstellung künftig auch vor der 
Hauptverhandlung erfolgen kann. 

§ 394. 

Die bisherigen Vorschriften haben zu Zweifeln 
darüber Anlaß gegeben, ob im Falle der Übernahme 
des Privatklageverfahrens durch die Staatsanwaltschaft 
das Verfahren einzustellen oder fortzuführen ist. Aus 
der in der Praxis im Anschluß an die frühere Recht- 
sprechung des Reichsgerichts üblichen Einstellung des 
Verfahrens haben sich mancherlei Mißstände ergeben. 
Der Entwurf schlägt in Übereinstimmung mit einem 
Beschlüsse der Strafprozeß komm ission vor, daß das 
Verfahren grundsätzlich bei dem mit der Sache be- 
faßten Gericht (Amtsgericht) oder, im Falle der Über- 
nahme durch Einlegung eines Rechtsmittels, bei dem 
im Instanzenzug übergeordneten Gerichte (Strafkammer 
bezw. Oberlandesgericht) fortgesetzt werden soll. Eine 
Ausnahme sieht der Entwurf nur für diejenigen Fälle 
vor, in welchen die Erhebung der öffentlichen Klage 
bei dem mit der Privatklage befaßten oder in erster 
Instanz befaßt gewesenen Gerichte wegen örtlicher oder 
sachlicher Unzuständigkeit dieses Gerichts nicht zu- 
lässig gewesen wäre. Solche Fälle können vorkommen, 
wenn für die öffentliche Klage infolge der Vorschrift 
des § 6 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsver- 
fassungsgesetze das Schwurgericht zuständig ist oder 
wenn die örtliche Zuständigkeit des mit der Privat- 
klage befaßten Gerichts auf der für Preßbeleidigungen 
gegebenen Sondervorschrift des § 2 Abs. 2 beruht. Die 
Rücksicht auf die Interessen des Beleidigten, die den 
Grund für die letztgedachte Ausnahmevorschrift ab- 
gegeben hat, kommt nicht mehr in Betracht, sobald 
die Verfolgung von der Staatsanwaltschaft übernommen 
wird. Dieser Auffassung ist auch bei der Beratung des 
Gesetzes, betreffend die Abänderung des § 7 der Straf- 
prozeßordnung, vom 13. Juni 1902 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 227), sowohl aus der Mitte des Reichstags als von 
Seiten der verbündeten Regierungen Ausdruck gegeben 
worden 1 ). Wollte man auch in diesen Fällen das Ver- 
fahren bei dem mit der Sache zunächst befaßten Ge- 
richte fortsetzen lassen, so würde, wie die Dinge 
liegen, vorkommendenfalls der Vorwurf nicht ausbleiben, 
daß die Staatsanwaltschaft die Erhebung der öffent- 
lichen Klage nur deshalb abgelehnt habe, um sich 
auf dem Umweg über die Privatklage ein ihr mehr 
zusagendes Forum zu verschaffen. Ein Fall, in dem 
die bloße Fortsetzung des Verfahrens in der örtlichen 
Unzuständigkeit des Gerichts ein Hindernis findet, kann 



*) Zu vergl. die Reden der Abgeordneten Dr. Müller- 
Meiningen, Dr. Rintelen, Traeger und Lenzmann 
(Sitzungen vom 22., 28. und 29. April und 3. Mai 
1902, Stenogr. Ber. S. 4974, 5144, 5173, 5268) und 
die für den Bundesrat abgegebene Erklärung in der 
Sitzung vom 3. Mai 1902 (Stenogr. Ber. S. 5268). 
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endlich bei Übernahme einer Widerklage durch die 
Staatsanwaltschaft eintreten (§ 3Q9 Abs. 6). Der Ent- 
wurf bestimmt daher, daß in Fällen der bezeichneten 
Art bei Übernahme der Verfolgung durch die Staats- 
anwaltschaft das mit der Privatklage befaßte Gericht 
die Sache an dasjenige Gericht erster Instanz zu ver- 
weisen hat, das zuständig gewesen wäre, wenn von 
vornherein die öffentliche Klage erhoben worden wäre 
(§ 394 Abs. 2 Satz 2). Ist auf die Privatklage bereits 
ein Urteil erlassen worden, so soll durch die Über- 
nahmeerklärung die Rechtskraft gehemmt und in dem 
Überweisungsbeschlusse das bereits ergangene Urteil 
aufgehoben werden. 

In allen Fällen erlangt mit der Übernahme der 
Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft der bisherige 
Privatkläger die Rechte eines Nebenklägers, ohne daß 
es einer besonderen Anschlußerklärung oder einer Zu- 
lassung bedarf. Insoweit stimmt der Entwurf (§ 394 
Abs. 3) mit dem geltenden Gesetze (§417 Abs. 3) 
überein. 

Die für die Übernahme der Verfolgung durch 
die Staatsanwaltschaft gegebenen Vorschriften beziehen 
sich übrigens nur auf den Fall, daß es sich um ein 
Vergehen handelt, das im Wege der Privatklage ver- 
folgt werden kann. Anderenfalls ist nach § 393 vor- 
zugehen und das Privatklageverfahren einzustellen. 

§ 395. f 

In betreff der Einlegung von Rechtsmitteln und 
der Stellung von Wiederaufnahmeanträgen durch den 
Privatkläger weicht der Entwurf nur in einzelnen 
Punkten von dem geltenden Gesetze (§ 430 der Straf- 
prozeßordnung) ab. Mit Rücksicht auf die Fassung 
der letzteren Vorschrift ist es zur Zeit streitig, ob 
der Privatkläger Rechtsmittel ausdrücklich zu Gunsten 
des Angeklagten einlegen kann. Die Frage mag* keine 
erhebliche praktische Bedeutung haben; immerhin be- 
steht kein Grund, dem Privatkläger in der gedachten 
Beziehung Befugnisse zu versagen, die der Staatsanwalt- 
schaft im Verfahren auf öffentliche Klage zustehen. 
Der Entwurf stellt daher auch hierin sowie in Beziehung 
auf die Stellung von Wiederaufnahmeanträgen den 
Privatkläger der Staatsanwaltschaft gleich. 

Revision*- und Wiederaufnahmeanträge kann der ' 
Privatkläger jetzt nur in einer von einem Rechtsan- I 
walt unterzeichneten Schrift anbringen. Da die Ver- j 
tretung des Privatklägers nach dem Entwurf auch \ 
anderen Personen als Rechtsanwälten übertragen werden I 
kann (§ 382)* erscheint es folgerichtig, die Unterzeich- ( 
nung von Rechtsmittel- und Wiederaufnahmeanträgen 
auch durch solche Vertreter des Privatklägers zuzu- 
lassen. Außerdem gestattet der Entwurf die Anbringung 
der bezeichneten Anträge auch zu Protokoll des Ge- 
richtsschreibers; denn mit Rücksicht auf die Aus- 
dehnung des Kreises der Privatklagesachen erscheint 
es nicht gerechtfertigt, den Privatkläger nach dieser 
Richtung schlechter zu stellen als den Angeklagten. 
Da der Entwurf auch bei dem Rechtsmittel der Be- 
rufung die Anbringung bestimmter Anträge obliga- 
torisch macht und an gewisse Formen bindet (§§ 317, 
318), war die Vorschrift auf Berufungsanträge aus- 
zudehnen. 

Der Abs. 3 entspricht dem § 430 Abs. 3 der gel- 
tenden Strafprozeßordnung. Daß die Zustellung der 
Revisionsanträge und ihrer Begründung durch den 
Gerichtsschreiber bewirkt wird, ist nicht mehr aus- 
drücklich hervorgehoben; dies ergibt sich schon aus 
der allgemeinen Vorschrift des § 338. 



§ 396. 

Der § 396 behandelt die Zurücknahme der Privat- 
klage (§§ 431, 432, 434 der gegenwärtigen Strafprozeß- 
ordnung). Im Abs. 1 wird zunächst das bisher nicht 
ausdrücklich geregelte Verhältnis zur Zurücknahme des 
Strafantrags klargestellt In Übereinstimmung mit der 
schon gegenwärtig herrschenden Ansicht bestimmt 
Satz 1, daß die Zurücknahme der Privatklage auch 
dann zulässig ist, wenn der zur Strafverfolgung er- 
forderliche Antrag nicht zurückgenommen werden 
kann. Durch den Satz 2 werden die Zweifel be- 
seitigt, die über die Wirkung der Zurücknahme der 
Privatklage in Beziehung auf die Zulässigkeit einer 
anderweitigen Strafverfolgung aufgetaucht sind. Dem 
praktischen Bedürfnis entspricht es, daß, wie der Ent- 
wurf vorsieht, in den Fällen, in denen die Zurück- 
nahme des Strafantrags zulässig ist, der Strafantrag 
mit der Zurücknahme der Privatklage gleichfalls als 
zurückgenommen gilt, sofern der Privatkläger nicht aus- 
drücklich bei der Zurücknahme etwas anderes erklärt. 

Die Bestimmungen der Abs. 2, 3 über den Zeit- 
punkt, bis zu welchem die Zurücknahme der Privat- 
klage zulässig ist, und über das Präjudiz der Zurück- 
nahme, das an gewisse Versäum ungen des Privat- 
klägers geknüpft wird, entsprechen dem geltenden 
Rechte (§ 431 der Strafprozeßordnung). Gegen die 
Versäumnisfolgen soll der Privatkläger wie bisher die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragen 
können. Das geltende Recht läßt unklar, ob die Frist 
für die Anbringung des Antrags mit dem Zeitpunkte 
der Versäumnis oder mit der Bekanntmachung der Ent- 
scheidung beginnt; der Entwurf entscheidet die Frage 
aus Billigkeitsgründen dahin, daß hier, ebenso wie 
im Falle des § 227, der Zeitpunkt der Bekanntmachung 
der Entscheidung maßgebend ist. Auch im übrigen 
sollen die Vorschriften des § 227 entsprechende An- 
wendung finden. Bei früheren Reformversuchen ist 
eine Regelung angeregt worden, nach der die an die 
Versäum ung geknüpfte Folge des Verlustes der Klage 
erst im Falle der Wiederholung eintreten sollte, während 
die erstmalige Versäumung auf Kostenfolgen beschränkt 
blieb. Die Stellung des Reichstags und seiner Kom- 
missionen diesen Vorschlägen gegenüber hat gewechselt 
(Drucks, des Reichstags von 1895/97 Nr. 294 Anl. 
Bd. 3 S. 1604, Nr. 587 Anl. Bd. 5 S. 2663; von 
1898/1900 Nr. 203 Anl. Bd. 2 S. 1412; von 1900/02 
Nr. 220 Anl. Bd. 2 S. 1385). Der Entwurf kommt 
auf diese Vorschläge schon um deswillen nicht zu- 
rück, weil er die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegenüber dem geltenden Rechte bedeutend 
erleichtert. 

Die Abs. 4, 5 stimmen im wesentlichen mit den 
bisher in den §§ 432, 434 der Strafprozeßordnung 
enthaltenen Vorschriften überein; nur ist vorgesehen, 
daß die Zurücknahme der Privatklage auch dem Ver- 
teidiger des Beschuldigten bekanntzumachen ist. 
g 397. 

Das geltende Gesetz enthält keine Vorschriften 
über die Beendigung des Privatklageverfahrens durch 
Vergleich. Über die Wirkungen eines solchen Ver- 
gleichs besteht infolgedessen Streit. Der Abschluß von 
Vergleichen wird auch dadurch in unerwünschter Weise 
erschwert, daß sie gegenwärtig keinen geeigneten Titel 
für eine Zwangsvollstreckung bieten und der Privat- 
kläger, der die Klage zurückgenommen hat, der Staats- 
kasse gegenüber für die Kosten des Verfahrens auch 
dann haftet, wenn der Angeklagte sich zu deren Über- 
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nähme im Vergleichswege verpflichtet hat (§ 503 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung). Der Entwurf sucht diesen 
Mängeln im Anschluß an Anregungen aus dem Reichs- 
tag in dem Bericht über die Straf prozeßnovelle von 
1895 (Drucks, von 1895/97 Nr. 294 Anl. Bd. 3 S. 1604), 
denen die Strafprozeßkommission beigetreten ist, durch 
die Vorschriften des § 397 und des § 490 Abs. 2 ab- 
zuhelfen. 

Im § 397 Abs. 1 wird zunächst festgestellt, daß 
das Verfahren einzustellen ist, sobald von den Prozeß-^ 
beteiligten ein Vergleich geschlossen und zu gericht- 
lichem Protokolle gegeben wird. Ob dies in der Haupt- 
verhandlung oder schon vorher geschieht, soll keinen 
Unterschied begründen. In letzterem Falle hat es keinen 
Zweck, erst noch in die Hauptverhandlung einzutreten ; 
vielmehr kann die Einstellung ohne weiteres beschlossen 
werden. 

Nach Abs. 2 gilt mit dem Abschlüsse des Ver- 
gleichs der Strafantrag als zurückgenommen, sofern 
die Zurücknahme zulässig ist. Ist die Zurücknahme 
des Antrags nicht zulässig oder handelt es sich um ein 
Offizialdelikt, so bleibt die Staatsanwaltschaft befugt, 
die öffentliche Klage zu erheben. Dagegen kommt 
nach der durch den Vergleich herbeigeführten Ein- 
stellung des Verfahrens eine Übernahme der Verfolgung 
durch die Staatsanwaltschaft nicht mehr in Frage. Der 
Vergleich soll mit Rücksicht hierauf der Staatsanwalt- 
schaft bekanntgemacht werden. 

Während jetzt die Erfüllung der im Vergleich 
übernommenen Verpflichtungen nur im Wege einer 
besonderen Zivilklage erzwungen werden kann, soll 
nach Abs. 3 künftig aus dem Vergleiche die Zwangs- 
vollstreckung in Oemäßheit der Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung stattfinden. 

Auch für die Frage, wer der Staatskasse gegenüber 
als Schuldner gilt, soll die über die Kosten im Ver- 
gleiche getroffene Vereinbarung maßgebend sein (§ 490 
Abs. 1). 

§ 398. 

Für den Fall des Todes des Privatklägers schreibt 
der § 433 der geltenden Strafprozeßordnung grund- 
sätzlich die Einstellung 1 des Verfahrens vor; nur bei 
gewissen Fällen der verleumderischen Beleidigung (§ 187 
des Strafgesetzbuchs) soll die Klage von den Eltern, 
den Kindern oder dem Ehegatten des Klägers fort- 
gesetzt werden dürfen. Diese Regel führt in den Fällen, 
in denen die Privatklage begründet war, zu Unbillig- 
keiten; die Erben des Klägers haben die Kosten des 
Verfahrens zu tragen, während der Beschuldigte straf- 
frei ausgeht und außerdem noch Ersatz seiner Aus- 
lagen verlangen kann. Das Bedürfnis einer Änderung 
wird mit der Ausdehnung des Privatklageverfahrens 
noch dringender. Es empfiehlt sich, die Fortsetzung 
der Privatklage in allen Fällen zuzulassen, auch den 
Kreis der zur Fortsetzung berechtigten Personen zu 
erweitern. Nach dem Entwürfe wird im Falle des 
Todes des Privatklägers zunächst das Verfahren über- 
haupt nicht eingestellt; es kann vielmehr während zweier 
Monate nach dem Todesfalle durch eine bei dem Ge- 
richt abzugebende Erklärung fortgesetzt werden. Über 
den Kreis der bisher berücksichtigten Angehörigen hin- 
aus sollen neben dem Ehegatten alle Verwandten gerader 
Linie, also auch Großeltern und Enkel, sowie die Ge- 
schwister zur Fortsetzung der Klage berechtigt sein. 
Dabei wird unter Verbesserung einer Ungenauigkeit 
des geltenden Gesetzes klargestellt, daß die Ange- 
hörigen des Klägers nur dann in Betracht kommen, 



wenn der Kläger zugleich der Verletzte ist. Anderen- 
falls steht die Fortsetzung dem Verletzten selbst zu. 

Ferner soll innerhalb der zweimonatigen Frist auch 
die Staatsanwaltschaft befugt sein, die Verfolgung gemäß 
§ 394 zu übernehmen. Zwar ist bereits nach geltendem 
Rechte die Staatsanwaltschaft berechtigt, nach dem Tode 
des Privatklägers die öffentliche Klage zu erheben; 
doch empfiehlt es sich zum Zwecke der Vereinfachung 
des Verfahrens, ihr auch die Befugnis zur Übernahme 
der Verfolgung zu geben. Dies erscheint insbesondere 
für Fälle, in denen das Verfahren zur Zeit des Todes 
des Privatklägers schon in der Rechtsmittelinstanz 
schwebt, zweckmäßig. 

Ermittelungen nach den zur Fortsetzung der Klage 
berechtigten Personen anzustellen und sie zu einer 
Erklärung aufzufordern, kann nicht als Sache des Ge- 
richts angesehen werden. Demgemäß legt der Ent- 
wurf (Abs. 3) dem Gerichte nur die Verpflichtung 
auf, den Tod des Privatklägers der Staatsanwaltschaft, 
dem Beschuldigten und dem Verteidiger bekanntzu- 
machen und, wenn innerhalb der zweimonatigen Frist 
keine Erklärung eingeht, das Verfahren einzustellen. 
Wird die Klage von einem dazu Berechtigten fort- 
gesetzt, so soll auch hiervon den bezeichneten Stellen 
Mitteilung gemacht werden. 

g 399. 

Die geltenden Vorschriften über die Widerklage 
(§ 428 der Strafprozeßordnung) sind lückenhaft und 
haben zu zahlreichen Zweifeln Anlaß gegeben. Der 
Entwurf sucht durch eine ausführlichere Regelung 
diese Zweifel zu beseitigen. Zugleich wird im Zu- 
sammenhange mit der Ausdehnung der Privatklage 
die Zulässigkeit der Widerklage nicht unerheblich er- 
weitert, andererseits aber Vorsorge getroffen, daß durch 
die Erhebung von Widerklagen das Verfahren nicht 
über Gebühr verzögert wird. 

Nach § 428 der geltenden Strafprozeßordnung 
kann eine Widerklage nur bei wechselseitigen Beleidi- 
gungen und Körperverletzungen erhoben werden. Der 
Entwurf läßt die Erhebung der Widerklage für alle 
im § 377 bezeichneten Vergehen zu unter der Voraus- 
setzung, daß es sich um wechselseitige Delikte handelt, 
daß also die den Gegenstand der Klage und Wider- 
klage bildenden Handlungen zwischen Kläger und 
Widerkläger stattgefunden haben. Dagegen soll es nicht 
erforderlich sein, daß Klage und Widerklage unmittel- 
bar in einem rechtlichen oder tatsächlichen Zusammen- 
hange stehen. Allerdings wird, wenn ein solcher Zu- 
sammenhang fehlt, häufig Veranlassung gegeben sein, 
die Verhandlung über Klage und Widerklage zu trennen 
(Abs. 5); unter Umständen wird aber auch bei dem 
Fehlen eines solchen Zusammenhanges die Ent- 
scheidung über die Widerklage für die Entscheidung 
über die Klage Bedeutung haben. Auch eine Gleich- 
artigkeit der strafbaren Handlungen wird nicht er- 
fordert; beispielsweise soll auf die Privatklage wegen 
Hausfriedensbruchs Widerklage wegen Beleidigung er- 
hoben werden dürfen. Diese Ausdehnung entspricht 
dem praktischen Bedürfnisse, zumal, wie schon oben 
erwähnt, die im § 377 berücksichtigten Vergehen 
häufig in engem tatsächlichen Zusammenhange stehen. 
Dem Versuch einer Verschleppung wird durch die im 
Abs. 5 vorgesehene Trennung -von Klage und Wider- 
klage entgegengetreten werden können. 

Als Zeitpunkt, bis zu welchem die Widerklage 
erhoben werden kann, ist ebenso wie im geltenden 
Gesetze die Beendigung der Schluß vortrage in erster 



Digitized by 



Google 



345 



Begründung. 



346 



Instanz bezeichnet (Abs. 2 Satz 1). Von selbst ver- 
steht es sich, daß die Erhebung der Widerklage nicht 
mehr zulässig ist, wenn eine Privatklage nicht mehr 
erhoben werden könnte, z. B. wenn der Widerkläger 
früher vergeblich die Staatsanwaltschaft angerufen hatte 
und die im § 380 Abs. 1 für die Erhebung der 
Privatklage bezeichnete Frist abgelaufen ist. Im übrigen 
wird durch den Abs: 2 klargestellt, daß die Wider- 
klage im allgemeinen den Erfordernissen einer Privat- 
klage entsprechen muß. Hieraus ist insbesondere zu 
folgern, daß zur Erhebung der Widerklage, wenn 
der Beschuldigte einen gesetzlichen Vertreter hat, nur 
der letztere befugt ist. Abweichend von den für die 
Klage geltenden Vorschriften wird nur bestimmt, daß 
die Widerklage, sofern sie erst in der Hauptverhand- 
lung erhoben wird, auch mündlich angebracht werden 
kann, daß eine Sicherheitsleistung nicht verlangt werden 
kann und daß ein Sühneversuch nicht erforderlich ist. 

Der Abs. 3 entscheidet zunächst die streitige Frage, 
ob über die Zulässigkeit der Widerklage besonders zu 
beschließen ist. Hiernach hat eine solche Beschluß- 
fassung zu erfolgen und die Widerklage ist zurückzu- 
weisen, wenn ihre gesetzlichen Voraussetzungen nicht 
vorliegen; eine Prüfung, ob die Widerklage begründet 
ist, findet hierbei nicht statt. Wird die Widerklage für 
zulässig erklärt, so gilt das Hauptverfahren auf die 
Widerklage als eröffnet und der Beschuldigte hat in 
dem weiteren Verfahren auf die Widerklage die Stellung 
eines Privatklägers. Die genaue Festsetzung des Zeit- 
punkts, in dem das Verfahren auf die Widerklage als 
eröffnet gilt, empfiehlt sich schon deshalb, weil auch 
für das Verfahren über die Widerklage die Verfolgung 
von der Staatsanwaltschaft übernommen werden kann, 
eine Übernahme im Sinne des § 394 aber nur nach 
der Eröffnung des Hauptverfahrens möglich ist. Der 
Satz 4 des Abs. 3 regelt den Beitritt zu einer Wider- 
klage. 

Inwieweit eine Mitteilung der Widerklage an den 
Privatkläger und die Staatsanwaltschaft zu erfolgen hat, 
ist gegenwärtig gleichfalls bestritten. Der Entwurf sieht 
vor (Abs. 4 Satz 1), daß eine vor der Hauptverhand- 
lung erhobene Widerklage in dieser Hinsicht ebenso 
wie die Privatklage zu behandeln ist. Hierdurch wird 
insbesondere gewährleistet, daß die Staatsanwaltschaft 
Gelegenheit erhält, geeignetenfalls die öffentliche Klage 
zu erheben. Wird die Widerklage erst in der Haupt- 
verhandlung erhoben, so muß dem Privatkläger zur 
Vorbereitung der Verteidigung Gelegenheit gegeben 
werden. Der Entwurf (Abs. 4 Satz 2) gibt daher für 
diesen Fall dem Privatkläger das Recht, die Aus- 
setzung der Verhandlung zu verlangen. Die Benach- 
richtigung der Staatsanwaltschaft wird hier nicht 
schlechthin vorgeschrieben; sie muß dem Ermessen des 
Gerichts überlassen bleiben, weil sonst das Verfahren 
häufig ohne Grund verzögert würde. Erachtet das 
Gerich c eine Benachrichtigung für geboten, so hat es 
vorerst noch nicht über die Zulässigkeit der Wider- 
klage zu beschließen, vielmehr die Verhandlung auszu- 
setzen, um der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zu geben, 
in geeigneten Fällen die öffentliche Klage zu erheben. 

Ist die Widerklage zugelassen, so soll grundsätz- 
lich über Klage und Widerklage gleichzeitig erkannt 
werden. Das geltende Gesetz (§ 428 Abs. 2) geht jedoch 
zu weit, wenn es diesen Grundsatz ohne jede Ein- 
schränkung aufstellt. In der Praxis haben sich daraus 
erhebliche Mißstände, insbesondere Verschleppungen 
des Verfahrens ergeben. Um ihnen entgegenzuwirken, 



ist schon bei früheren Reformversuchen vorgeschlagen 
worden, dem Gerichte die Befugnis zur Trennung 
der Verhandlungen zu geben, wenn weitere Widerklagen 
erhoben werden. Die9 reicht jedoch zur Beseitigung 
jener Mißstände nicht aus. Denn nicht nur mit weiteren 
Widerklagen, sondern schon mit der ersten Wider- 
klage kann Mißbrauch getrieben werden. Der Ent- 
wurf (Abs. 5) gibt daher dem Gerichte für alle Fälle 
die Befugnis, getrennte Verhandlung anzuordnen, wenn 
nach seinem Ermessen die Entscheidung über die 
Widerklage für die Entscheidung über die Klage ohne 
Bedeutung ist und diese Entscheidung durch die Ver- 
handlung über die Widerklage verzögert würde; der 
Beschluß soll einer Anfechtung nicht unterliegen. 

Im Abs. 6 ist zunächst die schon jetzt bestehende 
Vorschrift wiedergegeben, daß die Zurücknahme der 
Klage auf das Verfahren über die Widerklage ohne 
Einfluß ist; demnach bleibt insbesondere die örtliche 
Zuständigkeit des mit der Privatklage befaßten Gerichts 
für die Widerklage bestehen. Einer* besonderen Vor- 
schrift bedarf es für den Fall, daß die Staatsanwalt- 
schaft das Verfahren über die Privatklage oder über 
die Widerklage übernimmt. Hier erscheint eine gleich- 
zeitige Verhandlung nicht am Platze. Demgemäß 
schreibt der Entwurf die Trennung der Sachen vor. 
War die örtliche Zuständigkeit für das Verfahren auf 
die Widerklage nur durch die Erhebung der Wider- 
klage begründet, so greift die Vorschrift des § 394 
Abs. 2 Satz 2 Platz. 

§§ 400 bis 407. 

Die §§ 400 bis 407 enthalten die Vorschriften 
über die Nebenklage; sie bringen keine wesentlichen 
Neuerungen gegenüber den geltenden 'Bestimmungen. 

Die Fälle, in denen der Anschluß als Neben- 
kläger zulässig ist, sind im § 400 entsprechend den 
§§ 435, 443 der geltenden Strafprozeßordnung geregelt; 
sie erfahren jedoch gegenüber den letzteren eine geringe 
Ausdehnung. Nach § 435 Abs. 2 des geltenden Ge- 
setzes steht dem Verletzten, der durch einen Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung die Erhebung der öffent- 
lichen Klage herbeigeführt hat (§§ 170 ff. der gelten- 
den Strafprozeßordnung, §§ 177 ff. des Entwurfs), die 
Befugnis zum Anschluß als Nebenkläger nur zu, wenn 
die strafbare Handlung gegen sein Leben, seine Ge- 
sundheit, seine Freiheit, seinen Personenstand oder 
seine Vermögensrechte gerichtet war; es scheiden dem- 
nach die Fälle aus, in denen der Antragsteller nur 
mittelbar verletzt ist oder in denen das Delikt sich 
gegen andere Rechtsgüter als die besonders bezeich- 
neten richtet. Diese Unterscheidung entbehrt eines zu- 
reichenden Grundes und hat infolge der weiten Aus- 
legung, welche die Rechtsprechung den im § 435 Abs. 2 
bezeichneten Rechtsgütern gegeben hat, auch keine er- 
hebliche Bedeutung. Sie kann daher ohne Bedenken 
beseitigt werden. Der Verletzte, der durch einen An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung die Erhebung der 
öffentlichen Klage herbeigeführt hat, soll demnach stets 
befugt sein, sich als Nebenkläger der öffentlichen 
Klage anzuschließen (§ 400 Abs. 2). 

Der Zeitpunkt und die Form der Anschlußer- 
klärung werden im § 402 geregelt (§ 435 Abs. 1, 
§ 436 des jetzigen Gesetzes). Die Fassung des § 402 
Abs. 1 stellt klar, was nach dem bisherigen § 435 
Abs. 1 zweifelhaft ist, daß der Anschluß als Neben- 
kläger nach dem Eintritte der Rechtskraft, insbesondere 
zum Zwecke der Wiederaufnahme des Verfahrens nicht 
mehr erklärt werden kann und daß in der Einlegung 
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eines Rechtsmittels die Anschlußerklärung enthalten ist. 
Umgekehrt kann die Anschlußerklärung nach Erlaß 
eines Urteils nicht nur zum Zwecke selbständiger Ein- 
legung eines Rechtsmittels erfolgen, sondern auch ledig- 
lich den Anschluß an ein von der Staatsanwaltschaft 
bereits eingelegtes Rechtsmittel bezwecken. Die Form 
der Anschlußerklärung ist gegenüber dem geltenden 
Rechte (§ 436 der Strafprozeßordnung) erleichtert, in- 
dem auch hier die Abgabe der Erklärung zu Protokoll 
des Gerichtsschreibers zugelassen ist (§ 402 Abs. 2). 
Dies empfiehlt sich schon deswegen, weil die An- 
schlußerklärung durch Einlegung eines Rechtsmittels 
bewirkt werden kann. 

Der § 403 entspricht dem § 437 der Strafprozeß- 
ordnung. An die Stelle der Worte „nach erfolgtem 
Anschlüsse 14 hat der Entwurf in Übereinstimmung mit 
der Auslegung, die das geltende Recht gefunden hat, 
die Worte „nach der Zulassung" gesetzt. 

Die §§ 404 bis 407 weichen sachlich nicht von 
den §§ 438 bis 442 der Strafprozeßordnung ab. Im 
§ 405 ist entsprechend der Auslegung, welche der 
§ 440 der Strafprozeßordnung schon jetzt findet, klar- 
gestellt, daß das Urteil dem Nebenkläger zuzustellen 
ist, wenn bei der Verkündung des Urteils weder er 
noch sein Vertreter zugegen gewesen ist. Die neue 
Vorschrift des § 406 Abs. 1 Satz 2 setzt außer Zweifel, 
daß der Nebenkläger auch befugt ist, einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens zu stellen. 

Dritter Abschnitt. 

Schleuniges Verfahren. 

Die maßgebenden Gesichtspunkte für die Rege- 
lung des schleunigen Verfahrens sind in den einleiten- 
den Bemerkungen über die Hauptziele der Reform 
(S. 161 ff.) beleuchtet worden. Insbesondere haben dort 
die Fälle, für welche das Verfahren zuzulassen ist, Er- 
wähnung gefunden, auch ist bereits darauf hingewiesen 
worden, daß das Verfahren, um ihm praktische An- 
wendbarkeit zu sichern, dem Amtsrichter als Einzel- 
richter zuzuweisen ist und demzufolge auf solche Sachen 
beschränkt werden muß, in denen die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts begründet ist oder durch Erhebung der 
Anklage seitens des Staatsanwalts begründet werden 
kann. Bei der Ausgestaltung des Verfahrens ist darauf 
Bedacht genommen, einerseits die rasche Durchführung 
zu sichern, andererseits aber einer Oberhastung der Ab- 
urteilung vorzubeugen. Zu dem ersteren Zwecke soll 
an die Stelle der Anklageschrift der Antrag auf schleu- 
nige Aburteilung treten, der in dem Regelfalle der 
Vorführung des Verdächtigen mündlich gestellt werden 
kann und, was seinen Inhalt betrifft, erheblich gerin- 
geren Anforderungen unterliegt als die Anklageschrift 
(§ 408, § 409 Abs. 2, 3, § 411 Satz 1). Auf diesen 
Antrag ist ohne weiteres zur Hauptverhandlung zu 
schreiten. Für die Stellung des Antrags und für die 
Anberaumung des Termins zur Hauptverhandlung sind 
bestimmte kurz bemessene Fristen vorgesehen (§ 409 
Abs. 1, § 410 Abs. 1); auch werden zum Zwecke 
der beschleunigten Erledigung Erleichterungen für die 
I^adung der Beteiligten zugelassen (§ 410 Abs. 3, 4). 
Eine Aussetzung der Hauptverhandlung darf nur ein- 
mal, und zwar höchstens auf drei Tage erfolgen (§ 414). 
Die nötigen Garantien für den Angeklagten werden 
dadurch geschaffen, daß er Gelegenheit erhält, Ein- 
wendungen gegen die schleunige Aburteilung geltend 
zu machen, und daß ihm, falls er glaubhaft macht, daß 
er auf seine Verteidigung nicht genügend vorbereitet 



ist, auch das Recht eingeräumt wird, die Aussetzung 
der Verhandlung zu verlangen (§§ 412, 414). Auf 
Zuchthaus und auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte darf im schleunigen Verfahren nicht erkannt 
werden (§ 413). Erweist sich das schleunige Verfahren 
als nicht durchführbar, so ist die Sache nicht abzu- 
brechen, sondern zum ordentlichen Verfahren zu ver- 
weisen (§§412 bis 414). Für das Verfahren in höherer 
Instanz gelten durchweg die Vorschriften über das 
ordentliche Verfahren. 

Was die Anordnung des Stoffes betrifft, so wird 
der Fall, daß der Verdächtige auf frischer Tat be- 
troffen oder verfolgt, hierbei festgenommen und dem 
Amtsgerichte vorgeführt wird, an die Spitze gestellt 
und zur Erleichterung des Verständnisses das Ver- 
fahren zunächst für diesen Fall geregelt (§§ 408 bis 
418). Zur Ergänzung folgen am Schlüsse Vorschriften 
über das Verfahren gegen Verdächtige, die, ohne auf 
frischer Tat betroffen oder verfolgt zu sein, vorläufig 
festgenommen oder auf Grund eines Haftbefehls oder 
Steckbriefs ergriffen sind und sich der ihnen zur Last 
gelegten Tat schuldig bekennen, sowie über das Ver- 
fahren bei Schiffsdelikten und Vorschriften über die 
schleunige Aburteilung auf eigenen Antrag des Ver- 
dächtigen (§§ 419, 420). 

§ 408. 

Wird der Verdächtige auf frischer Tat betroffen 
oder verfolgt, vorläufig festgenommen und dem Amts- 
gerichte zur Vernehmung vorgeführt, so kann die 
schleunige Aburteilung von der Staatsanwaltschaft stets 
beantragt werden, sofern die sachliche Zuständigkeit 
des Amtsgerichts begründet ist oder gemäß § 23 * der 
Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze begründet wird. 
An der örtlichen Zuständigkeit des Gerichts fehlt es 
nie, da diese nach § 4 durch die Vorführung selbst 
begründet wird. Daraus, daß durch den Antrag auf 
schleunige Aburteilung die öffentliche Klage erhoben 
wird (Abs. 2), folgt von selbst, daß in Sachen, in 
denen nur durch Überweisung die sachliche Zustän- 
digkeit des Amtsgerichts begründet wird, der Antrag 
nicht vom Amtsanwalte, sondern ausschließlich von der 
Staatsanwaltschaft des Landgerichts gestellt werden kann. 

Nicht alle Fälle, in denen die rechtlichen Voraus- 
setzungen der schleunigen Aburteilung gegeben sind, 
werden sich tatsächlich dazu eignen. Namentlich können 
auch bei Festnahme auf frischer Tat Ermittelungen 
über die Beweggründe des Täters, über seine Persön- 
lichkeit und insbesondere über seinen Geisteszustand 
erforderlich werden, die mit einer schnellen Erledigung 
der Sache unvereinbar sind. Der Entwurf legt daher der 
Strafverfolgungsbehörde nicht die Pflicht auf, unter 
den Voraussetzungen des § 408 Abs. 1 die schleunige 
Aburteilung zu beantragen, sondern überläßt es ihrem 
pflichtmäßigen Ermessen, ob sie den Antrag stellen 
will. Namentlich gegenüber Jugendlichen wird hier 
mit Vorsicht verfahren werden müssen, denn in der 
Regel wird innerhalb der für die Stellung des Antrags 
vorgeschriebenen kurzen Frist kein zutreffendes Bild 
darüber zu erlangen sein, ob die Erhebung der Klage 
gegen den Jugendlichen im öffentlichen Interesse 
liegt. Wegen einer der im § 23 2 der Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetze bezeichneten strafbaren 
Handlungen darf außerdem der Antrag auf schleunige 
Aburteilung nur unter den Voraussetzungen gestellt 
werden, unter denen nach Abs. 3 dieser Vorschrift 
die Erhebung der Anklage bei dem Amtsgerichte ge- 
stattet ist, also nur dann, wenn anzunehmen ist, daß 
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auf keine schwerere Strafe als auf Gefängnis von höch- 
stens sechs Monaten oder Geldstrafe von höchstens 
fünfzehnhundert Mark zu erkennen sein wird. 

§ 409. 

Wenngleich der Entwurf davon ausgeht, daß der 
Antrag auf schleunige Aburteilung tunlichst bei der 
Vorführung des Verdächtigen zu stellen ist, so erscheint 
es doch geboten, ihn auch noch nach Ablauf einer 
mäßigen Zeit nach der Vorführung zuzulassen. An- 
derenfalls würden dem schleunigen Verfahren die Fälle 
entzogen sein, in denen der Antrag nur von der 
Staatsanwaltschaft des Landgerichts gestellt werden kann 
und diese ihren Sitz nicht an demselben Orte hat 
wie der Amtsrichter, dem der Festgenommene vor- 
geführt wird; ebenso würde der Staatsanwaltschaft die 
Möglichkeit genommen sein, behufs ihrer Entschließung 
über die Stellung des Antrags noch einzelne Ermittelun- 
gen vorzunehmen, insbesondere, falls die Voraussetzun- 
gen eines strafschärfenden Rückfalls in Betracht kommen, 
die früheren Bestrafungen des Verdächtigen festzustellen. 
Der Entwurf läßt daher die Stellung des Antrags noch 
bis zum Ablaufe des zweiten Werktags nach der 
Vorführung zu. Daß der Verdächtige, auch wenn der 
Eingang eines Antrags auf schleunige Aburteilung in 
Aussicht steht, spätestens am Tage nach der Vor- 
führung von dem Amtsrichter zu vernehmen ist und 
daß dieser hierbei über die Freilassung des Verdäch- 
tigen zu befinden hat, ergibt sich aus § 130 Abs. 1 
in Verbindung mit § 418. 

An den Inhalt des Antrags sind nach Abs. 3 nur 
diejenigen Anforderungen gestellt, die nötig sind, um 
die Tat kenntlich zu machen und den Antrag auf 
schleunige Aburteilung zu rechtfertigen. 
§410. 

Auch die Hauptverhandlung! soll, falls angängig, 
unmittelbar an die Vorführung angeschlossen werden. 
Da jedoch der Antrag noch nach der Vorführung 
gestellt werden kann und da es selbst dann, wenn 
der Antrag bei der Vorführung gestellt wird, unter 
Umstanden, z. B. weil einzelne Zeugen fehlen, nicht 
möglich sein wird, sofort zur Hauptverhandlung zu 
schreiten, muß es gestattet sein, die Hauptverhandlung 
noch kurze Zeit nach der Vorführung stattfinden zu 
lassen. Der Entwurf schreibt daher vor, daß, wenn 
der Anschluß der Hauptverhandlung an die Vor- 
führung nicht tunlich ist, der Amtsrichter den Termin 
zur Hauptverhandlung spätestens auf den nächsten 
Werktag nach der Stellung des Antrags anzuberaumen 
hat (Abs. 1). 

Für die Ladung der Beteiligten zur Hauptver- 
handlung bedarf es im schleunigen Verfahren erleich- 
terter Formen; insbesondere muß es zulässig sein, 
daß Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienstes, die 
den auf frischer Tat Betroffenen oder Verfolgten fest- 
nehmen, die Zeugen der Tat sofort an Ort und Stelle 
vor Gericht laden. Alle Ladungen sollen daher im 
schleunigen Verfahren durch Beamte des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes sowie durch jede Gerichtsperson 
bewirkt werden können. Die auf Grund dieser Vor- 
schrift geladenen Zeugen und Sachverständigen werden 
bezüglich des Gebührenanspruchs gegen die Staats- 
kasse den durch die Staatsanwaltschaft oder auf An- 
ordnung des Richters geladenen gleichgestellt (Abs. 4). 
Als ordnungsmäßig kann die Ladung aber auch hier 
nur gelten, wenn der Geladene auf die Folgen des 
unentschuldigten Ausbleibens hingewiesen ist (§ 43 
Abs. 1, § 70 Abs. 1); nur unter dieser Voraus- 



setzung sind daher die Vorschriften der §§ 45, 78 
ihm gegenüber anwendbar. Die Vorschriften über 
die Ladung von Personen des Soldatenstandes (§ 43 
Abs. 2, § 70 Abs. 1) bleiben selbstverständlich un- 
berührt. 

Eine Ladung des Festgenommenen zur Haupt- 
verhandlung kann nur in Frage kommen, wenn er 
vor dem Termine freigelassen wird. In diesem Falle 
soll es genügen, ihn mündlich zu laden, was so- 
gleich bei der Freilassung geschehen kann. Bleibt 
er auf die Ladung ohne genügende Entschuldigung 
aus, so muß sein Erscheinen in gleicher Weise er- 
zwungen werden können, wie das Erscheinen des An- 
geklagten im ordentlichen Verfahren (§ 222 Abs. 4). 
Mit Rücksicht hierauf ist er bei mündlicher Ladung 
darauf hinzuweisen, daß er bei unentschuldigtem Aus- 
bleiben seine sofortige Vorführung oder Verhaftung 
zu gewärtigen hat (Abs. 3). 
§ 411. 

In der Hauptverhandlung des ordentlichen Ver- 
fahrens wird nach der Vernehmung des Angeklagten 
über seine persönlichen Verhältnisse von dem Be- 
amten der Staatsanwaltschaft die Anklageformel ver- 
lesen (§ 230 Abs. 1). Im schleunigen Verfahren fehlt 
es an einer Anklageformel; an ihrer Stelle soll daher 
der Antrag auf schleunige Aburteilung verlesen werden. 
Diese Verlesung vertritt in jeder Beziehung die Ver- 
lesung der Anklageformel; insbesondere ist, nachdem 
mit der Verlesung begonnen ist, die Ablehnung wegen 
Befangenheit sowie der Einwand der örtlichen Un- 
zuständigkeit nicht mehr zulässig (zu vergl. §§ 19, 
25, § 209 Satz 2). Mit Rücksicht auf diese Rechts- 
wirkungen schreibt der Entwurf die Verlesung des 
Antrags selbst für den Fall vor, daß der Antrag bei 
der Vorführung mündlich gestellt ist; hier soll je- 
doch, um eine Wiederholung des Antrags durch den 
Beamten der Staatsanwaltschaft zu vermeiden, die Ver- 
lesung durch den Gerichtsschreiber erfolgen. 
§§ 412 bis 416. 

Der Wunsch, die Erledigung einfach liegender 
Sachen zu erleichtern und zu beschleunigen, darf 
nicht dazu führen, daß ein Verdächtiger unter ver- 
einfachten Formen abgeurteilt wird, ohne Gelegen- 
heit zu haben, die Gründe geltend zu machen, die 
nach seiner Auffassung gegen eine schleunige Be- 
handlung der Sache sprechen. Der Entwurf schreibt 
daher vor, daß spätestens bei der Vernehmung zur 
Sache der Angeklagte zu befragen ist, ob er gegen 
die schleunige Aburteilung Einwendungen erhebe 
(§ 412 Abs. 1). Es wird die Pflicht des Richters 
sein, bei dieser Befragung den Angeklagten, sofern 
sich dieser nicht offenbar über die Bedeutung der 
schleunigen Aburteilung klar ist, hierüber zu be- 
lehren. Einwendungen können sowohl auf das Fehlen 
der rechtlichen Voraussetzungen des schleunigen Ver- 
fahrens als darauf gestützt werden, daß die Sache 
sich aus tatsächlichen Gründen nicht zur Verhand- 
lung und Entscheidung in diesem Verfahren eigne. 
Werden Einwendungen in der einen oder anderen 
Richtung erhoben, so ist darüber sofort zu beschließen; 
sind sie begründet, so muß die Sache zum ordentlichen 
Verfahren verwiesen werden (§ 412 Abs. 2). 

Dem Schutze des Angeklagten dienen ferner die 
Vorschriften des § 413. Danach hat der Richter 
während der Hauptverhandlung im schleunigen Ver- 
fahren auch von Amts wegen zu beachten, ob die 
Voraussetzungen des schleunigen Verfahrens gegeben 
sind. Die Verweisung zum ordentlichen Verfahren 
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hat daher namentlich zu erfolgen, wenn sich heraus* 
stellt, daß die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat 
nicht zu den strafbaren Handlungen gehört, für 
welche die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet 
ist oder durch den Staatsanwalt begründet werden 
kann* Ferner schreibt der Entwurf die Verweisung 
zum ordentlichen Verfahren vor, wenn das Gericht 
nach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung für an- 
gezeigt erachtet, auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte oder Zuchthausstrafe zu erkennen, da es nicht 
angängig erscheint, die Verhängung so schwerer Strafen 
anders als nach Durchführung eines in den regel- 
mäßigen Formen verlaufenden Verfahrens zuzulassen. 

Dem Angeklagten wird endlich noch das Recht 
eingeräumt, die Aussetzung der Verhandlung zu ver- 
langen, wenn er glaubhaft macht, daß er auf seine 
Verteidigung nicht genügend vorbereitet ist (§ 414). 
Der Zeitraum für die Aussetzung kann, um dem 
Verfahren den Charakter der Schleunigkeit zu wahren, 
nur kurz bemessen werden; die Aussetzung der Ver- 
handlung soll daher für höchstens drei Tage erfolgen. 
Das Gleiche hat zu gelten, wenn die Verhandlung 
sich aus anderen Gründen als nicht spruchreif er- 
weist. Zeigt sich nach erfolgter Aussetzung, daß die 
Sache auch jetzt noch nicht genügend vorbereitet ist, 
um die sofortige Entscheidung zu ermöglichen, so 
soll eine nochmalige Aussetzung der Verhandlung 
nicht zulässig sein; die Sache hat sich dann als für 
das schleunige Verfahren ungeeignet gezeigt und muß 
zum ordentlichen Verfahren verwiesen werden. Dem- 
zufolge wird das Gericht in der ersten Verhandlung 
sorgfältig zu prüfen haben, ob eine Aussetzung der 
Verhandlung für höchstens drei Tage genügt, um 
dem Angeklagten die Vorbereitung seiner Verteidigung 
zu ermöglichen oder die sonstigen Umstände, welche 
die Sache als nicht spruchreif erscheinen lassen, zu 
beheben. Bestehen begründete Zweifel hieran, so 
wird es sich empfehlen, daß das Gericht schon in 
der ersten Verhandlung von seiner Befugnis, die Sache 
zum ordentlichen Verfahren zu verweisen, Gebrauch 
macht. 

Gelangt durch die Verweisung zum ordent- 
lichen Verfahren die Sache an ein anderes Gericht, 
so bedarf es eines Ersatzes für die fehlende Anklage- 
formel. In den Verweisungsbeschluß sollen daher in 
diesem Falle außer der Bezeichnung des zuständigen 
Gerichts die für die Anklageformel vorgeschriebenen 
Angaben aufgenommen werden. Der Beschluß tritt 
alsdann für das weitere Verfahren an die Stelle der 
Anklageformel (§ 415). 

Die in den §§ 412 bis 415 vorgesehenen Ent- 
scheidungen unterliegen nach § 416 keiner Anfech- 
tung. Die Zulassung von Rechtsmitteln gegen diese 
Entscheidungen würde mit dem schleunigen Ver- 
fahren unvereinbar sein. Ein Beschwerderecht des 
Angeklagten gegen den Beschluß, der seine Einwen- 
dungen gegen die schleunige Aburteilung zurückweist, 
.hätte nur Bedeutung, wenn der Beschwerde auf- 
schiebende Wirkung beigelegt würde; dadurch würde 
aber die Anfechtbarkeit einem Widerspruchsrechte 
gegen die schleunige Aburteilung gleichkommen und 
in vielen Fällen die erstrebte Schleunigkeit in ihr 
Gegenteil verkehren. Da dem Angeklagten gegen das 
im schleunigen Verfahren ergangene Urteil stets die 
Berufung zusteht, wird seinen Rechten durch die Ver- 
sagung einer Beschwerde gegen die Einleitung des 
Verfahrens nicht zu nahe getreten. Daß gegen die 
Beschlüsse, durch welche die Sache zum ordentlichen 



Verfahren verwiesen oder die Verhandlung ausgesetzt 
wird, kein Rechtsmittel gegeben werden kann, ver- 
steht sich vom selbst. Dagegen muß der Staatsanwalt- 
schaft die Möglichkeit offengehalten werden, den Be- 
schluß, durch welchen die Sache an ein anderes Ge- 
richt verwiesen wird, unter den gleichen Voraus- 
setzungen anzufechten, unter denen sie im ordent- 
lichen Verfahren gegen eine solche Verweisung Be- 
schwerde erheben kann. In § 416 ist deshalb be- 
stimmt, daß die Vorschriften des § 252 Abs. 5 Satz 2, 3 
unberührt bleiben. 

Im übrigen bedarf es für den Fall, daß mit 
der Verweisung zum ordentlichen Verfahren die Ver- 
weisung an ein anderes Gericht zu verbinden ist, 
keiner besonderen Bestimmungen. Die Vorschriften, 
welche Platz greifen, wenn sich im ordentlichen Ver- 
fahren die Zuständigkeit eines anderen Gerichts heraus- 
stellt, kommen auch hier zur Anwendung. Ist der 
Antrag vom Amtsanwalte gestellt und ergibt sich, 
daß es sich um eine Sache handelt, für welche die 
Zuständigkeit des Amtsgerichts nach § 23 f der No- 
velle zum Gerichtsverfassungsgesetze durch den Staats- 
anwalt begründet werden kann, so steht dem Amts- 
gerichte, falls die Verweisung zum ordentlichen Ver- 
fahren ausgesprochen wird, auch hier die Befugnis 
zu, die Sache an das mit Schöffen verhandelnde Amts- 
gericht zu verweisen (zu vergl. § 252 Abs. 4). Wird 
die Sache aus dem schleunigen Verfahren an das 
Landgericht oder ein höheres Gericht verwiesen, so 
kommen die Vorschriften des § 252 Abs. 3 in Betracht. 
§417. 

Der Zweck und die Vorzüge des schleunigen 
Verfahrens erschöpfen sich mit der Verhandlung vor 
dem Amtsrichter; gelangt eine Sache in die Be- 
rufungsinstanz, so geht die Sache von selbst in das 
ordentliche Verfahren über. Es bedarf hier nur in 
einigen Beziehungen ergänzender Vorschriften. 

Nach § 329 Abs. 3 hat im allgemeinen das Be- 
rufungsgericht, wenn das Gericht erster Instanz seine 
sachliche Zuständigkeit überschritten hat, unter Auf- 
hebung des Urteils die Sache an das zuständige Ge- 
richt zu verweisen. Diese Vorschrift würde mangels 
einer besonderen Bestimmung auch dann Platz greifen, 
wenn der ohne Schöffen verhandelnde Amtsrichter 
für die Aburteilung einer Sache deshalb sachlich nicht 
zuständig war, weil die besonderen Voraussetzungen 
der schleunigen Aburteilung nicht gegeben waren. 
In solchen Fällen würde die Pflicht des Berufungs- 
gerichts, die Sache unter Aufhebung des Urteils an 
das zuständige Gericht zu verweisen, nicht selten zu 
zwecklosen und in Sachen, die einer raschen Er- 
ledigung bedürftig sind, doppelt unerwünschten Ver- 
zögerungen führen. Der Entwurf gibt daher dem Be- 
rufungsgerichte die Befugnis, in solchen Fallen selbst 
zu erkennen (Abs. 1). Diese Befugnis greift aber 
dem Grunde der Vorschrift entsprechend nur dann 
Platz, wenn für die strafbare Handlung die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts begründet ist oder durch den 
Staatsanwalt begründet werden konnte. 

Daß das Berufungsgericht, wenn es von der Be- 
fugnis, in der Sache selbst zu erkennen, keinen Ge- 
brauch macht, die Sache stets an das im ordent- 
lichen Verfahren zuständige Gericht zu verweisen hat 
(Abs. 2), beruht darauf, daß das Verfahren durch 
die Verhandlung in der Berufungsinstanz seine Be- 
sonderheit verloren hat und darum auch weiterhin 
in den Formen des ordentlichen Prozesses verlaufen 
i muß. 
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Im Abs. 3 sind die Vorschriften der beiden ersten 
Absätze auf den Fall der Erneuerung der Haupt- 
verhandlung im Wiederaufnahmeverfahren für ent- 
sprechend anwendbar erklart. War also die Sache 
in die Berufungsinstanz gelangt und ergibt sich bei 
der Prüfung des gegen die Feststellungen des Be- 
rufungsgerichts gerichteten Wiederaufnahmeantrags, daß 
die besonderen Voraussetzungen des schleunigen Ver- 
fahrens nicht vorgelegen haben, so muß auch hier 
dem Berufungsgerichte die Befugnis zustehen, trotz 
des Mangels der sachlichen Zuständigkeit des Instanz- 
richters in der Sache selbst zu erkennen. Ebenso muß 
andererseits dem Berufungsgerichte für den Fall, daß 
es in der erneuten Hauptverhandlung von der be- 
zeichneten Befugnis keinen Gebrauch macht, die Ver- 
pflichtung obliegen, die Sache an das im ordent- 
lichen Verfahren zustandige Gericht zu verweisen. 
§ 418. 

Um eine zwecklose Häufung von Terminen zu 
vermeiden, gestattet der Entwurf, die bei Vorführung 
eines vorläufig Festgenommenen nach den §§ 129, 
130 erforderlichen Vernehmungen und Entscheidungen 
im schleunigen Verfahren mit der Hauptverhandlung 
zu verbinden. Daß eine solche Verbindung nicht zu 
einer Verzögerung der Vernehmung und Entschei- 
dung führen darf, daß namentlich die für die Ver- 
nehmung und die Entscheidung vorgesehenen Fristen 
eingehalten werden müssen, wird ausdrücklich hervor- 
gehoben. Das Gleiche muß in den Fällen, in denen 
gemäß § 419 Nr. 1 die schleunige Aburteilung eines 
auf Grund eines Haftbefehls oder Steckbriefs Er- 
griffenen beantragt wird, für die in den §§ 115, 116 
vorgesehenen Vernehmungen und Entscheidungen 
gelten. 

§§ 419, 420. 

Den Schluß des Abschnitts bildet die Bezeich- 
nung derjenigen Fälle, in denen noch außer dem 
Hauptfalle des § 408 das schleunige Verfahren zu- 
gelassen wird. Auch hier ist überall vorausgesetzt, 
daß die Sache zur Zuständigkeit des Amtsgerichts 
gehört oder daß diese Zuständigkeit durch den Staats- 
anwalt begründet werden kann. 

Wird der Verdächtige, ohne auf frischer Tat be- 
troffen oder verfolgt zu sein, vorläufig festgenommen 
oder auf Grund eines Haftbefehls oder Steckbriefs 
ergriffen und dem Amtsgerichte zur Vernehmung vor- 
geführt, so soll das schleunige Verfahren eingeleitet 
werden dürfen, falls der Vorgeführte bei seiner Ver- 
nehmung sich der ihm zur Last gelegten Tat schuldig 
bekennt (§ 419 Nr. 1). Daß es hierzu nicht genügt, 
wenn zwar der objektive Tatbestand eingeräumt, zu- 
gleich aber ein Schuldausschließungsgrund geltend ge- 
macht wird, versteht sich von selbst. 

Die Zulassung des schleunigen Verfahrens bei 
Delikten, die auf einem deutschen Schiffe im Aus- 
land oder auf offener See begangen sind (§ 419 
Nr. 2), war schon in der Vorlage von 1895 vor- 
gesehen und hat damals die Zustimmung des Reichs- 
tags gefunden. Sie rechtfertigt sich durch die Un- 
zuträglichkeiten, die sich für die Erledigung solcher 
Straftaten im ordentlichen Verfahren daraus ergeben, j 
daß die Schiffsbesatzung und sonstige Zeugen der 
Tat in der Regel schon bald nach der Ankunft des 
Schiffes nicht mehr zu erreichen sind. Auch im 
Interesse des Verdächtigen selbst ist die Zulassung 
des schleunigen Verfahrens erwünscht, weil ihm da- 
durch Untersuchungshaft von längerer Dauer erspart 
werden kann. 



In den Fällen des § 419 Abs. 1 kann eine Straf- 
verfolgungsbehörde mit der Sache befaßt sein, die 
das Amt der Staatsanwaltschaft weder bei dem Amts- 
gerichte, dem der Verdächtige vorgeführt ist, noch 
bei dem übergeordneten Landgericht ausübt. Die 
Einleitung des schleunigen Verfahrens kann alsdann 
erst erfolgen, nachdem die Sache an die zur Stellung 
des Antrags bei dem Amtsgerichte befugte Staats- 
anwaltschaft abgegeben ist. Mit Rücksicht hierauf ist 
es geboten, die Frist für die Stellung des Antrags 
hier geräumiger zu bemessen als im § 409 Abs. 1. 
Der Antrag soll daher noch bis zum Ablaufe des 
zweiten Werktags nach dem Eingange der Verhand- 
lungen über die richterliche Vernehmung des Vor- 
geführten gestellt werden dürfen. 

Auf den Fall, daß der Verdächtige selbst die 
schleunige Aburteilung beantragt, bezieht sich der 
§ 420. Hier muß Gewähr dafür bestehen, daß das 
schleunige Verfahren nur dann eingeleitet wird, wenn 
ein Bedürfnis dazu vorliegt und die Möglichkeit einer 
schnellen Erledigung gegeben ist. Der Entwurf macht 
daher die Einleitung von der Zustimmung der Staats- 
anwaltschaft abhängig und stellt überdies die Ein- 
leitung in das Ermessen des Richters. Bei solcher 
Regelung erscheint es unbedenklich, die schleunige 
Aburteilung auch dann noch zuzulassen, wenn die 
öffentliche Klage bereits im ordentlichen Verfahren 
bei dem Amtsgericht erhoben ist. Ist letzteres noch 
nicht geschehen, so genügt selbstverständlich der An- 
trag des Verdächtigen für sich allein noch nicht, um 
das Verfahren einzuleiten; es bedarf dazu noch des 
Antrags der Staatsanwaltschaft, der die Erhebung der 
Klage nach § 408 Abs. 2 ersetzt und hier zugleich 
die Zustimmung zu dem Antrage des Verdächtigen 
enthält. 

Vierter Abschnitt. 

Strafbefehl. 

Die wesentlichste Änderung in den Vorschriften 
über den Strafbefehl besteht in der schon oben 
(S. 163) erwähnten Ausdehnung des Kreises der- 
jenigen Straftaten, bei denen ein Strafbefehl erlassen 
werden kann. Im übrigen sind im Anschluß an Vor- 
schläge der Strafprozeßkommission eine Reihe von 
Ergänzungen der zum Teil lückenhaften Vorschriften 
des geltenden Gesetzes sowie einige Änderungen, 
welche die Handhabung des Verfahrens in der Praxis 
erleichtern sollen, vorgeschlagen. Aus welchen Gründen 
davon Abstand genommen worden ist, Vorschriften auf- 
zunehmen, nach denen ein Strafbefehl auch auf An- 
trag des zur Privatklage Berechtigten erlassen werden 
kann, ist in den einleitenden Bemerkungen zu dem 
Abschnitt über die Privatklage (S. 333) dargelegt 
worden. 

§ 421. 

Der Abs. 1 bezeichnet die Straftaten, die durch 
Strafbefehl erledigt werden können, der Abs. 2 die 
Strafen, die in einem Strafbefehle verhängt werden 
dürfen (§ 447 des geltenden Gesetzes). 

Über das geltende Recht hinaus soll ein Straf- 
befehl erlassen werden können wegen der Vergehen 
des Widerstandes gegen die Staatsgewalt nach § 113, 
des Hausfriedensbruchs im Falle des § 123 Abs. 3, 
der Beleidigung im Falle des § 185, der Körper- 
verletzung in den Fällen der §§ 223, 223 a, 230, 
der Bedrohung nach § 241, der Begünstigung nach 
§ 257, sofern sie sich auf ein Vergehen bezieht, das 
seinerseits dem Strafbefehlsverfahren unterliegt, des 
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strafbaren Eigennutzes in den Fällen der §§ 285, 286 
sowie endlich der Sachbeschädigung nach § 303 des 
Strafgesetzbuchs. Außerdem sind bei der Kategorie 
der höchstens mit drei Monaten Gefängnis oder sechs- 
hundert Mark Geldstrafe bedrohten Vergehen, die im 
allgemeinen schon nach den jetzigen Bestimmungen 
durch Straf befehl erledigt werden können, die Aus- 
nahmen beseitigt, welche in dieser Beziehung gegen- 
wärtig bestehen (§ 27 Nr. 2 des geltenden Gerichts- 
verfassungsgesetzes). Diese Umgrenzung der Straf- 
befehlsdelikte entspricht im wesentlichen den Vor- 
schlägen der Strafprozeßkommission. Darüber hinaus 
ist der Fall der gefährlichen Körperverletzung (§ 223 a 
des Strafgesetzbuchs) aufgenommen worden, weil es 
sich auch hier um sehr einfache und leichte Fälle 
handeln kann. Alle Vergehen, die im Wege der 
Privatklage verfolgt werden können, sind bis auf die 
Fälle der §§ 186, 187 des Strafgesetzbuchs auch unter 
den Straf befehlsdelikten aufgeführt; die Ausscheidung 
der letzteren Fälle (üble Nachrede und Verleumdung) 
rechtfertigt sich dadurch, daß hier eine Aufklärung 
durch die Hauptverhandlung immer notwendig er- 
scheint. 

Soweit im § 421 Vergehen bezeichnet sind, die 
nicht zur gesetzlichen Zuständigkeit der Amtsgerichte 
gehören (Nov. G. V. O. § 23 x ), kann nur der Staats- 
anwalt am Landgericht einen Strafbefehl beantragen, 
denn durch den Antrag wird die öffentliche Klage 
erhoben und hierzu ist der Amtsanwalt in den be- 
zeichneten Fällen nicht .berufen. Selbstverständlich 
kann ein Strafbefehl nicht erlassen werden, soweit 
auf Grund des § 6 des Einführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetze nach Landesgesetz die Zu- 
ständigkeit des Schwurgerichts begründet und dem- 
nach die gesetzliche Zuständigkeit des Amtsgerichts 
oder die Begründung der Zuständigkeit durch den 
Staatsanwalt ausgeschlossen ist. 

Was die bei dem Strafbefehle zulässigen Strafen 
betrifft, so läßt der Entwurf die bisherige Beschrän- 
kung der Geldstrafe auf einhundertfünfzig Mark fallen 
und gestattet außer der Einziehung auch sonstige 
Nebenstrafen wie Unbrauchbarmachung, Publikations- 
befugnis usw. Demnach können geeignetenfalls auch 
höhere Geldstrafen durch einen Strafbefehl festgesetzt 
werden. Daß es statthaft sein wird, durch einen Straf- 
befehl auch einen Verweis auszusprechen, ergibt sich 
aus der Fassung des Abs. 2, da der Verweis eine 
minder schwere Strafe als Gefängnis darstellt. Die 
Fassung stellt ferner klar, daß die Strafe sechs Wochen 
Gefängnis auch dann nicht übersteigen darf, wenn 
eine Gesamtstrafe ausgesprochen wird. Die Über- 
weisung an die Landespolizeibehörde und die Zu- 
erkenn ung einer Buße bleiben wie im jetzigen Rechte 
ausgeschlossen; die besondere Ausschließung von 
Ehrenstrafen und der Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
erübrigt sich, da diese Nebenstrafen bei den hier in 
Betracht kommenden Delikten nicht ausgesprochen 
werden können. 

§422. 

Über den Antrag der Staatsanwaltschaft enthält 
das geltende Gesetz nur die Vorschrift, daß er auf 
eine bestimmte Strafe zu richten ist (§ 448 Abs. 1 
Satz 1); im übrigen sind die Erfordernisse des An- 
trags nicht bezeichnet. Der § 422 füllt diese Lücke 
aus, indem er im Anschluß an die geltende Praxis 
vorschreibt, daß in dem Antrage die für die An- 
klageformel vorgeschriebenen Angaben, also (§ 194 
Abs. 2) die dem Angeschuldigten zur Last gelegte 



Tat unter Hervorhebung des Ortes, der Zeit und der 
Tatsachen, in denen die gesetzlichen Merkmale der 
strafbaren Handlung gefunden werden, sowie das an- 
zuwendende Strafgesetz enthalten sein müssen. Außer- 
dem hat der Antrag die Beweismittel und die be- 
antragte Strafe zu bezeichnen. 

Abs. 2 stellt klar, daß durch den Antrag die 
öffentliche Klage erhoben wird. Daraus ergibt sich, 
daß durch den vom Staatsanwälte gestellten Antrag 
zugleich die Zuständigkeit des Amtsgerichts gemäß 
§ 23 * der Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze be- 
gründet wird. 

8 423. 

Der Amtsrichter, dem ein Antrag auf Erlassung 
eines Strafbefehls vorliegt, gilt gegenwärtig nicht für 
befugt, zur weiteren Aufklärung der Sache Ermitte- 
lungen anzustellen, insbesondere den Angeschuldigten 
zu vernehmen; es bleibt ihm daher, wenn er Be- 
denken trägt, die Strafe ohne weiteres festzusetzen, 
nichts anderes übrig, als einen Termin zur Haupt- 
verhandlung anzuberaumen. Hierin liegt unzweifel- 
haft ein Mangel, der die Verwendung des Strafbefehls 
in zahlreichen Sachen, die an sich dazu geeignet sein 
würden, hindert. Um dem abzuhelfen, räumt der 
Entwurf dem Amtsrichter ausdrücklich das Recht zu 
Ermittelungen ein. Hinsichtlich des Rechtes der Prozeß- 
beteiligten auf Anwesenheit bei den Beweiserhebungen 
sowie hinsichtlich ihrer Befugnis, den Zeugen und 
Sachverständigen Fragen vorlegen zu lassen, gelten 
nach Abs. 2 die gleichen Vorschriften wie für Be- 
weiserhebungen im Zwischenverfahren (§ 195 Abs. 2). 
Das Ergebnis der Ermittelungen soll der Amtsrichter, 
soweit ihm dies geboten erscheint, der Staatsanwalt- 
schaft mitteilen (Abs. 3). Veranlassung hierzu wird 
insbesondere dann gegeben sein, wenn die dem An- 
geschuldigten zur Last gelegte Tat nach den Ermitte- 
lungen sich schwerer oder leichter darstellt, als bei 
der Stellung des Antrags anzunehmen war. 
8 424. 

Gegenwärtig ist zweifelhaft, ob der Amtsrichter 
den Antrag der Staatsanwaltschaft zurückweisen kann, 
wenn er die Klage für unzulässig oder unbegründet 
hält oder ob er auch in diesen Fällen einen Termin 
zur Hauptverhandlung anzuberaumen hat. Der Ent- 
wurf (Abs. 1) regelt die Frage dahin, daß der An- 
trag abzulehnen ist, wenn der Amtsrichter die dem 
Angeschuldigten zur Last gelegte Tat für nicht straf- 
bar oder nicht verfolgbar oder die Festsetzung einer 
Strafe wegen Mangels an Beweis nicht für gerecht- 
fertigt hält. Das Gleiche soll im Falle der Unzuständig- 
keit gelten; doch ist hier entsprechend dem § 196 
Abs. 2 Satz 2 vorgesehen, daß in Fällen, in denen 
der Amtsanwalt den Antrag gestellt hat, die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts aber nur durch den Staats- 
anwalt begründet werden kann, dem letzteren Ge- 
legenheit zur Begründung der Zuständigkeit des Amts- 
gerichts gemäß § 23 * der Novelle zum Gerichts- 
verfassungsgesetze zu geben ist. Gegen den ab- 
lehnenden Beschluß ist der Staatsanwaltschaft, ebenso 
wie im § 196 und im § 200, die sofortige Beschwerde 
eingeräumt; wird dieser stattgegeben, so beschließt 
das Beschwerdegericht, daß die Hauptverhandlung vor 
dem Amtsgerichte stattzufinden hat (Abs. 2). Diese 
Regelung entspricht der schon für das geltende Recht 
überwiegend vertretenen Auffassung; sie empfiehlt sich, 
weil es nicht in den Rahmen des Verfahrens passen 
würde, wenn das Beschwerdegericht selbst den Straf- 
befehl erließe, wie es andererseits auch nicht an- 
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gängig erscheint, daß das Beschwerdegericht den Amts- 
richter anweist, einen Strafbefehl zu erlassen. 

Im Abs. 3 ist entsprechend dem geltenden Ge- 
setze (§ 448 Abs. 2) vorgeschrieben, daß der Amts- 
richter Termin zur Hauptverhandlung anzuberaumen 
hat, wenn er Bedenken trägt, die Strafe ohne Haupt- 
verhandlung festzusetzen, oder wenn er eine andere 
als die beantragte Strafe festsetzen will und die Staats- 
anwaltschaft bei ihrem Antrage bleibt. Aus praktischen 
Rücksichten empfiehlt es sich, den Zeitpunkt, mit 
welchem in diesem Falle das Hauptverfahren als er- 
öffnet gilt, genau festzusetzen. Der Entwurf be- 
stimmt daher, daß das Hauptverfahren mit der An- 
beraumung des Termins durch den Amtsrichter oder 
mit der Beschlußfassung 1 des Beschwerdegerichts, daß 
die Hauptverhandlung vor dem Amtsgerichte statt- 
zufinden hat (Abs. 2), eröffnet wird. Eine Anfech- 
tung des Beschlusses des Amtsrichters schließt der 
Entwurf aus; gegen den Beschluß des Beschwerde- 
gerichts findet sie ohnehin nicht statt (§ 313). Der 
Ausschluß der Beschwerde könnte höchstens in dem 
Falle einem Bedenken unterliegen, wenn der An- 
trag der Staatsanwaltschaft ein Vergehen angenommen 
hat, über das in der Hauptverhandlung unter Zu- 
ziehung von Schöffen zu entscheiden sein würde, der 
Amtsrichter dagegen nur wegen einer Übertretung 
Hauptverhandlung stattfinden lassen will. Auch hier 
wird jedoch im Interesse der Vereinfachung des Ver- 
fahrens auf ein Beschwerderecht der Staatsanwalt- 
schaft verzichtet werden können, zumal es sich auch 
nach der Auffassung der Anklagebehörde in Fällen, 
in denen sie einen Strafbefehl beantragt, stets nur 
um unbedeutende Sachen handeln kann. In dem 
bezeichneten Falle wird übrigens die Vorschrift des 
§ 199 entsprechende Anwendung zu finden haben, 
wonach das Gericht im Beschluß über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens die Änderungen der Anklage- 
formel anzugeben hat, wenn es das Hauptverfahren 
vor einem anderen als dem in der Anklageschrift 
bezeichneten Gericht eröffnet. 

8 425. 
Die Vorschriften des § 425 entsprechen dem 
geltenden Gesetze (§ 448 Abs. 1 Satz 2, § 449 Abs. 1); 
hinzugefügt ist, daß der Strafbefehl auch dem gesetz- 
lichen Vertreter des Angeklagten mitzuteilen ist. Eine 
bestimmte Forin ist hierfür nicht vorgeschrieben; es 
handelt sich nur darum, dem gesetzlichen Vertreter 
tunlichst Kenntnis von der Tatsache zu geben, daß 
gegen den unter seiner Gewalt Stehenden ein Straf- 
befehl erlassen ist. Von besonderer Bedeutung ist 
dies mit Rücksicht auf das Einspruchsrecht des ge- 
setzlichen Vertreters; soweit es sich um Minderjährige 
handelt, empfiehlt sich die Mitteilung auch aus dem 
Grunde, weil hierdurch zu Erziehungsmaßregeln Ver- 
anlassung gegeben werden kann (zu vergl. § 376). 

§426. 
Die Vorschriften über das Einspruchsrecht geben 
sachlich nur das geltende Recht wieder (§ 449 des 
Gesetzes). Daß die für Rechtsmittel gegebenen Vor- 
schriften der §§ 302, 303, 305, 306 auf den Ein- 
spruch entsprechende Anwendung finden, ist durch 
eine ausdrückliche Vorschrift klargestellt. 

§ 427. 

Die Vorschrift ergänzt eine Lücke des geltenden 

Rechtes, indem sie vorsieht, daß ein Einspruch, der 

nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen 

Form eingelegt wird, als unzulässig zu verwerfen ist. 



Entsprechend den für die Verwerfung einer unzu- 
lässigen Berufung gegebenen Vorschriften (§§ 320, 
322) empfiehlt es sich, auch hier gegen den Be- 
schluß nicht die einfache, sondern nur die sofortige 
Beschwerde zuzulassen. 

§ 428. 

Die Vorschriften über die Hauptverhandlung ent- 
sprechen im allgemeinen den §§ 451, 452 des gelten- 
den Gesetzes. Die Zurücknahme der Klage und des 
Einspruchs soll jedoch anders als bisher auch noch 
in der Hauptverhandlung bis zur Verkündung des Ur- 
teils erster Instanz zulässig sein, sofern der Oegner 
zustimmt. Für eine solche Vorschrift hat sich in der 
Praxis ein dringendes Bedürfnis ergeben. Da durch 
den Strafbefehl Strafen ohne eingehende Ermittelungen 
festgesetzt werden, kann die Hauptverhandlung leicht 
ergeben, daß der Einspruch berechtigt ist; auch sind 
die Fälle nicht selten, in denen Angeklagte sich im 
Laufe der Verhandlung bereit erklären, den Einspruch 
zurückzuziehen. In diesen Fällen ist es zwecklos, die 
Durchführung der Verhandlung unter allen Umständen 
vorzuschreiben. 

Die Hauptverhandlung findet vor demjenigen Ge- 
richte statt, das nach den Vorschriften des Gerichts- 
verfassungsgesetzes für die in dem Strafbefehle be- 
zeichnete strafbare Handlung zuständig ist. Danach 
bestimmt sich, ob die Verhandlung vor dem Amts- 
gericht ohne Schöffen oder mit Schöffen vorzu- 
nehmen ist. 

Nach dem bisherigen § 452 Abs. 2 kann ein An- 
geklagter gegen das Urteil, durch das der Einspruch 
wegen seines Ausbleibens ohne Beweisaufnahme ver- 
worfen wird, die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand nicht beanspruchen, wenn ihm bereits gegen 
den Ablauf der Einspruchsfrist Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewährt worden war. Diese Vor- 
schrift entbehrt der inneren Berechtigung und kann 
unter Umständen eine unverdiente Härte für den Ange- 
klagten mit sich bringen; sie ist daher in den Entwurf 
nicht aufgenommen worden. 

§g 429, 430. 

Die Vorschriften des § 429 über die Wirkungen 
des rechtskräftig gewordenen Strafbefehls entsprechen 
sachlich dem § 450 des geltenden Gesetzes. In dem 
neuen § 430 wird im Anschluß an die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts klargestellt, daß der rechtskräftig 
gewordene Strafbefehl nicht in dem gleichen Maße 
wie ein Urteil die Wirkung des Klagverbrauchs nach 
sich zieht. Der Entwurf läßt jedoch eine anderweitige 
Verfolgung im Wege des ordentlichen Verfahrens nur 
zu, wenn sich herausstellt, daß auf die Tat ein schwereres 
als das im Strafbefehl angeführte Strafgesetz anzu- 
wenden ist; auch trifft er Vorsorge, daß eine doppelte 
Bestrafung unterbleibt. 

Fünfter Abschnitt. 

Strafverfügung. Strafbescheid. 

Die Bestimmungen über polizeiliche Strafver- 
fügungen und über Strafbescheide wegen Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle sind gegenwärtig in 
zwei getrennten Abschnitten (zweiter und dritter Ab- 
schnitt des sechsten Buches) enthalten. Der Entwurf 
faßt die Bestimmungen, um Wiederholungen zu ver- 
meiden, zusammen und begreift in den auf die Straf- 
verfügung und den Strafbescheid gleichmäßig anwend- 
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baren Vorschriften beide unter der gemeinsamen Be- 
zeichnung „Straffestsetzung". 

Die Frage, ob und inwieweit den Polizei- und 
Steuerbehörden die Befugnis zur Straffestsetzung zusteht, 
entscheidet der Entwurf ebensowenig wie das geltende 
Gesetz; sie regelt sich nach den hierfür maßgebenden 
landesgesetzlichen und reichsgesetzlichen Vorschriften. 
Auch das Verfahren der Verwaltungsbehörden richtet 
sich im allgemeinen nach diesen Vorschriften (zu vergl. 
§ 4 Nr. 2 des Einführungsgesetzes); der Entwurf greift 
hier nur in einzelnen Beziehungen ein, wenn auch 
in etwas weiterem Umfang als das jetzige Gesetz. 
Seine Vorschriften betreffen in erster Linie das ge- 
richtliche Verfahren, das den Beteiligten zum Schutze 
ihrer Interessen gegenüber dem Verwaltungsstrafver- 
fahren eröffnet wird. 

Die §§ 431 bis 440 regeln Inhalt und Wirkung 
der Straffestsetzung sowie das infolge des Antrags auf 
gerichtliche Entscheidung eintretende Verfahren; die 
§§ 441 bis 443 enthalten Vorschriften über die Voll- 
streckung von Straffestsetzungen sowie über die Zu- 
lässigkeit einer anderweitigen Strafverfolgung, die 
§§ 444 bis 447 besondere Bestimmungen über die 
Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle. Endlich wird im § 448 das Verfahren für 
den Fall geordnet, daß gegen den Bescheid eines 
Seemannsamts auf gerichtliche Entscheidung ange- 
tragen wird. 

§§ 431 bis 435. 

Die Vorschriften der §§ 431 bis 434 entsprechen 
im allgemeinen den in den §§ 453, 459 des geltenden 
Gesetzes enthaltenen Bestimmungen. Infolge der im 
Entwürfe (§ 154) vorgesehenen Einschränkung des 
Zwanges zur Strafverfolgung werden auch die Ver- 
waltungsbehörden, soweit es sich um Übertretungen 
oder um solche Vergehen handelt, die zur Zuständig- 
keit des Einzelrichters gehören, von einem Einschreiten 
absehen können, wenn die Verfolgung des Verdäch- 
tigen im öffentlichen Interesse nicht geboten erscheint. 

Was die zulässigen Strafen betrifft, so ist zunächst 
zu berücksichtigen, daß Straffestsetzungen auch gegen 
Personen, die zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, ergehen können, so- 
weit nicht aus den Landesgesetzen ein anderes zu ent- 
nehmen ist; der Entwurf (§ 431 Abs. 2) erklärt des- 
halb auch die Verhängung eines Verweises durch Straf- 
festsetzung für zulässig. Die Höhe der Geldstrafe soll 
entsprechend dem geltenden Rechte reichsgesetzlich 
für Strafverfügungen nur durch das für Übertretungen 
zulässige Höchstmaß von einhundertfünfzig Mark, für 
Strafbescheide aber überhaupt nicht begrenzt sein. 
Dagegen beschränkt der Entwurf die an die Stelle 
einer nicht beizutreibenden Geldstrafe tretende Haft- 
strafe auf das Höchstmaß von vierzehn Tagen, da 
es nicht gerechtfertigt ist, in dieser Hinsicht für die 
in erster Linie festgesetzte und die im Unvermögensfall 
eintretende Haftstrafe einen Unterschied zu machen. 

Im § 433 ist klargestellt, daß, wie schon jetzt 
überwiegend angenommen wird, bereits die Festsetzung 
der Strafe, nicht erst die Zustellung der Straffest- 
setzung, die Verjährung wie eine Handlung des Richters 
(§ 68 des Strafgesetzbuchs) unterbricht. 

Die Anbringung des Antrags auf gerichtliche Ent- 
scheidung hat nach § 434 Abs. 2 schriftlich oder zu 
Protokoll zu geschehen; eine Abweichung von dem 
bisherigen Rechte, nach welchem der Antrag schrift- 



lich oder mündlich anzubringen ist, liegt hierin nicht, 
da auch ein mündlich angebrachter Antrag von der 
Behörde, die ihn entgegennimmt, beurkundet werden 
muß. Der § 435 bestimmt die Stelle, bei welcher der 
Antrag anzubringen ist (je tzt § 454 Abs. 1, § 459 
Abs. 2). Um dem Beschuldigten die Geltendmachung 
seiner Rechte zu erleichtern, soll der Antrag in allen 
Fällen sowohl bei der Behörde, welche die Strafe 
festgesetzt hat, als auch bei der Behörde, welche dem 
Beschuldigten die Festsetzung bekannt gemacht hat 
gestellt werden dürfen, während gegenwärtig die letztere 
Art der Anbringung nur bei Antragen gegenüber Straf- 
bescheiden gestattet ist. Richtet sich der Antrag gegen 
eine polizeiliche Strafverfügung, so bleibt wie bisher 
(§ 454 des geltenden Gesetzes) auch die unmittel- 
bare Anbringung bei dem Amtsgerichte zulässig, da 
die Ermittelung des sachlich zuständigen Gerichts hier, 
im Gegensatze zu dem Verfahren gegenüber einem 
Strafbescheide, für den von der Straffestsetzung Be- 
troffenen keine Schwierigkeiten bietet. Für alle Fälle des 
Antrags auf gerichtliche Entscheidung ist im Anschluß 
an die für das Strafbefehlsverfahren im § 426 Abs. 1 
getroffene Vorschrift bestimmt, daß die für Rechts- 
mittel gegebenen Vorschriften der §§ 302, 303, 305. 
306 Platz greifen. 

Daß bei Versäumung der Antragsfrist die Vor- 
schriften der §§ 39 bis 42 über die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gegen die Versäum ung einer 
bei einem Gerichte wahrzunehmenden Frist Anwen- 
dung finden (§ 435 Abs. 2), entspricht den §§ 455, 461 
des geltenden Gesetzes. Der Antrag auf Wiederein- 
setzung ist demnach bei einer der im § 435 Abs. 1 
bezeichneten Behörden zu stellen; zur Entscheidung 
darüber ist das in der Sache selbst zuständige Gericht 
berufen, also bei Anträgen gegenüber Strafverfügungen 
stets der Amtsrichter, bei Anträgen gegenüber Straf- 
bescheiden der Amtsrichter oder gegebenenfalls die 
Strafkammer des Landgerichts. Aus der Bezugnahme 
auf den § 42 ergibt sich, daß sowohl die Verwal- 
tungsbehörde, bei der der Antrag auf Wiedereinsetzung 
gestellt ist, als das zur Entscheidung hierüber berufene 
Gericht einen Aufschub oder eine Unterbrechung der 
Vollstreckung anordnen kann. 
§ 436. 

Die Vorschriften des § 436 geben im wesent- 
lichen bestehendes Recht wieder (§ 454 Abs. 2, § 456 
Abs. 1, § 460, § 462 Abs. 1 des geltenden Gesetzes). 
Danach werden, abgesehen von dem Falle der Zurück- 
nahme der Straff es tsetzung (§ 437), nach Eingang des 
Antrags auf gerichtliche Entscheidung die Akten von 
der Verwaltungsbehörde an die Staatsanwaltschaft ab- 
gegeben und von dieser alsdann dem zuständigen Ge- 
richte vorgelegt. Gegenwärtig ist streitig, ob die Straf- 
kammer, der ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gegen einen Strafbescheid vorgelegt wird, noch zur 
Überweisung der Sache an das Schöffengericht be- 
fugt ist. Nach dem Entwurf (Abs. 2) soll bei Zu- 
widerhandlungen gegen die Vorschriften über die Er- 
hebung öffentlicher Abgaben in Fällen, die an sich 
zur Zuständigkeit der Strafkammer gehören, in denen 
aber nach § 23 2 Abs. 1 Nr. 13 der Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetze durch Anklageerhebung die 
Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet werden kann, 
der Staatsanwalt die Möglichkeit haben, den gleichen 
Erfolg dadurch herbeizuführen, daß er die Akten dem 
Amtsgerichte vorlegt; hierzu soll er sich jedoch vor- 
her der Zustimmung der Verwaltungsbehörde ver- 
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sichern. Die Zulassung der Überweisung in dieser 
Lage des Verfahrens kommt einem praktischen Be- 
dürfnis entgegen. Was die vorherige Befragung der 
Verwaltungsbehörde betrifft, so ist sie mit Rücksicht 
auf das wesentliche Interesse dieser Behörde an dem 
Verfahren angebracht (zu vergl. auch § 23 2 Abs. 4 
Nov. G.V.G.). 

Durch Abs. 3 wird klargestellt, daß ein Antrag, 
der nicht in der vorgeschriebenen Form und Frist 
gestellt wird, als unzulässig zu verwerfen ist; das 
Gleiche muß gelten, wenn der Beschuldigte sich des 
Rechtes auf ein gerichtliches Verfahren durch Ein- 
legung einer Beschwerde im Verwaltungswege be- 
geben hat. Ebenso wie im Falle der Verwerfung des 
Einspruchs gegen einen Straf befehl (§ 427) erscheint 
es angemessen, gegen die Verwerfung des Antrags 
nur die sofortige Beschwerde zuzulassen. 
§§ 437, 438. 

Diese Bestimmungen regeln die Zurücknahme der 
Straffestsetzung und des Antrags auf gerichtliche Ent- 
scheidung. Nach geltendem Rechte kann der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung nur bis zum Beginne 
der Hauptverhandlung zurückgenommen werden; die 
Zurücknahme der Straffestsetzung ist, wie überwiegend 
angenommen wird, nur bis zur Abgabe der Akten an 
die Staatsanwaltschaft zulässig (§ 454 Abs. 2, § 460, 
§ 456 Abs. 2, § 462 Abs. 2 des jetzigen Gesetzes). 
Der Entwurf läßt die- Zurücknahme der Straffestsetzung 
noch bis zur Verkündung des Urteils erster Instanz 
zu, verlangt aber, wenn die Akten schon an die Staats- 
anwaltschaft abgegeben sind, deren Zustimmung und, 
sofern die Hauptverhandlung begonnen hat, außerdem 
die Zustimmung des Beschuldigten. Bis zu dem 
gleichen Zeitpunkte soll der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung zurückgenommen werden können; auch 
hier wird nach dem Beginne der Hauptverhandlung 
die Zustimmung des Gegners, also der Staatsanwalt- 
schaft verlangt. Diese Vorschläge entsprechen den für 
das Verfahren bei richterlichen Strafbefehlen vorge- 
sehenen Bestimmungen (§ 428 Abs. 3); für eine aus- 
gedehntere Zulassung der Zurücknahme sprechen hier 
die gleichen Zweckmäßigkeitsrücksichten wie dort (zu 
vergl. S. 358). 

§ 439. 

Ebenso wie das jetzige Recht räumt der Entwurf 
der Verwaltungsbehörde, gegen deren Strafbescheid auf 
gerichtliche Entscheidung angetragen ist, das Recht 
ein, sich der öffentlichen Klage anzuschließen, wo- 
durch sie im allgemeinen die Stellung eines Neben- 
klägers erhält. Die Vorschriften des § 439 entsprechen 
den §§ 467 bis 469 des geltenden Gesetzes; sie heben 
diejenigen Abweichungen von den für einen Neben- 
kläger geltenden Vorschriften hervor, welche sich aus 
der besonderen Stellung der Verwaltungsbehörde er- 
geben. Ebenso wie bisher soll sich die Behörde in 
dem Verfahren durch einen Rechtsanwalt oder durch 
einen Beamten ihres Verwaltungszweigs vertreten lassen; 
der letztere tritt dabei lediglich in seiner Beamten- 
eigenschaft auf, unterliegt daher auch nicht den Vor- 
schriften des § 179 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
Durch Abs. 5 wird klargestellt, daß, abweichend von 
den für den Nebenkläger geltenden Vorschriften 
(§ 403 Abs. 1, § 395 Abs. 2), die Rechtsmittel- und 
Wiederaufnahmeanträge auch von der Verwaltungs- 
behörde selbst schriftlich angebracht werden können. 
§ 440. 

Den Grundsatz, daß das Gericht bei der Ent- 



scheidung nicht an die von der Behörde festgesetzte 
Strafe gebunden ist, spricht das geltende Gesetz (§ 457 
Abs. 3) nur für den Fall der polizeilichen Strafver- 
fügung aus. Im' Anschluß an die Rechtsprechung stellt 
der Entwurf klar, daß das Gleiche für das auf einen 
Strafbescheid folgende gerichtliche Verfahren zu gelten 
hat (Abs. 1). 

Die Vorschrift, daß ohne Entscheidung in der 
Sache die Straf festsetzung aufzuheben und die Akten 
der Staatsanwaltschaft mitzuteilen sind, wenn sich zeigt, 
daß nach Lage des Falles eine Straffestsetzung durch 
Verwaltungsbehörden nicht stattfinden durfte, findet sich 
im geltenden Gesetze (§ 458) gleichfalls nur für das Ver- 
fahren bei polizeilichen Straf Verfügungen. Ihre An- 
wendbarkeit auf Strafbescheide ist streitig. Eine ver- 
schiedene Behandlung der Strafverfügungen und der 
Strafbescheide ist jedenfalls nicht gerechtfertigt. Es 
kann sich nur fragen, ob nicht für beide eine Regelung 
den Vorzug verdient, wonach das Gericht ohne weiteres 
in der Sache selbst zu entscheiden hat, falls sich 
ergibt, daß die Straffestsetzung durch die Verwaltungs- 
behörde unzulässig war. Eine solche Regelung ist von 
anderer Seite empfohlen worden. Sie erscheint aber 
nicht zweckmäßig, da bei veränderter Beurteilung der 
Tat sich vielfach auch eine andere Zuständigkeit ergeben 
wird, so daß bei dem vorgeschlagenen Verfahren häu- 
fige Verweisungen an ein anderes Gericht nicht zu 
vermeiden wären; auch würde der Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft, ob überhaupt die öffentliche Klage 
zu erheben ist, ohne Not vorgegriffen werden. Der 
Entwurf schreibt deshalb allgemein vor, daß das Ge- 
richt sich auf die Aufhebung der Straffestsetzung und 
die Abgabe der Akten an die Staatsanwaltschaft zu 
beschränken hat. Im Interesse der Vereinfachung des 
Verfahrens soll die Entscheidung nicht durch Urteil, 
sondern durch einen der sofortigen Beschwerde unter- 
liegenden Beschluß getroffen werden (zu vergl. § 393). 
§§ 441 bis 443. 

Der § 441 bezeichnet im Abs. 1 die Voraus- 
setzungen, unter denen die von der Verwaltungsbehörde 
festgesetzte Strafe vollstreckbar wird, und erklärt im 
Abs. 2 die an sich nur auf gerichtliche Strafen zu 
beziehenden Vorschriften, die der Entwurf im fünften 
Buche für die Vollstreckung von Geldstrafen vorsieht, 
auf die durch Strafverfügung oder Strafbescheid fest- 
gesetzten Geldstrafen für entsprechend anwendbar. Die 
erwähnten Vorschriften regeln die Vollstreckung von 
Geldstrafen eingehender als das jetzige Gesetz und 
unter möglichster Rücksichtnahme auf die Ver- 
mögenslage des Verurteilten; auch schließen sie die 
Vollstreckung einer Geldstrafe in den Nachlaß des 
Verurteilten aus. Es empfiehlt sich, diese Grundsätze 
auch da Anwendung finden zu lassen, wo eine Geld- 
strafe durch Straffestsetzung der Verwaltungsbehörde 
verhängt wird. 

Der § 442 enthält Vorschriften darüber, in welcher 
Weise eine in einem Strafbescheide festgesetzte und 
nicht beizutreibende Geldstrafe auf Antrag der Ver- 
waltungsbehörde in Freiheitsstrafe umgewandelt wird; 
er entspricht dem § 463 des geltenden Gesetzes. 

Durch den § 443 wird eine anderweitige Straf- 
verfolgung wegen der in einer vollstreckbaren Straf- 
festsetzung bezeichneten Tat zugelassen, sofern sich 
herausstellt, daß die Tat eine strafbare Handlung dar- 
stellt, die der Strafbefugnis der Behörde entzogen isf- 
Diese Regelung weicht von der für das Strafbefehls- 
verfahren gegebenen Vorschrift des § 430 Abs. 1 darin 
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ab, daß es hier nicht darauf ankommen soll, ob ein 
schwereres als das in der Straffestsetzung angeführte 
Strafgesetz anzuwenden ist, sondern lediglich darauf, 
ob die strafbare Handlung dem Verwaltungsstrafver- 
fahren überhaupt unterliegt. Die Unterscheidung recht- 
fertigt sich, weil hier eine gerichtliche Untersuchung 
überhaupt nicht stattgefunden hat, eine solche daher 
immer noch möglich bleiben muß, wenn das Ver- 
waltungsstrafverfahren unzulässig war. Dagegen sollen 
die Vorschriften des § 430 Abs. 2, 3, welche die Ver- 
hütung doppelter Bestrafung nach Erlassung eines rich- 
terlichen Strafbefehls bezwecken, auch hier ent- 
sprechende Anwendung finden. 

§ 444. 

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
beschränkt sich schon jetzt das Recht der Verwal- 
tungsbehörde, sich der Strafverfolgung anzuschließen, 
nicht auf den im § 439 des Entwurfs bezeichneten 
Fall, daß gegen einen vorausgegangenen Strafbescheid 
auf gerichtliche Entscheidung angetragen wird; das 
Recht des Anschlusses steht der Verwaltungsbehörde 
vielmehr auch dann zu, wenn die Staatsanwaltschaft 
unmittelbar die öffentliche Klage erhebt. Auf den 
letzteren Fall beziehen sich die Vorschriften des § 444 ; 
sie stimmen sachlich mit dem geltenden Gesetze (§§ 467 
bis 469) überein. Aus dem Zusammenhange des § 444 
und des § 431 ergibt sich, daß zum Anschlüsse nur 
eine Verwaltungsbehörde befugt ist, die nach den 
Landesgesetzen im allgemeinen ermächtigt ist, wegen 
strafbarer Handlungen der in Frage stehenden Art 
Strafen festzusetzen. 

§§ 445 bis 447. 

Wegen der Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Oefälle kann die Verwaltungsbehörde, wenn sie keinen 
Strafbescheid erlassen hat und die Staatsanwaltschaft 
die Verfolgung ablehnt, auch unmittelbar Anklage er- 
heben. Nach § 466 des geltenden Gesetzes finden 
auf dieses Verfahren gegenwärtig, abgesehen von den 
besonderen Vorschriften der §§ 464, 465, 468 und 
469, die Bestimmungen über die Privatklage Anwen- 
dung. Diese Regelung entspricht weder der Stellung 
der Verwaltungsbehörde, die nur in Wahrnehmung 
öffentlicher Interessen handelt, noch der Natur der 
von ihr erhobenen Klage, die auch im geltenden 
Rechte (§ 75 Abs. 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes) 
als öffentliche Klage bezeichnet wird. Die Anlehnung 
an die Privatklage hat sich auch als unpraktisch er- 
wiesen, da die für die Privatklage gegebenen Vor- 
schriften auf das hier in Frage stehende Verfahren 
vielfach nicht passen und daher von der Rechtsprechung 
für unanwendbar erachtet werden. Der Entwurf hat 
demgemäß die Verweisung auf das Privatklageverfahren 
beseitigt und hebt statt dessen nur die Abweichungen 
von dem gewöhnlichen Verfahren auf öffentliche Klage 
hervor. In den §§ 445, 446 sind zunächst die in den 
jetzigen §§ 464, 465, 468, 469 enthaltenen besonderen 
Vorschriften wiedergegeben. Im übrigen ist dem Ver- 
treter der Verwaltungsbehörde grundsätzlich die gleiche 
Stellung eingeräumt wie der Staatsanwaltschaft. Da- 
bei bedarf es keiner Hervorhebung, daß Verrich- 
tungen, die der Natur der Sache nach nicht durch 
diesen Vertreter, sondern durch die Staatsanwaltschaft 
bewirkt werden müssen, wie die Übersendung der 
Akten an das höhere Gericht (§ 321 Abs. 2, § 338 



Abs. 3), auch hier Sache der Staatsanwaltschaft bleiben ; 
insbesondere wird die Zuständigkeit des Reichsgerichts 
für die Revisionsinstanz in Amtsgerichtssachen (§ 136 
Abs. 2 Nov. G. V. G.) auch künftig nur von der Staats- 
anwaltschaft begründet werden können. 

Das Recht der Staatsanwaltschaft zur Übernahme 
der Verfolgung, das sich gegenwärtig aus der An- 
wendbarkeit des § 417 des geltenden Gesetzes ergibt, 
bedarf nunmehr einer ausdrücklichen Hervorhebung 
(§ 446 Abs. 2). In Übereinstimmung mit dem gelten- 
den Rechte soll im Falle einer solchen Übernahme 
die Verwaltungsbehörde, ohne daß es einer Anschluß- 
erklärung oder Zulassung bedarf, im allgemeinen die 
Stellung eines Nebenklägers erhalten, jedoch auch hier 
mit den für den Fall des § 439 vorgesehenen Ab- 
weichungen (§ 446 Abs. 3). 

Der § 447 behandelt, im wesentlichen gleichfalls 
übereinstimmend mit dem gegenwärtigen Rechte 
(§§ 466.. 429 des Gesetzes), den Fall, daß sich in der 
Hauptverhandlung die dem Angeklagten zur Last ge- 
legte Tat als über die Strafbefugnis der Verwaltungs- 
behörde hinausgehend darstellt. Regelmäßig soll hier, 
wie in den Fällen des § 440 Abs. 2 und des § 393, 
das Gericht das Verfahren durch einen der sofortigen 
Beschwerde unterliegenden Beschluß einstellen und die 
Akten der Staatsanwaltschaft mitteilen. Da jedoch hier, 
im Gegensatze zu den erwähnten Fällen, eine öffent- 
liche Klage in einem mit dem ordentlichen Straf- 
prozeß im wesentlichen übereinstimmenden Verfahren 
bereits erhoben ist, so gestattet der Entwurf auch 
die Übernahme der Verfolgung durch die Staatsan- 
waltschaft mit der Wirkung, daß das Verfahren in 
der Lage fortgesetzt wird, in der es sich befindet. 
§ 448. 

Nach § 5 Abs. 2 des jetzigen Einführungsgesetzes 
zur Strafprozeßordnung finden die auf polizeiliche Straf- 
verfügungen bezüglichen Vorschriften der §§ 455 bis 
458 entsprechende Anwendung, wenn in den Fällen 
des § 101 öetzt § 122) der Seemannsordnung (Reichs- 
Gesetzbl. 1902 S. 175 ff.) gegen den Bescheid des 
Seemannsamts auf gerichtliche Entscheidung angetragen 
wird; das Gleiche muß für die Fälle des § 8 des Ge- 
setzes, betreffend die Verpflichtung der Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme heimzuschaffender Seeleute, vom 
2. Juni 1902 (Reichs-Gesetzbl. S. 212 ff.) und des 
§ 9 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Stellenver- 
mittelung für Schiffsleute, vom gleichen Tage (Reichs- 
Gesetzbl. S. 215 ff.) gelten. Der § 448 des Entwurfs 
übernimmt die Vorschrift in die Strafprozeßordnung 
und erweitert zugleich in einigen Beziehungen den 
Kreis der für anwendbar erklärten Bestimmungen der 
letzteren. Insbesondere soll die Vorschrift des § 443 
über die anderweitige Verfolgung derselben Tat im 
Wege des ordentlichen Verfahrens zur Anwendung kom- 
men; auch ergibt sich aus der Bezugnahme auf den 
§ 437, daß die Seemannsämter in gleicher Weise wie 
die Verwaltungsbehörden zur Zurücknahme eines Straf- 
bescheids befugt sind. 

Sechster Abschnitt. 

Verfahren gegen Wehrpflichtige. 

Die Vorschriften über das Verfahren gegen Ab- 
wesende, die sich der Wehrpflicht entzogen haben 
(§§ 470 bis 476 des geltenden Gesetzes), sind für 
die Fälle der verbotenen Auswanderung von Re- 
servisten, Wehrmännern und Ersatzreservisten (Ober- 
tretung nach § 360 Nr. 3 des Strafgesetzbuchs in 
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Verbindung mit Artikel II § 4 Nr. 3, §§ 11, 19 bis 
21 des Gesetzes, betreffend Änderungen der Wehr- 
pflicht, vom 11. Februar 1888) im wesentlichen un- 
verändert geblieben; grundsätzlich umgestaltet ist da- 
gegen das Verfahren wegen der im § 140 des Straf- 
gesetzbuchs bezeichneten Vergehen. Für die letzteren 
ist das bisher vorgeschriebene Versäumnisverfahren 
nicht geeignet; denn da das Verfahren auf Grund 
von Listen und formularmäßigen Erklärungen statt- 
findet und eine Prüfung der Beweggründe der Tat 
und der sonstigen Umstände des Einzelfalls ausge- 
schlossen ist, pflegen die Strafen rein schematisch 
ausgesprochen zu werden und bestehen meistens in 
geringen Geldstrafen, die sich nur wenig über das 
gesetzliche Mindestmaß erheben. So gering bemessene 
Strafen können nur dazu führen, das Gefühl für* die 
Bedeutung des Vergehens der Wehrpflichtsverletzung 
abzuschwächen; außerdem führt das Verfahren dazu, 
daß eine große Zahl von Strafen verhängt wird, deren 
Vollstreckung dauernd unmöglich bleibt Der Ent- 
wurf schlägt daher im Anschluß an die für Fahnen- 
flüchtige geltenden Vorschriften der §§ 356 ff. der 
Militärstraf gerichtsordnung vor, zunächst nur die vor- 
läufige Feststellung zu treffen, daß eine Verletzung 
der Wehrpflicht vorliegt, und für den Fall, daß der 
Wehrpflichtige zurückkehrt, das gewöhnliche Verfahren 
gegen ihn eintreten zu lassen. In diesem Verfahren 
kann alsdann die endgültige Aufklärung des Sach- 
verhalts erfolgen, die es ermöglicht, unter Berück- 
sichtigung der Motive wie auch der Vermögensver- 
hältnisse des Täters ein den Umständen des Falles 
entsprechendes Urteil zu fällen. Demnach soll in den 
Fällen des § 140 des Strafgesetzbuchs zunächst nicht 
die ' öffentliche Klage erhoben werden, sondern auf 
Grund der Erklärungen der Kontrollbehörden und 
des Antrags der Staatsanwaltschaft ein Gerichtsbeschluß 
ergehen, der den Abwesenden für dienstflüchtig er- 
klärt und gegebenenfalls sein Vermögen mit Beschlag 
belegt. 

Die Vorschriften des Abschnitts sind so geordnet, 
daß die §§ 449 bis 451 die gemeinsamen Bestim- 
mungen enthalten, während das Verfahren in den 
Fällen des § 140 des Strafgesetzbuchs im § 452, das 
Verfahren wegen der gemäß § 360 Nr. 3 des Straf- 
gesetzbuchs strafbaren Uebertretungen in den §§ 453 
bis 455 besonders geregelt ist. 

§§ 449 bis 451. 

Die für alle Fälle der Wehrpflichtsverletzung ge- 
meinsamen Vorschriften der §§ 449 bis 451 schließen 
sich den jetzigen §§ 471, 472 an; eine Kürzung 
ist dadurch erreicht, daß für den Wortlaut der von 
der Kontrollbehörde abzugebenden Erklärung zum 
Teil auf das materielle Strafrecht verwiesen wird 
(§ 451 Abs. 2). Der § 450 Abs. 1 füllt eine Lücke 
des geltenden Gesetzes aus, indem er vorsieht, daß 
in den Fällen, in denen der Gerichtsstand des letzten 
inländischen Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufent- 
halts nicht begründet oder nicht ermittelt ist, das 
Gericht des Geburtsorts örtlich zuständig sein soll 
und daß, wenn der Geburtsort nicht bekannt ist oder 
im Auslande liegt, die Bestimmung des zuständigen 
Gerichts durch das Reichsgericht zu erfolgen hat. 

§452. 

Die Vorschriften über die Bekanntmachung des 
Beschlusses, durch den im Verfahren wegen Vergehens 
gegen § 140 des Strafgesetzbuchs der Abwesende für 
dienstflüchtig erklärt wird, schließen sich dem § 360 



der Militärstrafgerichtsordnung an. Der Beschluß soll 
wieder aufgehoben werden, wenn sich nachträglich 
Umstände ergeben, die der Erklärung der Kontroll- 
behörde entgegenstehen, oder wenn Freisprechung er- 
folgt; die Aufhebung ist in der gleichen Weise wie 
der Beschluß selbst bekanntzumachen. 

Zugleich mit dem Beschlüsse, der den Ab- 
wesenden für dienstflüchtig erklärt, oder auch noch 
nachher kann das Vermögen des Flüchtigen in Be- 
schlag genommen werden. Die Vermögensbeschlag- 
nahme ist gegenwärtig zugelassen, sobald gegen den 
Täter die öffentliche Klage erhoben ist (§ 140 Abs. 3 
des Strafgesetzbuchs, §§ 480, 325, 326 der geltenden 
Strafprozeßordnung). Mit Rücksicht auf die Umge- 
staltung des Verfahrens war sie nunmehr bei Ab- 
wesenheit des Beschuldigten von dem Beschluß über 
die Dienstflüchtigkeit abhängig zu machen. Sie ist 
übrigens nicht unbedingt vorgeschrieben, sondern in 
das Ermessen des Gerichts gestellt, da sie vielfach 
wegen Vermögenslosigkeit des Abwesenden zwecklos 
sein wird. Auch hat die Beschlagnahme ebenso wie 
im geltenden Rechte nur in der Höhe zu erfolgen, 
die erforderlich ist, um die den Dienstflüchtigen 
möglicherweise treffende höchste Geldstrafe und die 
Kosten des Verfahrens zu decken. Hinsichtlich der 
Bekanntmachung und Aufhebung des Beschlagnahme- 
beschlusses sowie hinsichtlich seiner Wirkungen gelten 
die Vorschriften des § 460, der das Verfahren bei 
Vermögensbeschlagnahmen zusammenfassend regelt. 

Der Zweck des im § 452 vorgesehenen Ver- 
fahrens kann nur erreicht werden, wenn verhindert 
wird, daß die strafbare Handlung während der Ab- 
wesenheit des Dienstflüchtigen verjährt. Daher ist 
im Abs. 2 bestimmt, daß die Verjährung ruht, so- 
lange sich der Dienstflüchtige durch seine Abwesen- 
heit der Verfolgung entzieht. Hierdurch wird, soweit 
nicht nach den bestehenden völkerrechtlichen Ver- 
trägen die Verfolgung des Dienstflüchtigen durch die 
Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit ausge- 
schlossen wird, auch bei einer nach längerer Zeit er- 
folgenden Rückkehr des Dienstflüchtigen eine dem 
Gerechtigkeitsgefühl entsprechende Sühne ermöglicht. 

§§ 453 bis 455. 

Die Strafverfolgung wegen der nach § 360 Nr. 3 
des Strafgesetzbuchs in Verbindung mit Artikel II 
§ 4 Nr. 3, §§ 11, 19 bis 21 des Gesetzes, betreffend 
Änderungen der Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 
strafbaren Übertretungen ist im Anschluß an das 
geltende Gesetz (§§ 473 bis 476) geregelt. Für eine 
Umgestaltung des Verfahrens, wie sie der § 452 für 
die Fälle des Vergehens nach § 140 des Strafgesetz- 
buchs vorsieht, besteht hier bei der geringen Be- 
deutung der Straftaten kein Bedürfnis. Es bleibt dem- 
nach dabei, daß auf Grund der Erklärung der Kontroll- 
behörde alsbald die öffentliche Klage erhoben und das 
Hauptverfahren eröffnet wird. Für die Fälle der 
öffentlichen Zustellung der Ladung soll wie schon 
jetzt eine Bewilligung durch das Gericht nicht nötig 
sein (§ 453 Abs. 3, zu vergl. § 35 Abs. 1 Satz 1). 
In der Hauptverhandlung wird, sofern der Ange- 
klagte ausbleibt, ohne ihn verhandelt und entschieden 
(§ 454 Abs. 1, § 455 Abs. 1, zu vergl. bisher § 475). 
Die Regel des § 225 Abs. 2 Satz 2, wonach für den 
abwesenden Angeklagten ein Verteidiger ohne Bei- 
bringung einer Vollmacht auftreten kann und auch 
Angehörige des Angeklagten als Verteidiger zuzulassen 
sind, findet hier gleichfalls Anwendung. Für die öffent- 
liche Zustellung des Urteils gelten die allgemeinen 
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Bestimmungen (§§ 33, 36), ohne daß dies einer be- 
sonderen Hervorhebung (zu vergl. § 476 des gelten- 
den Gesetzes) bedarf. Infolge der Änderung der Vor- 
schriften über die öffentliche Zustellung an Ange- 
klagte, denen eine Ladung zur Hauptverhandlung be- 
reits zugestellt war (zu vergl. S. 204), wird auch in 
den hier in Frage kommenden Fällen die öffentliche 
Zustellung des Urteils nur dann zulässig sein, wenn 
der Aufenthalt des Angeklagten unbekannt oder eine 
Auslandszustellung unausführbar oder voraussichtlich 
erfolglos ist. 

Siebenter Abschnitt. 
Einziehung und Vermögens- 
beschlagnahme. 
§§ 456 bis 459. 

Die Voraussetzungen, unter denen auf Einziehung, 
Vernichtung und Unbrauchbarmachung von Gegen- 
ständen erkannt werden kann, werden durch das 
materielle, in Reichs- oder Landesgesetzen enthaltene 
Strafrecht bestimmt. Was das Verfahren betrifft, so 
haben die jetzigen Vorschriften der Strafprozeßordnung 
(§§ 477 bis 479) ihrem Wortlaute nach nur für die 
Fälle Geltung, in denen nach gesetzlicher Vorschrift 
auf Einziehung und verwandte Maßregeln selbständig 
erkannt werden kann und die Entscheidung nicht 
in Verbindung mit einem gegen einen bestimmten 
Angeklagten ergehenden Urteil in der Hauptsache er- 
folgt. Hieraus ist gefolgert worden (zu vergl. Entsch. 
des Reichsgerichts in Strafs. Bd. 34 S. 388), daß in 
einem gegen eine bestimmte Person gerichteten Straf- 
verfahren den sogenannten Einziehungsinteressenten, 
d. h. den Personen, die auf den der Einziehung 
unterliegenden Gegenstand einen rechtlichen An- 
spruch haben, irgendwelche prozessualen Rechte nicht 
zustehen. Der Entwurf füllt diese Lücke aus, indem 
er zunächst Vorschriften über die Beteiligung der 
Interessenten in dem Verfahren gegen eine bestimmte 
Person trifft (§§ 456 bis 458). Das objektive Ver- 
fahren wird an zweiter Stelle (§ 459) geregelt. Für 
die Einziehungsinteressenten gebraucht der Entwurf 
den Ausdruck „Beteiligte". Ihren Rechten ist für 
beide Arten des Verfahrens ein möglichst weiter Um- 
fang gegeben. 

Die Ladung der Beteiligten zur Hauptverhand- 
lung soll, entsprechend der bisher nur für das ob- 
jektive Verfahren geltenden Vorschrift des § 478 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung, stets geschehen, soweit es 
ohne Verzögerung der Sache geschehen kann (§ 456 
Abs. 1). Um den Beteiligten die Wahrnehmung ihrer 
Rechte zu erleichtern, bestimmt § 456 Abs. 2, daß 
mit der Ladung die Anklageformel zuzustellen und 
zugleich darauf hinzuweisen ist, daß die Entscheidung 
über die Einziehung, Vernichtung oder Unbrauchbar- 
machung der Gegenstände auch dem Beteiligten 
gegenüber vollstreckbar wird. 

Der § 457 entspricht im allgemeinen den für das 
objektive Verfahren im § 478 Abs. 3 des geltenden 
Gesetzes gegebenen Vorschriften; dabei stellt Abs. 2 
Satz 1 klar, daß auch Beteiligte, die nicht geladen 
sind, in der Hauptverhandlung erscheinen und ihre 
Rechte geltend machen können. Die Bestimmung des 
Abs. 3, daß das Urteil denjenigen Beteiligten, die 
zum Verfahren geladen waren oder ohne Ladung in 
der Hauptverhandlung erschienen sind, zuzustellen ist, 
wenn weder sie selbst noch ein Vertreter bei der 
Verkündung zugegen waren, entspricht der schon jetzt 
im objektiven Strafverfahren geübten Praxis. 

Die Rechtsmittel gegen das Urteil sollen nach 



§ 458 allen Beteiligten zustehen, und zwar auch den- 
jenigen, die an dem bisherigen Verfahren nicht teil- 
genommen haben; die Einlegungsfrist beginnt für 
diese mit der Urteilsverkündung. 

Für das objektive Verfahren sind den Beteiligten 
gleiche Befugnisse einzuräumen wie im Verfahren 
gegen eine bestimmte Person; Abs. 4 des § 459 ver- 
weist daher in dieser Beziehung lediglich auf die 
§§ 456 bis 458. Daß der Antrag der Staatsanwalt- 
schaft inhaltlich, soweit möglich, einer Anklageschrift 
entsprechen soll (Abs. 2), wird schon für das geltende 
Recht angenommen. Gleichfalls in Übereinstimmung 
mit dem geltenden Rechte bestimmt der Abs. 3, daß 
die Vorschriften über die Hauptverhandlung, soweit 
das besondere Verfahren für sie Raum gewährt, An- 
wendung finden. Keiner ausdrücklichen Hervorhebung 
im Gesetze bedarf es, daß die Rechtsmittel gegen 
die Entscheidung auch der Staatsanwaltschaft oder 
dem Privatkläger zustehen, auf deren Antrag das Ver- 
fahren eingeleitet worden ist (§ 479 des geltenden 
Gesetzes). 

§§ 460, 461. 

Der § 460 regelt das Verfahren bei der Be- 
schlagnahme des Vermögens; im § 461 wird das Ver- 
fahren bei der Beschlagnahme einzelner Vermögens- 
stücke zur Sicherung der Vollstreckung von Geldstrafe 
und Kosten geordnet. 

Die Fälle, auf welche sich die Vorschriften über 
die Beschlagnahme des ganzen Vermögens beziehen, 
sind im Abs. 1 des § 460 aufgeführt. Außer dem 
§ 159 Abs. 1 und dem § 452 Abs. 2 des Entwurfs 
kommen hier die §§ 93 und 140 des Strafgesetz- 
buchs (Hoch- und Landesverrat und Verletzung der 
Wehrpflicht) in Betracht. Die letztere Bestimmung 
ist neben dem § 452 des Entwurfs noch insofern 
von Bedeutung, als sie die Vermögensbeschlagnahme 
auch in solchen Fällen ermöglicht, in denen der Täter 
nicht abwesend ist. Was das Verfahren betrifft, so 
entsprechen die Vorschriften des § 460 im wesent- 
lichen den Vorschriften des geltenden Gesetzes 
(§§ 333 bis 335, 480). Der Abs. 3 bezieht sich auf 
die Wirkung der Beschlagnahme. Diese ist gegen- 
wärtig verschieden normiert, je nachdem die Beschlag- 
nahme auf Grund des § 326 (subsidiäre Beschlag- 
nahme des Vermögens zur Sicherung für Strafe und 
Kosten bei Mangel einer ausreichenden Deckung durch 
Beschlagnahme einzelner Gegenstände) oder auf Grund 
des § 332 (Beschlagnahme als Gestellungsmittel) er- 
folgt. Im ersten Falle, dem nach § 480 auch die 
Beschlagnahme auf Grund des § 140 des Strafgesetz- 
buchs gleichgestellt ist, sind Verfügungen über das 
von der Beschlagnahme getroffene Vermögen nur der 
Staatskasse gegenüber unwirksam, im zweiten Falle 
auch gegenüber jedem Dritten. Der Entwurf, der 
eine dem § 326 des geltenden Gesetzes entsprechende 
Beschlagnahme überhaupt nicht mehr kennt (zu vergl. 
S. 256), schließt sich für alle noch in Betracht kom- 
menden Fälle der Regelung des zweiten Falles an, 
indem er davon ausgeht, daß durch die Beschlag- 
nahme des Vermögens, wenn sie wirksam sein soll, 
dem Betroffenen die Verfügung über das in Beschlag 
genommene Vermögen vollständig entzogen sein muß. 
Die Vorschrift des jetzigen § 334 Abs. 2 über die 
Mitteilung der Vermögensbeschlagnahme an die Vor- 
mundschaftsbehörde und über die von dieser zu 
treffende Maßnahme ist im Entwürfe den Bestimmungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs angepaßt. 

Die Vorschriften des § 461 über das Verfahren 
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bei der Beschlagnahme einzelner Vermögensstücke ent- 
sprechen dem geltenden Rechte (§§ 325, 480). 



Fünftes Buch. 

Vollstreckung. Kosten. 

Erster Abschnitt. 

Vollstreckung. 

Der Entwurf hält sich, was den Kreis der Fragen 
betrifft, die er auf dem Gebiete der Strafvollstreckung 
regelt, im wesentlichen in denselben Grenzen wie das 
geltende Gesetz. Insbesondere gilt dies von den Vor- 
schriften über die Vollstreckung von Freiheitsstrafen. 
Sie beschränken sich im allgemeinen auf die Art und 
Weise, wie die Vollstreckung angeordnet wird, auf 
die Berechnung der Strafzeit, die Aussetzung der Voll- 
streckung und ähnliche Punkte, bei denen die Tätig- 
keit der Vollstreckungsbehörden und Vollstreckungs- 
gerichte in Frage kommt. Eine Regelung des eigent- 
lichen Strafvollzugs gehört nicht in den Rahmen der 
Strafprozeßordnung; sie bleibt einem besonderen Ge- 
setze vorbehalten, das zugleich die Änderungen zu be- 
rücksichtigen haben wird, die bei der Reform des ma- 
teriellen Strafrechts zu erwarten sind. 

Die sachlichen Änderungen in diesem Abschnitte 
beziehen sich auf Einzelheiten. Hervorzuheben sind 
die Erweiterung der Anrechnung der Untersuchungs- 
haft (§ 469) sowie Milderungen bei der Vollstreckung 
von Geldstrafen (§§ 477 bis 481). 

§§ 462 bis 465. 

An die Spitze des Abschnitts sind Vorschriften 
gestellt; welche für alle Arten der Vollstreckung Gel- 
tung haben; der § 462 bestimmt die Voraussetzungen 
jeder Vollstreckung, die §§ 463, 464 bezeichnen die 
bei der Vollstreckung mitwirkenden Behörden und die 
Aufgaben, die ihnen auf dem Gebiete der Voll- 
streckung gestellt sind, der § 465 endlich regelt das 
Verfahren, wenn die Erledigung von Zweifeln oder 
Einwendungen bei der Vollstreckung erforderlich wird. 
Die Vorschriften geben im allgemeinen das geltende 
Recht wieder. Aus der Fassung des § 462, der dem 
§ 481 und dem § 483 Abs. 1 des bestehenden Ge- 
setzes entspricht, ergibt sich, daß die Rechtskraft und 
demgemäß auch die Vollstreckbarkeit sich auf einen 
Teil des Urteils beschränken kann. Im § 463 (bisher 
§ 483) werden die Aufgaben der Vollstreckungsbehörde 
gegenüber den Behörden, denen die Vollziehung der 
Strafen obliegt (Gefängnisbehörden usw.), schärfer be- 
grenzt; ferner wird außer Zweifel gestellt, daß sich 
die Befugnis der Landesjustizverwaltung, die Aufgaben 
der Vollstreckungsbehörde dem Amtsrichter zu über- 
tragen, auch auf die durch Oberweisung an die Amts- 
gerichte gelangten Sachen erstreckt und daß anderer- 
seits die Übertragung sich auf einen Teil der Auf- 
gaben der Vollstreckungsbehörde beschränken kann. 

Die §§ 464, 465 sind aus dem § 494 Abs. 1, 2, 4 
und dem § 490 des geltenden Gesetzes entnommen. 
Daß Entscheidungen des Reichsgerichts als Voll- 
streckungsgericht einer Beschwerde nicht unterliegen 
(§ 494 Abs. 4 des Gesetzes), bedarf gegenüber der 
Vorschrift des § 308 Abs. 3 keiner Hervorhebung. Ein- 
wendungen gegen die Ablehnung eines Antrags auf 
Aufschub der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe (§ 490 
Abs. 2 des geltenden Gesetzes) brauchen im § 465 
nicht besonders hervorgehoben zu werden, da sie sich 



nach der Fassung des § 471 stets als Einwendungen 
gegen die Zulässigkeit der Strafvollstreckung darstellen. 
§§ 466, 467. 

Die Vorschriften über die Vollstreckung der Todes- 
strafe entsprechen den jetzigen §§ 485, 486. Daß 
Todesurteile keiner Bestätigung bedürfen, ist im gel- 
tenden Gesetze nur deshalb besonders hervorgehoben, 
weil bis zum Erlasse der Strafprozeßordnung in einigen 
Bundesstaaten eine solche Bestätigung erforderlich war. 
Jetzt genügt die Vorschrift, daß die Vollstreckung nicht 
erfolgen darf, bevor feststeht, daß vom Begnadigungs- 
rechte kein Gebrauch gemacht wird. 
§ 468. 

Mit dem § 468 beginnen die besonderen Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Freiheitsstrafen. 
Der Inhalt des § 468 ist dem § 8 der vom Bundes- 
rat am 28. Oktober 1897 aufgestellten Grundsätze über 
den Vollzug gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen (Zen- 
tralblatt für das Deutsche Reich S. 308) entnommen. 
Die Vorschrift findet hier ihre richtige Stelle, weil 
sie die Aufgaben näher bezeichnet, die der Voll- 
streckungsbehörde obliegen, um die Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe herbeizuführen. 
8 469. 

Nach dem geltenden Gesetze (§ 482) ist auf eine 
zu vollstreckende Freiheitsstrafe die nach dem Erlasse 
des Urteils erlittene Untersuchungshaft erst von dem 
Zeitpunkt an in Anrechnung zu bringen, in dem 
der Verurteilte auf Einlegung eines Rechtsmittels ver- 
zichtet oder das' eingelegte Rechtsmittel zurücknimmt; 
gibt er eine Erklärung über die Anfechtung nicht ab, 
so findet die Anrechnung erst von dem Ablaufe der 
Rechtsmittelfrist an statt. Diese Vorschrift hat in der 
Praxis zu erheblichen Mißständen geführt. Der Ver- 
urteilte, der in Haft ist, wird vor die Wahl gestellt, 
entweder auf ein vielleicht Erfolg versprechendes Rechts- 
mittel zu verzichten oder die Haft verlängert zu sehen. 
In dieser Zwangslage entschließt er sich zuweilen zu 
einem Verzicht auf das Rechtsmittel, selbst wenn er 
sich durch das Urteil beschwert fühlt. Auch befragt 
wohl der Vorsitzende den Angeklagten, um ihn nicht 
des Vorteils der Anrechnung verlustig gehen zu lassen, 
nach der Verkündung des Urteils unter Hinweis auf 
das geltende Recht noch besonders, ob er auf ein 
Rechtsmittel verzichte; eine solche Befragung erweckt 
aber leicht den Anschein eines Druckes auf den An- 
geklagten. Um diesen Übelständen abzuhelfen, schlägt 
der Entwurf einem Beschlüsse der Strafprozeßkom- 
mission folgend vor, daß die nach der Urteilsverkün- 
dung erlittene Untersuchungshaft unverkürzt anzu- 
rechnen ist, sofern der Verurteilte das Urteil nicht 
anficht oder ein von ihm eingelegtes Rechtsmittel noch 
innerhalb der Einlegungsfrist zurücknimmt. Hiernach 
behält der Verurteilte die volle Einlegungsfrist zur 
Überlegung und er kann auch bei voreiligem Gebrauche 
des Rechtsmittels sich durch rechtzeitige Zurücknahme 
den Vorteil der unverkürzten Anrechnung wieder ver- 
schaffen. 

Wird das Rechtsmittel vom Verurteilten erst nach 
dem Ablaufe der Einlegungsfrist zurückgenommen, so 
muß es dabei bleiben, daß die Untersuchungshaft erst 
von dem Zeitpunkte der Zurücknahme an in An- 
rechnung kommt; denn es kann dem Verurteilten jeden- 
falls nicht gestattet werden, nach seinem Belieben einen 
erheblichen Teil einer längeren Freiheitsstrafe oder 
vielleicht die ganze Strafe in der gelinderen Form 
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der Untersuchungshaft zu verbüßen. Einer beson- 
deren Vorschrift bedarf es nur für den Fall, daß 
das Rechtsmittel vom Verteidiger oder für eine Ver- 
urteilte von deren Ehemann eingelegt worden ist. Der 
Verteidiger und der Ehemann gelten nach § 303 
auch ohne ausdrückliche Ermächtigung als befugt, 
für den Verurteilten Rechtsmittel einzulegen; doch ist 
zur Wahrung der Rechte des Verurteilten, der sich 
in Untersuchungshaft befindet, die Benachrichtigung 
desselben vorgeschrieben, sofern nicht die ausdrück- 
liche Ermächtigung des Verteidigers oder des Ehe- 
manns nachgewiesen ist. Erfolgt nun die Einlegung 
des Rechtsmittels durch eine jener Personen so spät, 
daß die Benachrichtigung nicht mehr innerhalb der 
Einlegungsfrist erfolgen kann, so würde der Verhaftete, 
wenn er mit der Einlegung des Rechtsmittels nicht ein- 
verstanden ist, nicht mehr in der Lage sein, durch recht- 
zeitige Zurücknahme des Rechtsmittels sich die An- 
rechnung der Untersuchungshaft von der Urteilsver- 
kündung an zu sichern. Daher verlängert der Ent- 
wurf für diesen besonderen Fall die Frist für die 
Zurücknahme bis zum Ablaufe des nächsten Tages 
nach der dem Verhafteten gemäß § 303 gewordenen 
Benachrichtigung. Erfolgt die Zurücknahme noch inner- 
halb dieser Frist, so findet auch hier die Anrechnung 
der Untersuchungshaft von der Urteilsverkündung 
an statt. 

Die Vorschrift des § 60 des Strafgesetzbuchs, nach 
der das Gericht bei Fällung des Urteils stets befugt 
ist, eine vorher erlittene Untersuchungshaft auf die 
erkannte Strafe ganz oder teilweise anzurechnen, wird 
selbstverständlich durch die Vorschriften des Entwurfs 
nicht berührt. 

§ 470. 

Nach den §§ 430, 443, 448 soll eine durch rechts- 
kräftigen richterlichen Strafbefehl oder durch vollstreck- 
bare Straffestsetzung einer Verwaltungsbehörde oder 
eines Seemannsamts geahndete Tat im Wege des or- 
dentlichen Strafverfahrens anderweit verfolgt werden 
können, wenn sich nachträglich herausstellt, daß sie 
unter ein schwereres Strafgesetz als das im Strafbefehl 
angeführte fällt oder der Strafbefugnis der Verwaltungs- 
behörde oder des Seemannsamts entzogen war. 
Ebenda ist vorgeschrieben, daß die in dem Straf- 
befehl oder der Straffestsetzung ausgesprochene Geld- 
oder Freiheitsstrafe, soweit sie bereits vollstreckt ist, 
in Anrechnung zu bringen ist, wenn im ordentlichen 
Verfahren wiederum auf Geld- oder Freiheitsstrafe er- 
kannt wird. Da mit der Möglichkeit zu rechnen ist, daß 
diese Anrechnung unterbleibt, so muß zur Verhütung 
einer doppelten Vollstreckung Vorsorge getroffen wer- 
den, daß die Anrechnung nachgeholt werden kann. 
Demgemäß schreibt der § 470 für einen solchen Fall 
vor, daß die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts 
herbeizuführen ist. 

§§ 471 bis 473. 

Die Folgen, die eintreten, wenn der Verurteilte 
vor oder nach dem Beginne der Vollstreckung in einen 
körperlichen oder geistigen Zustand gerät, welcher der 
Vollziehung der Strafe entgegensteht, werden in den 
§§ 471, 472 im wesentlichen ebenso wie in den §§ 487, 
493 des geltenden Gesetzes geregelt. 

Die durch § 488 des geltenden Gesetzes der Voll- 
streckungsbehörde erteilte Befugnis, die Vollstreckung 
einer Freiheitsstrafe aus Billigkeitsgründen auszusetzen, 
wird vom Entwürfe (§ 473) erweitert. Die Nachteile, 
die einem Angehörigen erwachsen können, sollen Be- 
rücksichtigung finden, auch wenn dieser nicht gerade 



zur Familie des Verurteilten gehört. Der Ausdruck 
„Angehörige" ist hier, wie an anderen Stellen des 
Entwurfs (zu vergl. z. B. §§ 81, 102, 137, 225, 303), 
nicht in dem engeren Sinne des § 50, sondern ohne 
weitere Einschränkung zu verstehen. Ferner ist die 
zulässige Dauer der Aussetzung dem praktischen Be- 
dürfnis entsprechend von vier auf sechs Monate er- 
streckt 

Der 

§ 474 
gibt der Vollstreckungsbehörde für den Fall, daß der 
Verurteilte der Ladung zum Strafantritte keine Folge 
leistet oder fluchtverdächtig ist, die nötigen Zwangs- 
mittel an die Hand. Die Vorschrift stimmt mit dem 
geltenden Gesetze (§ 489) überein. 
§475. 

Wird ein auf Gesamtstrafe lautendes Urteil nur 
hinsichtlich eines Teiles der in die Gesamtstrafe ein- 
bezogenen Strafen durch ein Rechtsmittel angefochten, 
so fehlt gegenwärtig eine Vorschrift darüber, ob die 
Vollstreckung der nicht angefochtenen Einzelstrafen 
schon vor der rechtskräftigen Entscheidung über das 
Rechtsmittel eintreten kann. Es ist nicht zu verkennen, 
daß der Beginn der Vollstreckung hier im Interesse 
des Verurteilten liegen kann, und es läßt sich fragen, 
ob er nicht durch eine besondere Vorschrift ermöglicht 
werden soll, die etwa dahin zu gehen hätte, daß ähn- 
lich wie in den Fällen des § 476 das Vollstreckungs- 
gericht auf Grund der nicht angefochtenen Einzel- 
strafen die alsbald zu vollstreckende Strafe festzusetzen 
hat. Gleichwohl gibt der Entwurf einer anderen Rege- 
lung den Vorzug. Er bestimmt zunächst ausdrücklich, 
daß vor der rechtskräftigen Entscheidung über das 
Rechtsmittel die Vollstreckung auch hinsichtlich der 
nicht angefochtenen Einzelstrafen nicht beginnen darf 
(Abs. 1). Wie die Rechtsprechung 1 ) annimmt, kann 
eine Anfechtung, die sich auf einen Teil der in die Gesamt- 
strafe einbezogenen Einzelstrafen beschränkt, zu einer 
Änderung der nicht angefochtenen Einzelstrafen führen, 
sofern die Auffassung der Vorinstanz, es liege Real- 
konkurrenx .vor, nach begründeter Annahme die Be- 
messung der nicht angefochtenen Einzelstrafen beein- 
flußt hat. Einer solchen, dem Verurteilten günstigen 
Entscheidung würde vorgegriffen, wenn die Voll- 
streckung der nicht angegriffenen Einzelstrafen schon 
vorher ermöglicht würde. Andererseits soll der Auf- 
schub der Vollstreckung nicht schlechthin eine Ver- 
längerung der Freiheitsentziehung zur Folge haben 
oder die Anrechnung der in der Zwischenzeit erlittenen 
Untersuchungshaft davon abhängig machen, daß sie 
von dem erkennenden Gerichte gemäß § 60 des Straf- 
gesetzbuchs ausdrücklich bewilligt wird. Vielmehr be- 
stimmt der Abs. 2, daß die nach der Urteilsverkündung 
erlittene Untersuchungshaft von der Vollstreckungsbe- 
hörde ohne weiteres auf die Strafe bis zur Höhe der 
nicht angefochtenen Einzelstrafen anzurechnen ist, wenn 
das Rechtsmittel des Angeklagten Erfolg gehabt hat. 
Eine Ausnahme soll nur dann eintreten, wenn in dem 
Urteile, das infolge des Rechtsmittels ergeht, ein anderes 
bestimmt ist. Denn der Grundsatz des § 60 des Straf- 
gesetzbuchs, der dem erkennenden Gerichte die Be- 
fugnis gibt, nach freiem Ermessen über die Anrech- 
nung einer vor dem Urteil erlittenen Untersuchungs- 
haft zu bestimmen, kann auch hier nicht ausgeschaltet 
werden 

x ) Entsch. des Reichsgerichts in Strafs. Bd. 25 
S. 297 ff. 



Digitized by 



Google 



373 



Begründung. 



374 



§ 476. 

Die Vorschriften des geltenden Gesetzes (§ 492, 
§ 494 Abs. 3) über die nachträgliche Entscheidung 
des Vollstreckungsgerichts, wenn die Vorschriften des 
§ 79 des Strafgesetzbuchs außer Betracht geblieben 
Karen, sind sachlich unverändert in den § 476 über- 
nommen. Doch vermeidet der Entwurf, von der nach- 
träglichen Festsetzung einer Gesamtstrafe zu reden, 
weil sich der § 79 des Strafgesetzbuchs auch auf 
die Festsetzung der Gesamtdauer von nebeneinander 
erkannten Festungs- und Gefängnisstrafen (§ 75) sowie 
des Gesamtbetrags mehrfach verwirkter Haft (§ 77) 
und mehrerer an die Stelle von Geldstrafen tretenden 
Freiheitsstrafen (§ 78 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs) be- 
zieht. 

Der neu eingestellte Abs. 3 bezweckt die Aus- 
füllung einer Lücke des Gesetzes, die in der Praxis 
zu Schwierigkeiten geführt hat. Es kommt vor, daß 
eine rechtskräftig erkannte Gesamtstrafe nicht zur Voll- 
streckung gelangen kann, weil eine in die Gesamtstrafe 
einbezogene Einzelstrafe wegfällt oder nicht zur Voll- 
streckung gebracht werden darf, z. B. wenn hinsichtlich 
dieser Strafe eine Begnadigung erfolgt oder die Be- 
willigung der Auslieferung von einem fremden Staate 
versagt wird. Dann ist ausgeschlossen, die Gesamt- 
strafe auch nur zu einem Teile zu vollstrecken, weil 
sie sich ungetrennt auf alle in die Gesamtstrafe ein- 
bezogenen Einzelstrafen bezieht. Hier muß deshalb 
ermöglicht werden, die noch zu vollstreckende Strafe 
unter Berücksichtigung der verbleibenden Einzelstrafen 
durch eine Entscheidung des Vollstreckungsgerichts fest- 
zusetzen. Die Praxis hat ein solches Verfahren auf 
eine analoge Anwendung des § 492 oder des § 494 
Abs. 3 des Gesetzes zu stützen gesucht; der Entwurf 
gibt diesem Verfahren eine sichere Rechtsgrundlage. 
g§ 477 bis 481. 

Ober die Aufgaben der Vollstreckungsbehörde bei 
der Vollstreckung von Geldstrafen enthält das geltende 
Gesetz nur wenige und lückenhafte Vorschriften (zu 
vergl. §§ 491, 495). Der Entwurf stellt im § 477 zu- 
nächst außer Zweifel, daß es zur Vollstreckung der 
Geldstrafe nur einer schriftlichen Verfügung der Voll- 
streckungsbehörde, nicht auch der vorherigen oder 
gleichzeitigen Zustellung einer vollstreckbaren Aus- 
fertigung des Urteils bedarf. Letzteres ist zuweilen 
aus der Verweisung auf die Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung (§ 495 des Gesetzes) gefolgert worden. 
Diese sollen jedoch nur für die Art und Weise der 
Vollstreckung, insbesondere für die Zuständigkeit zur 
Entscheidung über die dagegen gerichteten Einwen- 
dungen maßgebend sein. 

Die Abgrenzung der Aufgaben der Strafvoll- 
streckungsbehörde gegenüber denjenigen der Zivilge- 
richte gewinnt nach § 477 Abs. 2 Bedeutung auch 
für die Vollstreckung einer Buße. Nach dem Entwürfe 
kann es nicht mehr zweifelhaft sein, daß derjenige, 
dem eine Buße zugesprochen ist, sich der Vermittel ung 
der Vollstreckungsbehörde zu bedienen und von ihr 
eine Vollstreckungsverfügung als Grundlage seines 
«eiteren Vorgehens zu erwirken hat. Der Zustellung 
eines Schuldtitels nach Maßgabe des § 750 der Zivil- 
prozeßordnung bedarf es auch in diesem Falle nicht. 

Ober die Vollstreckung einer Geldstrafe in den 
Nachlaß des Verurteilten enthält jetzt nur der § 30 
des Strafgesetzbuchs eine Vorschrift. Danach kann in 
den Nachlaß eine Geldstrafe vollstreckt werden, wenn 
das Urteil bei Lebzeiten des Verurteilten rechtskräftig 



geworden ist. Eine solche Regelung steht mit dem 
Wesen und Zwecke einer Strafe nicht im Einklang; 
auch den ausländischen Rechten ist eine ähnliche Vor- 
schrift unbekannt. Der § 477 Abs. 3 bestimmt daher, 
daß in den Nachlaß eines Verurteilten eine Geld- 
strafe nicht vollstreckt werden darf. Selbstverständlich 
kann dieser Grundsatz auf die Vollstreckung einer Buße, 
die nur eine Entschädigung des Verletzten bezweckt, 
keine Anwendung finden. 

Der § 478 regelt die Bewilligung von Fristen für 
die Zahlung von Geldstrafen und die Gestattung von 
Teilzahlungen. Die Zulässigkeit solcher Maßnahmen 
entspricht einem dringenden praktischen Bedürfnisse. 
Sie ermöglicht, gegenüber dem Verurteilten den Rück- 
sichten der Billigkeit Rechnung zu tragen, und dient 
nicht minder dem allgemeinen Interesse; denn auch 
diesem entspricht es nicht, daß Geldstrafen unter allen 
Umständen auf rigorose Weise beigetrieben werden 
und daß da, wo sie nicht zu erlangen sind, ohne 
weiteres Freiheitsstrafen an ihre Stelle treten, die bei 
angemessener Fristbewilligung sich hätten vermeiden 
lassen. 

Einem anderen Bedürfnisse, das kaum minder drin- 
gend ist, wird durch den § 479 Rechnung getragen. 
Nach geltendem Rechte setzt die Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe, die für den Fall, daß eine Geldstrafe 
nicht beigetrieben werden kann, an deren Stelle treten 
soll, stets voraus, daß ein Versuch der Beitreibung im 
Wege der Zwangsvollstreckung gemacht worden ist. 
Dies führt in zahlreichen Fällen, in denen nach Lage 
der Sache mit Sicherheit vorauszusehen ist, daß der 
Versuch erfolglos bleiben wird, zu unnötiger Be- 
lästigung des Verurteilten, zu ergebnislosen Be- 
mühungen der Behörden und zu einem überflüssigen 
Aufwände von Kosten. Der § 479 ermächtigt daher 
die Vollstreckungsbehörde, in solchen Fällen von dem 
Versuche der Beitreibung abzusehen und sogleich die 
Vollstreckung der an die Stelle der Geldstrafe treten- 
den Freiheitsstrafe in die Wege zu leiten, selbstver- 
ständlich unter der Voraussetzung, daß auch bei Be- 
willigung von Zahlungsfristen (§ 478) die Zahlung 
der Geldstrafe nicht zu erlangen sein würde. Die 
Interessen des Verurteilten werden durch diese Rege- 
lung nicht gefährdet. Denn wenn in einem einzelnen 
Falle ein Irrtum über die Möglichkeit der Beitreibung 
der Geldstrafe unterlaufen sollte, kann der Irrtum von 
dem Verurteilten aufgeklärt werden, sobald ihm die 
Ladung zum Antritte der Strafe zugeht. Der Ver- 
urteilte ist alsdann gemäß § 481 in der Lage, durch 
Entrichtung des Gesamtbetrags der Geldstrafe die Voll- 
streckung der Freiheitsstrafe abzuwenden. Er kann aber 
auch, falls er hierzu nicht in der Lage ist, mit An- 
trägen auf Fristbewillipung hervortreten. Solchen An- 
trägen nach Möglichkeit zu entsprechen, sind die Voll- 
streckungsbehörden schon im Interesse der Staatskasse 
verpflichtet. 

Der § 481 enthält die schon erwähnte Vorschrift, 
daß die Vollstreckung der an die Stelle einer Geld- 
strafe tretenden Freiheitsstrafe durch Zahlung der Geld- 
strafe jederzeit abgewendet werden kann. Die Bestim- 
mung steht jetzt im § 28 Abs. 4 des Strafgesetz- 
buchs, gehört aber ihrem Zusammenhange nach zu 
den Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
Vollstreckung. 

§482. 

Die Vollstreckung des Verweises ist in der jetzigen 
Strafprozeßordnung nicht geordnet, was in der Praxis 
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zu manchen Zweifeln Veranlassung gegeben hat. Mit 
Rücksicht auf die Vorschriften über das Verfahren 
gegen Jugendliche (§§ 364 ff.) läßt sich allerdings 
bezweifeln, ob ein Bedürfnis nach besonderen Be- 
stimmungen noch vorliegt. Denn es darf angenommen 
werden, daß das Gericht in besonders leichten Fällen, 
für welche das Strafgesetzbuch (§ 57 Nr. 4) den 
Verweis zuläßt, regelmäßig geneigt sein wird, statt 
auf Verweis zu erkennen, eine Mahnung auszusprechen, 
weil diese Maßregel dem Jugendlichen nicht den Makel 
einer Bestrafung aufdrückt, außerdem aber wegen der 
sofortigen Vollstreckbarkeit im allgemeinen eindrucks- 
voller sein wird. Immerhin muß mit der Möglichkeit 
gerechnet werden, daß auch künftig noch auf einen 
Verweis erkannt wird, insbesondere gegenüber Übel- 
tätern, die zwar zur Zeit der Tat noch nicht acht- 
zehn Jahre alt waren, bei der Aburteilung aber dieses 
Alter überschritten haben, und ebenso im Falle der 
Erledigung durch richterlichen Strafbefehl. 

Der Entwurf überträgt die Vollstreckung des Ver- 
weises der Vollstreckungsbehörde und schreibt die 
durch Protokoll beurkundete mündliche Erteilung vor, 
weil diese wegen ihrer größeren Eindringlichkeit der 
schriftlichen gegenüber den Vorzug verdient (Abs. 1). 
Die Abs. 2, 3 sehen das Erforderliche vor, wenn 
der Verurteilte auf die Ladung zur Entgegennahme 
des Verweises ausbleibt oder wenn ihm das Erscheinen 
vor der zuständigen Vollstreckungsbehörde besonders 
erschwert ist. 

§483. 

Auch die Vollstreckung bei Einziehung, Ver- 
nichtung oder Unbrauchbarmachung von Gegen- 
ständen ist im geltenden Gesetze nicht besonders 
erwähnt. Der allgemeine Ausdruck „Vermögensstrafe" 
im § 495 des Gesetzes wird in der Praxis allerdings 
auch auf jene Maßnahmen bezogen; die bei solcher 
Auslegung zur Anwendung kommenden Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung entsprechen aber nicht dem 
praktischen Bedürfnisse. Diesem will der Entwurf 
Rechnung tragen, indem er im § 483 bestimmt, daß 
die Vollstreckung lediglich eine Anordnung der Voll- 
streckungsbehörde voraussetzt und daß sie durch Be- 
schlagnahme der einzuziehenden, zu vernichtenden oder 
unbrauchbar zu machenden Gegenstände herbeizu- 
führen ist. 

Wie schon jetzt allgemein angenommen wird, ist 
die Beschlagnahme von Gegenständen der bezeichneten 
Art auch dann zulässig, wenn es sich um Sendungen 
handelt, die sich in dem Gewahrsam einer Behörde 
des Post- und Telegraphendienstes befinden. Mit 
Rücksicht auf die Vorschriften über das Briefgeheim- 
nis, die nur ausdrücklich durch das Gesetz festgestellte 
Ausnahmen zulassen, empfiehlt es sich, durch Auf- 
nahme einer besonderen Vorschrift jeden Zweifel an 
der Zulässigkeit einer solchen Beschlagnahme aus- 
zuschließen. 

Zweiter Abschnitt. 
Kosten. 

Die Vorschriften über die Kosten des Verfahrens 
(bisher §§ 497 bis 506 der Strafprozeßordnung) sind 
hauptsächlich nach zwei Richtungen ergänzt. Erst- 
lich wird die Art, wie die einem Prozeßbeteiligten 
zu erstattenden Auslagen festzusetzen sind, in den 
§§ 496 ff. eingehend geregelt, während es in dem 
geltenden Gesetz an Vorschriften hierüber fehlt. Ferner 
werden gewisse Härten beseitigt, die sich aus den 
bisher geltenden materiellen Vorschriften über die 
Pflicht zur Kostentragung ergeben. 



Die Strafprozeßordnung bürdet dem Angeklagten 
grundsätzlich alle Kosten des Verfahrens auf, wenn 
er wegen der ihm zur Last gelegten Tat zu Strafe 
verurteilt wird. Ist er mehrerer Straftaten beschuldigt 
und wird er nur wegen eines Teiles derselben ver- 
urteilt, so bleibt er allerdings von den durch die 
Untersuchung wegen der anderen Taten entstandenen 
Kosten befreit. Handelt es sich dagegen nur um 
eine einzige Tat, so tritt im Falle der Verurteilung 
die Verpflichtung des Verurteilten zur Tragung aller 
Kosten auch dann ein, wenn die Tat vorher eine un- 
zutreffende Beurteilung erfahren und die Untersuchung 
hierdurch einen Gang genommen hatte, der, wie sich 
später herausstellt, bezüglich des Umfanges der vor- 
genommenen Ermittelungen und der dadurch ver- 
ursachten Kosten nicht erforderlich gewesen wäre. 
Das Gleiche gilt, wenn in anderen Fällen die Be- 
handlung der Sache zur Aufwendung von Kosten 
führt, die bei richtiger Behandlung vermieden worden 
wären, z. B. wenn eine Verurteilung des Angeklagten 
erst in höherer Instanz erfolgt, obgleich derselbe seine 
Schuld von Anfang an nicht bestritten hat. Diese 
Regelung ist schon bei früheren Reformversuchen in 
den Kommissionen des Reichstags bemängelt worden 1 ). 
Bestimmte Grundsätze darüber, inwieweit auch bei 
Verurteilung des Angeklagten die Kosten der Staats- 
kasse aufzuerlegen sind, können bei der Mannig- 
faltigkeit der in Betracht kommenden Fälle nicht auf- 
gestellt werden. Der Entwurf läßt daher das billige 
Ermessen des Gerichts entscheiden, indem er diesem 
die Befugnis gibt, ausnahmsweise den verurteilten An- 
geklagten von der Tragung eines Teiles der Aus- 
lagen zu befreien, wenn es zur Vermeidung be- 
sonderer Härten angemessen erscheint (§ 485). Dabei 
kommen aber nur Härten in Betracht, die infolge 
des Ganges des Verfahrens entstehen; Rücksichten, 
die lediglich aus den persönlichen Verhältnissen des 
Verurteilten entnommen werden, müssen ausscheiden. 
Um Mißverständnissen in dieser Richtung vorzubeugen, 
bestimmt der Entwurf ausdrücklich, daß es auf die 
Behandlung der Sache ankommt; als Beispiel hebt 
er den Fall hervor, daß Untersuchungshandlungen 
vorgenommen sind, die für die Verurteilung keine 
Bedeutung haben. Aus ähnlichen Gründen ist im 
§ 490 für das Privatklageverfahren vorgesehen, daß 
die Kosten nicht allein dann angemessen verteilt 
werden können, wenn den Anträgen des Privatklägers 
nur zum Teil entsprochen wird, sondern auch dann, 
wenn ein Teil der Auslagen durch die Schuld des 
Privatklägers entstanden ist. Auch die Vorschrift, daß 
Mitangeklagte, die wegen derselben Tat zu Strafe 
verurteilt sind, für die Auslagen als Gesamtschuldner 
haften, hat zu ungerechtfertigten Härten geführt; es 
wird daher auch hier dem Gerichte die Möglichkeit 
gegeben, eine Befreiung von der Haftung eintreten 
zu lassen (§ 486 Abs. 1). Endlich ist die bisher 
streitige Frage, wie über die Kosten zu entscheiden 
ist, wenn ein Rechtsmittel zwar Erfolg erzielt, eine 
Freisprechung aber nicht stattfindet, der Billigkeit ge- 
mäß in dem Sinne entschieden, daß das Gericht, 
ebenso wie bei teilweisem Erfolge des Rechtsmittels, 
die Kosten angemessen verteilen kann (§ 492 Abs. 1). 

Die Vorschriften des Abschnitts sind nach dem 
Vorbilde der Zivilprozeßordnung in der Weise ge- 
ordnet, daß die materiellen Bestimmungen über die 

i) Zu vergl. Reichstags-Drucks, von 1898/1900 
Anl. Bd. 2 Nr. 203 S. 1413; von 1900/1902 Ani. Bd. 2 
Nr. 220 S. 1391. 
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Pflicht zur Tragung der Kosten vorangestellt werden 
und die formellen Vorschriften nachfolgen. 
Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

§ 485. 

Die Abs. 1, 2 entsprechen den Vorschriften des 
§ 497 Abs. 1 der geltenden Strafprozeßordnung mit 
der Maßgabe, daß, wie erwähnt, unter besonderen Um- 
ständen auch bei Verurteilung des Angeklagten Aus- 
lagen der Staatskasse auferlegt werden können. Dabei 
wird klargestellt, daß zu den Kosten des Verfahrens 
auch die dem Nebenkläger erwachsenen notwendigen 
Auslagen gehören und daß andererseits Auslagen, die 
von einem Nebenkläger verschuldet sind, diesem auf- 
zuerlegen sind. Soweit Auslagen zum Teil der Staats- 
kasse oder dem Nebenkläger auferlegt werden, 
brauchen sie selbstverständlich im Urteile nicht ziffern- 
mäßig, sondern nur in einer die Festsetzung ermög- 
lichenden Weise bezeichnet zu werden. 

Daß im Abs. 3 (bisher § 498 Abs. 1) an Stelle 
des Wortes „Kosten" das Wort „Auslagen" gesetzt 
ist, hat nur redaktionelle Bedeutung, da für die Höhe 
der Gebühren ohnehin die erkannte Strafe den Maß- 
stab gibt. Das Gleiche gilt von dem Hinweise, daß 
die Befreiung des Angeklagten nicht eintritt, soweit er 
die Auslagen durch schuldhafte Versäumnis herbei- 
geführt hat. 

Im Hinblick auf die Vorschrift des § 374, nach der 
das Gericht das Verfahren gegen einen für schuldig 
erachteten Jugendlichen einstellen kann, wenn es an 
Stelle der Strafe Erziehungs- und Besserungsmaßregeln 
für geboten erachtet, bedarf es für diesen Fall einer 
besonderen Bestimmung bezüglich der Kosten pflicht. 
Nach Abs. 4 soll im Sinne dieses Abschnitts ein sol- 
cher Einstellungsbeschluß einem auf Strafe lautenden 
Urteile gleichstehen. 

§ 486. 

Der Abs. 1 entspricht dem § 498 Abs. 2 der 
geltenden Strafprozeßordnung. Der Zusatz, nach dem 
eine Befreiung der Mitangeklagten von der Haftung 
für Ausnahmefälle zugelassen wird, ist bereits erörtert 
worden. Der Abs. 2 gibt in veränderter Fassung den 
Inhalt des bisherigen § 500 wieder. 

§ 487. 

Die Vorschrift stimmt mit dem § 499 der gelten- 
den Strafprozeßordnung überein. Es entspricht nur 
dem Sinne der bisherigen Vorschrift, wenn den Fällen 
der Freisprechung und Außerverfolgungsetzung des 
Angeschuldigten der Fall der Einstellung des Ver- 
fahrens ausdrücklich gleichgestellt wird. Daß ein auf 
Grund des § 374 ergehender Einstellungsbeschluß nicht 
hierher gehört, ergibt sich aus § 485 Abs. 4. 

§§ 488, 489. 

Die beiden Paragraphen betreffen die bisher in 
den §§ 501, 502 der geltenden Strafprozeßordnung 
geregelten Fälle, in denen einem Dritten die Kosten 
des Verfahrens auferlegt werden können, weil er das 
Verfahren böswillig oder fahrlässig veranlaßt oder durch 
Zurücknahme des zur Strafverfolgung erforderlichen An- 
trags die Einstellung des Verfahrens herbeigeführt hat. 
Doch sind die das Verfahren betreffenden Vorschriften 
in den § 494 übernommen. Im Falle der Zurück- 
nahme des Strafantrags hat nach dem geltenden Ge- 
setze der Antragsteller die Kosten selbst dann zu tragen, 
wenn sich der Angeklagte zu deren Übernahme bereit 
erklärt hat. Diese Regelung wird in der Praxis als 



Übelstand empfunden. Sie führt nicht selten dazu, 
daß eine gütliche Erledigung scheitert, auch wo beide 
Parteien zu einer solchen an sich bereit sind. Der 
Entwurf eröffnet daher die Möglichkeit, dem Ange- 
klagten die Kosten insoweit aufzuerlegen, als er sich 
zu deren Übernahme bereit erklärt. Eine besondere 
Form wird für diese Erklärung nicht verlangt; sie 
kann daher ebensowohl in der Hauptverhandlung wie 
schon vorher abgegeben werden. Das Verhältnis dieser 
Vorschrift zu den Vorschriften des Gerichtskosten- 
gesetzes muß der Revision des letzteren Gesetzes vor- 
behalten bleiben. 

§490 

enthält die besonderen Vorschriften über die Kosten- 
pflicht im Privatklageverfahren (§ 503 der geltenden 
Strafprozeßordnung). Soweit darin nicht ein anderes 
bestimmt ist, finden hinsichtlich des Beschuldigten die 
allgemeinen Vorschriften der §§ 485 bis 487 Anwen- 
dung; insbesondere greifen auch im Privatklagever- 
fahren die Vorschriften des § 486 Abs. 1 Platz, so 
daß eine teilweise Wiederholung derselben, wie sie 
bisher im § 503 enthalten war, entbehrlich erscheint. 

Der Abs. 1 spricht zunächst den Grundsatz aus, 
daß Kosten, die im Verfahren auf öffentliche Klage 
von der Staatskasse zu tragen sind (§ 485 Abs. 3, 
§ 487 Abs. 1), im Privatklageverfahren dem Privat- 
kläger zur Last fallen; diesen Kosten treten im Privat- 
klageverfahren, wie Abs. 3 klarstellt, die notwendigen 
Auslagen des Beschuldigten hinzu. Die bisher im § 503 
Abs. 2 enthaltene Vorschrift kann nunmehr fortfallen. 
Inwieweit bei der Kostenentscheidung Bestimmungen 
eines Vergleichs zu berücksichtigen sind, ist nach 
geltendem Rechte streitig. Der Entwurf entscheidet 
die Frage aus den bereits zu § 397 dargelegten Gründen 
dahin, daß die Abmachungen der Parteien auch für 
die Entscheidung über die Kosten maßgebend sind. 

Eine angemessene Verteilung der Kosten läßt das 
bisherige Recht (§ 503 Abs. 3) nur für den Fall zu, 
daß den Anträgen des Privatklägers zum Teil ent- 
sprochen wird. Diese Umgrenzung hat sich in der 
Praxis als zu eng erwiesen. Es kommen nicht selten 
Fälle vor, in denen zwar den Anträgen des Privat- 
klägers entsprochen wird, aber ein erheblicher Teil 
der Kosten durch zwecklose Beweisanträge vom Privat- 
kläger schuldhafterweise veranlaßt worden ist. Der 
Entwurf (Abs. 2) gibt daher dem Gericht allgemein 
die Befugnis, die Kosten angemessen zu verteilen, wenn 
der Privatkläger einen Teil der Auslagen verschuldet hat. 

Die Vorschriften des Abs. 3 entsprechen sachlich 
dem geltenden Rechte (§ 503 Abs. 5). 

8 491. 

Der § 491 gibt im wesentlichen die im § 175 
und „ im § 504 Abs. 1 der geltenden Strafprozeßord- 
nung enthaltenen Vorschriften wieder. Die Fälle, in 
denen über einen Antrag des Verletzten auf Strafver- 
folgung gerichtliche Entscheidung herbeigeführt werden 
kann, sind in den §§ 177 bis 180 des Entwurfs be- 
handelt Für den Fall, daß auf den Antrag die Er- 
hebung der öffentlichen Klage angeordnet wird, stellt 
das bisherige Recht den Antragsteller dem Privatkläger 
nur insofern gleich, als ihn bei völliger oder teilweiser 
Freisprechung des Angeklagten und bei Einstellung 
des Verfahrens die gleichen Kostenfolgen treffen. Es 
entspricht der Billigkeit, diese Gleichstellung schlecht- 
hin, also auch für den Fall der Verurteilung des An- 
geklagten vorzuschreiben, so daß der Antragsteller bei 
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Verurteilung des Angeklagten Ersatz seiner notwen- 
digen Auslagen auch dann beanspruchen kann, wenn 
er sich dem Verfahren nicht als Nebenkläger ange- 
schlossen hat. 

Die Art, wie die Entscheidung zu treffen ist, ergibt 
sich aus § 494. 

§ 492. 

Die Vorschriften über die Tragung der Kosten 
in der Rechtsmittelinstanz, im Wiederaufnahmever- 
fahren und bei Anträgen auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (bisher § 505 der Strafprozeßordnung) 
ergänzt der Entwurf in zwei Punkten. Einmal ist, wie 
schon oben (S. 376) erwähnt, die angemessene Ver- 
teilung der Kosten auch für den Fall zugelassen, daß 
das Rechtsmittel zwar Erfolg hat, eine Freisprechung 
aber nicht stattfindet. Ferner ist mit Rücksicht darauf, 
daß eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 
dem Entwürfe (§ 39) im allgemeinen auch dann zu- 
lässig sein soll, wenn die Versäumung von dem Ver- 
teidiger verschuldet ist, für den Fall einer solchen 
Wiedereinsetzung die Auferlegung der Kosten an den 
Verteidiger vorgeschrieben. 

§493 

entspricht dem bisherigen § 506 der Strafprozeßord- 
nung. 

§ 494. 

Was das Verfahren bei Entscheidungen über die 
Kostenpflicht betrifft (zu vergl. § 496 der geltenden 
Strafprozeßordnung), so unterscheidet der Entwurf 
zwischen Entscheidungen, die sich auf die Kosten- 
pflicht der Prozeßbeteiligten beziehen, und Entschei- 
dungen, durch die einem Dritten Kosten auferlegt wer- 
den. Ober die Kostenpflicht der Prozeßbeteiligten soll 
wie bisher stets im Urteil oder im Einstellungsbe- 
schlusse Bestimmung getroffen werden. Eine besondere 
Erwähnung des Strafbefehls ist mit Rücksicht auf die 
Vorschrift des § 429 nicht notwendig. Dagegen er- 
scheint es mit Rücksicht auf die Vollstreckung (§ 462 
Abs. 2) geboten, besonders hervorzuheben, daß die 
Kostenentscheidung in die Urteilsformel aufzunehmen 
ist. Die Entscheidung über die Kostenpflicht der Pro- 
zeßbeteiligten unterliegt denselben Rechtsmitteln wie 
die Entscheidung in der Hauptsache. 

Für die Auferlegung von Kosten an Dritte wird 
eine besondere Entscheidung vorgeschrieben, die der 
sofortigen Beschwerde unterliegen soll. Für die im 
§ 488 bezeichneten Fälle entspricht dies dem gelten- 
den Rechte (§ 501 Abs. 3 der Strafprozeßordnung); 
dagegen findet gegen eine in den Fällen des § 489 
ergehende Entscheidung bisher das in der Hauptsache 
zulässige Rechtsmittel statt. Für eine solche Unter- 
scheidung fehlt es an einem Grunde. Die Anhörung 
des Dritten ist bisher nur für die Fälle des § 488 
des Entwurfs und für diejenigen im § 491 des Ent- 
wurfs bezeichneten Fälle vorgeschrieben, in denen der 
Antragsteller gegenwärtig nicht zum Anschluß als 
Nebenkläger berechtigt ist; es empfiehlt sich, die Vor- 
schrift auf alle Fälle auszudehnen, in denen einer 
Person, die nicht zu den Prozeßbeteiligten gehört, 
Kosten auferlegt werden. Streitig ist zur Zeit, welchem 
Gerichte die Entscheidung zufällt, wenn eine Sache 
durch mehrere Instanzen gegangen und rechtskräftig 
entschieden ist; der Entwurf gibt die Befugnis zur 
Entscheidung aus praktischen Gründen dem Gericht 
erster Instanz. 

Auch soweit auf Grund von Vorschriften, die 



nicht in diesem Abschnitte, sondern an anderen 
Stellen des Gesetzes getroffen sind, einem Dritten 
Kosten auferlegt werden (zu vergl. §§ 45, 67, 78, 
145 des Entwurfs), muß dies selbstverständlich durch 
besondere Entscheidung geschehen. Es erscheint aber 
nicht angezeigt, auch für diese Entscheidungen ab- 
weichend vom geltenden Rechte die sofortige Be- 
schwerde einzuführen. Demgemäß ist die Vorschrift 
des Abs. 2 auf die Fälle beschränkt, in denen nach 
den Vorschriften dieses Abschnitts einem Dritten 
Kosten auferlegt werden. 

Die Vorschrift des Abs. 3 entspricht für die im 
§ 488 bezeichneten Fälle dem bisherigen § 501 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung. Sie findet nunmehr aber 
auch auf die Fälle des § 489 Anwendung, wie dies 
schon für das bisherige Recht im Wege entsprechen- 
der Anwendung angenommen wurde. 

§495. 

Der Grundsatz, daß der Nachlaß eines vor Rechts- 
kraft des Urteils verstorbenen Verurteilten nicht für 
die Kosten haftet, entspricht dem geltenden Rechte. 
Doch war die Tragweite der im § 497 Abs. 2 der 
geltenden Strafprozeßordnung enthaltenen Vorschrift 
mit Rücksicht auf ihre Stellung bestritten. Es emp- 
fiehlt sich, im Interesse der Billigkeit den Grund- 
satz auf alle Kostenentscheidungen anzuwenden. So- 
weit es sich um Entscheidungen handelt, die mit 
einfacher Beschwerde anfechtbar sind, tritt selbstver- 
ständlich die Haftung des Nachlasses ein, wenn der 
Kostenpflichtige vor seinem Tode keine Beschwerde 
eingelegt hatte. 

§§ 496 bis 500. 

Bezüglich der Kostenfestsetzung enthält das bis- 
herige Recht nur die Vorschrift, daß eine besondere 
Entscheidung erfolgt, wenn über die Höhe der Kosten 
oder über die Notwendigkeit der unter ihnen be- 
griffenen Auslagen Streit entsteht (§ 496 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung). Darüber, ob eine Kostenfest- 
setzung stattfinden kann, wenn ein solcher Streit nicht 
besteht, von welchem Gerichte die Kosten festgesetzt 
werden und welche Rechtsmittel gegeben sind, gehen 
die Ansichten weit auseinander. Der Entwurf füllt 
diese in der Praxis stark empfundenen Lücken durch 
die §§ 496 bis 500 aus. 

Eine Vorschrift darüber, auf Grund welchen 
Titels die Kostenfestsetzung beantragt werden kann 
(zu vergl. § 104 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung), ist 
entbehrlich. Es versteht sich von selbst, daß die 
Festsetzung von Kosten, über die in einer der Rechts- 
kraft fähigen Entscheidung Bestimmung getroffen ist, 
erst nach dem Eintritte der Rechtskraft, also nach 
der Erschöpfung der zulässigen Rechtsmittel oder dem 
Ablaufe der Rechtsmittelfrist verlangt werden kann. 
Soweit in einer durch einfache Beschwerde anfecht- 
baren Entscheidung über die Kosten Bestimmung ge- 
troffen wird, ist die nicht angefochtene Entscheidung 
einer rechtskräftigen Entscheidung gleichzustellen; das 
Gesuch um Kostenfestsetzung kann also in diesen 
Fällen sofort gestellt werden. 

Die Festsetzung der Kosten soll ebenso wie im 
Zivilprozesse bei dem Gericht erster Instanz er- 
folgen. Dies empfiehlt sich aus praktischen Gründen. 
Die Vorschriften über das Verfahren bei der Kosten- 
festsetzung schließen sich mit den Abweichungen, die 
sich aus der Natur des Strafverfahrens ergeben, dem 
durch die Zivilprozeßordnung vorgeschriebenen Ver- 
fahren an. Das geltende Zivilprozeßrecht weist die 
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Entscheidung dem Gerichte zu; das Gericht kann 
sich bei der Prüfung des Gesuchs der Hilfe eines 
Gerichtsschreibers bedienen. Im Interesse einer noch 
wirksameren Entlastung will der dem Reichstage zur 
Zeit vorliegende Entwurf eines Gesetzes, betreffend 
Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Zivil- 
prozeßordnung, des Gerichtskostengesetzes und der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte (Drucks. Nr. 735) 
dem Gerichtsschreiber die selbständige Entscheidung 
über das Festsetzungsgesuch übertragen. Der Ent- 
wurf schließt sich diesem Vorschlag an. Der Gerichts- 
schreiber wird daher bei der Kostenfestsetzung nicht 
nur rechnerisch tätig sein, sondern als Organ des 
Gerichts selbständig alle erforderlichen Entscheidungen 
treffen, insbesondere darüber befinden, welche Aus- 
lagen notwendig waren. Allerdings wird diese 
Entscheidung im Strafverfahren zuweilen größere 
Schwierigkeiten bieten als im Zivilprozesse. Be- 
denken gegen die vorgeschlagene Regelung bestehen 
aber nicht, weil gegen die Entscheidung des Gerichts- 
schreibers im Wege der Erinnerung die Entscheidung 
des Gerichts verlangt werden kann. 

Der § 497 entspricht im wesentlichen dem § 104 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung (§ 103 Abs. 2 der 
dem Reichstage vorliegenden Novelle unter Art. II). 
Daß die Anbringung des Gesuchs zu Protokoll des 
Gerichtsschreibers zulässig ist, ergibt sich aus dem 
§ 37. Für die Fälle, in denen sich der Erstattungs- 
anspruch gegen die Staatskasse richtet, ist die Bei- 
fügung einer Kostenberechnung für den Gegner ent- 
behrlich, da in diesem Falle nach Abs. 2 das Gesuch 
im Original der Staatsanwaltschaft zur Erklärung vor- 
zulegen ist. Zu einer von der Erklärung der Staats- 
anwaltschaft abweichenden Festsetzung soll der Ge- 
richtsschreiber nicht befugt sein; er hat, sofern er 
eine Abweichung für geboten erachtet, die Entschei- 
dung des Gerichts herbeizuführen (§ 498 Abs. 3 
Satz 1). Im übrigen nimmt er die Festsetzung nach 
seinem Ermessen vor; zur Berücksichtigung eines An- 
satzes soll wie im Zivilprozesse die Glaubhaftmachung 
genügen. Die Festsetzung ist den Beteiligten bekannt- 
zumachen; hierbei ist in den Fällen, in denen der 
Erstattungsanspruch sich nicht gegen die Staatskasse 
richtet, die für den Gegner bestimmte Kostenberech- 
nung beizufügen (§ 498 Abs. 1). Gegen die Fest- 
setzung durch den Gerichtsschreiber können alle Be- 
teiligten binnen einer Woche nach der Bekanntmachung- 
im Wege der Erinnerung die Entscheidung des Ge- 
richts beantragen. Daß durch die Anrufung des 
Gerichts für den Regelfall keine Kosten entstehen 
dürfen, wird im Gerichtskostengesetze klarzustellen 
sein. Einer besonderen Hervorhebung, daß die Ent- 
scheidung des Gerichts ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung ergeht, bedarf es nicht; dagegen ist zur 
Vermeidung von Zweifeln ausdrücklich hervorgehoben, 
daß das Gericht vor der Entscheidung über die Er- 
innerung die Aussetzung der Vollstreckung anordnen 
kann (§ 498 Abs. 3). Die Entscheidung des Gerichts 
unterliegt nach § 498 Abs. 4 der sofortigen Be- 
schwerde; für die Zulassung einer weiteren Beschwerde 
besteht kein Bedürfnis. 

§ 499 regelt die Kostenfestsetzung für den Fall, 
daß die Kosten im Privatklageverfahren nach Bruch- 
teilen verteilt sind; er schließt sich dabei an den 
§ 106 der Zivilprozeßordnung an. 

Auf die Vollstreckung des Festsetzungsbeschlusses 
sollen nach § 500 die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechende Anwendung finden, mithin auch 



die Vorschrift, daß die Zustellung des Schuldtitels 
der Vollstreckung um die im § 798 der Zivilprozeß- 
ordnung bezeichnete Frist (gegenwärtig ein Tag, nach 
der dem Reichstage vorliegenden Novelle unter Art. II 
Nr. 31 drei Tage) vorausgehen muß. 



III. Entwurf eines Einführungsgesetzes. 

Der Entwurf des Einführungsgesetzes trifft zu- 
nächst im Anschluß an die Bestimmung über den 
Zeitpunkt, mit welchem die Gesetze in Kraft treten 
sollen, die nötigen Obergangsbestimmungen für die 
in diesem Zeitpunkt anhängigen Sachen (§ 1) und er- 
mächtigt die Landesjustizverwaltungen zu den An- 
ordnungen, die erforderlich sind, um bis zum In- 
krafttreten der neuen Gerichtsorganisation eine ent- 
sprechende Besetzung der Gerichte herbeizuführen 
; (§ 2). In den §§3 bis 7 werden die Vorschriften 
des Einführungsgesetzes zur geltenden Strafprozeß- 
ordnung, soweit sie nicht, wie die §§ 1, 2, § 6 Abs. 2 
Nr. 2, §§ 8 bis 12, ihre Bedeutung verloren haben 
oder, wie § 5 Abs. 2, in die Strafprozeßordnung über- 
nommen sind (§ 448 des Entwurfs der Strafprozeß- 
ordnung), mit unerheblichen Änderungen wieder- 
gegeben. Die §§ 8 bis 10 enthalten Vorschriften über 
die Geltung des Gerichtsverfassungsgesetzes in Helgo- 
land, sowie einige durch die Reform notwendig ge- 
wordene Änderungen der Rechtsanwaltsordnung und 
des Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes. § 11 gibt dem 
Reichskanzler die Ermächtigung, den neuen Text des 
Gerichtsverfassungsgesetzes bekanntzumachen; § 12 ent- 
hält die in neueren Reichsgesetzen übliche Klausel 
über die künftige Bedeutung der in anderen Reichs- 
gesetzen enthaltenen Verweisungen auf das geltende 
Strafprozeßrecht. 

§1. 

Was die Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze 
betrifft, so bedarf es keiner besonderen Hervorhebung, 
daß ihre Vorschriften auch für Sachen, die zur Zeit 
des Inkrafttretens anhängig sind, von diesem Zeit- 

i punkt an maßgebend sein werden. Einer Vorschrift, 
nach der schon vor dem Inkrafttreten der neuen 
Organisation Ladungen vor die Gerichte des neuen 
Rechtes erfolgen können (zu vergl. § 48 Abs. 2 Satz 1 
des preußischen Gesetzes, betreffend die Obergangs- 
bestimmungen zur Deutschen Zivilprozeßordnung und 
Deutschen Strafprozeßordnung, vom 31. März 1879, 
Gesetzsamml. S. 332), bedarf es nicht. Bei den Straf- 

| kammern handelt es sich nur um Änderungen in 
der Besetzung, bei den unter Zuziehung von Schöffen 
verhandelnden Amtsgerichten nur um eine Änderung 
der Benennung, bei beiden also nicht um neu er- 
richtete Gerichte. Als neue Gerichte kommen nur 
in Betracht die Berufungssenate und der Einzelrichter, 
der nach geltendem Rechte nur in dem besonderen 
Falle des § 211 Abs. 2 der Strafprozeßordnung als 
erkennendes Gericht fungieren kann. Zu der Anbe- 
raumung eines Termins vor einem dieser Gerichte 
kann es aber vor dem Inkrafttreten der neuen Gesetze 
nicht kommen. Für die Berufungssenate ergibt sich 
dies daraus, daß sie nur über Berufungen gegen solche 
Urteile zu befinden haben, die nach dem Inkraft- 
treten der neuen Gesetze erlassen werden; für den 
Einzelrichter folgt es daraus, daß das Hauptverfahren 
vor dem Einzelrichter erst nach dem Inkrafttreten 
der Gesetze beschlossen werden kann. 
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Hinsichtlich der Verfahrensvorschriften geht der 
Entwurf von dem Grundsatz aus, daß es sich emp- 
fiehlt, die Bestimmungen des neuen Rechtes, die in 
vielfacher Richtung eine Milderung jetzt bestehender 
Härten darsteilen, in möglichst weitem Umfang auch 
auf die beim Inkrafttreten der neuen Gesetze an- 
hängigen Sachen anzuwenden. Von dieser den Vor- 
schriften des Abs. 2 zu Grunde liegenden Regel werden 
nur solche Ausnahmen gemacht, die durch Rück- 
sichten der Billigkeit geboten erscheinen. 

Ist in einer beim Inkrafttreten der Gesetze an- 
hängigen Sache eine Entscheidung bereits getroffen, 
so soll sich die Frage, ob und auf welche Weise sie 
mit Rechtsmitteln angefochten werden kann, sowie die 
hiermit im Zusammenhange stehende Frage, wem die 
Entscheidung bekanntzumachen ist, nach dem alten 
Rechte richten. Insbesondere wird demnach gegen Ur- 
teile der Strafkammern in erster Instanz, die vor dem 
Inkrafttreten der Reform erlassen sind, nur das Rechts- 
mittel der Revision, nicht die Berufung zulässig sein. 
Die Berufung auch hier zuzulassen, geht schon deshalb 
nicht an, weil dadurch der Angeklagte, der von der 
Strafkammer in erster Instanz freigesprochen ist, un- 
günstiger gestellt würde. Die Frage, ob eine Ent- 
scheidung angefochten werden kann, begreift zugleich 
die Frage in sich, wem das Rechtsmittel zusteht; auch 
in dieser Beziehung wird daher für die Anfechtung 
früher erlassener Entscheidungen das alte Recht anzu- 
wenden sein. Daraus, daß dieses auch für die Frage 
maßgebend bleibt, in welcher Weise die gedachten 
Entscheidungen angefochten werden können, ergibt sich, 
daß es bei der Berufung gegen ein vor dem Inkraft- 
treten der neuen Gesetze erlassenes Urteil der An- 
bringung von Berufungsanträgen nicht bedarf. Ebenso 
bleibt die Vorschrift des § 380 der jetzigen Strafprozeß- 
ordnung über die Beschränkung der Revision gegen 
die in der Berufungsinstanz erlassenen Urteile für alle 
Revisionen anwendbar, die sich gegen früher erlassene 
Berufungsurteile richten. Was die Bekanntmachung der 
Entscheidungen betrifft, so bezieht sich die Vorschrift 
des Entwurfs nur auf die Frage, an wen die Bekannt- 
machung zu erfolgen hat; für die Form der Bekannt- 
machung wird dagegen nach dem Inkrafttreten des 
neuen Rechtes nur dieses maßgebend sein. 

Das Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand fällt nicht unter den Begriff der Rechtsmittel; 
für die Wiedereinsetzung gelten daher stets die neuen 
Vorschriften, die den Beteiligten günstiger stellen als 
das geltende Gesetz. 

Für die Voraussetzungen, unter denen eine Wieder- 
aufnahme des Verfahrens zulässig ist, sollen nach dem 
Entwurf (Abs. 2 Satz 2) die Vorschriften des bisherigen 
Rechtes maßgebend bleiben, wenn der Antrag auf 
Wiederaufnahme schon vor dem Geltungsbeginne des 
neuen Rechtes gestellt ist; wird dagegen die Wieder- 
aufnahme erst unter der Geltung des neuen Rechtes 
beantragt, so hat auch dann, wenn es sich um Urteile 
handelt, die vor dem Inkrafttreten der Reform rechts- 
kräftig geworden sind, das neue Recht in allen Be- 
ziehungen Anwendung zu finden. Diese Regelung ist 
eine notwendige Folge davon, daß die Wiederaufnahme 
ein neues Verfahren darstellt; sie entspricht auch im 
wesentlichen der Regelung, welche die Frage im § 10 
des jetzigen Einführungsgesetzes gefunden hat. 

Keiner besonderen Hervorhebung bedarf es, daß 
für die Strafvollstreckung die Vorschriften des neuen 
Rechtes Anwendung finden, auch wenn die Strafe 



unter dem alten Rechte erkannt ist (zu vergl. § 12 
des geltenden Einführungsgesetzes). Jedoch können 
die neuen Vorschriften über die Anrechnung der Unter- 
suchungshaft nur dann zur Anwendung kommen, wenn 
mit der Vollstreckung bei dem Inkrafttreten der Reform 
noch nicht begonnen ist, denn die Frage, welcher 
Teil einer Strafe zur Zeit des Inkrafttretens eines 
neuen Gesetzes bereits vollstreckt ist, kann allgemeinen 
Grundsätzen entsprechend nur nach dem alten Rechte 
beantwortet werden. 

Die Vorschriften des Entwurfs der Strafprozeß- 
ordnung über die Haftfristen (§§ 126, 127) bestimmen 
die Voraussetzungen, unter denen ein Haftbefehl auf- 
zuheben oder eine gerichtliche Entscheidung über seine 
Fortdauer herbeizuführen ist. Es besteht kein Grund, 
bezüglich dieser Vorschriften eine Ausnahme von der 
dem Abs. 2 zu Grunde liegenden Regel zu machen; 
sie sind daher zur Anwendung zu bringen, auch wenn 
die Verhängung der Haft oder die Eröffnung der 
Voruntersuchung noch unter die Herrschaft des alten 
Rechtes fällt; das Gleiche gilt von den im § 91 
Abs. 2 und im § 113 Abs. 2 festgesetzten Fristen. 
§2. 

Die neuen Gesetze müssen, um mit dem Zeit- 
punkte, der für ihr Inkrafttreten in Aussicht ge- 
nommen wird, in Wirksamkeit zu treten, die darin 
vorausgesetzten Organe der Rechtspflege vorfinden. In 
Anlehnung an den § 2 des jetzigen Einführungsgesetzes 
wird daher den Landesjustizverwaltungen die Be- 
fugnis gegeben, diejenigen Anordnungen zu treffen, 
die erforderlich sind, um bis zum Inkrafttreten der 
Reform die Besetzung der Gerichte nach den Vor- 
schriften der Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze 
herbeizuführen. Vor allem wird es erforderlich sein, 
Vorsorge zu treffen, daß am Tage des Inkrafttretens 
der Gesetze die nötigen Schöffen für die Ausübung 
der den Laienrichtern neu zugewiesenen Funktionen 
vorhanden sind und daß bei der Wahl der für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten zur Dienstleistung be- 
rufenen Schöffen und Geschworenen die Vorschriften 
der §§ 118 1 ff. der Novelle zum Gerichtsverfassungs- 
gesetze berücksichtigt werden. Auch die Bildung der 
Berufungssenate sowie die Geschäftsverteilung wird 
schon vor dem Inkrafttreten der Reform geregelt 
werden müssen. 

§§ 3 bis 6. 

Die §§ 3 bis 6 entsprechen bis auf die Änderung 
der Reihenfolge inhaltlich den §§ 3, 4, 6, 7 des Ein- 
führungsgesetzes zur jetzigen Strafprozeßordnung. Im 
§ 3 Abs. 2 ist, entsprechend einer auch in anderen 
neueren Reichsgesetzen (zu vergl. Artikel 5 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche) ent- 
haltenen Vorschrift, zum Ausdrucke gebracht, daß 
als Bundesstaat rm Sinne der Strafprozeßordnung 
und des Einführungsgesetzes auch das Reichsland 
Elsaß - Lothringen gilt. Soweit durch die Landes- 
gesetzgebung die Gerichtsbarkeit in Strafsachen, für 
die besondere Gerichte zugelassen sind, den ordent- 
lichen Gerichten übertragen wird, kann schon gegen- 
wärtig das Verfahren abweichend von den für das 
ordentliche Strafverfahren geltenden Regeln gestaltet 
werden. Im § 5 des Entwurfs wird klargestellt, daß 
es hierbei keinen Unterschied begründet, ob die Ver- 
fahrensvorschriften in der Strafprozeßordnung oder im 
Gerichtsverfassungsgesetze gegeben sind; der § 3 
Abs. 2 des jetzigen Einführungsgesetzes zur Straf- 
prozeßordnung hat die gleiche Auslegung gefunden. 
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Der § 6 (bisher § 4) ist entsprechend dem Gesetze, 
betreffend die Rechtsstellung des Herzoglich Hol- 
steinischen Fürstenhauses, vom 25. März 1904 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 149) ergänzt 

Die prozeßrechtlichen Vorschriften der Reichs- 
gesetze bleiben im allgemeinen in Kraft, wie dies 
auch beim Erlasse der geltenden Strafprozeßordnung 
vorgesehen war (§ 5 Abs. 1 des Einführungsgesetzes). 
Ausdrückliche Änderungen von prozeßrechtlichen Be- 
stimmungen anderer Rejchsgesetze sind in den §§ 8 
bis 10 vorgesehen; daneben ist im § 7, entsprechend 
dem Artikel 32 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuche, darauf hingewiesen, daß Bestim- 
mungen der bezeichneten Art auch insoweit außer 
Kraft treten, als sich die Aufhebung aus den auf die 
Reform des Strafverfahrens bezüglichen Gesetzen ergibt. 

§8. 

Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend die 
Geltung des Gerichtsverfassungsgesetzes in Helgoland, 
vom 4. Juni 1893 (Reichs-Gesetzbl. S. 193) haben die 
Form von Zusätzen zu den Paragraphen des geltenden 
Gerichtsverfassungsgesetzes. Diese Zusätze würden in- 
folge der in der Novelle vorgeschlagenen Änderungen, 
insbesondere des Fortfalls der Bezeichnung Schöffen- 
gerichte nur schwer verständlich sein. Der § 8 des 
Entwurfs hebt daher das Gesetz auf (Abs. 1) und 
gibt im Abs. 2 und 3 den Inhalt desselben in einer 
der Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetz angepaßten 
Form wieder. Die in dem Gesetze vom 4. Juni 1893 
vorgesehenen Zusätze zu den §§ 26, 43, 44, 86, 87 und 
die Abs. 1, 3 des Zusatzes zu § 40 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes werden dadurch überflüssig, daß nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs der Bezirk von Helgo- 
land im Sinne der Vorschriften über Schöffen und 
Geschworene als Bezirk eines Amtsgerichts gelten soll. 
Die Abs. 2, 4 des Zusatzes zu § 40 über die Zusam- 
mensetzung und die Beschlußfähigkeit des Ausschusses 
sind im § 8 Abs. 2 Satz 2, 3 wiedergegeben; an die 
Stelle des Zusatzes zu § 25, wonach für den Bezirk 
von Helgoland ein Schöffengericht mit dem Sitze da- 
selbst gebildet wird, tritt die Vorschrift des Abs. 3, 
daß für den Bezirk von Helgoland in Strafsachen, 
die vor dem Amtsgerichte zu verhandeln sind, die 
Hauptverhandlung auf der Insel stattfindet. Nach dem 
Sprachgebrauche des Entwurfs fallen darunter auch 
die Sachen, für welche die Zuständigkeit des Amts- 
gerichts durch den Staatsanwalt begründet wird. 

§». 

Nach § 66 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 (Reichs-Gesetzbl. S. 177) finden auf das ehren- 
gerichtliche Verfahren gegen Rechtsanwälte die Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren 
in den zur Zuständigkeit der Landgerichte gehörenden 
Strafsachen entsprechende Anwendung, soweit nicht 
aus den §§ 67 f f . der Rechtsanwaltsordnung Ab- 
weichungen sich ergeben. Nach § 78 ist in dem Be- 
schlüsse, durch den das Hauptverfahren eröffnet wird, 
die dem Angeklagten zur Last gelegte Pflichtverletzung 
durch Angabe der sie begründenden Tatsachen zu be- 
zeichnen. Um der Annahme vorzubeugen, daß mit 
Rücksicht auf den § 204 der neuen Strafprozeßordnung 
der Vorsitzende des Ehrengerichts künftig das Ver- 
fahren eröffnen dürfe, ohne eine Entscheidung des 
Ehrengerichts herbeizuführen, soll dem § 78 der Rechts- 



anwaltsordnung eine Fassung gegeben werden, die er- 
sichtlich macht, daß das Hauptverfahren nur durch 
einen Beschluß des Ehrengerichts eröffnet werden kann. 

§ lfc 

Die Änderung des Gesetzes über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 7. April 1900 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 213), die unter Nr. 1 des § 10 vorgeschlagen wird, 
bezweckt eine Vereinfachung der konsulargerichtlichen 
Einrichtungen, indem für die durch die Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetze (§ 23 3 Abs. 2) dem Einzel- 
richter zugewiesenen Strafsachen in den Konsularge- 
richtsbezirken nicht das Konsulargericht in der Besetzung 
mit dem Konsul und zwei Beisitzern, sondern der 
Konsul allein zuständig sein soll. Auch in den Kon- 
sulargerich tsbezirken ist die Mitwirkung der Laien- 
richter in ganz unbedeutenden Strafsachen entbehrlich. 
Die unter Nr. 2 und 3 vorgesehenen Änderungen 
sind rein formell; sie sind durch den Wegfall der 
§§ 74, 75 des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Bezeichnung „Schöffengericht" veranlaßt und bringen 
nur eine an sich schon aus dem § 12 abzuleitende 
Folge zweifelsfrei zum Ausdrucke. 

Die Änderung unter Nr. 4 wird durch die Um- 
stellung der Vorschriften über Schöffen und Ge- 
schworene und die Einführung von Tagegeldern er- 
forderlich. In derf Konsulargerichtsbezirken und ebenso 
in den Schutzgebieten ist ein Bedürfnis für die Ge- 
währung von Tagegeldern an die Beisitzer im all- 
gemeinen nicht hervorgetreten ;. der Entwurf sieht da- 
her davon ab, die Vorschrift des § 118 7 der Novelle 
zum Gerichtsverfassungsgesetz in vollem Umfange für 
anwendbar zu erklären. Gesetzlich wird vielmehr wie 
bisher nur die Gewährung von Reisekosten vorge- 
schrieben, deren Höhe hier nicht der Bundesrat, 
sondern der Reichskanzler festsetzen soll. Soweit in 
einzelnen Bezirken die Gewährung von Tagegeldern 
sich als erwünscht erweisen sollte, wird nichts im 
Wege stehen, daß durch Anordnung des Reichs- 
kanzlers den Beisitzern auch Diäten zugebilligt werden, 
soweit die Mittel zur Verfügung sind. Im übrigen 
sind auch in der neuen Fassung des § 12 Abs. 2 
des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit wie bis- 
her die Vorschriften über die Berücksichtigung von 
Ablehnungsgründen und über die bei Pflichtversäum- 
nissen zulässigen Maßregeln (§§ 53, 56 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes, §§ 118 25 , 118« 118 28 der No- 
velle) für entsprechend anwendbar erklärt. 

Der Entwurf der Strafprozeßordnung hat den 
formellen Eröffnungsbeschluß beseitigt; die Grund- 
lage der Hauptverhandlung bildet daher nicht die 
Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens, 
sondern die Anklageformel. Für das Verfahren vor 
den Konsulargerichten muß es, zumal hier eine Mit- 
wirkung der Staatsanwaltschaft nicht stattfindet, bei 
dem formellen Eröffnungsbeschlusse bleiben. Der 
§ 58 Abs. 2 des Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes soll 
daher nach Nr. 5 einen Zusatz erhalten, durch den 
klargestellt wird, daß dem Eröffnungsbeschlusse hier 
die gleiche Bedeutung beiwohnt, wie sie im Entwürfe 
der Strafprozeßordnung der Anklageformel beigelegt 
ist (zu vergl. § 257, § 252 Abs. 2). 

Die im Entwürfe vorgesehene Gestaltung des 
Berufungsverfahrens, wonach dieses in gleichem Maße 
wie das Verfahren erster Instanz von dem Grundsatze 
der Mündlichkeit beherrscht wird, erweist sich für 
das Gebiet der Konsulargerichtsbarkeit mit Rücksicht 
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auf die Entfernung des Berufungsgerichts von den 
Gerichten erster Instanz als undurchführbar. Es ist 
daher die Aufnahme eines neuen § 69 a vorgesehen 
(Nr. 6), der den bisher durch die Vorschriften der 
§§ 365, 366 der Strafprozeßordnung bestehenden 
Rechtszustand aufrechterhält. 

Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 hat insbesondere 
für das Schutzgebietsgesetz (Reichs-Gesetzbl. 1900 
S. 812) Bedeutung, da nach den §§ 2, 3 dieses Ge- 
setzes die Vorschriften des Konsulargerichtsbarkeits- 
gesetzes auch in den Schutzgebieten gelten. 

§11. 

Das Gerichtsverfassungsgesetz hat seit der letzten 
Bekanntmachung des Gesetzestextes (Reichs-Gesetzbl. 
1898 S. 371) verschiedene Änderungen erfahren und 
wird durch die jetzt vorgelegte Novelle in erheb- 
lichen Teilen einer Umgestaltung unterzogen. Im 
Interesse der Übersichtlichkeit erscheint daher eine 



neue Bekanntmachung geboten. Dabei bleibt vor- 
behalten, auch noch den dem Reichstage zur Zeit 
vorliegenden Entwurf eines Gesetzes, betreffend Ände- 
rungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Zivil- 
prozeßordnung, des Gerichtskostengesetzes und der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte, (Drucks. Nr. 735) 
unter die bei der Bekanntmachung zu berücksichtigen- 
den Abanderungsgesetze aufzunehmen. 

§ 12. 

In zahlreichen Reichsgesetzen ist auf Vorschriften 
der geltenden Strafprozeßordnung, des Einführungs- 
gesetzes dazu und des Gerichtsverfassungsgesetzes 
verwiesen. Diese Verweisungen sollen in Zukunft die 
Bedeutung haben, daß damit auf die entsprechenden 
Vorschriften der neuen Gesetze verwiesen wird. Welche 
Bestimmungen des neuen Rechtes dem alten Rechte 
entsprechen, wird sich ohne besondere Schwierig- 
keiten erkennen lassen. 



Digitized by 



Google 



Anlage 1. 



Gegenüberstellung 

•des 

Gerichtsverfassungsgesetzes mit den Vorschlägen des Entwurfs. 



GVG. Entwurf. 

Erster Titel. Richteramt. 

§§ 1 bis 11 . . unverändert. 

Zweiter Titel. Gerichtsbarkeit. 
§§ 12 bis 21 . . unverändert. 

Dritter Titel. Amtsgerichte. §§ 22 bis 24: 

§ 22 § 22 (Nr. I). 

§ 23 unverändert. 

§ 24 fällt weg (Nr. III). 



Vierter Titel. 

§§ 25, 26 
§ 27. . 
§ 28. . 



Schöffengerichte. §§ 25 bis 57: 
23» (Nr. II). 
~~ Mr. II). 



23 1 (Ni 
Fällt weg (Nr. III), wird in die 
Strafprozeßordnung übernommen . 

§ 29 fällt weg (Nr. III). 

§30. .... § 23* (Nr. II). 
§§ 31 bis 57 . . fallen hier weg, zu vgl. Titel 7a 
§§ 118^ bis 118»° (Nr. VIII). 

Fünfter Titel. Landgerichte. §§ 58 bis 78: 



58 bis 60 

61. . 

62, 63 
64, 65 
66 bis 71 
72, 73 

74. . 

75. . 

76. 77 
78. . 



unverändert. 
§ 61 (Nr. IV). 
unverändert. 
§§ 64, 65 (Nr. IV). 
unverändert. 
72, 73 (Nr. V). 



r ällt weg, zu vgl. §§ 23 1 , 23 2 (Nr. II). 
fällt weg, zu vgl. § 23 2 (Nr. II). 
§§ 76, 77 (Nr. V). 
unverändert. 



Sechster Titel. Schwurgerichte. §§ 79 bis 99: 
§§ 79 bis 83 . . unverändert. 
§§ 84 bis 97 . . fallen hier weg, zu vgl. Titel 7a 
§§118i bis 118 7 , 118»' bis 118« 
(Nr. VIII). 
§ 98 Abs. 1 . . unverändert. 

Abs. 2 . . fällt hier weg, zu vgl. Titel 7 a 
§ 118« Abs. 3 (Nr. VIII). 
§ 99 unverändert. 

ssenate für 
99 1 bis 99» 



Titel 6a. Berufung 
Strafsachen, f 
(Nr. VII). 



Siebenter Titel. Kammern für Handelssachen: 
§§ 100 bis 118 . unverändert. 

Titel 7a. Schöffen und Ge- 
schworene. §§ 118 1 bis 118*° 
(Nr. VIII). 

Achter Titel. Oberlandesgerichte. §§ 119—124: 
§§ 119 bis 122 . unverändert. 



6VG- 



§ 123 
§ 124 



Entwurf. 

§ 123 (Nr. IX). 
§ 123 1 (Nr. X). 
unverändert. 



Neunter Titel. Reichsgericht. §§ 125 bis 141: 
§§ 125 bis 135 . unverändert. 
§ 136 .... § 136 (Nr. XI). 

§136* (Nr. XII). 

§§ 137 bis 141 . unverändert. 

Zehnter Titel. Staatsanwaltschaft. §§ 142 bis 153: 
. unverändert. 
. § 143 (Nr. XIU). 
. ' unverändert. 
. § 146 (Nr. XIII). 
147 bis 153 . unverändert. 




144, 145 
146 . . 



Elfter Titel. 
§ 154 



Gerichtsschreiber: 
. . . unverändert. 



Zwölfter Titel. Zustellungs- und Vollstreckungs- 
beamte: 



§§ 155, 156 . 

Dreizehnter Titel. 
§§ 157 bis 169 

Vierzehnter Titel. 
§§ 170 bis 172 

§ 173 ! ! ; 
§ 174 . . . 

§ 175 . . . 

§§ 176 bis 178 

§ 179 . . . 

§§ 180 bis 185 



. . unverändert. 

Rechtshilfe: 
. unverändert. 

Öffentlichkeit und Sitzungs- 
polizei. §§ 170 bis 185: 
. unverändert. 
. § 172* (Nr. XIV). 
. unverändert. 
. fällt hier weg, zu vgl. § 175 1 

(Nr. XV). 
. unverändert. 
. § 175» (Nr. XV). 
. unverändert. 
. § 179 (Nr. XVI). 
. unverändert. 



Fünfzehnter Titel. Gerichtssprache. §§ 186 bis 193: 
§§ 186 bis 192 . unverändert. 
§ 193 .... § 193 (Nr. XVI). 



Sechzehnter Titel. 


Beratung und Absti 
§§ 194 bis 200: 


mmung. 


§ 194 . . . 
§ 195 

§§ 196 bis 198 
§ 199 . . . 
§ 200 . . . 


. unverändert. 
. § 195 (Nr. XVI). 
. unverändert. 
. § 199 (Nr. XVI). 
. unverändert. 








Siebzehnter Titel. 


Gerichtsferien. §§ 


201 


bis 


204: 


§§ 201, 202 . 
§ 203 . . . 
§ 204 . . . 


. unverändert. 
. § 203 (Nr. XVI). 
. unverändert. 
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Anlage 2. 



Gegenüberstellung 

der 

Paragraphen der geltenden Strafprozeßordnung und der Paragraphen 

des Entwurfs. 



StrPO. 

1 

2 • 

3 

4 - 

5 • 

6 • 

7 • 

8 • 

9 • 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 1 

17 

18J 

19 

20 

21 

22 

23 Abs. 1, 2 
Abs. 3 . . 

24 Abs. 1, 2 
Abs. 3 

25 

26 Abs. 1, 2 

Abs. 3 . . 

27 

28 

29 

30 

31 Abs. 1 . 

Abs. 2 
Satz 1 . . 
Satz 2 . . 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 Abs. 1 . 

Abs. 2. . . 
41 

42 \ 

43/ 

44 

45 

46 

47 

48 



Entwurf* 



fällt weg 



7 Abs. 
10 

7 Abs. 2 
8 

1 Abs. 1 
Abs. 



1,3 



1,2 



2 

3 Abs. 1 

4, 6 

2 Abs. 3 

3 Abs. 2, 
12 
9 

13 Abs. 1 
14 

209 

13 Abs. 2 

1 Abs. 2 

1 Abs. 3 

15 Abs. 1 

16; 

fällt 

17; 

18 Abs. 1 

19 

18 Abs. 2, 3; 

21 Abs. 1 Satz 2 

21 Abs. 1, 2 

22 

23 

24 

15ff., 25 Satz 1; 

21 Abs. 3; 

25 Satz 2 

15 Abs. 2 

26 

27 

28 

29 

31 Abs. 1 

30 

31 Abs. 2 

33, 34; 

33, 36 

32 

38 

39 
40 
41 
42 
43 



..) 



StrPO. 

49 

50 

51 Abs.Y ! 
Abs. 2 . . 

52 Abs. 1 
Nr. 1 . . . 
Abs. 1 
Nr. 2, 3, 

Abs. 2 . . 

53 

54 

55 ad 51, 52 

ad 54 . . . 
55 

57 Abs.' l" '. 

Abs.2. . . 

58 

59 

60 

61 
62 
63 Abs. 

Abs. 2, 3 

64 

65 

66 

67 

68 Abs. 1 

Abs. 2 . 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 Abs. 1 

Abs. 2 . 



78 

79 

80 

81 

82 

83 Abs. 1, 2 
Abs. 3 

84 

85 

86 

87 



Entwurf. 

44 
45 
50; 

54 Abs. 3, 56 
Abs. 1 

47; 



48 

46 

52 

51; 

52 

58 

59 Nr. 1 ; 

57 Abs. 2 

53 

61 Abs. 2 Satz 1 

61 Abs. 1 

62 



s. l f 2 



63 

64 

65 Abs 

66 

54 Abs.2, 55Abs.2 

55 Abs. 1, 54 
Abs. 1; 

55 Abs. 2 

67 

68 

69 

70 Abs. 

71 Abs. 
72 
73 
74 
78; 

70 Abs. 
45 Abs. 3, 

Abs. 4 
75 Abs. 1 
77 

75 Abs. 2 
80 

76 Abs. 1 
76 Abs. 3; 

71 Abs. 3 
70 Abs. 1, 
70 Abs. 2 
83 

84, 85 Abs. 1,86 
Abs. 2 



1 
1, 



i; 



67 



68 



StrPO. 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

95 

96 

97 

98 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

Abs. 4 

99 

100 

101 

102 

103 Abs. 1 . 

Abs. 2 

104 

105 Abs. 1 

bis 3 . . . 

Abs. 4 . . 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117) 

118 [ . . . . 

119j 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 \ 
129/ 

130 

131 



Entwurf* 

85 Abs. 2 
85 Abs. 3 
85 Abs. 4 
fällt weg; vgl. 86 
Abs. 1 
79 

fällt weg 
87 Abs. 1 ; 
87 Abs. 2 Satz 1 

87 Abs. 2 Satz 2, 
88 Abs. 1 

92 

88 Abs. 2 

89 Abs. 1; 

89 Abs.2, 90, 96; 

106 

93 

94, 96 

95 

97 Abs. 1 

98 Abs. 1 ; 

97 Abs. 2, 98 
Abs. 2 
99, 100 

101; 
106 
102 
104 
105 

fällt weg 
103 
107 

110; vgl. auch 
114 
111 

112 Abs. 1, 114 
115, 116 
117 

118 

119 
120 
121 
124 

112 Abs. 3, 125 
112 Abs. 2, 125 
Abs. 1 
126 Abs. 1 
128 

129, 130 

113 
132 



StrPO. 

132 

133 \ 

134 / 

135 

136 

137 

138 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 
139 

140 Abs.' 1 

(Abs. 3) . 

Abs. 2 Nr. 1 

(Abs. 3) . 

Abs.2Nr.2 

(Abs. 3) . 

141 

142 

143 

144 

145 . . : . . 

146 .... . 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 

157 

158 

159 Satz 1 . 
Satz 2 . . . 

160 Abs. 1 . 
Abs. 2 ; . . 

161 

162 

163 

164 

165 

166 

167 .... . 

168 

169 

170 

171 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 

172 

173 

174 



Entwurf. 

115, 116, 133 

134, 135 

136 
109 

137 Abs. 

138 Abs. 1 
138 Abs. 2 
138 Abs. 3 



1,2 



143 



139 Abs. 1; 

140 Abs. 2, 369: 

139 Abs. 2 

140, 142 Abs. 2 
Satz 2 

140 
143 

141, 142 
145 

146 
147 
148 

150 Abs. 1 
144 

151 Abs. 1 

152 Abs. 1, 2 

151 Abs. 2, 3 

152 Abs. 3 
175 Abs. 2, 200 

Abs. 3 
160 
161 

162 Abs. 1, 163 
162 Abs. 2; 

164 Abs. 1 Satz 1 
162 Abs. 3; 

165 Abs. 1 
164 

172 

165 Abs. 2 
171 Abs. 1 
165 Abs. 2, 171 
Abs. 2 
166 

167 bis 170 
174, 175 Abs. 1 
176 

177 Abs. Ibis 3 
177 Abs. 4; 

179 Abs. 1 

180 Abs. 1, 2 
180 Abs. 3 
179 Abs. 2 
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StrPO. 


Entwarf. 


StrPO. 


Entwurf. 


StrPO. 


Entwurf. 


StrPO. 


Entwurf. 


175 


491 Abs. 1 


216 


215; 


263 Abs. 1 


257 Abs. 1; 


325 Satz 3 . 


159 Abs. 3 


176 Abs. 1 . 


181 Abs. 1; 


Abs. 2 . . 


229 Abs. 3 


Abs. 2 . . 


258 Abs. 1 


326 


fällt weg 


Abs. 2 Nr. 1 


181 Abs. 1; 


217 


211 Abs. 2; vgl. 


264 Abs. 1,2 


258 Abs. 2; 


327 


158 Abs. 1 Satz 1, 


Abs. 2 Nr. 2 


205; 




138 Abs. 4, 149 


Abs. 3 bis 5 


250 




Abs. 2 


Abs. 3 . . . 


181 Abs. 2 


218 


217 


265 


257 Abs. 2, 3 


328 Abs. 1 . 


137 Abs. 3; 


177 


182 


219 


218 Abs. 1, 2 


266Abs.l-3 


259; 


Abs. 2 . 


65 Abs. 3, 70 


178 Abs. 1. 


183; 


220 


216 Abs. 2 


Abs. 4 


260 


329 


158 Abs. 1 Satz 2 


Abs. 2 . . 


184 Abs. 2 


221 


216 Abs. 3, 218 


267 Abs. 1 . 


261; 


330 


fällt weg 


179 Abs. 1 . 


185 Abs. 3; 




Abs. 4 


Abs. 2 . . . 


262 Abs. 1 Satz 2 


331 


fällt weg 


Abs. 2 . . 


184 Abs. 3 


222 


219 Abs. 1 


268 


376 


332 


159 Abs. 1 


180 Abs. 1 . 


fällt weg; 


223 


219 Abs. 3 


269 


252 Abs. 1 


333) 




Abs. 2 . . . 


184 Abs.3 Satz2, 


224 


219 Abs. 2 


270 


252 Abs. 2, 3, 5 


334 [ ... . 


460 




185 Abs.3 Satz3 


225 


222 Abs. 1, 279 


271 


263 Abs. 1, 2 


335 1 




181 


184 Abs.3 Satz2 f 




Abs. 2 Satz 1 


272 


264, 279 Abs. 2 


336 


159 Abs. 3 




185 Abs.3 Satz3, 


226 


fällt weg; vgl. 222 




Satz 2 


337 


123 




206 Abs. 1 




Abs. 1 


273 Abs. 1 . 


265 Abs. 1, 2; 


338 


301 Abs. 1, Abs.2 


182 


185 Abs. 1, 186 


227 


228 Abs. 3; 


Abs. 2 . . 


fällt weg; 




Satz 1 




Abs. 1 


Abs. 2 . . 


229 Abs. 2; 


Abs. 3 


265 Abs. 3, 4 


339 


303 Abs. 1 Satz 1 


183 Satz 1 . 


186 Abs. 2; 


Abs. 3 


229 Abs. 3 


274 


267 


340 


302; vgl. 303 


Satz 2, 3 . 


189 Abs. 2 


228 


228 Abs. 4 


275 


262 




Abs. 1 Satz 1 


184 Abs. 1,2 


187; 


229 Abs. 1 


222 Abs. 2; 


276 


268 


341 Abs. 1 . 


305 Abs. 2 ; 


Abs. 3 . . 


189 Abs. 2 


Abs. 2 . 


222 Abs. 4 


277 


269 


Abs. 2 . . . 


vgl. 37 Abs. 2 
305 Abs. 1 Satz 1 


185 


190 Abs. 1, 166 


230 


223 


278 


270 Abs. 1 


342 




Abs. 1 


231 Abs. 1 


225 Abs. 1 ; 


279 


270 Abs. 2, 3 


343 


301 Abs. 2 Satz 2 


186 


190 Abs. 1, 166 


Abs. 2 . . 


212 Abs. 3 


280 


271 


344 


306 




Abs. 2 bis 4 


232 Abs. 1, 




281 


272 Abs. 1 


345 


307 


187 


189 Abs. 1 


2, Abs. 3 




282 


273 Abs. 1 Satz 1, 


346 


308 


188 


188 


Satz 1 . . 


220; 




Abs. 2 


347 


309 


189 


192 


Abs. 3 




283 


274 


348 


310 


190 Abs. 1 




Satz 2 . . 


226 Satz 2 


284 


275 


349 


311 


Satz 1 . . 


191 Abs. 1; 


233 


226 Satz 1, 138 


285 Abs. 1 . 


273Abs.lSatz2; 


350 


312 Abs. 1 Satz 2 


Satz 2 . . 


185 Abs. 2; 




Abs. 5 


Abs. 2 


272 Abs. 2 


351 Abs. 1 . 


312 Abs. 1 Satz 1 


Abs. 2 . . 


190 Abs. 1, 167, 


234 


227 


286 


276 


Abs.2. 


312 Abs. 2 




170 


235 


222 Abs. 3, 4 


287 


277 


352 


313 


191 Abs. 1 . 


190 Abs. 1, 169; 


236 


221 


288 


278 


353 


314 Abs. 1, 3 


Abs. 2 . . 


190 Abs. 1, 168 


237 


228 Abs. 1, 2 


289 


279 Abs. 1 


354 


315 Abs. 1 




Abs. 2; 


238 


238 Abs. 1, 2 


290 


280 


355 Abs. 1 . 


316 Abs. 1, 37 


Abs. 3 bis 5 


190 Abs. 1, 170 


239 Abs. 1 


235 AbSw 1 ; 


291 


281 




Abs. 1; 


192 


190 Abs. 1, 168 


Abs. 2 . . 


235 Abs. 2 Satz 1, 


292 


282 


Abs. 2 . . . 


316 Abs. 1, 304 




Abs. 3 




279 Abs. 3 


293 


283 




Abs. 1 


193 


190 Abs. 1, 169 


240 Abs. 1 


238 Abs. 3 Satz 1; 


294 


284 


356 


319 


194 


190 Abs. 2 


Abs. 2 . . . 


235Abs.2Satz2, 


295 


285 Abs. 1, 2 


357 Abs. 1 . 


315 Abs. 2; 


195 Abs. 1,2 


193 Abs. 1, 2; 




238 Abs. 3 


296 


287 


Abs. 2 . . . 


316 Abs. 3 


Abs.3. . . 


fällt weg; vgl. 191 
Abs. 2 




Satz 2; vgl. 55 
Abs. 3 


297 

298 


286 

285 Abs. 3 


358 \ 

359 / " * ' " 


vgl. 317, 318 


196 Abs. 1 . 


fällt weg; vgl. 193 


241 


235 Abs. 2 Satz 3, 


299 


288 


360 


320 




Abs. 3, 4; 




238Abs.3Satz2 


300 


289 


361 \ 

362 / • ' ' • 


321 


Abs. 2 


194 


242 Abs. 1 . 


229 Abs. 1 ; 


301) 

302 / 


290 


197 


194 


Abs. 2 bis 4 


230 Abs. 1, 2 


363 


322 


198 Abs. 1 . 


194 Abs. 2; 


»243 Abs. 1 . 


230 Abs. 2; 


303 


291 


364 


323, 324 Abs. 1,3, 


Abs. 2 


203 Abs. 1 


Abs. 2 


232 Abs. 2, 3; 


304) 

305 / 


292 




327 Abs. 2 


199 Abs. 1, 




Abs. 3 . . 


232 Abs. 1, 251 


365 


327 Abs. 1, 323 


2, 4 


203 Abs. 2, 3; 


244 


232 Abs. 2, 3 


306 


293 


366 


fällt weg 


Abs. 3 . . 


206 Abs. 1, 2 


245 


233 


307 


294 


367 


327 Abs. 3 r 323 


200 


195, 205 


246 


236 


308 


295 


368 


328 


201 \ 

202 / • ' • ' 


198 


247 


237 


309 


296 


369 


329 


248 


239 


310) 




370 


326 Abs. 1, 2, 4 


203 


157 Abs. 2 


249 


240 


311} ... . 


297 


371 


324 Abs. 2, 326 


204 


fällt weg; vgl. 151 
Abs. 3 


250 Abs. 1 . 


242; 


3121 






Abs. 3 




Abs. 2 . . 


243; 


313 


298 Abs. 1 ; vgl. 


372 


330 


205 


fälltweg;vgl.l98 


Abs. 3 . . 


246 




290 Abs. 2 


373 


323 




Abs. 1 Satz 2 u. 


251 


56 Abs. 2 


314 


fällt weg; vgl. 298 
Abs. 2 


374 


331 Abs. 1 




124 Abs. 1 


252 


244 




375 


336 


206 


193 Abs. 4 


253 


245 


315\ 
316/ " ' ' * 


299 


376 


332 


207 


196, 197 


254 


265 Abs. 1, 2 


377 


333 


208 


153 Abs. 2 


255 


247 


317 


300 


378 


334 


209 


196 Abs. 1, 200 


256 


231 Abs. 3 


318 


158 Abs. 3 


379 


335 




Abs. 1 


257 


230 Abs. 2, 248 


319 


225 Abs. 2 Satz 1 


380 


fällt weg 


210 


200 Abs. 2 


258 


249 


320 


33, 35 


381 \ 

382 / 


337 Abs. 1 


211 


408 bis 420 


259 


230 Abs. 3, 254 


321 


214 


212 


211 Abs. 1 


260 


255 Abs. 1 


322 


225 Abs. 2 Satz 2 


383 Abs. 1 . 


331 Abs. 2- r 


213 


211 Abs. 2 


261 Abs. 1 


255 Abs.2 Satz 1; 


323 


fällt weg; vgl. 36 


Abs. 2 . . . 


337 Abs. 1 


214 


fäiltweg;vgl.l98 
Abs. 2, 213 


Abs. 2 . . 


156Abs.2Satz2, 


324 


303 Abs. 2 


3841 
385/ 


337 






255Abs.2Satz2 


325 Satz 1 . 


159 Abs. 2; 


215 


212 


262 


256 


Satz 2 . 


461; 


386 
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StrPO. 

387 

388 

389 .* 

390 

391 

392 Abs. 1 . 

Abs. 2. . . 

393 

394 

395 

396 

397 

398 

399 Nr.'l,'2 

Nr. 3 . . . 

Nr. 4, 5 . 
400 

401 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

402 Nr. 1, 2 
Nr. 3 . . . 
Nr. 4 . . . 

403 

404 

405 

406 

407 

408 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

409 

410 

411 Abs. 1 

bis 3 ... . 

Abs. 4 . . . 
412 

413 

414 Abs. 1 . 
Abs. 2 f 3 . 

415 

416 



Entwurf. 

338 

339 

340 

342 

343 
344. 

305 Abs. 1 Satz 2 

345 

346 

347 

341, 348 

349 

350 

353 Abs. 1; 

352; 

vgl. 354 

351 Abs. 2 

351 Abs. 1, 363 
Abs. 1; 

363 Abs. 3 
353 Abs. 1; 

352 Abs. 1 ; 
355 

351 Abs. 3 ' 

352 Abs. 1, 353 
Abs. 2 

351 Abs. 2 Satz 2 

356 

357 

358 Abs. 1; 

359 Abs. 1 

359 Abs. 2, 3 

360 Abs. 1 

360 Abs. 2, 363; 
362 

358 Abs. 3, 360 
Abs. 4 
361 
377; 
378 
379 
377 Abs. 2 



StrPO. 

417 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

418 

419 

420 

421 

422 

423 

424 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

425 Abs. 1,2 
Abs. 3 . . . 
Abs.4. . . 

426 

427 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

Abs. 3 . . . 

428 

429 

430 

431 

432 

433 

434 

435 Abs. 1 . 

Abs 2 . . . 

436 

437 

438 

439 \ 
440/ • * ' ' 

441 

442 

443 

444 Abs. 1 

bis 3 ... 

Abs.4. . . 



Entwurf. 

386 Abs. 2, 390 
Abs. 4; 
336Abs.3,4,394 
381 
382 

383 Abs. 1,2, 384 
Abs. 2 

384 Abs. 1 

385 Abs. 1, 386 
Abs. 1 

388 Abs. 1 

388 Abs. 2; 

391 Abs. 5 

389; 

390 Abs. 1 Satz 2; 

385 Abs. 2 

390 Abs. 3 

391 Abs. 2; 
381 Abs. 1; 

391 Abs. 1, 2 
399 

393 

395 

396 Abs. 1 bis 3 

396 Abs. 5 

398 

396 Abs. 4, 398 

Abs. 2 
400 Abs. 1, 402 

Abs. 1; 
400 Abs. 2 
402 Abs. 2 bis 4 
403 
404 

405 

406 
407 
400 Abs. 2, 401 

392 Abs. 1,3, 401 
Satz 2; 

fällt weg 



StrPO. 

445 

446 

447 

448 

449 

450 

451 

452 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 

453 Abs 1,2 
Abs. 3 . . . 
Abs.4. . . 

454 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 



455 ... . 

456 Abs. 1 
Abs.2. . 

457 Abs. 1 
Abs 2. . 

Abs. 3. . 

458 ... . 

459 Abs. 1 
Abs.2. . 
Abs. 3 . . 

460 ... . 



461 ... . 

462 Abs. 1 
Abs 2 . . 

463 ... . 

464 ... . 

465 ... . 

466 ... . 



467 

468 

469 



! Entwarf. 
| 392 Abs. 2, 401 

392 

421 

422, 424 
' 425, 426 

429 

428 

428Abs.2Satz2; 

fällt weg 

431; 
.432, 434; 

433 

434 Abs. 2, 435 
Abs 1; 

436 Abs. 1, Abs.2 
Satz 1,437 Abs. 1 

435 Abs. 2 

436 Abs.2 bis 4; 
438 

fällt weg; 

225 Abs. 1. 226, 
138 Abs. 5; 

440 Abs. 1 

440 Abs. 2 
,431; 
|432, 434; 

433 

436 Abs. 1, Abs.2 
, Satzl,437Abs.l 
I 435 Abs. 2 
1 436 Abs. 2 bis 4; 
1438 

442 

445 Abs. 1, 2 

446 Abs. 1 
fällt weg; vgl. 445 

1 Abs.2Satz2,446 

! Abs. 2, 3, 447 

439 Abs. 1,2, 444 

439 Abs. 3 Satz 1, 

444 

439Abs.3Satz2, 
Abs. 4, 5, 444 



il- 



StrPO. 

470) 

471 

472 

473 

474 

475 

476 

477: 

478 

479 J 

480 

481 ... . 

482 ... . 

483 ... . 

484 ... . 

485 ... . 

486 ... . 

487 ... . 

488 ... . 

489 ... . 

490 ... . 

491 ... . 

492 ... . 

493 ... . 

494 ... . 

495 ... . 

496 Abs.1 
Abs. 2 . . 

497 Abs. 1 
Abs.2. . 

498 Abs! 1 
Abs.2. . 

499 ... . 

500 ... . 

501 Abs.l 
Abs. 2, 3 

502 ... . 

503 

504 ... . 



505 

506 



Entwurf. 



449 bis 455 

fällt weg; vgl. % 

459 

460, 461 

462 Abs. 1 

469 Abs. 1 

462 Abs- 2, 463 

484 

466 

467 

471 

473 

474 

465 

480 

476 Abs. 1 

472 

464, 476 Abs. 2 

477, 483 

494 Abs. 1 ; 

496 bis 500 

485 Abs. 1, 2: 

495 

485 Abs. 3; 

486 Abs. 1 
487 

486 Abs. 2 

488; 

494 Abs. 

489 

490 

491 Abs. 2, 494 

Abs. 2 
492 
493 



2, 3 
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Entwurf. 

1 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 
Abs. 3 . . 

2 Abs. 1, 2 
Abs. 3 . . 

3 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 

4 

5 

6 

7 Abs. l f 3 
Abs. 2 . . 

8 

9 

10 

11 

12 

13 Abs. 1 . 

Abs 2 . . . 

14 

15 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

16 

17 

18 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

19 

20 

21 Abs. 1, 2 

Abs. 3 



StrPO. 



6; 

20; 

21 

7; 

10 

8; 

11 

9 Abs 



1 Satz 1 



!9 Abs. 1 Satz 2; 
, Abs. 2 

2; 
!4 

5 
; 13 

13 



,12 
. 14; 

l 19 

122, 31 Abs. 1; 

;32 

23 Abs. 1, 2 

24 Abs. 1, 2 
24 Abs. 3; 
26 Abs. 1, 2 
25 



22. 
23. 
24. 
25. 



26 

27 

28 

29 

30 

31 Abs.' 1 
Abs 2. . 

32 

33) 

34/ •■■ 

35 

36 

37 



38 Abs. 1 . 

Abs. 2 

39 

40 

41 Abs. 1,3 

Abs. 2 

42 

43 

44 

45 

46 

47 



26 Abs. 3, 27; 
vgl. 31 Abs. 2 

Satz 1 
28 
29 
30 
31 Abs. 1, Abs. 2 

Satz 2 
33 
34 
35 
36 
38 
37; 
39 
41 

40 Abs. 1, 320 

320, 40 Abs. 1 
40 Abs. 2 
zu Abs. 2 vgl. 341 
Abs. 2 

42 ; 43 Abs. 1; 
43 Abs. 2 
44 
45 
46; 



47 
48 
49 
50 
53 
52 Abs. 1 Nr. 1 



Entwurf. 

48 



49 

50 

51 

52 

53 

54 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 
Abs. 3 

55 Abs. 1 . 
Abs. 2 

Abs. 3 

56 Abs. 1 . 
Abs. 2 

57 Abs. 1 . 
Abs. 2 

58 

59 Nr. 1 . . 

Nr. 2, 3 . 

60 

61 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

62 

63 

64 

65 Abs. 1,2 

Abs. 3 . . 

66 

67 

68 

69 

70 Abs. 1 . 
Abs. 2 

71 Abs. 1,2 
Abs. 3 . . 

72 

73 

74 Abs. 1,2 
Abs. 3 

75 Abs. 1 . 
Abs. 2 

76 Abs. 1 . 
Abs. 2 
Abs. 3 

77 Abs. 1, 2 
Abs. 3 

78 

79 

80Abs.lbis3 

Abs. 4 

81 

82 

83 Abs. 1 . 

Abs. 2 
84 

85 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 
Abs. 3 . . 
Abs. 4 

86 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 



StrPO. 

52 Abs. 1 Nr. 2, 
3; Abs. 2 



51 Abs. 1 

55 

54 

58 

68 Abs. 1 Satz 2; 

67 Satz 1; 

51 Abs. 2 Satz 1 

68 Abs. 1 Satz 1 ; 
67 Satz 2, 68 

Abs. 2; 



51 Abs.2 Satz 2; 

251 

60 Satz 1; 

57 Abs. 2 

56 

57 Abs. 1 ; 



60; 

59 

61,62, 63 Abs. 1 

63 Abs. 2, 3 

64 

65; 

328 Abs. 2 

66 

69 

70 

71 

72; 

85 

73; 

83 Abs. 3 

74 

75 

76: 



78; 

80 

82; 



83 Abs 1, 2 
79; 



77 Abs. 1 

92 

81: 



vgl. 102 
vgl. 103 
86; 



87 

87 Abs. 1; 

88; 

89; 

90 

87 Abs. 3 



Entwurf. 

87 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

88 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

89 Abs. 1 . 
Abs. 2 

90 

91 

92 Abs. 1 . 
Abs. 2 

93 Abs 
Abs. 2 

94 

95 Abs. 1, 3 

Abs. 2 . . 

96 



1 



97 Abs. 1 
Abs. 2 . 
Abs. 3 . 

98 

99 

100 ... . 

101 ... . 

102 ... . 

103 ... . 

104 Abs. 1 
Abs. 2 . 

105 ... . 

106 ... . 



107 Abs. 1,4 

Abs. 2, 3 . 

108 

109 Abs. 1 
bis 3 
Abs, 4 . . 

110 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

111 Abs.l . 
Abs.2. . . 
Abs. 3 . . . 

112 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs. 3 . . . 

113 

114 

115 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

116 



StrPO. 

94 Abs. 1 ; 

94 Abs. 2, 95 Abs. 
1, Abs. 2 Satz 1 

95 Abs. 2 Satz 2; 
97 

98 Abs. 1; 

98 Abs. 2 Satz 1 

98 Abs. 2, 3 



96; 
99;' 



100 
101 

98 Abs. 2 Salz 3, 
100 Abs. 3 
102; 
103 Abs. 2; 



103 

104 Abs. 1, 3 

104 Abs. 2 

105 Abs. 1 bis 3 
106 

110 
107; 

vgl. 106 Abs. 2 
108 

98 Abs. 4, 105 
Abs. 4 
111; 



136; 



,112 Abs. 1; 
vgl.H2Abs.2Nr.l 
vgl. 113; 



117 ... . 

118 Abs.l 
Abs.2. . 

119 



120 ... . 

121 ... . 

122 ... . 

123 ... . 

124 ... . 

125 Abs. 1 



vgl. 113 

114 Abs. 1; 
1 125; 
i 124 

130 

114 Abs. 2, 3 

115, 132 Abs. 1; 
i 132 Abs. 2 

vgl. 114 Abs. 3, 
132 

116 

117, 118; 

119 

120 

121 

122 



337 
123 

125 Abs. 2, 124 
Abs. 1, 2; 



Entwurf. 

125 Abs. 2 . 

126 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

127 

128 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

129 



StrPO. 

124 Abs. 3 
126; 



130 Abs. 1,2 

Abs. 3 . . 

131 

132 

133 

134 



127 Abs. 2; 

127 Abs. 1 

128 Abs. 1 Satz 1, 
129 

128Abs.lSatz2, 
, Abs. 2, 129; 
vgl. 114 Abs, 3 



135 Abs. 1,2 
Abs. 3 

136 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

137Abs.l,2 

Abs. 3 . . 
138Abs.l,2 

Abs. 3 . . 

Abs. 4, 5 . 

139 

140 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 



141 



131 
132, 129 

133 Abs. 2, 134 
Abs. 1 

134 Abs. 2; 



135; 



142 Abs. 1 . 
Abs. 2 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

149 

150 Abs. 1 . 
Abs. 2 

151 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 

152Abs.l,2 

Abs. 3 
153 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

154 

155 

156 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

157 Abs. 1 . 
Abs. 2 

158 Abs. 1 . 
Abs. 2 
Abs. 3 . . 

159 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 

160 

161 



137; 

328 Abs. 1 

138; 

139; 

14ö' 
142; 
141 ; vgl. 140 

Abs. 2 Nr. 1 
144 Abs. 1 Satz 1, 

Abs. 2 

1 44 Abs.l Satz2 ; 
144 Abs. 1 Satz 1, 

141 
143 
150 
145 
146 
147 
148 



149; 



151; 
153 
152; 
154 

vgl/ 208 



vgl. 261 Abs. 2 

vgl.' 203 

327, 329; 

327,336 Abs.l; 

318 

332; 

325; 

336 Abs. 2 

156 

157 
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1 



1 



Entwurf. 

162 Abs. 1 . 

Abs. 2 

Abs. 3 . . 
163 

164 Abs. 1 
Satz 1 . . 

Abs. 1 
Satz 2, 
Abs. 2 . . 

165 Abs. 1 . 
Abs. 2 

166 Abs. 1 . 
Abs. 2 bis 4 

167 

168 Abs. 1 . 

Abs. 2 

Abs. 3 . . 

Abs. 4 
169 

170 Abs. 
Abs. 2 
Abs. 3 

171 Abs. 
Abs. 2 . . 

172 

173 

174 

175 Abs. 1 . 

Abs. 2 

176 

177 Abs. 1 
bis 3 . . . 

Abs. 4 
178 

179 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

180 Abs. 1,2 
Abs. 3 . . 

181 

182 Satz 1 . 

Satz 2 . . . 

183 

184 Abs. 1 . 
Abs. 2 
Abs. 3 
Abs. 4 . . 

185 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

Abs. 3 . . 

186 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

187 

188 

189 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . 

190 Abs. 1 . 
Abs. 2 

191 Abs. 1 
Satz 1 . . 

Abs.ISatz2, 

Abs. 2 . . 

192 

193 Abs. 1,2 
Abs. 3 . . 
Abs. 4 

Satz 1, 2 
Satz 3, 4 
Abs. 5 

194 Abs. 1 . 
Abs. 2 

195 Abs. 1 . 
Abs. 2 



StrPO. 

158 Abs. 1; 

159 Satz 1; 

160 Abs. 1 

158 Abs. 2 

159 Satz 2; 



161 

160 Abs. 2; 

163, 165 

185; 

186 

190 Abs. 2 

191* Abs. 2; 
192; 



191 Abs. 1, 193 
191 Abs. 3, 5; 
191 Abs. 4; 



164; 

165 

162 



168 

168 Abs. 1; 

155 

169 

170; 

171 Abs. 1 



171 Abs. 2, 3; 

174 

172; 

173 

176 

177* 

178 Abs. 1 

178 Abs. 2; 
180, 181; 
vgl. 210 
182; 

vgl. 190 Abs. 1 
Satz 2; 
vgl. 179 
182; 

183 Satz 1 

184 Abs. 1, 2 
188 

187; 

183 Satz 2, 3, 
184 Abs. 3 

194* 

190 Abs. 1 Satz 1; 



Entwurf. 



189 

195 Abs. 1, 2; 

vgl. 196; 



206 Abs. 1; 
vgl. 210 
196, 197; 
196Abs.2Satzl, 
197, 198 Abs. 1 
200 Abs. 1; 



196 Abs. 
Abs. 2 

Satzl 
Satz 2 

197 .. . 



198 Abs. 
Satzl . . 
Satz 2 . . 
Abs. 2 

Satz 1 . 
Satz 2 . 

199 Abs. 1 



Abs. 2 . 

200 Abs. 1 
Abs. 2 . 
Abs. 3 . 

201 ... . 



202 

203 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

Abs. 4 . . 

204 

205 

206 Abs. 1 . 
Abs. 2 
Abs. 3 . . 

207 \ 

208/ 

209 Satz 1 . 

Satz 2 bis 4 
210 

211 Abs.1 . 
Abs. 2 . . 

212 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 . . 



213 

214 

215 

216 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . 

Abs. 3 . . 
217 

218 Abs. 1,2 
Abs. 3 
Abs. 4 . . 

219 Abs. 1 . 
Abs. 2 
Abs. 3 

220 

221 

222 Abs. 1 . 

Abs. 2, 4 . 

Abs. 3 . . 

223 

224 

225 Abs. 1 . 
Abs. 2 

Satz 1 . . 
Satz 2 . . 

226 Satz 1 . 
Satz 2 

227 

228 Abs. 1,2 
Abs. 3 
Abs. 4 . . 

229 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 



StrPO. 

vgl. 202 Abs. 1; 

207; 



196 Abs. 1, 207 
Abs. 1 Satz 1 

202; 

201, 205 Abs. 1; 

202 Abs. 3, 214; 



vgl. 205 Abs. 1, 
207 Abs. 1 
Satz 1; 



209; 
210; 
155 

vgl. 199 Abs. 4, 
198 Abs. 2 



198 Abs. 2; 

199 Abs. 1, 2; 



176 Abs. 2 Nr. 2 

181; 

209; 



18; 



212; 
213* 
21 5 Abs. 1 Satzl; 

215 Abs. 2; 
vgl. 215 Abs. 1 

Satz2, 231 Abs.2 
vgl. 214 
321 

216 Abs. 1 
213; 

220; 

221 Abs 2 

218 

219; 



221 Abs. 1 

222; 

224; 



232 

236 

225, 226; 

229; 

235 

230 



231 Abs. 1; 

319; 

322 

233- 

vgl/ 232 Abs. 3 

Satz 2 
234 
237; 

227 Abs. 1 ; 
228 

242 Abs. 1 ; 
227 Abs. 2, 3, 

216 Abs. 2 



Entwurf. 

230 Abs. 1,2 

Abs. 3 

231 Abs. 1,2 
Abs. 3 . . 
Abs. 4, 5 . 

232 



233 

234 

235 Abs. 1, 

Abs. 2 
Satz 1 . . 

Abs. 2 
Satz 2 . . 
Satz 3 . . 

Abs. 3 . . 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

245 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 

246 

247 

248 

249 

250 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

251 

252 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

Abs.4. . . 

Abs. 5 . . . 
253 

254 .... 

255 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

256 

257 Abs. 1 . 
Abs 2, 3 . 

258 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

259 

260 

261 

262 

263 Abs. 1,2 

Abs. 3 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

270 Abs. 1 . 

Abs. 2, 3 . 

271 

272 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

273 

274 

275 

276 

277 

278 

279 Abs. i ! 

Abs. 2 . . . 



StrPO. 

242 Abs. 2 bis 4, 

243 Abs. 1,257; 

259 Abs. 1 Satz 1 

256*; 

243* Abs. 2, 244, 
245 Abs. 1 
245 Abs. 2 bis 4 
vgl. 222 



239; 

240 Abs. 2; 
241; 



246 
247 

238, 240 
248 
249 

248 Satz 2 
250 Abs. 1 
250 Abs. 2 

252' 

253* 

254, 250 Abs. 3 

255 

257 

258 

264 Abs. 4; 

264 Abs. 1 bis 3 



269; 

270 Abs. 1, 2, 4; 



270 Abs. 2, 3 



259 

260; 

261 

262 

263 Abs 

265 

263 Abs. 

264 Abs. 
266 Abs. 1 bis 3 

266 Abs. 4 

267 Abs. 1 
275, 267 Abs. 2 
271; 



s. 1; 

2; 

1 



272 

273 Abs. 1, 3 



274 
276 
277 
278 
279 
280 

281, 282 Abs. 1, 
285 Abs. 1 ; 

285 Abs. 2 

282, 285 Abs. 1 
283 

284 

286 

287 

288 

289; 

225, 272 Nr. 2; 



Entwurf. 

279 Abs. 3. 
280 



281 

282 

283 

284 

285 Abs. 1,2 

Abs. 3 . . . 

286 

287 Satz 1 . 

Satz 2 . . . 

288 

289 

290 Abs. 1 

Satz 1, 2, 

Abs.2. . . 

Abs.lSatz3 

291 

292 Abs. 1,2 

Abs. 3 . . . 

293 

294 

295 

296 

297 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 . . . 

298 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 

299 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

300 

301 Abs/li 
Abs.2 Satzl 
Abs.2 Satz2 

302 

303 Abs. 1 

Satz 1 . . 

Satz 2 . . 

Abs.2. . . 

304 

305 Abs.'l 

Satz 1 . . 

Satz 2 . . 

Abs. 2 . . . 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

312 



Abs. 1 

Satz 1, 

Abs. 2 . . 

Abs.lSatz2 

313 

314Äbs.'l,3 
Abs.2. . . 

315 Abs.1 . 
Abs. 2 . . . 

316 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs.3 Satzl 

Satz 2 . . 

317 

318 



319 

320 

321 Abs.1 
Abs. 2 . . 

322 

323 ... . 



324 Abs. 1 



StrPO. 

239 Abs. 2 

290 

291 

292 

293 

294 

295; 

298 

297 

296; 



299 
300 



301; 

302 

303 

304; 

305 

306 

307 

308 

309 

310; 

311; 

312 

313; 

vgl. 314 

315; 

316 

317 

338; 

343 

340 

339; vgl. 340; 

324* 



342* 

vgl.' 392 Abs.2; 

341 Abs. 1 

344 

345 

346 

347 

348 

349 



351; 
350 
352 
353; 



354; 

357 Abs. 1 

355; 



357 Abs. 2; 

vgl. 359 
... f zu Abs. 1 
vgl. 358 
356 
360 
361; 
362 
363 
364 Abs.1 Satzl, 

373 

364 Abs.1 Satz2; 
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Entwurf. 

324 Abs. 2. 

Abs. 3 . . . 

325 

326 Abs. 1, 
2, 4 ... . 
Abs. 3 . . . 

327 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 . . . 

328 Satz 1 . 
Satz 2 . 

329 

330 

331 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

332 

333 

334 

335 

335 

337 Abs. 1 1 



Abs. 2 Satz 
1, 2 

Satz 3 . . 

Satz 4 . . 

338 Abs. 1,3 

Abs. 2 . . . 

339 

340 

341 Abs. 1 . 

Abs. 2 . 
342 



343 

344 ... . 
345 

346 Abs.' l", 2 
Abs. 3 . . . 
Abs. 4 . . . 

347 

348 

349 

350 

351 Abs. 1 . 

Abs.2 Satz 1 
Abs.2Satz2 
Abs.2Satz3 
Abs. 3 . . . 
352 



353 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

354 

355 

356 

357 

358 Abs. 1 ! 
Abs. 2 . . . 
Abs.3 Satz 1 
Abs. 3 Satz 

2,3,4. . 

359 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 

360 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs. 3 . . . 
Abs.4. . . 

361 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs.3. . . 



StrPO. 

371; 

364 'Abs. 2, 4 



370; 



vgl. 365 Abs. 1; 
vgl. 364 Abs.3; 
367 
368; 



369 

372 

374* 

383 'Abs. 1 

376 

377 

378 

379 

375 

vgl. 381, 382,383 

Abs.2, 384 Abs. 

1, 385, 386; 

384* 

386' Abs. 1; 



387; 



388 
389 
390 Abs. 1 Satz 1; 



390Abs.lSatz2, 
Abs. 2 
391 

392 Abs. 1 
393 
394; 



394 

395 

vgl. 396, 267 

397 

398 

399, 402, 401 

Abs. 1; 
vgl. 405 ff.; 
405; 
400; 
403 
399 Nr. 3, 402 

Nr. 3, 404 
399 Nr. 1,2,402 

Nr. 1, 2; 
404 

399 Nr. 5 Satz 1 
vgl. 402 Nr. 4 
406 

407 Abs. 1 

408 Abs. 1; 



412; 



408 Abs. 2; 

409 

410; 

411 Abs. 2; 



vgl. 412 

413Abs.2; 
413 Abs. 1 



Entwurf. 

362 

363 Abs. 1, 
2, 4 

Abs.3 Satz 1 
Abs.3 Satz2 

364 bis 376 



377 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

378 Abs. 1,3 
Abs.2. . . 

379 

380 

381 

382 

383 Abs. 1,2 



Abs. 3 . . . 

384 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 . . . 

385 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3 . . . 

386 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3, 4 . 

387 

388 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

389 

390 Abs. 1 
Satz 1 . . . 
Satz 2 . . . 
Abs.2. . . 
Abs. 3 . . . 
Abs.4. . . 

391 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs.3. . . 
Abs.4. . . 
Abs. 5 . . . 

392 Abs. 1,3 

Abs. 2 . . . 

Abs. 4 . . . 

393 

394 Abs. 1,2 

Abs.3. . . 

395 

396 Abs. 1 

Satz 1, Abs.2 

Abs.lSatz2 

Abs. 3 . . . 

Abs. 4 . . . 

Abs. 5 . . . 
397 

398 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 
Abs,3. . . 

399 Abs. 1,2 
Abs. 3, 4 . 
Abs. 5, 6 . 



401 


402 Abs. 1 . 


Abs. 2 . . . 


Abs. 3 . . . 


Abs. 4 . . . 


403 



StrPO. 

vgl. 411 Abs. 4 

401 Abs. 1, 411 
Abs. 1 bis 3; 
401 Abs. 2; 

. . ., vgl. jedoch: 
140Abs.2Nr.l, 
149Abs.2,3,268 

414 Abs. 1 ; 

416 

414; 



415 



418 
419 

420 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2; 



421; 

420 Abs. 1 Satz 2; 



422- 

425' Abs. 4; 

vgl. 427 Abs. 3 

422; 

417 Abs. 1; 

vgl.' 423 
423; 

424 Abs. 1 

425 Abs. 1, 2 



425 Abs. 3; 

426*; 

417 Abs. 1 
427 Abs. 3; 
427 Abs. 1, 3; 



424 Abs. 2 
444 Abs. 1 bis 3, 
446; 

445, 446; 
444 Abs. 4 
429 

417 Abs. 2, 3; 
vgl. 417 Abs. 3 
430 

431 Abs. 1; 

43VAbs.2bis4; 
434; 
432 
neu 

vgl. 433, 444 
Abs. 4; 
vgl. 434; 
neu 
428; 

428* 

435 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 
443 bis 445 

435 Abs. 1 

436 Abs. 1 
436 Abs. 3 
436 Abs. 2 
437 



Entwurf. 

404 

405 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

406 

407 

408 bis 420 

421 Abs. 1 . 
Abs.2 Satz 1 

Satz 2 . . 

422 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

423 

424 Abs. 1,2 
Abs. 3 Satz 

1, 2 
Satz 3 . . 

425 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 

426 

427 

428 Abs. 1 . 

Abs.2 Satz 1 
Satz 2 . . 

Abs. 3 . . . 

Abs. 4 . . . 

429 

430 

431 Abs. 1 . 

Abs. 2 . . . 

432 

433 

434 



StrPO. 

438 

439 

440 

441 

442 

. . ., vgl. 211 

447 Abs. 1 ; 

447 Abs. 2, 3; 



448 Abs. 1 Satz 1; 



448 Abs. 2; 



435 Abs. 1 
Satz 1 . , 



Satz 2 . . 

Abs.2. . . 

436 Abs. 1 . 

Abs.2 Satz 1 



Satz 2 
Abs.3. 

Abs.4. 



437 
438 



439 Abs. 1,2 
Abs.3 Satz 1 

Satz 2 . . 
Abs. 4 . . . 
Abs 5 . . . 

440 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 

441 

442 

443 

444 

445 Abs.' l', 2 
Abs.3. . . 

446 Abs. 1 . 
Abs. 2, 3 . 



447 
448 



448Abs.lSatz2; 

449 Abs. 1 

449 

vgl. 451 Abs. 1 

451 Abs. 1; 

451 Abs. 2; 

452 Abs. 1 ; 
vgl. 451 Abs. 1; 
451 Abs. 3 

450 

453* Abs. 1, 459 
Abs. 1; 

453 Abs. 2, 459 
Abs. 1 

453 Abs. 3, 459 

Abs. 1, 2 
453 Abs. 4, 459 

Abs. 3 

453 Abs. 3, 459 
Abs. 2 

454 Abs. 1, 459 
Abs. 2; 



455, 461 

454 Abs. 2, 460; 

454 Abs. 2, 460, 

456 Abs. 1, 462 

Abs. 1; 



vgl. 456 Abs. 1, 

462 Abs. 1 ; 
456 Abs. 1, 462 

Abs. 1 
vgl. 454 Abs. 2, 

469 
vgl. 456 Abs. 2, 

462 Abs. 2 
467; 
468; 

469 Abs. 1 ; 
469 Abs. 2; 



457 Abs. 3; 
458 



463 



467 

464* 

468,' 469 

465; 

vgl. 466, 417,467 

Abs. 2, 468, 469 
466, 429 
5 Abs. 2 Einf. 

Ges. zur StrPO. 



Entwurf. 

449 

450 

451 

452 

453 

454 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

455 

456 

457 

458 

459 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 
Abs. 3, 4 . 

460 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs.3. . . 
Abs. 4 . . . 

461 

462 Abs. 1 . 
Abs. 2 . . . 

463 

464 

465 

466 



StrPO. 



vgl. 470 

471 

472 



vgl. 473 
470; 

474, 322 
475 



477; 



467 

468 ... . 

469 Abs. 1 
Abs. 2 . . 

470 



478, 479 

480; 

480, 333; 

480, 334; 

480, 335 

325 Satz 2 

481; 

483 Abs. 1 

483 

494 Abs. 1, 2, 4 

490 

485 Abs. 1 Satz?, 

Abs. 2 
486 



482; 



471 

472 

473 

474 

475 

476 Abs. 1 . 
Abs.2. . . 
Abs. 3 . . . 

477 Abs. 1 
Satz 1 . . 

Abs.lSatz2, 
Abs.2 
Abs.3. 

478 .. . 

479 .. . 

480 .. . 

481 . . . 

482 .. . 

483 .. . 
484 
485 



vgl. 492 

487 

493 

488 

489 

vgl. 481 

492; 

494 Abs. 3; 



Abs. 1 
Satz 1 . . 
Satz 2, 3 . 

Abs.2. . . 

Abs. 3 . . . 



Abs.4. . . 
486 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

487 

488 .... 

489 

490 

491 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

492 

493 

494 Abs. 1 . 

Abs.2. . . 

Abs. 3 . . . 

495 

1 496 bis 500 



495; 
vgl." 488 
491* 



484 

497 Abs. 1 ; 

497* Abs. 1; 

498 Abs. 1, 499 
Abs. 1; 



498 Abs. 2; 

500 

499 

501 Abs. 1 

502 

503 

175; 

504 Abs. 1 

505 

506 

496 Abs. 1; 
vgi.501Abs.l,3, 

504 Abs. 2; 
vgl. 501 Abs. 2 

497 Abs. 2 

vgl. 496 Abs. 2 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 57. 



Lexikon des Deutschen Strafrechts 

nach den Entscheidungen des Reichsgerichts zum StrGB. 

zusammengestellt und herausgegeben von 
f Reichsgerichtsrat a. D. Dr. M. Stenglein. 

Nebst Supplement, bearbeitet von F. Galll, Reichsgerichtsrat a. D. 

Preis des 2150 Seiten Gross- Lexikon-8° starken Werkes komplett in 3 Bänden M. 36.50; 

in 3 eleg. Halbfranzbänden M. 43.50. 

Preis des Supplementes allein M. 4.50; eleg. geb. (passend zum Hauptwerke) M. 6.50. 

»Das Werk ist zum ständigen Handgebrauch allen Richtern, Anwalten, Verwaltungs- und 
Kommunalbehörden gänzlich unentbehrlich.« Gewerbearchiv. 

»Der Nichtpraktiker kann sich schwerlich eine Vorstellung von den Vorteilen machen, die der Besitz 
dieses Werkes mit sich bringt." Gruchots Beiträge. 

»Stengleins Lexikon ist das bedeutendste strafrechtliche Werk, welches an der Jahrhundert- 
wende auf den Büchermarkt gebracht wurde.« Archiv für Kriminalanthropologie. 

»Die Verwendbarkeit des hochbedeutsamen Lexikons wird in einem derartigen Masse erhöht, dass es 
sowohl den Besitz der Entscheidungssammlungen wie den eines grösseren Kommentars meisthin erübrigen dürfte-« 

Preuss. Verwaltungsblatt. 



Das Schwurgericht. 

Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Reichsgerichts 

für die Praxis dargestellt von 

J. Feddersen, 

weil. Landgerichtsrat in Göttingen. 

Nebst einem Anhange: 

Instruktion für den Dienst als Gerichtsschreiber in Schwurgerichtssitzungen. 

1907. 252 Seiten, 5 M., eleg. geb. 6 M. 

»Da das Schwurgericht auch für den zukünftigen Strafprozess beibehalten werden soll, darf für das 
vorliegende Buch eine lange Lebenszeit erwartet werden. Es enthält in geschickter Gruppierung eine Dar- 
stellung des Verfahrens unter Berücksichtigung der Literatur sowie der so wichtigen Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts. Der Verfasser zeigt einen sicheren Weg durch das Labyrinth.« 

Kammergerichtsrat Dr. Delius in der »Selbstverwaltung 1 . 

»Das Buch bietet dem Schwurgerichtspräsidenten eine vorzügliche Handhabe, die bei keinem 
Schwurgerichte fehlen sollte. Dass es auch den Beisitzern, Staatsanwälten und Rechtsanwälten ein willkommenes 
Hilfsmittel ist, bedarf keiner Begründung. Ein weiterer Vorzug ist der Versuch des Verf., den Geschworenen 
die nötigen Auslegungsmittel in die Hand zu geben, um Fehlsprüche zu vermeiden.« 

Jurist. Zeitschrift f. Elsass-Lothringen. 
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Die 

Strafrechtlichen Nebengesetze 

des Deutschen Reiches. 

Dritte, gänglich nett bearbeitete und vermehrte Auflage 

herausgegeben von 

Dr. M. Stenglein, 

f Reichsgerichtsrat a. D. 
1903. 1424 Seiten Gross-LexiKon-8 . 31 M., elegant geb. 34 M. 

Die dritte Auflage dieses Hand- und Nachschlagewerkes, das alle strafrechtlichen Nebengesetze, 
wissenschaftlich und praktisch in gleichmässiger Weise eingehend erläutert, vereinigt, ist in allen Teilen einer 
völligen Neubearbeitung unterzogen worden. Insgesamt umfasst diese dritte Auflage 113 Gesetze, wovon nicht 
weniger als 59 Gesetze völlig neu bearbeitet sind, so dass diese dritte Auflage als ein völlig neues Werk 
bezeichnet werden kann. 

Gewerbearchhr : »Der Kommentar zeigt in allen Teilen die geschilderten Vorzüge und überrascht durch 
die gleichmässige Durcharbeitung der behandelten Materien. Jedes der zahlreichen Gesetze ist mit derselben 
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit erklärt, keines tritt hinter dem anderen zurück.« 

Gruchots Beiträge : »Der Vorteil des Werkes besteht natürlich nicht nur darin, dass man die Fülle des 
gesetzlichen Materials zusammen hat, sondern vor allem in der Kommentierung einer ganzen Reihe von Gesetzen, 
die bisher noch nicht erläutert sind.« 

Prof. Dr. Niemeyer i. d. Zeitschr. f. Internat. Privat«- u. Oeffentl. Hecht: »Der Wert des Werkes 
wird durch die Bedeutung der Persönlichkeit des Verf. gekennzeichnet. Die Aufgabe ist in einer Weise gelöst, welche 
über jedes Lob erhaben ist. Die deutsche Strafrechtspflege kann dieses rührers fortan nicht mehr entraten.« 



Die 

Preussischen Strafgesetze. 

Zweite, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage. 

Erläutert von 

A. Groschuff, G. Eichhorn, Dr. H. Delius, 

weiland Senatspräsidenten beim weiland Senatspräsidenten beim Kammergericht. Kammergerichtsrat. 

Kammergericht. 

1904. 874 Seiten Gross-LexiKon-8 °. 23,50 M., elegant geb. 26 M. 

Diese zweite, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage vereinigt sämtliche, im ganzen 
Gebiete Preussens noch gültigen, zum Teil noch gar nicht erläuterten Strafgesetze, darunter alle Steuergesetze, 
unter voller Berücksichtigung der Literatur und der bis auf die jüngste Zeit ergangenen Rechtsprechung in ein- 
gehender Erläuterung und soll für den täglichen praktischen Gebrauch als Hand- und Nachschlage- 
buch dienen, das die zahlreichen Einzelschriften entbehrlich macht. 

Gewerbearchhr: „Das bereits in Juristen- und Verwaltungsbeamtenkreisen wohleingeführte Werk 



stellt einen Ergänzungsband des Kommentars von Stenglein dar. Beide Werke zusammen geben eine 
bis auf die neueste Zeit fortgeführte Zusammenstellung und Erläuterung der gesamten, neben dem Straf- 
gesetzbuche im Deutschen Reich und in Preussen geltenden Strafgesetze, deren Besitz dem Richter, Staats- 
anwalt, Rechtsanwalt, Polizei- und Verwaltungsbeamten im wahrsten Sinne des Wortes unent- 
behrlich ist. Auch hier ist die gründliche, Wissenschaft und Praxis gleichbeherrschende Inter- 
pretierung zu loben, die Vollständigkeit in der Verwertung des Entscheidungsmaterials sowie die kurze, 
aber bestimmte Stellungnahme zu allen in der Rechtsprechung aufgetauchten Streitfragen. 11 

Gruchots Beiträge: »Dies unentbehrliche Rüstzeug des Strafjuristen liegt neu bearbeitet voll- 
ständig vor, ein ersehntes und erfreuliches Ereignis.« 
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Chirurgische Operation 
und antliehe Behandlung. 

Eine strafrechtliche Studie von 
Professor Dr. CARL STOOSS. 

1898. Mk. 2,60. 
Das 

Prinzip der YerTOiikommnung 

als 



Die Dehandlung der Terwahrlosten 
und Terbreeherlsehen Jugend 

und Vorschläge zur Reform. 

Von Dr. ASCHROTT, 

Landgerichtsdirektor. 

1892. Mk. 1,—. 



Die Tierquälerei 



in der 



Grundlage der SlrafreeMsreform. ;Slraf|esetegebBiigilB-i.lBSlaBdes 



Eine rechtsphilosoph. Untersuchung 

von 

Rechtsanwalt Dr. jur. O. NETTER. 
1900. Mk. 6,50. 



Strafrecht und 

freie Liebestätigkeit. 

Vortrag von 
Professor D. Dr. KAHL. 



1904. Mk. 



-,50. 



Anarchismus und Strafreetat. 

Von 
Professor fDr. H. SEUFFERT. 

1899. Mk. 4,50. 



Ethische Werte in Strafrecht. 

Von 
Professor Dr F. VAN CALKER. 

1904. Mk. 1,20. 



Das Eindersehutzgesetz. 

(Gesetz, betr. Kinderarbeit in gewerb- 
,1 liehen Betrieben.) Vom 30. März 1<*)3. 

,: Für die Praxis erläutert von 

! f Schulrat Dr. HERMANN ZWICK. 

1903. Mk. —.80. 



nebst Vorschlägen zur Ab- 
änderung des Reichsrechts 
von Professor Dr. R. von HIPPEL. 
1891. Mk. 6,—. 



Die Lehre tob der Teilnahme 

und die 

leehtspreehug deslelehsgeriehts 

Kritische Studie von 
Professor Dr. VON BIRKMEYER 

1890. Mk. 7,—. 



Die Slrafgesetigenung 
in Deutsehen Beiehe. 

Von 
Professor fDr. H. SEUFFERT. 

1894. Mk 4,—. 



Die strafrechtliche Deiampfnii 

Ton Bettel, Landstreicherei 

nnd Arbeitsscheu. 

Eine Darstellung des heutigen deutsche; 
Reebtszustandes nebst Reform Vorschüben 

von Professor Dr. R. von HIPPEL. 
| 1895. Mit zahlreichen Tafeln. Mk.6-. 

Strafreehtspflege 

nnd Sozialpolitik. 

Ein Beitrag zur Reform 

der Strafgesetzgebung. 

Von Rechtsanwalt Dr. FUHR. 

1892. Mit mehreren Tabellen. Mk. 8,-. 



Strarreeht nnd Politik. 

Kriminalpolitische Gedanken eines 
alten Richters. 

Von JUSTUS CLEMENS. 
1899. Mk. 1,60. 



Die 

Lehre tob der Idealkonkurrenz 

Von 
Rechtsanwalt Dr. HEINEMANN. 

1893. Mk. 3,—. 



lommentar zor 
iilit&rstrafgeriebtsordnung 

nebst EinfUhrungsgesetz, Nebengesetzen 
und AusfUhrungsvorscbriPlen 

von fDr. STENGLEIN, 
Reicbsgericbtsrat a. D. 

1901. Mk. 9,-, geb. Mk. 10,25. 



Duell nnd Ehre. 

Von 
Professor Dr. M. LIEPMAXN. 

1904. Mk —,75. 



Zor Tagabondenfrage. 

Von 
Professor Dr. R. VON HIPPEL 



1902. Mk. 1,—. 

Einlegung und Begründung 
der Befision in Strafsachen. 

Praktische Anleitung zur Anfertigung 

strafrechtlicher Revisionsschriftes 
von 

Rechtsanwalt Dr. S. LÖWENSTEIN. 

BERLIN. 

1900. Kart. Mk. 2,20. i 
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Die Entschädigung 

der unschuldig Verhafteten und 

der unschuldig Bestraften. 



Kommentar 



zu den Reichsgesetzen vom 14. Juli 1904 und 20. Mai 1898 

von 

E. Burlage, 

Reichsgerich tsrat, 
Berichterstatter der Reichstagskommission für den Entwurf des Gesetzes von 1904. 

1905. Geheftet M. 3.—, gebunden M. 3.75. 



Aus den zahlreichen Besprechungen des Werkes: 



Qruchots Beitrage zur Erläuterung des 
deutschen Rechts: „Ein wertvoller, mit Umsicht 
und Verständnis geschriebener Kommentar, der um 
so mehr zu begrüssen ist, als die Fragen, die er 
aufrollt und bespricht, auf einem der Praxis fast 
unbekannten Gebiete liegen. Viele dieser Fragen 
sind deshalb schwierig, weil sie auf den Scheide- 
punkten zwischen Zivil- und Strafrecht liegen, und 
gerade diese hat der Verfasser aufgesucht und erörtert. 
Das Buch verdient die Beachtung aller juristischen 
Kreise. 44 

Zeitschrift für Deutsches Bürgerliches Recht 
und Französisches Zivilrecht: »Dieser auf das 
genaueste in alle Einzelfragen eingehende Kommentar 
der wichtigen Gesetze, übertrifft weit alle bisherigen 
Literaturerzeugnisse zu diesen Gesetzen. Jeder 
Strafrechtspraktiker wird ihn bald als unentbehrliches 
Hilfsmittel zur Hand nehmen. 4 * 

Badische Rechtspraxis: „Zu jedem Paragraphen 
bieten die Anmerkungen eine Fülle von Stoff« Der 
Kommentar wird auch neben der StrP.- Novelle 
seinen Wert behalten, da die beiden Entschädigungs- 
gesetze unberührt bleiben. 44 



Archiv für Öffentliches Recht: „Das Buch 
nimmt unter den Schriften gleichen Inhalts einen 
hervorragenden Platz ein und wird namentlich dem 
Praktiker wohl niemals die über irgend einen 
Punkt gesuchte Auskunft versagen. 44 

Blltter für Qef Ingniskunde : „Der Kommentar 
ist von grosser Ausführlichkeit, so dass wohl kaum 
eine Frage auftauchen wird, deren Lösung ihm nicht 
zu entnehmen wäre. Wir glauben, dass das Buch 
auch für die Strafanstaltsdirektionen bei Beant- 
wortung gelegentlicher Anfragen von Sträflingen von 
grossem Werte sein wird. 44 

Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern: „Mit 
einer hervorragenden Gründlichkeit und Stoff- 
beherrschung hat sich Verf. erfolgreich bemüht, nicht 
nur alle auftauchenden Rechtsfragen .offen zulegen 44 , 
sondern sie unter sorgfältiger und selbständiger Ver- 
wertung der sämtlichen Materialien zu lösen. 44 

Deutsche Juristen - Zeitung (Geh. Justizrat 
Landgerichtsdirektor Dr. Hoppe): „Der erste Platz 
unter diesen Werken gebührt dem von Burlage." 
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Hand-Ausgabe der Deutschen Grundbuch- 
ordnung nebst einer systematischen Darstellung 
des materiellen .Liegenschaftsrechts. Für die preuss. 
Praxis bearbeitet von Landgerichtspräsident a. D. 
t O. Phlller. 1901. Geb. M. 5.-. 

Reichsge8etz über die Zwangsversteigerung 

Und Zwang8Verwaltung nebst Einf.-G. vom 

24. März 1897. Für die Praxis erläutert von 

J. Günther, Landgerichtspräsident. Zwei Bande. 
1899/1900. Geb. M. 6.—. 

Handkommentar zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. Aus der Praxis für die Praxis be- 
arbeitet von Dr. jur. W. Hertzer. 1902. Geb. 
M. 4.—. 

Grundriss des Eisenbahnrechts mit besonderer 

Berücksichtigung Deutschlands, Oesterreichs und 
der Schweiz. Ein kurzgefasstes Lehrbuch für 
Juristen, Eisenbahnbeamte und Studierende von 
Privatdozent Dr. Koehne, Berlin. 1906. M. 2.—, 
kart. M. 2.40. 

Gesetz und Richter. Versuch einer Methodik der 
Rechtsanwendung. Von Amtsrichter Dr. M. Rumpf. 
1906. M. 4.—. 

Typi8Che Prozesse. Ein Zivilprozesspraktikum 
zum Gebrauch bei akademischen Uebungen und 
zum Selbststudium. Zweite, vermehrte Auflage. 
Von Prof. Dr. K. Heintheimer. 1908. Kart. 
M. 2.40. 

Festgabe der Juristischen Gesellschaft zu 

Berlin zum 50 jähr. Dienstjubiläum des Reichs- 
bankpräsidenten Exz. Dr. Koch. Nebst einem 
Porträt des Jubilars. 1903. M. 12.— ; eleg. geb. 
M. 14.50. 

Das neue Deutsche Bürgert. Recht in 
Spruchen. Von Prof. Dr. Georg Cohn. I. Allg. 
Teil. Zweite Aufl. 1899. M. 2.—. II. Recht der 
Schuldverhältnisse. 1897. M. 3.—. III. Sachen- 
u. Familienrecht. 1899. M. 6.—. IV. Erbrecht 
1900. M. 3.—. Jeder Band kart. einzeln käuflich. 

Die gerichtliche Aktenkunde. Ein Leitfaden 

zur Einführung in die Praxis, insbesondere für 
Referendare. Von Landgerichtsrat Dr. P. Schellhas. 
1900. M. 1.20. 

Liliput-Ausgaben. Text-Ausgaben mit Sachregister. 
Mit dem amtlichen Text genau übereinstimmend. 
I. Band: Bürgerliches Gesetzbuch nebst Einf.-Ges. 
5. Auflage. 45. — 56. Tausend. II. Band: Handels- 
gesetzbuch, Zivilprozessordnung, Konkursordnung 
nebst Einf.- und Preuss. Ausf.-Ges. 1. — 20. Tausend. 
Preis für jeden Band geb. M. 1. — . 



Bürgert. Gesetzbuch in Frage u. Antwort 

Ein Repetitorium zum Selbststudium von Dr. Höfling, 
Landgerichtsrat. Bandl. 1899. Gefa.M.4.— . Band II 
1900. Geb. M. 3.20. 



Das Handelsgesetzbuch i. Frage u. Antwort. 

Ein Repetitorium zum Selbststudium. Von Rechts- 
anwalt Dr. Liebling. 1901. Geb. M. 4.50. 

Wegweiser für den Rechtsverkehr zwischen 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 

VOn Amerika. Zweite, stark erweiterte Auflage, 
zusammengestellt für die Bedürfnisse der deutschen 
Praxis von Rechtsanwalt Dr. Schnitzler, New York. 
1903. M. 3.20; geb. M. 3.75. 

Miet- und Pachtrecht nach dem Bürgerlichen Ge- 
setzbuch. Zum praktischen Gebrauch bearbeitet 
von A. Fränkel, Justizrat. 1897. Karton. M. 3.—. 

Die Praxis des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes. Dargestellt 

auf Grund von 310 Entscheidungen nebst Vor- 
schlägen zur Aenderung des Gesetzes. Im Auf- 
trage des Bundes der Handel- und Gewerbetreibenden 
bearbeitet von H. Poeschi. 1903. M. 3.50; geb. 
M. 4.20. 

Der Preussische Testamentsrichter. Ein 

Handbuch für Richter, Notare, Referendare und 
Gerichtsschreiber. Nach dem BGB., den Neben- 
gesetzen des Reichs und Preussens dargestellt von 
Amtsrichter Götte. 1901. Kart. M. 2.60. 

Die Preussische Gesindeordnung vom 8. No- 
vember 1810 nebst ihren reichs- und landesgesetz- 
lichen Ergänzungen und einem Anhange: Das 
polizeiliche Verfahren in Gesindesachen. Erläutert 
von Rechtsanwalt Dr. jur. A. Nussbaum. 1899. 
Kait. M. 2.20. 

Reichsgesetz betr.' die Patentanwälte vom 

21. Mai 1900. Für den praktischen Gebrauch 
systematisch dargestellt von Geheimem Regierungsrat 
u. Direktor im Patentamt Dr. P. Damme. 1900. 
Eleg. geb. M. 3.50. 

Die Reichsgesetze zum Schutze des gei- 
stigen und gewerblichen Eigentums. 

Dritte, neu bearbeitete und vermehrte Auflage. 
Erläutert von Reichsgerichtsrat f Dr. Stenglein. 
1902. M. 5.40; eleg. geb. M. 6.—. 

Die Post-, Bahn- und Telegraphengesetz- 
gebung des Deutschen Reiches. Erläutert von 
Reichsgerichtsrat a. D. + Dr. Stenglein. Zweite, 
vermehrte und verbesserte Auflage. 1902. M. 2.50. 
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Kommentar zum Preußischen Stempelsteuer- 

rypqp+Tr MXt Tabellen, den gesamten Ausführungsbestimmungen, dem Reichsstempel-, Erbschafts- 
gCotlLi steuergesetz und einem Anhang: Die den Notaren als Amtsstellen der Steuerverwaltung 
zustehenden Befugnisse und obliegenden Verpflichtungen. Von Justizrat Ernst Heinitz, Berlin. Dritte, 
veränderte and vermehrte Auflage. 1908. Etwa 22 Mk., eleg. geb. etwa 24.50 Mk. 

„Wer nur immsr mit dem Stempelrecht zu tun hat: Qerichte, Notire und Verwaltungsb hörden, sie alle können 
den Kommentar von Heinitz nicht mehr en behren, und sie werden die neue Auflage mit Freuden begrüßen." 

Senatspräsident beim Oberverwaltungsgericht Dr. Seh ultzen stein in der Deutschen Juristen-Zeitung. 

Kommentar zum Gesetz, betreffend die Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung. 2Sfi2f~ 

mehrte Auflage nebst einem Anhang: Die Einkommenbesteuerung der Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung in Preußen und die Reichsstempelabgabe auf die Tantiemen. Von Justizrat Dr. J. Liebmann. 

1906. 4.80 Mk., eleg. geb. 5.60 ML 

„Nicht nur der Zweck des Verfassers, den Praktikern in allen wichtigen Fragen Aufschluß zu geben, ist er- 
reicht, sondern auch dem, der sich wissenschaftlich mit dem Gesetz beschäftigt, wird die in dem Kommentar 
niedergelegte fleißige und umfassende Arbeit gewiß von Vorteil sein." Monatsschrift für Handelsrecht. 

T*\Ck C Rq n \f(\ Annf CTP^CPf 7 Gesetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Auf- 
LJCIO IJdlmUC^UlgCdCIX. bewahrung fremder Wertpapiere. Für die Praxis be- 
arbeitet von Geh. Justizrat, Prof. Dr. Messer. Zweite, völlig umgearbeitete Auflage. 1906. 3.— Mk., geb. 3.60 Mk. 



Die zweite, stark erweiterte Auflage hat die Oestalt eines ausfuhrlichen Kommentars 
gäbe erfüllen will, alle in Rechtsprechung und Literatur seit Erlaß des Gesetzes aufgetaut 
und zu vertiefen. 



Das deutsche Patentrecht. 



Ein Handbuch für Praxis und Studium von 
Geh. Regierungsrat, Direktor im Patentamt 
Dr. F. Damme, Berlin. 1906. 10.— Mk., eleg. geb. 11.— Mk. 

„Das Buch zeichnet sich durch eine große Originalität aus: es ist originell in der Auffassung der ganzen 
Materie, in der sprachlichen und sachlichen Darstellung und auch In der Methode. Schon der geschichtliche Rück- 
blick auf die Entwicklung des Patentwesens ist in meinen Augen ein Meisterstück. Aber auch die Darstellung 
des materiellen und formellen Patentrechts (in 9 Kapiteln) verdient uneingeschränktes Lob, denn sie bringt neue 
Gedanken, neue Formulierungen und neue Horizonte in das Patentrecht hinein. 44 

Prof. Dr. Meili, Zürich, in der Deutschen Juristen-Zeitung. 

I^Uffpllp linH TrilQ^Q Ihrc stellun 2 im Wirtschafts- und Rechtssystem der 
rVctl IC11C UHU 1 1 UolO. wichtigsten Kulturstaaten. Eine nationalökonomisch- 
juristische Studie von Rechtsanwalt, Privatdozent Dr. Baumgarten und Amtsrichter Dr. Meaztenyv 
1906. 8.50 Mk., geb. 11.— Mk. — Preisgekrönt von der Ungarischen Akademie der Wissenschaften. 

„Das Buch dürfte sich bald von allen juristischen und volkswirtschaftlichen Kreisen weit nnd breit die Krone 
der allgemeinen Anerkennung erringen." Kartell-Rundschan. 

Das Preußische Ausführungsgesetz zum BGB. 

unter Berücksichtigung des Preußischen Landrechts, gemeinen und rheinischen Rechts, kommentiert von 
den Justizraten Dr. Josef Stranz und Stephan Gerhard. Nebst Anhang: Die noch geltenden 
privatrechtlichen Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts, des Code civil und der wichtigsten Er- 
gänzungsgesetze. 1900. 10.80 Mk., eleg. geb. 12.— Mk. 

Kommentar zum Reichsgesetz über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Von Justizrat Adolf Weißler, Halle. 1900. 7.50 Mk., eleg. geb. 9.50 Mk. 
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Anleitung 
3ur ftrafrecbtlicben Praxis. 

€in Beitrag 3ur ftusbilöung unferer jungen Juriften 
unb ein Ratgeber für Praktiker 

von 

Dr. jur. ßermann Cucas, 

Wirhl. Oeb. Rat unb (Diniftertaloirehtor im Preufe. Juftijminifterium. 

erfter Teil: Das formelle Strafrecbt 

-S 5weite, vermehrte unb verbefferte Auflage, 1905. 

3weiter Teil: Das materielle Strafrecbt 

5weite, verbefferte unb vermehrte Auflage. 1907, 
]eber Banb, völlig in ficb abgefcbloffen. unb ein3eln kauf lieb, (Dk. 8.—, eleg. geb. CDk. 9.-. 



3eitfcbrift für Rechtspflege in Bayern: „Cs gibt Bücher, nach beren Prüfung man 
bem Verfaffer öie ßanb fcbütteln unb bafür banken möchte, bafc er bas Bucb gefebrieben 
bat. 3u biefen leiber recht feltenen Bücbern gebort bas vorliegenbe. €s ift geeignet, 
bem jungen Juriften einen Einblick in bie ihm in ber Regel, wenn er bie Univerfität 
verläfet, noch fo frembe unb unvertraute Durchführung bes Strafrecbts 3U geben, von 
bem er bis babin nur mit (Dübe unb Verbrufe eine Reibe von Begriffen unb Vorfcbriften 
feiner Kenntnis einverleibt bat. leb möchte bas Bucb allen, bie noeb nicht felbft erprobt 
haben, wie febön unb reich bie Aufgaben bes Rriminaliften finb, 3ur Klärung ihres 
häufig fo falfcben Urteils warm empfehlen. 11 

Schweif 3eitfcbrift für Strafrecbt (Prof. Stoofe): „Seine Aufgabe löft Cucas 
glän3enb. Flur ein. Jurift, ber bie Praxis bureb unb bureb kennt, vermag ben jungen 
Sacbgenoffen fo fafejlicb unb über3eugenb über bas, was er 3U tun bat, auf3uklären . . . 
Das Buch feffelt von ber erften Seite an unb mufe bei jebem, ber eines kriminaliftifeben 
Intereffes fähig ift, biefes Intereffe wecken unb kräftigen." 



3u be3ieben bureb olle Bucbbanblungen fowie birekt vom Verlage. 
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